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Beilage Nr. 1. zum 1. Protokoll. 


Berzeichnig der in der erften Sitzung der zweiten 


Ständefammer anweſenden Mitglieder, 
Darmfladt am 25. April 1835. 





Erfter Prafident: Herr Eigenbrodt, Geheimer Staatörath. 
Here Freiherr von Breidenbach, Kammerherr und Obriftlieus 
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— 


tenant, zu Darmſtadt. 

Graf von Lehrbach, Obriſt und Kammerherr, Hofmar⸗ 
ſchall zu Darmſtadt. 

Freiherr von Nordeck zur Rabenau, Kammerherr und 
Oberforſtmeiſter, zu Seligenſtadt. 

Freiherr von Nordeck zur Rabenau, Kammerherr und 
Obriſtlieutenant, zu Darmſtadt. | 

Oberconfiftoriaatyp und Stadtpfarrer Köhler, zu 
Darmftadt. 

Syndikus und Hofgerichts-Advocat Lotheifen, zu 
Darmftadt. 


Dr. Kitgen, Geh. Mebicinalrath, zu Gießen. 

Bürgermeifter d’Droille, zu Offenbach, 

Bürgermeifter Fritz, zu Friedberg. 

Dr. Schmitt jun., zu Mainz. 

Löffler, Oekonom zu Sprendlingen. 

Schend, Seheimmerrath, zu Darmftadt. 

Maurer, Rechnungstammerrath, zu Darmftabt. 

Hardy, Regierungdrath, zu Darmftadt. 

Pabft, Deconomierath zu Darmftadt. | 

Cameſasca, Domänenrath, zu Lampertheim. 

— Oberappellationd : und Caſſations⸗Gerichtsrath, 
zu Darmſtadt. 

Bergfträßer, Rentamtmann, zu Breuberg. 

Dee Hofgerichtörath, zn Darmftabt. 
eyland, Dberappellationd = und Gafjationd = Gerichtö» 
rath, zu Darmftadt. 

Stammler, Landrath, zu Battenberg. 

von Srolmann, Dberappellations- und Gaffationdges 
richtörath, zu Darmftadt. 

Schneider, Rentamtmann, zu Gießen. 

Zulauf, Beigeordneter, zu Eudorf. 


Beil, z. d. Verhandl. d. 2. Kam, I. Bond, 1 


2 ‚Beilage Nr. 1. zum 1. Protokoll, 


Prätorius, Mentamtmann, zu Homberg. 

an Goldmann, Negierungsrath, TR Asia AR 
Knorr, Oberconfiftorialrath,, zu Darmftadt. 
Wolff, Hofrath, zu Hofheim: | | 

irſch, Oberfinanzrath,, zu Darmftadt. 

errot, Gutöbefiker, in Alzei. 
Brund, Bürgermeifter, zu Fürfelden. 
Dominicus Bed, Gutsbefiger, zu Gauböcdenheim. 
Grode, Deconom, zu Odernheim. 
Dr. Glaubrech, gu Mainz. 
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Beilage Nr. 2. zum 2. Protokoll. 
Verzeichniß der in der vereinigten Sitzung der beiden 
laͤndſtaͤndiſchen Kammern des —— — Heſ⸗ 
ſen anweſenden Mitglieder in dem Si 
zweiten Kammer. | | 


itzungſaale der 
Darmftadt am 28. April 1835. . 
Morgens 14 Uhr, 





A. Mitglieder ber erfien Kammer. 4 
1) Sr. Hoheit der Prinz Emil von Heffen, Erfier 
Prſident. 7 


2) Sr. Hoheit der Erbgroßherzog von eſſen. 
8) Sr. — der Prinz Carl von Heflen.., | 
4) Sr. Durchlaucht der Here Fürft don Solms: %ic, : 
5) Sr. Erlaucht der Herr Graf Ernft Caſimir von Sfen: 

nn EEE 
6) Sn „der Here Graf Ludwig von Erbach; 

enauti :- A Ehe \ 
7) Sr. Erlaucht der. Herr Graf Otto von Solms⸗Laubach. 
8) Herr Jeannot Riedeſel, Freiherr zu Eiſenbach. 
9) Sr. Erlaucht der He r Erbgraf Herman von Stollberg 

„Wernigerode #Gedern.” > . Ä 

10) Der Fatholifche Landesbifchof, Hert Dr. Raifer. 

11) Se ——— Freiherr von Breidenſtein zu Brei⸗ 

denbach . — | 


12) Der Kanzler der Landes-Univerfität, Herr Dr. ge. 
13) St. Durchlaucht- der Herr Fürft Adolph von ayn⸗ 
| ittgenftein > Dohenften. | 

14) Sr. Erlaucht der ‚Herr Graf Heinrich Ferdinand von 
Sienburg= Ppitippseich. er | — 

15) Der Obercermonienmeifter, Geheimerrath, Herr Frei⸗ 

16) * —— — Fe Er * 
Der wirkliche. Herr Geheimerath un er⸗Finan 
"Kammer « Präftbens von Kopp, Ercellenz. 

B. Mitglieder der zweiten Kammer. 


1) Erfter Präfivent: Herr Eigenbrodt, Seheimer 
Staatörath. x 


Beilage Nr. 2. 


2) Here Sreibere vrn Breidenbah, Kammerherr und 


ee 
—— 
59 — 
— 


S 
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111114114161 


8 


8 
| 


Obriftlieutenant, zu Darmftadt. 

Freiherr von Günderrode, Kammerhere und 
Major, zu Höchſt a. d. N. 

Graf von Lehrbah, Dbrift und Kammerherr, 
Hofmarfchall zu Darmftadt. 

Freiherr von Norded zur Rabenau, Kammerherr 
und Oberforftmeifter, zu Scligenftadt. 

Freiherr von Norded zur Rabenau, Kammerherr, 
und Obriftlieutenant, zu Darmfladt. 

Freiherr von Norded zur Rabenau, Kammerherr, 
und Major, zu. Darmftadt. 

Oberconfiftorialraty und Stadtpfarrer Köhler, 
zu Darmſtadt. 


Syndicus und Hofgerichtdadvocat Korheifen, zu 
Darmitadt vofs J 


Dr. Nitgen, Geh. Medicinalrath, zu Gießen. 
Bürgermeifter d'Orville, zu DOffenbad). 
Bürgermeifter Fritz, zu Friedberg. 


Dr. mitt jun., zu Mainz. 


Löffler, Deconom, zu Sprendlingen. 
Scend, Geheimerrath, zu Darmftadt. 
Maurer, Rechnungskammerrath, zu Darmftadt. 
Re Regierungsrat), zu Darmftadt. 
abft, Deconomierath, zu Darmftadt. 
Camefadca, Domänenrath, zu Lampertheim. 
Ludwig, Oberappellationd» und Gaffationd Ge: 
richtörath, zu Darmftadt. 
Zn ederfabrifant zu. Nedarfteinach. 
Bergfträßer, Nentamtmann, zu Breuberg. 
Dell Hofgerichtsrath, zu Darmftadt. 
eyland, Dberappellations » und Caſſationsge⸗ 
richtsrath, zu Darmftadt. 
Stammler, Landrath, zu Battenberg, 
von Grolmann, Oberappellations und Caſſa⸗ 
tiondgerichtörath, zu Darmftadt. 
Schneider, Rentamtmann zu Hombeig. 
Zulauf, Beigeordneter, zu Eubdorf. 
Praetoriud, Nentamtmann zu Hombera, 
Goldmann, Regierungsrath, zu Darmftadt. 
Knorr, Oberconfiftortalrath zu Darmftadt. 
Wolff, Hofrath, zu — 
Hirſch, Oberfinanzrath, zu Darmſtadt. 


I 


zum 2. Protokoll. _ 3 
34) Herr Perrot, Gutsbeſitzer 
ch Bunt, en zu $ Girfeiden. 
36) — Dominicus Bed, ae zu Gaubödelheim. 


37) — Grobe, Deconom, zu Obern 
88) — Dr. Slaubreh, zu Mainz. 
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Beilage Nr. 3. zum 2. Protokoll. 


Vortrag des Herrn Präfidenten ded Finanzminifteriums 
Sreiheren von Hofmann Creellenz, betreffend die 
Nachweiſung über die Finanzverwaltung in den 
Fahren 1830, 1831 und 1832 und vorläufige 
Ueberficht derfelben in den Jahren 18%/,,, auch 
über die Verwaltung der Hauptreftenfaffe von 1833 
und 1834 und der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe 
von 18°% 35+ 





Höhft: und Hochzuverehrende Herren! 


Auf allerhöhften Befehl Sr. Königlichen Hoheit des 
Großherzogs üÜberreiche ich Ihnen hierbei die Verfaſſungs⸗— 
mäßige Nachmweifung über die Verwendung der GStaatdetns 
fünfte in den Sahren 1830, 1831 und 1832, um ſolche zu 
prüfen, und daraus die Ueberzeugung zu fchöpfen, daß bie 
von den Ständen ded Großherzogthums für diefe Periode be: 
willigten Summen, foweit ed der Natur der Sache nad) 
möglich war, den, durc die Vereinbarung über dad Staats» 
budget beftimmten Zweden gemäß verwendet, und die Staatö- 
einfünfte überhaupt nach den Vorfchriften der Gefeße verwal- 
tet worden find. 

Die Actenſtücke, aud welchen diefe Nachweifung beftebt, 
find folgende: 

. I. Eine von Großherzogl. Rechnungskammer aud abge 
fchloffenen Rechnungen zufammengetragene und von bieler 
Behörde beglaubigte Zufammenftellung der Staats : Einnah- 
men und Ausgaben von dem Jahre 1830. 

1. Eine gleiche, in derfelben Form abgefaßte Zufammens» 
ftelung der Staatd:Einnahmen und Ausgaben von dem 
Bahr 1881. 

IN. Eine gleiche Zufammenftellung der Staat3:Einnahs 
men und Ausgaben von dem Jahr 1832, fo wie die vorigen 
* — Rechnungskammer aufgeſtellt und bes 
glaubigt. 

IV. Eine von Großherzogl. a a ebenwohl 
beglaubigte Hauptzufammenftellung der Staats » Einnahmen 
und Ausgaben in den Sahren 1830, 1881 und 1832, ver: 


Beilage Rr. 3. zum 2. Protokoll. 2 


bunden. mit einer, ‘alle Häupt: und Untetabtheiliingeh des 
Staatsbudgets umfaffenden genauen Wergleihung der in 
diefen drei Jahren wirklich ftattgehabten Ausgaben, mit den 
für dieſen Zeitraum durch das Staatöbudget feftgefetten 
Summen. ; = 

V. Eine von Großherzogl. Rechnungskammer aufgeftellte 
und beglaubigte befondere Vergleihung der in. ben Jahren 
1830 bis 1832 ftattgehabten Auögaben an Befoldungen, 
mit den, durch dad Staatäbudget für biefe Ausgaben feftges 
fegten Summen. Ä 

VI. Eine Reihe von Erläuterungen mit XXVHI. Be: 
legen, welche in Beziehung auf alle Abweichungen der wir 
lihen Einnahmen und Ausgaben von den Antäßen in dem 
Staatöbudget vollftändige Auskunft ertheilen, und diefe Dif— 
ferenzen Fa dad kleinſte Detail auflären und vechtfertis 
gen. —— 1 \ 

Vo. Eine Bergleihung bed wirklichen Anhaltes der 
Staatörechnungen für die Jahre 1830, 1331 und 1832 na 
deren Abfchluß, mit der auf den Zandtagen von 1832 un 
1834 den Ständen des Großherzogthumd übergebenen, nur 
theilweife auf aufgeftellte Rechnungen, größtentheild aber blos 
auf Handbuch : Auszüge und Boranfhläge gegründeten vor 
läufigen Weberficht. u d ——— — 
| Sie werben, meine höhft und hachzuverehrenden Herten, 

aus diefen Actenftüden folgende Hauptrefultate entnehmen: 
u Die za no 1, und een 
taatdeinnahmen in den Jahren 18°°/,, erreichte den Betrag 
von: 21,279.407 0 2 7 — | — 
und übeiſtieg alſo die in dem Sliaatsbudget vorgeſehent 
Summe um nicht weniger als: | 
27918 17, xIæ. 

Von diefer Mehreinnahme fallen unter andern: 
duf die Cameral⸗ und Forft:Domänen, hauptſaͤchlich in Folge 
höherer Naturalienpreiße. -» . . . 1,056,89%7 fl. 51'/, Er. 
auf die Regalien , » .,- 660,290 » 18‘), = 
auf die directen Steuern in Folge der 
Prorogätioh des Finanzgefeged im 


44,838 » 27 


Sahr 1880 F s 3 
auf die indirecten Auflagen. . . . 565,291 : 4 ; 
auf die Zölle . > 2 2 2.2.2 20805 =» 7), « 
auf die außerordentlihen Einnahnien 786,065 : 2 = 


und wenn die Vergleichung bei der Rubrik: Einnahmen aus 
verfchiedenen Quellen, einen, den Boranfchlag nicht erreichenden 
Ertrag angiebt, fo liegt dieß ganz allein daran, daß der unter 


3 Beilage Nr. 3 


biefer. Rubrik im Staats budget aufgeführte” Zuſchuß aus dem 
Betriebskapital von jährlich 117,856 fl. welcher von ber Ber: 
waltung gar nicht in Anfpruch genommen worden ift, in ben 
Rechnungen nicht in Einnahme erfcheint. 
Dagegen erhob ſich aber auch die gefammte RER 
gabe in den bezeichneten Jahren auf 
20,761,395 fl. 18°/, kr. 
indem fie die durch das Staatsbudget vorgefehene Summe um 
2,271,156 fl. 18°), kr. 
überftieg. 
Zum großen Theil fallen dieſe Mehrausgaben auf Ru⸗ 
briken, welche, wie z. B. folgende: 
aus Reviſi onsbemerkungen zu — Dee 


mit . . a fl. 24'/, fr 
Laften und Abgnge mit1 . 286,411 : 46'/, = 
Penſionen . . De a a ge 70,794 :4 5» 
Landftände. . — 38/189 : 16°), > 


von der Einwirkung ber Regierung un: 
abhängig, oder wie die ganze außeror: 
dentliche Ausgabe mit . . . ..941,683 : 52'/, = 
in dem Staatöbudget gar wicht. vorge: 
fehen, oder endlih auf dem vorigen 
Landtage, wie die Mehrausgabe bei der 


Militärverwaltung mit . . . . 375,082 = ©), 3 
bereits gerechtfertigt und anerkannt wors 
den find. 


Die übrigen Mehrausgaben haben 
bei. folgenden Rubriken ftattgefunden : 
Bedürfniffe des Großherzogl. Haufes 
und Hofes. . 89568 -» 5), =» 
Geheimes -Staat3- Minifterium, Staats - 
rath und geheime Gabinet3: Erpedition. 26,488 = öl = 
Minifterium der auswärtigen ——— 
heiten . . : 54), ⸗ 
Minifterium des Innern und der Zuftiz. 293,149 = 29), = 
Minifterium der Finanzen . 109145 : 3g/, > 
Allgemeine Koften in den Collegien⸗ 
häuſern. 1 = 
‚In Anfehung aller dieſer Poſten beziehe ih mich vor» 
erft im Allgemeinen auf die Erläuterungen, welche den Stän: 
den fchon auf dem vorigem Landtage, theils in meinem Bor: 
“trage, theild in der Correſpondenz mit den Ausſchüſſen, und 
theild durch die Aeußerungen der NRegierungd » Commilfarien 


—— * en 





zum. 2. Protokoll, | 4 


in den Kammern bereitd gegeben worben find, und auch 
Anerkennung gefunden haben. | 

Was indbefondere die Ausgaben des Minifteriumd der 
auswärtigen Angelegenheiten betrifft, fo hat fi die Summe 
derfelben in den Sahren 1830 und 1831 nicht geändert, und 
es ift daher meinem früheren Vortrag über diefelben, auf den 
ich mich beziehe, nicht zuzufegen. Was das Jahr 1832 bes 
trifft, fo war gefagt worden, daß die Ausgaben des Minis 
fleriumd der auswärtigen — in demſelben wahr⸗ 
ſcheinlich die Summe von: 70,000 fl. nicht überſteigen wür⸗ 
den. Der. befinitive Abfchluß der Rechnung ergiebt aber, daß 
auf die verwilligte Summe von 81,621 fl. nur.66,570 fl 
alſo 15,051 fl. weniger, als verrwilligt waren, ausgegeben 
worden find, wodurch die, allein durch Bundeslaſten veran⸗ 
laßte Weberfchreitung in den beiden früheren Jahren abermals 
—— und dargethan worden iſt, wie ſehr man von 

eiten der Verwaltung auf Erſparniſſe bedacht war. 

Auch in Beziehung auf die Mehrausgaben in der. Vers 
waltung des Minifteriumd ded Innern und ber Juſtiz rufe 
ih dasjenige ind Andenken zurüd, was in meinem oben er: 
wähnten Vortrage und in den Verhandlungen des 5. und 
y tags überhaupt, den Ständen bereitd erklärt wors 
en ift. 

Nah einer fummarifchen Weberficht, welche den oben uns 
ter VI. erwähnten Erläuterungen ald Beilage XIII. beigefügt 
ift, hat in der Periode 18°°/,, die verordnungsmägige Mehr: 
vergütung auf Naturalbefoldungen, wegen höherer Naturalien: 
preiße, in dem Reſſort des Minifteriumd des Innern und 
der Juſtiz nicht weniger ad . . . . . . 81,766 
betragen, und fchon durch diefen Poften, welcher Feiner Ber 
anftandung unterliegen Tann, finft die Mehrausgabe von 
ee. heb fl. 29'/, fr. auf die Summe von 261,383 fl, 29'/, 

. herab. 

Unter den einzelnen Poften, welche diefe Weberfchreitung 
hauptſächlich veranlagt haben, trifft der ftärkfte im Betrag 
von circa 180,000 fl. die Griminalfoften, und die Gründe, 
welche diefen Mehraufwand nöthig gemacht haben, find von 
ber Staatöregierung auf den beiden legten Landtagen fo oft 
und fo ausführlich auseinander gefeßt worden, baß ich mid) 
auf biefe früheren Mittheilungen lediglich beziehen Tann. 

Einen weiteren Beftandtheil ter Mehrausgaben in der 
Verwaltung des Minifteriums des Innern und der Juſtiz 
bilden die Weberfchreitungen bei den Kanzleikoften der Juſtiz— 
und Adminifirativ-GCollegien, und biefe find im Allgemeinen 


Be Beilage Ar. 3. 


durch die, bei den Behörden eingetretene bedeutende Gefchäfts- 
vermehrung, in$befondere aber durch den in diefer Periode 
ftattgefundenen Regierungdwechfel, fo wie durch die Einrich: 
tung und Meublirung des AJuftizpallafted® zu Mainz veran: 
laßt worden. 

Auch hat in jener Verwaltung eine. außerordentliche, im 

Staatöbudget gar nicht vorgefehene Ausgabe von 4,524 fl. 
41 fr. ftattgefunden , welche durch Maafregeln gegen die Cho: 
lera veranlaßt worden ift, und welche ſchon durch die Gering- 
fügigkeit ihres Betrags den Beweis liefert, daß die Staats— 
regterung die Fürforge für das Mohl der Bewohner des 
Großherzogthumsd mit der möglichften Sparfamkeit zu vereini: 
gen gewußt hat. 
Was nun endlid die Mehrausgaben in der Verwaltung 
bed Minifteriumd der Finanzen betrifft, fo beziehe ich mich 
deßfalls ganz auf die beigefügten ausführlichen und volftän: 
digen Erläuterungen. 

Denn nad) dem Inhalt der Rechnungen in diefer Ver: 
waltung eine Mehrausgabe auf Befoldungen von 9,835 fl. 
46 Fr. ftattgefunden zu haben fcheint, fo muß dagegen in 
Erwägung , gezogen werden, daß die verordnungsmäßigen 
Mehrvergütungen wegen erhöhter Naturalienpreife, in der 
Periode, von welcher die Rede ift, bei den Befoldungen im 
Reſſort des Minifteriumd der Finanzen 24,401 fl. betragen . 
haben, und daß daher an diefen Befoldungen gegen die Be: 
willigungen im Staatöbudget in der That nit nur Feine 
Ueberfchreitung flattgefunden hat, fondern noch 14,568 fl. 
14 Er. erfpart worden find. 


Schon dur den Abzug der verordnungsmäßigen Mehr 
vergütung auf Befoldungs = Naturalien finft die berechnete 
Mehrausgabe von 109,145 fl. 391/, Er. auf 84,744 fl. 39'/, Fr. 
herab, und diefe ganze Mehrausgabe fteht in ungertrennlicher 
Berbindung mit den bedeutenden Mehreinnahmen, welche im 
Laufe diefer Finanzperiode ftattgefunden haben; fie ift alſo 
unläugbar im eigenen Ssntereffe der Finanzen und ded Landes 
verfügt worben. 

Zu einer vorläuffgen Beurtheilung dieſer Verſicherung 
führe ich bier blos an, daß: 
1) wegen vermehrtem Abſatz der Salzregie 
und dadurch bedeutend erhöhtem Ein: 
fommen 
a) für Salzankauf und Transportkoſten 31,368f1.17 Fr 


zum 2. Protokoll. € 6 


) an: Gebühren der Salzauswieger . 2,909f.55 Fr. 
6) an allgemeinen Koften beide Sl — 
SE Be 
mehr verwendet werden mußten, als in 
dem Staatd-Budget vorgefehen war, daß 
2) wegen vermehrtem Abſatz der Stempels 
. verwaltung | 
a) die Gebühren ber Stempelaustheis - | 
 efihbum.» 2 2... 18 Al), = 


. und | 
b) die allgemeinen Koften bei ver Stem: ⸗· 
dan, um... 2... 0. 187:48), : 
* den ae Anſatz erhöht 
en; — 
8) wegen erhöhtem Einkommen von den 
Übrigen indirecten en 
a) die Gebühren ber einnehmer, 
und zwar dieſe befonderd wegen Forts 
erhebung der Schladhtaccife im Jahr 
m 


+. 1830 u eo re ee. 1008: 43 ⸗ 
by die Remiſen der Rentmeiſter in 
Rheinheſſen um1,266-40 
e) die Remiſen ber Gentralcaffe zu 
i 10297: 3 » 


te BE Er RIESE 

"d) die Gebühren. der Controleurs bei 

: ben Gerichts: und Berwaltungs: RR: 
behörden um . . 2 2... .3180:49), : 


und F 
e) die Gebühren der Gerichtsſchreiber 


in Rheinhefien um -.» . 2... 289:— + 
gegen den Boranfchlag geftiegen find, 
und daß endlich 
4) in Folge des erhöhten Einkommens 
aus den Forftdomänen 
a) an — ira 0.0. ,80270:32 ⸗ 
...b) an Berfündigungd= und Berfteige# 


. ungölofleu oo 2.202020... 1908: 7 ⸗ 
mebr, ald veranfchlagt worden war, ausgegeben werben mußten. 


Schon bie hier aufgeführten Poften überfteigen die ganze 
bei der Finanzverwaltung in der Periode 18°°/,, ftattgehabte 
Mehrausgabe, und ich könnte denfelben noch viele andere beis 
fügen, welche fih, — wie z. B. die Koften der Einrichtung 
ynd Unterhaltung der fliegenden Nähe bei. Wormd — ganz 


7 Beilage Mr. 3. 


auf ähnliche Weife verhalten, wenn ich e8 nicht fr angemefs 
fen erachten müßte, meinen Vortrag möglihft abzufürzen. 

Aus den Erläuterungen, welche ich Ihnen, meine höchft: 
und hochzuverehrende Herrn, übergebe, wird ſich bewähren, 
daß in anderen Rubriken der Finanzverwaltung der vorliegen⸗ 
den Periode nicht unbedeutende Erſparniſſe an den bewilligten 
Summen ſtattgefunden haben, welche zur Deckung eines 
großen Theild jener unvermeidlichen, und im Intereſſe des 

anded gemachten Mehrausgaben verwendet worden find. 
Als Hauptrefultat ber vorgelegten Nachweifung ergiebt 
fih nun, daß die Hauptſtaatskaſſe in den Jahren 1830, 1831 
und 1832, die Summe von 
518,011 fl. 69°), Er. 
mehr eingenommen ald ausgegeben hat, welche Summe dem 
Betriebskapital zugewachfen if 

In der auf dem vorigen Landtage vorgelegten vorläufi: 
gen Ueberficht, und vor dem Abfchluß der Rechnungen, konnte 
der Ueberfhuß nur zu 288,968 fl. 44'/, Fr. angefchlagen 
werben; dad definitive Reſultat ift alfo um 279.043 fl. 15'/, Er. 
günftiger ald das vorläufig berechnete, und ich glaube daher 
erwarten zu dürfen, daß Sie, meine höchſt- und hochzuvers 
ehrende Herrn, Teinen Anftand nehmen werben, die vorge: 
legten Nachweifungen in jeder Beziehung ald befriedigend 
anzuerkennen. 

In Beziehung auf die Nachläffe an Zehnt» Grundrenten, 
beren Betrag in ben Jahren 1830 und 1831 bereitd auf dem 
vorigen Landtage a Kae worden ift, füge ich noch eine 
befondere von der Oberfinanzkammer aufgeftellte Weberficht 
bei, woraus hervorgeht, daB im Jahr 1832 nur ein folcher 
Nachlaß an die Gemeinde Belterdhain, im Betrag von 16 
Malter Korn flattgefunden hat. 


Ueber die Ergebniffe der Finanzverwaltung in ber lau⸗ 
fenden —— naͤmli ah er = nn, 
vermag ich Ihnen, meine » und hochzuverehrende Herrn, 
da dad Jahr 15% faum begonnen hat, von dem Jahr 1884 
aber noch Feine einzige Rechnung abgefchloffen ift, nur eine 
—— ‚ und keineswegs vollkommen ſichre Ueberſicht zu 
gewähren. 

Ich überreihe Ihnen zu diefem Zwecke: 

1. Eine von Großherzogl., Rechnungskammer gefertigte 
und beglaubigte Zufammenftellung der Staats: Einnahmen 
und Andgaben im Sahr 1833, gegründet auf einen Hand: „ 
bus: Auszug der Hauptſtaatskaſſe nach dem Stand vom 
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21. D — ng — aber auf aufgeſtellte, jedoch 
nicht abgeſchloſſene Rechnungen. -. us — 

1 Eine von derſelben Behörde aufgeſtellte und beglam 
bigte-Zufammenftellung der Staats» Einnahmen und Ausga⸗ 
ben für. das, Yahr 1834, zufammengetragen aus den Hands 
Kg en der Hauptſtaatskaſſe, der Rentämter und 
der. übrigen: Kaffen, nach dem Stand vom 31. Dezbr. 1834. 
MR Den von dem Finanzminifterium aufgeftellten Haupts 
woranfchlag der muthmaßlichen Staats: Einnahmen und Aus 
gaben für ‚das Jahr 1835. Ä | 

IV. Eine. von Großherzogl. Rechnungskammer gefertigte 
und beglaubigte Zufammenftellung der Refultate der Finanz 
verwaltung in ven Jahren 1833, 1834 und 1835, auf die 
drei erſten Actenſtücke gegründet, nebſt beglaubigter Bered- 

ing über den wahrſcheinlichen Stand des Betriebskapitals 


2:47 sgleichung diefer Reſultate mit dem Staatsbud- 
get für, 18” /,, kann um, degwillen nicht: beigefügt werden, 
weil ‚für diefe Periode noch Fein. Staatsbudget vorhanden tft, 
—— vor allen Dingen noch mit Ihnen, meine 
und hochzuverehrende Herrn, vereinbart werden muß. 
Indeſſen werde ich die wahrſcheinlichſten hauptſächlichſten Ab⸗ 
weichungen der zu erwartenden Reſultate von den Anſätzen 
in dem auf dem letzten Landtage vorgelegten Budget berühren, 
mobei ich jedoch wiederholt bemerfe, daß jene Refultate ſich 
ganz anders ugeheken können, da bie Handbuchd: Auszüge 
vom Jahr 1834, nach dem Stand .vom 31. Dezember 1834, 
wo. die Geftion, ‚der Rechner für dad Jahr 1834 noch lange 
zer Boten — —— — Ay — if — 
maßen ſicheren Anhaltspun en, als der anſchlag für 
——— — iss 
Bei dem Einfommen aus Camerals Domänen, hat in 
Folge der eingetretenen verminderten Bruchtpreife im Jahr 
1833 ein. Ausfall von 94,907 fl. 49 fr. ftattgefunden. Nur 
diefer iſt in ‚der aufgeftellten Ueberficht berüdfichtigt, obner: 
achtet nun keider in hohem Grad wahrfcheinlich geworben ift, 
daß aud) in den Jahren 1834 und 1835 unter. diefer Rubrif 
Er dexineahne von wenigſtens 200,000 fl. erſcheinen 
werde. 

Andere Beftandtheile ded infommend aus. Gameral: 
Domänen, unter ber Verwaltung der: Oberbaudirection, fowie 
die Korftdomänen, werden jedoch gegen ben VBoranfchlag einen 
Ueberfhuß liefern. 

Die Rubrik „Regalien” wird durch Erhöhung des Ein— 
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Tommensd. von dem Wimpfner Salzzehnten und von dem 
Münzregal etwa 24,000 fl. mehr Ertrag liefern , als vorge: 
fehen war. Ä 
Einen nicht unbebeutenden Mehrertrag verfprechen die 
indirecten Auflagen und ed ift Diefer Mehrertrag bereits in 
dem Voranfchlag für die Jahre 1834 und 1835 in Audficht 
genommen worden. | ur ! 
3, Der Antheil des Großherzogthums an den gemeinfchaft: 
lichen Zolleinfünften des. großen Sollvereins für das Jahr 
1834 wird in Folge der, von dem Beitritt neuer Vereins⸗ 
ſtaaten im Anfang unzertrennlichen finanziellen Berlufte, um 
etwa 70,000 fl. hinter dem Doranfchlag zurückblieben, es 
iſt indeſſen zu erwarten, daß jene Verluſte ſich ſpäterhin wies 
der ausgleichen werden, und man bat ſie daher bei Berech—⸗ 
nung des Endreſultats vorläufig unberückſichtigt gelaſſen. 
Unter den Einnahmen aus verſchiedenen Quellen wird 
die Rubrik „Geldſtrafen“ einen ſehr bedeutenden Mehrertrag 
liefern... In gleichem Verhältniß werden aber auch die, mit 
dieſer Rubrik correfpondirenden Ausgaben an Denunciatione- 
gebühren , Strafantheilen, Nachläffen und inerigiblen Poften 
heranſteigen. AR | 
Was die Staatdausgaben iu der Taufenden Periode bes 
trifft, fo ift vorauszufehen, daß die Rubrik: „Laſten und Abs 
gänge“ einen bedeutenden Mehraufwand gegen die geftellten 
Anforderungen in Anfpruch: nehmen wird. 
Namentlich ‚werden die Laften auf den Gameral: und 
— in Folge erhöhter Beiträge zu den directen 
Steuern, — — und’ Kriegskoſten einen Mehrs 
aufwand von circa 42, fl.. erfordern. 


Die Entihädigungsrenten werben ſich wegen zugegans - 


gener Renten diefer Art um 4581 fl, 38'/, Er. über den Vor— 
anfchlag ‚erheben und der Ausfall wegen geringerer Steuer: 
pfliht der Standeöheren, wird um 912 fi. 41 . srößer ers 
einen: | 
e Endlich werden die. Denunciationsgebühren und Strafan: 
theile die geftelte Anforderung wahrfcheinlich um 37,000 fi., 
die Ausfälle und uneinbringliche Poften ‚bei den Geldftrafen 
und den indirecten Abgaben aber um circa 140,000 fl. über- 
eigen. 
* Ein Mehraufwand von 46,558 fl. 5 Er. für Verzinſung 
und Tilgung der Staatsſchuld iſt in dem Zugang der auf 
ber Rente Lohnek und dem Zoll Vilzbach radicırt geweſenen 
Staatsſchulden des Kurſtaats Mainz, welche erſt in neuerer 
Zeit unter den betheiligten Staaten durch Verträge definitiv 
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abgetheilt worden ſind, ſodann in einer weiteren Theilnahme 
an den. Kammerſchulden des Gräflichen Hauſes Solms-Rö⸗ 
delheim, zu welcher der Staat verurtheilt wurde, begründet, 

Die Denfionen find noch immer nicht auf den in dem 
Entwurf des Staatöbudgetd angenommenen Stand zurüdge 
gangen und werden * einen Mehraufwand erfordern. 
Indeſſen iſt mit Zuverſicht zu erwarten, daß dieſe Ausgabe: 
Rubrik ſich in der nächſtkommenden Finanzperiode vermin—⸗ 
bern wird, 

Auch die Landtagskoſten werden die geftellte Anforderung . 
um nicht weniger als 40,000 fl. überfteigen. 
MilitarsEtat nimmt eine Summe von. 26,357 fl. 
37 Er. über den, für die Zahre 1833, 1834 und 1835 vor: 
gefehenen Betrag in Anſpruch, worüber Shnen das Krieges 
minifterium auf Erfordern nähere Erläuterung, ertheilen wird. 

Sn dem Reſſort des Minifteriumd der auswärtigen Ans 
gelegenheiten haben die Ausgaben im Jahr 1833, für welched 
die Rechnung bereits abgefchloffen ift, 73,889 fl. alfo 2927 fl. 
weniger betragen, als in Ausficht genommen worden ift, 
und diefes Verhältniß würde fich noch weit günftiger geftaltet 
haben, wenn nicht in jenem Bahr verfchievene, gar nicht 
vorausgefehene diplomatifche Gefchenfe und Sendungen durch 
die Umftände nöthig geworden wären. 

Sm Sahr 1834 belief fi) die Gefammt: Ausgabe auf 
26,787 fl. und es tritt alfo eine Ueberfchreitung von 71 fl. 
ein. deren geringer Betrag den redendften Beweis der ftattges 
fundenen Sparfamfeit liefert, indem die Wiener Minifterial- 
Conferenz, welcher nach und nach zwei Großherzogl. Gefand: 
ten beimohnten, und deren Koften in obiger Summe mitbe: 
griffen ſind, in diefes Jahr fällt. | 

Was das laufende Jahr betrifft, fo ift noch zur Zeit 
kein Grund vorhanden, anzunchmen, daß die, für dad Mi- 
nifterium der auswärtigen Angelegenheiten in Anfpruch ges 
nommene Summe, werde überfchritten werden, und es fcheint 
daher, daß für die laufende Finanzperiode, — ſehr bedeutende 
außerordentliche Ausgaben ungeachtet — überhaupt Feine Ueber: 
— eintreten werde. 

‚sn Beziehung auf die Ausgaben im Geſchäftsbereich des 
Minifteriumd des Innern und der Juſtiz, muß ich vorerft 
erläuternd bemerken, daß der Aufwand für das Waiſenhaus 
dahier und. für das Bettelhaus zu Mainz im Jahr 1833, - 
nicht wie die Handbuchsauszüge angeben , 20,000 fl. fondern 
nach fpäter erfolgtem Abfchluß der Gredite, nur 16,000 fl. 
betragen hat, fo wie, daß an ben Koften der Regulirung 
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ne Era * * = —— * 300 fl. — 
n den Koften der Etappenftraßen aber eine Erhöhun: 
— I — wird. ic ei 

ach biefen Vorausſetzungen wird die muthmaßliche 
Mehraudgabe im Reſſort ded Minifteriumd des — * 
der Juſtiz für die drei Jahre der laufenden Periode unge— 
fähr 98,400 fl. — oder jährlich 32,800 fl. ausmachen, und 
ic kann Shnen, meine höchſt- und hochzuverehrende Herren, 
über die Veranlaffung zu diefer Mehrausgabe vorläufig Fol: 
gende: eröffnen. 

Die Criminalfoften allein werden gegen den Anfab im 
Staatsbudget einen jährlichen Mehraufwand von eirca 43,000fl. 

erfordern, indem bie Verhältniffe, durch weche diefe Koften 
bisher ſchon jo fehr gefteigert worden find, und über welche 
fi, dad Minifterium ded Innern und der Juſtiz auf dem 
vorigen Landtage umftändlich verbreitet hat, noch immer fort» 
dauern. Sedenfalld liegt eine Verminderung berfelben nicht 
in der Macht der Negierung. Ä | 

Außerdem kommt in Betracht, daß in den vorgelegten 
Veberfichten die Befoldtung pro 1833 mit Einfchluß der 
verordnungsmäßigen Mehrvergütung weger erhöhter Naturas 
lienpreife, für die Jahre 1834 und 1835 aber mit ihren 
Nominalbeträgen aufgeführt find. 

Jene Mehrvergütung beträgt aber pro 1833 bei ben 
Befoldungen im Reffort bed Minifteriumd ded Innern und 
der Zuftiz gegen 7,000 fl., und es müffen daher an ber oben 
bemerften Ueberfchreitung ferner diefe 7,000 fl. in Abzug ges 
bracht werben. 


Auch die Kanzleifoften bei dem Minifterium des Innern 
und der Juſtiz felbft, bei den Gerichtöhöfen, der Provinzial 
Direction gu Mainz, und bei der zweiten Abtheilung ber 
Rechnungskammer⸗ Zuftificatur, werdem einem jährlichen Mehr⸗ 
aufwand von ungefähr 10,000 fl. erfordern, wovon die Vers 
anlaffung in der Gefchäftövermehrung, inöbefondere aber in 
der Aufarbeitung der Rechnungsrückſtände bei der letztgenann⸗ 
ten Behörde liegt, deren Befeitigung von fo hoher Wichtige 
Zeit ift, daß jeder Aufwand, welcher zur Erreihung dieſes 
Zwecks führt, als eine der nothwendigſten und nüglichften 
Ausgaben betrachtet werben muß. i 

Endlich wird auch die Unterhaltung der Landes» Waifen: 
anftalt, wegen deren Ausdehnung auf dad ganze Land und 
dadurch eingetretener Vermehrung der Zahl der Waiſen, die 
von der Staatskaſſe zu Fragenden Koften beträchtlich vermehren. 


— — 


"Dagegen werden bei anderen Rubriken der neuuten 
Hauptabtheilung, nämlih: 

| . Landes Univerfität, 

Befoldung der Schullehrer, 

a: Geiſtlichen, 
Baus und Realichulen, 

ara. te Medicinaiwefen, J | 
Minderausgaben, im jährlichen Betrag von ungefähr 17000 fl, 
befonderd darum eintreten, weil in Rüdficht auf die noch 
nicht erfolgte ſtändiſche Bewilligung ber, bei diefen Rubriken 
borgefhlagenen neuen Ausgaben, diefelben, fo weit e8 geſche⸗ 
hen konnte, bisher unterblieben ſind. 

Bad nun endlich die Ausgaben in der zehnten Abtheis 
fung, im Gefchäftökreife des Minifteriums der Finanzen bes 
trifft, ſo ergiebt ſchon die Vergleichung des Inhalts bei 
Ueberſicht vun den drei Jahren der laufenden Fnantpetiobe, 
daß fie im Sänzen wahrfcheinlich um 86,014 fl. 22:/, fr. 
geringer feyn werden, als die geftelten Anforderungen, ob⸗ 
gleich in einzelnen Rubriken größere Bedürfniffe eintreten, 

Alein dieſe Minderausgabe wird ſich noch vergrößern, 
wenn von den Rubriken, welche die Beſoldungen angeben, 
die hierunter begriffene verordnungsmaͤßige Mehrvergůtung 
wegen ber Beſoldungsnaturalien im Jaht 1833, welche im 
Reffort des Minifteriums der Finanzen 8,778 fl. beträgt, in 
Kg gebracht wird. | j 

ie Minderausgaben des Minifteriums der Finan⸗ 
zen fallen auf die Rubriken: | 

— — 

lementarverwaltungskoſten der Domänen; 
——— der directen Steuern und indirecten 
Auflagen; | 

" - Neifefoften und Diäten; Bu | 

Pr errine gaben werden dagegen wahrfcheinlich flatts 


n bei 
den Proceßkoften ; 
der technifchen Forſtverwaltung — wegen gtroͤßerem 
Bedarf für Holzhauerlohn — und bei verfchiedenen 
Rubriken von Ausgaben, welche nicht jur laufenden 
VWVerwaltung gehören, wohin hauptſächlich die Koften 
des Handeld:Congreffes, für welche in dem Budget 
> nichts vorgefehen Fi zu rechnen find. 

Wird nun aus diefen Prämiffen ein Eridtefultat gezogen, 
fo ergiebt ſich, daß die geſammte ordentliche und außerordent: 
liche Einnahme in den Jahren 1833, 1834 und 1835, ohne 
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den in Ausficht genommenen Zufhuß aus dem Betriebskapi⸗ 


tal zu rechnen: 
20,747,129 fl. 37°, Er., 
die gefammten ordentlichen und außerordentlichen Staatsauds 


gaben aber 

20,967,762 fl. 43°/, Er. 
betragen werden ‚. und daß daher von dem, in dad Budget 
aufgenommenen Zufhuß aus dem Betrieböfapital, im Betrag 
von 499,944 fl. die Summe von | | 
| 220,633 fl. 6'/, fr. 
wirklich verwendet werden wird. 

So wenig diefed Nefultat fich verbürgen läßt, fo wenig 
ift es doch in diefem Augenblid möglich, zuverläffigere Ele 
mente zu ermitteln, und die Großberzogliche Rechnungskam— 
mer hat daher ihre, dem Actenftüd Nr. IV. beigefügte Be: 
rechnung ded zu Ende des Jahrs 1835 wahrfcheinlich vor: 
handenen Betrieböfapitald, auf die mitgetheilten Weberfichten 
gegründet. 

Diefer Berechnung zu Folge wird dad Betriebskapital 
der Hauptftaatsfaffe zu Ende a ai 1835 

/ / * — 
ausmachen, wenn nach Abzug von 1,100,000 fl., welche in 
Gemäßheit früherer Vereinbarung. der Regierung. mit: den 
Ständen des Großherzogthums ald Hauptrefervefonds confere 
virt werden müflen, 

658,353 fl. 22°), Er. ° 
zur Grleichterung des Budgets der. nächſten Finanzperiode 
verwendet werden fünnen. | 

Uebrigend habe ich bier noch zu bemerken, daß im lau: 

fenden Jahr, um früheren von den Ständen geäußerten Bin: 
fchen zu entfprechen, die Ludwigshütte mit ihren Zubehörben 
veräußert worden it, und daß der Betrieb der Kupferwerfe 
zu Thalitter, Eilberg und Breidenbach eingeftellt werden 
wird. Zur Unterftügung der hierdurch in Noth verſetzten 
Arbeiter, wird ihre Mitwirfung in dem Budget für. Die nächſt⸗ 
fommende FZinanzperiode in Anfpruch genommen werden. 
Es ift die Frage aufgeworfen worden, ob, — da über 
dad Budget für die Jahre 1833, 1834 und 1835 noch Feine 
ſtändiſche Befchlüffe vorliegen, — e8 nicht angemefjen-fey, nun= 
mehr die Anfäge in dieſem Budget, nad) Maaßgabe der, 
durch, die aufgeftellten Weberfichten wahrfcheinlich gewordenen 
wirklichen Reſultate zu mobdificiren, um hierdurch eine mög— 
lichft genaue Webereinflimmung der Budgetanſäte mit dem 
wirklichen Ausgaben herbeisufüßten? | 
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Die Staatöregierung hat fich jedoch bewogen gefunden, 
diefen Weg nicht einzufchlagen, fondern wird vielmehr das 
auf dem vorigen Landkage vorgelegte Budget auf diefem Land: 
tage unverändert in Antrag bringen, und zwar aus fols 
genden Gründen. 

Es ift nämlich klar, daß eine, den bisherigen neueften 
Erfahrungen mehr entfprechende, veränderte Aufftelung des 
Budgets, — wenn auch die Abweichungen, welche die Ueber: 
fichten ergeben, mit größerer Gewißheit als wirkliches endliches 
Ergebniß angenommen werden Einnten, — zwar auf der 
einen Seite ſowohl der Regierung, ald wie den Ständen, — 
welche alsdann die Vorarbeiten des vorigen Langtags bei 
weiten weniger würden benusen fönnen, — bedeutende Mühe 
und Arbeit, auf der andern Seite aber dern Rande nicht den 
geringiten Nugen verfchaffen würde. Auf die Steuern und 
Abgaben der Unterthanen in ver laufenden Finanzperiode 
könnte dieſe Abänderung aus nahe liegenden Gründen von 
feinem Einfluß feyn, und eben fo wenig würde daraus eine 
den Intereſſen der. Steuerpflichtigen günfligere Berechnung 
bed Betriebsfapitald erwartet werden Fünnen. 

Die Staatöregierung hat vielmehr dadurch, daß fie in 
den Ueberfichten für die Fahre 1834 und 1835 die Ausfälle 
an den Gameraldomänen wegen geringerer Sruchtpreife, fo 
wie die Ausfälle an den Zöllen nicht in Rechnung gezogen, 
die Übrigen indirecten Auflagen aber für das Jahr 1834 nad) 
ihrem wirklichen Ertrag, und für da3 Sahr 1835 mit einem 
erhöhten Noranfchlag in Anſatz gebracht hat, den Beweis ge: 
liefert, wie viel ihr felbft daran gelegen war, das nächftfom: 
mende Budget durch einen möglichft hohen Zufhuß aus dem 
Betriebskapital zu erleichtern, und es möchte daher im ge: 
meinſchaftlichen Intereſſe der Regierung und der Stände lies 
gen, diefe Berechnung nicht durch größere Annäherung an 
die Wirklichkeit zu alteriren. 

Zum Schluffe diefes Vortrags erlaube id mir nur noch 
folgende Bemerkungen. 

ie in dem vorigen Staatöbudget zum Behuf von neuen 
Straßenbauten, oder anderer neuen Bauten und Einrichtuns 
in Anfpruch genommenen Summen find wegen noch nicht 
Wister ftändifcher Bewilligung, fo weit e3 immer möglich 
war, tefervirt und bis diefen Augenbli® noch nicht verwendet 
worden. . 

Die Fonds zu diefen Neubauten find aber in den lieber: 
fihten ald Bedarf für das Jahr 1835 eingetrggen,, mithin 
für den Fall, daß die Bewilligung erfolgt, iöponibel, ohne 
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das Nefultat der Berechnung in Beziehung auf das Betriebs: 
Fapital zu ändern. Es ift der Wunfc der Staatöregierung, 
daß dad Budget der laufenden Finanzperiove mit diefen Po> 
ften belaftet bleiben möge, felbft wenn es nicht mehr möglich 
ſeyn follte, die Verwendung derfelben für das Rechnungs: 
jahr 1835 eintreten zu laffen. 

Bei der Uebergabe des Staatöbubgetd werde ich die Ehre 
haben, diefe Poften näher zu bezeichnen, und wegen der Be: 
fugniß, folche nöthigenfalld für das Rechnungsjahr 1836 ver: 
ausgaben, alddann aber auch zugleich die Fonds in diefes 


Rechnungsjahr übertragen laffen zu können, einen Antrag 
zu ftellen. 


Ueber die Geftion der Hauptreftkafle ift den Ständen 
auf dem vorigen Landtage bid zum Schluffe der Finanzpertode 
18°°/,, definitive Rechenfchaft abgelegt worden. 

Da e8 in der Abfiht der Staatöregierung liegt, Diele 
Kaffe mit Ende diefes Jahres, welches zugleich dad Ende 
der laufenden Finanzperiode ift, aufzuheben, fo begnüge ich 
mich, Shnen über die Einnahmen und Ausgaben derfelben in 
den Jahren 1833 und 1834 einen Handbuchs-Auszug vorzu: 
legen, indem ich die definitive Nachweifung der Einnahmen 
und Ausgaben der Hauptreftfafie in der laufenden Finanz 
periode dem nächften Landtage vorbehalte, 


Die Staatöfchulden-Filgungs -Anftalt hat die ihr durch 
die Verfaffung und durch die Geſetze vorgefchriebene Thätig— 
feit bisher fortgefegt, und ed ift nun der Zeitpunkt erfchienen, 
wo bie großen Vortheile, welche durch die biöherige Verwal⸗ 
tung diefer Anftalt den Snterefien des Landes zu Theil ge: 
worden find, näher überfehen werden Fönnen, 

Borerft übergebe ich Ihnen, nebft den abgefchloffenen 
und revidirten Driginal- Rechnungen der Staatsihulden: Til- 
gungskaſſe von den Jahren 1830, 1831 und 1832, in der 
Anlage A. eine von der Direction der GStaatdfchulden » Til 
gungdfaffe beglaubigte, aus diefen Rechnungen aufgeftellte 
Ueberfiht der Einnahme und Ausgabe jener Kaffe in den 
Fahren 1830, 1831 und 1832, welche zugleich den St 
der Staatöfchuld zu Ende des Jahres 1 angiebt. 

Diefem Actenftüd füge ich noch bet: 

Eine befondere Weberficht ded Ab» und Zugangs der 
Großherzoglichen Staatöfchuld in den Zahren 1830 — 1832, 
nach den einzelnen Rubriken, 


(sub lit, B.) ebenfalld auf die Rechnungen gegründet 


— — 
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und von ber: Direction der Staatsſchulden⸗ Tilgungskaſſe 
>. (subölit. Ci)’ eine: in gleicher Form abgefaßte Ueberſicht 
der Beträge), welche mittelft der in den Jahren 1830, 1831 
und 1832 ftattgehabten planmäßigen Verloofungen von dem 
Anlehen von 6,500,000 fl. abgetragen worden find; 

(sub lit. D.) eine Ueberticht über den Stand der Staats⸗ 
Schuld zu Ende des Zahts 1892 nach den einzelnen Schuld: 
gattungen, und endlich — 

sub lit. E.) eine Ueberſicht der Domanen⸗Kaufſchillinge, 
Allodificationd» und Ablöfungsgelder , welche die Staatsfhuk 
den < Rilgungskaffe zu Ende des Jahrs 1832 noch ausſte⸗ 


ben: tte. 
2. "88 ergiebt fich aus diefen Actenftücen, daß in der Periode 
18%/,, die Staatöfhuld durch Weberweifung aus ber unliquis 
dirten in die liquide Schuld um den Betrag von 69,195 fl. 
10 fr. vermehrt „dagegen durch baare Rüfzahlungen um 
763,289 fl. 29 Fr. vermindert worden ift. | 
‚Bu Ende des Jahrs 1829 beftand die liquide, von Ih 
nen meine höchft: und hochzuverehrende Herren, anerkannte 
Staatsfhuld in "5 u... 18,922,115 fl. 21°), Er. 
Zu Ende des Jahres 1832 war fie herabgeſunken auf 
12 280 021 fi. 22°/, E tt 


| *580, Itx. 
Die zur proviſoriſchen Verzinſung übernommene Schuld 
beſtand zu Ende 1829 in... . 70,40 fll 8 fr. 
In den Jahren 1830. 1832 wurden da — | 

von abgetragen. . ine Ef. 14 fr. 


und der Stand diefer Schuld war Daher zu 
Ende des Jahres 1882 noch BBoooa fl. 54 kr. 
Die Activausſtände der Staatöfchulden:Zilgungsfaffe an 
Kauffchillingen, Ablöfungds und Allodificationsgeldern beſtan⸗ 
ven zu Ende des Jahrs 1832 in 279,057 fl. 28 kr. welche, 
in fo. fern fie eingegangen find, in den Jahren 1853 und 
1 ebenfalls zur Verminderung der Staatsſchuld verwens 
det wurden. | 
Die geſetzliche öffentliche NRechnungsablage. für dad Jahr 
1832 iſt inmittelft im Regierungsblatt erfchienen. 
Wie. fih der Stand der Staatöfchuld innerhalb ber 
Jahre 1830. — 1832 durch: Ab> und Zugang an Depofiten, 


Gautionen und auf halbjährige — angelegten Ka⸗ 


pitalien vermehrt und vermindert hat, iſt aus den übergebe⸗ 
nen Actenſtücken zu erfehen, überhaupt aber wird Ihnen, 
meine. höchft = und hochzuverehrende Herren, die Ditzection ber 


ER. 


% 
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Staatöfchulben ⸗Tilgungskaſſe auf Erfordern jede Erläuterung 
ertheilen, welche Sie etwa noch für nöthig halten follten. 
Unter Feinen Umftänden kann ich bezweifeln, daß. Sie nach 
angeftelter Prüfung, die Verwaltung der Staatsfchulden- 
Tilgungsanſtalt in den Sahren 1880, 1831 und 1882 als 
gefeg = und verfaffungsgemäß anerkennen werben. * 


In der laufenden Finanzperiode bietet die Ueberſicht der 
Verwaltung der Staatsſchuld, obgleich ſolche, da fie nicht auf 
abgefchloffene Rechnungen gegründet werben Tann, nur als 
eine vorläufige angefehen werden muß, größeres Interefle dar. 

Um diefe Weberficht: zu erleichtern, trenne ich, die Ergeb- 
niffe in den Sahren 1833 und 1834 von den im laufenden 
Jahre een und noch bevorſtehenden, und überreiche She 
nen vorer J 

a) eine Ueberſicht der Einnahme und Ausgabe, nebſt der 
mutbhmaßlichen Angabe ded Standes der Staatöfhuld zu 
Ende ded Jahrs 1834, aufgeftellt nach den proniforifch abge: 
ſchloſſenen Handbüchern der Staatöfchulden- Tilgungskaffe für 
die Sabre 1833 und 1834. | 
| b) Eine Ueberfiht des nach Rubriken angegebenen Ab: 
und Zugangs der Staatöfchuld, in den Sahren 1833 und 
1834, auf diefelben Hülfsmittel gegründet. 

e) Eine Ueberfiht der Beträge, welche in den. Sahren 
835 und 1834 an dem Anlehen von 6,500,000 fl. durch 
———— Verlooſungen abgetragen worden ſind. 

d) Eine Ueberſicht des muthmaßlichen Standes der 
Staatsſchuld zu Ende des Jahres 1834, nach den einzelnen 
Schuldgattungen. Endlich | 

e) Eine Ueberficht der zu Ende des Jahres 1834 aus: 
ftehenden Kauffchillinge, Allodificationd = und Ablöfungsgelver. 

Alle diefe Actenftücde find von der Direction der Staats— 
ſchulden⸗-Tilgungskaſſe beglaubigt. | 

Es geht aus denfelben hervor , daß dem Stand der de: 
finitiven Staatsſchuld, welcher Ende 1832 


12,228,021 fl. 22°), tr. 
war, in ben Sahren 1833 und 
1834 zugegangen find . . . . . 79,304 fl, 33°), kr. 
daß aber in diefen beiden Jahren durch Rüdzahlung abgetra: 
gen wurden 801,012 fl. 24'/, fr. und daher der bleibende 
tand der definitiven Staatsſchuld zu Ende des Jahrs 1834 
angenommen werden kann zu 
11,506,313 fl. 32 Er. 
Der Stand der zur proviforifchen Verzinſung überwieſenen 
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Staatsſchuld hat in den Jahren 1888 und 1834: keine Wer: 
änderung elitten;, und daher am Ende des Jahrs 1884, eben 
fo wen de des Jahrs 1832, betragen: 58,064 fl. 54 fr. 
Alle Ab⸗ und Zugänge innerhalb der beiden Jahre 1833 
und 1834 können dus dem übergebenen Weberfichten genau 
erfehen werben. eiU LEER 

Die ‚oben angegebene Kapitalverminderung wird nach 
derinächfliger Ablage der’ Nechnungen, — vorausgeſetzt, daß 
alle in den Jahren 1833 und 1 verlooften Summen er: 
—*— — von der Wirklichkeit in keinem Fall bedeu⸗ 


Sie iſt mit 801,012 fl. 24°/, kr. für den kurzen Zeit: 
raum von zwei Jahren, als fehr beträchtlich anzufehen, und 
zumächft eine Folge der bedeutenden Fonds, welche fi) durch 
den Weberfehuß der Zinfendodation und durch die beträchtlichen 
Einnahmen von DomänensKauffchillingen ergeben haben. 
Te noch an, daß um einem auf früheren Lanbta- 
re no Wunſch der Stände Genüge zu leiften, fammt: 
he, für aufgehobene Leibeigenichaftögefälle conſtituirte Ent: 
I — enten von der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe 
abgelöft und fchon feit dem 1. July 1833 zum Zweck ber 
ing und Zilgung der, dafür hinausgegebenen Rente: 
igationen, vor diefer Kaffe bezogen worden find. 

Die geſetzliche öffentliche Rechnungsablage für die Jahre 
1838 und 1834 wird erfolgen, fobald die Rechnungen für 
diefe Jahre definitiv abgefchloffen find. 

Was nun endlih das Jahr 1835 betrifft, fo wird. die 
Zilgungskaſſe theild Durch die Summen, melde das Herzog: 
thum Naffau, in Folge des mit der Herzoglihen Staatsre⸗ 
ae abgefchloffenen Vergleichs, zur Erledigung feiner 

eilnahme an den altheflifchen Landes» und Kammerſchulden 
au entrichten hatte, theild durch weiter eingehenbe Kauffchil: 
inge und Ablöfungsgelder, theild aber endlich durch die Fonds, 
welche durch die Emiffion der, bisher der Tilgungskaſſe ans 
geböri gewefenen Partialfchulofcheine des Anlehend vom 29. 
uguft 1825 (von 6;500,000 fl.) flüffig gemacht worben find, 
a weiteren DBerminderung der Staatöichuld fo bedeutende 
ittel erhalten, daß vom Fahr 1836 an dad ganze Staat: 
fchuldenweien des Großherzogthums eine veränderte und we: 
fentlih günftigere Geftalt gewinnen wird. 

Ich beehre mich vorerjt bie Gründe anzugeben, welche 
die Staatsregierung bewogen haben, bie im Jahr 1827 auf 
Erfuchen der Stände eingetaufchten Partial»Obligationen bed 
Anlehens vom 25. Aug. 1825 wieder in Eirculation zu fegen. 
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Es find, anberen ſtaatswirthſchaftlichen Rückſichten 
von — welche Ihnen demnächſt beſonders 
entwickelt werden ſollen, folgende: 

1) Die Stände hatten im Jahr 1827 ihre Bitte, einen 
Theil jener Partialfchufdfcheine, um deu Cours bderfelben ih« 
rem wahren Werth näher zu bringen, gegen Hinauögabe fol 
cher Obligationen, welche jährliche Zinfen tragen, einzutaufchen, 
mit ber orausfegung verbunden , daß diefed ohne Nachtheik 
für die Staatöfafje gefchehen Fünne. 

Dieſe VBorausfegung trat für den Anfang allerdings ein, 
da bei dem Eintaufch die Partialfchuldfcheine nicht nach ihrem 
vollen . wahren Werth berechnet wurden, für die Folge aber 
war fie von dem, jedenfalls —“* Schickſal der Ver: 
loofung abhängig, und die biöherige Erfahrung hatte gezeigt, 
daß die Zilgungsfaffe, ohnerachtet ihr mehrmals die höchſten 
Prämien zugefallen waren, dennoch im Durchſchnitt der 8: 
Berloofungen, an welchen fie Antheil nahm, diejenigen Sum: 
men nicht vollftändig empfangen hatte, welche ihr im Ver: 
hältniß der Anzahl ihrer Partialfchuldfcheine zu der ganzen: 
Berloofungsfumme;, bei genau verhältnigmäßiger Bertheilung 
aller Prämien, hätten zufallen müflen. 

Da niemand verbürgen Fonnte, daß fpätere Berloofungen- 
günftigere Refultate liefern würden, fo hielt man ſchon allein 
in diefer Rückſicht für räthlich, einen Zeitpunkt nicht unbe: 
nutzt vorübergehen zu laflen, wo die Partialfchuldfcheine mit 
— Vortheil wieder in Circulation geſetzt werben 
onnten. 

2) Dieſen Vortheil hat auch die Tilgungskaſſe dadurch 
erreicht, Daß fie die, für jene Schuldſcheine hinausgegebene, 
Kapitalfumme, nebft den bis Ende des Jahrs 1835 berech- 
neten Zinfen, und den Zinfen von dieſen Zinfen, nad Abzug 
der bisher bezogenen Prämien, durch die Emiffion der Scheine 
mit einem Weberfhuß von 637,799 fl. 15 Er. zurüderhält. 

3) Es war früher die Beforgniß geäußert worden, daß, 
da in den letzten Sahren ded Anlehens von 6,900,000 fl. 
die jährlichen Berloofungsfummen bei weitem größer feyen, 
als die jährliche Dotation der Staatöfchulden : Zilgungsfaffe, 
alsdann die Nothwendigkeit eintreten werde, von Neuem Kas 
pitalfchulden zu contrahiven, und man hatte darauf die An: 
ficht gegründet, daß ed räthlic für die Kaffe fey, einen großen 
Theil der Partialfchuldfcheine zurüd zu behalten. 

Eine genaue, auf den gegenwärtigen Zuftand der Staats⸗ 
ſchulden-Tilgungskaſſe gegründete Berechnung hat jedoch ber 
wiefen, daß jene Beſorgniß völlig ungegründet ift, und daß 


vielmehr nur ein verhältnigmäßig Peiner Theil ber bei der 
Tilgungskaſſe in früheren Jahren entftehenden Veberfchüffe 
zu reſerviren ſeyn wird, um die in —— fpäteren Berlin. 
zahren: erforderlichen Zufchiiffe zu decken 

Dieß vorausgeſchickt, — ich, Ihnen, meine Höhe 
und hochzuverehrende „Herren , hierbei einen Voranfchlag über 
die wahrjcheinlichen Einnahmen und Ausgaben der Staat 
ſchulden⸗Tilguugskaſſe im Jahr. 1835, 

Nah Inhalt deſſelben wird die gefammte Staatsſchuld 
des er zu «Ende des laufenden Sahres noch 


1). ie ‚den noch nicht verlooften Pertial Obligationen des 
Anlehend vom 25: Auguft 1825, won: welcher die 10. Ver⸗ 
loofung: den 2. Januar 1836 ſtaͤttfinden wird; nach ihrem 
Werthanſchlag ſo wie: folcher. bisher von der Schulden: Tik- 

ungskaſſe von Sahr zu Jahr — worden iſt, in 
Betrag 1) 6517,000 fl. 

2) an Depofiten, Gautionen und von 
inländifchen Stiftungen , und Gorporatios 
nen angelegten, Kapitalien , . . 1,968, 

3) an rüdzahlbaren zinstra enben 

Staatöfhuldfcheinen, einſchließlich der 
bis jeßo blos zur provifprifchen Verzin⸗ 
fung übernommenen Poften . . . . 1,750,845 » 4 Fr. 


Bufammen 10,235,845 fl. 4 fr. 

Da. jedoch für dad Anlehen vom 25. Auguft 1825 bes 
flimmte Verloſungsſummen planmäßig firirt find, welche zu 
anticipiren weder zuläffig ift, noch im Intereſſe ded Staats 
liegt, da ferner von den Cautionen und Depoſiten angenom⸗ 
men werden kann, daß ſie, inſofern daran Rückzahlun er 
ftattfinden müffen, fuceeffio durch neue Gautionen und 
pofiten werden bilancirt werden, und endlich die Rapitalien 
der Gorporationen und Stiftungen im eigenen. Intereffe die- 
fer Anftalten von ber Berloofung auögefchloffen find, fo wird 
Ye 2 laufende Bedürfuiß der Tilgungskaſſe im Sahı 
die Berloofungsfumme für dad Anlehen vom Jahr 1825 im 
Betrag von. . . 179,000 fi. 
die Zinfen von den Gautionen, Depofiten 
und Kapitalien der inländifchen Corpora⸗ 
tionen und Stiftungen im Betrag von 
ungefähr. . 
die Binfen der ruckzahibaren Siaaisſchulb 
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zu 4°), gerechnet, im Betrag von . .- TOOLS fl. 48 Fr. 
und. die Verwaltungskoſten mit ungefähr 8,000 = 
beichränten und der ganze Weberreft der Einnahmen wird: zur 
Tilgung der rüdzahlbaren Staatöfchuld verwendet wer: 
ben Tönnen. 

Aller Wahrfcheintichkeit nach wird dieſe ganze rüd: 
ahlbare Schuld im Jahr 1838 vollftändig getilgt 
eyn, und ed werden alddann bei der Tilgungskaſſe auf eine 

lange Reihe von Jahren fehr beträchtliche. Weberfchüffe ein: 
treten, welche zwar, den vorliegenden gefeßlichen Beflimmungen 
zu Folge confervirt werden müffen, denen aber, — und zwar 
wenn man geneigt feyn follte, den Ende 1835 beftehen blei- 
benden Eleinen Reft der rüdzahlbaren Schuld von 1,780,345 fl. 
noch länger zu verzinfen, fchon von Jahre 1836 an eine den 
Intereſſen des Landes in fehr hohem Grade entfprechende 
— gegeben werden könnte. 

Die Staatsregierung wird Ihnen, meine h und 
hochzuverehrenden Herren, einen, auf dieſe Anſicht gegründeten 
Geſetzentwurf vorlegen, durch weichen fie hofft Ihren eigenen 
Wünfhen zuvorzukommen. | 


4*4 ax) s . & ö 
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Beilage Mr, A. zum 3. Molokoll. 


Vortrag des Herrn: Präſidenten des Finauzminiſte⸗ 
riums Freiherrn von Hofmann Excellenz uͤber den 

Hauptvobranſchlag der Staatseinnahmen und Aus⸗ 
gaben für die laufende Finanzperiode, nämlich für 
die Sabre 1833, 1834 und. 1835. 





AIZ —WM ur — ler 4 
HOochzuverehrende Herren!“ .. 5 


Dem allerhöcften Befehl Sr.’ Königlichen Hoheit des 
Sroßherzogs zu Holge, überreiche ich Ihnen hiermit 008 Staats: 
Budget für die laufende Finanzperiode nämlich fürdie Jahre 
2833, :1884.und 1835 zu verfaffungsmäßiger' Prüfung und 
Befchlußnahme. : ui 2; ni Math Nu el 
Es ift dieſes das nämliche Budget, mit "allen dazu ge: 
börenden Belegen und Actenftüden, welches den Staänden 
ſchon auf dem Landtage des Jahres 1833, und nebſt feinem 
Nachtrag, auch auf dem Landtage des Jahres 1834 vorge: 
legt worden war, Ben. REED ee? 
Dieſes letztere Budget, mit Einfchluß des Nachtrags, 
iſt dermalen völlig unverändert geblieben, aus den Gründen, 
welche ich Ihnen, meine hochzuverehrende Herren, ſchon in 
meinem Vortrag über die wahrſcheinlichen Reſultate der Fi⸗ 
nanzverwaltung in den Jahren 182/mitzutheilen die Ehre 
hatte; und ich übergebe: Ihnen daher nur noch ein Werzeich- 
niß feiner Beftandtheile und der dazu gehörenden Actenftüde, 
um deſſen Volftändigkeit überfehen zu können. 
Was die einzelnen Ausgabe» und EinnahmesRubriken, 
fo wie die während des legten Landtags im Wege befonderer 
Propofitionen 'nachträglid; geforderten Summen betrifft, fo 
beziehe ich. mich ausdrücklich, theild auf meine Vorträge von 
den Yahren 1833 und 1834, theil® aber auf die, während 
bes letzten Landtagd zwifchen den Minifterien und dem‘ da: 
maligen erften Ausfchuß der zweiten Kammer ftattgefundene 
Correſpondenz, theils endlich auf die Aeußerungen der Regie: 
rungs· Commiſſarien in den Kammern, da ich eine Wieder: 
gelang in feiner Beziehung für nöthig oder räthlich halten 
ann, Eu 

Bekanntlich waren auf dem letzten Landtage bei der Auf: 
löfung deffelben, Die Arbeiten. der zweiten Kammer über. das 


, 
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Budget weit vorgerüdt. Viele und zwar die bebeutendften 
Auögabepoften waren von der zweiten Kammer bereit3 bewil: 
ligt und auf die Bewilligung der meijten übrigen hatte der 
damalige erſte Ausſchuß bereits angetragen. 

Die Zahl derjenigen Poſten, bei deren Bewilligung auf 
dem Landtage des Jahres 1834 die zweite Kammer oder ihr 
erſter Ausſchuß Anftände erhoben hatte, war nicht bedeutend, 
obwohl zum Xheil von der Art, daß die Staatöregierung 
von ihren Anforderungen nicht hätte abgehen können, und fo 
liegen daher für die Ihnen zuftehende Befchlußnahme über 
diefes Budget Vorarbeiten vor, welche die Erledigung deſſel— 
ben jedenfalls fehr befchleunigen Fönnen. 

Indem ich fomohl Ihnen, meine hochzuverehrende Herren, 
ald wie Ihrem erſten Ausſchuß überlaffe, in wieweit Sie für 
gut finden, diefe Vorarbeiten a benußen, habe ich geglaubt, 
dadurch zur Beförberung der Gefchäfte ded Landtages beizu- 
tragen, daß ich. ſolche habe fammeln und durch Deutliche 
Veberfichten habe anfchaulic machen laffen. 

Sc) Überreiche Ihnen diefe Sammlung nebft den dazu 
gehörigen Weberfichten, welche Sie in den Stand feßen wer: 
ben, ohne weitläufiges Nachſchlagen, mit einem Blid zu 
überfehen, :wad auf dem vorigen Landtage über das vorlie: 
gende Budget und alle einzelnen Anfäge in demfelben, mit 
alleiniger. Ausnahme des Militärs Etat8, berathen und zum 
Theil bereitö beichloffen worden, ift. 

Da bie gewöhnlichen und. nothwendigen Verwaltung: 
audgaben Feine Unterbrechung erleiden Eonnten, fo find folche, — 
wie auch fchon aus der vorgelegten vorläufigen Ueberſicht her⸗ 
vorgegangen ift ,„— in Folge der Prorogation des Finanzgeſetzes 

bisher geleiftet worben. 

Diejenigen Poften. aber, welche in das vorliegende Bud» 
get für neue Bauten und . Einrichtungen: eingetragen find, 
fo wie einige andere neue Anforderungen zu Bebürfniffen der 
„Berwaltung, bei deren Bewilligung. auf dem; legten Lands 
tage Anftände erhoben worden waren, find, foweit es mög: 
li war, bis jego unverwendet geblieben, und es hängt nur 
von Ihrer Bewilligung ab, ob folche noch verwendet wer: 
den follen. 

Sch überreihe Ihnen, meine hochzuverehrende Herren, 
hierbei ein Verzeichnig, aus welchem fie erfehen werden, daß: 

1) diezu neuen Einrichtuugen und Bauten 

unter der Rubrif: „Grundlaſten, Bau: 

weſen“ erforderlichen . » 2.7... 23,840 fl. — kr. 
2) die unter. dev Rubrik: „Beiträge zu 
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ſtadt, verſchiedene neue Anfchaffı 
gen und Einrichtungen borgefehenen . 5,160 fl. — Er. 
3) die unter den Elementar:Berwaltungd- 
| toften der Domainen zu Nemuneratio- 
| nen für das Speicherperfonal aufges 
222220200252 he ee Ba Aa Ya ak 
y 4) die für Actenfchränfe in den Regiftra: 
turen der Korftinfpectoren eingetragenen 1,011 „ — 
5) die Forſtculturkoſten, in fo weit ſolche 
auf dem vorigen Landtage beanftandet 
worden waren, mit . . 2»... 
6) die unter der Rubrik: „Verwaltungs 
foften der directen Steuern, indirecten 
Auflagen und Regalien zur Unter: 
ſtützung der Unterfteuerboten in An 
fprud genommenen . . 2 2... 4200 „ — 
I) von der für dad Cameral:Bauwefen 
in Anfprucy genommenen Summe, 
der Betrag der Neubauten mt . . 27,866 „ — 
8) von dem Fonds für das Forftbaumefen, 
dasjenige, was zu Neubauten oder neuen 
Einrichtungen beftimmt wurde mit . 12,445 „ 33 
9 von dem Fonds für das Hofbauwefen 
Beelnmme-von: . : . 2 ie 
10) von den für dad Central: Bauwefen in 
Anfab gebrachten Summen, die zu 
neuen Anlagen beftimmten . . . .- 
11) die unter der Rubrik: „Zerritorials, 
Fluß: und Dammbau, zu Gunften ber 
Gemeinde Sinsheim‘ in Antrag ge 
brachte Beitrag zur Erbauung eines 
Drtödammd mt . » 2» 2 0... 
endlich 
12) die zur Erbauung neuer Straßen uud 
Brüden in Ausficht genommtenen Sum: 
men, nad) Abzug jedoch von 6,616 fl. 
für die neue Weberfahrt bei Koftheim, 
deren Anweifung dad Finanzminifte: 
rum geglaubt hat, im Intereſſe des 
täglichen Verkehrs, nicht länger aufs 
fhieben zu dürfen, mit . . . . » 206,717 „ — 
noch bisponibel find. 
Inſofern Sie, "meine hochzuverehrenden Herren, dieſe 


n " 
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Poften bewilligen, wird ed. nicht, möglich. ſeyn die Verwen⸗ 
dung der bezeichneten - Eummen, infoweit fie auf das Bau: 
wefen Bezug; haben, ‚zur Erreichung der beabfichtigten Zwecke 
fobald eintreten zu laſſen, daß ſolche — ‚ohne. das Rechnungs: 
wefen zu ftören, — noch. in die Rechnungen des Jahres 1835 
aufgenommen werben, Eönnten,. und ich trage daher darauf 
an, daß Gier Ihre Zuftimmung ‚Dazu  ertheilen., daß dieſe 
Ausgaben, infoweit es erforderlich. :ift, „unter den außerordent⸗ 
liben Einnahmen ‚und Ausgaben, in. bie. Rechnungen der 
naͤchſtkommenden Finanzperiode, übertragen werben können: 

Nur auf dieſe Weife laßt ſich einer Störung des ge 
wöhnlichen: Gangd im Rechnungsweſen und demnächft einer 
Berwirrung in ber. Nachweifung ber verwendeten. Summen 
bei den Ständen bed Großherzögthums vorbeugen, und ich 
bezweifle daher nicht, ‚daß. Sie. diefem Antrag entfprechend 
befchließen werben. . - 

Zugleich. mit dem Staatöbudget für die Jahre 18°/,, 
überreiche ich Shnen meine hochzuverehrende Herren auf aller: 
höchften Befehl auch die definitiven Perfonal: und Befol- 
dungsetats für die Behörden und Beamten ded Großherzog: 
thums, welche des Großherzogs Königliche Hoheit, um ben 
auf mehreren früheren Landtagen geäußerten Wünfchen zu 
entfprechen, allergnädigſt feftgefeßt- haben. 

In diefen Etats, haben in Folge der, auf dem leßten 
Landtage lauf‘ gewordenen Wünſche, einige Veränderungen 
ftatt gefunden, welche ich bier im Allgemeinen berühre. 


Borerft find nun auch Über den Perfonalbeftand und die 
Befoldungen bei den Minifterien, fefte Etats aufgeftellt wor: 
den, in Beziehung auf welche ich nur bemerfe, daß Gr. 
Königliche Hoheit der Großherzog Sich vorbehalten haben, 
im Fall der Anftelung von drei Miniftern, die für diefe 
Beamten in Ausficht genommenen Repräfentationdgehalte, 
ohne die dafür beftimmten Summen im Ganzen zu erhöhen, 
nach einem auderen Maafftabe zu vertheilen. 


In die definitiven Perfonal- und Beſoldungsetats der 
dem Minifterlum des Innern und der Juſtiz untergeordne- 
ten Verwaltungsbehörden find beteitd diejenigen Abänderun- 
gen aufgenommen, welche fich in Folge der, im laufenden 
Fahr eingetretenen veränderten. Verwaltungsdorganifation in 
der Provinz Rheinheſſen ergeben haben, auch find darin ei» 
nige minder bedeutende, theils den auf dem vorigen Land—⸗ 
tage vorgebrachten Wünſchen entiprechende, theild durch die 
Nothwendigkeit gebotene Yenderungen getroffen, der Koften» 
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aufwand. jevoch im. Ganzen, bis auf eine, unbebentende Dif- 
ferenz nicht erhöht worden. ur 2 4 zes 1 1, E22 

Auch die Gehalte der, bei den Gerichtöhöfen in ben 
Provinzen Starkenburg und Oberheſſen angeſtellten Beam⸗ 
ten und die Gehalte der Beamten bei den Gerichtshöfen in 
der Provinz Nheinheffen, find definitiv er worben,, und 
ich übergebe Ihnen die Etats über diefe Befoldungen mit der 
Bemerkung, daß, da über die Fünftige Civil» und Criminal: 

eſetzgebung noch nicht entfchieden ift, jego noch Feine Per: 
onaletatd für die verfchiedenen Gerichtöbehörden aufgeftellt 
werben können. ; 

Die definitiven Beſoldungs⸗ und -Perfonaletatd für die, 
dem Minifterium der Finanzen. untergeordneten Behörden 
und Beamten, find mit Rüdfiht. auf die während des vori- 
gen Landtags geäußerten Wünſche nochmald geprüft, und 
bei den Befoldungen um die Summe von jährlid 3750 fl. 
gemindert worden. 

Daß fowohl diefe Etatd, ald wie die Etatd für die, 
dem Minifterium des Innern untergeordneten Verwaltungs: 
behörden im Ganzen Diejenigen Summen nicht erfchöpfen, 
welche auf dem Kandtage vom Jahr 1830 für die bezeichnes 
ten Behörden von ben Ständen bewilligt worden waren, 
und dad Marimum bei weitem nicht erreichen, welches bie 
Stände in einer eigenen Adreffe ald diejenige Summe bes 
eichnet hatten, von der fie wünfchten, daß folche. durch die 

tat3 nicht überfchritten merden möge, ift ſchon auf dem 
vorigen Zandtage bemerft worden, und indem ich diefen Um: 
fand, den ic, für die Behandlung der Sache von Ihrer 
Seite von. eutfcheidender Erheblichkeit halte, wiederholg, übers 
gebe ich Ihnen noch drei Vergleichungen der durch die Boll 
ziehung der Etatd in den bezeichneten beiden Reſſorts entſte⸗ 
henden Ausgaben, mit. den, in dem legten. vorhergegangenen 
Staatöbudget. für gleiche. Zwecke bewilligten Summen. 

Hiermit ſchließe ich meinen Vortrag und erlaube mir 
nur noch Sie meine hochzuverehrende. — darauf auf: 
merffam zu machen, wie fehr ed in vielfachen Beziehungen 
wünfchenswerthb ift, daß alle, die laufende Finanzperiode 
betreffende Landtagsgeſchäfte, fobald ald nur. immer möglich 
erledigt werben. 

Sch überlaffe mich mit Zuverficht der Hoffnung, Daß 
Sie der Stantöregierung zur Erreihung dieſes Zwecks freund: 
lich die ‚Hand bieten werben. 
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Vortrag ded Herm Präfidenten des Finanzminiſte⸗ 
riums Freiherrn von Hofmann Excellenz über die 
Prorogation des Finanzgeſetzes. 


Hochzuverehrende Herren! 


Es iſt Ihnen bekannt, daß auf dem vorigen Landtage 
die durch das Finanzgefeß vom 29, Dftober 1830 feftgefesten 
Steuern und Abgaben mit alleiniger Ausnahme der Beftim: 
mungen dieſes Geſetzes über die Salzregie und die Salzfteuer, 
an deren Stelle die Vorfchriften des Geſetzes vom 23. Juni 
1834 treten, — durch gemeinfchaftlichen Beſchluß beider Kam: 
mern vom 9. September 1834 bis zu Ende des Jahres 1834 
bewilligt worden find, und daß in Gemäßheit der Vereinbas 
rung über diefe Bewilligung durch die Verordnung vom 
18, Septernber 1834 feftgefeßt worden ift, daß fümmtliche 
in den drei Provinzen des Großherzogthums beftehehden di: 
rekten und indireften Steuern nad) den vorliegeriden Geſetzen 
und Verordnungen aud in den dtei lebten Monaten des 
Jahres 1834 forterhoben werden follten. Eben ſowohl ift 
Shnen bekannt, daß die Großherzögliche Staatöregierung ſich 
genöthigt efehen haf, dutch Verordnung vom 18, November 
834, in Folge des Artifelt 69 der Verfaffung, die Fortdauer 
diefer Steuern und Abgaben auch auf die erften ſechs Monate 
des Jahres 1835 auszudehnen. 


Da nicht vorauszuſetzen iſt, daß die Geſchäfte des gegen⸗ 
wärtigen Landtags, fo weit fie die Finanzangelegenheiten ber 
laufenden Periode betreffen, bid zum Ende ded Monatd Mai 
beendigt feyn werben, welches der Sal feyn müßte, wenn 
vom erften Juli an irgend eine Veränderung in Erhebung 
ber direkten oder indirekten Abgaben follte eintreten können, 
überhaupt aber, felbft wenn man annehmen wollte, daß diefer 
Fall eintreten werde, dennoch Feineswegs räthlich erfcheinen 
türfte, für bie legten ſechs Monate der laufenden Finanz» 
periode ein neues Finanzgefeb ins Leben treten zu laſſen, 5 
bin ich von Sr., des Großherzogs Königliche Hoheit allergnäs 
digft befehligt worden, von Ihnen, meine höchzur erehrende 
Herren, Shre Zuflimmung zu eiher weiteren Prorogation 
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der dermalen beftehenden Finanzgeſetze bis zum Ende des 
laufenden Jahres 1835 zu begehren. 

Sch entledige mich hiermit diefes allerhöchften Auftrags, 
-und da die Rothwendigkeit der angetragenen Maaßregel, einer 
- Maafregel, welche ald die ‚Bedingung der Aufrechthaltung 
der öffentlichen Ordnung betrachtet werden kann, unverkenn- 
bar vorliegt, fo enthalte ich mich jeder weiteren Ausführung, 
indem ich nicht bezweifle, daß Sie, meine hochzuverehrenden 
Herren, Fein Bedenken tragen werden, die verlangte Zuftim: 
mung zu ertheilen. 

Sch füge nur no an, daß Shnen der Entwurf des 
Finanzgeſetzes für die Jahre 1836, 1887 und 1838 jedenfalls 
fo zeitig vorgelegt werden wird, daß deffen Vollziehung vom 
1. Sanuar 1 an, mit Zuverläfligfeit wird erwartet wer: 
den Fönnen. 


Beil, z. d. Verhandl. d. 2. Ram, I. Ban, 
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Beilage Nr. 6. zum 4. Protokoll. 


Antrag des Abgeordneten von Günderrode, die Bes 
‚freiung ded Vieh⸗ und Dungfalzed von der Abgabe 
betreffend. 





Auf dem Landtag von 1834 wurde bei Einführung der 
Salzregie in der Provinz Oberheffen, der faft von der ganzen 
Kammer unterftüßte Wunſch geäußert, Daß dad Vieh: und 
Dungfals der Abgabe nicht unterworfen werben möge. Der 

Regierungd = Commiffär Seine Ercellenz Präfident von 

ofmann ertheilte auch die Verſicherung daß dieſer Wunfch 

berudfichtigt werden ſollte; aber leider ift folche noch nicht in 
Erfüllung gegangen. — 

Da ich mic) feitdem noch vielfach überzeugt, wie nach: 
theilig die Befteuerung benannter Salge auf die Landwirth: 
haft wirkt und wie drüdend fie für den Landmann ift, auch 

Erfahrung gebracht habe, daß diefe Befreiung bei andern 
im Zollverband ftehenden Staaten, bei welchen auch die Res 
gie eingeführt, nicht bie geringfte Schwierigkeit gefunden, fo 
trage ich darauf an, daß ed einer verehrlihen Kammer ges 
fallen möge, ſich bei einer hohen Staatöregierung dahin zu 
verwenden: 

daß hinfüro das Vieh⸗ und Dungfalz von der Auflage 

befreit und bafür geforgt werde, daß ſolches bey allen 

Auswiegs Behörden zu einem den Fabricationspreis gar 

nicht — nur wenig überſteigenden Preis zu bekom⸗ 

men ſey. 
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Beilage Nr. 7. zum 5. Protokoll. 


An die zweite Kammer der Stände ded Groß: 
herzogthums. 





Das unterzeichnete Geheime Staatsminiſterium beehrt ſich, 
der zweiten Kammer der Stände des ri gi Ay in 
der Anlage eine beglaubigte Abfchrift des über die am 27. 
diefed Monats in dem Thronfaale ded Großherzogl. Reſidenz⸗ 
fchlofjes erfolgte feierliche Eröffnung der Ständeverfammlung 
verhandelten Protocolls, nebft defien Beilagen, mitzutheilen 

Darmftadt am 29, April 1835. 


Großherzogl. Heffifches Geheimes Staatsminifterium 
(unter;.) du Thil. 
von Rieffel. 
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Protokoll, 


verhandelt in dem Thronſaale ded Großherzoglichen 
Refidenzfchloffes. 


Darmftadt am 27. April 1835. 


In Bolge der eingegangenen Einladung und ber über die 
feierliche Eröffnung der dießjährigen Ständeverfammlung, auds 
gegebenen Programme haben fi heute, Vormittags 11'/, 
bie hier anmelenden Mitglieder der beiden Kammern ber 
Stände bed Großherzogthumd in dem zur Eröffnung ber 
Gtändeverfammlung bereiteten Thronſaale des Großherzogl. 
Mefidenzfchloffed vereinigt. 

Sobald Sr. Königliche Hoheit der Großherzog, begleitet 
von ben Prinzen des Haufed und Allerhöchſt Ihrem Dienfte 
erfchienen waren, geruhten Allerhöchft viefelben, vom Throne 
aus, an die Verfammlung der Stände, die nachftehende 
Mede zu richten. 

„Meine Herren Stände! 

Ih freue Mich, Sie um Mich verfammelt zu fehen und 
würde Sie früher einberufen haben, wenn Ih Mich darauf 
hätte befchränfen wollen, Shnen dad Budget der laufenden 
Finanzperiode vorlegen zu laſſen; da aber meine Abficht das 
bin geht, Shnen einen nochmaligen Zufammentritt dadurch 
zu erfparen, daß Ich, gleich nach der Erledigung jened Bub» 
getd, auch dad der Fünftigen Periode zu Ihrer Berathung 
gelangen laffeu werde, fo war ich genöthigt idie Beendigung 
verfchtedener Vorarbeiten abzuwarten. 

‚Die Finanzverwaltung befindet fich fortwährend in einem 
befriedigenden Zuftande, und die Bilanz ift im Ganzen auf: 
recht erhalten worden, obgleich die Zeitumftände verfchiedene 
Ausfälle in der Einnahme herbeiführten. 

infichtli der Staatöfchuld wird Shnen Vorlage über 
eine Finanzoszration gemacht werben, die Ich autorifirt habe, 
weil fie Mir in flaatöwirthfchaftlicher noch mehr, als in 
aa Beziehung wichtig und nüglich für dad Land fchien. 

n dem Budget für die laufende Finanzperiode find 
Fonds für gewiſſe gemeinnügige Ausgaben vorgefehen, die, 
wenn fie auch von Shnen bewilligt werden follten, doch ſchwer⸗ 
lich in dieſem Sahre vollftändig werden verwendet werben 
können. Das Land würde daher offenbar unter dem Gange, 
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ben bie letzten Landtage genommen haben, empfindlich leiden, 
wenn Sie Ihre Zuffimmung dazu verfagen wollten, daß 
jene Fonds für die Fünftige Finanzperiode, in fo weit fie 
nicht verwendet find, aufbewahrt werben, und ihre Voraus⸗ 
gabung ausnahmäweife in derfelben ftattfinde. 

eine Entfchließungen auf die an Mich gelangten ge- 
meinfchaftlichen Adreffen beider Kammern des vorigen Lands 
tags habe ich bereits öffentlich verkünden laſſen. Die Gefebe 
aber, welche auf jenem und dem früheren Landtage Feine 
Erledigung fanden, werde Ich Ihnen abermald, nebft ver: 
fchiedenen Neuen, vorlegen laſſen. 

Sch hege das fefte Vertrauen, daß der gegenwärtige 
Landtag zu mancen, von Mir beabfichtigten Verbeſſerungen 
im Zuftande des Landes, zu welchen Ich Ihrer Mitwirkung 
bedarf, führen werde. 

Sch zähle, unter Anderen, dahin die fchnelle Vollendung 
ber bereits projectirten Provinzialftraßen, die ſich, ſelbſt ohne 
Erhöhung ded dem Gegenftande jest ſchon gewibmeten Auf 
wandes, in wenig Sahren bewirken lafjen dürfte. 

Es würde Mir zur großen Genugthuung gereichen, wenn 
Ich allen Theilen Meined Landes eben fo vollftändige und 
ausgedehnte Communicationswege geben könnte, als andere 
Thaͤle deſſelben fie ſchon längſt beſitzen wenn Sch die gegen 
waͤrtige Generation in dem Pr al’ der Vortheile ſähe, 
die fih an ben erleichterten Verkehr Tnüpfen, die fie aber, 
auf dem bisher betretenen Wege, noch lange entbehren würde. 
Diefen Gegenftand, über welchen Ich Ihnen eine eigene Vor: 
lage werde machen laſſen, empfehle Ich daher Ihrer befonde: 
ren. Aufmerkfamteit. 

Ebenſo nimmt ein Anderer, die Ablöfung ber Grundren⸗ 
ten nämlich, Meine Eorgfalt in Anfprud). 

Die Abfhaffung aller perfönlichen, fowie der auf Grund 
und Boden ruhenden Laften, die der Blüthe des Aderbaued 
im Wege ſtehen, ift durch Unfere Gefeßgebung theil3 vollführt, 
theilö fehr weit gediehen, und wenn gleich die Grundrenten, _ 
an und für fih, nicht als ein unmittelbares Hinderniß der 
freien Benußung bed Bodens betrachtet werden können, fo 
wird ed doch in manchen Beziehungen von Nugen feyn, 
wenn auch fie allmählich, auf geſetzlichem Wege, verfchwinden 
und eine gänzliche Entlaftung des Bodens von Grundbe⸗ 
fchwerden antritt; wenigſtens iſt es Mir bekannt, daß die 
Erreichung dieſes Zieles von vielen Meiner Unterthanen ſehr 
erſehnt wird; gern biete Ich daher die Hand dazu und habe 
demgemäß die Bearbeitung des Gegenftandes, welcher aller⸗ 


& 
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dings fehr große Schwierigkeiten barbietet, anbefohlen. Ich 
Hof Ihnen noch auf diefem Landtage angemefjene Vorfchläge 
deßhalb machen laſſen zu Fünnen. 

Sch kann nicht umhin, die Befriedigung nochmald aus: 
zubrüden, welche Mir die erfreulichen Ergebniffe gewähren, 
die in allen Xheilen ded Landes aus dem Inſtitute ded land: 
wirtbfchaftlichen Vereins bereits hervorgegangen find. Shrer 
Erwägung bleibt es anheim gegeben, ob nicht diefe Refultate, 
durch eine vermehrte Unterftügung aus Staatömitteln, fehr 
bedeutend vervielfältigt werden könnten? 

Die Gewerbe indeffen nehmen nicht minder, als ber 
Aderbau, die Fürforge der Regierung in Anfpruch, und ein 
ähnliches, ihnen gewidmetes, Inſtitut dürfte eine Forderung 
der Zeit feyn, welcher mit geringeren Mitteln, ald auf den 
— Verein verwendet worden, entſprochen werden 

nnte. 

Ueber die Mittel, die Sch zur befferen Aufnahme des 
Öffentlichen Unterrichtes, von der Hochfchnle bis zur Elemen: 
tarfchule herab, für nöthig erachte, habe Sch ſchon früheren 
Ständeverfammlungen Vorlage machen laffen. 

Dem auf dem lebten Landtage laut gewordenen Wunfche, 
daß die Befoldungen der Mitglieder der —— deſini⸗ 
tiv feſtgeſetzt werden möchten, habe Ich entſprochen. 

Von dem großen Zuwachs an Gebiet, welchen der deut⸗ 
fche Zollverein in. der Zwifchenzeit erhalten hat, haben Sie 
bereitd Kenntniß. Vor einigen Wochen ward ein Vertrag 
über den Beitritt des dießrheinifchen Theils der Landgraffchaft 
Heffen: Homburg und die Uebertragung der dortigen Zollver: 
waltung auf die hiefige Zolldirection abgefchloffen. 

Auch mit drei anderen Nachbarftaaten werden Verhand— 
lungen über deren Beitritt zum Verein gepflogen, die jedoch 
noch nicht zu einem Vertrage geführt haben. 

Mit den Wirkungen der neuen Organifation der Verwal: 
tungöbehörden, die Sch vor einigen Sahren anordnete, habe 
Sch Urfache vollfommen zufrieden zu feyn. Es iſt durch die: 
felbe eine größere Gleichförmigfeit und mehr Einheit in der 
Verwaltung, befonderd aber ein rafcherer Gefchäftögang her: 
beigeführt worden. Vorzüglich wohlthätig wird die firengere 
Auffiht wirken, der dad Rechnungswesen aller geiftlichen und 
weltlichen Gorporationen unterworfen ward. 

Geftügt auf die bisherigen Erfahrungen und Beobad): 
tungen habe Ich Mich daher vor Kurzem veranlaßt gefehen, 
diefelben Werwaltungsformen auch auf die Provinz Rheinhef: 
fen zu übertragen. 
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Zu den erfreulichen Erſcheinungen dieſer Zeit gehört es, 
daß das Band, welches die Staaten Deutſchlands umſchlingt, 
noch feſter geknüpft ward und der deutſche Bund ſich immer 
mehr zu einer ſelbſtſtändigen nationalen Macht ausbildet, die, 
kräftig genug, ſich gegen äußere und innere Feinde zu fehl: 
gen, doch ihre Stärke hauptfächlich in der Achtung für eriwor: 
bene Rechte und wohlbegründete Verhältniſſe der Völker, wie 
der Regierungen, fucht. 


Leider aber haben Wir gegenwärtig ben Verluſt eines 
ber erften Stifter diefed Bundes zu betrauern, der unabläffig 
um deſſen Befeftigung und Vervollkommnung bemüht war. 
Diefem verehrungswürdigen Monarchen, der die lange Reihe 
deutſcher Kaifer fchloß, den aber Deutfchland, auch nachdem 
er deſſen Krone abgelegt hatte, gleich einen Water zu lieben 
und zu ehren fortfuhr, war Sch und mein Haus durch Bande 
der Verwandtſchaft, der Freundfhaft und Anhänglichkeit, 
und feinem Kaiferhaufe durch Grinnerungen von Zahrhuns 
derten her zu eng verbunden, ald daß Ich ed Mir verfagen 
könnte, Meinem tiefen Schmerz über feinen unvergeßlichen 
Verluſt auch bei diefem Anlaffe Worte zu leihen. 


Mih, meine Herrn, werden Sie fortwährend bereit 
finden, allen billigen Wünfchen ein geneigtes Ohr zu ſchenken, 
alle Maafregeln zu ergreifen, die, ohne die Kraft der Regie: 
rung zu lähmen, oder die Ordnung im Staate zu gefährden 
dazu dienen können, Mißtrauen zwifchen Regierung und Vou 
zu bannen, das dauernde Wohl Meines Landes zu fördern, 
und eine, auf vernünftige Grundlagen gebaute Zufriedenheit 
ſtets allgemeiner zu verbreiten. 


Bon Ihrer Seite verfpreche Ich Mir dagegen vor Allem, 
Vertrauen und Unterftügung bei Meinen wohlwollenden Ab: 
ten, fo wie Mir Ihr Eifer für dad Öffentliche Wohl dafür 
ürgt, daß Sie, ohnerachtet der Wichtigkeit und des Umfangs 
Shrer Arbeiten, doc, durch angeftrengte Thätigkeit und Ent: 
fernung unnöthiger Abfchweifungen und Weitläuftigkeit, zur 
Abkürzung ded Landtags bei — wiſſen werden. 
chließlich he & ie Meines Yandeöherrlichen 
Wohlwollens.“ 
Der unterzeichnete Staatsminiſter verlas hiernächſt auf 
Befehl des Großherzogs, die Formel des von den Ständen 
ded Großherzogthums verfaffungsmäßig abzuleiftenden Eides, 
worauf die in der Anlage 1 verzeichneten Mitglieder der 
erften Kammer, fodann die in der Anlage 2 genannten Mit: 
glieder der zweiten Kammer auf den Aufruf vor den Thron 
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traten, da8 Handgelöbniß ablegten, und mit aufgehobenen 
Schwoͤrfingern die Worte ſprachen: 
„Ich ſchwöre!“ 

MNach abgelegtem Eide erklärte der unterzeichnete Staats⸗ 
miniſter, auf Befehl des Großherzogs, die Ständeverfamm: 
lung für eröffnet, und Se. Königlihe Hoheit verließen den 
Saal in derfelben Ordnung, in welcher Sie eingetreten waren. 

Zur Beglaubigung 
unter. du Thil. 
Für die Treue der Abfchrift 


von Nieffel, 
Großh. Geh. Secr, Acceſſiſt. 


Verzeichniß der Mitglieder der erften Kammer der 
Stände, melde den Eid ablegten. 


1. Se. Erlaucht der Herr Graf Louis von Erbach: Fürftenau. 
2. u r „„Ervbgraf von Stollberg - Gebern. 


3. Der Herr Ober : Finanz = Kammer: Präfident von Kopp, 
Ereellenz. 


Berzeihnig der Mitglieder der zweiten Kammer der 
Stände ded Großherzogthums Hefjen, welche bei 
dem Eröffnungdacte zugegen waren. 


Herr Geheimer Staatsrath Eigenbrodt, eriter Präfident, 
Abgeordneter des neunten Wahlbezirks der Provinz 
Starfenburg (Erbach). 


I. Abgeordnete des Adels. 
Herr — — Kammerherr Freiherr von Brei— 
denbach. 
» Major, Kammerherr Freiherr von Günderrode zu 
Höächſt an der Nidber. 
Obriſt und Hofmarfchall Graf von Kehrbach. 
DOberforftmeifter, Kammerherr Freiherr von Nordeck 

zur Rabenau zu Seligenftabt. 


u A 
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9. Herr Obriftlieutenant, Kammerherr Freiherr von. Norded 
zur Rabenau. 
6. „ Major, Kammerherr Freiherr von ‚Norded zur 
Rabenau. 
I. Abgeorbnete ber Städte - 


Darmftadt: 1) Her ——— und Stadtpfarrer 


oehler. — 
2) „Syndicus und Hofgerichts⸗Advocat 
Lotheiſen. 
Gießen: 


Offenbach: — 
Friedberg: * 
Bingen: — 


Sprendlingen. 
2rGroßgerau: „Schenck, Geh. Rath 
(zweiter Präfident). 
& „ Rangen: „ Maurer, Rechnung: 
fammer:Ratb. 
4 „ Babenhaufen: 2. Bar Regierungdrath. 
Hr „ Pfungftadt: — abſt, Deconomierath. 
GG ,„, Lorſch: „  Samefadca, Domänens 
: rath zu Lampertheim, 
TT „u Heppenheim: „ Ludwig, Oberappella⸗ 
tiond= u. Caſſations⸗ 
gerichtsrath. 
ro. Waldmichelbach: „ Hellmann, Lederfabri⸗ 
kant zu Neckarſteinach. 
1 „ Höchſt: »  Bergftraeßer, Rentamts 
mann zu Breuber 
Il „ Umftabt: „Heſſe, Hofgerichtörath, 
12: „ Großbieberau: ,„ Meyland, Db.> App. u. 


Dr. Ritgen, Geh. Medicinalrath zu 
Gießen. 


Bürgermeifter d Orville zu Offenbad). 
Bürgermeifter ri zu Friedberg. 
Advocat Schmitt jun. zu Mainz. 


Il. Abgeordnete der Wahlbezirke. 
A. Provinz Starkenburg. 
Ir Bezirk Heufenftamm: 


Herr Löffler, Oekonom zu 


Gaff. » Gerichtörath. 


B. Provinz Oberheffen. 
Ir Bezirk Battenberg: 


2 „ Gladenbad: 


„ 


Herr Stammler, Landrath zu 


Battenberg. 
v. Srolmann, Ob.: App. 
u. Caſſ.Gerichtsrath. 
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S: Bezirk Heuchelheim: 


dr 


18r 


D 
% 
ör 
Tr 


„ 


" 


KRomrod: 


Homberg a D.: 


— — 
Butzbach: 


Echzell: 
Gedern: 


Beilage Rr. 7. zum 


5. Protokoll. 


Herr Schneider, Rentamt— 


„ 


„ 


mann zu Gießen. 
Zulauf, Beigeordneter 

zu Eudorf. 
Praetorius, Mentamt: 

mann zu Homberg: 
Goldmann, Reg. Rath. 
Knorr, Oberconfiftorials 


—*5 Hofrath zu 
ofheim. 


Pre Oberfinanzrath. 


C. Provinz Rheinbeffen. 
Ir Bezirk Alzey: 


Wöllftein: 
Wörrftadt: 


Bretzenheim: 


Pfeddersheim: 


Herr — ——— zu 


Scan Bürgermeiſter 
zu ʒürfeiden. 

Beck, Gutsbeſitzer zu 
Gaubödelnheim. 
Grode, Gutöbefiger zu 

Opernheim. 
Advocat Glaubreh zu 
Mainz. 


Beilage Nr. 8. zum 5. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Glaubrech auf Erbauung 

einer Provinzialftrage vou Wefthofen über Gund— 
heim, Niederflöröheim und Mondheim bis zur Baier 
rifhen Gränze bei Rleinbockenheim. 


Bei den Ständeverfammlungen ber Jahre 18°)/,, und 
1834 habe ich bereits den oben rubricirten Antrag geftellt. 

- Beilage Nr. 255. der Verhandlungen von 18°°/,, Bei: 
lage Nr. 96. der Verhandlungen von 1834. | 

Aut beiden Landtägen Fam jedoch dieſe Motion . nicht 
zur Berathung. Sch fühle mich daher veranlaßt, Diefelbe 
abermald zu erneuern, und trage dem gemäß, indem ich mi 
der Kürze halber auf die in meinem früheren, vorftehend alle: 
Hirten Anträgen entwidelten Gründe beziehe, bei der verehrt: 
lichen Kammer dahin an: 

Die höchſte ger Be erfuchen, den Bau der 
Straßenftrede von Wefthofen über Gundheim, Niederflörs: 
eim und Mondheim bid zur baierifchen Gränze bei Klein: 
—— als Provinzialſtraße zu genehmigen und auszu⸗ 

ren. 


Beilage Nr. 9. zum 5. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Glaubrech, die Auszahlung 


der Penſionen der ehemals franzöfifchen Ehrenles 
gionärd betreffend. 





Die Sache der ehemals franzöfifhen Chrenlegionaird 
bed Großherzogthums ift aus den Verhandlungen der frühe: 
ven Landtage befannt. Bei den beiden lebten Ständever: 
fammlungen habe ich desfalls Anträge geftellt, welche in den 
Beilagen Nr. 144. der Verhandlungen von 18”/,, und 
Nr. 47, der Verhandlungen von 1884 abgedrudt; jedoch, 
leider, nicht zur Berathung gefommen find. 

Ich halte es daher für meine. Pflicht, abermals eine 
Sache in Anregung zu bringen, für welche nach meiner 
Anficht fowohl Recht und Billigfeit, ald das Gefühl für die 
Ehre und die Liebe zum Vaterlande fprechen. 

Statt der Ausführung beziehe ich mich auf die Entwil 
felungen in meinen beiden obigen Motionen, und erneuere 
demnach auf die darin enthaltenen Motive geftügt, den 
Schlußantrag: 

Es möge die verehrliche Kammer, den ſchon mehrmals 
von ber Staatsregierung ausgeſprochenen Wünſchen und ges 
ftellten Anträgen entfprechend, die erforderlichen Fonds bes 
willigen, um die Penfionen der ehemals frangöfifchen Ehre 
legionaird, fowohl jener in Rheinheſſen, ald in ven beide 
— Provinzen des Großherzogihums, beſtreiten zu 

nnen. | Ä 


Beilage Nr. 10. zum 5. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Glaubreh auf Borlegung 
einer Mühls und Bachordnung für Rheinheſſen. 


Bereit auf dem Landtage von 18°?),, habe ich einen 
Antrag auf Vorlegung einer umfaffenden Mühl: und Bad 
ordnung für Rheinheſſen geftellt (Beilage Nr. 108, der Vers 
bandlungen jened Landtages) und da derfelbe damals nicht 
zur Berathung fam, ihn auf dem Landtage von 1834 re⸗ 
producirt (Beilage Nr. 119. achtzehnten Protocolle.) 

Auf dem lebteren Landtage Fam die fragliche Motion 
in der Situng der zweiten Kammer vom 29. Auguft 1834 
zur Berathung und, wurde in der nämlichen Sigung von der 
Kammer einftiimmig angenommen. Sie wurde auch fofork 
der erften Kammer der Stände mitgetheiltz ehe jedoch hier 
ebenfalld eine (Berathung) Diskuffion darüber Statt finden 
Tonnte, erfolgte die Auflöfung ded Landtages. 

fehe mich daher veranlaft, meine Motion bei der 
gegenwärtigen Ständeverfammlung zu erneuern, und, indem 
ic mich zur Erfparung von Wiederholungen auf diejenigen 
Motive beziehe, welche in meinen Eingangs erwähnten beis 
den Anträgen, in dem Ausfchußberichte der vorigen Kam: 
mer (Beilage 247.) und in der Berathung vom 29. Auguft 
1834 entwidelt worden find, trage ich demgemäß dahin an: 

E3 möge die verehrlihe Kammer die höchite Staats: 
regierung erfuchen, baldmöglichft den Entwurf einer umfaf 
fenden Mühl: und Bachordnung für Rheinhefien, wodurch 
bie Rechte und WVerbindlichkeiten der Mühlenbefiger in Bezug 
auf die ihre Mühlen treibenden Bäche und zwar fomohl ges 
gen einander felbft, als gegen die übrigen die Bäche begrän- 
zenden und zur Wäflerung berechtigten Privaten und Ge: 
meinheiten genau normirt und feftgeftellt werden, ben Stän⸗ 
den vorzulegen. 


Beilnge Nr. 11. zum 5. Protokoll. 


Entwurf der Danfadreffe. 


Allerdurchlauchtigſter Großherzog! 
Allergnädigfter Herr! 


($. 1.) Em. Königlichen Hoheit für die abermalige ver: 
faffungsmäßige Berufung Shrer getreuen Stände ehrfurchtd- 
vollſt zu danken, ift unfere, der zweiten Kammer der Stände 
ded Großherzogthums, nächfte Pflicht, amd unferer Seren 
Bedürfnig. Insbefondere danken wir für das huldvolle Wohl— 
wollen, womit Ew. Königliche Hoheit, vom Throne herab, 
audzubrüden geruhten, daß es Allerhöchſt Diefelben freue, 
uns um Sid verfammelt zu fehen. 

($. 2.) Was Em. Königliche Hoheit in Bezug auf den 
Zuftand der Finanzverwaltung im Allgemeinen zu eröffnen 
ad geruht haben, Fonnte und nur erwünfcht feyn. 

ie und zugeficherten Vorlagen über eine in Betreff der 
Staatöfchuld angeordnete Finanzoperation, und über Ber: 
wendung der zu gemeinnüßigen Zweden für die gegenwär— 
tige Finanzperiode vorgefehenen Gelder, werden wir einer forg- 
fältigen Prüfung — | 

($. 3.) Die Verkündigung der auf die gemeinfchaftli: 
chen Adreſſen beider Kammern des vorigen Landtags erfolgten 
Allerhöchſten Entfchließungen erfennen wir mit geziemendem 
Danfe an. Den angekündigten Gefehevorlagen werben wir 
unfere angehrengtehe Thätigkeit widmen. | 

($. 4) Daß Em. Königl. Hoheit das fefte Vertrauen 
auszufprechen gerubten, ber gegenwärtige Landtag werde unter 
unferer Mitwirkung 'zu manchen von Allerhöchſt Denfelben 
beabfichtigten Werbefferungen im Zuftande des Landes führen, 
ift für und wahrhaft beglüdend. Diefed Vertrauen, fo nahe 
verwandt mit bem landeöväterlihen Wohlwollen, welches 
unfere Erfcheinung als eine erfreuliche bezeichnet, nad) Mög- 
lichkeit zu — werden wir als unſere wichtigſte und 
belohnendſte Aufgabe betrachten. 

Zu den vorzugsweiſe wünſchenswerthen Verbeſſerungen 


Beilage Nr. 11. zum 5. Protofoll, 2 


zählen auch wir die baldmöglichfte Vollendung der Provinzial⸗ 
ia Diefer, wit der öffentlichen Wohlfahrt fo * ver⸗ 

undene Gegenſtand, und die darauf ſich beziehenden befon- 
deren Vorlagen find vollkommen geeignet, die forgfältigfte 
Erwägung der Stände in Anſpruch zu nehmen. 

(%- 9.) Zu ganz befonderer Freude mußte es und gerei- 
chen, daß Allerhöchſt Diefelben die Hoffnung audgefprochen 
haben, ed werde noch auf diefem Landtage die Vorlegun 
einer, die Ablöfung der Grundrenten bezwedenden Propofis 
tion, bewirkt werden fünnen. Welche Schwierigkeiten auch 
die Eigenthümlichkeit der Verhältniffe der Ausführung entge: 
genftellen möge, wir glauben mit Zuverficht erwarten zu 
Dürfen, daß ed, nach den vielfeitigen und gründlichen Bera⸗ 
ae = früherer Ständeverfammlungen endlich gelingen werde, 
die Löſung einer Aufgabe herbeizuführen, der, wir können 
ed auch aus eigener Wahrnehmung pflichtmäßig beftätigen, 
eine zahlreiche und höchft beachtungswerthe Klaffe der Lan⸗ 
vesbewohner mit fehnfuchtdvoller Erwartung entgegenficht. 

($. 6.) Es war uns erfreulih, von Ew. Königl. Hoheit 
zu vernehmen, wie befriedigend Alerhöchftdiefelben die aus 
dem Snftitute des Iandwirthichaftlichen Vereines bis jetzl her- 
vorgegangenen Ergebniffe gefunden haben. Wir felbft haben 
vielfältig Gelegenheit gehabt, und von dem audgebreiteten 
Nusen diefer Anftalt zu Überzeugen. Gerne werden wir und 
daher der Erwägung unterziehen, ob eine vermehrte Unteritüs 
gung derfelben aus Staatömitteln für die Zukunft räthlich 
und ausführbar ſei. 

($. 7.) Glüdliche Erfolge, wie die eben erwähnten, find 
allerdings Feine geringe Ermunterung, um einem nahe ver: 
wandten, nicht minder wichtigen Gegenftande, den Gewerben, 
ähnliche Begünftigung zuzuwenden. Auf weldhen Wegen, und 
durch welche Mittel hierin einem zeitgemäßen Bedürfniffe 
Genüge geleiftet werben könne, wird von uns forgfältig in 
Ueberlegung gezogen werben. 

(. 8.) Die den öffentlichen Unterricht betreffenden Vor⸗ 
lagen Em. Königl. Hoheit berühren einen Gegenftand, über 
deſſen hohes Intereffe kein Zweifel beftehen kann. Allerhöchſt— 
diefelben wollen verfichert fein, daß wir, von dem wärmften 
Antheile für alle Zweige des Öffentlichen Unterrichts lebhaft 
———— gerne die Hand bieten werden, um, ſo weit 
es die Kräfte des Landes irgend geſtatten, auch dieſen wich 
tigen3wed — u befördern. | 

($. 9.) Die befnitive Feſtſetzung der Befoldungen der 
Mitglieder der: Zuftizcollegien, womit Ew. K. Hoheit einem 

Beil, z. d. Verhandl. d. 2. Ram, I. Band, 4 
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3 Beilage Nr. 11. 


auf dem lebten Landtage laut gewordenen Wunfche entgegen 
zu fommen geruht haben, wird mit den übrigen verwandten 
Gegenftänden demnächſt unfere pflichtmäßige Erwägung in 
Anſpruch nehmen. 

($. 10.) Mit warmer Theilnahme haben wir bis jebt 
die ungemeinen Erfolge jened Vereines begleitet, welcher nicht 
frühe genug mit feinem fegensreichen' Bande alle Theile unfe- 
red gemeinfamen deutfchen Baterlandes umfchlingen kann, und 
bei defjen erfter Begründung der unvergeßliche Geber unferer 
Verfaſſung ſich ein Denkmal des ruhmvollften Verdienſtes 
um ganz Deutfchland geftiftet hat. Wir danken Ew. Kön. 
Hoheit für die Auffchlüffe, welche Allerhöchftdiefelben über die 
neueften Ergebniffe der dahin bezüglichen Verhandlungen uns 
zu ertheilen fich bewogen gefunden haben. Zugleich aber wa- 
gen wir die Hoffnung auszufprechen, daß ed den vielfeitigen 
Beftrebungen der betheiligten Regierungen endlich gelingen 
werde, das fo glüdlich begonnene Werk zu vollenden. 

($. 11.) Sn der durch die neue Organifation nunmehr 
bewirften gänzlichen Trennung der richterlichen und Verwal: 
tungsbehörden erfennen wir die mwohlthätige Durchführung 
eines, feinen wefentlichen Beftandtheilem, nach früher ſchon 
ind Leben getretenen, und durch eine I4jährige Erfahrung -als 
beilfam bewährten Grundfaßes. Auch hoffen wir, ed werde 
fi) demnächſt für alle Landestheile, und für die Provinz 
Rheinheſſen indbefondere, ald nüßlich bewähren, daß die bis 
jegt noch abweichend gewefenen Berwaltungsformen jener Pro: 
vinz mit dem Organismus ded Ganzen in Einklang gebracht 
worden find. Die wahren Grundlagen eines, ohne Gefahr 
für Gründlichkeit und Befchleunigung, noch vereinfachteren 
Gefchäftsmechanismus werden aber dann erfi gewonnen feyn, 
wenn der fehnfuchsvolle Wunſch AllerhöchſtIhrer getreuen Un: 
terthanen, die Einführung einer gemeinfamen, über alle Lan» 
destheile fich erfiredenden, Geſetzgebung, erfüllt feyn wird. 

(0. 1 Nächft ver Wohlfahrt unferes Großherzogthumg, 
welche wir durch einträchtiges Zufammenwirfen immer fefter 
und dauernder begründet zu fehen hoffen, nimmt dad Gedei- 
hen des Bundes, mit dem unfer beſonderes, wie unfer notio= 
naled Intereſſe fo innig verflochten ift, vorzugsweiſe auch un— 
fere Sheilnahme in Anſpruch. Möge diefes wohlthätige Band, 
mit Aufrechthaltung des beftehenden Rechtözuftandes der Völker, 
wie der Regierungen, fich ſtets fefter und inniger verfchlingen ! 

( 13.) Wir theilen die fchmerzlichen Gefühle, welche 
Allerhöchſtdieſelben über das Hinfcheiden eined der erften Stif- 
ter dieſes Bundes, des in der danfbaren Erinnerung aller 


zum 6. Protofoll. 4 


Bölfer deutfcher Zunge fortlebenden legten ehrwürbigen Ober: 
hauptes des vormaligen deutfchen Meiches, fo rührend aus: 
zufprechen gerubt haben. In diefem Ausbrude Allerhöcht 
Shrer Gefühle .verehren wir aber zugleich dankbar ein neues 
Zeichen jened befonderen Vertrauens, in welchem ein Vater 
feinen Kindern, ficher in den Herzen bderfelben Anklang zu 
finden, dad feinige Öffnet. 

($. 14.) Die Verfiherungen, welhe Em. Königliche 
Hoheit fchließlich zu geben geruhten, waren nur — die 
freudige Erwartung zu ſteigern, womit wir der Eröffnung 
diefed- Landtags entgegen gefeben haben. Die Bande des 
Bertrauend zwifchen Regent und Bol immer fefter zu Inüpfen, 
den wohlgemeinten Beftrebungen der Regierung Anerkennun 
zu verſchaffen, und fo Die wahre Wohlfahrt ded Volkes un 
die Öffentliche Zufriedenheit immer allgemeiner zu verbreiten, 
wird vor allem das Ziel unferer Bemühungen feyn. 

Wie dann auch die Anfichten im Einzelnen getheilt feyn 
mögen, über die Reinheit der Gefinnungen wird niemals 
ein Zweifel entftehen Fönnen. | 
.  _6o hoffen wir, daß unfer fchwerer aber ſchöner Beruf 
in Erfüllung gehen, und unfere Mühen mit einem glüdlichen 
Erfolge werben gekrönt werben. 


Mir erfterben in tiefſter Ehrfurcht 
Ew. Königlichen Hoheit 
allerunterthänigft trag gehorfamfte 


die zweite Kammer der Landitände des Groß- 
herzogthums Heſſen. 


4* 
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Beilage Nr. 12. zum 6. Protokoll. 


Vortrag ded Herrn Geheimen Staatsraths Knapp, 
betreffend den Entwurf eined Forfiftrafgefeßes, 


Hochgeehrtefte Herren! 

Am 13. September 1833 wurde der damaligen zweiten 
Kammer der Landftände des Großherzogthbums der Entwurf 
eined Forfiftrafgefeges zur Prüfung und Ertheilung ihrer ver: 
faffungsmäßigen Inftimmung übergeben. 

Der fünfte Landtag endigte jedoch, bevor diefer Gegen: 
ftand zur ftändifhen Berathung gefommen war, und die 
Staatöregierung fah fih darum veranlaßt, den erwähnten 
Gefegesentwinf und zwar ganz unverändert, während 
bed fechöten Landtages (am 2. Suny 1834) nochmal zum 
Gegenftande der ‚ftandifhen Berathung und Befchlußnahme 
zu mahen. Die damalige zweite Kammer der Landftände 
hat zwar fofort über dieſen Gefeßedentwurf Berathung ge: 
pflogen und Befchlüffe gefaßt, allein bevor daſſelbe in der 
erften Kammer gefchehen konnte, war auch jener Landtag 
aufgelößt worden. 

Die Staatöregierung hat daher befchloffen, den berühr: 
ten Gefeßedentwurf und zwar abermals ganz; unverän: 
dert fo wie derfelbe bereitd in dem Archive dieſer verehrlis 
hen Kammer liegt wiederholt an die Landftände des Groß: 
herzogthums bringen zu laffen, und da unter diefen Verhält— 
niffen eine nochmalige abfchriftliche Mittheilung ha I 
ten Geſetzesentwurfs als überflüffig erfcheinen dürfte; fo bin 
ich beauftragt, Sie, hochgeehrtefte Herren, zu erfuchen, den: 
felben fo zu betrachten, ald wäre er Ihnen heute zur Prü— 
fung und Ertheilung Ihrer verfaflungsmäßigen Zuftimmung 
wiederum übergeben worben. 


Beilage Nr. 13 zum: 6. Protokoll. 


Vortrag ded Herrn Geheimen Staatsraths Knapp, 
betr. den Geſetzesentwurf über Competenzerweite: 
rung der Friedensgerichte in Rheinheſſen. 


— — — — 


Hochgeehrteſte Herrn! 


Veranlaßt durch einen Antrag des Abg. Mohr haben 
beide Kammern der Landſtände des Großherzogthums wäh— 
rend des fechöten Landtags beſchloſſen: die Staatsregierung 
um Vorlage eines Geſetzesentwurfs zu erſuchen, wodurch die 
Competenz der Friedensgerichte bis auf 200 fl. erweitert werde, 
und es iſt dieſer Beſchluß in einer gemeinſchaftlichen Adreſſe 
dur Kenntniß Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs ges 

racht worden. | 

Um diefem Wunfche zu entfprechen, bin ich beauftragt 
worden, Shnen, hochgeehrtefte Herren, einen Gefeßedentwurf 
zu überbringen, welcher fo lautet: 

( — 

Es ſey mir nun erlaubt, die Anſichten kürzlich andeuten 
zu dürfen, von welchen man bei Abfaſſung dieſes Geſetzes— 
entwurfd ausgegangen ift. 

Nach. dem Decret vom 24. Auguft 1790 erkennen die 
Friedenögerichte in reinen Perfonal: und Mobiliarfachen ohne 
Vorbehalt der Appellation, wenn fich der Gegenftand ber 
Klage nur bis auf 50 Fr. beläuft, und mit Vorbehalt der 
Berufung, wenn der Werth des Streited nicht über 100 Fr. 
beträgt; überfteigt derfelbe diefe Summe, fo muß die Sache 
ar in erſter Inſtanz bei dem Kreiögericht angebracht 
„werben. 

Die Friedendgerichte erfcheinen fonach nur ald Ausnahms⸗ 
gerichte, und fo lange dad dermalen beftehende fehr fummas 
rifche Verfahren bei denfelben gilt, muß auch ihre Competenz 
auf die fogenannten Bagatellfachen beſchränkt bleiben. 

Es i jedoch nicht I verfennen, daß bei dem jegigen 
Werthe des Geldes und bei dem Grade von Wohlftand, wel: 
cher dermalen in der Provinz Rheinheſſen herrfcht, die Summe 
von 100 Fr. nicht die abfolute Grenze für die fogenannten 
Bagatellfachen bildet, mithin auch eine Erhöhung der Summe, 
über welche die Friedendgerichte mit Vorbehalt der Appellas 
tion erfennen — und von biefer ift in dem landftändifchen 


Beilage Nr. 13. zum 6. Protokoll. 2 


Befchluß allein die Rede geweſen — ftattfinden kann, ohne 
daß dadurch die Competenz der genannten Gerichte auf Ges 
—525 ausgedehnt wird, die nicht zu ben geringfügigen 
ehören. 

Bei der Frage, um wie viel die hier in Erwägung 
kommende Summe zu erhöhen ſeyn dürfte, hat man indeſſen 
geglaubt, darauf Rückſicht nehmen zu müſſen, daß durch die 
deßfallſige Beſtimmung die an die Friedensgerichte verwieſen 
werdenden Klagen den Charakter der Bagatellſachen nicht 
gänzlich verlieren, und die Geſchäfte der Friedensrichter nicht 
ſo vermehrt würden, daß die Beringung derſelben unmöglich 
werde. 

In beider Beziehung fihien aber die von den Ständen 
vorgefchlagene Summe von 200 Fr. zu hoc) gegriffen zu feyn, 
und man erachtete es für räthlicher, vorerft und bis man über 
die. Wirkung der Competenzerhöhung weitere Erfahrungen ge- 
macht habe, die fragliche Summe auf 140 fl. (ungefähr das 
Dreifache der jegt vorgefchriebenen feſtzuſetzen. 

Man muß nämlich bedenken, daß jest viele Klagen, 
deren Object den Werth zwifchen 100 Fr und 140 fl. beträgt, 
gar nicht angebracht werden, weil die Procepfoften, welche 
bei dem Kreisgerichte entftehen, den Parthieen zu bedeutend 
find, daß aber dies nicht mehr der Fall feyn wird, fobald 
die Sriedendgerichte zur Entfcheidung folcher Klagfachen für 
befugt erflärt find, und daß es folglich nicht richtig gerechnet 
wäre, wenn man annehmen wollte, ed würden der Sachen 
diefer Art nicht mehrere an bie Zriedendgerichte kommen, als 
— bisher jährlich vor dem Kreisgerichte verhandelt wor; 
den ſind. | 

Zudem wirb auch bei der vorgefchlagenen geringeren 
Summe, für die Rechtöverfolgung in der Provinz Rheinheſſen, 
eine Erleichterung bewirkt werden, die gewißlich nicht als eine 
unbedeutende, den Gredit und Verkehr nicht wefentlich bes 
fördernde zu betrachten feyn dürfte; weshalb denn auch der 
vorgelegte Gefeßesentwurf ſich — Ihrer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Zuſtimmung zu erfreuen haben wird. 


Beilage Nr. 14. zum 6. Protokoll. 


Geſetzesentwurf, die Competenzerweiterung der 
Friedendgerichte in Nheinheffen betr. 





Wir Ludwig II. von Gottes Gnaden, Großher 
09 von Heffen und bei Rhein x. ıc. haben nach An: 
rung Unfered Staatsraths und mit Zuftimmung Unferer 
getreuen Stände verordnet und verorbnen wie folgt: . 
Art. 1 
Die Summe von 100 fres., auf welche die Competenz 
der Friedensrichter in der Provinz Rheinheſſen, in rein per: 
fönlichen und Mobiltar:Klagen mit Vorbehalt der Ap⸗ 
pellation zu erkennen durch Art. 10 des Decrets vom 
24. Auguft 1790 befchränkt ift, wird auf die Summe von 
Einhundert Vierzig Gulden erhöht. 
Art. 2, 
Dieſes Gefeb tritt am ...... 1835 in Kraft. 


Beilage Nr. 15. zum 6. Protokoll. 


Bortrag ded Herrn Geheimen Staatsraths Knapp, 
betr. die neue Gefhäftsordnung für beide Gtändes 
fammern ded Großherzogthums Heflen. 


Hochgeehrtefte Herren! 

Während des fünften Landtags wurbe den beiden Kam: 
mern der Landftände des Großherzogthumd der Entwurf einer 
neuen landftändifchen Gefchäftsordnung zur Prüfung und 
Ertheilung ihrer verfaffungsmäßigen Zuftimmung übergeben; 
beide Kammern hatten ſich aber in ihren Befchlüffen über 
diefen Entwurf noch nicht fo weit vereiniget, daß die Reful- 
tate in einer gemeinfchaftlichen Adreffe Sr. Königlichen Ho: 
heit, dem Großherzog, hätten vorgelegt werden können, als 
die Auflößung jened Landtags eintrat. 

Die Staatöregierung hat darum befchloffen, ven erwähn⸗ 
ten Entwurf einer Gefchäftdordnung für die beiden Kammern 
der Stände, und zwar ganz unverändert, fo wie ber: 
ſelbe diefer verehrlichen Kammer am 17. December 1832, 
übergeben worden ift, nochmals zum Gegenftande der ftändis 
fhen Berathung und Beichlußnahme zu machen, und ba 
unter diefen Umftänden eine abermalige abfchriftliche Mitthei⸗ 
lung des berührten Entwurfs ald überflüffig erfcheinen dürfte; 
fo bin ich beauftragt worden, Sie Hochgeehrtefte Herren, zu 
erfuchen, benfelben fo Br betrachten, als fey er Shnen heute 
ur Prüfung und Ertheilung Ihrer verfafjungsmäßigen Zu: 

immung nochmald übergeben worben. | 


- 
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Beilage Nr. 16. zum 7. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten von Grolman, Zulauf und 
Goldmann, betreffend die Anlegung einer durch Die 
Herrſchaft Schlitz, bis auf die Staatsſtraße zwi- 
fhen Alsfeldd und Fulda, führenden Provinzial 
ftraße. | 


Schon auf dem Landtage von 18°°/,, haben beide Kam: 
mer der Landſtände dad Erſuchen an die hohe Staatöregie: 
rung befchloffen, daß die ſchon im Jahr 1827 beabfichtigte 
Anlegung einer Provinzialftraße von Schlig nad) Lauterbach 
in an Kr werben möge: Ä 

Bergl. Verhandlungen von 18°°/,, 

der II. Kammer Seite 674. ded 1. Beil. Bandd Seite 
536. des 2. Prot. Bandes. 

der I. Kammer Seite 659 und 660 des Prot. Bandes. 

Es ift aber bis jeßt noch nicht — wenigftend noch nicht 
in der Minifterial- Befanntmahung vom 30. November 
1830 — eine officiele Erklärung von Seiten. der Staats: 
regierung Über die Gewährung diefes Wunſches erfolgt. 

Die Unterzeichneten erlauben fich daher, unter Beziehung 
anf die Verhandlungen von 18°°/,,, fowie auf beöfallfige 
fpätere Motionen — Seite 143 des 2. Beilagebanded der 
Berhandlungen der 2. Kammer von 18°?/,, und Beilage 
Sa der Verhandlungen der 2. Kammer von 1834 — den 

ntrag: 
—F ed den Ständen gefallen wolle, die hohe Staats: 
regierung um Anlegung einer Provinzialftraße zu er 
ſuchen, welche von der Staatöftraße zwifchen Aldfeld 
und Fulda ab — nah Schlig und fofort bis an die 
Gränze der Herrſchaft Schlig gegen die Hersfelder 
Strabe bin zieht. 


Beilage Nr. 17. zum 7. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Goldmann, Prätoriud und 
Wolff, die Poftverbindung zwifchen Galzhaufen 
(Nidda) und Friedberg. 


Die Unterzeichneten tragen darauf an, daß ed den Stän- 
den des Großherzogthbumd gefallen möge, die hohe Staatöre: 
gierung zu erfuchen: | 

die erforderliche Einleitung zu treffen, daß zwifchen Fried: 

berg und Salzhauſen (Nidda) eine tägliche, mit den täg— 

lichen Briefpoftcourieren zwifchen Darmftadt und Gießen 
correfpondirende, Poftverbindung, und zwar während der 

Mintermonate durch eine Briefpoft — während der Soms 

mermonate aber durch eine Brief» und Perfonenpoft, ein: 

gerichtet wird. 

Die für diefen Antrag fprechenden Motive find in den 
Berhandlungen ded vorigen Landtags volftändig und über: 
zeugend entwidelt worden und man erlaubt fich daher, zur 
Vermeidung von Wiederholungen, auf folgende Actenftüde 
daraus Bezug zu nehmen: 

1) Verhandlungen der zweiten Kammer: Beilage Nr. 200. 
und Nr. 251. Protocol Nr. 54. Seite 2 und Nr. 59. 
Seite 30 und 31. (im dritten Prot. Band.) 

2) Verhandlungen der erften Kammer: Beilage Ar. 96. 


Beilage Nr. 18. zum 7. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausſchuſſes der zweiten Kammer 
der Landftände, betr. die Wahlen der Abgeordneten 
für die Städte Gießen und Friedberg, fo wie für 
den dritten, fünften, fechften und fiebenten Wahlbezirk 
der Provinz Oberheffen ; erflattet durch den Abgeord: 
neten Knorr. * 





Die in der Rubrick aufgeführten ſechs Wahlen hat Ihr 
dritter Ausfchuß, meine — ſorgfältig geprüft und dabei 
keinen bemerkenswerthen Anſtand gefunden. Es trägt daher 
Ihr dritter Ausſchuß darauf an: 


„daß es ber verehrlichen Kammer gefallen möge, bie be: 
zeichneten fechd Wahlen für definitiv gültig zu erklären.” 


Beilage Nr. 19. zum 7. Proiofol. 


Bericht des dritten Ausfchuffed der zweiten Kammer 
der Zandftände, betr. die Wahl des Abgeordneten 
für die Stadt Alsfeld; erftattet durch den Abgeord: 
neten Knorr. 


In dem Protokolle der zur vorläufigen Prüfung der 
Wahlen beftimmten Commiffion vom 23. April 1835 wird, 
fo weit es hierher gehört, bemerkt: 


„Aus;ʒug 
aus dem Protokoll der zur Prüfung der Wahlen beftimmten 
Gommiffion. | 
d. d. Darmftadt am 23. April 1835. 





Sn Gegenwart: 
der Einweifungscommiffion fodann 
der Herren Abgeordneten 
Cameſasca, 
Zulauf, 
ardy, 
irſch, 
öffler, 
Hellmann, 
und des geh. Secretärs, Prinz. 
Nachdem ıc. ıc. 
B. Provinz Oberheffen 


Rz; 

2) Bei der Abgeordnetenwahl der Stadt Alf 
feld kommen folgende Anftände zur Spradhe: 

a) Unter den Bevollmächtigten habe fih David Liſt⸗ 
mann befunden, welcher durch Tandgerichtliched Erkenntniß 
vom 11. Auguft 1833 wegen Theilnahme an einer Schläge: 
rei, die eine Verwundung zur Folge gehabt habe, in eine 
zehntägige Gefängnißftrafe und durch hofgerichtliched Erkennt⸗ 
nig vom 20. November 1833 wegen Mißhandlung ded Schreiner 
Fuchs in eine fechötägige Gefängnißftrafe verurtheilt worden 
fey. Der Bahleommitiär habe ihn, vorbehältlich der Ent- 
fcheidung der zweiten Kammer der Stände, für wahlfähig 
erklärt, und fo habe derfelbe an der Wahl der Mahlmänner 


Beilage Nr. 19. zum 7. Protokoll. 2 


Antheil genommen, fey felbft Wahlmann geworben, und habe 
alfo auch bei der Wahl ded Abgeordneten concurrirt. Sey 
Liftmann wahlunfähig, fo würde deſſen Concurrenz auf das 
Refultat der Wahl von Einfluß geweſen feyn. 


b) Der Abgeordnete fey am 12. September 1817 als 
Landwehrbataillond Adjutant wegen Mißhandlung eined Land: 
wehrmannd durch Reſcript Großherzogl, Oberkriegscollegs auf 
Allerhöchſten Befehl Sr. Königl, Hoheit des Großherzogs 
mit rue Hauptmwachearreftitrafe belegt worden. 

Beide Anftände wurden von der Prüfungschmmiffion für 
irrelevant, und fomit der gewählte Abgeorbnete für vorläufig 
zuläffig erklärt. 

Weitere Anftände hat Ihr dritter Ausfhuß meine Her: 
ven, bei forgfältiger Prüfung der Wahlacten nicht entdeckt, 
und es ift Eh daher auf eine Begutachtung der in dem er: 

-wähnten Protocolle herausgehobenen beiden Punkten zu be: 
fchränfen. 
x. 


In Bezug auf den erftien Punct sub a bemerkt man 
erläuternd, daß David Lifimann lediglich wegen verübter 
Thatlichkeiten von dem Landgerichte in eine zehntägige Amt3- 
gefängnißftrafe verurtheilt, vwücfichtli der dabei vorgefalle- 
nen Verwundung aber freigefprochen worden ift, und daß ber 
Wahlcommiffär den David Liſtmann aus dem Grunde vor: 
behältlich der Entfcheidung der Kammer für. wahlfähig erkannt 
bat, weil eine Gefängnißftrafe unter vierzehn Tagen als eine 
peinliche nicht anzufehen fey, und hierbei eine aan 
nung mehrerer wegen verfchiedener Bergehen zu verfchiede: 
nen Zeiten verwirkten Strafen nicht ftattfinden Fönne. 

Mit diefer Anficht des Wahlcommiffärd, womit früher 
reichögefegliche Beſtimmungen übereinftimmen, und von wel- 
chen auch, fo viel dem Ausſchuß bekannt ift, unfere Gerichte 
allgemein ausgehen, erklärt fi) Ihr dritter Ausfhuß ein: 
verftanden. 

In Folge der erlittenen Strafen ift alfo nach diefer An- 
fiht David Liſtmann feined Staatöbürgerrechtd nicht ver- 
luftig geworben, und ed kann daher auch das Recht defiel- 
ben zur Zheilnahme an den fraglichen Wahlen nicht bean-. 
ftandet werden. 

Was den zweiten Punkt sub b anlangt fo ift derfelbe 
bereitd auf dem lebten Landtage zur Sprache gefommen, 
und ed ift der Abgeordnete Krauskopf damald nach voraus: 
gegangenem ausführlichen Berichte 


3 Beilage Nr. 19. zum 7. Protofoll, 


(Beil. Nr. 170. zum dreißigften Prot. im erften Bande 
der Beilagen) 
und nach zuvor gepflogener Berathung 
(Site Sisung ©. 1 und folg. im zweiten Band der 
Protocolle) 
ded erhobenen Anftanded ungeachtet mit zwei und dreißig 
gegen vier Stimmen für zuläffig erfannt worden, 
(Site Sitzung Seite 21 im zweiten Band der Protocolle.) 
Es liegt demnach über den fraglichen fpeciellen Punkt 
eine Entjheidung der früheren Kammer bereit vor und ed 
ift auch der Abgeordnete Krausfopf in Folge diefer Entfchei: 
dung wirklich in die damalige Kammer eingetreten. Hierzu 
fommt, daß bei Gelegenheit der angezogenen Verhandlungen, 
worauf man ſich zu beziehen erlaubt, bei der Annahme eines 
Disciplinarvergehend, einer Disciplinarftrafe jeden Falles fehr 
erhebliche Gründe geltend gemadyt worden find, und hiernach 
minbeftend zweifelhaft bleibt, ob in der That hier ein folches 
Vergehen, eine ſolche Strafe vorliegt, wodurch nach Art. 60 
der Verfaffungsurfunde die Möglichkeit ald Mitglied einer 
Kammer zu erfcheinen aufgehoben wird. Unter diefen Ver: 
hältnifjen ift Ihr dritter Ausschuß der Anficht, daß auch jebo 
dem herauögehobenen zweiten Anftande ebenfalld Feine wei: 
tere Folge zu geben fey. 
Es Ne demnach Shr dritter Ausfchuß darauf an: 
daß die Wahl der Stadt Alsfeld für definitiv gültig und 
und der gewählte Abgeorbnete Krausfopf für zuläffig zu 
erklären fey. 


Beilage Nr. W. zum 1: Protokoll, 


‚Bericht des dritten Ausſchuſſes der zweiten Kammer 
über die Wahl des Abgeordneten der Stadt Worms; 
erjtattet von dem Abgeordneten Hardy. Ä 


— — — 





Bon den Wahlmännern der Stadt Worms ift Freiherr 
von Gagern zu Darmfladt mit 20 gegen 8 Stimmen als 
Abgeordneter zum fiebenten Kandtage erwählt worden. | 


Bei der durch den. dritten Ausfchuß vorgenommenen 
Prüfung diefer Mahl, haben wir eine Unrichtigfeit in dem 
üder die Urwahlen aufgenommenen Protocole gefunden. 
Diefed enthält zum Anfange die Bezeichnung der ——— 
eined Tages vom 1. December 1834. Es iſt unmöglich, daß 
1117 Abſtimmungen zur Urwahl, wie fie zu Worms wirklich 
fattfanden, an einem Wormittage gefchehen Eonnten, und 
gleihwohl ift von der Fortfegung der Wahlhandlung an den 
folgenden Sagen aus dem Protokolle nichts zu erſehen; — 
während jedoch daflelbe am Schlufje fagt, daß die Abzählung 
am 13. December 1834 beendigt worden fey. Obgleich wir 
weit entfernt find, von diefer Unrichtigkeit, eine Anficht der 
Ungültigteit der gefchehenen Urwahl ableiten zu wollen: fo 
glaubten mir dennoch diefelbe hier anführen zu müffen, um 
etwa Fünftigen Wiederholungen vorzubeugen. 


Außerdem müfjen wir zur Wahl erften Grades erinnern. 
In dem Abftimmungsregifter war unter Nr. 96 Ludwig Straus 
eingetragen, ift aber wieder geftrichen. Da nun mit Hinzus 
rechnung diefer Abftimmnng die Gefammtzahl derfelben mit 
111% herausfömmt, fo ift diefe eigentlich unrichtig, und follte 
1116 heißen. Es ift alfo ungewiß, von wem der vorhandene _ 
1117te Stimmzettel herrührt. Doch ift dies in Bezug auf 
bad MWahlrefultat ohne Einfluß; — da von den gewählten 
20 Bevollmächtigten der am menigften geftimmte Bernhard 
Effer 460 Stimmen hat, und auf den nachfolgenden Leonhard 
ge! nur 354 Abſtimmungen erfielen, folglih, wenn auch) 
ernhard Effer aud dem vielleicht zu beanftandenden einen 
Stimmzettel gewählt feyn follte, und man dieſe Abftimmung 
aufzählen wollte, er dennoch 359 Stimmen haben, und alfo 

immer dem nachfolgenden Leonhard Heyl vorgehen würde, 
Bei den Wahlen ded zweiten und dritten Grades haben - 
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Beil. z · d. Verhand. d. 2. Kam. I. Band, 


2; Beilage Nr. 20. zum 7. Protokoll. 


wir nichtd zu erinnern gefunden, und trägt demnach Ihr 
Ausfhuß darauf an: . | 
„daß es der verehrlichen Kammer gefallen. wolle, die 
in ber Stadt Wormd vorgenommene Wahl ded Landtags: 
Abgeordneten für gefeßlich vollbradht, und demnach für 
gültig anzuerkennen.” 

Vebrigend bemerken wir, daß der hier Gewählte auch 
ald Abgeoroneter des 11ten Wahlbezirks der Provinz Ober: 
hefien gewählt wurde. Hierüber wird Ihr dritter Ausſchuß 
ebenwohl unverzüglich berichten, und wir glaubten dieſes 
Berhältniß bier eigends erinnern zu müflen. 


Beilage Nr. 21: zum 7. Protokoll, 
Bericht ded dritten Ausfchuffes der zweiten Kammer 
über die Wahl ded Abgeordneten des eilften Wahl: 
bezirtö der Provinz Oberheffen; erftatter von dem 
Abgeordneten Hardy. | 





Meine Herren! 

Indem Ihr dritter Ausfhuß Ihnen über die Mahl des 
Abgeoroneten im Ilten Wahlbezirfe der Provinz Oberheffen 
Vortrag erftattet, findet derſelbe angemefien, nach Anleitung 
der Wahlacten und des bei der vorläufigen Prüfung der Wahl 
eingehaltenen Verfahrens, in zwei Abfchnitten feine Anfichten 
auszuſprechen: 

J. Die Wahl betreffend. | 

Bei den Wahlen de3 erften und dritten Grades haben 
wir nichts zu erinnern, und vielmehr die beftehenden gefeg: 
lichen und teglementären Beftimmungen gehörig befolgt ge: 
funiden. 

Bei der Wahl des zweiten Grades aber finden wir zu 
bemerken: 

Die Zählifte enthält Feinen Abfchluß und Feine Wachs 
weifung über deren Bollftändigkeit und Nichtigkeit. Es find 
darin 811 gefallene Stimmen aufgenommen. Bon 33 Be: 
vollmächtigten, deren jeder 25 Perfonen zu Wahlmännern 
gewählt hat, müßten deren 825 vorhanden feyn. Auf den 
Stimmzetteln Nr. 6, 10, 11, 18, 23 und 28 befinden fich 
aber 12 Abftimmungen ald unrichtig und zur Aufnahme nicht 
qualificirt bezeichnet. Es fehlen alfo 2 Abftimmungen. Lud— 
wig Wolf I von Wohnbach ift mit 15 Stimmen der min; 
deft geftimmte von den 25 Wahlmännern diefes Bezirkes. 
Ihm folgt unter den geftimmten Chriftian Bingel zu Grüs 
ningen mit 13 Stimmen. Eine genaue Nachficht der fämmt: 
lichen Stimmzettel bewährt, daß Chriftian Bingel nicht meh: 
rere als die ihm aufgezeichneten 13 Stimmen erhielt. Er ift 
alſo von den fehlenden zwei Abftimmungen nicht betroffen, 
und da der mit 12 Stimmen auf ihn folgende Philipp Stier 
von Södel und Gonforten, wenn auch einer von ihnen die 
fehlenden zwei Abflimmungen erhalten haben follte, nur 14 
Stimmen zählen würde, und alfo mit dem dur 15 Stims 
men mindeft höchft geflimmten Ludwig Wolf IT nicht collidie 
ten könnte: fo ift es unerheblih, wem die fehlenden zwei 
Stimmen anerfallen feyn mögen. Die Wahl zweiten Grabes 
wird hiernach in allen ihren Beftandtbeilen u beanftans 


% 
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2 Beilage Rr. 21. 


ben ſeyn; —jedoch bleibt ed wünſchenswerth, daß Fünftig die 
— mit größerer Sorgfalt aufgenommen werden 
mögten. 

Unter dieſen Verhältniſſen tragen wir übrigens auf Ge— 
nehmigung der in dem 1Iten Wahlbezirke der Provinz Ober: 
heilen vollzogenen Wahl des Landtags: Abgeordneten hiermit an. 

I. Die Option des gewählten Landtag: 
Abgeordneten betreffend. 

Au der von dem completen Wahlcollegium des I1ten 
Wahlbezirks der Provinz Oberheffen vollzogenen Wahl des 
Landtags⸗Abgeordneten, ift der Freiherr von Gagern zu Darm: 
ſtadt ald Gemwählter hervorgegangen. Da eben berfelbe auch 
von der Stadt Worms ald Landtags: Deputirter gewählt ift: 
fo tritt der Fall einer Doppelwahl ein, und die Beftimmung 
des Artifeld 10 des Wahlgefebes vom 22, Mär; 1820 fommt 
zur neh 

Das Gr. Minifterium des’ Innern und der Suftiz refcribirte 
am 14. Sanuar d. 3. an Großherzoglichen — — 
dahier, daß, da der Freiherr von Gagern unterm 27. De— 
cember v. J. von ber Stadt Worms, und unterm 30. De: 
cember v. 3. von dem IIten Wahlbezirke der Provinz Ober: 
befien zum Abgeordneten gewählt worden, und die Benach- 
richtigung von lesterer Wahl dem Gemählten unterm 5. Ja— 
nuar d. $. und von jener Wahl unterm 8. Januar d. J. 
ugegangen fey, und bderfelbe bis jest (14. Januar d. 3.) 
—* nicht darüber erklärt habe, welche jener beiden Wahlen 
er annehmen wolle, und die drei Bage abgelaufen feyen, bin- 
nen welchen er nach Art. 10 des Wahlgefeßes dem von einem 
Bezirke und einer Stadt zugleich Gemwählten die Auswahl 
zufteht, nun in Gemäßheit des allegirten Artikeld des Wahl 
gefeßed von dem Großherzoglichen Provinzial: Commiffär durch 
das 2008 zu entfcheiden ſey; für welchen Wahlbezirk der Frei- 
herr v. Gagern ald gewählter Abgeordneter zu betrachten wäre. 
Diefe Verloofung folte der Großherzogliche Provinzial : Com: 
mifjär unter Zuziehung feines Secretärd heute noch (14. Ja— 
nuar) eintreten laffen, jedoch vorher den Freiheren v. Gagern, 
unter Benachrichtigung von der Stunde des Loosziehens, 
davon in Kenntniß feßen, um ihm dadurch Gelegenheit zu 
geben, bei dem Großherzoglichen — nach⸗ 
zuweiſen, daß die dreitägige Friſt, von Bekanntmachung der 
letzten Wahl an gerechnet, noch nicht abgelaufen ſey, oder daß 
er ſich binnen derſelben bereits für eine jener Wahlen ent: 
fchieden habe, 

Der Freyherr von Gagern erflärte hierauf dem Groß- 


zum 7. Protokoll. 3 


herzogl. Provinzial: Commiffär, daß er nach dem Geifte bes - 
Art. 10 des Wahlgeſetzes einer Aufforderung zur Option von 
Seiten des Großherzogl. Provinzial-Commifjärd dahier ent: 
gegenfehen zu müſſen geglaubt habe, weil ihm nach jener 
geſetzlichen Beſtimmung ein präjudicieller Termin laufen folle, 
und weder die Großherzogl. ProvinzialsDirertion zu Mainz, 
noch der, Sroßheszogl. Provinzial-Commiffär zu Giefen, welche 
tie zweite auf ihn geftellte Wahl ignoriren konnten, im 
Balle gewefen feien, ihm einen folchen präjudiciellen Termin 
anzuberaumen, noch auch wirklich einen folchen ihm anbe— 
raumt hätten. Auch fei er unterrichtet, daß in früheren ähn: 
lichen Fällen folche Aufforderungen zum Optiren erfolgt feien. 
Die ihm zugelommene Notiz ergreife er alfo als die gebotene 
Gelegenheit zu erflären: daß er die im 11. Wahlbezirke der 
Provinz Oberheffen auf ihn gefallene Wahl hiermit annehme 
und hiernach gegen eine Entfcheidung durch dad Loogapro- 
teftire. Schließlich allegirt derſelbe ald Präjudiz einen Er: 
laß des Großherzogl. Provinzial Commiffärs für die Provinz 
Starkenburg an den Großherzogl. Hofgerichtö-Advocaten 9. 
C. Hofmann vom 6. November 1832, 

Großherzogl. Minifterium des Innern und der Quftiz 
befchloß hierauf durch Verfügung vom 80. Januar d. J. 
bie Entſcheidung über die Zuläffigkeit der nachträglichen Op: 
tion des Freyherrn von Gagern der gun zufammengetretenen 
2. Kammer der Landftände anheimzugeben und vor der Hand 
von der Loosziehung zu abftrahiren. 

- Der Art. 10. des Wahlgeſetzes fagt: 

Wird ein Abgeorbneter zugleich von mehreren Bezirken, 
oder von einem Bezirke und von einer Stadt erwählt, fo 
ftehbt ihm binnen 3 Sagen nach erhaltener Bekannt: 
machung, die Auswahl zu u. f. w. 

Bei diefer Elaren gefeßlichen Dispofition kann die Aus— 
legung und Anwendung derfelben wohl eben fo wenig zweis 
felhaft fein, als ed zuläffig fein mögte, einen dem Wortfinne 
wibderftreitenden Geift des Geſetzes zu 'interpretiren. Das 
Geſetz beftimmt die dem Doppeltgewählten gefchehene Bes 
kanntmachung der Doppelmahl als den Termin, von welchem 
anfangend, ihm die 3 tägige Frift zur Option offen fteht. 
Bon einer Aufforderung zur Option, von einer Verbindlich. 
feit folche zu erlaffen, oder von einem Rechte des Doppelt 
gewählten diefelbe zu verlangen, ift in dem Geſetze nirgendwo 
die Sprache und der Geift des Geſetzes wird in richtiger Auf: 
faffung deſſelben, eine folche Ausdehnung der Flaren Bor: 
ſchrift ebenwohl nicht vechtfertigen koͤnnen. Mögen in dem 


4 Beilage Nr. 21. zum 7. Protokoll. 


vorliegenden Falle die Provinzial» Direktion # Mainz und 
der Provinzial: Commiflär zu Gießen, die Doppelmahl des 
Gewählten immerhin ignoriren und wirklich ignorirt haben, 
bem Gewählten war die auf ihn gefallene Doppel: Wahl 
durd die erhaltenen Benachrichtigungen befannt und er war 
durch dieſe und zwar namentlich durch die letztere, wodurch 
ihm bie erhaltene Doppelwahl fund wurde, ‚gefeslich verpflich- 
tet, binnnn 3 Tagen nad) erhaltener Bekanntmachung von 
der ihm zuftehenden Auswahl Gebrauch zu machen. Go 
wenig nad) den Buchſtaben und dem Geift ded Geſetzes eine 
Aufforderung zur Option nothwendig erfcheint, eben fo.wenig 
wird ein Anfpruch auf folhe durch Präjudizien begründet 
werden Finnen. Wenn wirklich die höchſte Staatöbehörbe 
bei früheren Vorkommniſſen der Art, eine folche Aufforderung 
zur Option eintreten ließ: fo war biefelbe ganz facultativ. 
Ste gefhah ohne alle durch das Geſetz angeordnete Verbind- 
licht und mag nur als überftäffig und unſchädlich beur- 
theilt werben fönnen. Lex 18. Cod. de (sent:) et inter- 
locutionibus fagt; non exemplis, sed legibus judican- 
dum est. 

Ihr dritter Ausfhuß ift fofort ded Dafürhaltens: daß, 
nachdem Freyherr von Gagern von ber auf ihn ald Lands 
tagö Abgeordneten gefallenen Doppelwahl unterm 8. Januar 
d. 3. benachrichtigt wurde, er fpäteftens bi8 zum 11. Sanuar 
d. 3. optiren mußte ud daß nachdem er dieſes Nicht gethan, 
die weitere Beftimmung bed Gefeßed: hat er in 3 Tagen 
nicht gewählt, fo entfcheidet die Regierung der Provinz in 
welcher er wohnt, durchs Loos, auf ihn Anwendung findet 
und daß daher die von ihm am 14. Januar d. 3. gefchehene 
Auswahl nicht mehr zuläffig war, fofort ikt von dem Groß: 
berzogl, Provincial» Commiffär dahier durch dad Loos zu ents 
fcheiden ift, welche von den beiden auf ihn gefallenen Wahlen 
ald diejenige zu betrachten fei, die demnächſt feine Einbe: 
rufung in die Kammer veranlaffen wird, 


Beilage Nr 22%. zum 7. Prötofol. 


Bericht des dritten Ausfchuffed der zweiten Kammer 
der Stände ded Großherzogthums, betr. die Wahl 
der Abgeordneten des Adels, deögleichen der Ab; 
eordneten des achten und zehnten Wahlbezirkö der 
Nrovin; Oberheſſen; erftattet durch den Abgeordne⸗ 
ten Dr. Köhler. 


Idhr dritter Ausſchuß, meine Herren, hat fich einer ſorg⸗ 
fältigen Prüfung ber Wahl der Abgeordneten ded Abel, des⸗ 

keichen der Abgeordneten des VIII. und X. Wahlbezirk ber 
Srovin; Oberheflen unterzogen, und hierbei Feinen bemerkends 
werthen Anftand gefunden. Er trägt daher darauf au, daß 
es der verehrlichen Kammer gefallen möge, bie genannten 
Wahlen definitiv für gültig zu erklären. 


Beilage Nr. 23, zum 7. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausfchuffes der zweiten. Kammer 
der Stände ded Großherzogthums, betr. die Wahl 
ded Abgeordneten im vierten Wahlbezirt der Pros 
vinz Oberheſſen; erftattet durch den Abgeordneten 
Dr. Köhler. us . 





Die für die vorläufige Prüfung der Wahlen der Abge: 
ordneten beftimmte Commiffion machte zur Wahl.im IV. 
Wahlbezirk der — Oberheſſen, in dem hierüber aufge: 
nommenen Protocol folgende Bemerkungen: 

„Bei der Wahl der Bevollmächtigten feyen 19. Stimms 
zettel abgegeben worden, in welchen ftatt der Namen der 
u wählenden blos 6 Nummern aufgefchrieben geweſen 
In, weßhalb der Zweifel entftehe, ob hiermit die Nummern 
n der Lifte der Wählbaren oder der Stimmberechtigten ges 
meint feyn follten. Würden jene 19 Stimmzettel ald nicht 
vorhanden angenommen; fo hätten alddann nur 368 Staatös 
bürger abgeftimmt, während die gefeglichen ?/, — 887 feyen. 
Die Theilnahme der 6 Bevollmädhtigten von Lauterbach könne 
übrigend auch entfcheidenden Einfluß auf die Wahl der Wahl: 
männer und ded Abgeordneten gehabt haben, indem bie drey 
geringft Beftimmten, wirklich gewählten Wahlmänner, mit 
16 Stimmen dur dad Loos in der Goncurrenz mit 8 Gleichs 
beftimmten, Wahlmänner geworden feyen, und auf diefe meh: 
tere mit 15 Stimmen gefolgt ſeyen; der Abgeordnete aber 
mit 14 Stimmen von 25 Abftimmenden gewählt worden ſey.“ 

Hierdurch veranlaßt erklärten fi von den durch's Loos 
—— Mitgliedern der Prüfungs-Commiſſion 3 Stimmen 

ür und die übrigen 3 Stimmen gegen die vorläufige Zus - 
läffigfeit des gewählten Abgeordneten, und ed unterliegt nun: 
mehr die Frage: ob die Wahl ded Abgeordneten im IV. 
Wahlbezirk der Provinz Oberheffen für gültig anzuerkennen, 
oder ob fie ganz oder theilweife zu verwerfen fey, der Ent 
fcheidung biefer verehrlihen Kammer. 

. Ihr dritter Ausfhuß, meine Herren, hat die hierbei zur 
Sprache kommenden factifhen Werhältniffe geprüft und fie 
mit dem angeführten Inhalte des Prüfungs: Protocold über: 
einftimmend befunden. 


Beilage Nr. 23. 2 


In Erwägung dag in 19 Stimmzetteln für die Wahlen 
ber Bevollmächtigten der Stadt Lauterbach ftatt -Namen, 
Ziffern, und zwar ohne irgend eine nähere Bezeichnung, wors 
auf biefelben zu beziehen feyen, enthalten find, wobei es alfo 
weifelhaft bleibt, ob die Stimmgebenden hiermit auf die 
Dednungs » Nummern des Verzeichniffed der Wahlfähigen 
oder des der Stimmberechtigten, welche beide Verzeichniſſe 
gleichzeitig zur Einficht offen lagen, haben hindeuten wollen, 
oder ob, zumal da die fortlaufende Zahlenreihe 1 bis 6 in 
einige Stimmzettel eingefchrieben ift, überhaupt nur ein be 
ſtimmtes Verzeichniß und beftimmte Perſonen darunter ges 
dacht worden feyen. 

Sn Erwägung, daß ein höherer oder geringerer Grad 
‘von Wahrfeherntichfeit für die muthmaßliche Abficht der 
Stimmenden Nichts enticheiten kann, vielmehr der Zweck 
und Geift des Wahlgefeßed eine deutliche nicht zu bezmei- 
felnde Bezeichnung der Perfon des Gemählten nothwendig 
vorausfegt, wie denn auch in der, auf den Grund des Wahl: 
gefeged von ber Staatöregierung erlaffenen Anleitung zur 
Bornahme der Wahlen der Bevollmächtigten, $. 33 ausdrück⸗ 
lich bemerkt wird: 

„Die Stimmzettel müßten die Namen, Vornamen und 
Zunamen, "fo wie den Stand und dad Gewerbe und bei 
vereinigten Gemeinden den Mohnort der Vorgefchlagenen 
enthalten. ” | 

In Erwägung endlih, daß bisher nach der allgemein 
angenommenen Praridl, in allen drei Wahlgraden, die un: 
deutliche Bezeichnung eined Vorgefchlagenen, wenn daraus 
mit Gewißheit nicht entnommen werden fonnte, wer gewählt 
werden follte, überall die Folge gehabt hat, daß deffen Namen 
unberüdfichtigt geblieben ift; — " 

ift der dritte Ausfhuß der Anficht, daß denjenigen 
19 Stimmzetteln für die Wahlen der Bevollmächtigten der 
Stadt Lauterbach, in welchen ftatt Namen, Ziffern enthalten find, 
- eine gleiche Folge zu geben und die hierdurch beabfichtigten 
Abftimmungen ald nicht gefchehen zu betrachten feyen. 

Da jedoch, wenn diefe Anficht von der verehrlichen Kam⸗ 
mer gg! werden follte, inhaltlich der Wahlacten, alddann 
nur 368 Staatöbürger abgeftimmt hätten, während die ge 
feglichen ?/, — 387 betragen; und da aus den in dem Pro: 
tocoll der Prüfungs⸗Commiſſion entwickelten Gründen, denen 
wir unfere Zuflimmung nicht zu verfagen vermögen, bie 
Theilnahme der 6 Bevollmächtigten von Lauterbach einen 
enticheidenden Einfluß auf die Wahl der Wahlmänner und 


3 zum 7. Protofoll, 


bed Abgeordneten allerdings gehabt haben Fonnte; da aber 
endlich, wad die Wahlen der fämmtlichen übrigen Bevoll- 
mächtigten des IV. Wahlbezirks betrifft, Teine weitere Form: 
fehler vorgefallen, biefelben vielmehr als gültig anzuerkennen 
find; fo glaubt Ihr dritter Ausfhuß den Antrag fielen 
zu müffen: 
daß es der verehrlihen Kammer gefallen möge, bie 
Mahl der Bevollmächtigten in der Stadt Lauterbach 
und folgeweife die Wahl der Wahlmänner und de 
Abgeordneten im IV. Wahlbezirt von Oberhefien für 
ungültig zu erklären, fo fort die Staatdregierung unter 
dem Erſuchen die erforderliche anderweite Wahl dem: 
nächft anzuordnen, hiervon in Kenntniß zu fegen. 


Beilage Nr. 24. zum 7. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausſchuſſes, die Wahlen im zwei; 
ten, dritten und vierten Wahlbezirf der Provinz 


Starfenburg betr); erflatter durch den Abgeordnes 
ten Pabit. 


Die Acten über die Wahlen der Abgeorbneten im zwei- 
ten, dritten und vierten Wahlbezirfe der Provinz Starken: 
burg weiſen eine volftändige Nichtigkeit der Wahlen durch 
alle Grade nach; Shr dritter Ausfhuß, meine Herren, trägt 
Daher auf Gültigfeitserflärung diefer Wahlen an. 


Beilage Nr. 25. zum. 7. Protokoll, 


Bericht des dritten Ausfchuffes, die Wahl im. erften 
Wahlbezirf der Provinz Starfenburg betr. ; erftattet 
von dem Abgeordneten Pabft. 





Nach den Acten über die Wahl zu Heufenftamm ergiebt 
ſich blos folgender Anftand: 

Sm Protocolle über die Wahl der Wahlmänner ift be: 
merkt, und verhält fich in dem betreffenden Actenftüde auch 
alfo, daß auf dem Stimmzettel Nr. 11. der Name Johan: 
ned Kaifer 1. von Bürgel eingetragen gewefen ſey, diefer 
Sohannes Kaifer I. fey aber als MWahlmann nicht wählbar, 
deßhalb habe der Wahlcommiſſär nah allfeitigem Aner 
fenntniß, jene Stimme für den Candidaten auf der Lifte 
der Wahlmänner, Conrad Kaifer I von Bürgel gelten 
lafien. Durch diefe zugetheilte Stimme erhielt nun Conrad 
Kaifer I. dreizehn Stimmen; nad ihm hatten ſechs andere 
jeder zwölf Stimmen, und da nur noch zwei an ber Zahl 
ber fünf und zwanzig Wahlmänner fehlten, fo mußten die 
gedachten Sechfe loofen. Hätte nun Conrad Kaifer I. auch 
nur zwölf Stimmen gehabt, fo hätte er ebenfalls mitloofen 
müffen, dad Loos hätte dann auch gegen ihn entfcheiden 
können. Hätte ihn aber dad Loos audgefchloffen und ein 
Anderer wäre für ihn eingerücdt, fo hätte diefed wieder von 
Einfluß auf die Wahl des Abgeordneten feyn können, denn 
biefee wurde nad) dem zweiten Scrutinium mit abfoluter 
Mehrheit von nur einer Stimme gewählt. Hätte er bei 
biefer Abftimmung eine Stimme weniger gehabt, fo hätte 
eine dritte Abftimmung fattfinden müffen, welche möglicher: 
weife anders hätte ausfallen können. Da es jedoch in dem 
Protocole heißt: mit allfeitiger Anerfenntniß habe 
die Webertragung der Stimme ftattgefunden, fo hat ſolche 
alfo auch der Stimmende anerfannt, welcher jenen Namen 
(Sohanned Kaifer) gefchrieben hatte Deßhalb trägt der 
dritte Ausfhuß darauf an, 

daß hochverehrlihe Kammer über den erhobenen Anftand 
binweggehe und diefe Wahl für gültig anerfenne. 


Beilage Nr. 26. zum 7. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausſchuſſes der zweiten Kammer 
der Stände, die Wahlen betr.; erftattet durch den 
Abgeordneten Grafen Lehrbach. 


Bei den Wahlen der Provinz Starkenburg, im fünften, 
fechöten fiebenten eilften und zwölften Wahlbezirke, ſodann 
bei den Wahlen der Stabt Bingen, des fünften, fiebenten ıc. 
achten Wahlbezirk3 der Provinz Nheinheffen, hat der dritte 
Ausfhuß feinen bemerkenswerthen Anftand gefunden, und 
trägt darauf an, die verehrliche Kammer wolle die genannten 
Wahlen als definitiv gültig, erklären. 


— — — 


Beilage Nr. 77. zum 7. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausfchuffes der zweiten Kammer, 
die Wahl des Abgeordneten des ſechſten Bezirks 
der Provinz Rheinheſſen betr.; erftattet durch den 
Abgeordneten Grafen Lehrbad). 


Es haben ſich bet der rubricirten Wahl mehrere An: 
ftände erhoben, deren Belang ich, mit der Anficht Ihres 
dritten Ausfchuffes, meine Herren, Ihnen zur Prüfung vor: 
zulegen die Ehre habe. — 

Bei den Wahlen des erften Grades, oder den Urwahlen 
findet der Ausfhuß nichts zu erinnern: Diejenigen aber des 
zweiten und dritten Grades find, und namentlich, durch Re: 
clamation zweier Mahlmänner, Bürgermeifter Keffel und 
Sacob Binzel II., beide aus Selzen, angegriffen und aus 
folgenden Gründen beftritten worden. Die Reclamanten 
machen a) darauf aufmerffam, daß, da nad) der den Acten 
beiliegenden Lifte der 60 Höchftbefteuerten, Vier derfelben in 
der Zwifchenzeit mit Tod abgegangen und aus den zehn fol: 
genden ergänzt worden, ohne daß in bdiefe Lifte der Erfaß: 
männer gleichfalls Vier Nachfolgende eingerüdt feyen: fo habe 
die Gefammtzahl nur 66 ftatt 70 betragen. Diefer Umftand 
erfcheint jedoch nicht relevant, indem dad MWahlgefeb pos. 3 
fagt: „Wählbar find die 60 in dem Bezirk mohnenden 
höchftbeiteuerten Staatsbürger ıc. ” die Kifte diefer 60 Höchft: 
befteuerten aber durch die vier Nachfolgenden ergänzt war. 
Bon größerer Bedeutung hingegen dürfte die gegen bie For: 
mation diefer Lifte felbft erhobene Beſchwerde ſeyn. — Es 
findet fi) darin b) unter Nr. 41 Chriftoph Rumpel als 
Drt3einwohner in Bodenheim eingetragen, während derſelbe 
fhen im Juni vorigen Jahres fein Ortöbürgerrecht dafelbft 
aufgehoben hat, wie aus der den Acten anliegenden Befcheis 
nigung, welche ich verlefe, hervorgeht (leg.',) daß derfelbe fer- 
ner im Monat März vorigen Jahres ſich um die Bürger: 
Aufnahme zu Bechtolöheim beworben, auch durdy Gemeinde: 
rath3-Befhluß vom 27. April 1834 bewilligt erhalten, und 
am 25. Zuli feinen Weberzug nach Bechtolöheim bewirkt, und 
dort feinen Wohnſitz unverändert beibehalten hat, wie folches 
aus gleichfalld anliegendem Bericht des WBürgermeifters von 


Beilage Nr. 77. zum 7. Protofoll. 2 


Bechtolsheim und Bericht Großherzoglicher Provinzial⸗Direc⸗ 
tion vom 9. Februar 1 erwiefen ift. Bechtolsheim aber 
gehört nicht, wie Bodenheim, zum VI., fondern zum IV. 
Wahlbezirk der Provinz Nheinheffen: es Fann daher Feinem 
Zweifel unterliegen, daß genannter Chriftoph Rumpel mit 
Unrecht auf der Lifte der 60 Höchitbefteuerten figurirt hat. 
Der Wahlcommiffär glaubte, die bei der Erg ⸗ 
— Reclamation Feiner Beachtung würdigen zu müffen, 
ich. ledigli) an die von dem Steuercommihlät aufgeftellte 
Lifte Haltend. | | | 

c) Unter Nr. 31 des mehrerwähnten Verzeichniſſes bes 
findet ſich Jacob Kurtz, Gutöbefiger zu Dienheim; gegen bie 
Gültigkeit dieſer Aufführung haben die Reclamanten nicht 
minder Beſchwerde geführt. — Der unter dem 26. Januar 
1835 an Großherzogliches Staatsminifterium noch nachträg- 
lich eingereichten Vorſtellung, dieſen Gegenftand betr., ift 
ein amtlich beglaubigter Auszug der Urfchriften Großherzog: 
lich Heflifcher Kreisgerichtö-Kanzlei zu Mainz angebogen, 
erg Snhalt3 leg. — Auf diefes Actenſtück geſtützt, bes 

eiten die Petenten dem erwähnten Sacob Kurk, ald an 
Ausübung, feines ee ge verhindert, die Qualifi⸗ 
cation in die Zahl der wählbaren 60 Höchftbefteuerten aufge: 
nommen zu werben, und ed dürfte auch hier das Geſetz 
ihnen ſchützend zur Seite ftehen. 

d) Ferner haben diefelben gegen den unter Nr. 57 der 
mehrgebachten Lifte bezeichneten. Gutöbefiger Hermann Wit: 
terftädter von Oppenheim Zweifel erhoben, weil unter der, 
demfelben zugerechneten jährlichen Steuer a 101 fl. 34 Fr. 
Gelder begrifren ind, welche von Gütern erhoben werben, 
die nicht ihm, fondern feiner Ehefrau nutznießlich gehören. 
Der Ausfhuß, meine Herren, glaubt auf biefe Reclamation 
Fein Gewicht legen zu dürfen. 

Die Wahlhandlung im dritten Grad endlich) angehend, 
erheben die Petenten ad e. gleichermaßen Beſchwerde; ich er: 
laube mir die bezügliche Stelle der Vorſtellung zu verlefen: 


legatur. 


Sie haben, meine Herren, aus dem, was ich fo eben 
vorzulefen die Ehre hatte, den Thatbeftand der Reclamation 
und Beſchwerde entnommen, bei welcher fein Grund, deren 
Wahrhaftigkeit zu bezweiflen, vorliegt; in dem Wahlprotofoll 
findet fich, bezüglich dieſes Vorfalls nur eine nachträglich 
eingefchaltete Stelle, alfo lautend: „Diele Beiden (Adam 
Keitel und Sacob Binzel IL) erfchienen fpäter, nachdem die 


—— 


3 Beilage Nr. 27. 


Wahlhandlung fihon begonnen hatte, weßwegen fie baran 
feinen Theil mehr nehmen konnten.“ — 

Der Ausfhuß glaubt fi unbedingt der Anficht der Re: 
clamanten anschließen zu müffen, wenn biefelben behaupten, 
widerrechtlicher Weife von Theilnahme an der Wahlhandlung 
ausgefchloffen worden zu feyn, indem er mit ihnen (den Pe: 
tenten) übereinftimmt, den eigentlichen Anfang der Wahl: 
handlung felbft, erft in Austheilung und Wiederannahme der 
Stimmzettel zu erbliden, deren Abgabe an die Betheiligten, 
da mit dieſer Handlung noch nicht einmal begonnen war, 
fein Hindernig im Wege fland, die Wahlcommiffion unver: 
ändert blieb, und die bereitö vollzogenen Acten, mit Aus: 
nahme der Abnahme des Handgelöbnifjes, welches gleichfalls 
leicht nachgeholt werden Fonnte, rein präparatorifcher Natur 
waren, den Act der Wahl felbft zu verficheren. — : 

Sn Betracht daher, daß bei der Wahl im zweiten Grad, 
die unter b und o geführten Beichwerden als begründet er: 
fheinen, um fo mehr, ald möglicher MWeife ein andered Ne 
fultat hätte erzielt werden fünnen, wenn die unter Nr. 31 
und 41 der Kifte der Höchfibefteuerten, Wahlfähigen aufge: 
führten, Sacob Kurs und Chriftoph Rumpel, der Reclama: 
tion Gehör gebend ausgefallen, und ftatt ihrer, Nr. 5 und 6, 
Martin Oftermann und Nicolaus Sander, aud dem Ber: 
zeichniß der 10 Nachfolgenden eingerüdt wären. — 

Der allenfallfige Einwand, daß die Reclamation gegen 
unter Nr. 31 und 41 Genannte früher, ald bei der Wahl, 
handlung felbft, hätte, um Erfolg zu haben, vorgebracht wers 
den müffen, trifft wenigftend Einen der Petenten Sacob 
Binzel nicht, welcher ausdrüdlich bemerkt hat, daß ihm bie 
fragliche Lifte nicht zugefchit worden fey, wie dieſes auch 
aus dem Mangel feiner Befcheinigung hervorgeht. — 

In Betracht, daß durch Nichtaufnahme der beiden Re— 
clamanten zu dem Wahlact im dritten Grad, diefelben in 
ihrer Rechtsausübung geftört worden, daß, wäre dies nicht 
der Fall gewefen, dad Refultat der Wahl verfchieden hätte 
ausfallen Fönnen, indem bei dem erften Serutinium auf 

ern Sacob Stallmann Acht Stimmen, auf Herrn Garl 

ohr Elf Stimmen von Drei und Zwanzig Stimmengebern 
gefallen find, erft bei dem zweiten Scrutinium aber, bei 
Mangel der abfoluten Stimmenzahl ded Erften, Herr Stall: 
mann mit Zwölf Stimmen erwählt wurde, während Herr 
Carl Mohr deren Zehn erhielt, woraus die Bedeutſamkeit 
der abgegangenen Zwei Stimmen erhellt, trägt Ihr britter 
Ausihuß, meine Herren, darauf an: 


zum 7. Protofoll. 4 


Die verehrliche zweite Kammer wolle die Wahl im VI. 
Wahlbezirk Provinz Rheinheſſen im zweiten und dritten 
Grad ald ungültig caffiren, zugleich die Großherzogliche 
——— um Anordnung einer neuen Wahl 
im zweiten und dritten Grad erſuchen. 


— 
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Beilage Nr. W. zum 8. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Heffe und Knorr, die Er: 
böhung der Appellationsfumme von den Um: 
tergeridhten an bie Mittelgerihte in ven 
Provinzen Starfenburg und Oberheffen. 





Die Appellationsfumme der an bie Mittelgerichte zu 
verfolgenden Berufungen fteht theils mit dem gegenwärtigen 
Werth des Geldeö respe dem Werth aller Vermögenöftüde, 
theils mit anderen einfchlägigen, in den dieffeitö rheinifchen 
Provinzen des Großherzogthums geltenden, prozefjualifchen 
Beflimmungen nicht mehr in dem richtigen Verhaͤltniß. 

Die Prozefordnung vom Zahr 1724 fegt die, für Ap: 
—2 an die Mittelgerichte erforderliche Summe auf 

e 


Die Ober-Appellationd-Berichtsorbnung vom Sahr 1777 
erfordert zu einer Berufung von den Mittel-Gerichten an das 
oberfte Gericht über 200 fi, 

Die Verordnung vom 18. Januar 180% erhöhte Bas 
Verlauf von 30 Jahren diefe Summe auf 400 fl. und ga 
ald Motiv an: dad Verhältni des geftiegenen Preißes aller 
Dinge, fo wie die Abkürzung der Rechtöftreitigkeiten. 

on nad) diefen Vorlagen und abgefehen von anderen 
Gründen, möchte eine bedeutende Erhöhung der Appellations; 
fumme an die Mittelgerichte im Geifte unferer Gefeßgebung 
legen und ein Gebot der Gonfequenz feyn. 

‚ „Denn fand man fich bereits nach 30 Jahren veranlaßt, 
bie Appellationsfumme von dem Mittel: an dad Ober-Appels 
Iationögericht „in Berücfichtigung des geftiegenen SPreißes 
aller Dinge“ auf das Doppelte zu erhöhen, fo ift wohl nach 
Verlauf von 110 Sahren gemügenber Grund vorhanden, bie 
bis hierher noch geltende Appelationsfumme von 20 fl. auf 
50 fl. zu, beftimmen. DR 

Es ift indefjen nicht blos biefes reine Bahlenverhältniß, 
welches den geftellten Antrag motiviert, ſondern e liegen noch 
andere erhebliche Gründe vor, welche zu deſſen Unterſtützung 
geeignet ſeyn dürften. 

Hierher gehört insbeſondere das Migverhältnig, welches 
bey den inzwifchen erhöhten mn und An: 


2 | Beilage Nr. 28. 


walts-Taxen in jedem einzelnen Fall’, wo wegen fo un: 
bedeutenden Gegenftandes die Berufung verfolgt wird, zwi⸗ 
ſchen Streitgegenftand und Prozeßkoſten widrig hervortritt, 
Die Koften einer gewöhnlichen Appellation, in welcher 
fein Decret ad excipiendum erfolgt, fondern auf Rechtfer: 
tigung und Bericht mit Acten, aldbald abweifend oder refor⸗ 
matorifch erkannt wird, betragen im Durchfchnitt 24—30 fl.; 
wenn Appellationd » Prozefje erkannt werden, 30 — 40 fl.; 
und Fönnen, entweber bei weiterer Verhandlung oder bei ir 
de einem möglichen Zwiſchenfalle, leicht auf 60—70 fl. ıc. ıc. 
eigen. 

Nun aber wird ed nicht für heilfam erkannt werden 
können, wenn die Mittel zur Erreihung irgend eines Zwecks 
bedeutender find und einen größeren Aufwand erfordern, als 
diefer zu erreichende Zwed Werth hat, und es wird nament- 
Yich nicht empfehlenswerth feyn, die in der Regel mit den 
gefeglichen Beftimmungen nicht vertrauten Rechtsſuchenden, 
deren ftreitige Angelegenheiten fchon einmal von dem Richter 
entfchieden worden find, durch eine allzu niedrige Appellationds 
fumme der Gefahr auszufegen, an Statt eines gehofften Ges 
winnes von 20 fl. 30, 40 oder 50 zu verlieren. 

Hiergegen wird auch nicht eingewenbet werden können 
daß die Untergerichte der beiden diffeitigen Provinzen nicht 
collegialiſch befeßt feyen, daß die Prozeßordnung indem fie 
eine fo niedrige Appellationsfumme beftimmte, dieſes Verhält- 
niß im Auge gehabt habe und daß es gefährlich erfcheine, 
den Audfpruch über 50 fl. von einem Einzelnrichter definitiv 
abhängen zu laffen. 

Denn eines Theils verfügte die Prozeßordnung, wenn 
fie im Sahr 1724, 20 fl. beftimmte, über ein Dbject, was 
nad dem Eingangs Gefagten, jet über 50 fl. Werth hat, 
andern Theils aber gewährt die gegenwärtige Befegung un: 
ferer Landgerichte mit wifjenfchaftlic gebildeten Individuen, 
welche die Prozegordnnng vom Jahr 1724 nicht in ber Art 
vor Augen hatte, fo wie durch die Trennung der Juſtiz von 
der Adminiftration in unterer Inftanz für die Angeftellten 
berbeigeführte Möglichkeit fich der Rechtswiſſenſchaft ganz 
widmen zu Fönnnen, vollfommenftes Vertrauen in bie Un 
er und die richtige Beurtheilung des Landgerichts⸗ 

erjonal3, 

Endlich aber mögte zu erwägen feyn, daß man bei allen 
legislativen Maasregeln nie einen fpeciellen Fall, fondern 
ftet3 den Xotaleffect vor Augen haben müfle, welchen eine 
projectirte Einrichtung oder deren Mangel zur Folge haben 
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werde. Daher denn bei Prüfung des gegenwärtigen Antrags 
leichgültig feyn ei ‚, ob in einem einzelnen Falle durch _ 
höhung der Appellationsfumme die Möglichkeit wirk— 
Vich beffered Recht zu erlangen, abgefchnitten werde, da viel- 
mehr im Ganzen durch jene Erhöhung der für dad Gemein: 
wohl bei weitem größere Vortheil einer Erfparniß unverhält- 
nigmäßigen Koftenaufwandes zur Erreichung eined unbedeu: 
tenden, oftmalö zweifelhaften Erfolges, wird erzielt werben. 

Zum Schluffe noch die Bemerkung, daß mit Ausnahme 
einzelner wenigen, alle übrigen beutiche Legislationen die 
Nothwendigkeit entfprechender Appellationsfummen auch da, 
wo in erfter Inftanz Einzelrichter fungiren, anerkannt haben, 
und daß folche in Churheſſen mehr ald 50 Thaler 

in Baiern und Baden 90 fl. 
in Würtemberg mehr als 50 fl. 
in Naſſau 50 fl. 
in Hannover 30 Thlr. 
und eben fo viel in Mecklenburg beträgt. 

Auch der. Entwurf über das Berfahren in bürgerlichen 
Rechtsſachen vom Jahr 1818 feßt im Art. 51 die Appellationd- 
fumme an die Mittelgerichte in ſchätzbaren Sachen auf 50 fl. 
und geht in den Motiven von der Anficht aus, daß fich dies 
fer Vorſchlag von dem älteren Necht (Prozeßorbnung v. J. 
1724) inBetracht der veränderten Werthverhältniſſe nicht entferne. 

Unfer Antrag geht hiernach dahin: 

die Staatöregierung um Vorlegung eines Gefebes- Ent: 

wurfed zur Erhöhung der Appellationdfumme von den 

Untergerichten an die Mittelgerichte in den Provinzen 
—* enburg und Oberheſſen von 20 fl. auf 50 fl. zu 
erſuchen. 


Beilage Nr. 29. zum 8. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Heffe und Knorr, die Er; 
böhung der Revifionsfumme bei den Mittelgerichten 
der Provinzen Starfenburg und Oberheſſen von 
150 fl. auf 300 fl. betr. 


Unter Bezug auf den, die Erhöhung ber Appellationd: 
fumme zur Verfolgung einer Berufung an die Mittelgerichte 
en Antrag wird der gegenwärtige einer ausführlichen 

egründung nicht bedürfen. 

Die Prozeßordbnung Th. I, it. XI, $. 8. feste die 
Größe der Revifionsfumme auf 150 fl. zu einer Zeit, wo die 
Appellationsfumme nur 200 fl betrug. 

Nun lestere auf 400 fl. erhöht worden ift, möchte ed 
— ſeyn, auch die Reviſionsſumme auf das Doppelte 
zu ſetzen. 

Der unverhältnißmäßige Koſtenaufwand, welcher durch 
Verfolgung einer, 150 fl. importirenden, Rechtsſache durch 
(gewöhnlich) drei Inſtanzen entſteht, die von Tag zu Tag, 
wenigftend bei dahieſigem Hofſgericht ohne rechtliche Veran⸗ 
lafjung überhand nehmenden Revifionsfachen und die Garan- 
tie, welche ein genügend beſetztes Juſtizcolleg für materielled 
— gewährt, möchte geeignet ſeyn, den Antrag zu recht: 

gen: 

„daß die Staatöregierung erfucht werde, einen Gefebed 

entwurf zur Erhöhung der Revifionsfumme von 150 fl. 
auf 300 fl. den Ständen des Großherzogthumd vorzulegen.“ 


Beilage Nr. 30. zum 8. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Heffe und Knorr zur Auf: 
hebung des $.5.Xit. I. der proviforifchen Oberappel: 
Intiondgerichtd - Ordnung. 


Die proviforifche Oberappellationdgerichtd-Orbnung vom 
Sabre 1804 fest in dem Zit. I, $ 1 die Appellationsfumme 
auf 200 fl., verfügt aber im $ 5 weiter: 

„Bei folchen Appellanten, die fich zum Armenrecht qua- 
hficiren, und dazu, nad vorgängiger Unterfuchung, zuge: 
lafien worden find, mworunter auch Diejenigen, deren ganzes 
oder doc meiſtes Vermögen aud dem Appellationdgegen- 
ftand befteht, gehören, fol auf die Größe des Streitgegen: 
flanded, wenn bderfelbe nur nicht unter dem Werth von 

50 fl. ift, nicht gefehen werden.“ 

‚. Durd die Verordnung vom 18, Januar 180% wurde 
bie in dem $ 1 der Oberappellationdgericht3 » Ordnung beftimmte 
Summe von 200 fl. auf 400 fl. erhöht, dagegen aber erlitt 
der eben allegirte & 5 Feine Aenderung. 

Der Mißbrauch, welcher indbefondere in neuerer Zeit mit 
ber, theilmeife auf übergroßer Billigkeit beruhenden Begün- 
fligung der Armen im Prozeß getrieben worden ift, bie That- 
ſache, daß etwa '/, fämmtlicher, bei dem oberften Gericht an: 
bängiger Civil = Sachen von, zum Armenrecht zugelaffener, 
Dartieen verfolgt werden, inöbejondere aber die Betrachtung, 
daß theilweife eine Inconſequenz, theilweife eine Ungerechtig. 
keit darin liegt, dem Armen eine andere Appellationsfumme, 
wie, dem Reichen, zu beftimmen, weil nad) folchem Grund: 
fag auch für Mohlhabende in jedem einzelnen Falle die Ap⸗ 
pellationsfumme nach Maaßgabe ihres Vermögens beftimmt 
werben müßte, und weil man gerechter oder billigerweife 
dem Reichen nicht zumuthen kann, ein Urtheil, welches gegen 
ihn erlaffen wurde, als richtig anzuerkennen, während ſolches, 
wenn ed für ihn ergangen wäre, ber Gegner ald widerrecht- 
lih hätte anfechten können; diefe Betrachtungen beftimmen 
und zu dem Antrag, die Staatöregierung zu erfuchen: 

„daß der 85, Zit. I der proviforifchen Oberappellations⸗ 

—— auf verfaſſungsmäßigem Wege aufgeho⸗ 
en, eventuell aber, daß die dort beſtimmte Summe von 
50 fl. auf 100 fl. erhöht werde.” 


Beilage Nr. 31. zum 8. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Heffe und Knorr, die Be 
fhränfung der Rechtömittel gegen Erfenntnifje, wo: 
burdy über die Relevanz von Beweismitteln erfannt 
wird, bei den Gerichten der Provinzen Starken⸗ 
burg und Oberheſſen betr. 





Dadurch, daß ed nad) den, in den bieffeitigen Provins 
pen bed Großherzogthbums geltenden, Prozeßgefegen geftattet 
‚ Rechtömittel gegen ein Erfenntniß zu verfolgen, worin 
die Relevanz eined Beweismittel, eined Beweisartifeld ober 
eined Fragftüdes ausgefprochen worden ift, entftehen häufig 
nuglofe Verzögerungen und Koften, insbefondere aber kann 
bie Befugniß folcher NRechtöverfolgung einer, auf Chikane 
und Verſchleif bedachten, Partie zum ficheren Mittel dienen, 
den Ausgang eines Prozeffed durch mehrere Inftanzenzüge 
aufzuhalten, während ihr, wäre die Möglichkeit, ein Rechts: 
mittel zu verfolgen, abgefchnitten, Fein materieller Nachtheil 
erwachfen würde, unter der Vorausſetzung, daß noch in dem 
Hauptverfahren (Salvationd resp. Impugnationsſchrift) nicht 
nur die Zulänglichfeit, fondern auch die Zuläffigfeit von Be— 
weismitteln,, Artikeln und Sragftüden mit Erfolg angefochten 
werden kann. Wir beantragen daher: 
„die Staatöregierung zu erfuhen, den Ständen einen 
in dem Sinn dieſer Motion entworfenen Gefeßesvorfchlag 
porzulegen. * 


Beilage Nr. 32 zum 8. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Hefje und Knorr, die Re 
curfe in Polizei: und Forftftraffachen betr, 


L 


Mit der Weberweifung der Polizet» und Korftgerichtöbar: 
feit an die Gerichte der Provinzen Starkenburg und Ober: 
heſſen ift der Erlaß eines, das Berfahren in diefen Strafſa— 
chen oronenden, Geſetzes nothwendig geworben. 

In fo ferne nun die Staatöregierung nicht 
auf diefem Landtage die Borlage eines deffall: 
figen Gefeßes beabfidhtigen follte, beantragen. wir, 
an biefelbe dad Erfuchen zu richten, vor der Hand wenig: 
ftend einen Gefeßedvorfchlag zu proponiren, wodurch die Ver: 
folgung von Rerurfen an die Pplizeigerichte zweiter, fo wie 
an dad Polizeigericht dritter Inſtanz abhängig gemacht wird, 
von einem beftimmten Strafmaaß und von Einhaltung be: 
flimmter Friſten. 

Bei dem gegenwärtigen Verfahren. ergiebt fi der Mißr 
ftand, daß ein polizeilich Beftrafter wegen der unbedeutend: 
ften Geldbuße (von 10, 20,30 Kreuzer) felbft an das oberfte 
Gericht recurriren, und feine Befchwerden noch nah Mona: 
ten verfolgen Fann, während in den, bei weitem wichtigeren, 

erichtlichen Straffachen für Nechtömittel an die Mittelgerichte, 
o wie an das oberfte Gericht ein gewiſſes Strafmaaß und 
leih, wie in Givilfachen, Friften feftgefebt find, deren un— 
enußter Ablauf ald Verzicht auf anmaßlich befferes Necht 
angefehen wirt. 


Beilage Nr. 33. zum 8. Protokoll. 


Antrag der Abgeorpneten Heffe und Knorr zur Ver; 
einfahung des Prozeßganged bei Verfolgung dev: 
Iutiver Nechtömittel in den Provinzen Starkenburg 
und Oberheſſen. | 


Wenn von einem Erfenntniß der Unter» an die Mittel: 
gerichte, oder von einem Erfenntniß der Mittelgerichte an 
das oberfte Gericht ein Rechtsmittel —— werden ſoll, ſo 
ift nach unferem Prozeßgang Anzeige des Rechtsmittels inner: 
halb 10 Tagen bei dem Unterrichter, — fogenannte Einführung 
defjelben innerhalb 20 Zagen bei dem Oberrichter und dann 
Rechtfertigung innerhalb einer von letzterem regulariter zu 
beftimmenden 4wöchigen Frift nothwendig. 

Der Oberrichter fordert nach eingelangter Rechtfertigung 
die Acten mit Bericht ein, und befindet fi) nun im Stande, 
über dad Materielle der Sache urtheilen zu Fönnen. 

Diefed an und für fih fchon umftändlihe Berfahren 
wird in den meiften Fällen durch Friftgefuche, gegründet auf 
Abgang der von dem Unterrichter zu ertheilenden Entlaffung3- 
urfunde, fo wie auf fonftige ebenwohl nur ven dem Unter: 
richter zu _beurtheilenden Verhältniffe, in die Länge gezogen, 
und ed ift von dem Moment an, wo dad Erfenntniß des 
Untergericht3 publicirt wird, bis zur Einlangung des Appella= 
tionsberichted® im Durchſchnitt ein Zeitraum von 8 bi5 4 
Monaten erforderlich; der Fälle nicht zu gedenken, in denen 
durch Friftgefuche eine bei weitem größere Verzögerung her⸗ 
beigeführt wird. 
‚Außer dem Verzug hat eine folche Procedur für die Par: 
tien dent Nachtheil bedeutender Koften, indem namentlich die 
verſchiedenen bei Unter und Obergericht zu machenden Ans 
zeigen, fo wie die häufig nicht zu umgehenden Friftverlänge- 
rungögefuche bei einem andern Verfahren füglich erfpart wer» 
den fünnten. 

Diefe Vereinfachung ded Verfahrens nun möchte fich, ohne 
dad materielle Recht zu beeinträchtigen, auf folgende Weife 
bewirken laſſen: 

Demjenigen, welcher ein devolutives Rechtsmittel ergrei- 
fen will, laufen von dem Rage der Publication des befchwe: 
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renden Erkenntniffes an, 30 Tage. Innerhalb ber erften 
10 Zage diefer Frift, welche, wie ſich von felbft verfteht, den 
in Selbftperfon handelnden Partieen von dem publicirenden 
Richter erklärt werden muß, hat die Partie ihren Entſchluß, 
ein Rechtömittel verfolgen zu wollen, dem Unterrichter anzus 
zeigen. ey : 
weh eine folche Anzeige nicht, fo geht dad Erkenntniß 
in Rechtöfraft über und wird vollſtreckt. Wird aber dad 
Rechtömittel angezeigt, fo laufen nun der anmaßlich befchwes 
renden Partie zur Mebergabe der Rechtfertigungsfchrift bei dem 
Unterrichter Die weiteren 20 age. u 

Langt die Rechtfertigung nicht ein, fo ift das Rechts⸗ 
mittel bet, wird aber der Libell übergeben, fo fendet ihn 
der Unterrichter mit dem Bericht und Acten zur Entfcheidung 
an dad Obergericht ein. 

Bei den, gegen Erfenntniffe der Mittelgerichte an das 
oberfte Gericht zu verfolgenden Rechtömitteln, würde bad an⸗ 
Hebeutete Verfahren nur dadurch eine Aenderung erleiden, daß 
der zu beflimmenden und binterlegenden Succumbenzgelber 
wegen, auf die, innerhalb 10 Tagen zu machende Anzeige 
des Nechtömitteld eine ausbrüdliche Frift von vier Wochen 
zum Nachweis über die hinterlegten Succumbenzgelder und 
Einreichung ded Rechtfertigungslibeld anzuberaumen wäre. 

‚ Wir beantragen: „die Staatöregierung um Vorlegung 
eined Gefegedentwurfs in dem angedeuteten Sinne zu 
erſuchen.“ 


Beilage Nr. 34. zum 8. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Stammler, die Erbauung 
einer Provinzialftraße von der Kurheffifchen Grenze 
bei Rennertehaufen bis auf die Hauptftraße in Allen: 
dorf (Landgerichts Battenberg) betr, 


Auf dem vorigen Landtage wurde von dem Abg. Arnold 
der Antrig geftellt, daß eine Provinzialftraße von der Kur: 
beffifchen Grenze bei Rennertehaufen durch Rennertehaufen 
nad Allendorf auf die bafelbft durchziehende Hauptftraße er: 
baut werden möge. 

Ueber diefen Antrag war bei Auflöfung des lebten Land» 
tags noch nicht berichtet uud berathen, ich wieberhole daher 
denfelben, wie er bei den Beilagen der Verhandlungen des 
vorigen Landtags sub LV abgedrudt fich befindet, und trage 
aus den dafelbft angeführten Gründen darauf an: ae 

„daß diefe Furze Strede Wegd von °/, Stunden, von 

der Kurhefiiichen Grenze bei Nennertehaufen durch Ren; 
nertehaufen hindurdy bis auf die dad Ort Allendorf durch⸗ 
ziehende Haupfftraße, ald Provinzialfttaße gebaut werde.” 


Beilage Nr. 35. zum 8. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Stammler auf alöbaldige 
Erbauung der Brüde über die Eder bei Battenfelv. 


Die Hauptftrafe von Biedenkopf über Battenberg an 
bie preußifche Gränze bei Bromskirchen ift faft gen vollen: 
det, und nur eine Brüfe über die Eder bei Battenfeld ift 
noch zu erbauen, um hierdurch, da Preußen feine Chaufleen 
den unftigen angefchloffen hat, eine Straße zu erhalten, bie 
die Wefer mit dem Rhein auf der Fürzeften Linie verbindet. 

Die Erbauung diefer Brüde über die Eder ſchon längſt 
befchloffen, unterblieb feither, weil man fich eines Theil 
über die Bauart derfelben nicht vereinigen konnte, andern 
Theils aber auch, weil die nöthigen Fonds noch nicht be: 
willigt waren, oder nur fo bewilligt werden follten, daß 
die Staätöregierung mit folchen dad Baumwefen nicht vollen- 
den zu können erklärte. 

Sch erlaube mir auf die Verhandlungen Bezug nehmen 
zu dürfen, welche in der Sache bei dem legten Landtag ftatt: 
gefunden haben, und führe nur im Allgemeinen an, daß fie 
fi mit einem Bericht ded erften Ausfchuffes fchloßen, in 
welchem verfelbe auf die Berwilligung von 20,000 fl. für eine 
hölzerne Brüde antrug, mit welchem der erfte Ausfchuß der 
erften Kammer in fo weit einverftanden war, daß auch er 
die Erbauung einer foldhen Brüde mit 18 höchftens 20,000 fl, 
für möglich hielt; — daß auf jenen Bericht aber eine Bera— 
thung und Befchlußnahme der vorigen Kammer in der Sadje 
nicht ſtatt fand, weil kurz darnach die Auflöfung des Lande 
tags eintrat. 

Die Staatöregierung hat jeko wieder die Erbauung ei- 
ner Brüde über die Eder bei Battenfeld vorgelegt, und in 
dem Hauptvoranfhlag der Staatdausgaben für die Jahre 
1833 bis 1835 deren Koften mit 40,000 fl. eingetragen, 
und, kann im Allgemeinen die Nothwendigkeit zur Erbauung 
diefer Brüde von feiner Seite beanftandet werden; fo ift der 
Zwed diefed meined Antrags jebo der, daß mit der Erbaus: 
ung einer hölzernen Brüde über die Ever bei Battenfeld 
nun nicht weiter gezögert, mit derfelben alöbalden, und noch 
im laufenden Sahr begonnen, und der Staatsregierung einft: 
weilen, noch vor der Berathung Über dad Budget ein anges 
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mefjener Fond zur Diöpofition geftelt werde, ald wofür ich 
die Summe von 20,000 fl., wie fie von den Ausfchüflen ver 
beiden Kammern des lebten Landtags bereitd beantragt wor: 
den ift, in Vorfchlag bringe. 

Die Motiven meined Antrags liegen darin, daß ich fo: 
bald als möglich den Zwed der Erbauung der Hauptfiraße 
durch dad Hinterland erreicht umd folchen nicht Durch die Be⸗ 
mühungen des Nachbarftaateds Kurheffen, den Straßenzug 
feinem Lande zuzumenden, vereitelt fehen möchte; fonädhft in 
der Anfiht, daß Wafler: und Brüdenbauten nur im Soms 
mer bei niedrigem Waſſerſtand vorgenommen werben Fönnen, 
mit Verfluß der günftigen Zeit aber wieder ein Sahr nutzlos 
verftreicht,; und endlic in der Betrachtung, daß die Aus: 
fchüffe beider Kammern des vorigen Landtags über die Größe 
der von mir beantragten der Staatöregierung zur Diöpo- 
fition zu ftellenden Summe ſich vereinigt hatten, von wel: 
cher ein — unter dieſelbe in keinem Falle aber zu 
erwarten ſtehen dürfte, und für welche überdies die Nachwei⸗ 
ſung der Verwendung vorbehalten bleibt. 


Beilage Nr. 36. zum 8. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Hellmann, die Erbauung 
einer Provinzialftraße von Fürth an die Badifche 
Grenze nach Weinheim betr. 


Schon auf dem Landtage von 1830 haben beide ftändi- 
fche Kammern die hohe Staatöregierung erfucht, auch bie 
Straße von Fürth über Reichelöheim auf die Staatsſtraße 
für eine Provinzialftraße zu erklären und baldthunlichſt in 
Bau zu nehmen, wenn fie ed, ungeachtet der Direction der 

eppenheimer Straße nach Cberöberg noch im befonderen 
nterefie ded Odenwaldes finden follte. 

Daß Lebtered aber wirklich der Fall, unterliegt um fo 
weniger einem Zweifel, als dieſes Intereſſe fchon damals 
von dem Großherzogl. Regierungscommiffär überzeugend nach» 
gewiefen wurde. Sol indefien diefe zur Ausführung geneh: 
migte Verbindungsſtraße der. Staatöitraße von Darmftadt 
nah Michelftadt mit der Provinzialftraße von Heppenheim 
nad) Eberöberg die Vortheile wirklich gewähren, welche fie 
in der That gewähren kann und alfo damit bezweckt werden, 
fo ift nothwendig und unerläßlich, daß ſolche in grader Rich: 
tung von Fürth nach der badifchen Gränze bei Weinheim 
über Mörlenbah, Reifen und Birkenau fortgefeßt und da- 
durch einem großen und wichtigen heile des Odenwaldes 
die wefentlichfte Werkehrserleichterung verfchafft werde. 

Sch trage deßhalb darauf an: 

daß ed der Kammer gefallen möge, die hohe Staatöregie- 
rung zu erfuchen, auch die Fortſetzung der Neichelöheimer 
Straße von Fürth durch das Wefchnigthal nah Weinheim 
zur — — zu erklären und baldthunlichſt in Bau 
zu nehmen. 


Reilage Nr. 37. zum 8 Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Hellmann auf Erbauung 
einer Provinzialftrage von Mörlenbady über Wald; 
michelbah nah Hirſchhorn. 


Wann etwas auf eine Gegend vortheilhaft einwirken, 
die Erwerbungsquellen derfelben heben und den Verkehr bes 
leben Tann, fo ift es offenbar zunächft die Anlegung guter 
Straßen und einer zwedmäßigen Verbindung berfelben, zu: 
malen da, wo die Hauptprodufte und Fabrifate folcher Ge- 
> durch einen erleichterten Transport in ihrem Werthe fo 

edeutend erhöht werden können, wie dad gerade in biefem 
Theil des Odenwaldes bei feinen hauptſächlichſten Ausfuhr 
Artikeln, Holz und Eifen, der Fall ift, welche auf dem an 
egebenen Wege entweder an den Nedar oder an die Berg: 
aße gebracht werden müffen. " 
Sch trage daher darauf an: 

Die hohe Staatöregierung zu erfuchen, daß auch die 

Straße von Mörlenbady über Waldmichelbach nach Hirfche 

horn zur Provinzialftraße erklärt und bald möglichft in 

Bau genommen werden möchte. 


Beilage Ar. 38. zum 8. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten von Rabenau (Obriftlieuter 
nant), Goldmann und Prätoriud, die Anlegung 
einer Provinzialitrage von Grünberg über Londorf 
bis zur Kurheſſiſchen Grenze gegen Marburg betr, 


Der von und in der 13. Sigung ber zweiten Kammer 
der legten Ständeverfammlung geftellte Antrag, Beil. 64, 
auf Erbauung einer Provinzialftraße von Grünberg über 
Londorf bis zur Kurbeffifchen Grenze, ift auf dem vorigen 
Landtage nicht zur Erledigung gelommen. 


Wir wollen jenen Antrag hiermit wiederholen. 


Beil, 5. d. Verband, d. 2. Kam. |. Band. 7 


Beilage Nr. 39. zum 8. Protokoll. 


Antrag des Abgeordneten d'Orville von Offenbach 
wegen Bewilligung eined Beitrags aus Staatsmit— 
teln, zur Unterftüßung der in Offenbach begründe: 
ten Realfchule, | a 


Wenn ich mir erlaube, den bereit3 von meinem Bor: 
gänger auf letztem Landtage geftellten Antrag um eine Un: 
terftüßung für die in Offenbach beftehende Nealfchule zu 
wiederholen, fo glaube ich dieſes Gefuch 

1) durch die eigenthümlichen Verhältniffe und Bedürfniffe 
der Bewohner diefer Stadt, 

2) durch die bereitS zu Gunften des Schulwefens über: 
haupt und indbefondere zu Gunften der Realfchule in 
Dffenbady gebrachten großen Opfer und 

3) — die Darſtellung der finanziellen Verhältniſſe der 

tadt 
rechtfertigen können. — 

Sch behalte mir vor, hierüber dem berichtenden Aus— 
fhufle, und fpäter einer hohen Kammer bei der Discuffion 
die näheren Mittheilungen vorzulegen, und ftelle hiermit den 


ag; 

hohe Ständeverfammlung wolle fich bei der Staatöre- 
gierung dahin verwenden, daß der Stadt Offenbach für 

ihre Realſchule eine ähnliche Unterftüßung vermwilligt 

werde, wie folche die Provinzialhauptftädte genießen. 


Beilage Nr: 4M. zum 8. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Praͤtorius und Goldmann 
auf Erbauung einer Straße von Kirtorf über Wah⸗ 
len bis zur Kurheſſiſchen Grenze. 


Die Unterzeichneten ſtellten in der 47. Sitzung zweiter 
Kammer der lebten Ständeverfammlung den rubricirten, 
Beilage 236, abgedrudten Antrag, der feine Erledigung noch 
nicht gefunden hat und den fie daher feinem ganzen Inhalte 
nad) hiermit erneuern. 


Beilage Nr. 41. zum 8. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausſchuſſes der zweiten Kammer 
der Sandftäude, betr. die Wahl eined Abgeordneten 
in dem zehnten Wahlbezirt der Provinz Starken: 
burg; erfiattet von dem Abgeordneten Knorr. 


Durch die von Ihrem dritten Ausfhuß, meine Herren, 
vorgenommene Prüfung hat fich ergeben, daß bei den Wah- 
len der Bevollmächtigten und Wahlmänner in dem zehnten 
Wahlbezirk der Provinz Startenburg Fein erheblicher Anftand 
vorliegt, und daß auch bei der Wahl ded Abgeorbneten die 
vorgeichtiebenen Hormen gehörig gewahrt worden find. Es 
ift daher gegenwärtig nur allein die perfönliche Qualification 
bed gewählten geriet in Betracht zu ziehen, hinſicht⸗ 
lich welcher in dem Protokolle der zur vorläufigen el, 
der Wahlen beflimmten Commiflion vom‘28. April I. 3. 
Folgendes enthalten ift: 


Audzu 
aus dem Protokoll der zur Prüfung der Wahlen beftimmten 
Gommiffion. 
d. d. Darmftadt den 23. April 1835, 
In Gegenwart 

der Einweifungd-Commiffion, ſodann der Herren Abgeorbneten 
Gamefadca, Zulauf, Fr irſch, Löffler, Hellmann 

und des Geheimen ecretärd Prinz. 


Nachdem ıc. ıc. 


A. Provinz Starfenburg. 
x. %. 


4) * zehnten Wahlbezirk der Provinz Star—⸗ 
enburg. 


In Beziehung auf diefe Wahl bemerkt die Einweiſungs⸗ 
Commiffion zuvörderſt, daß ber — Abgeordnete, Rente 
amtmann Bergfträßer, feine Wählbarkeit ald Abgeordneter 
ebenfalld durch Depo tion der erforderlihen Summe in ins 
ländifchen Staatöpapieren nachgewiefen habe. 

Sodann aber müſſe noch “en endes bier en werben. 

Herr Rentamtmann Bergfträßer fey am 8. November 
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1820 wegen unrichtiger ———— ———— von der damaligen 
Juſtizkanzley zu Michelſtadt zu 25 eldſtrafe, oder acht⸗ 
tägigem bürgerlichen Arreſt verurtheilt worden, worüber bie 
betr. Unterſuchungsacten den Wahlacten — 

Nach vorgängiger Erwähnung der weſentlichſten Momente 
aus diefen Unterfuchungsacten, und Werlefung des Urtheild 
der Zuftizcanzlei äußert die Einweifungd:Commiffion die An: 
fiht, daß die im Fragfalle erfannte Strafe nur als eine dis⸗ 
ciplinarifche anzufehen feyn möge, und daher die Mählbarkeit 
des Abgeordneten nicht ausfchließe. Die Einberufung beflel- 
ben fey von Großh. Geheimen Staats » Miniftertum um fo 
mehr erfolgt, als die zweite Kammer der Stände auf dem vo: 
rigen Landtag in einem ähnlichen Fall von gleicher Anficht 
ausgegangen fey, indem fie die Wahl ded Abgeorbneten ber 
Stadt Aldfeld, welcher wegen Mißhandlung eines Landwehr 
manns ald Landwehrbataillond » Adjutant zu L4tägiger Haupt- 
wache, Arreſtſtrafe verurtheilt worden fey, ‚für gültig anges 
nommen habe. 

Die Prüfungs-Commiſſion entfcheidet mit 5 Stimmen, 
daß des erhobenen Anftandes ohnerachtetp der gewählte Ab: 

eordnete für vorläufig zuläffig zu erkennen fen; ber Abe. 
omänenrath Gamefasca hat nämlich wegen naher Verwandt: 
fchaft mit dem gewählten Abgeordneten bei der Abflimmung 
feine Stimme ſuspendirt. 


x. x. 

Was zunächſt die bier erwähnte Depofition -der erforder- 
lichen Summe in inländifchen Staatöpapieren anlangt, fo ift 
zu vermuthen , daß foldhe nach vollzogener Wahl bewirkt 
worden if. 

Früher hat man nun zwar bekanntlich Zweifel ‚darüber 
erhoben, ob diefes genüge, oder ob vielmehr nicht diefe De: 
pofition nach dem einfchlagenden Geſetze ſchon vor ber Wahl 
erfolgt feyn müffe, allein es ift bisher in allen Fällen bie 
nachträgliche Depofition ſtets für hinreichend erkannt worben, 
und ed dürfte daher hieraus bei der nicht ganz Elaren Faſ⸗ 
fung * betreffenden Geſetzes auch jetzo Fein Anſtand abzu⸗ 

en ſeyn. 

Was nun weiter die in dem fraglichen Protokolle heraus: 
gehobene Unterfuhung und Beftrafung betrifft, fo ift folche 
nach den den Wahlakten beiliegenden Unterfuchungdaften zus 
erft durch einen von dem damaligen peinlichen Richter, Hofger 
richtsrath von Srolman, an das. Hofgericht der Provinz Star: 
Penburg unter dem 18. Mai 1819 in Unterfuhungsfachen 
gegen Michael Stedenreuter und Complicen pto. furtor. ers 
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ftatteten Bericht veranlaßt worden, in welchem ausführlich 
aus einander gefeht wird, daß, und aus welchen Gründen 
‚gegen den damaligen Beamten. zu Habigheim, Regierungsrath 
Gamefasca und deſſen Actuar Bergfiräßer, den dermaligen 
Abgeordneten, dringender. Verdacht begangener Dienftvergehen 
und Fälſchungen vorliege. 

Das Hofgericht fand fich bewogen, einen Auszug dieſes 

Berichted der competenten Gerichtöbehörde der Sefammt:Zuftiz- 
Canzlei zu Michelftadt mitzutheilen, um die erforderliche Un⸗ 
terfuchung verordnen zu koͤnnen, und bemerkt in dem deß— 
fallfigen Schreiben „daß dringender Verdacht vorliege, daß 
die in dem mitgetheilten Auszuge bezeichneten Protokolle des 
Amts Habigheim falfche Angaben enthalten und daß daher 
gegen den Beamten und Amtdactuar, welche fie unterzeichnet 
haben, wegen Fälſchung oder Uebertretung der Verordnung 
vom 14. Septbr 1785, die Ausſtellung unrichtiger Atteftate 
betreffend, die Einleitung einer Unterfuchung nothwendig zu 
feyn ſcheine.“ 
Auf diefe Mittheiiung wurde von der Quftiz « Kanzlei 
befchloffen, „dem Herrn Suftizkanzleirath Doſch aufzutiagen, 
durch Vernehmung ded Herrn Regierungsraths Gamefasen, 
fo wie des Amtöferibenten Bergfträßer und der übrigen in actis 
genannten Perfonen , fo. wie nöthig findenden Falles durch 
Einnehmung eines Augenfcheines der angegebenen Thatumftände, 
das Nähere auszumitteln und die darüber zu führende Pro- 
tokolle balomöglichft Collegio vorzulegen. ' 

Diefem Auftrage gemäß ift nun auch von dem beftellten 
Commifjär eine Unterfuchung vorgenommen und hierbei ein 
gewifler Secretär Schmuder ald Actuar adhibirt worden. 

Zum Zwede einer zuverläfjigen und ficheren Beurthei— 
lung de3 Ergebnifjed diefer Unterfuhung bat ed Ihr dritter 
Ausfhuß für angemefjen erachtet, die hierüber gefertigte, den 
Unterfuchungdacten anliegende fchriftliche Nelation diefem Be: 
richte ald Anlage in Abjchrift. anzufügen und ſolche in ihren 
wejentlichen Theilen jeßo woörtlich vorzulefen: 

(leg. die wefentlichen Theile der ald Anlage in Abfchrift 

beizufügenden fchriftlichen Relation 5067 der Unterfu: 

chungs? Aften.) | 
Das in diefer Relation beantragte Erkenntniß ift hierauf 
in der —— Form eines Urtheils unter dem 8. Nos 
vernber 1820 wirklich erlaſſen, fofort auch dem dermaligen 
Abgeordneten Rentamtmann Bergfträßer befannt gemacht und 
von demfelben auf jedes Rechtsmittel hiergegen ausdrücklich 
verzichtet worden. 


zum 8. Protofoll; 4 


rt Der Bollftänd:gkeit wegen: wird‘ hierbei noch herausge⸗ 
hoben, daß das vorliegende gerichtliche Verfahren in mancher 

inficht ıgegründetem Zabel unterliegen dürfte, daß namente 
lich von den Angefchuldigten eine beſondere Vertheidigung 
weder vom Gerichte verlangt, noch auch geführt worden ift, 
und daß die vworgelefene Nelation mit Feiner: Unterfchrift ver: 
ſehen ift, daß ſolche jedoch den Acten ald Actenftüd anliegt, 
und daß, wie bereits bemerkt, das darin beantragte Erkennt: 
niß und zwar ganz mit. denfelben Worten hierauf von dem 
Golleg in der gewöhnlichen Urtheilsform. erlaffen worden ift. 
Aus dem Vorgekragenen «möchte nun wohl: hervorgehen, 
daß mit gegen den Abgeordneten Bergfträßer wegen indirecter 
Fälſchung zc. eine gerichtliche Unterfuchung eingeleitet worben, 
und ‚derfelbe vom Gericht nicht freigefprochen worden ift, das 
Gericht im Gegentheile den Vorwurf einer vollbrachten Fäls 
fhung, von Seiten des Abg. Bergfträßer, für begründet er: 
kannt, und denſelben deßfalls mit Rüdficht auf die vorliegende 
befondere Milderungsgründe durch rechtöfräftiged Urtheil in 
eine Strafe von 25 fl., oder Stägigen bürgerlichen Arreft con: 
demnirt bat. Hiernach kann Ihr dritter Ausfchuß die von 
der Einweifungd - Commiffion dahin geäußerte Anficht, daß 
die im Fragefalle erkannte Strafe nur ald eine disciplinarifche 
anzufehen feyn möge, nicht theilen, und erlaubt ſich zur Wis 
derlegung dieſer Anficht auf die entwidelte Darftellung der 
Sache im Allgemeinen zu beziehen und namentlicy auf Die 
von dem Gerichte angenommene Art ded Vergehens, auf die 
von demjelben gewählte Form ded Verfahrens, fo wie endlich 
auf den Umftand aufmerffam zu machen, daß der Abgeord. 
Bergfträßer zur Zeit des bier zur Sprache fommenden Ber: 
gehend nicht wohl als, in wirklichen Dienftverhältniffen ftehend 
angefehen werden könne. 

Der bei diefer Gelegenheit von der Einweifungd-Commif- 
fion erwähnte frühere Fall, über welchen bereits bei dem letz⸗ 
ten Landtage ausführlicher Bericht erftattet worden, 

(vid. Beilag Nr. 170 im erften Band der Beilagen) 
und über welchen Shr dritter Ausfchuß ebenfalld vor einigen 
Zagen berichtet hat, ift von dem gegenwärtigen wefentlich 
verfchieden, fo daß aus ber in jenem Fall von der Kammer 
ertheilten Entfcheidung, ganz abgefehen von der Frage, wel: 
ches Gewicht dergleichen Entfcheidungen überhaupt. beizulegen 
fey, jedenfalls für den vorliegenden Fall Fein befondered Ar: 
gument abzuleiten feyn dürfte. 

In Berüdfichtigung aller diefer dargeftellten Verhältniffe 
und in Berüdfichtigung der deutlichen wörtlichen Faſſung des 
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Art. 60 der Verfaſſungs⸗Urkunde, fieht fich Ihr dritter Aus- 
ſchuß, obgleich dad große Gewicht der hier vorliegenden bes 
fonderen Milderungdgründe durchaus nicht zu verkennen: ift, 
dennoch. zu dem Antrage genöthigt: 
‚Daß die Wahl der Bevollmächtigten und Wahlmänner 
im zehnten Wahlbezirt der Provinz Starkenburg für 
ültig, die Abgeorbnetenwahl dagegen wegen Unfähig- 
eit des Gewählten für nichtig zu erklären und fofort 
die Vornahme einer anderweiten Abgeorbnetenwahl auf 
die geeignete Weife zu veranlaflen ſey.“ 
Zwei Mitglieder des Audfchuffes find übrigens mit diefem 
Antrage nicht einverftanden und behalten fich vor, ihre ab- 
weichende Anficht mündlich zu entwideln. 


Beilage Nr. 42. zum 8. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausfhuffes der zweiten Kammer 
der Stände, die Wahl des erften und dritten Wahl: 
bezirfö der Provinz Rheinheſſen betr.; erftattet durch 
den Abgeordneten Grafen Lehrbadh. 


Bey Prüfung der rubricirten Wahlen hat der dritte Aus 
fchuß eben fo wenig als die, zur vorläufigen Prüfung ber 
Wahlen niedergefegte Commilfion , irgend einen bemerken: 
werthen Anftand gefunden: bderfelbe trägt daher darauf an, 
die verehrlihe Kammer wolle die Wahlen in dem 1. und 8, 
Bezirk der Provinz Rheinheſſen ald gültig anerkennen. 


Beilage ir. 43. zum 8. Protokoll. 


Bericht ded dritten Audfchuffes der zweiten Kammer 
der Stände, betr. die Wahl im vierten Wahlbezirf 
der Provinz Rheinheffenz erftattet dur den Ab; 
geordneten Grafen Lehrbach. 


Das Protocol der zur Prüfung der Wahlen beftimmten 
Eommiffion d. d. 23. April 1835 enthält über die rubricirte 
Wahl nachftehende Bemerkungen. 

* legatur 

Dieſe Bemerkung ſteht nach den Acten allerdings richtig, 
indem in dem Regiſter ſtatt der Namen der Stimmgebenden, 
nur die Beſcheinigung, daß durch Stimmzettel, bei den ein- 
yon Stimmabgaben votirt worden, eingetragen ift: dagegen 
iegt eine von der MWahlcomite beglaubigte namentliche Lifte 
der Stimmenden bei, welche in ihrer Zahl:Angabe (206) ge— 
nau mit den Stimmzetteln correfpondirt, es ift alfo eher zu 
viel wie zu wenig gefchehen und muß wohl der erhobene 
Anftand ald ganz unerheblich erfchienen. 

Zu der bevollmächtigten Wahl in Wörrſtadt bemerft 
die Commiſſion 

legatur 


Es fand fich bei genauer Prüfung diefer Wahl, daß 
nicht allein 32 fondern 42 Stimmen durch Stimmzettel ab: 
gegeben worden, ohne daß die Namen der Stimmenden in 
dem Regifter aufgeführt find, und würden diefe 42 Stimmen 
als ungültig betrachtet werden wollen, fo hätten ftatt 220, 
dem geſetzlichen ?/, der 345 Stimmfähigen nur 197, wirklich 
geftimmt, und die Wahl dürfte in einem wefentlichen Punct, 
beanftandet werden. Da jedoch die Stimmzettel, nach ihren 
‚Nummern, wie fie abgegeben worden, in dad Abftimmung3 
Protocol, gleichlautend eingetragen worden, baffelbe gehörig 
befcheinigt, auch von Niemanden irgend eine Reclamation 
erhoben worden ift, fo halt Ahr dritter Ausfchuß diefen Form- 
fehler nicht für erheblich genug, die Wahl deshalb zu caffiren. 

Bei den Wahlen im zweiten und dritten Grad, hat fich 
fein Anftand ergeben. 

Der Ausſchuß trägt daher darauf an, die verehrliche 
Kammer wolle die Wahl im IV. Bezirk Provinz Rheinheſſen 
ald definitiv gültig erklären. 


Beilage Nr, 44 zum 9. Protokoll. 
Antrag ded Abgeordneten Pratorius wegen Aufhebung 
— des Mühlbannes. aa 





+ 
u. f 
t - 


—Auf meinen: bei der legten Ständeverſammlung in: der 
4. Sitzung der zweiten: Kammer!’ übergebenen Antrag, Bei— 
lage 22, worüber der: 1. Ausfchuß in. der 45. Sitzung, Bei: 
lage 227 berichtete, und in der 47. Sitzung berathen wurde, 

ten von Seiten ber zweiten Kammer:in der 48. Sitzung 
folgende Beichlüffe: .t * 

a) die Staatsregierung zu erſuchen, noch auf: dem’ Land⸗ 
tage 1834 einen Geſetzesentwurf vorzulegen, dahin gehend, 
daß die Entſchädigung der Bannberechtigten für den aufge— 
hobenen Mühlbann, vom Jahr 1835 an, nicht mehr von den 
Bannpflichtigen und Suchmüllern zu entrichten, ſondern auf 
die Staatskaſſe zu übernehmen ſey. 

b) die Staatsregierung zu ermächtigen: 

a) alle bereit3 definitiv und rechtöfräftig audgemittelten 
Mühlbannentfhädigungsanfprühe vom Jahr 1835 an 
den dazu pflichtigen vormaligen Bannpflichtigen oder 
Sudhmüllern ab- und auf die Staatskaſſe in der Art 
zu übernehmen, daß fie da, wo der berechtigte Müller 
Erb = oder Mühlpachte an den Fiscus zu leiften hat, 
hiervon abgefchrieben, in den Fällen aber, wo bieß 
nicht gefchehen kann, durch den Staat nach defien Be: 
dünfen entweder ald Geldrente fortentrichtet, oder nad) 
den gefeslihen Beftimmungen über Verwandlung und 
Ablöfung der fiscalifchen Grundrenten abgelößt werden; 
den. Verſuch zu machen, alle noch nicht definitiv ent: 
fchiedenen Mühlbannangelegenheiten dur Vergleiche 
mit den Bannberechtigten zu erledigen; | 
die Staatöregierung zu erfuchen, bei den abzufchließen- 
ben Verträgen nach denjenigen VBorfchlägen der Entſchädi—⸗ 
gungd-Ausmittelung zu verfahren, welche von dem das 
maligen Abgeordneten Saup in der bei ber vorherge: 
gangenen Kammer über diefen Gegenftand ftatt gehab: 
ten Discuffion gemacht worden find, fofort das Ergeb: 
nig den Ständen auf dem nädften Landtage vorzu: 
legen, fo wie auch die nach Umftänden binfichtlich der 


b 


— 


— 
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alddann noch nicht erledigten Fälle her geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen vorzufchlagen. | 
In der erſten "Kammer wurbe in der 80. Situng über 
ben. Antrag berichtet, Beilage 143, in der 31. Sisung (©. 
‚212 der gebrudten Verhandlungen) berathen, und da hierbei 
von den Beſchlüſſen der zweiten Kammer abweichende An- 
fichten fich darftellten, in der 32. Sitzung vom 18. October 
er (©. 224 der gebrudten Verhandlungen) der Beſchluß 
gefaßt; 
den Verſuch zu machen, in wie weit durch einen Zufam- 
mentritt ber Ausſchüſſe beider Kammern die verfchiedenen 
— Anſichten vermittelt und vereinbart werden 
können. 
Weiter iſt die Sache nicht gediehen. Ich trage daher 
darauf an: 
daß der Gegenſtand wieder aufgenommen werden möge. 


Beilage Nr. 45: zum 9. Protokoll. 


Bortrag ded Herrn Minifterialrathd Eckhardt, die Er; 
hebung des Chauffeegelded auf den Provinzialſtra⸗ 
Gen betreffend. . 





Auf dem vorigen Landtag hatte ich die Ehre, in biefe 
Kammer einen Gefebedentmurf über die Erhebung des Chauſ⸗ 
feegelded auf den Provinzialfttaßen, nebft den Motiven du 
überbringen; da jedoch dieſer Gegenfland damals ohne Er 
digung geblieben ift, fo habe ich den ehrenvollen Auftrag 
erhalten, diefen Gefeßedentwurf Ihnen, hochgeehrtefle Herren, 
wieberhohlt vorzulegen und denfelben Ihrer verfaffungsmäßigen 
Zuſtimmung zu empfehlen. - 


Beilage Nr. 46. zum 9. Protokoll. 


Gefeßedentwurf mit Motiven, die Erbebung 
des Chaufjeegelded auf den Provinzialftraßen ber 
treffend. r, 





Ludwig AU. xxc. 


Wir haben, nach Anhörung Unſeres Staatsraths und 
mit Zuſtimmung Unſerer getreuen Stände, verordnet, wie 


fogt: 
Art, 1. | 


L 

‚, ‚Zur Beftreitung der durch die Unterhaltung der Pro: 
vinzialftraßen entftehenden Koften fol für den Gebrauch ber: 
felben fünftig Chauffeegeld nach denfelben Beſtimmungen ere 
hoben werden, welche in dem Gefe vom 6ten Mär; 1824- 
über die Erhebung des Chauffergelded bei den Staatöfunft- 
firaßen enthalten find. £ a 

| rt. 2 


Der Ertrag ded in Art. 1. genannten Chauffeegeldes 
fließt in bie Hauptftantätaffe; Dagegen werben aus biefer 
auch die Unterhaltungdfoften der Provinzialftraßen beftritten, 
und beide in dad Staatöbudget — 
Art. 3. 
Gegenwärtiges Geſetz tritt in dem ganzen Großherzog— 
thume mit dem Iten 1835 in Kraft. 
rt. & 
Unfer Minifterium der Finanzen ift mit der Vollziehung 
diefed Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich ıc. ıc. 
Darmftadt ıc. ze. 


Die gegenwärtige Einrichtung, wonach nur bei den 
Staatöftraßen Chauffeegeld erhoben wird, hat zur Folge, daß 
da, wo ed ohne großen Umweg gefchehen kann, von den 
Reifenden die Staatöftraßen gemieden, dagegen die Provinziale 
firaßen gewählt werben. 

In diefen Fällen, die in Rheinheſſen am meiften vor: 
fommen, werden daher die leßteren Straßen zum Nachtheil 
ber betreffenden Provinz , welche die Unterhaltungskoſten für 
die Provinzialftragen allein aufbringen muß, flärfer abge- 
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nützt, als es bei gleichförmiger Behandlung. beider Gattungen 
von Straßen gefchehen würde. 

Die Staatskaſſe erhält hierdurch zwar etwas weniger an 
Shauffeegeld, fie erleidet aber demungeachtet feinen Schaden, 
da fie wegen des geringeren Gebrauches der Staatöftraßen auch 
weniger für Unterhaltungskoften zu bezahlen hat, fo Daß der 
Nachtheil, welcher durch die unverhältnigmäßige Frequenz der 
Provinzialftraßen entfteht, die Provinz allein trifft. 

Wenn e3 daher fchon in diefer Beziehung angemeffen 
erfcheint, bei den Provinzialftraßen dafjelbe Chauffeegeld ein: 
juführen, welches bei den Staatöftraßen erhoben wird, fo 
ommt für die Provinzen Starfenburg und Oberheffen noch 
ein anderer Umftand hinzu. Nach Art. 9. des Gefeßed vom 
12ten Dktober 1830 über die Erbauung und Erhaltung der 
Provinzialftraßen follen alle durch den Neubau oder die Er 
haltung derfelben entftehenden Koften, welche nicht von den 
Gemeinden zu beftreiten find, auf die gefammten Grund =, Ge: 
werb : und Perfonal- Steuercapitalien der betreffenden Provinz 
ausgefchlagen werden; doch darf der für den Neubau zu 
machende Ausfchlag in feinem Sahre mehr, als 1 fr. von 
einem Gulden Normalfteuercapital betragen. 


Sollten nun auffer diefen Neubaufoften auch noch die 
Unterhaltungsfoften der Provinzialftraßen auf diefelbe Weife 
auögefchlagen werden, fo möchte dieß bei den verfchiedenen 
Ausſchlägen, welche bereit8 nad) dem Steuerfuße Statt finden, 
feine gute Senfation hervorbringen. 


Wollte man dagegen unter dem Ausfhlag von 1 Ft. 
auch die Unterhaltungsfoften begreifen, fo würde dieß zur 
Folge haben, daß nach einiger Zeit in den Provinzen Starken: 
burg und Oberheſſen, wo der Provinzialftraßenbau noch nicht 
fo weit vorgerüdt ift, als in der Provinz Nheinhefien, zu 
dem ohnehin noch eine lange Reihe von Jahren erfordernden 
Neubau wenig von dem auögefchlagenen Gelde übrig bliebe, 
da die Unterhaltungskoften immer mehr davon abforbiren 
würden, fo wie der Neubau vorrückte, wodurch die fo wün— 
ihenswerthe Vollendung der Provinzialftraßen noch fehr weit 
hinausgefchoben werden würde. 


Es ift daher auch in diefer lektern Beziehung väthlich, 
die Unterhaltungsfoften der Provinzialftraßgen auf anderm 
Wege, ald durch directe Ausfchläge, zu deden und es ift nur 
noch zu unterfuchen, ob ein Chaufjeegeld, wie es bei den 
Staatöftraßen erhoben wird, zu diefem Behufe hinreichend ift. 


3 Beilage Fr. 46. 


Bei den Staatsſtraßen betrug das Chauffeegeld im Mit: 
tel aus den Jahren 1829 — 1831. die Summe 2 144,548 fl. 
Dagegen waren die Chauffee » Unterhaltungskoften im Staats⸗ 
budget Er 159,535 fl. aufgenommen. 

Zieht man von ber erfteren Summe 8 Procent für Er: 
hebungskoſten, von der letzteren Dagegen 20,000 fl. ab, welche 
in dem Staatöbudget für die Verbefierung mehrerer Mängel 
bei den ältern Chauffeen aufgenommen worden find, fo er: 
giebt fi) der Betrag ded Chauffeegelved zu . . 140,212fl. 

Chauſſee⸗ Unterhaltungsfoften zu 0. 1839,585fl. 

Hierauß folgt, daß bei den Staatöfunftftraßen die Koften 
ber laufenden Unterhaltung dem Reinertrag des Chauſſeegeldes 
faft genau gleichkommen. Es ift aber anzunehmen, daß beide 
mit der Frequenz der. Straßen ungefähr im gleichem Wer: 
hältniß zu: und abnehmen, da zwar auf der einen Seite bei 
weniger frequenten Straßen Koften vorfommen, die den 
correfpondirenden bei frequenteren gleich find, auf der andern 
Seite aber die erfteren von fchweren Laftwagen faft gar nicht 
befahren werden, die im Vergleich zu dem von ihnen zu be— 
59* Chauſſeegeld den Chauſſeen einen verhältnißmäßig 
größeren Schaden zufügen. 

Hiernach kann alfo auch jened Refultat auf die Provin: 
sialftraßen angewendet werden, fo daß bei diefen dad Chauffee- 
geld nach Denen Normen, wie bei den Staatökunftftraßen, 
erhoben werden muß, wenn dadurch die Unterhaltungskoften 
Bun. an werden follen. 

eß find die Motive, welche die Staatöregierung von 
der Nothwendigkeit der Einführung eines mit den Staats: 
firaßen — Chauſſeegeldes auf den Provinzial⸗ 
ſtraßen überzeugt haben, und es iſt mir der ehrenvolle Auf— 
trag geworden, Ihnen, meine Herren, den dieſes bezweckendn 
Geſetzesvorſchlag zu überbringen. 

Zur Vereinfachung der Adminiſtration und Bequemlich—⸗ 
keit der Reiſenden möchte übrigens die Erhebung der Chauſſee— 
gelder unter die Finanzbehörden zu ftellen fein, fo daß an 
einer und berfelben Erhebungäftätte dad Chauffeegeld für Die 
u — Staats- und Provinzial⸗Straßen ohne Unter: 
hied bezahlt werden Fann. 

Auch wird es nothwendig feyn, alle Übrigen Normen 
bei beiderlei Straßen auf gleiche Weife feftzufeßen, weil oft - 
Keifende, aus Mangel an Localkenntniß, nicht mwiffen, ob 
eine Straße zu den Staats- oder Provinzial« Straßen gehört 
und daher bei abweichenden Beftimmungen leicht in Strafe 
fommen fönnte. | 
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Da hiernach bad Chauffeegeld in die Hauptſtaatskaſſe 
fließt, fo werden die Unterhaltungsfoften der Provinzialftraßen 
ebenfalld aus dieſer zu beftreiten und beide in dem Staats: 
budget aufzunehmen feyn. 


Alle diefe Momente find in dem Gefeedvorfchlage be- 
rücfichtigt, den ich nunmehr die Ehre haben werde, Ihnen, 
meine Herren, vorzuleſen. 

legatur. 
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Vortrag ded Herrn Minifterialrathd Eckhardt, die Err 
richtung eined Gewerbvereins betr, 


— — — — 


Hochgeehrteſte Herren! 


Schon mehrmals iſt das vaterländiſche Gewerbsweſen 
öffentlich zur Sprache gekommen, ſchon öfters haben wir die 
Klagen gehört, daß bei uns alle Gewerbsthätigkeit fehle, 
und daß es aus Mangel an Betriebsfonds ein eiteles Be— 
ſtreben wäre, auf Belebung deſſelben hinzuwirken. Auf letz— 
teres könnte man ſchon im Allgemeinen antworten, daß es 
gerade der Zweck des Gewerbsbetriebs ſey, das Capitalver— 
—— der Nation zu vermehren, und daß der Hauptbe— 
triebsfonds bei den Gewerben gründliche Sachkenntniß 
iſt, die die Garantie des Gelingens großer Unternehmungen 

darbietet. 
| Allein höchſt ungerecht würden wir feyn, wenn wir alle 
Gewerböthätigkeit im Großherzogthum läugnen wollten, denn 
diefe Klagen rühren häufig von der Unbekanntſchaft mit un— 
fern eigenthümlichen Snduftrieverhältniffen ber. Sch rede hier 
nicht von den großartigen Gewerbsanlagen aller Art, welche 
fih an einigen Hauptpunften, wie z. B. in Mainz und Of: 
fenbach befinden, auch nicht von den audgezeichneten Künft: 
lern, deren Produktionen, rüdfichtlih Der Genauigkeit und 
Eleganz der Ausführung mit denen des Auslandes wettei— 
fern, — ich rede hier vorzüglich von derjenigen Ge— 
werbsthätigkeit, wie fie im ganzen Großherzogthum vorherr⸗ 
fchend if. Suchen wir bier nur große Etabliffementö, wo 
die Menfchen wie Mafchinen zufammengefeft arbeiten, wo 
die größte Dürftigfeit und tiefes Elend auf bleichen Geſich— 
tern fich fund thut, dann freilich haben wir feine Induftrie, 
dann haben wir Feine Gewerböthätigfeit; allein für die An— 
lage vieler folcher Etabliffements ift unfere Bodenproduction 
zu reich, Seder kann fich zu leicht mit einer Familie auf 
einem kleinen Grundbefiß nähren, er kann unabhängig leben 
und begibt ſich daher nur gegen hohen Kohn in die Sclave— 
rei deö lebendigen Mafchinendienftes; dies it daher Fein Ter— 
rain für ſolche Etabliffements. — Betrachten wir aber unfere 
Snöduftrie genauer, dringen wir in das Innere der Haushal: 
tungen des Landes ein, dann finden wir eine Betriebfamfeit 
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eigener Art, die mit dem angegebenen Zuftand der Urpro: 
duction im Einklang flieht. Mit einem zwar kleinen Be: 
trieböfapital werden von den. Familien felbft die Producte zu 
Fabrifaten verarbeitet, diefe Fabrikate gehen nach ihrer erften 
Umwandlung ftufenWeife in größere Etabliffementd Über, die 
auf den unteren Stufen noch meiftens auf demfelben Prin- 
cip beruhen, und erſt zuletzt gelangen fie in ſolche, die haupt: 
fächlich mit leblofen Mafchinen betrieben werden, wobei der 
Menih nur überwahend einwirft. Diefes Grundprincip 
des Gemwerböwefens tft unftreitig dad mwohlthätigfte für das 
einzelne Individuum, allein es feßt der Ausbildung und den 
raſchen  Fortfchritten der Gewerbe auch große Hinderniffe 
entgegen. Dadurch, daß dieſe Art von Gemwerbtreibenden 
auf einer großen Ausdehnung zerftreut und ifolirt von einan: 
der leben, fällt ein gemeinfartes Streben und der MWetteifer, 
beffere Arbeit zu liefern, hinweg; die Methoden und Mani: 
pulationen der erften Werarbeitung bleiben daher, ohne Auf 
fern Impuls, lange, vielleicht auf immer, auf der unterften 
Stufe der Kunftfertigfeit ftehen. Auch manches Talent, man: 
ches rohe Material und manche Zeit bleibt unverwendet, nicht 
blos aus Indolenz oder Leichtfinn, fondern vorzüglich ded: 
wegen, weil man nicht weiß, wozu man biefe Foftbaren Ele: 
mente der Induſtrie beffer verwenden Fönnte. Selbft wich: 
tige Entdedungen bleiben unbeachtet, weil es an Gelegenheit 
zur Mittheilung fehlt, und der Erfinder die Folgen derſelben 
oft nicht felbft zu berechnen vermag. Es fehlt baber an einem 
gemeinfchaftlichen Organ, das aus dem Gewerbftande hervor: 
gegangen, dad Zutrauen des Gewerbſtandes im vollften 
Maaße befist und mit ihm Eins if. In allen Staaten, 
wo die Snduftrie raſch auf eine hohe Stufe geftiegen, haben 
ſich Gewerbövereine gebildet, die die Erhebung der Induftrie 
nad) allen ihren Zweigen zum Zweck hatten; audgezeichnete 
Männer von der höchften wiffenfchaftlihen Ausbildung bilde: 
ten den Kern und die Stüße derfelben, indem fie über den 
Werth neuer Entdeckungen entfchieden, neue vereinfachte Ver: 
fahrungsarten ins practifhe Leben einführten und dort mit 
Rat und Hülfe an die Hand gingen, wo höhere Kenntnifle, 
die nur dad Eigenthbum von Wenigen ſeyn Fönnen, erforder: 
lich waren; denn nur durch rationelle Behandlung kann in 
dem Gewerböwefen ber Mangel an großen Gapitalfonds er: 
fest werden. 

Die Staatöregierung hat die Abficht, einen folchen Ges 
mwerböverein für dad Großherzogthum ind Leben zu rufen, 
deſſen Hauptzweck feyn wird: z 

8 
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ben vorhandenen Zuftand bed gefammten Gewerböwefens 
im Großherzogthum zu erforfchen, und durch gemeinfames 
Streben fowohl den Umfang, ald die höhere Ausbildung 
der Gewerbe zu befördern. 

Sch habe den ehrenvollen Auftrag erhalten, Ihnen, meine 
hochzuverehrende Herren, biefe Mitteilung zu machen und 
Shnen zu gleicher. Zeit zu eröffnen, daß, obgleich ſich die 
Staatsregierung für überzeugt hält, daß diefes neue Inſtitut 
einen eben fo großen Anklang im Lande finden werde, als 
der fo erfolgreiche Iandwirthfchaftliche Werein, dennoch für 
den Anfang, bi dad Snftitut mehr an Umfang gewonnen 
hat, nur ein jährlicher Beitrag von 5000 fl. aus allgemei- 
nen Staatömitteln hierfür in Anfpruch genommen wird. Da 
biefe Summe, verglichen mit demjenigen, was in andern 
Staaten zu demfelben wichtigen Zwed verwendet wird, ges 
ringfügig genannt werden kann, fo gebe ic mich ber Hoff: 
nung hin, daß die verehrlihe Kammer feinen Anftand neh: 
men werde, diefer proponirten Summe ihre verfaſſungsmä⸗ 
ige Bewilligung zu ertheilen. 


m... 
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| Bortrag ded Herrn Obrift Lynker über das Militärs 
Budget für die Yinanzperiode 1836 bid 1838 und 
reip. 1833 bis 1835. | 


Hochgeehrtefte Herren! 

Dad Großherzogliche Kriegs: Minifterium hat und mit 
dem Aufn beehrt, das Militär-Budget fiir die Finanz 
periode 1 bis 1838 mit dem Beifügen zu übergeben, 
Daß ed der verehrlichen Kammer gefallen möge, ea fo 

weit thunlich , zugleich ald dad Budget pro 18/,, zu bes 
trachten und zu behandeln. 

Eine Vergleihung ber gegenwärtigen Vorlage mit dem 
Budget, welches wir auf dem vorigen Landtage überreicht 
haben, ergiebt nachbezeichnete Veränderungen: 

| Abgang. Zugang. 
| fl. fr. fl. Mr. 
1) Adjutanten Sr. Königlisr | 
on Hoheit des Großher— 
098. 
e Hiervon geht ab 1 Dbrift ale 
penfionirt 5. Betrag feiner 
Gage, Zulage und 8 Pferd3- 
rationen » 2 2 0 0. 0.868 6 _— — 
2) Kriegs: Minifterium. 

Zugang einer Gehalts -Erhd: 
hung für den zweiten Ge 
[u ı 5 1: | Ser SEEN 

3) GSeneralftaab, 

Abgang eines Obriftlieutenantd 
ald penfionirt, Gage und 2 | 
Kationen -» 2» 2... 2,902 50 — — 

4) Garde du Corps. 

Dieſer Etat mindert ſich um 
1 Kourier 321fl. 16 I. 
1Corporal #1: 1 : u, — — 
2 Trompeter 384 = 17'/, » 

und enthält dagegen Zulage 

für die Berfehung des Fouriers 

Dienfted . . . . . — — 1 — 


zu übertragen 7205 fl.9/.Er. 300fl.- kr 
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Abgang Zugang 
Uebertrag 7295 fl. gr. : 300 fl. — — 
5) Garde-Regiment Chevaux— 
legers. 

Dieſem Etat gehen zu, wegen 
irrthümlich angefetten 560 fl. 

ſtatt 976 fl. Gage der neu 
anzuftellenden 6 Gecond: 


lieutenante =6 x 1I6= — — 696 — 
6) Pro Bberzogliäed Artille— 
rie-Corps. 


Hiervon gehen ab, wegen ge: 
ringerem Bedarfe für Putz⸗ 
und Fouragier⸗Zeug des Ar⸗ VJ | 
tillerie- Trains . . 91 52 — — 
7) 1 Infanterie: Regiment. 
Minderung um 6 Gage-Ergän: 
zungen a 16 fl. wegen 6 ab: 
gegangener älterer Second: 
Lieutenante . . 9% — — — 
Zugang von 2 Steden Holz 
für jeden der 2 Fahnenträger, 
ſo daß er Fünftig 6 Steden 
ftatt 4 zu bezieben bt ... — — 22 — 
8) II. InfanteriesRegiment. 
Minderung um 3 Gage-Ergän: 
zungen & 16 fl, wegen eben 
jo viel abgegangener älterer 
Second:Lieutenante . . 38 — — — 
und um den Gehalt eines ab⸗ 
gegangenen Exercier-Feld— 


webels 299 31 — — 
Zugang von 4 Stecken Ho 
it 2 Fahnenträger . . — — 22 — 


9) III. Infanterie-Regiment. 
Minderung um 6 Gage⸗Ergän⸗ 
zungen & 16 fl. wegen Ab: 
gang von 6 älteren Second: 
Lieutenanten . 4% — — — 
Sugang von & Steden So 
2 Sahnenträger . . — — 22 — 
10) IV. Snfanferie: Regiment, 


zu übertragen 7926fl.32'/,Tr. 462 fl.— 
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__ Abgang _ Zugang 
Uebertrag 7926f1.82°/,Er. 462f.— 
Minderung um 3 Sage-Ergän: 
zungen à 16 fl. wegen Abs 
gang einer. gleichen Anzahl | 
Iteree Secondefieutnante BI — — — 
Zugang wegen Vermehrung des | 
Dienftftandes um 20 Mann 
auf die Periode vom 1. Dts 
tober bis Ende Mai — 8 
BRONGE. 5° wre 
- Sodann wegen 4 Steden Hol; 
für 2 Fahnenträgr . - . 
11) Ober-Kriegs-Gericht. 
Gehalts-Erhöhung für den Ober; 
Auditeur, der bisher 1500 fl. 
bezog und bei diefem Ges 
halte‘ bereitö 13’ Sahre ger 
5: Dient bat o- 2 00.000. 
12) Militär-SanitätbDirec: 
on. a / 
Zugang für Verfehung des Drs 
bonnanzdienftes, da er nicht‘ 
mehr ‚unentgelblich nebenher 
gethban werden fanın . ». . — — 1 — 
13) Goͤttes dienſt und Schulen. 
Minderung in Folge Abgangs | 
des katholiſchen Feld: Patrd 52 — — — 


Summa — 8,026 32'/, 1,988 20°), 
Verglichen, bleibt Abgang — 6,088 11°), 
Der im vorigen Jahre übergebene A hat 
a An an a cz ; 


nachgewiefen . . - 809 fl. 12°/, Er. 


Hiervon den Betrag bed Abgang 6.088 » IL), =’ 
ergiebt den dermaligen Etat. . 96771 : 11 > 


— 
ohne Einrechnung der beabſichtigten Dienſtalterszulagen. 
Hinſichtlich der Dienſtalterszulagen für die Unteroffiziere 
beziehen wir uns lediglich auf unſeren deßfallſigen Vortrag 
im verfloſſenen Jahre, mit dem Bemerken jedoch, daß es in 
der Abficht liegt, bei der Berechnung der Dienftzeit jedes 
Kriegsjahr, nämlich jeden mitgemachten Feldzug, für zwei 
Dienftjahre zu rechnen, und daß, nah dem Verzeichniß, 
welches eben erft neu aufgeftellt worden ift, nunmehr 


— — 1108 20%),. 
— — 23 — 
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152 Unteroffiziere als Befiger des Dienftalterözeichend für 
| 6 Dienftjahre 
67 desgleichen für 12 s »s 
69 s ⸗ 18 s : 


33 Unteroffiziere ald Beſitzer des Dienftehrenzeichens 
vorhanden find, und daß hiernach die proponirten Dienft- 
alterd-Zulagen gegenwärtig erfordern für 
152 Unteroffiziere als Beflter des Dienftalterszeichend für 

6 Dienftjiahre a 12 fl. = 1824 fl. 

67 deögleichen fr . 12,» a 18: = 1206 = 
59 ⸗ ⸗ . 18 3 22 a 24 » — 1416 : 
33 Unteroffiziere ald Befiger des Dienfts : 


ehrenzeihend . , . = ss: — 118, 


Summa — 5684 fl. | 
ftatt das Verhältniß dieſer Gathegorien nach der Aufzeichs 
nung im Jahr 1832 die Summe von 5976 fl., alfo 342 fl. 
mehr, erfordert haben würde, 


Die früher proponirten Dienftalterd:3ulagen für die Cas 
pitäne und Lieufenante unterliegen aber einer Aenderung, 
nachdem von mehreren Mitgliedern der vormjähripen zweiten 
Kammer der Wunſch geäußert worden iſt, daß bei der Ber 
rechnung des Dienftalterd der betheiligten Offiziere die Kriegs: 
jahre doppelt gezählt und die Mittelftaabsperfonen in den 
Zulage-Etat mit aufgenommen werden möchten. Auch hätte 
die frühere Vorlage die älteren Gapitäne nur mit 50 und 
100 fl. berührt, während fie gerade, wie die älteren Lieute— 
nante, eine verhältnigmäßige. Verbefferung ihrer Einnahme 
allerdings bedürfen. Wir find daher beauftrant, nachftehende 
andere Propofition Ihrer geneigten Verwilligung zu ems 
pfehlen : N 

1) Diejenigen 10 Capitäne und Rittmeifter, und 3 Mittels 

ftaabsperfonen in Gapitänsrang, und 
diejenigen 16 Lirutenante und 3 Mittelftaaböperfos 
nen in Lieutenantsrang, 
welche am längften ald Offiziere oder Mittelftaaböperfos 
nen bienen , erhalten Dienftalterd:Zulagen. 

2) Hierbei wird jedoch vorausgefegt, daß die Capitäne und 
die Mittelftanböperfonen diefed Ranges wenigftend 20 Jahre, 
die Lieutenante aber nnd die Mittelftaabsperfonen biefes 
Ranges menigftend 15 Jahre ald Offizier oder als Mits 
telftanbsperfonen gedient haben müffen, um in den Bes 
zug jener Zulage treten zu Fünnen. j 

3) Bei der Berechnung ber Dienftzeit wird jedes Kriegd: 
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jahr, nämlich jeder wirklich mitgemachte Feldzug für 
wei Dienſtjahre gezählt. r 

4) Hinter jeder der beiden erwähnten Cathegorien des Mits 

telſtaabs ſoll wenigftens ein Verpflegs-Offizier feyn, auch 

wenn er, binfichtlich feiner Dienftzeit ald Mittelſtaabs⸗ 

perfon, Individuen anderer Zweige ded Mittelftaabs 

nachſtehen follte. ö 

5) Die Dienftalterd:Zulage für den Gapitän und für. die 
‚ Mittelftaabsperfon in Capitänsrang beträgt . - .. 200 fl. 
für den Lieutenant und gr die Mittelftaaböper: 

„fon in Lieutenantsrang . 2 2. 220 100 fl. 
6) Der Bezug diefer Zulage hört auf, wenn die Capi⸗ 
äne zum Major, und die Mittelftaaböperfonen ihrer Ca⸗ 

‚ thegorie zu einer Stelle im Staaböoffizierdrang, die 

‚Lieutenante aber zum Gapitän und die Mittelftaaböper: 

ſonen ihrer Cathegorie zu einer Stelle in Capitändrang, 

‚mit Erlangung des höheren Soldes befördert werden, 

pder wenn fie aus dem activen Stande der Offiziere 

‚ „der Mittelftaabsperfonen auöfcheiden. | | 

Hiernach fummirt fich der Betrag diefer Dienftalterd: 
Zulagen zu 

13 mal 200 — 2600 fl. für die Capitäne ıc. 

19 mal 100 = 1900 fl. für die Lieutenante ıc, 

Rei Summa 4500 fl. 

Diefer Antrag möchte fich Ihre Zuftimmung um fo eher 
verfprechen dürfen, Hochgeehrtefte Herren, ald feine Grunds 
lage einfacher ift und als der hier angegebene Betrag zugleich 
ald die äußerfte Ausgabe zu diefem Zwecke erfcheint. Um die 
höchſte Billigkeit ** Zulagen für die erwähnten Offiziers⸗ 
Claſſen anzuerkennen, dürfte eine Vergleichung ihrer Beſol⸗ 
dungen mit der unläugbaren an genügen, daß der 
Dffizier im Frieden über 20 Jahre Lieutenant und über 
20 Jahre Capitän für gewöhnlich bleiben wird, und daß wir 
nod) jest eine — Capitäne und Lieutenante haben, 
welche ſchon als Capitäne und Lieutenante den Feldzügen 
1814 und 1815 beiwohnten, mithin, ungeachtet zweier Feld: 

üge, über 20 Jahre lang in ihrer Gathegorie ftehen. Ins 

efondere dienen von ben Gapitänen, welcheidie proponirte 
Bulage erhalten follen, 
1, — 


J. 20 -⸗als Gapitän 
2⸗ 
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und von den 16 ieutenanten, die Zulage erhalten werben, 
dienen: | * 
J ——— als Lieutenante; 


15 davon haben den Feldzügen 1814 und 1815, und etwa 
8 andere, die nicht in dieſen 16 enthalten find, dem Feldzuge 
1815 als Lieutenante beigewohnt. Wir vertrauendaher auch fo 
Harz auf Ihre Wermwilligung der Fonds zu Diefen Zulagen, 
wie zu den Dienftalterd:Zulagen für die Unteroffiziere, daß 
wir nicht zweifeln zu dürfen glauben, Sie werden auch dazu 
Ihre Zuftimmung ertheilen, daß fie jchon von dem 1. Sanuar 
dieſes Jahrs an einzutreten haben. Ä 

Die 15,99 fl. 9 Er. für die erfte Ausrüftung und für 
bie &afernirung der Mannfchaft und Pferde, welche die Ver: 
mehrung der Cavallerie erfordert, wie bei der vormjährigen 
Uebergabe des Militär-Budgetd angeführt worden ift, be= 
rechnen fich nunmehr auf 21,405 fl. 48 kr., einfchließlich der 
gugebörigen Bauten. Daß dieſer Mehraufwand nur fchein: 

ar fey, wird ſich aus dem nachherigen Vortrage über das 
Baumefen unzweifelhaft entnehmen lafjen. 

Die Gleichftelung der älteren Invaliden mit denjenigen, 
welche feit dem 29. November 1822 penfionirt worden find, 
ift, in Folge eined bedeutenden Perfonal-Abgangs, aus den 
Mitteln der Invalidenkaffe vollfommen ausführbar und ge: 
genwärtig in der Vollziehung begriffen. 


Laut 


c | Anlage. 


1 m 


11. 
IV. 
V. 
v1. 
vu. 
VIII. 
IX. 
X. 
xl. 


XII. 
xl. 


XV. 
17 


19 
20 


21 


XIV. 


XVI. 
XVII. 
I18XVIII. 


Beilage Nr. 49. zum 9. Protokoll. 


Militaͤrbudget für die Finanzperiode von 1833, 1834, 1835, 
1836, 1837 und 1838. 








Hoheit des Großherzogd 
Bruppeoglihe KERN: 


Garderegiment Chevaurlegers 
roßherzogl. Artilleriecorps 
1te3 Sinfanterieregiment 
2tes ⸗ — — 
3tes ⸗ ⸗ 

Ktes ⸗ ⸗ 


Commandement Darmſtodt 
Keinem beſonderen Corps at- 


Militär Sanitätsdirection . 
Strafanftalt zu Babenhaufen 
Fur den Gottesdienft und die 
Schulen . . 
Militär: : Bildungsanftalten . 
An Zufhuß zu der Offizier: 
MWittwenfafle . 
zur Wittwenkaſſe 
für Unteroffiziere 
Entfhädigung für die auf 
gehobene Thorfperre 


2 
— 
e - 


An Diäten, $uhr- und Bo- 


tenlohbn . . 

Für Unterhaltung der Mili⸗ 
tärgebäude . . 

An Brand: Eriſchädiungẽ- 
geldern . . 
» Gratificationen . 
: Unterftüßungen 
: Zufchuß urSnpalibenlaffe 
= unvorhergef. Ausgaben . 


Summa 





Adjutanten Sr. Königlichen 








fl. fr. | fl. fr, 
— | _— ] 16574135 
— | — 13351] 5 
— .| — | 12560|37'/, ° 
546840 /,! — | — 
235261 57 u ri 
62384 47.. — | — 
132029 39 ——— 
121935 5 ———— 
113292 ss, — 
110130 7'/,\798519 31/, 
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— 1 | 10521135 
— Im Sn 
— | I 7760/30 
—— 16 Sa 
— — — 
— /|_| 42 
— | 6000 — 
| 
4000 — / | 
5200 — 
" * | | 
6000| — | En 8 
600 


Beilage Nr; 50 zum 9. Protokoll. | 


‚Vortrag ded Herrn Minifterialrathe Fabricius, betrefr 
fend die Ermeiterung des Duartier: und Stall; 
raums in der Eavalleriefaferne zu Darmſtadt. 


Hochgeehrtefte Herren! | 

Sn ben Vorträgen über das Militär: Budget für 18°), 
vom 10. December 1832 (Beilage XIV der Verhandlungen 
ber zweiten Kammer des Jahrs 1838) und vom 7. Mai 1834 
(Beilage Nr. 14 der Verhandlungen. der zweiten Kammer 
bed Jahres 1834) ift bereits des Koftenaufwandes erwähnt 
worden, welcher für die, wegen Vermehrung der Cavallerie, 
‚ erforderliche Erweiterung des QDuartier- und Stallraumd in 
ber hiefigen Cavallerie-Caſerne, unvermeidlich einzutreten hat. 

Wir find nun von Großherzaglihem Kriegsminifterium 
beauftragt worden, Ihnen, hochgeehrtefte Herren! den bier: 
über aufgeftellten detaillirten SKoftenüberfchlag zu übergeben, 
und bie darin berechnete Bedarfsfumme von 10,109 fl. 48 fr. 
für diefe Einrichtungen Ihrer Verwilligung zu empfehlen, 

Man hatte anfänglich die Abficht, die fehlenden Wohn: 
fluben in dem Dachraum des hintern Querbaued der gedach— 
ten Gaferne anbringen zu laffen, eine neuerliche nähere Prü⸗ 
fung hat aber die Weberzeugung gegeben, daß der Zwed auf 
diefem Wege nicht erreicht werden kann; indem biefer Dad): 
saum zu ftändigen Wohnungen für die einzulegende Mann: 
ſchaft nicht geeignet iftz deöwegen ift der Plan dahin abgeän: 
dert worden, bob auf die an die hinteren Pavillon grenzende, 
dermalen noch einftödigen zwei Stallgebäude noch je ein 
Stockwerk gefeßt werden foll, wodurch man nicht nur vollfommen 
wohnliche und gefunde Stuben, für die Augmentationd: Mann 
[haft erhalten, fondern auch für die Aufbewahrung der Fous 
tage einen audgedehnteren Gelaß gewinnen wird, welcher 
theild wegen Vermehrung der Pferdezahl, theild überhaupt, 
wie bereits in den früheren Vorträgen und Verhandlungen 
nachgewiefen worden ift, verfchafft werden muß. 

Da durch diefed fehr empfehlenswerthe Einrichtungs: 
Project zugleich der, wie oben erwähnt, fehr nöthige Raum 
für die Fourage zu erhalten ift, fo kann, bei deffen Autfühs 
rung, alödann der am2. Aug. v. J. (Beil. 210 der Verhandlungen 
der zweiten Kammer des Jahres 1834) proponirte befondere Bau 


+ 


Beilage Nr. 50. zum 9. Protofoll. 2 


einer fleinernen Scheuer für das Garderegiment Chevaux- 
ee dahier gänzlich unterbleiben. 

Gedachte Scheuer würde . . . 8,600 fl. — Fr. 
gefoftet und der anfängliche Plan einer 
Erweiterung des Wohn: und raum 
einen Aufwand von circa . . - 4683 „— „ 


beides zufammen alo . . . 10,283 fl. — fr. 

erfordert haben. Da nun dad neuere Ein: 
rihtungd-Projet nur auf . . 10,109 ,, 48 
vorberechnet worden ift; fo wird daſſelbe — 173 fl. 12 fr. 
weniger koſten. 

ei der Nothwendigkeit, dieſe größer Räume herzu⸗ 
ſtellen, läßt ſich, hochgeehrteſte Herren! an Ihrer Bereitwillig⸗ 
keit, gegenmwärtiger Propofition zu, entfprechen, gar nicht 
—* und wir haben nur noch die Bemerkung anzufügen, 
aß wir, bei einer etwa an Ort und Stelle gewünfcht wer- 
denden Einficht, wozu wir hiermit befonderd einladen, jede 
— werdende Detail: Erläuterung mit Vergnügen geben 
werden. 


Beilage Nr. 51. sum 9, Protokoll. 


Bortrag ded Herrn Miniſterialraths Fabricius, die 
Aufführung mehrerer Militärbauten betr, 


Hochgeehrteſte Herren! 


Im Laufe der vorjährigen Landtags: Berhandlungen hat 

bad Großherzogliche Kriegäminifterium. (durdy Vorträge vom 

Mai und 2. Auguft v. 3.) die Aufführung nachbemerkter 

Bauten x. und die Verwilligung der hierzu nöthigen Sum: 
men proponiren laffen:: 

1) Die Herftellung des Hofpflafters in der hiefigen In— 
fanterie:Gaferne, die Ausführung eined Canals zur Ableitung 
des Megenwaffers und die Anlegung eines Waſſer-Reſervoirs 
4,300 fl. (Beil. Nr. 18). 

2) Die Aufführung zweier neuen Gebäude in dem Be: 
reich Dderfelben Gaferne, zur Erhaltung der fehlenden, zweck— 
gemäßen Detentiond:Arreftlocale und Montirungsfammern 
und eined Unterfuchungsgerichtözimmers, mit Quartierraum 
für einen XArrefthausaufieher 17,000 fl. (Beil. Nr. 19). 

3) Die Herftellung des MWohngebäudes für den Wächter 
an dem Laboratorium und Pulvermagazin in der Nähe der 
hiefigen Refidenz, an der Straße nach Grumftadt gelegen, 
1,400 fl. (Beil. Nr. 20). | 

4) Einen Neubau zu der Gaferne in Offenbach zur Ver: 
fhaffung befferer Quartiere für die dortigen Feldwebel und 
der fehlenden Montirungsfammern 7,200 fl. (Beil. Nr. 208). 

5) Die Aufführung des auf dem Artillerie: Zrainftall 
dahier noch fehlenden füdlichen Pavillons, zum Behuf der 
Gafernirung der Sappeur »Compagnie 4,300 fl. (Beil. Nr. 209). 

Einen Neubau zu der Burg-Caſerne in Friedberg, 
um die fehlenden Quartiere für Seldwebel, für den Gafernen: 
Commandanten und für einen Gafernenwärter, ein Unterfu: 
hungdgerichtözimmer, beffere und gefündere Strafarreftlocale, 
auch Zimmer für Leicht: und Krätzkranke zu verfchaffen, und 
außerdem eine Verbeſſerung der Abtritte und die Anlegung 
einer fehlenden Abtrittögrube 20,850 fl. (Beil. Nr. 211 der 
Berhandlungen der zweiten Kammer ded Sahres 1834). 

Da nun befanntlic alle diefe Vorfchläge die gewünfchte 
Erledigung auf dem vorigen Landtag nicht gefunden haben, 


Beilage Mr. 51. zum 9. Protofoll. 2 


dad Bebürfniß aller diefer Einrichtungen aber immer noch und 
zwar in einem durch den Ablauf der Zeit. noch -gefteigerten 
Maaß, vorliegt, fo folen wir Ihnen, hochgeehrtefte Herren! 
die Verwilligung der für alle diefe Baueinrichtungen vorbe: 
rechneten Koftenbeträge nochmald proponiren und folche, mit 
Beziehung auf alle in den angeführten Vorträgen und in 
den hierüber gepflogenen Verhandlungen dafür nachgewieſe— 
nen Gründe, ihrer umfichtigen Berüdfihtigung befonders 
empfehlen. | 
Außerdem liegt, zwar fchon feit einer Neihe von Sahren, 
neuerlich aber mit immer fteigender Dringlichkeit, die Noth— 
wendigfeit vor, die Abtrittseinrichtung in der hiefigen Infan— 
teriesCaferne zu erweitern und zu verbeffern. Eine Erweite— 
rung bdiefer Abtritte ift um deswillen unvermeidlich nothwen— 
dig, weil diefelben, welche fchon von jeher fehr befchränft 
waren, nach der eingetretenen Benugung des von der hiefi- 
gen Stadt aufgeführten Neubaues, für die dadurch bedeu— 
tend vermehrte Anzahl der Gafernebewohner durchaus unzu— 
reihend geworden find. ine Werbefferung diefer Abtritte, 
namentlich durch Anlegung von Ableitungscanälen, ift um 
deswillen im höchften Grade dringend nöthig geworden, weil 
der gegenwärtige Zuftand derfelben allen Anforderungen der 
Gefundheitöpolizei in folhem Maaße zuwider ift, daß eine 
genügende Nemedur nicht länger verfchoben werden kann. 


Nach den technifchen Vorberechnungen würde eine allge: 
meine Berbefferung diefer Abtritte einen Aufwand von 3,395 fl. 
erfordern. 


Wan will indeffen, um fo lange, als thunlich, Ausgaben, 
welche nicht unerläßlich nothwendig erfcheinen, zu vermeiden, 
die dermalen vorhandene Abtrittdeinrichtung noch auf einige 
Zeit beibehalten, und nur die nicht länger zu umgehende 
Erweiterung und Berbefferung, durch anzulegende Ganäle in 
Ausführung bringen laffen. Beided würde nach der Worbe: 
rechnung 2,600 fl. Eoften. 


Da nun aber die hiefige Stadtgemeinde, nach dem mit 
derfelben über den von ihr aufgeführten Neubau abgefchloffe: 
nen Vertrag, zu einer Erweiterung der Abtritte einen Bei— 
trag von 800 fl. au leiften hat, fo rebucirt fich der der Kriegs- 
kaſſe zur Laft bleibende Aufwand auf die Summe von 
1,800 fl., und wir haben, in Folge des und von Großherzog: 
lihem Kriegsminifterium ertheilten Auftrags, die Ehre, Ihnen 
die Verwilligung der lettgedachten Summe um fo angele- 
gentlicher zu proponiren, ald eine der Anzahl der Be ai 


3 Beilage Nr. 51. zum 9. Protokoll, 


und ben Anforderungen der Gefundheitspolizei entſprechende 
Abtrittdeinrichtung, als ein fehr wefentliches Erfordernig einer 
gebräuchlichen Gafernirung angefehen werden muß. 

Wir fchliegen mit dem Wunſch, daß «8 belieben möge, 
fih durch Einficht an Ort und Stelle von der Nothwendig— 
keit aller diefer Einrichtungen eigene Ueberzeugung zu ver: 
Ihaffen, und find wir mit Vergnügen bereit, jede in biefer 
Beziehung verlangt werdende Detail: Auskunft zu geben. 


Beilage Nr. 52, zum 10. Protokoll. 


Gefetedentwurf, die Beherbergung und Aufnahme von 
Nefractären und Deferteuren betr.; vorgetragen von 
: Herrn Minifterialrath von Kuder. 





Ludwig 11x. «. 

Wir haben, nach Anhörung Unferes Staatörathed und 
mit Zuflimmung Unferer getreuen Stände, verordnet und 
vererdnen hiermit, wie folgt: 

At. 1. 

Mer einen wegen Abwefenheit von feinem Regiment 
oder Corps nicht legitimirten Soldaten aus demfelben oder 
aus einem andern Orte des Großherzogthumd über Nacht 
beherbergt oder gar in Dienft oder Arbeit aufnimmt, wird, 
wenn er biefe militärifche Eigenfchaft kannte, oder bei gehöris 
ger Aufmerkfamfeit entdeden konnte, mit einer Poligeiftrafe 
von fieben bis fünfzehen Gulden belegt, welche in der Pro: 
vinz Rheinhefien von den ordentlichen einfachen Polizeigerichs 
ten zu erkennen if. Sm Falle der Zahlungsunfähigkeit ha— 
ben die Polizeigerichte die von ihnen erkannten Geldftras 
fen in eine verhältnigmäßige Gefängnißitrafe zu verwandeln, 
wobei vierzig Kreuzer Geldftrafe für einen Tag Gefängniß: 
firafe anzunehmen ift. 

rt. 2, 


Mer wiffentlich dad Entkommen eines Refracteurs (Art. 45, 
des Rekrutirungsgeſetzes vom 23. July 1830) begünftigt, 
feine Entdeckung verhindert, ihn aufnimmt oder beherbergt, 
ihn mit Geld oder Geldeöwerth unterftügt, wird zu vierzehn: 
tägiger bis zmweimonatlicher Gefängnißftrafe verurtheilt. 

Art. 8, 

Wer wiflentlid die Defertion eines Soldaten auf irgend 
eine Weife befördert, oder einem Deferteur Vorſchub leiſtet, 
namentlich, wer die Flucht eined Deferteurd begünftigt, feine 
Entdeckung verhindert, ihn aufnimmt oder beherbergt, ihn 
mit Geld oder Geldeöwerth unterftügt, wird zu zwei s bis 
fechömonatlicher Gefängnißftrafe verurtheilt. 

Art. 4. | 

Bei auöbrechendem Kriege, oder während des Kriegs 

werben die in den Artikeln 1., 2. und 8, feftgefegten Stra: 


Beil, 3. d. Berhand, d.2, Kam. I. Band, g 
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fen auf refpective fechszehn bis dreißig Gulden, zwei bis vier 
Monate und auf fieben — — Monate beſtimmt. 
rt 


Die in den Artikeln 1., 2., 8. und 4. beſtimmten Stra⸗ 
fen werden bis zur Verdoppelung geſchärft, wenn eines der 
genannten Vergehen von einem öffentlichen Beamten und An- 
— begangen worden iſt, welcher ſolche Vergehen zu 

berwachen oder zu unterdrücken beauftragt erſcheint. 

Neben dieſen Strafen kann unter beſonders erſchweren⸗ 
den Umſtänden auf a erfannt werben. 

tt, 


Das Geſetz vom 24. Brumaire VI., und 17. Ventose 
VII., eingefchärft durdy Verordnung vom 5. Bebruar 1822, 
fo wie die heffifhen Gefege vom 2. und 15. Auguſt 1808, 
einfchärft durch Verordnung vom 1. April 1822 und die Ber: 
ordnung vom 7. Zuly 1809 find aufgehoben. Dagegen blei- 
ben die Artifel 103, 104. 105, 173. 174. des Militärftraf 
geſetzbuchs fortwährend in Kraft. 

Urkundlich zc. .c. 
Darmftadt am . 


nn 
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Beilage Nr. 53. zum 10. Protokoll. m 


Motivirung des efeßedentwurfs, die Beherbergung 
und Aufnahme von NRefractären und Deferteuren 
betreffend. .. | En 


Die Anzahl der feit dem Rekrutirungsgeſetz vorgekom⸗ 
menen Defertionen ift, wenn auch an und für fich nicht groß, 
doc immer bedeutender, ald man in einer Periode des tief: 
ften Friedend ‘und bei der geringen Befchwerde, womit die 
Leiftung des Militärdienftes gegenwärtig verbunden ift, er: 
warten follte. 


Nicht fo felten, ald man bei den jetzigen Verhältniſſen 
— möchte, kommen auch die Fälle vor, daß die der 
onſcriptionspflicht Ausgewichenen (Refractäre) ſich zum Nach⸗ 
theil ihrer Conſcriptionsgenoſſen und des Militärdienſtes bis 
zu einem höheren Lebensalter der Verbindlichkeit zu entziehen 
wiſſen, welche ihnen das Geſetz auferlegt. 


Dem möglichſt vorzubeugen iſt ed nöthig, der in frag: 
licher Hinficht beftehenden aber zum Theil nicht gehörig bes 
fliimmten und ausreichenden Gefeßgebung zu Hülfe zu kom⸗ 
men. Die Verordnungen vom 2. und 15. Aug. 1808 be- 
ziehen fich eigentlich nur auf Militärpflichtige, noch nicht 
im Militärdienft Stehende. Von defertirten und überhaupt 
unlegitimirten Soldaten, ift darin Feine Rede. Es hängt da: 
her von den Anfichten derjenigen, welche die Verordnungen 
anzumenden haben, in den einzelnen Fällen ab, ob fie folche 
auf die Beherbergung von Soldaten analog anwendbar fin: 
den. Und doch —* bei dem veränderten Recrutirungsſyſtem 
die Vollziehung jener Verordnungen in Bezug auf Soldaten 
und Refractäre nur noch alleiniges Intereſſe. — Die Verord: 
nungen vom 2. und 15. Auguft verpönen auch blos die Be: 
berbergung audländifcher und folcher inländifcher Burfche, 
welche aud einer andern Provinz gebürtig find. Die 
Verordnung vom 7. Zuly 1809 dehnte zwar die dort geges 
benen Strafbeftimmungen auf die aus einem andern 
Drte derfelben Provinz gebürtigen jungen Leute aus; 
allein auch hierdurch ift der bet Defertionen nicht felten vors 
fommende Fall, daß ſich folhe in ihrem Geburtöorte 
ohne Legitimation aufhalten, nicht vorgefehen. 

9 


# 
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Erwogen aufferdem noch die aufferordentliche Verſchieden⸗ 
heit zwifchen den Strafbeftimmungen in Rheinheffen und den: 
jenigen in den Provinzen Starkenburg und Oberheffen in 
fraglicher Hinficht, fo wird auch Darum der vorgelegte Ent: 
wurf, woburc zugleich Gleichförmigfeit und ger ehand⸗ 
lung für die drei Provinzen in der in Rede begriffenen Be⸗— 
ziehung erzielt ift, zwedimäßig und gerechtfertigt erjcheinen. 


Beilage Nr. 54. zum 10. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Fritz auf Erbauung einer 
Provinzialkunftftraße zur Beförderung der Verbin, 
— zwiſchen Friedberg und Mainz über Höchſt 
am Main. | 


Am vorigen Landtag ſtellte ich ben vorſtehenden Antrag, 
erſter Band Beilage Nro. 1535., den ich hiermit wiederhole. 


Beilage Nr. 55. zum 10. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Dr. Schmitt, die Staats⸗ 
regierung um die Anlage einer Provinzialftraße von 

- Bingen über Büpdesheim, Drommersheim, Aspis⸗ 
heim und Oberhilberäheim zu erfuchen. 


Bereits auf den zwei vorhergehenden Landtagen wurbe 
diefer Antrag geftellt, ohne bis jest feine Erledigung gefunden 
u haben. Die Vortheile und Nothwendigfeit der rubricirten 
Drovinzialftraße find namentlich in dem auf dem zweit vor: 
hergegangenen Zandtage übergebenen Antrage allgemein ange: 
deutet, und ed läßt fich wohl behaupten, daß nicht leicht 
irgend eine noch zu erbauende Straße fo fehr von dem Be 
dürfniffe geboten und von fo entichiedenem Nußen feyn wird, 
ald die eben in Frage befangene. 


Der Unterzeichnete wiederholt fonach den früheren An: 
trag, dahin gehend: 3 

daß es den Ständen ded Großherzogthumd gefallen wolle, 

die Staatsregierung zu erfuchen, die oben angedeutete 

Straße anlegen und ihr zu dem Behufe die ächti⸗ 

gung zu ertheilen, die nöthigen Fonds erheben zu laſſen. 


Beilage Nr. 56. zum 10. Protokoll. . 


Antrag ded Abgeordneten Frik auf einen Zufaß zum 
Art. 51. der Gemeindeordnung. 


Auf dem vorigen Landtag ftellte ich den im 1. Band 
Beil. Nro. 219 enthaltenen Antrag, der. auch von bem Aus: 
fhuß, nach der Beilage Nr. 230, unterftüßt, und ſich ebenfo 
der Zuftimmung der verehrlichen Kammer zu erfreuen hatte, 
wie die darüber gepflogene Berathung, HI. Band 46, Proto⸗ 
fol und die Abftimmung im. Prot. 47 nachweifen, wegen 
Auflöfung ded Landtags aber in der hohen erfien Kammer 
nicht zur Erledigung kommen konnte. 


Sch wiederhole daher hiermit diefen Antrag. 


— 


Beilage Nr. 57. zum 10. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Frig auf Anftellung eines 
eigenen Kreiöthierarzted im Kreife Friedberg. 


— 





Sn dem Kreife Friedberg ift dermalen Fein eigener Kreid- 
thierarzt angeftellt , fondern die Functionen des Kreisthierarzs 
tes find dem Militärarzte zu Butzbach übertragen. 

Es ift natürlich, daß diefer Mann, welcher vermöge ſei⸗ 
ned Hauptbdienftes fchon vielfache Beichäftigung hat und von 
der Militärbehörde abhängt, er fehon überhaupt den Obliegen- 
Beier eined Kreisthierargtes unmöglich vollftändig obliegen 

ann, 

Zur Zeit ber September=Webungen, bei welchen er dem 
Militär folgen muß, ift er hierzu aber gar nicht im Stande. 
— Um diefen Uebelftand zu entfernen, ftellte ich auf dem letz⸗ 
ten Zandtage bei der Berathung über dad Staatöbudget den 
Antrag auf Anftelung eined eigenen Kreiöthierarztes Kir den 
Kreid Friedberg, 71. Protokoll Seite 87 im 4. SProtofoll- 
Band, der von vielen Seiten unterſtützt und bei der Abftim> 
mung der 107. Frage, 75. Protofoll Seite 5, mit 31 gegen 
12 Stimmen angenommen wurde. 

Die Auflöfung der Kammer binberte aber die Ausfüh- 
rung und völlige Erledigung, dieſes Beſchluſſes, auf deſſen 
Miederholung ich daher hiermit den Antrag ftelle. 


Beilage Nr. 58. zum 10. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausfchuffes über die Wahl des 
Abgeordneten im erſten Wahlbezirfe der Provinz 
Oberheſſen; erfiattet von dem Abgeordneten Hardy. 


Bon einigen Wahlmännern ded 1. Wahlbezirk der Pro: 
vinz Oberheffen, namentlich: Ernft Staudinger von Thalitter, 
Daniel und Georg Friedrich Eigenbrodt von Vöhl, Wilhelm 
Prinz von da und Sohann Conrad Arnold von Battenfeld 
wurde gegen die Gültigkeit der auf den Großherzoglichen 
Landrat Stammler zu Gießen gefallene Wahl ald Abgeord- 
neter des gedachten Bezirkes Neclamation bei Großherzog: 
lihem Miniftertum des Innern und der Suftiz erhoben, weldye 
nun zur Entfcheidung der zweiten Kammer vorliegt. Die 
Reclamanten berühren Umtriebe, welche der gedachten Wahl 
vorauögegangen feyn follen und glauben, daß deren Ungiltig- 
feit aus den bei dem Wahlacte felbft —— Geſetz⸗ 
widrigkeiten zur Genüge erhellen werde. Dieſe Geſetzwidrig⸗ 
keiten ſollen darin beſtehen, daß 


1) der Beſitzer der Eiſenhütte bei Wolfsgruben, Juſtus 
Kilian, als Bevollmächtigter der Stadt Biedenkopf und 
als Wahlmann erwählt wurde, und als ſolcher mit— 
ſtimmte, während er Ortsbürger in der zu dem zweiten 
Wahlbezirke gehörigen Gemeinde Wolfsgruben ſey. 

2) Daß bei der Wahl des Abgeordneten nur 24 Wahlmän⸗ 
ner, —— hätten und die erſchienenen Erſatzmänner 
zurückgewieſen worden ſeyen, während einer der Letzteren 

für den verhinderten Wahlmann hätte eintreten ſollen. 


Die Reclamanten verſuchen nun bie vermeinten Gefeß: 
wibrigfeiten dahin des Näheren zu begründen, daß fie 

ad 1) anführen, Juſtus Kilian wohne feit etwa einem Jahre 
nicht mehr in Biedenkopf, er fey DOrtöbürger zu Wolfe: 
gruben, habe auch dort ald Bevollmächtigter Stimmen 
erhalten und auf der Kifte der zu Wahlmännern wähl: 
baren geftanben. 

Ad 2) Interpretiven fie den Artikel 7 des Mahlgefebed in 
der Art: daß wenn ein. Wahlmann bei dem Wahlacte 
verhindert und nicht anwefend fey, jedesmal ein Erſatz⸗ 
mann nachrüden müffe Ste glauben, daß die Stelle 


Deilage Nr. 58. 


bed Artikels 8 des erwähnten Gefeßes: „zur Gültigkeit 

einer Wahl gehört die Abflimmung von wenigftens vier 

Fünftel der Wahlmänner 2.” von der gänzlichen Er: 

Ichöpfung der Wahl: und Erfaßmänner zu verftehen und 

erft alddann deren Anwendung eintretend fey. 

. Meine Herren! Es war die Pflicht Ihres berichtenden 
Ausſchußes, die Thatfachen zu prüfen, ob Juſtus Kilian zu 
Biedenkopf oder zu Wolfögruben wohnend fey und wie er 
fih in Hinficht der vorgegangenen Landtagswahl activ oder 
paffiv verhalten habe? 

Vor Allem ift hierher zu bemerfen, daß nach einem bei 
den Acten befindlichen, von dem Großherzoglichen Kreisrathe 
v Biedenkopf unter'm 3. Februar d. I. aufgenommenen 

rotokolle, Juſtus Kilien in dem Ortöbürgerregifter der da- 
figen Gemeinde eingetragen ift, und daß er nach der Erflä- 
zung bed Großherzoglichen Bürgermeifterd Stromel von da, 
dad Streichen in dem dortigen Ortöbürgerregifter noch nie 
verlangt hat; — daß ferner nach einer von dem Großherzog 
lichen Kreiörathe zu Biedenkopf vorgenommenen genauen 
Durchficht des Drtöbürgerregifterd zu Wolfögruben, Suftus 
Kilian ſich in folchem nicht eingetragen befindet und derfelbe 
andy nach der Erflärung des Beigeorbneten von Wolfögruben 
ſich bis jest noch nicht, um feine Aufnahme in die Gemeinde 
MWolfdgruben, an den Gemeinderath gewendet hat. 
iermit ift das Allegat der Reclamanten, welches fich 
auf eine Benachrichtigung ded Großherzoglichen Bürgermei- 
fierd Weide zu Kombach, an den Reclamanten Bürgermeifter 
Johann Conrad Arnold zu Battenfeld ftüßt, daß Kilian 
Ortöbürger zu Wolfsgruben fey, ald unrichtig befeitigt. Ju: 
ſtus Kilian ıft in den von dem Ortsvorſtande zu Biedenkopf 
aufgenommenen Berzeichniffen der zur Bevollmächtigten-Wahl 
flimmfähigen und wählbaren Staatsbürger eingetragen, er 
bat an der Bevollmächtigten: Wahl zu Biedenkopf activ kei— 
nen heil genommen, i aber mit 320 Stimmen ald der 
Dritthöchftgeftimmte von den ſechs durch die Stadt Bie— 
denkopf zu mwählenden Bevollmächtigten wirklich ermählt wor: 
den. Als folcher hat er bei der Wahl der Wahl: und Erſatz⸗ 
männer im erften Mablbezirfe der Provinz Oberheſſen mitge: 
ftimmt und ift mit 21 Stimmen ald der 12te höchſtgeſtimmte 
Wahlmann ded Faum gedachten Bezirkes abermals erwählt 
worden. As Wahlmann betheiligte er ſich endlich auch an 
der Wahl des Abgeordneten des nemlichen Bezirkes. 

Zu Wolfsgruben finden wir den Zuftus Kilian in dem 

von dem dafigen Ortövorftande aufgeftellten Verzeichniſſe der 


zum 10. Protofoll. 3 


in ver Gemeinde Wolfsgruben. wohnenden zur Bevollmäc; 
tigten-Wahl ftimmfähigen Staatöbürger nicht eingetragen und 
in dem ‚Verzeichniffe der Wählbaren ift er von dem Ortsvor⸗ 
ftande "unter der Bemerkung nachgetragen worden, daß er 
feit diefem (jet dem. vorigen) Sommer, den Weberzug auf die 
Kilianshütte bewirkt habe; In dem von dem Großherzog: 
lichen Steuer: Commiffar aufgeftellten, den Acten beiliegenden 
Berzeichniffe der Wählbaren, ift Juſtus Kilian nicht erficht 
lich; es hat jedoch der Wahl-Commiffäar in dem. Wahlacte 
zweiten Grabe ihn als zu den 60 Höchfibefteuerten nach= 
rüdend erklärt. An den Wahlen der Bevollmächtigten hat 
er zu Wolfsgruben feinen activen Antheil genommen, exhielt 
jedoch 21 Stimmen, wodurd er aber nicht Bevollmächtigter 
diefer Gemeinde wurde; — indem die Wahl zu dieſer Stelle 
auf Zohannes Beer von Wolfögruben mit der Mehrheit 
von 32 Stimmen erfiel. Zum Wahl oder Erfaßmann wurde 
Zuftus Kilian im zweiten Bezirfe ebenwohl nicht berufen. 
Zurüdfommend auf die in. dem obengedachten Verzeichniſſe 
der Wählbaren angefügte Bemerfung ded Ortsvorſtandes von 
Wolfsgruben, ift Juſtus Kilian feit dem Sommer v. 3. auf 
die Kilianshütte Übergezogen. Es blieb nun Shrem berich- 
tenden Ausfchuffe zu erwägen: ob dieſer Weberzug eine Wohs 
nung. im Sinne der Artikel 6 und 7 der Wahl: Ordnung, 
welche die Stimmfähig: und Mählbarfeit bei den Landtags: 
wahlen erften und zweiten Grades bedingt, ift oder nicht? 
Indem wir und für die Negative erklären, firiren wir den 
Begriff von Wohnort im Sinne der gedachten Gefegesftelle 
als das Domicil mit allen den rechtlichen Folgen, . die mit 
demfelben verknüpft feyn müſſen; wir betrachten die Herftels 
lung diefes — als abhängig von der Abſicht des Woh—⸗ 
nenden und glauben, daß diefe Abficht nur durch ausdrück⸗ 
lihe und concludente Handlungen des MWohnenden‘ erklärt 
werden kann. Diefe ausbrüdlichen und concludenten — 
lungen des Wohnenden entnehmen wir aus der gegebenen 
Darſtellung der factiſchen — dahin: daß Herr Ki⸗ 
lian fein Ortsbürgerrecht zu Biedenkopf bis jetzt unverrüdt 
beibehalten hat, ohne irgend anderwärts ein ſolches zu erwer⸗ 
ben, — daß er an den vorliegenden Landtagswahlen aller 
Grade activ und paſſiv ald Staatsbürger zu Biedenkopf im 
erften Wahlbezirke der Provinz Oberhefien Antheil nahm, da- 
gegen fich jeder activen Betheiligung zu MWolfögruben im 
zweiten Wahlbezirfe enthielt; — daß er in ben bei den Acten 
befindlichen, von dem Ortövorftande aufgeftellten Verzeichnif- 
fen der zu Biedenkopf wohnenden ftimmfähigen und wähl—⸗ 


4 Beilage Nr. 58: zum 10. Protokoll. 


baren Staatöbürger eingetragen ift, daß dagegen fein Name 
in dem DVerzeichniffe der zu Wolfögruben wohnenden ſtimm⸗ 
fähigen Staatsbürger fich nicht vorfindet und daß er alfo, 
wenn er feines Staatöbürgerrechted bei den Urmwahlen zu cons 
curriren nicht verluftig werden wollte, fich mit Rechtsbegrün⸗ 
beter Befugniß nur allein an die Gemeinde Biedenkopf hals 
ten konnte und mußte. Verbinden wir hiermit noch einen 
Blick auf die vorliegenden Wahlacten des zweiten Grades, fo 
fehen wir, daß der Wahl: Commiffär, nachdem er die im 
Wahltermin erfchienenen Bevollmächtigten auf die einfchlas 
gende Gefegeöftelle ausdrücklich aufmerkſam gemacht hatte, 
dad Berzeichniß der 60 Höchſtbeſteuerten, in welchem ſich 
. Herr Kilian eingetragen befand, einer Revifion unterwarf, 
dabei fich Feine Anftände ergeben haben und auch von feinem 
der Anmefenden, unter welchen fich die fammtlichen dermalis 
gen Keclamanten vorfanden, die Wählbarkeit der 60 Höchſt⸗ 

efteuerten in Zweifel gezogen wurde. Unter diefen Umftäns 
den können wir den 5 Theil der eingefommenen Reclas 
mation nur ald unbegründet beurtheilen. 

Der zweite heil derfelben, daß nur 24 MWahlmänner 
abgeftimmt hätten und nicht glei auch ein Erfaßmann in 
das Wahl-Collegium aufgenommen worden fey, verdient nad) 
der Vorſchrift des Artikels 8 der Wahlordnung, wonach die 
Abftimmung von vier Fünftel der Wahlmänner zur Gültig: 
feit der Wahl nothwendig und — iſt und nach der 
conſtanten Praxis, wonach das Wahl⸗Collegium nur alsdann 
durch Erſatzmänner completiret wird, wenn weniger als vier 
Fünftel der Wahlmänner ſich im Wahltermin zur Abſtim—⸗ 
mung einfinden, Feine Beachtung. j 

Ihr Ausſchuß hat übrigens bei Prüfung der Wahlen in 
allen Graden feinen Anftand gefunden, und trägt deshalb 
auf definitive Gültigkeitserflärung der im erften Wahlbezirk 
der Provinz Oberhefien vollzogenen Wahl ded Landtags: Ab: 
georöneten * an. 


Beilage Nr. 59. zum 10. Protokoll. 


Beriht des dritten Ausfchuffes über die Wahl des 
Abgeordneten im zweiten Wahlbezirfe der Provinz 
Oberheſſen; erflattet von dem Abgeordneten Hardy. 


Wir haben die im zweiten Wahlbezirke der Provinz 
Oberheſſen vollzogene Wahl des Landtagsabgeordneten — 
und dabei in allen Graden derſelben keine erhebliche Erinne⸗ 
rung gefunden. 

Unter Bezug auf den ſo eben über die Wahl im erſten 
Wahlbezirke von Oberheſſen erſtatteten Bericht und die dort 
angeführten Gründe, betrachten wir bei jenem Ausſpruche die 
nach unſerem Dafürhalten irrthümlich geſchehene Aufnahme 
des Juſtus Kilian von Biedenkopf in das Verzeichniß der zu 
Wolfsgruben wohnenden, zu Bevollmächtigten wählbaren 
Staatsbürger, ſo wie die bei dem Wahlacte zweiten Grades 
ebenwohl irrthümlich vorgenommene Einreihung deſſelben zu 
den 60 Höchſtbeſteuerten des zweiten Wahlbezirkes aus dem 
Grunde für irrelevant, weil Herr Kilian in dieſem Bezirke 
als Bevollmächtizter 21 Stimmen, als Wahlmann deren 8 
und als Erfaßmann 1 Stimme erhielt, hierdurch überall zu 
den Gewählten nicht anreihte und an den Wahlen aller Grade 
activ nicht betheiligt war. 

Um fo weniger konnten wir alle dieſe], Umftände als 
. relevant betrachten, weil der gewählte Abgeordnete einftimmig 
zu biefem Beruf beftimmt wurde. 

» Wir fielen demnah an die verehrlihe Kammer den 
ntrag: 

es wolle derſelben gefallen, die im — Wahlbezirke 

der Provinz Oberheſſen ee hl des Landtags⸗ 

abgeorbneten ald gejeglich vollbracht, definitiv zu geneh: 
migen. 


Beilage Nr..60. zum 10. Protokoll. 


Bericht ded dritten Audfchuffes der zweiten Rammer 
der Sandftände über die Wahlen der Abgeordneten 
des zwölften und dreizehnten Wahlbezirfö der Pro; 
vinz Oberheffen; erflattet von dem Abgeordneten 
Dr. Ritgen. 


Aus den betreffenden Wahlacten geht hervor, daß bie 
Wahlen in dem zwölften und breizehnten Wahlbezirk der 
Provinz Oberheſſen den beftehenden Beftimmungen gemäß 
a Sage worben find. 

er dritte Ausfchuß erklärt daher, daß nach feiner An: 

. fiht die Gültigkeit der gedachten Wahlen feinem Anftande 
unterliegt und trägt Darauf an, daß die verehrliche zweite 
Kammer bie genannten Wahlen für gültig erklären möge. 


Beilage Nr. 61. zum 10. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausſchuſſes der zweiten Rammer 
der Landftände über die Wahl des Abgeordneten des 
neunten Wahlbezirfö der Provinz Oberheffen; er: 
fiattet von dem Abgeordneten Dr. Ritgen. 


Sn Sroßfarben, meine Herren, ift bei der Wahl ver 
Wahlmänner Georg Weifert daſelbſt, wegen erlittener 
peinlicher Strafe, aud dem Verzeichniſſe der 60 Höchftbefteuer- 
ten geftrichen und an befien Stelle Satob Diez aus Bü 
deöheim gefegt worden, was nicht gefchehen durfte, da Jere— 
miad Hinkel I von Vilbel höhere Steuer zahlt und da 
Philipp Fris I aus Holzhaufen gleih hoch mit Jakob 
Diez befteuert ift, daher mit diefem hätte loofen müffen. 

Bon Seiten der vorläufigen Prüfungs:Commiffion erflärs, 
ten fih 3 Stimmen für, 3 gegen die Gültigkeit der Wahl. 

Die Einweiſungs-Commiſſion bemerkte Folgendes: 

„Diez babe zwar nur 7 Stimmen erhalten und feye 
nicht Wahlmann geworden. Wäre jedoch ftatt feiner Hinkel I 
für wählbar erklärt worden, fo habe diefer möglicher Weiſe 
gewählt werben können und da von den gewählten Wahl: 
männern die „wei geringft Beflimmten jeder 14 Stimmen 
gehabt hätte, eine gleiche Anzahl Stimmen aber ein anderer 

taatöbürger aus der Lifte der 60 Höchftbefteuerten erhalten 
habe, fo daß zmwifchen diefen Dreien das Loos habe entichei= 
den müffen, da ferner auf jene, welche 14 Stimmen erhalten hätten, 
drei mit 13 Stimmen gefolgt feyen, da endlich der gewählte 
Abg. nur mit 15 aus 24 Stimmen gewählt worden ſey, mit 
bin die Concurrenz von nur drei andern Wahlmännern bei 
der Wahl des Abgeordneten ein andered Refultat hätte herz 
beiführen und dieſe drei andern Wahlmänner allerdingd mög: 
licher Weiſe hätten gewählt werben können, wenn Hinkel bei 
der Wahl concurrirt hätte; fo ergebe fich hieraus der bebeu- 
tende Einfluß, welcher aus der erwähnten Nichtaufnahme des 
— in die Liſte der 60 Höchſtbeſteuerten habe folgen 
koͤnnen.“ 

Der dritte Ausſchuß theilt einſtimmig bie Anſicht der 
Einweiſungs⸗Commiſſion und trägt darauf an: 

die verehrliche Kammer möge die Wahl des zweiten und 

dritten Grades definitiv für ungültig erklären. 


Beilage Nr. 62. zum 10. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausfchuffes der zweiten Kammer 
der Landſtaͤnde, betreffend Vorſtellung des Hofge: - 
richtöadvofaten und penfionirten Juſtizraths Buch: 
ner in Darmftadt wegen Zurüdgabe der ihm von 
der Großherzogl. Kreiöbehörde in Darmfladt am 
28. Januar d. J. weggenommenen und bisher vor: 
enthaltenen Papiere; erftattet durch den Abg. Knorr, 


: Sn der bei ber verehrlichen Kammer übergebenen Vor: 

ftellung bringt der Großherzogliche Hofgerichts = Advocat und 
penfionirte Juftizrath Buchner dahier in factifcher Hinficht vor: 

„Am 28. Januar d. 3. habe ſich ganz unerwartet eine 
kreisräthliche Gommiffion bei ihm eingefunden, um einige Pa- 
piere zu erhalten, weldhe ihm im October v. 3. von einem 
Fremden zum Aufheben übergeben worden, er habe auch diefe 
Papiere unverweilt ausgeliefert, fen jedoch nicht im Stande 
gewefen, zugleich die Zeilen vorzuzeigen, worin ihm jener 
Fremde von einem Bekannten zur Aufnahme empfohlen wor: 
den fen; hierauf fey ihm eine Durchfuchung feiner Papiere 
zum Zwecke der Auffindung jener Zeilen angekündigt worden, 
er habe jedoch hiergegen proteftirt und zugleich um die Inter: 
vention Großherzoglichen Hofgerichtd dahier fchriftlich nachge: 
fucht, auf feine Proteftation fey indefjen Feine Rüdficht ge: 
nommen und auf feine Eingabe bei Großherzoglichem Hofge— 
richt dahier refoloirt worden, daß man fich vorerft nicht ver: 
anlaßt finden Fünne, von Gerichtöwegen in dieſer Sache vor: 
zufchreiten; bei dem fofort vorgenommenen Durchfuchen feiner 
Papiere fen ſich nicht auf ein Nachfuchen nach jenen empfeh: 
lenden Zeilen beſchränkt, fondern es fey dieſes Durchfuchen 
auch auf fonftige, hiermit offenbar in gar feinem Zufammen: 
hange ftehende Litteralien ausgedehnt‘, hiervon eine kleine 
Sammlung gebildet und folche, nachdem fie zuvor mit einem 
Umfchlag verfehen und fowohl mit einem Amtöfiegel ald auch) 
auf deöfallfige Aufforderung von ihm mit feinem Privatpets 
fchaft verfiegelt worden, von der Commiſſion nebft den über: 
lieferten Papieren in Befchlag genommen worden; drei Rage 
nachher habe er an das Großherzoglihe Minifterium des 
Snnern und der Juſtiz die motivirte Bitte gerichtet, dem 


Beilage Nr. 62. zum 10. Protofol. 2 


Sroßherzoglichen Kreisrath dahier möglichft befchleunigt auf: 
zugeben, ihm die von der Commiſſion weggenommenen Pa: 
piere alsbald und unverjehrt wieder zuzuftellen, auf diefe 
Bitte fen ihm, ausmweislich des in Driginal beiliegenden Er: 
laffes eröffnet worden, daß die bei ihm durch die Freisräth- 
liche Commiſſion in Beſchlag genommenen Papiere bereit3 
am 29. Sanuar d. J. uneröffnet an Großherzogliches Hof: 
gericht dahier mit den übrigen Acten abgegeben worden ſeyen; 
dad fragliche Paket fey auch mittlerweile gerichtlich geöffnet 
worden, und er habe bereitö zwei gerichtliche Vernehmungen 
über einzelne Stellen in drei Briefen beftanden, vor dem 
Deffnen des Pakets jedoch noch ausprüdlich Proteftation ge: 
gen die Wegnahme der Papiere in das Protokoll gelegt.” 
Auf diefe factiſchen Verhältniffe, wobei zugleich auszu— 
führen gefuht wird, daß die Polizeibehörde ihre Befugniſſe 
überfchritten habe, und die angeführte Abgabe an das Gericht 
von der Berbindlichkeit zur Zurüdgabe der weggenommenen 
Papiere nicht befreien Fönne, glaubt nun Supplicant die 
Bitte an diefe verehrliche Kammer gründen zu Fünnen: 
„geeignete Einleitung dahin zu treffen, daß ihm die Pa— 
piere, welche ihm ın Folge jener Durchfuchung wegge: 
nommen wurden, aldbald wieder zurüdgegeben werden. 
Aus diefer eigenen Darftellung der Sache geht nach der 
Anfiht Ihres dritten Ausfchuffes, meine Herren, genügend 
hervor, daß fich die verehrlihe Kammer weder ermächtigt, 
noch berufen finden kann, auf die an fie gerichtete Bitte, 
worauf fich hier allein zu befchränfen ift, in irgend einer 
Weiſe einzugehen. Abgejehen von allen fonftigen Rüdfichten 
liegt es hiernach nämlih gar nicht mehr in den Befugniffen 
der Adminiftrativ Behörden, die gewünfchte Zurückgabe der 
fraglichen Papiere zu verfügen, die Frage, ob und wenn 
Diefe Papiere zurücdgegeben werden können und follen, 
hängt vielmehr jeßo zunächft von der Entfcheidung Großher: 
—5 Hofgerichts dahier, als der zuſtändigen Gerichts— 
ehörde ab, an welche die betreffenden Papiere nebſt den üb— 
rigen Acten abgegeben worden ſind, und welche nicht allein 
dieſe Papiere in Empfang genommen und geöffnet hat, ſon— 
dern auch bereits weiter gerichtlich vorgeſchritten iſt. Zur 
Erreichung ſeines Zweckes hat ſich daher Supplicant zunächſt 
lediglich an Großherzogliches Hofgericht dahier zu wenden, 
und gegen eine Verfügung dieſer Behörde kann er nöthigen 
Falls bei dem höchſten Gerichtshof auf die geeignete Weiſe 
Beſchwerde führen. Bu 
Es geht demnach der Antrag Shres dritten Ausfchuffesdahin : 
daß der vorgebrachten Bitte Feine Folge zu geben fey. 
10 


Beil. z. d. Verhandl,d, 2. Kam. I. Band. 


Beilage Nr. 63. zum 10. Protokoll. 


Bericht des dritter Ausſchuſſes über die Abgeordneten: 
wahlen in den Städten Darmftadt und Offen 
bad) und in dem- achten und neunten Wahl; 
bezirfe der Provinz Starfenburg; erftattet von 
dem Abgeordneten Pabft. 


In den betreffenden Acten über die hier genannten Wah: 
len findet fih nirgends ein Anftand von Erheblichkeit, auch 
ift von der Prüfungs» Commiffton, und des hier beiliegenden 
An el dargethan worden, daß die zur Gültigkeit 
des einen Abgeoröneten der Stadt Darmitadt, Syndicus 
Lotheifen erforderliche Depofition von 20,000 fl. in inländi⸗ 
fchen Staatöpapieren flattgefunden hatz Shr dritter Ausfchuß, 
meine Herren, trägt deöhalb darauf an, die oben angeführten 
Wahlen fümmtlih für gültig zu erklären. 


Beilage Nr. 64. zum 10: Protokoll. 


Bericht ded dritten Ausfchuffes der zweiten Kammer 
der Stände, betr. die Wahl im zweiten MWahlbe: 
zirk der Provinz Rheinheſſen; erftattet von dem Ab; 
geordneten Grafen Lehrbach. 





‚.. Bei den Wahlen des erftien Grades in dem rubrizirten 
Bezirk haben fich nachfolgende, bereits in dem Protokoll der 
" Prüfungs »Commiffion bemerkte Anftände ergebert. 

In der Gemeinde Oberingelheim * ein großer Theil 
der Stimmgeber mittelſt Stimmzettel abgeſtimmt, ohne daß 
in dem Stimmregiſter die Namen derſelben enthalten find, 
und iſt dieſes von Nummer 196 bis 332, geſchehen, auch 
find dieſelben nicht nummetirt, 36 Stimmjettel aber unter: 
fchrieben; der Zweifel jedoch, als ließe fich nicht immer erfen: 
hen, ob die Unterfchrift eine Abftimmung oder der Name des 
Stimmgeberd fey, feheint dem Ausſchuß, nah BVefichtigung 
der einzelnen Stimmzettel ungegründet, wie man fich Feicht 
in Augenfchein überzeugen Tann. — 

ernet — \ 

In dem Protokoll über die Bevollmädhtigtenwahl je 
Sugenheim heißt ed: „da aus dem Abftimmungsregiftet T. 
ferner aus den -abgegebenen, nach deren Abgabe gemifchten, 
und mit fortlaufenden Zahlen verfehenen ıc. und aus ber da- 
nach aufgeftellten Zähllifte hervorgeht ıc. ıc. und fo fcheint 
5, daß fchriftlih pr. Stimmzettel abgeftimmt worden, doch 
finden fich feine Stimmzettel bei den Aeten vor.” — 

Dedgleichen bei der Bevollmächtigtenwahl zu Naden- 
heim, ift zu rügen: 

1) das DESSERT: enthält die Namen der Stimm: 
geber und deren Abftimmung, woraus man fihließen 
muß, daß mündlich abgeftimmt worden. Gleichwohl 
fteht in det erften Columne des Negifterd bei vem erften 

Namen das Wort „ſchriftlich“ mit einer Andeutung durch 

einen Strich, daß dieſes Wort für alle Namen gelten 

‚fol, auch liegen Feine Stimmzettel bei; es ift alfo zwei: 
felhaft, ob mündlich oder fchriftlich abgeftimmt worden. 
Bei der Wahl im zweiten Grad, der der Wahlmän: 
ner, ergiebt fich Folgendes: — | 
0 


® 


2 


Beilage Nr. 64. zum 10. Protokoll. 


Unter den zu Wahlmännern Meiftbeftimmten findet 
fih Franz Anton Harth, Gaftwirth zu Rüdesheim, mit 
17 Stimmen, und Diftrict » Einnehmer 3. Werner zu 
Niederingelheim gleichfalls mit 17 Stimmen, zwifchen 
welchen das 2003 hätte entjcheiden müffen. Unter der 
Zahl der Gewählten ift aber Franz Anton Harth, Gaft- 
wirth, eingetragen, ohne daß in. dem Prototoll, ob ein 
Loofenyftatt gefunden oder nicht, etwas bemerkt wäre; 
zudem tft eö nicht einmal erwiefen, daß Franz Anton Harth 
wirklich 17 Stimmen gehabt hat, da in dem Verzeichniß der 
60 Höchftbefteuerten fich zwei des Namend Harth, be⸗ 
finden, nämlich Franz Anton, Gaftwirth), und Sohann 
Baptift, Bürgermeifter. Der Wahlzeitel Nro. 19 fagt 
aber „Franz Anton Harth, Bürgermeifter,’ während 
alfo die Zaufnamen den Einen bezeichnet, fpricht der 
Stand für den Andern, jene Stimme aber ift ohne 
Weiteres dem Gaftwirth Franz Anton zugezählt worden. 

Sn der Wahl des dritten Grades * ſich fein An- 
ftand ergeben. 

Diefed ift, meine Herren, was der Ausihuß Ihnen 
über den factifchen Verlauf der Wahl vorlegen zu müffen 
geglaubt hat; in Berüdfichtigung jedoch, daß die ver: 
ehrliche Kammer bei dergleichen irrelevanten Formfehlern 
der Urmwahlen, bei mehreren Gelegenheiten, darüber hin. 
audzugehen befchloffen hat; 


2) daß der in dem zweiten Grad der Wahl erhobene An- 


ftand durchaus ohne Einfluß auf die Wahl des Depu- 
tirten geblieben ift, da derfelbe einftimmig erwählt wor: 
den, fo trägt der dritte Ausfhuß dahin an: 
die verehrliche Kammer wolle die Wahl im zweiten 
Bezirk Nheinheffen, ald definitiv gültig erklären. 


Beilage Nr. 65. zum 10. Protokoll. 


Bericht ded dritten Ausſchuſſes der zweiten Kammer, 
betr. dad Ablehnungsgefuh des Gutsbeſitzers Dr. 
Theod. Friedrid Langen, der auf denfelben in dem 
zweiten Wahlbezirk der Provinz Nheinheffen gefal: 
lenen Wahl ald Landtagdabgeordneter; erftattet von 
dem Abgeordneten Grafen Lehrbad). 


Der im zweiten Wahlbezirt der Provinz Rheinheſſen 
zum Deputirten für den gegenwärtigen Landtag gewählte Dr. 
Theodor Friedrich Langen, Butöbefiger, hat unter dem 21. April 
diefed Jahrs an die zweiteKammer der Stände ein Schreiben 
ea welches ich mit feiner Beilage zu verlefen die Ehre 
habe. 


leg. 

63 dürfte nicht in Abrede zu ftelen feyn, daß für den 
Herrn Petenten die Erfüllung feines landftändifchen Berufes, 
unter den angegebenen und befcheinigten Werhältniffen be: 
fchwerend, ja vielleicht auc) mit einigem Opfer, verknüpft 
feyn mag, wenn man jedoch erwägen will, daß viele Mit: 
glieder der früheren wie der gegenwärtigen Kammer ſich in 
ganz gleichen oder ähnlichen, ja vielleicht in noch beengende: 
ren Berhältniffen befunden haben und noch befinden Fönnen, 
ohne daß deshalb ein Necht auf Ablehnung der auf fie ge— 
fallenen Wahl anerfannt worden wäre, daß der Artikel 18 
des Wahlgeſetzes, gleichlautend mit dem Artifel 50 der Ver: 
faffung3-Urfunde die Bedingung vorfchreibt, daß „bie perfün- 
liche Anwefenheit ded Gewählten zu Haufe weſentlich,“ 
erfordert wird, fo Fann Ihr dritter Ausfchuß, meine Herren, 
bei den notorifchen. Berhältniffen des Herrn Gewählten, wel: 
cher frei von allen Dienftgefchäften feine Zeit, lediglich feinen 
eigenen Angelegenheiten zu widmen im Stande ıft, hinrei- 
chende Mittel befist, für die Dauer feiner Abmefenheit fremde 
Hülfe fich zu verfchaffen, nicht auf deffen Entlaffung antra- 
gen, und ift dagegen der. Anficht, Die verehrliche Kammer 
wolle dad Entlaffungsgefuch des Herrn Abgeordneten Dr. 
Langen unberüdfichtiget laffen. 
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Beiloge Nr. 66 zum 11. Protofolf. 


Antrag der Abgeordneten Cameſaska, Pabſt und E. 
Schend, die Erbauung einer Provinzialftraße von 
Lampertheim über Gernsheim nad) Großgerau bes 
treffend, 


Schon auf dem Landtage 18°/,, hat fi) die zweite 
Kammer der Landftände dahın audgefprochen, die Staats— 
regierung zu bitten, daß eine Straße von Lampertheim 
über Gernsheim nad Großgerau unter die Zahl der zu 
bauenden Provinzialftraßen aufgenommen werde. Die erite 
Kammer trat fpäter diefem Beichluffe bei und es erfolgte 
ein gemeinfamer Antrag an die Staatdregierung. \ 

Da nun zu hoffen flieht, daß auf dem gegenmwärtigen 
Landtage ein erfchöpfender Plan für die noch zu bauenden 
Straßen zu Stand gebracht werben wird, fo schen fi die 
Unterzeichneten im Sntereffe ded bedeutenden Landftriches, 
de3 fogenannten Rieds, welches bei fchlechter Witterung mit 
einigermaßen fchweren Fuhrwerken oft gar nicht paffirt wer: 
den Fann, und für defien Wohlftand die gedachte Straße von 
hoher Wichtigkeit ift, veranlaßt, bei verehrlicher Kammer dar⸗ 
auf anzutragen, die Staatöregierung zu erfuchen: 

bie gedachte Straße unter die Bahı der Provinzialftraßen 

aufzunehmen, welche der Kammer zur Berathung und 

Berhlußnahme werben vorgelegt werben. 


Digitized by Google 


Bortrag des Großherzog. Miniſterialraths Edhardt, 
betr, die Weberfiht über die Verwendung der für 
den Provinzialftraßenbau ausgefchlagenen Summen 
und der bis jeßt fertig gewordenen Straßenbauten. 


Auf dem vorlegten Landtage hatte ich die Ehre, den bei: 
ben Kammern der Stände des Großherzogthums, in Auftrag 
des Großherzoglihen Minifteriums des Innern und der Ju— 
ſtiz eine Nachweiſung Über die Fortſchritte des Provinzial 
ftraßenbaued, „und über die Verwendung der in Folge des 
Gefeßed vom 12. October 1830 zu diefem Behufe in den 
Sahren 1851 und 1832 audgeichlagenen Beiträge, vorzulegen, 
infoweit dieß damals fchon möglich war. Diefer Gegenftand 
bat jedoch weder auf dem vorlegten, noch auf dem letzten 
Landtage feine Erledigung erhalten, und indem ich mir daher 
erlaube, mich auf jenen erften Bortrag zu beziehen, beehre 
ih mich, den Ständen ded Großherzogthbumd eine weitere 
Ueberficht zu übergeben, woraus der Nettoertrag der fämmt: 
lichen, vom Sahre 1831 bis zum erftei Semefter 1835 ftatt- 
gefundenen Ausfchläge und deren Verwendung erfichtlich ift, 
und welche daher die ganze Periode von dem Zeitpunfte an, 
wo dad neue Geſetz zuerft in Anwendung gefommen war, 
bis zum gegenwärtigen Augenblide umfaßt. 

In dieſem Zeitraume find folgende Provinzialftraßen 
fertig geworden : 
A. in der Provinz 


Dberheffen. 

1) die Straße von Grünberg bis Homberg 

2) von Lauterbach nach Herbftein 

3) von Laubach nach Schotten 

B. in der Provinz 
; Starfenburg. 

1) die Straße von Seligenftabt nach Babenhaufen 

2) von Eberftadt nach Gernsheim 

3) von Michelftadt nach Eulbadh. 

Sm laufenden Jahre werden noch fertig werden: 
a) die Straße von Schotten nach Nidda, und 
b) die Straße von Heppenheim nach Fürth. 


2 Beilage Nr. 67. zum 12, Protokoll, 


Angefangen find die Straßen: 

a) von Gießen nad Hungen 

A) von Niederorfe nach Voͤhl 

y) von Roßdorf nach Dieburg. , 

Ueber die bereits vollendeten Straßenftreden läßt fich 
gegenwärtig noch Feine fpeziele Rechnung ablegen, da, wie 
aus der Ueberficht hervorgeht, die Gredite noch von Feiner 
einzigen Straße volftändig abgefchloffen find und aud, da 
noch Zahlungen im laufenden Sahre flattgefunden haben, noch 
nicht abgefchloffen werden konnten. 

Sobald dieß letztere gefhehen feyn wird, werden Shnen, 
meine Hochgeehrtefte Herren, nicht nur die Koften, welche 
auf jede einzelne Straße verwendet worden find, fondern 
auch die Längen berfelben mitgetheilt werber, um hiernad) 
bie Berwendung gehörig beurtheilen zu können. 
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Beilage Nr. 68. zum 12%. Protokoll. 


Vortrag des Herrn Miniſterialraths Edhardt, betref: 
fend: die Feftftellung eines Provinzialftraßenbaufy: 
ſtems und. Bewilligung ded erforderlichen Credits 
zu Vollendung der in jened Syſtem aufgenomme: 
ei Provinzialftrapen während der nächſten fech® 

ahre. 


Hochgeehrteſte Herren! 


Die hochachtbaren Stände des Großherzogthums werden 
fi) durch die Reſultate meines Vortrags über die Verwen— 
dung der für den Provinzialſtraßenbau ausgeſchlagenen Sum: 
men und der bis jeßt vorgenommenen Bauten überzeugt ba= 
ben, daß der Provinzialfiraßenbau bisher mit fo viel Thätig— 
feit betrieben worden ift, ald ed die jährlich darauf zu ver: 
mwendenden Summen zuließen; allein es kann auf der an: 
dern Seite auch Feineswegs geläugnet werden, daß foldhe 
ifolirte Straßenftreden für die Gefammtheit ohne Nußen find, 
indem, fo lange ein Straßenzug nicht ganz vollendet ift, die 
fertigen Stüde deffelben höchitend nur ald Vicinalwege die— 
nen fönnen, und daher die Anfprüche nicht zu befriedigen 
vermögen, die die Gefammtheit der dazu Beitragenden daran 
zu machen berechtigt ift. | 

Dringende Münfche fird daher von allen Seiten laut 
geworben, daß der Provinzialftraßenbau mehr befchleunigt 
werden möge; zu diefen dringenden MWünfchen, die bereit 
vereinbarten Provinzialftraßen fehneller zu vollenden, ha: 
ben fi) auf den beiden fetten Landtagen noch aufferdem viele 
Anträge auf Anlegung von neuen Provinzialftraßen gefelt, 
die früher nicht in Ausficht genommen worden waren, und 
wodurch die Schwierigkeit, allen diefen Defiderien auf einmal 
zu entfprechen, immer mehr gefteigert wird. Es ift Daher 
vor Allem erforderlih, aus den verfchiedenen Anträgen ein 
Provinzialftraßenfüften auszuwählen und feftzüuftellen, welches 
die wichtigften Werzweigungen umfaßt, dem dringendften Be- 
dürfniß abhilft und wegen feines größeren allgemeinen Inter: 
eſſes vor allen übrigen Straßen in der Fürzeften Zeit vol- 
endet zu weiden verdient. 

Durd die gemeinfchaftliche Adreffe vom 27. October 


Beilage Nr, 68. zum 12. Protokoll. 2 


1830 hatten die hochachtbaren Stände des Großherzogthums 
ur Anlegung nachfolgender Provinzialftraßen ihre überein 
immende Einwilligung ertheilt. 


I. Sn der Provinz Starfenburg: 


1) Bon Gernsheim nach Eberftadt, fofort von da über 
Darmftadt nad; Roßdorf, Gundernhaufen, Dieburg, Baben⸗ 
haufen und Seligenftadt. 

2) Bon Heppenheim über Fürth nach Ebersberg und 
von Michelftadt nah Eulbacdh. | 

3) Bon Höchft über Umftadt nach Dieburg. 

4) Ferner hatten Sie durch gemeinfamen Beihluß die 
Staatöregierung ermächtigt, Die von bderfelben in Vorſchlag 
— Straße von Fürth über Reichelsheim bis in die 

taatsſtraße von Brensbach nach Michelſtadt, für eine Pro⸗ 
vinzialſtraße zu erklären, und baldthunlichſt in Bau nehmen 
zu laſſen, wenn dieſelbe, ohnerachtet der Direction der Straße 
von Heppenheim nach Ebersberg, noch im beſonderen Inter— 
eſſe des Odenwaldes für nöthig gehalten werden follte, 

Seit jenen Anträgen haben ſich die Verhältniffe in mans 
hen Beziehungen verändert, namentlich ift auf dem vorigen 
Landtage der Bau der Straße von Worms nach Lorſch als 
Staatöftraße von Seiten der Staatsregierung in Antrag 

efommen. Erhält diefer Antrag die ſtändiſche Zuſtimmung, 
o ift alddann die Straße von Lorſch über Heppenheim, 
Zürth, Eberöberg, Michelftadt und Eulbach eine Fortſetzung 
der obigen, und dient ald Fürzefte Verbindung des Oberrhein 
mit dem Main. — Diefe Straße erftredt fi von dem äufs 
ferften Ende der Provinz Rheinhefien bis an das entgegen- 
gefeßte Ende der Provinz Starktenburg, und dient vorzüglich 
zur Belebung und Erleichterung des Tranſits mit dem Aus 
lande, ihre Beflimmung entfpriht daher vollkommen dem 
Begriff, welchen dad Gefeß von den Staatsſtraßen auf 
ftellt, und ed möchte daher bet ganze —— von Worms 
über Lorſch, Heppenheim, Fürth, Ebersberg, Michelſtadt bis 
Eulbach, als Staatsſtraße anzuſehen, und aus allgemeinen 
Staatsmitteln zu vollenden ſeyn; wonach die unter 2) auf: 
eführte Straße aud dem Syſtem der Provinzialftraßen reg: 
fallen würde und nur die unter 4) bezeichnete beizubehalten 
wäre. 

Dagegen möchten nachftehende Straßen in dad Syſtem 
der Provinzialftraßen ald vorzüglich wünfchenswerth aufzu: 
nehmen fenn. 

5) Die bereitd3 vorläufig von den Ständen beantragte 


3 Beilage Nr, 68, 


Straße von Lampertheim über Gernsheim, Großgerau bis an 
den Main nach NRüffelsheim. 

6) Die Straße von Gernsheim nad) Zwingenberg. 

7) Bon Babenhaufen in der Richtung nach Aſchaffen— 
burg bis an die Gränze. 

8) Bon Fürth nah Meinheim. 

9) Bon Fürth über Waldmichelbah nach Hirfchhorn. 

10) Bon Bensheim nach Gadernheim. 

11) Bon Kürth über Gadernheim nah Roßdorf. 

12) Bon Dieburg über Münfter, Eppertöhaufen, Urberach, 
Philippseich nach Langen. 

13) Von Eberftadt über Oberramftadt nach Roßdorf. 

14) Bon Seligenftadt nah Steinheim. 

15) Bon Reinheim über Lengfeld bis in die Straße von 
Höchſt nach Umftadt. 

16) Bon Nedarfteinach über Hirfhhorn nach Eberbach. 

1. Sn der Provinz Oberheffen 

find von den Ständen folgende Provinzialftraßen bewilligt 
worden: 

1) die Straße von Kirtorf Über Homberg nach Grün- 


berg. 
— 2) Von Schlitz über Lauterbach und Herbſtein nach 
elters. 

3) Bon Schotten über Laubach nach Wetterfeld in die 
Staatöftraße. 

4) Bon re über Lich nach Gießen. 

5) Von Vöhl nad) der Orke. Ueber die der Straße 
von Schlig über Lauterbach und Herbftein nach Selterd zu 
gebende Richtung äußerte fich bei den ftändifchen Verhand— 
lungen eine Berfchiedenheit der Anfichten, ob nämlich viefe 
Straße über Schotten oder über Gedern am zwedmäßigften 
zu Ddirigiren fey, und beide Kammern Famen darin überein, 
die Wahl der Staatöregierung zu überlaffen. Die Gr. Staat3- 
regierung hat ſich dafür entichieden, daß die Richtung von 
Kanftadt über Nidda, Schotten nach Herbftein als Provin- 
zialftraße gebaut werden müſſe, wenn nicht ein zu bedeuten: 
der Theil des Binnenlandes der Provinz Obecheffen aller 
Kunftitraßen entbehren fol; dagegen ift fie aber auch der 
Anfiht, daß die Straße von Gelterd über Gedern, Lauter: 
bach, Schlik bis an die Gränze in der Richtung nad) Herd: 
feld in ftaatöwirthfchaftlicher Beziehung als Zranfitftraße und 
Fortfeßung der bereit5 gebauten Staatöftraße von Vilbel 
bis Selterd, von. großer Wichtigkeit" fey und daher in das 
Syſtem der Staatöftraßen aufzunehmen feyn dürfte. 


zum 12, Protokoll. 4 


Zur ‚nachträglichen Aufnahme in das Syftem der Pro- 
vinzialftraßen von. Oberheflen wären dagegen zu empfehlen: 
6) Die bereitd beantragte Straße vom Schwalheimer 
Hof nach Staaden. ER 35 
: I Die Straße von Büdingen nach Gelnhauſen. 
8 Bon Schotten nach Gedern. 
9) Von Friedberg über Oberroßbach nach Homburg 


eu H. 
190) Bon Friedberg über Lich bis Wetterfeld. 
11)-Bon Rupertenrod im Ohmthal bis in die Straße 
von Schotten nach Herbftein. 
12) Bon Wildbah nah Biſchoffen. 
>18) Bon Wallau nah Eimmersbach, 
14) Bon Stter über Altenlotheim nad) Frankenau. 
II. Für die Provinz Rheinheffen 
find nachftehende Provinzialftragen in Antrag. gefommen, und 
dürften: allerdings zur Vervollſtändigung ded dort bereits be: 
ftehenden Syſtems wefentlicy beitragen. * 
1) Straße von Jugenheim nach Boſenheim und Kreuz _ 


2) Bon Wörrftadt nach — 
3) Von Niederolm nach Selſen. 
4) Bon Odernheim nah Heßloch. 
5) Bon Oſthofen über Wefthofen nach Flomborn. 
6) Von Wefthofen nach Mondheim. 
Erhalten diefe Vorſchläge die ftändifhe Zuftimmung, fo 
unterliegt ed keinem Zweifel, daß dadurch dad nächſte Be- 
dürfniß befriedigt werden wird. Nach der Vertheilung diefer 
Straßen in die einzelnen Baubezirke ift ed allerdings in 
technifcher Beziehung möglich, fie innerhalb 6 Jahren zu voll- 
enden; allein alsdann find größere jährliche Fonds dazu 
erforderlich, ald das gefegliche Marimum des Ausſchlags dar: 
bietet. Das Gefeh vom 12. October 1830 jedoch, welches 
der Staatöregierung bie Befugniß gibt, zum Behuf des 
Baued der mit den Ständen vereinbarten- Provinzialftra- 
Sen ein beftimmtes jährlihes Marimum fo lange auszufchla: 
en, bis diefelben vollendet find, — enthält auch zu gleicher 
Seit das Mittel, die Vollendung bed Baued zu befchleunigen, 
indem durch jene ge des Geſetzes ein Tilgungsfond 
begründet wird, wodurch die Abtragung jener Geldaufnahmen, 
weiche zur Ergänzung der erforderlichen jährlihen Summen 
gemacht werden müßten, ohngefähr in derfelben Zeit bewirkt 
werden kann, ald ohne jene Geldaufnahmen fich der Bau 
felbft hinausgeſchoben haben würde. | 


Beil. z. d. Verhand. d. 2. Kam. I. Band, 11 


nach 


5 Beilage Nr. 68. zum 12. Protofoll. 


Ich habe daher den ehrenvollen Auftrag erhalten, bei 
den Hochachtbaren Ständen de3 Großherzogthumsd den bop: 
pelten Antrag zu ftellen: 

1) daß das oben vorgefchlagene Syſtem ber Provinzial: 
firaßen in den drei Provinzen die Zuftimmung erhalten, und 

2) der Großherzoglihen Staatöregierung die Autorifation 
ertheilt werden möge, diejenigen Summen, welche neben den 
gefeglichen Ausfchlägen des jährlichen Maximums zur Voll: 
endung des obigen Syſtems in den nächſten 6 Sahren erfor: 
derlich find, verzindlich aufzunehmen und diefelben durch fort: 
geleäte Ausfchläge nach Vollendung des Baues bis zu deren 

ilgung wieder abzutragen. aa 

Da 3 hierdurch nur allein möglich ift, ohne großen 
Drud der Gegenwart, ein Werk zu vollenden, welches fehr 
bald reiche Krüchte tragen und zuverläffig ben Dank ber 
Nachwelt erndten wird, fo zweifle ich feinen Augenblid, daß 
die Stände des Großhegigithums diefer Maafregel ihre ver: 
faffungsmäßige Zuſtimnuung nicht verſagen werden. 


139% 
Arrays 
Yo 


Beilage Nr. 69, jum 12. Protokoll. 


Antrag. ded Abgeordneten Knorr auf. Erbauung-einer 
Provinzialſtraße von Butzbach oder Niederweiſel 
bis zur Herzoglich Naſſauiſchen Graͤnze gegen Werborn. 


Ich ſtelle iger ben Antrag, daß es ber Ständever⸗ 
fammlurig gefalleri möge: 
die hohe Stadtöregierung zu erfuchen, nach vorheriger 
‚Unterhandlung mit der * Naſfaui en Regie⸗ 
rung wegen der von ihrer te dazu erforderlichen 
Theilnahme, eine. Movinzialſtraße von Butzbach oder 
Niederweiſel bis zur Herzoglich Naſſauiſchen Gränze nach 
Uſingen zu anlegen zu laſſen. REN 
Er Motivieun biches Antrags erlaube ich mir, mich 
auf Seite 608 bis des zweiten Beilageribandes ber Ber 
bandlungen der zweiten Kammer von 18°°/,, zu beziehen. 


11* 


Reilage Nr. 70. zum 12. Protokoll, 


Antrag ded Abgeordneten von Grolman um Erbauung 
einer Provinzialftraße von der Churheffifchen Grenze 
bei - Willeröhaufen über Gladenbach, Weidenhau: 
fen und Hartenrod bid zur Herzoglih Naſſau'ſchen 
Grenze, ohnfern Eifenroth, in der Richtung nad) 
Dillenburg. | 





Bon ber Chauffee von Marburg nach Gießen oder der 
Frankfurter Hauptftraße führt im Churbeflifchen Gebiete bei 
GSiffelberg die fogenannte Herbornerftraße über Nieder« und 
Oberweimar und MWilleröhaufen ab, von wo dieſe mittelft 
eines Seitenaftes bis zur dieffeitigen Grenze nach Gladenbach 
hin weites zieht, und hier an dec Grenze in einen nach Glas 
denbach gehenden Hauptweg, fällt. Diefe Straße ift nad 
eingezogenen Erkundigungen im Churheſſiſchen Gebiete chaufs 
firt und in gutem fahrbaren Stand. Wird zur Verbindung 
mit dem Naffauifchen in der Richtung nah Dillenburg vor: . 
erwähnte Straße im Großherzoglichen Heflifchen Gebiete ohn: 
fern Ammanhaufen bis nach Gladenbach, dreiviertel Stunden 
Wegs, wo fie in die Staatsftraße fällt, und ſodann von dies 
fer ab von der Urbansmühle bei Erdhaufen über Windenhaus 
fen und Hartenrod bis nach dem eine halbe Stunde von ber 
Grenze liegenden Naffauifhen Drt Eifenroth fortgeführt und 
chaufjirt, fo wird dadurch eine directe Communication mit 
dem Herzogthum Naffau nach dem einige Stunden Meg 
‚von der Grenze entfernten Dillenburg eröffnet, Bon Dillen: 
burg fol nad) ficheren eingezogenen Benachrichtigungen über 
Niederfcheld nach Dberfcheld fchon zum größten Theile die 
angefangene Chauffee vollendet, von Oberfcheld bid zur Eifens 
rother- Grenze aber die Straße bereit3 bermalen im Bau be: 
griffen feyn. Die ganze Länge diefer in Antrag gebrachten 

traße, infoweit fie durch das Großherzogliche Gebiet zieht 
und neu angelegt werben muß, wird ohngefähr 3'/, oder 
höchftend 4 Stunden betragen. _ 

Die große Zwedmäßigfeit diefer Straße wird nicht zu 
- verkennen feyn, indem fie mit dem Naffauifchen nicht allein 
die Verbindung von Nordteutfchland. für Preuffen, Walde 
über Dillenburg nad) dem Rhein und nach Eoblenz von ber 
Hauptitraße über Battenberg, fondern auch die Verbindung 


Beilage Nr. 70. zum 12. Ptotokoll. 2 


„  biefer Battenberger-Hauptftraße mit der von Caſſel über Mar; 
burg gehenden Hauptſtraße heuftellt, fomit das Großherzog: 
thum Heſſen von biefer Seite mit Churhefien, fowie beide 
Salen mit Naffau in Communication bringt, was für den 
üterzug von Norden in's Nauifche und nach dem Rhein, 

zumal, wenn, wie zu verhoffen, dad Herzogthum Nafjau dem 
Zollverband beitritt, hinfichtlich der öffentlichen nee des 
Staats von entfcheidendem Werthe, für Gladenbach aber und 
feine Umgegend von um fo größerem Vortheil und für feine 
ohnehin armen. Bewohner um fo größered Bebürfnig iſt, als 
der durch dieſe Straße für die Bewohner dieſes Bezirks er: 
det abe Zwifchenverkehr von den wohlthätigften Folgen 
eyn wird. 
Sch ftelle hiernach, indem ich hinfichtlich des Zuges ber 
fraglichen Straße in der Anlage zur befieren Berbeutlichung 
einen Riß anſchließe, den Antrag: J 

bie hohe Staatöregierung zu erfuchen, daß bie oben be: 

merkte Straße zu einer Provinzialſtraße erHärt und bal- 

digft in Bau genommen werde. 


Beilage Nr. 71. zum 12. Protokoll, 


Antrag ded Abgeprdneten Cameſaska, "die in Lampert— 
heim erhoben werdenden Lapgebühren von Holz 
betreffend, | 





In Lampertheim merden für Rechnung ded Staats von 
jedem Klafter Holz, das an dem bafigen Fahrt eingeladen 
und zu Waſſer transportirt wird, ſechs Kreuzer Ladgebühr 
erhoben. Diefe Abgabe wurde zwar fihon in früheren Yeiken 
von. dem Hochftift Worms ald ein. Regale wie dermälen er: 
hoben, Sie ift daher feine neue, wohl aber eine fehr- ver: 
altete Abgabe, welche meines Erachtens mit der freien Schiff: 
Ein und X ſonſt befiehenden Finanzeinrichtungen nicht im 

inklang fteht. | 

"Die verehrliche zweite Kammer wollte ich daher erfuchen: 

die hohe Staatöregierung zu Aufhebung Piefer Abgabe 

zu veranlafien. 


Beilage Nr: 72. zum 12. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Cameſaska, die Beiträge ber 
- Gemeinden zu den Befoldungen der Rentbeamten 
betreffend. 





‚Die früheren Rentbeamten haben gleich den Juſtiz⸗ Po- 
lizei· und Medicinal: Beamten Almenden, olz, Geld und 
desgleichen ‚von. den Gemeinden erhalten; biefe Beſoldungs⸗ 


theile werden dermalen von dem Staate als ein Gutsherr— 


liches Necht eingezogen. 
Mach dem Finanzgefeh vom 6. März 1824, S. 15 d 
Nro.-8 des Regierungdbkattes, Find die Beiträge der Gemein: 
den zu den Befoldungen, der; Juſtiz⸗ Polizei: und Medicinal 
Beamten, infofern. ſolche nicht auf Berechtigungen beruhen, 
welche fich auf privatrechtlichen Titel gründen, abgeſchafft. 
Mein Antrag geht fonach dahin, die Gr. Staatdregies 
zung zu erfuchen: id! 
diefes Gefeb vom 6, März 1824 au auf, die Befol: 
dungstheile der Rentbeamten auf gieihe Meife, wie bei 
den Juſtiz⸗ Polizei- und MebieinalsBeamten, audzubehnen. 


Beilage Nr. 73. zum 12%. Prototolt, 


Antrag des Abgeordneten Camefasla, bie ‚außgedehn; 
tere Benußung der Waldftreu betr. 





Eine audgebehntere Berugung ber Waldfireu iſt ein fo 
allgemeiner Wunſch, daß ſolche —* vielfach bei früheren 
Landtagen zur Discuffion Fam. Dad Bebürfniß wird immer 
fühlbarer, je länger die Früchte in fo niederem Preiſe ftehen, 
und fohin andere Producte, auf deren Anbau der landwirth: 
ſchaftliche Verein fogar noch Preife febt, angepflangt werben. 
Diefed Bedürfniß ift in dem fechöten Wahlbezirfe um fo 
fühlbarer, als dafelbft der Boden vorzüglich zu folchen Pros 
ducten geeignet ift, welche Fein Stroh liefern, oder der großen 
Theild nur dann zu folchen Früchten, welche Stroh zu Dün: 
ger hefern, mit Vortheil verwendet werben kann, wenn ans 
dere Gewächfe, als Tabak u. dgl. gebaut werben. Es bietet 
& aber auch im demfelben BVezirt meines Grachtens durch 
die große Anzahl von Waldboden bie Gelegenheit dar, daß 
bad Bebürfniß ber Streubenugung‘ bei’ richtiger Eintheilung 
volftändig befriedigt werden fann, ohne daß die Waldungen 
deßhalb Nachtheil leiden. In dem Landtagsabſchied von 1 
mi 1. 39 $. 33 p. 220 ift die Gonflituirung einer Come 
ton, welche biefen Gegenftand unterfuchen fol, zur öffent: 
lichen Kenntniß gebracht worden, indeß ift von deren Thä—⸗ 
tigkeit noch, nichts befannt geworden; ich erlaube mir daher 
einen Antrag dahin zu fielen: 
die hohe Staatöregierung zu veranlaſſen, die Refultate 
ber Unterfuchung, oder doch weni fiend bad, was biöher 
von biefer Commiffion gefchehen ft, alsbald bekannt zu 
machen, und für den Fa, daß die Arbeiten ber Com: 
miſſion nicht alsbald follten erledigt werben können, einen 
folchen proviforifchen Zuftand zu Ihaffen, daß dem brin- 
genden Bedürfniß auf geeignetere Weile ald bisher ab- 
geholfen werbe, | 


Beilage Nr, 74: zum 12. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausfchuffes über die Wahl der Abs 
geordneten der Stadt Mainz; erftattet von dem Ab; 
geordneten Hardy. | = 


Ihr Ausſchuß hat die vorliegenden Arten über die Wahl 
der Abgeordneten der Stabt Mainz in allen Graben geprüft 
und daraus mit Vergnügen die Weberzeugung entnommen 
daß das Wahlgefchäft mufterhaft vollzogen wurde und dabei 
nicht dad Mindefte zu erinnern ift. 1 
Wir müffen beſonders bei der Wahl erſten Grades, zu 
welcher von 4721 ftimmfähigen Staatsbürgern,, die bedeus 
tenbe Anzahl von 3312 Abftimmenden concurrirte, die Pünkts 
lichkeit des eingehaltenen Verfahrens ald fehr verdienſtlich ans 
erkennen und obgleih wir, da nur 800 Stück Stimmzettel 
ben Acten beiliegen, die Richtigkeit der aufgenommenen Abs 
flimmungen zu prüfen, nicht im Stande find, fo glauben wir 
dennoch bei der angerühmten WPünktlichkeit, "die überall_beobs 
achtet wurbe, an ber Nichtigkeit der Aufnahme der Abftims 
mungen, durchaus nicht zweifeln und ber Legalität der Wahl: 
Commiſſionen unbedingt vertrauen zu birfen. | 

Solchemnach beantragen wir an bie verehrlihe Kammer: 

‘die von der Stadt Mainz vorgenommene Wahl ber Land» 

tagsabgeorbneten befinitiv gu genehmigen. 


Beilsge Nr. 75. zum 12%. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausfchuffes über die Bitte des 
Kaufmanns Nicolaus Nack zu Mainz, um Be 
freiung von der auf ihn gefallenen Wahl ald De 
putirter der Stadt Mainz; erftattet von dem Abs 
geordneten Hardy, 


— — — — 


Herr Nicolaus Nack zu Mainz, einer der von der Stadt 
Mainz zum gegenwärtigen Landtage gewählten Abgeordneten, 
hat aus dem Grunde ſeine Geſchäftsverhältniſſe, die ſeine 
Gegenwart zu Hauſe unbedingt erforderten, um Entlaſſung 
von ſeiner Beſtimmung in biete verehrliche Kammer als De 
putirter einzutreten, gebeten. Er ftüßt fich auf den Artikel 
59. der Berfaffungs:Urkunde und verfichert, daß wenn er von 
Haus weggehen weilte, er fein Gefchäft aufgeben müßte und 
daß er. nur durch Diefen beforglichen Nachtheil _ abgehalten 
werde, feine Vaterſtadt Mainz bei der gegenwärtigen Stände: 
verfammlung zu repräſentiren; — indem‘ en. früher als Offi⸗ 
zier bei der: Stabtwehr und dann bei. der: Ehrengarde, dann 
auch. als Mitglied der Handelölammer und. deö Dandelöge- 
richtö uneigennügig fungirt, endlich feit I881 bie. Stelle ald 

ifterei « Adjunct angenommen habe. Derfelbe bezog 
ſich endlich. auch auf Die bei. vorheriger Stänbeverfammlung 
erfolgte Entlaffungen der Abgeordneten Rumpel und Koch. 

Der Herr Petent hat zum Belege feiner eg re a 

a) ein Zeugniß der Bürgermeifterei Au Mainz ded In: 
halts beigebracht, daß fein Hauptgefchäft in Commiffion und 
Spedition, Weinfauf auf Sperulation und Ankauf von Wed): 
feln und Discontobriefen auf dem Platze und zu Frankfurt 
a. M. beftehe, dazu reihe fih bad B um eines Ader: 
und Weinguts zu Gaubifchoffsheim und eine Agentfchaft der 
Eiberfelber  Bericherungseomnagnie, Das Comptoir ebe 
in einem Commid und einem Lehriungen. Herr Nad babe 
bisher die Ein: und Verkäufe von Waaren, die Schlüffe über 
den Ankauf von Wechfeln, die Weinhändel fowohl in der 
Stadt ald auf dem Gute, fowie die Feuerverficherungen sa 
fönlich beforge. Daher wäre ed denn auch unaudführbar, 
dem Comptoir-Perfonale dad Portefeuille, die Caſſe, die Waa— 
ren, die Weine und die Beforgung des Gutes zu überlaffen. 
Herr Nack könne auch von feiner Familie nicht unterftüßt 


Beilage Rr, 75. zum 12. Protofoll, 2 


werben; — indem er. weber einen erwachfenen Sohn, noch 
einen Affoci€ in feinem Gefchäft habe. Wenn alfo deſſen pers 
fönfiche Gegenwart auswärtd auf längere Zeit angefprochen 
werde, fo würde er fein Comptoir fchließen, feinen Handel 
fuspendiren und fein Gut verpachten müffen. Seine haus: 
a eine bedingten demnach feine perfünliche Gegen: 
wart zu Mainz. | 1 

* 9) Ein 3e F der Handelskammer zu Mainz beſtätiget, 
daß Herr Nad allein feiner Handlung vorſteht und die De: 
forgung der dahin einfchlägigen Geſchäfte feine perſönliche 
Gegenwart zu Haufe weſentlich erfordert. 

Der Artikel 13 der Wahlpronung und Artitel 59 der 

Berfaffungs:Urfunde fprechen gleichlautend ald Grund zu Ab: 
lehnung der Wahl eines Landtagsabgeordneten, den Umſtand 
aus: wenn häusliche Verhältniſſe, nach dem Zeugniſſe der 
vorgefeßten Behörde, die perfönliche Gegenwart des Gewähl—⸗ 
ten. zu Haufe, wefentlic erfordern, 
Das allegirte Zeugniß der Bürgermeifterei zu Mainz 
läßt fich in eine detaillirte Erörterung der häuslichen und 
Gewerböverhältniffe des Herrn Petenten ein. Wir erfehen 
daraus die Nothwendigkeit, daß berfelbe feinem Gefchäftöbe: 
triebe perfönlich vorftehe und daß, wenn feine perfönliche Ge— 
genwart auswärts auf längere Zeit angefprochen würde, ihm 
diefed zum wefentlichen Nachtheile gereichen fönnte. Wenn 
jedoch der Herr Petent, dem durch dad Vertrauen feiner Mit: 
bürger erhaltenen Berufe, in unfere ftändifche Kammer als 
Abgeordneter einzutreten, folgen und fich an unferer ftändi« 
fchen Arbeit betheiligen wird: fo wirb er hierdurch keineswegs 
feinem Gefchäftsbetriebe entrückt und feine perfünliche Gegens 
wart auswärts auch nicht auf längere Zeit angefprochen wers 
den. Die Entfernung zwifchen defien Wohnerte und dem 
Sig der Ständeverfammlung tft nicht bedeutend, die Verbin: 
dungen zwifchen den beiden Provinzial: Hauptftädten Mainz 
und Darmftadt find täglich vorhanden und alle zeitherige 
ftändifche Kammern haben noch niemald die Beurlaubung 
der Kammermitglieder in allen Fällen der Nothwendigkeit 
beanftandet. Diefelbe Ver infigung wird auch dem Herrn 
Detenten nach deffen gBüntiden zu heil werden. 

Ihr Ausfchuß ift von der UWeberzeugung durchdrungen, 
daß bei den vorherigen Ständeverfammlungen , fowie bei der 
gegenwärtigen, manche Mitgliever vorhanden waren und find, 
deren Gegenwart zu Haufe zum Beſten ihrer häuslichen und 
Gewerböverhältniffe eben fo nothwendig, ald jene des Herrn 
Petenten war; allein fie entzogen ſich nicht der Erfüllung 


3 Beilage Nr. 75. zum 12. Protokoll. 


ihrer ftaatöbürgerlichen Pflicht und fanden fich durch das Be- 
wußtſeyn, Ray Beten des Waterlanded gewirkt zu haben, 
belohnt. Wir freuen und, die Kenntniffe und Erfahrungen, 
welche dem Herrn Petenten nach fo mancherlei früheren Wirs 
kungen beimohnen müfjen, nun zum Beften unfer parlamen> 
tarifchen ee benußgen zu können und verfrauen, 
daß derfelbe im Gefühle feiner gemeinnügigen Wirkungen 
bemnächft mit Vergnügen in unferer Mitte verweilen werbe. 
Mir glauben, daß unfere erfte Rüdficht jederzeit auf mög: 
lichfte Erhaltung der ftändifchen Wahlen gerichtet feyn muß 
und da wir unter den von dem Herrn Petenten bier vorge: 
tragenen Umſtänden, bie angezogene gefegliche Beftimmung, 
nad) welcher die Ablehnung eines Wahl gefchehen kann, nicht 
erfüllt finden, auch die allegirten Präjubicien, bei welchen 
any andere Umftände obwalteten, hierher nicht anzumenben 
find, fo richten wir an die verehrliche Kammer den Antrag: 
dem vorliegenden Gefuche Feine Folge zu geben und hier: 

von ben — Petenten zu — tigen. 


Beilage Nr. 76. zum 12, Protokoll. 


Bericht ded dritten Ausfchuffes der zweiten Rammer 
über die Vorſtellung und Bitte ded Heinrich Drth 
zu Großeneihen, Kreiſes Grünberg, Befchwerden 
gegen dad Großherzog. Landgeriht Grünberg bes 
treffend; erftattet durch den Abg. Grafen Lehrbach. 


Tg 


Der Petent ift fchon unter dem 13. October 1834 Bei 
ber legten Ständeverfammlung mit der Bitte eingefommen, 
„ihm zu geftatten, daß Großherzogliches Landgericht zu Lich, 
welched er hierzu vorfchlägt, alle feine Befchwerden gegen das 
Landgericht Grünberg und den hiefigen Ortdvorftand unters 
fuchen möge, und ihn fo lange von der Verbindlichkeit, dem 
Landgerichte Grünberg unterworfen zu feyn, zu befreien.” 
Diefe Vorftelung ift unerledigt geblieben, und unter dem 
1. Mai diefes Jahres erneuert worden, welche ich zu verlefen 
die Ehre habe. — 


legatur. . 

Die verehrliche Kammer wird fich durch die einfache Vorle: 
fung der Petition genügend überzeugt haben, daß hier von einem 
Gegenftande die Rebe ift, der aufferhalb der Grenzen ber 
landftändifchen Competenz liegt, und fo klar diefe Anficht auch 
Ihrem dritten Ausfchuß vorgefchwebt hat, fo hat fich derfelbe 
dennoch die ausführlichere Befchwerbefchrift de.dato 13. Dc- 
tober 1834, ald Solche, berüdfichtigend, veranlaßt gefun- 
den, nähere Aufklärung von dem Herrn Regierungs:Commif- 
fär zu erbitten, fich aber aus den anliegenden Aeten zur Ge: 
nüge überzeugt, daß troß den beigefügten zwölf Vorftellungen 
an feine Königliche Hoheit den Großherzon allein, die Uebri⸗ 
gen an die höheren und höchften Behörden ungerechnet, der 
Petent nur ald ein zudringlicher Querulant zu betrachten ift, 
daß die Entfcheidungen ded Landgerichts Grünberg von Groß: 
berzoglihem Hofgericht zu Gießen fanctionirt, und die Kla- 
gen ded Petenten von biefem Gerichtöhof immer als frivol 
verworfen, und er wegen biefed grundlofen Querulirens mit 
drei Tagen Gefängnißftrafe belegt worden ift. 

Shr dritter Ausfchuß trägt daher darauf an, die Vorftel: 
lung des Heinrich Orth, ald ungeeignet, lediglich zu den Acten 
zu nehmen. | 
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Beilage Nr. 77. zum 13. Protokoll. 


Die in der Anlage 49 des Staatöbudgetd der laufender 
Kinanzperiode in Borfchlag gebrachte Vollendung des zu. Ma: 
tienfchloß begonnenen Neubaues ift bei noch ermangelnder 
Ständifcher Bewilligung des dazu. erforderlichen Fonds von 
26 — 27000 fl. bi jest unterblieben. 

Sen macht der große Mangel an Raum und ge: 
funden Localen zu Marienfchloß, wodurd die Aufnahme eines 
Theils der zu Zuchthausftrafen condemnirteh Individuen in 
das hiefige Correctionshaus und dagegen die Aufnahme eines 
Theils der zu Correctionshausſtrafen condemnirten Individuen 
in eine interimiftifhe Strafanftalt zu Dieburg nothwendig 
wurde und noch ift, und der hoͤchſt nachtheilige Einfluß, wel- 
chen: der beengte Raum und die ungefunden Locale auf den 
Sefanpheitögurkland der Züchtlinge zu Marienſchloß, obgleich 
deren Zahl bedeutend vermindert worden ift, fortwährend äu- 
fert, es im höchften Grade dringend, daß diefes Bauweſen 
fobald als nur immer. möglid vorgenommen und bie gute 
Jahreszeit hierzu benugt werde. Das unterzeichnete Miniſte— 
num ded Innern und der Juſtiz muß fich hierdurch veranlaßt 
fehen,. den angelegentlichften Wunfch auszufprehen, Daß e6 
den Ständen des Großherzogthums gefällig feyn möge, die 
Berathung und Beichlußnahme über diefen wichtigen Gegen: 
ftand von der über die übrigen Theile des Staatsbudgets für 
18”/,, zu trennen und auf folhe Weiſe baldmöglichft zur 
Erledigung zu bringen. Der biefen Bau betreffenden Bericht 
des Großherzoglichen Hofbaubirectord Moller wird nebft An: 
lagen, unter dem Erfuchen der Rüdgabe nad) genommener 
Einſicht, beigelegt. 

Zugleich beehrt fich die unterzeichnete Staatsbehörde, die 
verehrliche Kammer zu benachrichtigen, daß von dem früher 
in Antrag gebrachten Bau einer Kaferne bei dem Arrefthaufe 
zu Gießen wegen des damit verknüpften größeren Aufenthals 
te3 und Koftenaufwandes abftrahirt worden, und bei Drin- 
genheit der Sache bereitö verfügt worden ift, daß in das bei 
dem Arrefthaufe zu Gießen zu errichtende, zu einer Verwal: 
teröwohnung und Berhörftuben deftimmte Gebäude, nur das 
für die Sefängnißwache erforderliche Local eingerichtet werde. 

Darmftadt am 11. Mai 18835. 

Großherzogliches Heflifches — des Innern und der 
uſtiz. 
du Thal. 





v. Rieffel. 





Beilage Mr. 78. zum 13. Protokoll. 


Antrag des Abgeordneten Bergfträßer auf Bewilligung 
eined Beitrags aus Staatömitteln zur befferen Grün: 
dung der Realſchule zu Michelſtadt. 


Schon auf dem vorigen Landtage wurde (durch den Abg. 
Mühlberger) der Antrag auf Bewilligung eined Beitrags aus 
Staatsmitteln zu Bweden der, unter Mitwirkung der Stan: 
deöherrfchaft durch die Stadt Michelſtadt errichteten, Aller: 
höchſten Orts beftätigten und unter die Aufjicht ber Groß: 
berzoglichen Hohen Staatsregierung geftellten, Realſchule zu 
Michelftadt vorgebracht und motivirt. 

(vid. Beilage Nro. 150 zum 24. Protokoll.) 

Der Antrag kam jedoch vor Auflöfung ded Landtags 
nicht zur Berathung. 

Inzwiſchen hat ſich die Anftalt als fehr gemeinnützig 
und um fo zwedmäßiger bewährt, als es gelungen ift, in 
jeder Beziehung ausgezeichnete Lehrer für fie zu gewinnen. 
Diefes Lehrerperfonal, dermal aus zwei Hauptlehrern und 
zwei Hülflehrern beftehend, muß jedoch, um die Realfchule 
dem Bedürfniffe der größeren Mehrheit anpaſſen und eben 
dadurch die Gewerbfamteit des Odenmwalded in der Folge zeit- 
gemäß heben zu können, noch um einen tüchtigen Reallehrer 
vermehrt werden. Kerner ift unerläßlih, daß das Inftitut 
eine befinitive Geftaltung annimmt, Damit einerfeit$ der Gres 
dit. deſſelben officiel gehoben wird, andererfeitd bie Lehrer 
durch definitive Anftelungen und angemeffene Befoldungen . 
ein geficherted Ausfommen, erhalten. Endlich find folche Ein: 
#ichtungen nöthig, daß die Schule auch für die mit‘ Talent 
begabten Minderbemittelten zugänglid wird. 

Sämmtliche Zwecke können jedoch nur dann. erreicht 
werden, wenn ber, für ben gefammten Odenwald fo hochwich⸗ 
tigen Anftalt von Seiten der hohen Ständeverſammlung und 
ber Großherzoglihen Staatöregierung Die verdiente Anerken⸗ 
nung ihrer Bedeutendheit und hiermit zugleich eine angemeſ⸗ 
fene jährliche Unterftügung aus Staatsmitteln zu Theil wird. 

Unter Berufung auf den Antrag des Abg. Mühlberger, 
auf die dort fo wie hier angsbeuteten Gründe und unter bem 
Vorbehalt, bei der Berathung fpecielle Aufſchlüſſe und Nach: 
weife zu geben, erlaube ich mir daher den Antrag: 

daß es der Hohen zweiten Kammer der Landftände des 
Großherzogthums gefallen möge, zu Zwecken der Neal: 
fchule zu Michelftadt aus Staatömitteln eine jährliche 
Unterftügung von 2400 fl. zu verwilligen. 


Beilage Nr. 79. sum 13. Protokoll. 


Antrag des Abgeordneten Bergfträßer auf baldige Her: 
ftellung der Provinzialftrage von Höhft bis Um⸗ 
ftadt betreffend. 


-Zufolge der Bekanntmachung bed Großherzoglichen Mis 
nifteriums des Innern und der Juſtiz vom 30, November 
1880 Regierungdblatt Nro. 77 ift unter anderm auch die 
Herftelung einer Provinzialftraße von Höchſt bis Umftadt 
beichloffen worden. 

Die Straße Fam jedody bisher nicht zur Ausführung, 
weshalb ich mir den Antrag erlaube, daß ed ber hohen zwei— 
ten Kammer der Landftände gefallen möge, Großherzogliche 
Staatöregierung zu erfuchen : Ä 

die gedachte Straße baldmöglihft in Bau zu nehmen. 


* 
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Beilage Nr. 80 zum 13. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Bergiträßer, die Fortfeßung 
der Staatäftrage von Höhft im Odenwalde bis 
an die Königlih Baierifhe Grenze im Mümlings 
thale betr. 


— 


Schon auf den früheren Landtagen, namentlich auf dem 
letzten, wurden Anträge auf Fortſetzung der Staatsſtraße von 
Höchſt im Odenwalde bis zur Königlich Bayeriſchen Grenze 
geſtellt, welche jedoch, wie viele andere Anträge im Puncte 
des Straßenbaues nicht zur Berathung kamen und ſomit auch 
keine Beſchlußnahme der hohen zweiten Kammer herbeiführten. 

ch glaube mich hier lediglich auf das dort Geſagte be— 
ziehen zu dürfen und erlaube mir darauf hin den Antrag, daß 
ed der hohen zweiten Kammer der Landſtände des Großher⸗ 
zogthums gefallen möge: 

für baldige Fortfegung der Staatsſtraße von Höchft bis 

zus Bayerifchen Grenze ſich auözufprechen. 


Beilage Nr. 81. zum 13. Protokoll. 


Antrag des Abgeordneten Bergfträßer, die Erbauung 
einer Provinzialftrape von Höchft im QOdenwalde 
über Lengfeld und Habisheim auf die Staatsſtraße 
bei Spachbrücken betr. 


. 





Zwiſchen dem Odenwald und ber Refidenz Darmftadt 
beftehf nur eine einzige Verbindungsſtraße; diejenige Staats- 
ſtraße nämlich, weldhe vom Mümlingfhale bei Michelftabt über 
Brensbach, Reinheim und Roßdorf nach der Hauptftadt 
käuft. Diefe Straße ift jedoch nur für den oberen Theil des 
Odenwaldes, für den don Michelftadt aufwärts liegenden, 
wichtig und das ganze mittlere und untere Mümlingthal, von 
Michelftadt bid zur Königlich Bayerifchen Grenze abmärts, 
ift von jeder Verbindung mit der Hauptftabt, und umgekehrt 
diefe mit dem mittleren und unteren Odenwalde, abgefchnit- 
ten. Eine Verbindung biefer Theile wird aber um fo leichter 
bewirkt werben können, wenn der beabfichtigten Straße eine 
Direction gegeben wird, wie fie Unterzeichneter vorzufchlagen 
ſich erlauben will. 

Die Straße kann nämlich nicht anders, ald von Höchſt 
über Lengfeld nach Habisheim und Spachbrüden auf bie bors 
tige Staatöftraße dirigirt werben, indem ſich bier die niebrig- 
ften Uebergangspunkte in dad Mümlingthal bdarbieten und 
Höchſt der einzige, in diefem Thale ene, Ort ift, welcher 
demnãchſt ald Mittelpunkt ded Verkehrs abwärts nad) dem 
Bayerifchen, aufwärts nad Michelſtadt und rückwärts nach 
des Hauptftadt des Landes angefehen werden kann. 

er Unterzeichnete erläßt daher den Antrag, daß: ed ber 
Hohen zweiten Kammer gefallen möge: 
F die Herſtellung einer Provinzialſtraße von Höchſt 
über Lengfeld und Habitzheim auf die Staatsſtraße bei 
Spachbrüden ſich auszufprechen. 


42° 


Beilage Ar. 82. sum 13. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Hardy, d'Orville, Tame: 
ſaska, Perrot, Berafträßer und Fri, auf Abaͤnde⸗ 
rung der Beilimmungen des Art. 46. der Gemein: 
deordnung. 


Von den oben genannten Antragſtellern hat der mitun⸗ 
terzeichnete Abgeordnete Hardy bereits bei den. beiden vorheri⸗ 
gen Ständeverſammlungen an dieſe verehrliche Kammer die 
Anträge geſtellt, welche unter Nro. 29 der Beilagen, erſten 
Bandes Seite 183 des fünften Landtagd und unter Nro. 66 
ber Beilagen erften Bandes des fechöten Landtags abgebrudt 
find. Diefelben hatten fich zwar der gewünfchten Folgegebung 
nicht zu erfreuen, es find jedoch bei den gepflogenen Wera: 
thungen, zumal bei jener des fechdten Landtagd Die wahren 
thatſaäͤchlichen Verhältniffe und die aus der faft unbefchränften 
Aufnahme der Ausmärker für viele Gemeinden refultirenden 
bedeutenden Nachtheile. zur. Senüge dargeftellt worden. ° 

Die Grundidee der Beftimmungen des Artikels 46 der 
Gemeindeordnung, daß jeder Staatsangehörige nach freier 
Willkühr feine ortöbürgerliche Niederlaffung : im ganzen Um: 
fange ded Staates, wo es ihm gut dünkt, zu nehmen berech⸗ 
tigt ſeyn fol, Tautet theoretifch fehr empfehlend; die. practifche 
Anwendung ift jeboch der theoretifchen Anficht ganz wider—⸗ 
fireitend und ed kann wohl allzeit .nur die Aufgabe einer um 
dad Befte des Vaterlandes beforgten Ständeverfammlung feyn, 


von den Staatsangehörigen Nachtheile entfernt.zu halten und 


deren. Beftes, fo viel ed möglich iſt, zu befördern. © 

Es ift durch die Erfahrung von nun 14 Jahren‘ bewäh— 
vet, daß. die durch Artifel 46 der Gemeindeordnung fo fehr 
exleichterte Weberfiedelung von ortöftemden Perfonen: in andere 
ald ihre Geburtögemeinden, jenen Berbindlichkeiten erzeugt, 
die mit den Grundfäßen des Rechtes und der Billigkeit gleich 
wenig zu vereinigen find. Die Gemeinden, welche Patrimo: 
nialvermögen befigen, diejenigen, in welchen ficy milde Stif- 
tungen zu Unterftüßung von Ortdarmen gewidmet, befinden 
und endlich Diejenigen, in welchen einer oder ber andere Ins 
duftriezweig in größerem Umfange betrieben wird, find dem 
Andrange von der Klafie der Ausmärker am meiften auöges 
fegt, die im ihren Geburtöorten in dürftigen VBermögensum: 


- 


. Beilage Nr. 82. zum 13. Protofoll. 2 


ftänden leben und in jeder Beziehung gering qualificirt find. 
Sie theilen fich dann mit den älteren Gemeinde-Angehörigen 
in das Gemeindevermögen und den Genuß deffelben, fie laf- 
fen fih von den Erfparniffen der ihnen eigentlich fremden 
. Gemeinden, aud welchen vor Sahrhunderten milde Fonds ge: 
bildet wurden, forglos erhalten und indem fie nur die Wir: 
fungen der vieljährigen induftrielen Beftrebungen einer regen 
Gemeindebevölferung vor Augen haben, glauben fie, ſich eben: 
wohl an einer folchen Verbefferung ihres dußern Zuftandes 
betheiligen zu können, ohne die Mittel und Kenntniffe zu 
befißen, welche zu Erreihung eines ſolchen Zwedes unerläß: 
lich nothwendig find. - Das in den meiften Fällen unvermeid: 
lich traurige Schidfal des Ankömmlings wirft aber mit den 
nachtheiligften Folgen auf die Gemeinden zurüd; — indem 
diefen die Verbindlichkeit obliegt, für ihre Drtsarmen unter 
allen Umftänden zu forgen. Die im Artikel 46 der Gemeinde: 
ordnung aufgeführten Verweigerungsgründe ſchützen die Ges 
meinden gegen den Andrang von dergleichen Drtöfremden eben 
fo wenig, als die nach Artikel 50 der Gemeindeordnung über 
die Größe des zur Aufnahme von Inländern erforderlichen » 
Bermögend getroffenen Beftimmungen. 

Die häufigen Umgehungen der letzteren find ohnehin be: 
fannt und beinahe unvermeidlich. 

Indem wir diefen wichtigen Gegenftand zur Berathung 
der verehrlichen Kammer anregen und uns fämmtlich an dem 
rubricirten Antrage jebt betheiligen, wollen wir der Weisheit 
diefer verehrlichen Verſammlung überlaffen, entweder eine ver: 
hältnigmäßige und bedeutende Erhöhung der Inferenden von 
DOrtöfremden, oder eine gleichfalls bedeutende Erhöhung der 
von folchen an die Gemeinden zu zahlenden Einzugsgelder 
zu veranlaffen und demgemäß das geeignete Erfuchen an die 
höchſte Staatöregierung zu ftellen. 


Beilage Nr. 83. zum 13. Protokoll, 


Antrag der Abgeordneten Prätoriud und Wolff, die 
verbeflerte Nedaction der Artifel 72. und 73. der 
Verfaſſungsurkunde betr. | 





Wir erlauben uns hiermit den auf dem letzten Landtage 
in vorftehendem Betreff geftellten Antrag (Beilage Nro. 278 
im zweiten Beilagenbande) von Neuem zu fielen, weil ber 
felbe damals unerledigt geblieben ift. 


Beilage Nr. 8. zum 2. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Praͤtorius und Goldmann, 
Wiedervorlage eined efeßedentwurfs, wegen der 
in den Provinzen Starfenburg und O:berhefjen zum 
Bortheil einzelner Geiftlihen Stellen und Schul; 


J 


ſtellen zu leiſtenden Frohnden betr. 


Der in der vierzehnten Sitzung der erſten Kammer auf 
dem vorigen Landtage von ber hohen Staatsregierung vorge: 
Negte Ge — ——— in rubricirtem Betreff hat die Zuſtim⸗ 
mung beider Kammern erhalten und nur zu dem Artikel 11 
ded Entwurfe® wurde von der zweiten Kammer ein Zufaß 
gewünfcht, wobei der Herr Regierungs-Commiſſär nichtd zu 
erinnern fand und dem auch im ber erften Kammer nicht 
widerfprochen worden if. Eine Abftimmung wegen dieſes 
Zufages ift indeffen in. ber erften Kammer nicht mehr erfolgt 
und dadurch der Gegenftand unerledigt geblieben. ! 

Wir tragen daher darauf an: 

daß die hohe Staatöregierung um Wiedervorlage ded 
fraglichen Gefeßedentwurfed erfucht werden möge. 


— — — — 


/ 


Beilage Nr. 85. zum 13. Protokoll. 


Antrag bed Abgeordneteten Zulauf, Die Herabfeßung 
ber Branntweinfteuer betr. 





Der von mir in ber _einundzwanzigften Sitzung ber zwei⸗ 
ten Kammer ber legten Ständeverfammlung geftellte Antrag 
Beilage 181, auf Herabfegung bes Branntweinfteuer, ift auf 
dem vorigen Eandtage nicht zur Erledigung gefommen, 

Sch will jenen Antrag Piermit ticherholen. 


Beilage Nr. 86 zum 13. Protokoll. 


Vortrag des erften Auöfchuffed der zweiten landftändis 

ſchen Kammer über den Antrag der Staatsregie⸗ 
rung egen- Verlängerung des Finanzgeſetzes vom 
29. October 1830 auf die legten ſechs Monate ded 
Jahrs 1835; erftättet von dem Abg. Goldmann. 





Dur die eigenthümlichen ‚Werhältniffe, welche in ben 
Sahren 1833 und 1834 obgewaltet haben, ift ed veranlaßt 
worden, daß das Finanzgeſetz vom 29. October 1830, wel 
ched für die Periode von 1830 bis 1832 verabfchiedet wor 
den war, nach und nad) auf die Jahre 1833, 1834 und bie 
erfte Hälfte des Jahrs 1835 ausgedehnt werden mußte und 
im Laufe diefer Zeit nur bie einzige, mit dem 1. Juli 1834 
eingefretene Mobififation erlitten hat, daß mit diefem Tage 
die Salzregie auch wieder in der Provinz Oberheſſen einges 
führt und der Regiepreis für's ‚ganze Land auf 3 Fr. für's 
Dfund feftgefeßt worden ift. Die legte, auf den Grund de3 
Art. 69 der Berfaffungsurfunde von der Staatsregierung er: 
folgte Berlängerung jenes ey ale für die erfte Halfte 
des Jahrs 1835 ift unterm 20. November 1834 in Nro. 82. 
des Negierungsblattd bekannt gemacht worden. 


Sn einem ald Beilage 5 unferer Verhandlungen abge: 
drudten Antrage, welcher — werden ſoll, 


erleſung, 

hat nunmehr die Staatsregierung an die Stände das Anfin- 
nen geftellt, das erwähnte Finanzgefes auch noch auf die 
zweite Hälfte des Jahrs 1835 auszudehnen. 

Da es unter Feinen Umftänden möglich ift, auf dem ber: 
maligen Landtage noch fo zeitig ein Zinanzgefeg zu Stande 
zu bringen, daß hiernach don die Erhebung der Auflagen 
für das zweite halbe Jahr 1835 beginnen könnte, eine Verlänge: 
rung bis zum 1. October diefes Jahrs alfo jedenfalls durch: 
aud unvermeidlich iſt, da ferner die Steuerbeamten in dieſer 
Zeit mit den Vorarbeiten zu dem Steueraudfchlag für das 
nächfte Zahr fo volftändig beichäftigt find, daß fie durchaus 
in biefer Zeit nicht einen nochmaligen neuen Steuerausfchlag 
zu bearbeiten vermögen und da ed endlich nicht rathfam feyn 
würde, für die drei letzten Monate einer ganzen Finanzpe- 


2 Beilage Nr. 86. zum 13. Protokoll. 


riode allein ein eigened Finanzgefeg in's Leben zu rufen und 
auszuführen und hierdurch ‘die ohnedies ſehr fchwierige Auf: 
ftelung und Prüfung der Nechenfchaftsablagen noch mehr zu 
erfchweren; fo trägt der Ausfhuß nicht das mindefte Beden⸗ 
fert, bei diefer verehrlichen Berfammlung darauf anzutragen: 


‚daß biefelbe dem Antrage der Staatöregierung ihre Zu: 
flimmung ertheilen, fomit in die Verlängerung des Fi— 
nanzgefeßed vom 29. Dct. 1830, unter den Modificatio: 
nen des Gefeged über die Salzregie vom 28. Juni 1884 
bis zu dem Ende bed Jahrs 1835 einwilligen möge. 


Die Folge der: Genehmigung diefed Antrags wird dann 
die ſeyn, daß ein ganz neues Finanzgeſetz erft für die Periode 
von 1836 — 1838 vom 1. Sanuar 1836 an in dad Leben 
treten fann, daß dagegen eine Begutachtung und Beſchluß⸗ 
nahme über den für die Zahre 1833, 1834 und 1835 vor: 

elegt gewefenen Finanzgefegentwurf, — d. h. über die ge 
lien Beitimmungen, welche Abgaben überhaupt in der 
Periode von 1833 — 1835 beftehen follen — zwar unterbleibt, 
demohngeachtet aber über den numerifchen Inhalt des Ein- 
nahme» und Ausgabe-Budgets für die Jahre 1833 — 1835 
von dem Ausſchuſſe die geeigneten Berichte erftattet und von 
der Kammer die darauf erforderlihen Befchlüffe werben ge: 
faßt werden, welche dann feiner Zeit ald Grundlage ber un: 
ter allen Umftänden. von der Finanzverwaltung den Ständen 
abzulegenden Rechenſchaft dienen. 


Beilage Nr. 87, zum 14, Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Wolff, Prätorius, Schnei⸗ 
der, d'Orville, Zulauf, Perrot, Fritz, Hardy und 
Goldmann, die im Art. 103, der Verfaſſungsur⸗ 
Funde verheißene neue Gefeßgebung betr, 





Zu den fehnlichften Wünfchen des ganzen Landes gehört 
‚ohne Zweifel die Vollziehung bed Artikels 108 der Verfaf- 
fungsUrkunde durch Einführung einer gleichförmigen Gefet- 
Hebung, und ed nicht zu bezweifeln, bag bie hohe Staatös 
zegierung ihrer Seitd zur Hung dieſes Wunfched gerne 
Alles beiträgt, fobald fie im Voraus die Gewißheit hat, daß 
ihre ste, en großen Bemühungen zu feiner Zeit auch der 
% fhen Anerkennung und Mitwirfung fich zu erfreuen 
haben werben und nicht als vergeblich aufgewendet zu bereuen 
find. Gleihmäßig Fann e3 aber auch nur in dem Wunſche 
und dem Intereſſe der Stände und bed Landes liegen, daß 
die Staatöregierung nicht Zeit, Koften und Kräfte auf Ar 
beiten verwendet, die, wenn fie vollendet- find, den Anfichten 
der Stände vielleicht nicht entfprechen. 

Es ift daher vor Allem nöthig, daß fi die hohe Staats— 
vegierung mit ben Ständen über die der neuen Gefetzgebung 
zu ‚gebenden Grundlagen und bie zwedmäßigfte Weife der 
weiteren Ausarbeitung im Voraus verftändigt, ehe fie mit 
ben weiteren Ausarbeitungen beginnt und die Unterzeichneten 
tragen daher darauf an, daß ed den Ständen gefallen wolle: 

die hohe Staatöregierung zu erfuchen, vecht bald, und 
zwar noch auf diefem Landtage, den Ständen die Haupt: 
grundzüge der neuen Gefeßgebung, mit Ihren Vor: 
ſchlägen über die zweckmaͤßigſie Art und Weiſe der wei— 
tern Bearbeitung, vorzulegen. 


0 ne —* ⸗ 


Beilage Nr. 88. zum 14. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Hardy, die Vermehrung der 
Untergerichte in ‚den Provinzen Starkenburg und 
Oberheſſen betreffend. 


Die erleichterte Ausübung „der Rechtspflege ift für ale 
Staatdangehörigen eine der wichtigften Angelegenheiten. In 
den beiden bietfeits xheinifchen Provinzen ift die Erreichung 
jener Wohlthat durch den großen Umfang der Untergerichtd- 
fprengel fehr verkümmert und ber dringendſte Wunſch ift all: 
gemein verbreitet, Daß durch Wermehrung der Untergerichte 
die Nachtheile befeitigt werben möchten, welche bei ber ber: 
maligen Ausdehnung ber Untergericht&bezirfe unvermeidlich find. 

Diefer dringende Wunfch wurde auf mehreren vorherigen 
Landtagen bereitd zur Sprache gebracht und ih habe im 
fünften und fechöten Landtage deßfalls Anträge an diefe ver 
ehrliche Kammer geftellt. Die Beilagen Neo. 28 des fünf: 
ten Landtags und Neo. 69 des fechöten Landtags enthalten 
folche im Abdrude. 

Obgleich über die Nüslich: und Nothwendigkeit jener 
Anträge viele Stimmen verlauteten, fo wurden diefelben den- 
noch von diefer Kammer abgelehnt. Dagegen war, nament- 
dich auf dem fechöten Landtage in ber erften Kammer aner: 
kannt, daß die Verkleinerung der Landgerichtöbezirfe zu den - 
wichtigften Bebürfniffen gehöre und mit dem fortfchreitenden 
Zeitabfluffe auch die Nachtheile zunähmen, welche au den zu 
großen Bezirken entftehen. 

| Ich führe die deßfalls in der. eriten Kammer in der 
zwanzigften Sitzung vom 19. Auguft 1834 ftattgehabten Be: 
tathungen, welche von Seite 98 bis 108 der Protokolle ab: 
gedruckt find, ald einen Beftandtheil meines neu erneuerten 
Antrages an und glaube, daß nach diefen Ausführungen die 
Weberzeugung von der Notwendigkeit ber proponirten Maaß- 
regel eben fo wenig, als bie Anerkenntniß derfelben auf Oel: 

ten ber Großherzoglihen Staatsregierung — ſeyn 
kann. Finanzielle Rüdfichten, zunächſt bie eſorgniß, daß 
durch die Vermehrung der Untergerichte eine bedeutende Ber: 
groͤßerung des für die Ausübung ber Gerichtöbarkeit erforder: 
Yihen Staatsaufwandes unvermeidlich werden, waren Die 
hauptfächlichften Anftände, welche fich gegen meinen aeftellten 
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Antrag erhoben. Das Gewicht biefer Rüdfichten fchwindet 
jedoch größtentheild, fobald man die Thatfache erwägt, daß 
aus der Anzahl der bermalen angeftellten Landgerichtsaſſeſſo⸗ 
ven die neu zu creirenden Stellen der Landrichter befegt wers 
ben könne; indem bei verfleinerten Landgerichtöbezirfen meh: 
were Richter an einer Gerichtöftelle unter der Benennung 
Landrichter und Landgerichtsaffefjoren nur noch felten noth— 
wendig feyn werden. Neue Anftellungen werben bemnad) 
bei Realifirung meined Antragd nur fehr wenige eintreten und 
wenn gleich die Anzahl der Landgerichtöactuarten dadurch ver: 
mehrt wird, fo vermindert fich auf der andern Seite auch der 
GStaatsaufwand, welcher nur für die Gehülfen. der Landge⸗ 
richtsactuarien ftatt findet. Dhnehin wird ein foldher Mehr: 
aufwand weniger zu berüdfichtigen feyn, wo es fich, wie bei 
bem vorliegenden Antrage, von Beförderung fo wefentlicher 
Intereſſen vieler Staatsangehörigen und ung vielfeitiger 
Defiderien handelt. 
‚.. Die Großherzogliche Staatöregierung hat durch die Er: 
eichtung eines neuen Landgerichtd zu Battenberg, bereitd die 
Rothwenbigkeit der Vermehrung der Untergerichtöftellen anz 
erkannt. Gleiche Verhältniſſe wie dort find auch noch in 
andern Gegenden unferes Landes vorhanden, fie find unferer 
Staatöregierung in ihem Zufammenhange am vollitändigften 
ee und — —— en et et — ie 
Berbefferung dieſer wichtigen Angelegenheit des ge a 
lichen Zuſtandes beantrage ich: 
es wolle verehrlicher Kammer gefallen, der hohen Staats⸗ 
veglenung den Wunſch auf Verkleinerung der Landge⸗ 
töbezirfe in den Provinzen Starfenburg und Ober: 
heilen und Vermehrung derfofben, in foferne folche nach 
dem Ermeſſen der Staatöregierung nüglich und noth- 
wendig ericheine, zu erkennen zu ergeben und biefelbe 
1; erfuchen, hierüber zu dem Budget der bevorfichenden 
nanzperiode von 1836 bis 1838. die geeigneten Pro- 
pofitionen an die Stände gelangen zu laffen. 


Beilage Nr. 89. zum 14. Protokoll. 


Antrag des Abgeordneten Lotheifen, bie Gleichftellung 
der Glaubensgenoſſen mofaifher Religion, welche 
dad Staatdös und Ortöbürgerrecht erworben haben, 
mit den laubendgenoffen hriftliher Religion in 
allen bürgerlichen Berhältniffen. 


Auf dem Landtage -18%2/,, hatte der Abgeordnete Herr 
Fr. Schenk motivirt angetragen: Ä 
die hohe Ständeverfammlung — bei Großherzoglicher 
Staatsregierung den Antrag ſtellen, daß ein Geſetzes⸗ 
entwurf vorgelegt werde, wonach die Glaubensgenoſſen 
moſaiſcher Religion in allen bürgerlichen Verhaltniſſen 
in dem Fall gleichgeſtellt werden, wenn ſie ſich im Be⸗ 
ſitz des Staatd: und Ortsbürgerrechts befinden. 
efr. Beil. Bd. I. Nr. CLXXV pag. 504. j 
Diefer Antrag fand auf jenem Landtage eben fo wenig, 
als auf dem lebten, auf welchem er, von den Herren Ab: 
geprhneten Reh und Dr. Heß, feinem ganzen Inhalte nach 
wiederholt wurde, | | 
‚ efr. Beil. Band I Nro. 205 zum 40. Protokoll, 
feine Erledigung. ? 
Durch meine Stellung als öffentlicher Anwalt hatte ich 
feit 16 Jahren vielfache Gelegenheit, mich von ber Nützlich⸗ 
keit und Zweckmäßigkeit jenes Antrags zu überzeugen; id) 
-fühle mich daher aufgefordert, denfelben, ganz aus ben von 
dem Abgeordneten Fr. Schend entwidelten Gründen und in 
der Heberzeugung, des Antragd die völlige Gmancipation ber 
Iſtaeliten des Großherzogthumd auf eine angemefjene Weife 
vorbereitet und befördert werde, hiermit feinem: ganzen Sn: 
balte-nach zu erneuern. 


Beilage Nr. 90. zum 14. Protokoll. 


Antrag des Angeordneten Pabſt, die Ablöfung der 
den Privaten zuftehenden Zehnten betr. 


Nac dem Geſetz vom 13. März 1924 kommt bei Ablöfung 
(Verwandlung) der den Privaten zuftehenden Zehnten von 
dem abgefchägten rauhen Ertrage des Zehntens nur die Hälfte 
der Beziehungskoften in Abzug; wogegen bei Verwandlung 
ber fiöfalifchen Zehnten der ganze Betrag biefer Koften, 
* dem Geſetz vom 15. Augufi 1816, in Abzug gebracht 
wird. 

Diefe Ungleichheit bei den Privatzehnten, im Vergleich 
zu ben fifalifchen, ift ein Hauptgrund, weßhalb die Ber: 
wandlung ber erfteren, im Bergleih zu den anderen, feither 
fo geringe Fortfchritte machte. In der neueren. Zeit kommt 
noch hinzu, daß die Zehntpflichtigen in vielen Gemarfungen, 
unterrichtet von den früheren Anträgen in diefer Kammer, 
wegen Erleichterung für die Verwandlung der Privatzehnten, 
feitdem auf ein dahin abzielended Gefeg hofften, und deßhalb 
in ihren Schritten zur Verwandlung ihrer Zehnten einhielten. 
Es ift dadurch ein Verhältniß herbeigeführt worden, deſſen 
baldigfte Aufhebung dringend von dem Sntereffe der Land: 
wirthſchaft geboten ift. BIER 

Da nun fein Grund vorhanden ift, die Zehntpflichtigen 
ber Privaten, inöbefondere in dem hervorgehobenen Punkte, 
noch länger um ein fo Bebeutendes ungünftiger zu behandeln, 
als die Zehntpflichtigen des Fiskus; da aber eine völlige Gleich» 
ftellung in der ſchon früher angetragenen Art, daß nämlich 
die Befiger der Privatzehnten ſich die ganzen Beziehungs: 
foften follen in Abzug bringen laffen, wahrfceinlich nicht 
erfolgen wird, fo trage ich darauf an: - 

„die Staatsregierung um die Vorlegung eines Gefekeds 
entwurfd zu bitten, dahin gehend, daß auch bei der Ver: 
wandlung der nicht fisfalifchen Zehnten von dem rauhen 
Ertrage der ganze Betrag der Beziehungsfoften zum Vor⸗ 
theil der Zehntpflichtigen in Abzug gebracht, die Hälfte 
diefes Betragd aber, mit Ausnahme des Drefcherlohns, 
welcher billigerweife den Berechtigten ganz zur Laſt bleis 
ben dürfte, aus der Staatöfaffe vergütet werden folle. 


Beilage Nr. 91. zum 14. Protokoll. 


Antrag des Abgeordneten Pabſt, die Ablöfung des 
Holzzehntens betr. 


- . un 


In den Gefeßen vom 15. Auguſt 1816 und 13. März 
1824, die Ablöſung der Zehnten betreffend , find die Holz: 
zehnten auögenommen. Es ift aber die Entrichtung bes Holz 
ehnten, wie fie an einigen Orten vorliegt, für den Waldbe⸗ 
eſitzer ein nicht geringeres Hemmniß im Streben nach höhe⸗ 
ver Bodenbenubung,. ald.die Entrichfung des Fruchtzehntens 
für den Feldeigenthümer eine drüdende Laft iſt. Ich trage 
deßhalb bei verehrlicher Kammer darauf an: 
die Staatsregierung zu erſuchen, einen Gefegesentwurf 
vorzulegen, wodurch den Pflichfigen dad Recht gegeben 
wird, Die peiaehnen abzulöfen, mögen diefe dem Fis— 
kus oder Anderen gehören. 


Beilage Nr. 92. zum 14. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Knorr,. Goldmann, d'Orville, 
Frig, Zulauf. und Löffler, die Vorlegung eines 
Hypothekengeſetzes betr. 





Am 19, September 1838 ift der damaligen zweiten Kam⸗ 
mer offiziell eröffnet worden, daß dad Hypothekenrecht in der 
Form eines befonderen Geſetzes, welches demnächſt in das 
allgemeine Civilgeſetzbuch als ein integrirender Theil aufge: 
nommen werben fönne, bearbeitet worden fey, und ber de 
fallſige Geſetzesentwurf bereitd feit 1832 dem Großherzog: 
lichen Staatörath zur Prüfung vorliege. 

(Bd. VI. der Protokolle, Seite 257.) 

Da nun eine Befeitigung der gegenwärtig vorhandenen 
großen Mängel ded Hypothekenweſens im Wege der Gefe: 
gebung anerkannt zu den bringendften Bebürfniffen gesäht 
werben muß, und da bie Beendigung ded großen Werkes 
der ganzen neuen Civilgefeßgebung doch wohl mindeftend nod) 
einen Zeitraum von brei bis vier Sahren in Anſpruch nimmt, 
fo ſehen ſich Unterzeichnete veranlaßt, an dieſe verehrliche 
Kammer, mit NRüdficht auf erwähnte offizielle Eröffnung, 
den Antrag zu richten: 

dag die Hohe Staatsregierung erſucht werden möge, 

einen Entwurf eined umfaffenden, demnächſt ald ein 

integrirender Theil in das allgemeine Civilgeſetzbuch aufs 
zunehmenden Hypothekengeſeßes, noch auf dem gegen: 
wärtigen Landtage vorzulegen. 


* 


Diäitized by Google 
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Antrag. des Abgeordneten Fritz, den Transport der 
Schüblinge, Bagabunden und Sträflinge betr. 


Sn dem Landtagdabfchied vom Jahr 1830 ift beftimmt 
worden, daß, einem landftändifchen Wunfche entfprechend , 
der Transport der Schüblinge und Vagabunden auf die 
Staatöfaffe übernommen werben folle, und ed geht aus den 
vorausgegangenen landftändifchen Verhandlungen hervor, daß 
man hierbei vorzugsweife an ſolche Schüblinge gedacht hat, 
welche mittelft der fogenannten Gorrefpondenzen an auswär- 
‚tige Behörden abgeliefert, oder: von ſolchen empfangen und 
entweder durch dad Land, oder blos eine Strede in demſelben 
auf den gewöhnlichen Hauptrouten transportirt werben. 
Auch Tchien es die Abficht der Stände zu feyn, zualei 
diejenigen Keubren aus der Staatskaſſe vergüten en 
mittelft welchen Schüblinge und Vagabunden von den Sigen 
der Landräthe oder Landgerichte auf die Hauptroute gebracht 
würden, um auf diefen weiter transportirt zu werden. _ 


Dagegen fah man als fernere eigentliche Gemeindelaft 
diejenigen Fuhren an, mittelft welchen Subjecte der. bezeichne: 
ten Art aus den, Orten, worin. fie angehalten worden, an 
den Sitz des Landrathd oder Landgerichts transportirt wur⸗ 
den. Die. bisherige Erfahrung hat inzwifchen gekehrt, daß 
ber Begriff derjenigen Zranöporte, ‚welche auf. Staatökoften 
und derjenigen, welche von den Gemeinden zu leiften find, 
noch nicht hinreichend firirt ift, indem noch jebt den Ge- 
meinden viele Transporte zugemuthet werden, welche, der 
Natur der Sache nah, nur von der Staatskaſſe beftritten 
werben follten, hierher gehören namentlich die Transporte 
von Arreftaten und Entlaffenen aus den Gentralgefängniffen 
und in diefelben oder aus einem berfelben in das andere, 
wodurch den in dem Straßenzuge nach Marienfchloßg und 
nach Darmftadt gelegenen Gemeinden fehr viele Ausgaben 
erwachfen, fowie auch der Transport fonftiger Schüblinge 
und Bagabunden, welche nicht durch dad Land, fondern in das 
Land gefhoben und nur innerhalb deffelben eine Strede 
u trandportiven find und deren Zransport neuerdings eben: 
haus wieder ben Gemeinden zugemuthet wird. 


Beil, z. d, Verband, d. 2. Kam, I. Band, 
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Sch habe mich daher veranlaßt gefehen, fchon auf dem 
vorigen Landtage bei Berathung des Audgabebudgets im 
einundftebenzigften Protokoll Seite 55 auf diefen Gegenftand 
aufmerffam zu machen und dadurch den Beichluß der zweiten 
Kammer zu veranlaffen : 

(75. Protokoll Seite 2 und 3, 91. Frage.) 

„Daß die Staatöregierung erfucht werden folle, zu 
prüfen und den Ständen weitere Vorlage zu machen: ob 
und in wie fern etwa noch folche fonftige Transportleiſtun⸗ 

en von Gemeinden beftritten werden, welche in gleicher 

— mit den in Folge der Beſchlüſſe des Landtags 

von 1829 — 30 bereits als eigentliche Landeslaſt erklärten 
Leiftungen zu feßen und nad) Analogie ebenfalls für Staatö- 
laften zu erklären feyn möchten 2’ 

Die bald darauf erfolgte Auflöfung bed Landtags ver: 
hinberte aber die Vollziehung des Beſchluſſes, und ich erlaube 
mir daher, die Sache nunmehr wieder in der Art beftimmter 
in Antrag zu bringen: 

daß alle Transporte von entlaffenen, Arreftaten, Va— 

gabunden, Schüblingen und Sträflingen , welche im 

Ssntereffe der Landespolizei oder der Strafrechtöpflege 

nothwendig werden, aus der Staatskaſſe zu beftreiten — 

und nur Diejenigen Zransporte den a Ge: 
meinden auferlegt werben, welche durch die Einlieferung 
folcher in ihnen verhafteten Subjecte an die vorgefeßte 

Gerichts-Kreisräthliche Behörde innerhalb dieſes Gerichts 

oder Berwaltungsbezirts ermachfen — oder welche durch 

fogenannte Bettele oder Armenfuhren — Weiterbrin⸗ 
gung von erkrankten Bettlern oder vermögenslofer Reis 
fenden, veranlaßt werben. | 


Beilage Nr. 94, zum 14. Protokoll. 


Bortrag des erften Ausſchuſſes der zweiten landſtaͤndi⸗ 
hen Rammer, betreffend: den Hauptvoranſchlag der 
Staatöausgaben für Die Finanzperiode von 1833—35, 

indbefondere 
die Hauptabtheilug IX. 
Pe Abtheilung, 
) Eriminalfoften, 
b) außerordentliche (Neubauten) (Unlage 49) 
| und. zwar u 
den Neubau zu Marienfchloß; 
erftattet von dem Abgeordneten Goldmann. 





In dem Staatöbudget für die Finanzperiode von 18°°/,, 
find unter andern 60,000 fl. im Ganzen (odes jährlich 
20 000 fl. für Gefängniß-Neubauten) veranfchlagt, wovon im 
Ganzen der Betrag von 27,000 fl. (oder jährlich 9000 fl.) 
zur Vergrößerung der Anftalt Marienſchloß, insbefonbere zur 
Fortſetzung der dort fehon begonnenen Neubauten, bad Uebrige 
aber zu andern Gefängnißbauten , worüber fich der Ausfchuß 
fpäter noch berichtlich äußern wird, verwendet werben follte. 

In dem über diefen Budgetanfab auf dem legten Lands 
tage erftatteten Berichte hatte der erfte Ausfchug der ehr 
Kammer (2. Bd. Beilagen, Beil. Nr. 277, Seite 20) in 
der von ihm unter gewiſſen Modificationen beantragten Bes 
willigung der geforderten jährlichen 20,000 fl. namentlich aber 
unbedingt auf Bewilligung des hierunter begriffenen Anſatzes 
für Marienſchloß von 9000 fl. angetragen und die Kammer, 
ohne daß darüber in der Diskuſſion etwas bemerkt worden 
wäre, in der 74. Sisung, Seite 9, 34. Frage, dem An: 
trage ded Ausſchuſſes a er beigeftimmt. Schon nad) 
der damaligen Aeußerung des Ausſchuſſes erfchien die Aus⸗ 
führung des für Marienſchloß projectirten Bauweſens „von 
dem dringendften Bedürfniffe und von der Menfchlichkeit ges 
boten“ und dad Großherzogliche Minifterium ded Innern und 
der Zuftiz hat ſich daher aud) veranlagt gefehen, durch Schrei» 
ben vom 11. Mai diefe verehrliche Kammer zu erfuchen, we: 
gen der Dringendheit der Sache bie ne für den 
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Neubau zu Marienfchloß vor Erledigung der fibrigen Theile 
des Staatöbudget5 in Berathung zu nehmen, damit im Falle 
der Bewilligung unverzüglich mit dem Baumwefen zu Marien: 
ſchloß begonnen und die dazu günftige Jahreszeit noch benußt 
werden Fünne. Es hat zugleich den erforderlichen Boranfchlag 
und ein Gutachten des Herrn Hofbaudireftord Moller über 
das fragliche Bauweſen mitgetheilt , woraus deſſen Nothwen: 
digkeit und Dringendheit fo überzeugend hervorgeht, daß dar— 
über nichts weiter zu fagen ift, indem es hiernach zur wah- 
ren Gewiffensfache wird, dieſen Gegenftand nicht einen Aus 
genbli länger zu verfchteben. Es ftimmen hiermit auch die 
BVerficherungen anderer Iocalfundiger Männer und das, was 
fhon früher in dem Publikum und in öffentlihen Blättern 
über den allzubeengten Raum in Marienfchloß und die dafige 
große Sterblichkeit verlauter hatte, überein. 

Der Ausſchuß trägt daher Fein Bedenken, diefer verehr: 
lichen Kammer die einftweilige alöbaldige Bewilligung der 
für Marienfchloß verlangten jährlichen 9000 fl. für Neubau- 
ten auf die drei Jahre der Finanzperiode, alfo im Ganzen 
mit 27,000 fl. vorzufchlagen. 


Beilage Nr. 9. zum 14. Protofolf. 


Bericht des zweiten Ausſchuſſes, den Gefeßedentwurf, 
wegen ——— und Aufnahme von Refractais 
ren und Deferteuren betreffend; erftattet durch den 
Abgeordneten Heſſe. 





Indem ber zweite Audfchuß über den, von der Staats» 
regierung vorgelegten Gefegesentwurf nebft Motiven (leg.) 
hiermit Bericht erftattet, glaubt er nach Verleſung der frühe: 
ren bieöfeitd und jenfeitd rheinifchen einfühlagenben Geſetze 

leg. 1) Verordnung vom 5. Februar 1822, 
2. „ 1. April 1822, 
8) a „». T. Suli 1809. | 
4) Art. 103 — 105, 193 und 194 des M. Straf 


geſetzbuchs. 
vorerſt zu mehrerer Deutlichkeit auf die Beſtimmungen auf: 
merkfam machen zu müffen, welche unfere partituläre Gefeß- 
gebung über den Begriff eined Refractäres, fomwie eines De- 
ferteurs enthält. 
Artikel 2 des Gefehed vom 24. September 1821, be 
otreffend die, an die Stelle der Confiscation ded ganzen Ver⸗ 
mögend tretenden Strafen ber Deferteurd fagt: 

Kür einen Deferteur wird derjenige geachtet, welcher 
einem Regiment oder Corps zugetheilt und in deſſen Liften 
oder Rollen zugeführt ift und dafjelbe boshaft verlafien hat. 
Refractär ift derjenige, welcher den, in Gemäßheit des Cons 
feriptiondgefeges eafene ‚ Aufforderungen Feine Se 
leiftet und der Art. 465 des Rekrutirungsgeſetzes vom Jahr 
1830 enthält Folgendes : 


Diejenigen Dienftpflichtigen, welche, fie mögen bei 
der Mufterung erfchienen ſeyn oder nicht, auf bie, von 
der Militärbehörde ergehende, Einbeorderung nicht ein- 
treffen, find Refractäre und werden ıc. ıc. 

Nach diefer Vorbemerkung wendet fich der Ausfhuß zur 
Prüfung und Beantwortung folgender Fragen: 


1) Sft ein Gefeß vorliegender Art gegenwärtig veran- 
und bejahenden Falls 
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2) entipricht der Entwurf im Allgemeinen, fowie in den 
einzelnen Artikeln, feinem Zwecke? 


Die erfte Frage betreffend, fo fcheint dem Ausfchuß Alles 
dasjenige richtig, was zur Motivirung ded Entwurfed von 
dem Herrn Regierungs⸗Commiſſär gefagt worden ift. 


Gefege gegen diejenigen, welche den Reftactären und De: 
ferteuren Vorſchub leiften, find, im, Intereffe der Gefammt: 
heit und ber einzelnen Militärdienftpflichtigen, eben fo nothwen⸗ 
Dig, wie Gefese gegen Nefractäre und Deferteure felbft; ja 
fie können für viele File noch wirffamer feyn, als Xebtere, 
weil mit der fehlenden Ausficht auf Unterftüsung manche Des 
fertion und Refraction nicht vorfommen wird. 


Daß wir und gegenwärtig im Zuftand des Friedens be: 
finden und daß während dieſes die Contraventiond-Fälle, für 
welche der Gefetedvorfchlag vorzugsweife berechnet feyn mag, 
—— vorkommen, als im Zuſtand des — wird ſchon 
m Allgemeinen, da alle die Formation der Truppen berüh— 
rende geſetzliche Beſtimmungen vorzugsweiſe in der Ausſicht 
des Krieges erlaſſen werden, dem projectirten Geſetz nicht im 
Wege ſtehen, der Ausſchuß möchte aber. auch gerade für ges 
eignet halten, Beftimmungen gegen Deferteure und Refrac 
täre in der Zeit des Friedend zu discutiren und zu erlaflen, 
weil fie fonft leicht den Character von Härte annehmen 
Eönnen, welcher fich theilweife in den Gefeken vom 24 Brüs® 
maire ded Jahres 6 und vom 7. Wentofe des Jahres 8 ber 
Republik ausfpricht. 


Richtig iſt ſodann, was in ben Mofiven des Entwurfes 
über die Verfchiedenheit der Gefeßgebung in den biesfeitigen 
Provinzen ded Großherzogthums und in der Provinz Rhein: 
heſſen, ſowohl über die Perfonen, gegen welche die biöheri- 
gen verfchtedenen Strafbeftimmungen gerichtet gemwefen find, 
als auch über die Größe diefer Strafen felbit gefagt wird 
und doch möchte ed, da wegen der Militärpflicht und des 
Rekrutirungdwefend Feine verfchiedene organifche Einrikhtun: 
gen in ben brei Provinzen ded Großherzogthbumd beftehen, 
angemeffen feyn, auch bezüglich der, dieſe Snititute berüh— 
ae ‚ Gontraventiond:Fale gleihe Strafen eintreten zu 
affen. 


Unter der Vorausfeßung, daß man fich hiernach von der 
Zweckmäßigkeit eined Gefetzes im Allgemeinen überzeuge, geht 
der Ausfhuß zur Begutachtung des Entwurfes felbft über. 


zum 14. Protokoll. 3 


Diefer fondert in dem Art. 1 und in den folgenden Ar⸗ 
titeln nach dieffeitiger Surifprudenz Polizei und gerichtliche 
Straffälle, nach der jenfeits rheiniſchen eiengebung einfache 
Molizeiübertretungen und Zuchtpolizeifälle. Es unterfcheidet 
fodann der Entwurf zwifchen Refractären und Deferteuren, 
berüdfichtigt die größere Gemeingefährlichkeit der zu reprimi- 
renden Vergehen zur Zeit des Krieged und unterfcheidet rich» 
tig zwifchen der Strafbarkeit der Privaten, forte derjenigen, 
welche noch außerdem vermöge aufhabender Dienftpflichten 
zur Weberwachung der in dem Entwurf vorgefehenen Gontra- 
ventionen berufen geweſen wären. 

Es fcheint hiernach gegen den Inhalt des projectirten 
Geſetzes im Allgemeinen ein erheblicher Anftand nicht vorzu: 

Zu ben einzelnen Artikeln bemerkt ber Ausfhuß und 


zwar 
ad Art. 1. 


Diefer Artikel ift vorbeugender, alfo eigentlich polizei- 
licher Natur. | 

Damit Defertionen erfchwert werben, fol ein Soldat, 
ohne daß er fich über feine Abwefenheit vom Regiment oder 
Corps zu legitimiren vermag, nirgends aufgenommen werben. 

Diefe Beftimmung hält der Ausfhuß für zweckmäßig. 

Sn dem Artikel ift fodann nicht audgefprochen, was zu 
der Legitimation eined Coldaten erfordert werde, ein Um: 
fand, welcher, wenn auf den Artikel bier irgend Jemand 
beftraft werden fol, feftgeftelt und zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht werden muß. 


Da indeffen die Art und Weiſe, wie beurlaubte oder in 
der Kriegdreferve ftehende Soldaten von ihren vorgefeßten 
Regimentern, Gorpd oder Compagnien legitimirt werden, zu 
verfchiedenen Zeiten, verfchieden feyn Fan und von Dienft- 
einrichtungen abhängt, die Feinen Theil des Gefehed gegen 
Unterftügung der Nefractäre und Deferteure ausmachen Fön: 
nen, fo verfteht fi) wohl von felbft, daß die nähere Be 
flimmung der Legitimation veglementär fey, für angemeffen 
aber hält der berichtende Ausſchuß, in dem Gefeb auszufpre- 
ben, daß jeder Zeit durch reglementäre Verfügungen werde 
befannt gemacht werden, was zur Legitimation eined Sol- 
baten gehßke, weil dann die Anwendung ded Artikels abhäns 
Eh gemacht wird von einer ſolchen nothwendigen Weröffent: 

ung. 
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Der Herr Regierungs-Eommiffär fand bei diefer Bemer⸗ 
kung nichtd zu erwiedern. » 

Der Artikel enthält jebocy eine Beftimmung, mit wel 
m fich der berichtende Ausfchuß nicht einverftanden erklären 
ann. 


Es iſt dieß der Sag: 
„ober bei ehöriger Aufmerkſamkeit entdecken konnte; 


welcher in der Anwendung zu verſchiedenen Härten Veranlaſ⸗ 
fung geben dürfte, 


Der Entwurf fagt nicht, daß ed dem Richter — was 
fi ohnehin von felbft verſteht — freiftehe, auch ohne Ge 
ftändniß, auf concludente Thatfachen — künſtlichen Beweis — 
bin die Kenntniß eined Denunciaten von der militärifchen 
Eigenfchaft eined Aufgenommenen ı. x. und dem Mangel 
der Legitimation deſſelben ald conftatirt anzunehmen, fondern 
er fagt, daß der angebliche Gontravenient gefraft werben folle, 
wenn er bei gehöriger Aufmerkſamkeit die militärifche Eigen: 
ſchaft hätte entdecken können. 


Der Geſetzesentwurf verbindet ihn alſo, gegen allgemeine 
Grundſätze, zu poſitiven Handlungen, um nicht ſtrafbar zu 
werden, und legt, ohne Angabe le factifcher Anhalt3- 
punfte, in die Hände des Richters die Möglichkeit zu ftrafen, 
wenn er den Glauben hat, daß der Denunciat, falld er bie: 
Ted oder jened gethan hätte, zu der Weberzeugung oder zu der 
Gewißheit würde haben gelangen können, daß eine gewiffe 
von ihm aufgenommene, aͤußerlich als Soldat nicht Eenntliche 
Perfon, wirklich ein Soldat fey. 

—— würden eines Theiles materiell ungerechte Ver⸗ 
urtheilungen, anderen Theils aber Beläſtigungen der Privaten 
durch angemuthete poſitive Thätigkeit provocirt werden, welche 
nach der Anſicht des — deßhalb umgangen werden 
können, weil nach dem oben Gefagten dem Richter unbedenk— 
lic) die Befugniß zufteht, da zu verurtheilen, wo er durch 
Thatſachen zu, der Ueberzeugung gelangt, bag dem Denuns 
ciaten die militärifche Eigenfchaft des Beherbergten befannt 
gewefen fey. 

Dem Ausfhuß will hiernach fcheinen, daß die beanftan- 
eh zwedmäßiger aus dem Artikel 1 des Entwurfes 
wegbleibe. 

Dagegen glaubt er, daß die Worte: 

‚ „wenn er beffen militärifche Eigenfchaft kannte,“ 
dahin abzuändern ſeyn möchten: 
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„wenn ihm feine :militärifche Eigenfchaft bekannt ſeyn 
mußte.” 


Ueber bie erg Strafen, fowie über den Compes 
tenzpunct wird nichts Relevantes zu. bemerken feyn. | 
Die erſteren find an und für ſich wohl nicht zu body 
gegriffen und geben dem Ermeſſen ded Richters, nach Maaß- 
ge\ e der fpeciellen Fälle, einen geeigneten Spielraum. Die 

mpetenz ber einfachen Polizeigerichte in der Provinz Rhein 
heſſen ift fachgemäß und -daß folhe Strafen in den dieſſeitigen 
Provinzen von den Polizeigerichten erſter Inſtanz auszuſpre⸗ 
chen feyen, verſteht ſich von ſelbſt. 

Gegen die Strafverwandlung im Falle der Inſolvenz des 
Berurtheilten und das Verhältniß bed Arreſtes zu der Geld» 
firafe, möchte ebenwohl, ba letzteres mit anderen gefeglichen 
Beftimmungen des Großherzogthums im Einklang fteht, nichts 
zu erinnern feyn. 

ad %rt. 2. 


Die in biefem Artikel vorgefehene Strafe hält der Aud 
ſchuß, in Vergleichung mit Art. 4 des Bug = vom 24. Sep: 
tember 1821 nicht für zu hoch gegriffen, bei der Redaction 
des begutachteten Artikels aber möchte darauf Bedacht zu 
nehmen feyn, daß fich dad Wort „wiſſentlich“ nicht nur auf 
das Entkommen eines Nefracteurd, fondern auch auf die Vers 
binderung feiner Entdeckung, feine Aufnahme, Beherbergung 
und Unterftüsung beziehe, was noch zur Zeit, bei der Inter: 
punction ‚zweifelhaft ſeyn könnte. 


ad Art. 8, 

Unter Bezug auf dad mehr allegirte Gefek vom 24. Sep: 
tember 1821, forwie die Artitel 96 und 97 des Militärftraf- 
gefegbuches findet der Ausſchuß bei dem Inhalt dieſes Ar 
titelö nichts zu erinnern‘, bezieht fich. aber, was Die Redac⸗ 
tion betrifft, auf die Bemerkung zu Artilel 2, s 

‚Der Herr Regierungd:Commiffär hat die proponirte Be: 
richtigung ber Nedaction des Artikels 2 und 3 ald in ber 
Sntention der Staatöregierung liegend nachgegeben. | 


ad Art. 4 5.. 

Diefe Beftimmung harmonirt mit dem Geifte deö ‚Ge 
febed vom Sahre 1821 und bed Militärftrafgefeubuches, Daher 
der Ausfchuß feinen Anftand nimmt, fi mit dem Inhalt 
des Artikeld einverflanden au erklären. | 

ad Art. 9. 

Die in diefem Artikel vorgefehenen Strafen möchten auf 

den erften Anblick etwas hoch gegriffen erfcheinen, da fie für 
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bie Begünftigung der Defertion bei außbrechendem oder wäh: 
rend eined Krieges bis auf zweijähriged Gefängniß fteigen. 
Erwägt man indeffen, daß die Vergehen, weldhe der XAr- 
tifel verpönt, eigentliche Dienftvergehen find, und daß ed, ſowie 
überhaupt fo in&befondere in Kriegözeiten für den Staat von 
der höchften Michtigkeit ift, daß Nefractionen, ſowie Defer: 
tionen möglichft verhütet werden, und daf man indbefondere 
dann von Öffentlichen Beamten im vollen Sinne des Wortes 
die Erfüllung ihrer Pflichten zn verlangen veranlagt ift, aud) 
daß ed einen hohen Grad von Pflichtvergefjenheit bewährt, 
wenn diejenigen, welche felbft berufen find, Contraventionen 
und Vergehen zu verhindern, diefelben wiſſentlich befördern, 
fo möchte ein Zweifel gegen die Zweckmäßigkeit ded Artikels 
um fo mehr verfchwinden, al3 hoffentlich der Fall feiner An- 
wendung felten worfommen wird. | 
Ad Art. 6. 


Da der Entwurf eine Gleichförmigfeit in ber Gefehge- 
bung der drei Provinzen des Großherzogthumd bezwedt; fo 
erfcheint die Aufhebung der früheren Geſetze und Verorbnun: 

en angemeffen, dagegen möchte dad in dem Artikel vorgefe: 
* Beſtehenbleiben des Art, 104. des Militärſtrafgeſetzbu⸗ 
ches mit dem Art. 3. des Entwurfes nicht zu vereinigen ſeyn. 

Der Art. 104, fpricht allgemein von allen denen, welche 
einem Deferteur durchhelfen und begreift mithin, feinen Wor- 
ten nach, auch diejenige Perfonen in fich, von denen der Ar: 
titel 3. des Entwurfes fpricht. | . 

Zudem befeitigt der Art. 14. des Militärftrafgefegbuches 
jeden etwaigen Zweifel darüber, daß der Art. 104. auch ge 
ben folhe Anwendung finden folle, welche nicht Militärper: 
onen find. 

Der Herr Regierungscommiffär hat die Erläuterung ge 
geben, daß es die Intention des Entwurfes feyn folle, den 
Art. 104. nur in foweit beftehen zu laſſen, ald er Militär: 
perfonen im Auge hat, daß er aber im UWebrigen burch den 
Art. 8. des Entwurfed aufgehoben ſeyn folle. 

Da hiernach dad Erforderliche von der Staatöregierung 
dem Art. 6, wird zugefeßt werden, fo findet der Ausſchuß 
auch bei diefem Artikel nichtd zu erinnern, in der Voraus⸗ 
fegung,, daß der Art. 108, wie uns nach deſſen Worten: 

alfo ohne eigne Defertion, — 
nicht zweifelhaft ſcheint, nur von Militärperſonen ſpricht. 

Zur Beſeitigung jeden Anſtandes wäre vielleicht gera⸗ 
then, die von dem Dem Regierungdcommiffär, bezüglich des 
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Urt. 104. ald zwedimäßig erfannte Erläuterung, auch auf den 
Art. 105. audzudehnen. 


Da der Ausfchuß nicht zweifelt, daß die Staatöregie 
rung geneigt feyn werde, bie Bemerkungen dieſes Berichtes 
zu dem vorgelegten Gefegedentwurf, infoweit folche durch die 
Nachgabe des * ren Regierungscommiſſär noch nicht erle 
digt find, zu beüdfichtigen, fo trägt er auf Annahme des 
Geſetzes an. 
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Beilage Nr. 96. zum 14. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausfchuffes, betr. die Vorftellung 
der Deputirten der Gemeinde Langenbergheim Land: 
rathöbezirf Büdingen, die Verwandlung des dafigen 
Zehntens in eine Örundrente uud vermeintliche Ber; 
fürzung der Zehntpflichtigen bei Berechnung der 
Beziehungskoſten; erftattet durch den Abg. Wabft. 





— — “ 


Die Deputirten der Gemeinde Langenbergheim haben 
nach ihrer Eingabe an die zweite Kammer, in Vollmacht der 
dortigen Gemeinde, im Jahr 1830 auf Verwandlung des 
Zehntens ihrer Gemarkung angetragen, welchen der Herr 
Graf von Iſenburg- Meerhoͤlz bezieht. Zu dem Ende ift auf 
den Grund des Gefehed vom 13. März 1824 der Zehnten, 
nach der Wahl des Berechtigten, tarirt worden u. f. w. 

Nah 88. 3, ©, 10 und 11 des benannten Geſetzes fol: 
len von dem ermittelten Rohertrage des Zehntend die Be: 
ziehungdfoften zur Hälfte in Abzug gebracht werden. Sol 
ches war auch von den Taxatoren gefchehen, jedoch mit Aus—⸗ 
nahme des Drefcherlohnd , diefer allein war von ihnen von 
dem Behntertrage nicht blos zur Hälfte, fondern ganz in Abs 
zug gebracht worden. Ä j 

ntergegen wurde von dem zehntberechtigten Xheile in- 
nerhalb der gefeglichen Frift proteftirt, und darauf von dem 
Aminiftrativ.Zuftizhofe unter dem 13. Juni 1833 erfannt, 
daß der Drefcherlohn allerdings zu den Beziehungsfoften ge- 
höre und deßhalb nur zur Hälfte in Abzug gebracht werden 
dürfe. Gegen diefe Entfcheidung des Adminiftrativ:Zuftizhofs 
ergriffen bie Zehntpflichtigen zu Langenbergheim den Recurs 
an den Staatörath, welcher in feiner Entfcheidung vom 
4. März 1834 den Recurs ald unbegründet verworfen hat. 

Die Deputirten der Gemeinde Langenbergheim ftellen 
nun, Namens ber dafigen Zehntpflichtigen, an, die werehr: 
lihe Kammer das Sud: „auf verfaffungsmäßigem MWege 
dahin zu wirken, daß, nach nochmaliger Prüfung der Acten, 
die betreffenden Entfcheidungen (des Adminiftratio:Siftizhofs 
und des Staatdraths) aufgehoben, und die übereinftimmenden 
UAnfichten der Zaratoren an deren Stelle gefeßt werden,‘ dad 
beißt: daß ber Drefcherlohn ganz in Abzug gebracht werde, 
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was für bie bortigen Zehntpflichtigen einen Mehrbetrag ber 
jährlichen Rente von ohngefähr 40 fl. betrifft. 
Der $. 18 des —— vom 13. März 1824 ſagt: 
„Wenn der Zehntberechtigte, oder auch die Zehnt— 
ichtigen, durch die auf dad Gutachten der Sachverftän: 
digen geftüßte Entfcheidung der Regierung befchwert zu feyn 
lauben,, fo ift der Recurd innerhalb vier Wochen nad) er: 
olgter Bekanntmachung der Enticheidung bei dem Staatd- 
zathe anzuzeigen, defien, nach vorheriger Unterfuchung, er= 
folgte Enticheidung ohne weitere Rüdficht zur Volftredung 
gebracht wird.” 

Mird diefer $. des Geſetzes mit dem ftattgehabten Ber: 
fahren verglichen, fo ergibt ſich Far, daß daſſelbe in jeder 
Hinficht dem Geſctze entjpricht, und daß die Kammer nicht 
in bem Fall feyn kann, gegen die Entſcheidung de Staats: 
raths, als letzte von dem Geſetze gegebene Inſtanz, irgend 
einen verfaſſungsmäßigen Schritt zu thun; Ihr dritter Aus: 
fhuß, meine er kann daher lediglich nur darauf an- 
tragen: 

dad Gefuch der Gemeinde Langenbergheim unberüdfich, 
tigt au lafien, weil ed ein mit dem einfchlagenden Ge⸗ 
fege im Widerfpruch ftehended Verlangen ausbrüdt. 


Beilage Nr. 97. zum 14. Protokoll, 


Weiterer Bericht des dritten Ausſchuſſes ber zweiten 
Kammer, die Wahl im erften Wahlbezirf Rhein: 
heffen, in specie die Bevollmädhtigtenwahl in der 
Stadt Alzei betr.; erftattet Durch den Abgeordneten 
Grafen Lehrbad). 


Die Gültigkeit der Urwahl in ber Stadt;Algey, und 
deren Prüfung durch den dritten Ausſchuß, ift in der zwölften 
Sigung diefer Kammer durc den Herrn Abg. Brunk ange: 
griffen, und verfchievene Anftände dagegen erhoben worden, 
welche ich in Auftrag des Ausfchuffes, freilich weitläuftiger 
ald demfelben, und vieleicht auch Ihnen, meine Herren, lieb 
feyn möchte, hiermit zu widerlegen die Ehre haben werde. — 

err Abg. Brunk hat angeführ: | 

1) Aus dem Protocol ergebe ſich nicht, wie viel Tage 
zur Abhaltung der Wahl verwendet worden, auch nicht wie 
viele Stimmgeber jeden Tag abgeftimmt hätten. — 

Das Protocol ift zwar allerdings vom 3. Debr. 1834 
datirt, allein aus der Randbemerkung veffelben, worin bie 
Tage der Wahlhandlung mit jebesmaliger Bezeichnung der— 
jenigen Ortövorftand3:Perfonen, welche dad Wahlcollegium an 
jedem einzelnen Zage gebildet haben angegeben ift, ald aud) 
aus der Weberfchrift und Unterfchrift des Abſtimmungs-Re⸗ 
gifterd, Anlage F. auf welches fi in dem Protocoll aud« 
drüdlich A wird und einen Beftandtheil deſſelben bildet, 
ergiebt fi Kar und beutlih, daß vom 3. December bis 
12. December abgeftimmt wurde, es ergiebt fich ferner daraus, 
daß außer dem WBürgermeifter, welcher ald Leiter der Wahl 
jeden Tag anmefend war, zugezogen wurden, am 3. December 
die Drtövorftandeöperfonen j 

Fig und Simon 
am 4. Prätorius und Effelborn 

5. Bayer und Wolff 

6. Prätoriud und Effelborn 
am 7. Dieb und Herelle 

8. Wolf und Dautphaus 

9 Stod und Perrot 
am 10, Fit und Simon 


2 Beilage Nr. 97. 


am 11. SPrätoriud und Bayer 

am 12. als am legten age, beim Abfchluß bes 
Abftimmungsregifterd, aber ſämmtliche biöher befchäftigt 
gewefene Ortövorftandsperfonen gegenwärtig gewefen. 

Diefes Verfahren ift vollflommen den gefeblichen Bor: 
fchriften entfprechend und in allen größeren Orten und Städ: . 
ten eingehalten worden, indem zweien Ortövorftandöperfonen 
allein nicht zuzumuthen ift, fih dem mehrere Tage dauernden 
Gefhäft ausſchließlich zu unterziehen. — Es würde ange: 
mefjener gewefen feyn, dad Protokoll an jedem Tag zu ſchlie— 
fen und den folgenden Zag fortzufegen, allein diejer unbe: 
deutende Formfehler Fann durch die Angabe der Daten in 
der Randbemerkung des Protofolld, und Durch die Unterfchrift 
ded Bürgermeifterd und fänmtlicher Ortövorftandsperfonen, 
welche nach und nach gegenwärtig waren, und dieſes, wie 
dad Abftimmungsregifter unterfchrieben haben, als volftändig 
compensirt betrachtet werden. — Dieß ift auch der Grund 

eweſen, warum der Ausfchuß hier fo wenig ald bei anderen 

emeinden (3. B. im zweiten Wahlbezirk der Provinz Rhein⸗ 
befien, Niebderingelheim; im achten Wahlbezirfe Alsheim ıc. ıc.) 
diefen Formfehler nicht beanftandete, während er einen Ahn: 
lichen Formfehler in der Wahl zu Worms darum zur Sprache 
brachte, weil aud der Bevollmächtigten: Wahl diefer Gemein: 
de allein, ein Abgeordneter hervorging; und dennoch trug 
berfelben darauf an, auch bei Wormd darüber hinaus zu 
* — Daß die gleichfalls von dem Bürgermeiſter und den 

rtsvorſtandsperſonen unterſchriebene Zählliſte vom 17. De: 
cember datirt iſt, während die Wahlhandlung am 12. ge 
ſchloſſen wurde, erſcheint wohl ganz natürlich, weil Dicke 
zeitraubende Gefchäft, nicht an einem Tage, dem 12,, fonnte 
beendigt werden, und bie unterlaffene Bemerkung des jedes— 
maligen Schluffe® und MWiederanfanges der Verhandlung, 
zwar nicht gebilligt, aber füglich entfchuldigt werden kann. — 

2) Der zweite Vorwurf ift graverer Natur, indem ber 
Herr Abg. Brunf bemerkt, daß die von ihm bezeichnete That: 
fachen ald wahre vorſätzliche Fälfchungen betrachtet werben 
fönnen, „indem bei weitem ber größte Theil der angeblich 
fehlenden Stimmen, Entzogene und Unterfchlagene 
Stimmen ſeyen.“ 

Man hat fammtliche, fo genannte fehlende und in Ab: 
zug gebrachte Stimmen genau durchgangen und das Refultat 
diefer Prüfung ift folgendes, wonach Sie werben urtheilen 
können, ob diefe Anfchuldigung — iſt oder nicht. — 

a) Als fehlend ſind einzelne Stimmen auf folgenden 
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ge ge in der Zähllifte verzeichnet, ©, 110, 124, 
183, 188, 201, 207, ftatt 217, 221, 279, 316, 328, 
324, 526, in biefen Stimmzetteln find 7, ftatt 8, und 
in den Stimmzetteln 70 und 449 nur 6 Perfonen ftatt 

8 in Vorſchlag gebracht: ed finden fich diefe Stimmzet⸗ 

tel sub 6, zur Einficht zufammengebunden. — 

Es find alfo diefes Feine entzogene Stimmen, fondern 
diefe Nummern der Stimmzettel nur hierher geſetzt, um 
als Erläuterung zu dienen, daß dad Product der Zahl 
der Stimmgeber mit 8 multipliciret , und unter Zured): 
nung jener 17 Stimmen fich ergiebt. — 

b) Als unleferlich find unberücficht geblieben: die Nummern 
289. Johann Stordin oder Martin. Ä 
318. einrich Befler, dem Anfchein nach 
367. ſammtliche Stimmen find unleferli ober ohne nähere 

Bezeichnung. 

489. „Wels“ unleferlihz folte dad Wort „Wolf“ heißen, 
fo fehlt der Zaufnahme, da mehrere diefed Namens 
vorhanden find. | Ä 

492. — Namen ſind unleſerlich oder undeutlich 
ezeichnet. 

556 — Maſchmann, geſtrichen weil ein Heinrich 

aſchmann nicht, aber mehrere Maſchmann mit 
andern Namen vorkommen. 

Meine Herren, der Ausſchuß hat nicht beſſer leſen können 
als die Wahlcommiſſion, und ed mußten demnach 21 Stim⸗ 
men, und darunter zwei Stimmzettel ganz unberückſichtigt 
bleiben, zur gefälligen Einſicht im fasc. a. 


c) Ad verloren find Stimmen auf folgenden Stimmzets 
teln bezeichnet: - | | 
23. 50. 118. 126. 159. 203. 209.223. 229, 
236. 260. 261. 286, 292, 307. 316, 329. 531. 
371. 470. 504. 509. 511. 529. 541. und 548. 


Auf diefen Stimmzetteln ift Sohann Schneider verzeich: 
net: in ber Lifte der Wählbaren befindet fich Johann Schneis 
der, Zederhändler unter 123. und Johann Schneider, Ackers⸗ 
mann unter 163, eingetragen, es war nicht möglich zu wiffen 
welcher diefer Schneider gemeint war. Die Zettel liegen 
unter fasc. c. bei. Wollte man aber auch jedem diefer beis 
den die 26 Stimmen anrechnen, fo würden fie dennoch nicht 
Bevollmächtigte geworden fenn, da 3. Schneider, Lederhänd⸗ 
lee nur 219. Stimmen haben würbe, der Adermann J. 
Schneider aber gerade nur diefe 26 Stimmen würbe befommen 
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haben, während der Minderbeftimmte der Bevollmächtigten 

deren 250 — — 

Der Ausſchuß weiß nicht, wie der Abg. Brunk behaup⸗ 

ten kann, jene 26 Stimmen, ſeyen auf eine höchſt auf 

fallende Weife, unter die Fehlenden gefeßt worden. Pers 
ner wurden beanftandet und geftrichen auf ben Stimm: 

etteln fasc. d. 

r0.7. Georg Dieg, Bäder, dieſer eriftirt nicht aber zwei 
Bäder Diez mit andern Vornamen. 2. 

15. Sohann Philipp Stod, Färber, fteht, nicht in ber 
Lifte der Wählbaren, aber wohl zwei Färber Stod 
mit andern Vornamen. 

16.a.,Sohann Keßler, geftrichen weil derfelbe in der Lifte 
nicht vorkommt; OR 

b.,bei Joh. Schneider wurde wahrfcheinlich Georg ge: 
lefen und demfelben zugeichrieben. — 

20. Wilh. Enkmann geſtrichen, es ſtehn zwei Wilh. Enk— 
mann in der Liſte der Wählbaren. u s 

29. Philipp Prätorius, geftrichen, weil fein Philipp Pra: 
toriud wählbar ift. ' 

32. Wilhelm Prätoriud doppelt, einmal geftrichen. 

40. Wie bei 20. 

45. a. Johann Friederich Simon fteht nicht in ber Lifte der 
Mählbaren, aber mehrere Simon mit andern Bor: 
namen. 

b., Philipp Sacob Keßler deßgleichen fteht nicht auf Der 
Lifte der Wählbaren, aber vier Keßler, mit andern 
Vornamen. , 

46. Friederich Meber, fteht nicht auf der Lifte aber zwei 
Weber mit andern Vornamen. 

108. Die auf Chriftian lautende Abftimmung wurde ald 
unbezeichnend geftrichen. 

122. Zweimal Bürgermeifter Conradi, wurde einmal ge: 
ſtrichen. 

126, . Simon, geftrihen, weil mehrere Simon wähl 

ar find. | 

144, Joh. Wilhelm Keßler, geftrichen weil nur Joh. Phi⸗ 

| lipp und Franz Wilhelm Keßler wählbar find. 

146. Heinrich Effelborn, geftrichen weil zwei Heinrich Eſſel⸗ 
born in ber Lifte der Stimmfähigen vorhanden find; 
übrigens hat derfelbe aufferdem Feine Stimme erhalten. 

Diefe Stimme hätte nach der Anficht bed Aus: 
ſchuſſes gezählt werben müffen. 


‚zum 14. Protofoll, 5 


177. „Dieb —— wegen mangelnder Bezeichnung, da 
mehrere Dietz vorhanden ſind. 

184. Enthält 9 ſtatt 8 Abftimmungen, müßten baber 
ſämmtlich unberücfichtigt bleiben. 

190. .. Prätorius, zweimal, daher einmal geftrichen. 

204. Auf Sommer geftrichen, weil ein ſolcher nicht 
exiſti 

225. Franz Reitz, ift nicht wählbar. 

227. Wilhelm Herald, eriftirt nicht, war Herelle gemeint, 
fo wurde derfelbe ohnedieß Bevollmächtigter. 

230. Heinrich Herelle, giebt es nicht, alſo geſtrichen; J 

243. Johann Keßler, geſtrichen, weil Joh. ra gefogt 
feyn müßte, wollte man auch diefe Stimme dem 
leßteren zurechnen, würde er doch nicht Bevollmächtig- 
ter geworben feyn 

245. Jakob Philipp Reber, aus demfelben Grund geftrichen, 
deß leichen obige Bemerkung. 

249.a., Jakob Mathy, nicht wählbar. 

b. ‚Martin Kepler, gibt es nicht. 
e.,Hert Bär, ift nicht in der Lifte, aber mehrere Bayer \ 
mit verfchiedene Vornamen. 

251. Friederih Simon, ift nicht, in der Lifte der Wähl— 
baren zu finden, wohl aber mehrere Simon, mit an: 

dern Vornahmen. 

260. Jakob Schneider, Lederhändler, exiſtirt nicht, aber 
Johann Schneider, Lederhändler und ein Meiger und 
ein Mäckler, Jakob Schneibder. 

105. Wie zu 144. 

309. —— Diſtrikts⸗Einnehmer iſt nicht wählbar. 

b., Georg Prätorius, exiſtirt nicht. 
c., Franz Reitz iſt nicht wählbar. 

313. Die Abftimmung Eonradi „blieb — chtigt, weil 
zwei dieſes Namens wählbar find.’ 

858. Die erg „Dietz“ aus demfelben Grunde nicht. 
gerechnet 

364, a. ag Enkmann wie ad 20. 

b. „Sriebrich Prätoriud, der Mählbare heißt „Bil 


elm.‘ 
371. Enthält zweimal den Namen Effelborn, einmal bie 
Namen Eller, Simon und Joh. Schneider, 
während mehrere Wählbare denfelben Namen führen, 
En Dee u Stimmen wurden geftrichen. 
ie ad 
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Nro. 
407. Jakob Mathy, nicht wählbar. 
409. wie ad 248. 


429. a. Küchler ) wurden nicht berücfichtigt, weil mehrere 
“ — dieſen Namen führen. 


d. Braun, nicht wählbar. 

eE. Wolfl, find zwei dieſes Namens wählbar, wurden 
ſämmtlich geſtrichen. 

435. Küchler, Vater, geſtrichen wegen Mangels näherer Bes 
zeichnung, da deren zwei exiſtiren, und der Eine doch Be: 
vollmächtigter würde, der Andere es auch mit Zurechnung 
diefer Stimme nicht geworden wäre. 

438. „Schneider” ohne weitere Bezeichnung geftrichen. 

44. „Hr. Maſchmann“ geftrichen, weil mehre vorhanden. 

477, „Hr. Bayer‘, aus demfelben Grund. 

481. Wilhelm Dieb, weil Feiner der Wählbaren diefed Na: 
men? Wilhelm heißt. 

489. a. „Mafchmann”, ed gibt mehrere des Namens. 

b. Efjelborn, deögleichen. 
ce, Simon, geftrihen wegen Mangeld eined dem Ans 
fhein nach auödgeftrichenen Vornamens. 

504. Johann Schneider und Herr Mafchmann, geftrichen 
wegen Mangels näherer Bezeichnung. 

512, Philipp Prätorius, wie ad 364. 

516. M. Krämer, wegen fehlender näherer Bezeichnung; 
ber Eine der Wählbaren heißt Adam, der Andere 


Philipp. 

517. Safob Effelborn, zweimal, deghalb einmal geftrichen. 
529. Jakob Jacemar, eriftirt nicht. Der Wählbare heißt 
Johann, würde übrigens auch mit diefer Stimme nicht 
gewählt worden feyn. 

535. Simon Belmont, geftrichen weil zwei Wählbare die 
ſes Namens vorhanden. Endlich 

556. Johann Philipp Effelborn, eriftirt nicht, aber Johann 
er und Sohann Effelborn, die Stimme wurde ge 

richen. 

Auf diefe Weiſe dürfte e8 genügend nachgewiefen feyn, 
mit welchem Grunde 134 Stimmen aus 4688, theils als 
fehlend berechnet, theils als unleferlich oder undeutlich bezeich- 
net, nicht berüdfichtigt worden find, und nicht berüdfichtigt 
werben konnten. — Wollte man aber auch) annehmen, daß 
eine oder die andere Stimme, diefem oder jenem der MWähl: 
baren hätte angerechnet werben können oder müffen, während 
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es Seitend der Wahlcommiffion, jedenfalls im beften Glau⸗ 
ben, nicht gefchehen ift, fo würde dies auf das Wahlrefultat 
ohne Einfluß geblieben feyn, da der Mindergeftimmte der Acht 
zu Bevollmächtigten gewählten 250 Stimmen, der Nächſt⸗ 
folgende aber nur 233 Stimmen gehabt hat, mithin vorerft 
nachgewiefen werden müßte, dag Einem Wählbaren, was 
bier bei Wilhelm Bretich, welcher oben bezeichnete 233 Stim⸗ 
men, ober bei Philipp Jakob Dieb mit 232 Stimmen, als 
den beiden nächftfolgenden, dem erften 17, dem andern 18 
Stimmen mit Unrecht entzogen worden wären, wenn man 
mit Grund die Wahlhandlung anfechten will, was aber nicht 
nachgewiefen werden Fann. | 
| Nirgends endlich bat ſich gefunden, daß ganz unleferlich 
 gefchriebene und zum Theil frembartige Namen, Einzelnen zu: 
gerechnet worden wären, überdieß ift hiebei zu bemerken, daß 
wenn aud dem Herrn Abgeordneten Brund, ein oder der 
andere Name ald undeutlich, unleferlich oder fremdartig er- 
ſchien, derfelbe einem mit der Handfchrift und Namen bes 
Abftimmenden befannten, (wie dieß leicht bei einem der Orts⸗ 
vorftandsperfonen der Fall feyn Fonnte) gelingen mochte, biefe 
zu entziffern. „ar 

Der Ausſchuß, meine Herren, findet nach al’ biefem 
feinen Grund von feiner früheren Anficht abzumeichen, und 
trägt wiederholt darauf an, die verehrliche Kammer wolle die 
Wahl im Erſten Wahlbezirk der Provinz Rheinheffen, und 
namentlich die Bevollmächtigtenwahl zu Alzey, ald definitiv 
gültig anerkennen. 
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Bericht des zweiten Ausfchuffes über den Antrag des 
Abgeordneten Glaubrech, gerichtet auf Worlegung 
einer umfaffenden Mühls und Bachordnung für 
Rheinheſſen; erftattet von dem Abg. Lotheiſen. 


Der Abgeordnete Herr Glaubrech hat an biefe verehrliche 

Kammer folgende Motion gelangen laffen: 
(legatur Anl. Nr. 10 zum 5 SProt.) 

| * auf dem Landtag von 18°?/,, geſtellte Antrag lau: 

tet alſo: 
(legatur Beil, Bd, L Nr. 103. pag. 317.) 

Diieſer Antrag konnte damald nicht zur Berathung und 
Beichlußnahme gebracht werden, der Herr Antragfteller wie 
berholte ihn daher, während der vorigen Ständeverfammlung, 
und zwar unter ausführlicherer Entwidelung der Motive, 

Sch erlaube mir, auch diefen erneuerten Antrag zu vers 


lefen. . | 
(legatur Beil. Nr. 119 zum Prot. Nr. 18) 

In feinem in der Sigung am. 21. Auguft 1834 erftatte- 

ten Bericht, | | 
(cfr. Beil. Nr. 247 zum 49. Prot.) | 

entwickelte der Ausſchuß die Anfiht, daß der Motion nicht 
bloß für Nheinheffen, daß ihr auch für die Provinzen 
— —— und Oberheſſen Folge gegeben werden 
möge. 


Zur Berathung in der Kammer gelangte dieſer Gegen: 
fand am 29. Auguft 1834, an welchem Tage auch von ber 
Kammer einftimmig der Beſchluß dahin gefaßt wurde: 

„Dem Antrage des Ausfchuffes Folge gebend, bie 
Staatdregierung zu erfuchen, den Ständen baldmöglichft 
den Entwurf einer umfaffenden Mühl» und Bachordnung 
für das ganze Großherzogthum vorzulegen, durch 
welche die Rechte und Verbindlichkeiten der Mühlenbefiger 
in Bezug auf die ihre Mühlen treibende Bäche, und zwar 
fowohl gegen einander felbft, ald gegen die übrigen, die 
Bäche begränzenden und zur Wäfferung berechtigten 

| et oder Gemeinden genau normirt unb feftgeftellt 
werben. 
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Mit der erfien Kammer wurde fofort die erforberliche 
Communication gepflogen, dafelbft blieb aber, aus Veran: 
laffung der inzwifchen erfolgten Auflöfung der Ständeverfamms 
lung, der Gegenftand auf fich erliegen. | 

Meine Herren! Ihr zweiter Ausfchuß erachtet, gleich wie 
dieſes bei der letzten Ständeverfammlung gefchehen ik fowohl 
den Antrag, ald indbefondere auch den von der vorigen Kams 
mer gefaßten Beſchluß, wonach der Motion mit der Aus— 
dehnung auf das ganze Großherzogthum Folge 
gegeben wurde, für höcht zwedmäßig, und glaubt, daß 
nur in einer auf verfaffungsmäßigem Wege zu erlangenden 
neuen Mühl: und Bahordnung das Mittel zu finden fey, 
einer in biefer Beziehung mangelhaften Gefeggebung nachzus 
helfen, und das Intereſſe der Mühlbefiger, der Landwirth⸗ 
fhaft, und folgeweife aller Staatdangehörigen zu befördern. 

Ihr Ausſchuß trägt daher, indem er fich durch Die aud« 
führliche Verhandlung in der vorigen Kammer, jeder weiteren 
— ſeiner Anſicht überheben zu können glaubt, dar⸗ 
auf an: 

„es möge dieſer verehrlichen Kammer gefallen, den von 
der früheren zweiten Kammer der Stände gefaßten Beſchluß 
vom 29. Auguſt 1834 ſeinem ganzen Umfange nach, auch 
zu dem Ihrigen zu erheben. 
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Beilage Nr. 99 zum 15. Protokoll. 


Antrag des Abgeordneten Bergſträßer, auf Errichtung 
eines zweiten Phyſikats im Landrathsbezirk Breuberg. 





Der Landrathsbezirk Breuberg, aus etwa 18,000 Seelen 
beſtehend, bedeutenden Umfang vermöge ſeiner geographiſchen 
Beſchaffenheit, auf einer Länge von mehr als zwei Stunden 
an den Grenzen des Auslandes hinlaufend und daher auf 
dieſem Theile von aller ärztlichen Nachbarhülfe abgeſchnitten, 
iſt vielleicht der einzige Bezirk von gleicher Bedeutung im 
ganzen Lande, welcher nur einen einzigen Phyſikatsarzt mit 
einem Wundarzte zählt. Der Abgang eines zweiten, vom 
Staat beſoldeten, Arztes wird aber um ſo härter empfunden, 
als bei der notoriſchen Unvermögenheit der Communen, ſowie 
der Einzelnen dieſes Bezirks, ein nicht beſoldeter Arzt nicht zu 
ſubſiſtiren vermag. 

Der Unterzeichnete erlaubt ſich daher den Antrag: 

die Errichtung eines — Phyſikats im Landraths-⸗ 

bezirke Breuberg als Wunſch bei Großherzogl. Staats⸗ 

regierung auszuſprechen und bie hierzu nöthigen Geld: 
mittel zu verwilligen. - 


— — — — — 
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Beilage Nr. 100. zum 15. Protokoll. 


Antrag ded Ubgeordneten Bergfträßer auf Erbauung 
RSG zu Höhft, Landgerichts 
dafelbit. - 


Für das Landgericht Höchſt befteht Fein eigentliches Be⸗ 
zirfögefängnig, indem die beiden, hierzu bis jetzt verwende: 
ten, Aretiocale zu Breuberg nur für den Polizeiarreft vor 
handen find. Es trat daher fchon mehrmals der Fall ein, 
daß Gefängniffe oder Arreftlocale gemiethet werden mußten. 
Die Verpflegung und Bewachung der Inhaftirten auf dem 
Holirten Schloß Breuberg ift höchit Foftfpielig; die bedeutend: 

n Koften für den Staat entftehen aber dadurch, daß das 
andgericht alle Verhöre von Höchſt aus auf dem Breuberg 
felbft, 1'/, Stunden bavon entlegen, vorzunehmen hat. Die 
Zagegelder und Transportkoſten des Landgerichtöperfonals, 
der Mehraufwand an Verpflegung! und Bewachungskoſten 
belaufen fich, feit der Organifation von 1822, fo hoch, daß 
damit ein eigned Bezirksgefängniß zu Höchſt längſt hätte er- 
baut werden fünnen. Noch mehr aber als diefer Geldverluft 
ift der, durch die öfteren Hin: und Nüdreifen des Gerichd- 
onals entftehende Zeitverluft für den Dienft des, ohnehin 
chwach befesten, Landgerichtes zu beklagen. 

Der Unterzeichnete erlaubt fich daher den Antrag: 

daß es der hohen zweiten Kammer ber Landftände ge: 

fallen möge, zur Erbauung eines Berirfögefängniffes 

zu Höchft die nöthige Summe im Budget vorzufehen. 


Beilage Nr. 101. zum 15. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Wolff auf Ummandlung des, 
unter der Leitung ded Herrn Profeffor Roller zu 
Wormd beftehenden ZaubftummensSnftitutd zu einer 
Stantöanftalt. 





Diefer, fhon auf den Landtagen von 1833 und 1834 
beantragte, Gegenftand hat bi jegt die gewünfchte Erledi⸗ 
gung nicht gefunden, und ich erlaube mir baber, deſſen Wie: 
deraufnahme in die Iandftändifche Wirkfamkeit hiermit ange: 
legenlichft zu empfehlen. . 
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Beilage Nr. 102. zum 15. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Perrot auf Errichtung einer 
Provinzialftrage von Alzei über Weinheim und Of; 
fenheim bid an das Sägerhaus im Vorholz. 


Bei Dffenheim, an der baierifchen Grenze, liegt das 
fogenannte Vorholz, der einzige Wald von einiger Bedeu: 
tung, welchen der Staat in der Provinz Rheinheſſen befist. 
Hier werben wohl die höchften Holzpreiſe im ganzen Lande 
erzielt, indem alle Bewohner der Provinz, mit Ausnahme 
der vom Rheine befpülten Gemeinden, ihren Holzbedarf zum 
größten Theile aus diefem Walde beziehen. 

Nothmwendigerweife muß der einzige dahin führende Weg 
von allen dortigen Holzkäufern befahren werben, wodurch der: 
felbe zu einer der frequenteften Straßen im weftlichen Theile 
der Provinz wird und der Gebrauch. berfelben ift gerade zu 
einer Sahreszeit am häufigften, in welcher üble Witterung 
den lebmigen Boden ar unfahrbar und fogar gefährlich 
für dad Fuhrwerk gemacht hat. 

Die Herftellung und Unterhaltung diefer Straße, welche 
in der ganzen Provinz ald ein dringendes Bedürfniß gefühlt 
wird, kann den diefelbe begrenzenden unbemittelten Gemein: 
den Weinheim, Dffenheim und Bachenheim, zum Vortheil 
der übrigen, nicht allein — werden, ſondern muß 
allen anderen Befahrenden eben ſo gut obliegen, alſo eine 
Provinzialangelegenheit ſeyn. 

Wenn man dabei berückſichtigt, daß die Strecke dieſer 
Straße kurz, daher keinen großen Koſtenaufwand erfordert, 
durch die Herſtellung derſelben aber auch der Werth des dor⸗ 
tigen Holzes noch mehr erhöht würde, folglich dem Forftfids 
cus ebenfowohl, ald wie den Unterthanen zum Nutzen gerei- 
chen wird, fo hoffe ich, daß der Antrag, den ich anmit ftelle: 
die fraglihe Straße zur Provinzialftraße zu erklären, 
als folche, deren Anlegung am dringendſten ift, zu be 
handeln und aufnehmen zu wollen, allſeitige Unterftü- 

sung finden werde. 


Beilage Mr. 103. zum 15. Protokoll. 


Antrag des Abgeorbneten Perrot auf ein neues Hy⸗ 
pothefengefeg für die Provinz Rheinheſſen. 





Schon auf dem erften Landtage kamen, durch einen An⸗ 
trag des Abgeordneten Neeb von Niederfaulheim, die großen 
Mängel des rheinheffifchen Hypothekenweſens zus Sprache, 
und fo auc die Gebrechen veffelben in den beiden andern 
Provinzen. Auf die gemeinfhaftliche Adreſſe beider Kam⸗ 
mern über diefen Gegenftand, worin die Staatöregierung er 
fucht wurde: den Ständen Vorſchläge zu neuen gefeglichen 
Beſtimmungen vorzulegen, woburd den Mängeln des Hypo- 
thekenweſens bald thunlichft abgeholfen werde, erfolgte im 
8. 28. des Landtagsabſchiedes vom 8. Juni 1821 (Regie⸗ 
rungöblatt S. 214) die Iandeöfürftliche Entſchließung, in 
folgenden Worten: 


„Um ben eg bed Hypothekenweſens abzuhelfen, 
haben Wir die usarbeitung einer neuen Hypotheken⸗ 
ordnung, die Wir ſchon früherhin beginnen laſſen, zu 
beſchleunigen befohlen und werden den Ständen den 
Entwurf derſelben vorlegen laſſen, ſobald die Schwie— 
rigkeit dieſer wichtigen Arbeit ſolche zu vollenden ge: 
ſtattet.“ 

Auf jedem ber drei folgenden Landtage find dieſe Wün⸗ 
fhe in beiden Kammern lebhaft geäußert worden und in der 
Sitzung der zweiten Kammer am 19. September 1833 ev 
klärte ein Mitglied des Großherzoglichen Minifteriumd des 
Innern und der Juftiz, daß der Entwurf eines Hypotheken⸗ 

efeßes wirklich ausgearbeitet fey und bei dem Staatdrathe zur 

rüfung fich befinde. j 

„. Daß bie une des Hypothefenwefens fehr nachtheilig, 
bindernd und zerftörend auf den wirthfchaftlicben Zuftand, 
insbefondere der Provinz Nheinheffen, einwirken, indem bie: 
felben den Credit faft vernichtet haben, dafür aber auf Ko: 
ften des Glüdes und der Moralität vieles Kamilien und ganz 
zer Gemeinden den Wucher nähren, wie bad eine die häufl- 
gen Zwangdveräußerungen mit ihren Folgen, dad andere die 
Wucherprozeſſe beweifen,, ift fo notorifch und allgemein aner-- 
kannt, daß es unndöthig feyn bürfte, dieſe Nachtheile jest im 
Einzelnen zu entwideln. Aber das kann und will ich hier 
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auöfprechen, daß bie balbigfte Werbefferung der Hypotheken: 
ordnung zu den fehnlichften, überall verbreiteten Münfchen 
in der Provinz Rheinheffen gehört und daß unfere Staatöres 
gierung durch Fräftige Mitwirkung hierzu ſich ein unvergeßlis 
ches Denkmal hohen Verdienſtes in den dankbaren Herzen 
ber Rheinheſſen ftiften wird. 

Mich dem Antrage anfchließend, der Über diefen Gegen: 
fland von mehreren unferer dieſſeits rheinifchen Collegen in 
der letzten Sigung gemacht worden ift, trage ich darauf an: 

die hohe Staatöregierung zu erfüchen, den Entwurf, 
eined Hypothefengefeßed den Ständen noch auf dem 
gegenwärtigen Landtage zur Berathung und Befchlußs 
nahme vorlegen zu laſſen. 


\ 


Beilage Nr. 104. zum 15. Protofof. 


Antrag der Abgeordneten Hardy und Hirſch, Ermäßis 
gung der Stempeltaren in den Provinzen Starken: 
burg und Oberheſſen betr. 





Die Antragſteller haben aus der Erfahrung die Ueber⸗ 
zeugung erhoben: daß die unterm 27. Auguſt 1822 ergan⸗ 
gene Stempel: und Taxordnung mit Beobachtung der nach: 
Hefolgten Modifikationen, befonderd bei mehreren Handlun- 
gen der freiwilligen Gerichtöbarkeit in ihrer Ausführung drü— 
ende Härten erzeugt, deren Befeitigung wünfchenöwerth 
und nothwendig ih 

Sie erneuern daher den Antrag, welchen der Abgeorb- 
nete Hardy unterm 2. Juni 1834 an die damalige zweite 
Kammer der Stände geftellt hat und der ald die Ylte Bei⸗— 
lage zum 15. Protofoll abgebrudt ift, dem ganzen Inhalte 
nad) und bitten: 

daß ed verehrliher Kammer gefallen wolle, bemielben 

die geeignete Folge zu geben. 


Beilage Nr. 105. zum 15. Protokoll. 


Bericht ded zweiten Ausfhuffes, den Antrag-der Abs 
geordneten Heffe und Knorr, die Recurfe in Polis 
zei- und Korftftraffachen betr.; erftattet von dem 
Abgeordneten Ludwig. (vid. Drud Nro. 32. zum 
8. Protofoll.) 





Die Abgeorbneten Herren Heffe und Knorr haben bei 
des verehrlichen zweiten Kammer folgenden Antrag geftellt: 


legatur, 


Shr zweiter Audfhuß, meine Herren, bem dieſer Ans 
trag zum Bericht verfchrieben worben ift, kann folchen nur 
unterftüßen. 

Durch das allerhöchſte Edikt vom 6, Juni 1832 ift be: 
Fanntlich die Polizei= und Forftgerichtöbarkeit in den beiden 
bieffeitö rheinifchen Provinzen, welche bis dahin von den ein» 
fchlägigen Verwaltungdftellen ausgeübt wurde, proviforifch an 
die ordentlichen Gerichte überwieſen worden. Noch fehlt es 
aber an einem dad Verfahren in den betreffenden Sachen res 
gulirenden Geſetz, insbeſondere bezüglich der Recurfe. 

Diefe gehen gegen die Verfügungen und Entfcheidungen 
der Stadt» und Landgerichte, ald, an die Stelle der Land: 
räthe ꝛc. getretenen, Polizeis refp. Forftgerichte erfter Inſtanz, 
an die Hofgerichte, und gegen deren Erkenntniſſe in leßter 
Inſtanz an das Oberappellationd: und Gaffationdgericht, und 
find, fo wie zur Zeit, wo die Entfcheidung über die Recurfe 
noch den Provinzialregierungen und beziehungsweife dem 
Oberforftgericht, und in hoͤchſter Inſtanz dem Großherzogli- 
hen Minifterium des Innern und der Juſtiz zuſtand, aud) 
jest noch weder an eine beftimmte Strafgröße, noch an die Eins 
haltung beftimmter Sriften gebunden. 

‚ „Mag aud) eine ſolche illimitirte Recursfreiheit fo lange 
die Polizei» und Forftftrafgerichtöbarfeit noch von jenen frü- 
heren Behörden, mehr in abminiftrativen!, ald gerichtlichen 
Zormen, ausgeübt wurde, den Berhältniffen angemeffen ge 
wefen feyn; fe ift e8 nicht mehr, nachdem nunmehr die go» 
lizei: und Forfivergehen der gerichtlichen Strafrechtöpflege ans 
gehören und hiermit die Necurfe in dergleichen Straffachen 
die Beftimmung fürmlicher Rechtörecurfe angenommen haben. 


Beilage Nr. 105. zum 15. Protofol. 2 


Jedenfalls erfcheint ed ald ein auffallender Mißſtand und 
eine große Inconfequenz, daß, — während in anderen ges 
rihtlihen Straf⸗ und eigentlich peinlichen Sachen gegen er: 
Fannte Strafen, wodurch dem Berurtheilten bie wichtigften 
Güter entzogen werden und bie, ſchon in ihren geringeren 
Graden, die nachtheiligften Folgen für feine bürgerliche Exiſtenz 
und politifche Rechte haben können, der Gebrauch devolutiver 
Kechtömittel durch die Beobachtung gewiffer Fatalien und 
Formalien und durch, eine beftimmte Größe der Strafe be⸗ 
dingt, namentlich in leßterer Beziehung, bei dem Oberappels 
lationsgericht die NRevifion blos in dem Falle einer auöges 
fprochenen zweijährigen Zuchthaus oder einer berfelben glei 
chen, oder höheren Strafe, nnd die Appellation, unter 
Vorausſetzung ded Beweiſes völliger Unfchuld, nur dann, 
wenn mehr ald bürgerlicher Arreft zur Strafe auferlegt wors 
den, zuläffig if, — in Polizeis und Forftftraffachen wegen 
ber unbedeutenditen Strafanfäge und zu allen Zeiten Recurfe, 
fogar bis an das oberfte Tribunal geftattet feyn follen. 

Es fann der verehrlichen Kammer nicht entgehen, daß, 
wenn für die Recurfe in ben fraglichen Sachen feine ange- 
mefjene Grenzen feftgefet werden, die Hofgerichte und das 
Dberappellationd= ıc. Gericht mit einer Menge geringfügiger, 
fehr oft höchft ungegründeter Befchwerden, zum Nachtheile 
ungleich wichtigerer, in neueren Zeiten ohnehin fo fehr vers 
mehrtem Gefchäfte überhäuft werden müflen, was die Erfahs 
rung auch nur zu fehr beftätigt hat. 

Daß nächſtdem bei einer fo unbegränzten Recursbefug⸗ 
niß und, in Folge derfelben, durch die fpäte, oft Jahre lang 
bingehaltene, oder häufig gar nicht mehr mögliche Vollftres 
Kung der Strafe der Zweck derfelben vereitelt wird, und die 
Recurrenten in Koften gerathen, welche nicht felten die ihnen 
angefeste geringe Geldbuße, oder Gefängnißftrafe in ihrer 
Größe und Folgen bei weitem überwiegen, dürfte noch einer 
befonderen Berudfichtigung werth ſeyn. j 

Der Ausſchuß ift hiernach der Meinung, daß der vorlie⸗ 
genden Motion Folge zu geben fey. | 


Beilage Nr. 106. zum 15. Protokoll. | 


Bericht des zweiten Audfchuffes, den Antrag der Ab: 
geordneten Prätoriud und Goldmann, um Wieder: 
vorlegung eined Geſetzesentwurfes, wegen der in 
den Provinzen Starfenburg und Oberheffen zum 
Vortheil einzelner geiftlichen Stellen, oder Schuls 
ftellen zu leiftenden Frohnden betr.; erftattet von 
dem Abgeordneten Ludwig. (vid. Drud Nro. 84. 
zum 13. Protofoll,) 


Dem MWunfche der Stände entfprechend hat die Großher- 
sogliche Staatöregierung, auf dem nächftoorigen Landtag, in 
rubricirtem Betreff, der hohen erften Kammer einen Gefeßeds 
entwurf vorgelegt, welchen diefelbe unbedingt — hat. 

vid. Verhandlungen ber erſten Kammer de 1834 Bei: 
lagen Nr. 21 und 28 fodann Prot. pag. 89 und 110. 

Sn Folge ftattgehabter Communifation Fam diefer Ge 
fegedvorfchlag fofort bei der zweiten Kammer ebenfalld zur 
Begutachtung des Ausfchuffes und biernähft zur Berathung 
und Abftimmung. Er fand hier gleichmäßige einmüthige Zus 
flimmung; nur wurde dabei noch ein Zufab zu dem IIten 
Artikel gewünfcht, in welchen auch der Herr Regierungscom⸗ 
miſſär einwilligte. 

Verhandlungen ber zweiten Sammer de 1834 Beilas 
en I. Bd. B. Nr. 284 und Prot. II. Bd. P. 65 
. T und 21. \ 

Der zweite Audfchuß der erften Kammer, an welche die 
Sache nun wieder gelangte, conformirte fich in feinem wei: 
teren Bericht mit dem vorgefchlagenen Zufaße, und bei ber, 
hierüber in der Sitzung gedachter hochverehrlicher Kammer 
vom 18. October vorigen Jahrs eröffneten Berathung, erfolgte 
feine Bemerkung. 

Verhandlungen ber erften Kammer Beil. Nr. 49 und 
Protofoll pag. 224. 

Die bald nachher eingetretene Auflöfung ber Ständever- 
fammlung verhinderte indefjen die Abftimmung und fo blieb 
der Gegenftand unerledigt. 

Die Herren Abgeordneten Prätorius und Goldmann 
tragen jest darauf an, daß die hohe Staatöregierung um 
Wiedervorlage des fraglichen Geſetzesentwurfs erfucht werben 
möge, und berichtender Ausfchuß, mit dem Befchluß der frü- 
heren zweiten Kammer volllommen einverftanden , erklärt fich 
eben fo unbedenklich dem vorliegenden Antrag beifällig. 





Antrag des Abgeordneten von Günderrode auf Ber 
freiung des Bierd von der Tranffteuer. 


Schon öfters find Klagen laut geworben, daß bei ben 
Aderbaus und Gewerbtreibenden Klaffen der für Geift und 
Körper fo fchädliche Genuß ded Brandweins allzufehr über: 
hand genommen und dagegen der Verbrauch ded weit nahr- 
haftern und gefundern Biers, fehr abnehme. Der Grund 
biervon möchte wohl großen Theils darin zu fuchen feyn, daß 
die Bereitung bed Bierd durch bie darauf liegenden Abgaben 
vertheuert und erfchwert wird, Daher, namentlich auf dem 
Land, oft gar Fein, oder zum wenigften fehr fchlechted Bier, 
zu finden ift, und hierdurch der Gewerbömann lediglich auf 
den Genuß ded überall fehr billigen Brandweins verwiefen 
wird. Zur Verminderung ermähnter Uebel, ſcheint mir das 
geeignetfie Mittel zu feyn: die Bereitung und den Verkauf 

ed Bierd von allen Abgaben zu befreien, wodurch, den Brauern 
und Wirthen die Möglichkeit gegeben wird, beffered und bil: 
ligeres Bier als feither zu liefern, und trage daher darauf an: 
daß ed einer verehrlihen Kammer gefallen möge, ſich 
bei einer hohen Staatsregierung dahin zu verwenden, 
daß fowohl die Bereitung ald auch der Verkauf des 

Bierd von allen Abgaben befreit, dagegen aber aud) 

fo viel wie möglidy dafür geforgt werbe, daß die Brauer 

guted Bier bereiten. 


Beilage Nr. 108. zum 16. Protokoll, 


Antrag der Abgeordneten Pabft und Schneider, Abäns 
derungen in der Gemeindeordnung hinſichtlich der 
Ortöbürgeraufnahme betr. 


Die Unterzeichneten tragen darauf an, daß verehrliche 
Kammer die Staatöregierung erſuche, eine theilweife Abändes 
rung der Artikel 41 bis 50 der Gemeindeordnung in nachbe: 
zeichnetem Sinne auf verfaffungsmäßigem Wege zu veran: 


laſſen: 

1) Daß die Qualification zur Aufnahme als Ortsbürger, 
und folglich auch die zur Verheirathung, ein Lebensalter von 
25 Sahren bedinge, ohne jedoch die Dispenfation in brin- 
genden Fällen auszufchließen. 

2) Daß derjenige, welcher von dem Nechte, in dem Orte, 
wo fein Vater oder feine Mutter dad Ortöbürgerrecht befißen, 
oder ald Ortöblirger geftorben find, ald Ortöbürger aufgenom: 
men zu werden, Gebrauch machen will, dieſes dem Bürgers 
meifter fchriftlich anzeigen muß, welcher, im Falle gefegliche 
DBerweigerungsgründe vorliegen können, das Gefuch dem Ge: 
. meinderath zur Enfcheidung vorzulegen hat. 

3) Daß, derjenige, ?T welcher nachZierlangtem Alter, von 
25 Sahren an feinem Geburtöorte (diefen im Sinne des Ar 
tikels 41 der Gemeindeordnung genommen), aufgenommen 
feyn will, den Befig einer Wohnung, oder die Mittel, fich 
eine folche zu verfchaffen, nachweifen muß, und daß feiner 
Annahme diefelben Verweigerungsgründe entgegengefeßt wer« 
den können, welche nach Art. 46 der Gemeindeordnung der 
Aufnahme des Inländers entgegengefeßt werden müffen, der 
vermöge der Geburt Feine Anfprühe auf die Annahme hat, 
wogegen, im Falle die Aufnahme verweigert wird, Berufung 
an bie betreffende Negierungsbehörbe ftattfindet. 

4). Daß von jet an denjenigen, welche ein öffentliches 
Amt annehmen (ftandeöherrliche Diener mit eingerechnet) die 
Aufnahme als Ortöbürger, in dem Drte, wo fie ihr Amt bes 
Heiden, nicht verweigert werben darf, daß fich diefelben aber 
auch vor ihrer Verehelichung in den Gemeindeverband einlafs 
fen müffen. 

5) Daß die nah Art. 50 der Gemeindeordnung, der 
Staatöregierung in den Provinzen Oberheffen und Starten: 


Beilage Nr. 108. zum 16. Protokoll. 2 


burg zuftehende Befugniß, die Zahlung von Einzugsgelbern 
vr de Feſtſetzung Ri zur Aufnahme erforderlichen Vers 
mögen für diejenigen zu beftimmen, welchen vie Aufnahme 
vermöge der Geburt nicht zufteht, auch auf Die Provinz Rheins 
heſſen ausgedehnt werde. 

6) Daß das Snferendum nach Verhältniß ber Größe der 
Bevölkerung des betreffenden Drted, Der größeren oder gerins 
geren Schwierigkeit fih) Wohuung und Unterhalt verfchaffen 

u können, ermeffen, und, nach Anhörung des Gemeindevors 
anded, immer für eine Reihe von Sahren feftgefegt werde, 
und zwar um ein Bedeutende höher, als dieſes biöher in 
Starkfenburg und Oberheffen der Fall war. 

7) Daß ald weitere Bedingung für die Aufnahme eines 
Inländers, welcher vermöge der Geburt darauf feinen An: 
Bus machen Fann, dad einzuzahlende Einzugsgeld nach der 

röße des Vermögens der Gemeinde und der Vortheile, welche 
die Aufnahme in den Gemeindeverband gewährt, nach Anhö— 
rung des Gemeinderathd von der Regierungöbehörde beftimmt 
— und zwar ebenfalls auf eine beſtimmte Reihe von 
ahren. 

8) Den übrigen Inhalt der Art. 41 — 50 der Gemein⸗ 
deordnung, infofern hier nicht auf Abänderung angetragen 
ift, feßen wir ald fortbeftehend voraus. 

Die Motive zu unferm Antrage find, daß wir einen ‘ 
Hauptgrund zu der mit den Nahrungs: und Erwerböquellen 
an vielen Orten außer Verhältniß ftehenden Zunahme ber 
Bevölkerung, darin erkannt haben, daß die Gemeindeordnung 
das Anfäffigmachen von Perfonen, welche kaum fich, viel 
weniger eine Familie rechtlich und ficher zu ernähren im Stande 
find, auf eine unnatürlihe, Moral, Kraft und Wohlftand 
des Volks immer mehr gefährdende Weife, begünftigt. Wir 
erkennen zugleich in ben auf Abänderung bed Art. 46 der 
Gemeindeordnung bereitd in dieſer Kammer gemachten Ans 
trägen die gleiche Weranlaffung und Abfiht, glauben aber, 
daß durch einfeitige Abänderung bed Art. 46 der Gemeinde: 
ordnung, dergeftalt, daß die Aufnahme eined von einem im 
Orte nicht gebornen Inländers erfchwert wird, ohne zugleich 
Vorkehrung zu treffen, gegen die Bürgeraufnahme und da- 
mit in der Regel in Verbindung ftehende Verehelichung för: 
perlich und geiftig noch unreifer, oder wegen fchlechten Lebens: 
wandels, Förperlichen oder moralifchen Unvermögens offenbar 
zur vechtlichen Ernährung einer Familie unfähiger Drtdeinge: 
bornen, — der Zwed nur verfehlt werben würde. Endlich 
berufen wir und darauf, daß die meiften unfererer Nachbat- 
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ftaaten, welche fich einer Repräfentatio-Verfaffung erfreuen, 
zwar auch eine ber unferigen in vieler Hinfiht ähnliche Ges 
meindeordnung ihren Verfaſſungen einverleibt, darin aber 
wohlmweislich und in noch weit höherem Grade alle die Punkte. 
im Sntereffe der Gemeinden und ded Staatd gewahrt haben, 
welche wir hiermit erhoben haben, und die fi, wie wir 
hoffen, der forgfamften Prüfung der verehrlihen Kammer 
werben zu erfreuen haben. 


Beilage Nr. 109. zum 16. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Pabft, die Errichtung eines 
Landgerichtö zu Gernöheim ber. 


Wenn es nicht in Abrede geftellt werden kann, daf die 
vage, ob eine, und welche, veränderte Eintheilung der Be 
richtöbezirfe im GroßherzogthHum zwedmäßig fey, in vieler 
zn davon abhängt, daß dad zu erwartende allgemeine 
efegbuch vorher ind Leben tritt; fo kann diefe Anficht doch 
nicht dahin führen, folche einzelne Abänderungen in der Ein: 
theilung der jeßt beftehenden Serichtöbezirfe auch noch ferner 
im XAnftand zu belaffen, welche im Intereſſe der betheilinten 
Staatsbürger ald ein dringende Bedürfniß fich_ darftellen, 
vielmehr hat die Staatöregterung dargethan, daß fie dem eben 
auögefprochenen Grundfage huldige. Ä 


Zu den Ausnahmdfällen gedachter Art gehört ohne Zwei⸗ 
fel die Bildung eines neuen Landgerichtöbezirtö von Gernd- 
beim, beitehend aus diefer Stadt und den ihr nahe gelegenen 
Drten der Landgerichte Zwingenberg, Lorſch und Großgerau. 
Die Gründe dafür find, daß Gernsheim und bie auf 1 bi3 
1'/, Stunden davon entfernt liegenden Drte ſämmtlich von’ 
ihren dermaligen Zandgerichtöfigen fehr entfernt liegen, daß 
es für Gernöheim, das 3000 Seelen zählt, als Stapelplatz 
am Rhein jest fchon eine Bedeutung hat, die fi in der 
Folge gewiß erhöhen wird, ein biöher nur zu fehr empfunde 
ner großer Nachtheil ift, feinen Gerichtöfiß in feiner Nähe, 
viel weniger in feiner Mitte zu haben, daß diefe Stadt bei 
den früheren DOrganifationen jedesmal im Nachtheil blieb, und 
jest in Feiner Art mehr fich rühmen kann, irgend einer Qu: 
ſtiz Verwaltungs» oder Menteibehörde zum Sitz zu dienen; 
anderer durch die Zeitverhältniffe widerfahrener Mißgefchide 
nicht zu gedenken. — Nicht minder wichtige Gründe find, 
daß bie concurrirenden dermaligen Landgerichte, mit Zurech— 
nung a re von Fürth, durch die Errichtung eines Land: 
gerichtd zu Gernsheim ſämmtlich in ihren Gefchäften, über 
deren Weberhäufung jet bei denfelben geklagt wird, fo weit 
erleichtert werden können, daß bie Auftiz zum großen Bor: 
theil der Betheiligten fchneller von ihnen gefördert werden 
kann; daß diefelben zugleich weit beffer arrondirt werden Fön: 
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nen, indem bie ber Bergſtraße nahe gelegenen Drte des Bands 
gerichtd Fürth, deren Einwohner jest einen weiten und bes . 
fchwerlihen Weg zum Landgerichte haben, refp. den Landge— 
richten Zwingenberg und Lorfch zugetheilt werden, von diefen 
dann bie für Gernsheim viel beffer gelegenen Drte dagegen 
abgetreten werben u. f. f. 
Auf diefe Gründe geftüßt, ftelle ich bei verehrlicher Kams 
mer den Antrag: | 
1) die Staatsregierung zu erfuchen, ein Landgericht zu 
Gernsheim in eben ausgeführter Art zu errichten, und 
2) die dazu erforderlichen Koften zu verwilligen. , 
In Bezug auf die Koften wird die Stadt Gernsheim 
durch ihr Entgegenfommen mitwirken, daß der Aufwand ver: 
bhältnißmäßig gering feyn wird. 


Beilage Nr. 110. zum 16. Protokoll. 


Bericht des zweiten Ausſchuſſes über den Antrag des 
Abgeordneten Fritz, einen Sue zum Artikel 51. 
der Gemeindeordnung betr. (vid. Druck Nro. 56 
zum 10. Protokoll); erfinttet von dem Abgeordne; 
ten Lotheiſen. | 





Auf dem Landtage im Jahre 1834 ftellte der Abgeordnete 

Herr Friß, folgenden Antrag: 
leg. Beil. Nr. 219 zum 44. Protokoll. 

Den hierüber erftatteten Ausſchußbericht und bie flattges 
fundene Berathung, finden Sie, meine Herren, in der Beil. 
Nr. 230 zum 45. Protokoll und in dem Protokoll über die 
46. Situng der vorigen Kammer. 

Der zweite —* jener Kammer hatte ſich im Allge⸗ 
meinen mit dem Antrage einverftanden erflärt, jedoch unter 
der wefentlichen Mobification, dag der Ausländer, welchem 
dad Indigenat und dabei ein Ortöbürgerrecht im Großherzog: 
thum zu Theil geworden, eine Vertauſchung dieſes Drtsbür: 
gerrechtd mit demjenigen einer andern Gemeinde gegen den 
Willen der Legteren auf den Grund des Artikel 46 der 
Gemeindeordnung anzufprechen nicht berechtigt feyn folle, be: 
vor er fünf Sahre ald Inländer in dem Großherzogthum 
gewohnt habe. 

Die Kammer nahm, wiewohl mit der durch im Amen: 
bement des Abgeorbneten Herrn Dr. Heß herbeigeführten Be: 
ſchränkung, wonach die vorhin angegebene Periode von fünf 
auf drei Jahre herabgefegt werden follte, den Antrag de 
Ausſchuſſes mit 21 gegen 10 Stimmen an. 

Die hohe erſte Kammer gelangte über diefen Gegenftand 
zu feinem Befchluß, ed war der Landtag unterdeffen aufge: 
löst wöorden. 

Der Abgeordnete, Herr Fritz, hat nunmehr feinen noch 
nicht erledigten Antrag erneuert. 

Ihr zweiter Ausihuß, in deffen Auftrag ich Ihnen, 
meine Herren, den gegenwärtigen Bericht zu erftatten, die 
Ehre habe, hält die für den Antrag fprechenden Gründe für 
die Überwiegenderen, und einen Zufag zu dem Artifel SL der 
Gemeindeordnung allerdings für zweckmäßig und nothwendig. 

Beil. z. d. Verband. d. 2. Ram. I. Band, 15 


2 Beilage Nr. 110. 


In dem Berathungsprotofoll ber, vorigen Kammer find 
diefe Gründe größtentheild fo ausführlich erörtert, daß deren 
Wiederholung nur die Geduld dieſer verehrlichen Kammer 
auf eine überflüffige Weife in Anfpruch nehmen würde. Un: 
ter Hinweifung auf jene Berathung erachtet Ihr Ausſchuß 
daher nur für nöthig, zur Rechtfertigung feines berichtlichen 
Antrags auf folgende Momente aufmerkfam zu machen. 


Nach den Beftimmungen der Gemeindeordnung ($$. 41 
— 52) wird dad Ortöbürgerrecht entweder vermöge der Ge— 
burt oder durh Aufnahme erworben. 

Bon dem Letzteren ift hier allein die Rede. Diefes kann 
gefucht werben: 

1) von einem ortöfremden Inländer; 
2) von einem Ausländer - 

Der Artikel 46 der Gemeindeordnung attribuirt dem fei- 
ner Militärdienftpflicht enthobenen großjährigen, orts— 
fremden Inländer dad Recht, die ortöbürgerliche Auf: 
nahme auch an einem ſolchen Drte zu verlangen, wo fie ihm 
nicht vermöge der Geburt zufteht. Diefe Aufnahme kann 
ihm nur verweigert werben: 

a) wenn er den Ruf einer fittlih guten Aufführung nicht 


hat, oder Ä 
b) nach „menfchlichem Anfehen” ſich vechtlich zu ernähren 

nicht im Stande ift. 

Der Ausländer dagegen, welcher dad Ortsbürgerrecht 
im Großherzogthbum erwerben will, muß, nad) Inhalt des 
Artikels 51 vorerft dad Staatöbürgerrecht erlangen, das ihm 
die Staatöregierung zum Behuf feiner ortöbürgerlichen Auf: 
nahme ertheilt. 


Der Gemeinderath kann diefe ortöbürgerliche Aufnahme 
ben Ausländer verfagen: wenn 
a) derfelbe dad erforderliche Vermögen nicht befitt, oder 
b) die Aufnahme für die Gemeinde nicht vortheilhaft 
erfcheint, oder 
c) dem Supplicanten der Ruf einer fittlih guten Auffüh— 
rung ermangelt, oder 
d) „nach menfchlichem Anfehen” die Vermuthung begründet 
ift, daß er fich rechtlich nicht würbe ernähren können. 
Hiernacy wird die Aufnahme des ortöfremden In— 
länders an einem beliebigen Ort des Großberzogthumd un: 
gleich mehr in dem Geſetz begünftigt und erleichtert, als die 
des Audländerd, indem nur bei der Aufnahme des Les 
teren, unter andern auch bie Frage in Betracht kommt: ob 


zum 16. Prookoll. 3 


bie ——— für die Gemeinde vortheilhaft erſcheine oder 
ne | 


Es liegt in der Natur der Sache, Daß durch eigenthüm⸗ 
liche Local⸗ oder fonftige Verhältniffe an dem einen Orte 
die Aufnahme des Ausländers leichter bezwedt wird, ald an 
dem andern. Hierin wurde, feit Einführung der Gemeinde 
ordnung, vielfach das Mittel gefunden, bad Gefeh zu ums 


eben. 
— Fand nämlich der Ausländer an dem Orte A keine 
Aufnahme, fo wußte er feinem Geſuche an dem Orte B Eins 
gang zu verfchaffen, und kaum hier aufgenommen, dadurch 
aber zu den Rechten eined ortöfremden Inländers ge 
langt, forderte er, geftüßt auf die Beflimmungen des Artikels 
46 der Gemeindeordnung, die Aufnahme ald Ortöbürger in - 
dem Orte A, ald ein Recht, dad ihm, wollte auch der Ge- 
meinderath zu A dem Verlangen wieder nicht entfprechen, im 
Wege ded Recurſes an die Staatöregierung fobald zu Theil 
werden mußte, ald nicht einer oder beide der in dem Art. 46 
angenebenen Verweigerungdgründe ihm entgegen ftänben. 

Auf die Sräge: ob denn auch die Aufnahme für die Ge 
meinde A vortheilhaft erfcheine? Fam ed jet nicht mehr an, 
denn der die Aufnahme Suchende war ja nicht mehr, was 
er vor mehreren Wochen nody war, ein Audländer, er 
war jest ein ort3fremder Inländer, und fu gelangte 
oft der Ausländer durch die zu dieſem Zweck acquirirte 
Eigenfchaft eines ortöfremden Inländers zu der Aufnahme an 
dem Orte, auf welchen urfprünglich feine Wünſche gerichtet 
waren, an welchem er aber, als Ausländer, die ortöbür: 

erliche Aufnahme nicht gefunden hatte und nicht hatte finden 
Önnen. 

Daß in diefer Manipulation ein Mißbrauch und eine 
Umgehung des Geſetzes enthalten if, unterliegt feinem Zwei: 
fel. Es erfcheint diefe Manipulation die Nechte der betreffen: 
den Gemeinde verlegend, indem fie dieſer Gemeinde einen 
Ausländer ald Drtöbürger aufzwingt, ohne daß bei befjen 
Aufnahme der gefelich zu berüdfichtigende Grund: 

ob auch die Aufnahme für die Gemeinde vortheil 

haft erfcheine oder nicht? 
in Berechnung und Anwendung gebracht werden Fann. 

Die Gemeinderäthe werden feinem Ausländer die 
ortöbürgerliche Aufnahme verfagen, die fich ald vortheilhaft 
für die Gemeinde anfündigt und für welche die übrigen ge: 
feslihen Bedingungen vorhanden find; für dieſe pflicht- 
mäßige Amtöthätigkeit ber Gemeinderäthe die Ver 
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muthung, alfo auch bafür, daß ber Audländer, deſſen Auf: 
nahme ald Ortsbürger abgelehnt wurde, den gefeßlichen Er: 
forderniffen nicht habe entfprechen können. Findet nun diefer 
Ausländer an einem andern Drte die gefuchte ortöbürger 
lihe Aufnahme, fo hat die Gewährung dieſes Gefuchs für die 
letztere Gemeinde wohl vortheilhaft gefchienen; aber daraus 
folgt nicht, daß. feine Nieberlaffung in der erfteren Gemeinde 
nunmehr auch für diefe als vortheilhaft fich darſtellen müffe. 

Dffenbar wird daher die Gemeinde, die durch ihr Organ 
die Aufnahme ded Ausländerd ald unvortheilhaft für 
die Gemeinheit ablehnt, in ihren gefeglichen Befugniffen 
beſchränkt und verlegt, fobald der eben erft Abgewiefene, durch 
fofortige Acquifition des Drtöbürgerrechted in einem andern 
Orte, dad Recht zur alsbaldigen Niederlaffung in jener 
Gemeinde erlangt. 

Eine ſolche Rechtöverlegung, ober eine foldhe Umgehung 
bed Geſetzes zum Nachtheil einzelner Corporationen darf nicht 
in Schug genommen, fie muß entfernt werden; und dieſe 
Entfernung würde durch den angetragenen Zufag zu dem Ars 
tifel 51 der Gemeindeordnung bewirkt werben. 

Ihr Ausſchuß ift indeſſen der Anficht, daß die von dem 
Abg. Heren Fritz angetragene Periode von 10 Sahren leicht 
zu ungebührlihen Härten und zu Beeinträchtigungen der ein- 
zelnen Staatsbürger führen könnte; er glaubt daher, in Eon- 
formität mit dem Befchluß der früheren Kammer, daß ber 
gerügten Umgehung des Gefebed genügend begegnet werben 
dürfte, fobald dem ald Drtöbürger aufgenommenen Auslän= 
der eine Vertauſchung diefed Ortsbürgerrechts mit demjenigen 
einer andern Gemeinde gegen den Willen der Letzteren 
erft nach drei Jahren erlattet feyn würde; Ihr Ausfhuß 
trägt desfalld an: i 

ed möge der verehrlichen Kammer gefallen, den in dem 
Protofol Nr. 47 vom 16. Auguft 1834, unter Nr. V 
in fine enthaltenen Beſchluß der vorigen Kammer zu 
erneuern. 

Ein Mitglied des zweiten Ausſchuſſes iſt indeſſen dieſem 
Antrage nicht beigetreten. 
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Bericht des zweiten Ausſchuſſes, den Antrag der Ab; 
geordneten Knorr und Hefe, die Befchränfung der 
Rechtsmittel gegen Erkennkniſſe, wodurch über die 
Relevanz von Beweismitteln erfannt wird, bei den 
Gerichten der Provinzen Starfenburg und Ober; 
hefien betr. (vid. Drud Nr. 31 zum 8. Protokoll) 
erftattet von dem Abgeordneten Weyland. 


Meine Herren! 


Während feit einigen Lagen ein auf Verwirklichung des 
Artikels 103 unferer Verfaſſungsurkunde gerichteter allgemei- 
ner Antrag zu unferer Begutahtung vorliegt, find gleich zu 
Anfang des Landtages verfchiedene Motionen erfchienen, nr 
fih ein beſchränkteres Ziel geftedt haben, indem diefelben nur 
einzelne weniger tief eingreifende Verbeſſerungen des beftehens 
ben —— theils in den dieſſeitigen ie theils 
in der Provinz Rheinheſſen bezwecken. Es erſcheint daher 
wohl nicht unangemeſſen, daß wir eine der nächſten Veran⸗ 
laffjungen ergreifen, um und über den Geſichtspunkt auszu— 
fprehen, aus welchem wir die geftellten, und vielleicht noch 
zu ftellenden Eleineren Anträge, zu jener Hauptmotion be: 
trachten. 

Es kann Feinem Zweifel unterliegen, daß die le&tere, ges 
richtet auf eine alle Provinzen umfafjende ‚gemeinfame Ge⸗ 
feßgebung, vorzugäweife vor allen übrigen, unfere Aufmerf- 
famfeit in Anfpruch nehmen müſſe. Schon auf dem vorigen 
Landtage find in diefer Beziehung zwifchen den Yusfhüffen 
der beiden Kammern und dem Herrn Regierungscommiffär 
Unterhandlungen eingeleitet worden, deren Erfolg der Hoff: 
nung Raum gaben, daß eine vorläufige Vereinbarung über 
bie wefentlichften Grundbedingungen einer Fünftigen Gerichtd- 
verfaffung und Gefeßgebung zu Stande fommen werde. 

Schon find Einleitungen getroffen, daß jene Unterhand- 
lungen wieder angelnüpft, und auf die in dem früheren Aus— 
ſchuſſe zum Protofolle niedergelegten Grundlagen fortgefeßt . 
werden. So wie wir nun diefem vwichtigften Gegenftande 
unferer Berathungen die möglichite Sorgfalt und Befchleuni: 
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gung zu widmen für umfere befondere Pflicht erachten, fo 
werden wir nicht verfehlen, auch die Reſultate unferer Ber 
mühungen Shnen baldmöglichft vorzulegen. Ed ift indefien 
eine ganz neue Schöpfung im Sinne des XArtifel 103 bes 
‚greiflich nicht Das Merk von Monaten. Selbft unter den 
gen Eonjuncturen wesben Jahre vorübergehen, bis die 
erwirklichung unferer Hoffnungen auch nur in einigem Ums 
ange möglich feyn wird. Daher erfcheint es keineswegs 
erflüffig, ſolche Verbeſſerungen des beftehenden Rechtözu: 
ftandes jest fehon in’d Leben zu rufen, deren befondere Noth: 
wendigfeit eine ungetheilte Anerkennung verfpricht, Die, indem 
fie nicht allzutief in die Grundlagen der Gefeßgebung ein: 
reifen, vielmehr der zu erwartenden Fünftigen Gefeßgebung 
fh anzufchließen, vielleicht gar zur zweckmäßigen Vorberei- 
tung zu dienen geeignet fcheinen, und deren ungefäumter 
Fk endlich keine erheblichen Hinderniſſe entgegen 
ehen 


Von dieſer Befchaffenheit ift unter Anderm der Shnen 
aus den gedrudten Verhandlungen bereitd bekannte, auf Be: 
fchränfung der Rechtömittel gerichtete, Antrag unferer Colle- 
gen ge und Knorr. 

ie Weberzeugung, daß die Entfcheidung Eines Richters 
dem Staate und feinen Angehörigen Feine hinreichenden Ga: 
rantien gegen Unkenntniß oder Willführ gewähren, hat fchon 
mit der eriten Entmwidelung des Nechtözuftandes auf dad Bes 
dürfniß mehrerer einander fubordinirter- Gerichtäinftangen und 
des darauf gegründeten Nechted der Berufungen hingeleitetz 
eben fo fchnell hat aber auch die Erfahrung bewiefen, daß 
biefe Inſtitute, indem fie die Nechtöficherheit befördern, bei 
zu großer Ausdehnung den Fortgang der Proceffe hemmen, 
und die Nealifirung des Nechtes, zuweilen bis zur gänzlichen 
BVereitelung des Zwedes aller Nechtöpflege, hinausfchieben. 
Es war daher bisher, und wird ſtets die Aufgabe aller Ge— 
feßgebungen feyn, einen richtigen Mittelweg zn finden, auf - 
welchem den Nechtfuchenden die Remedur des höheren Nichs 
ters zwar offen gehalten, dagegen der Chicane die Mögliche 
keit, den Inſtanzenzug zu ungebührlichen Verzögerungen bed 
Rechts zu mißbrauchen, thunlichft befchränft werde. 

Wie diefe allerdings fchwierige Aufgabe in ältern und 
neuern Gefebgebungen zu löfen verfucht worden, kann natürlich an 
dieſem Orte nicht einmal angedeutet werben, Kür unfern 
Zweck genügt die allgemeine Bemerkung, daß, von der Rö— 
miſchen Gejeßgebung an, bid auf die neueften legislativen 
Verſuche, in der Beſchränkung der Appellationen gegen Zwis 
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fehenbefcheide ein wefentliched Abkürzungsmittel ber Proceſſe 
gefunden werden wollte. g | 

Unſere Gefeßgebung bieffeitd des Rheins, und vielleicht 
noch mehr die durch eine Reihe gleichförmiger Entſcheidungen 
in den bieffeitigen Provinzen feftitehende Jurisprudenz erfens 
nen in Bezug auf dad Recht der Berufung einen Unterfchieb 
unter Zwifchen: und Endurtheilen nicht an, ja die 1eßtere 
ftellt felbft einfache richterliche Decrete alddann mit förmlichen 
Erkenntniſſen hinfichtlih der appellablen Eigenfchaft in Eine 
Gategorie, wenn diefe Decrete auf voraudgegangene Verhand⸗ 
lung der Parthien gegeben worden find. 

Da indeffen die Erfahrung längft bewährt hat, wie fehr 
einzelne Nechtöftreite bei diefer Gefeßgebungdmarime verzögert 
werden können, fo hat der vor einer Reihe von Sahren be: 
reits monirte, bi jetzt aber zu einem Gefeße nicht erhobene 
Entwurf einer Unter» und Mittelgerichtsordnung für nöthig 
erachtet, die Appellationsbefugnig mittelft einiger in ben 
Rechtsgang tief eingreifender Beftimmungen zu befchränfen. 

Eine fo umfangreiche, und in den Gründen des Für und 
Mider jedenfalls höchft bedenkliche Frage dermalen ſchon Ih: 
rer Prüfung zu unterlegen, ift indefjen nicht entfernt die Ab- 
ficht der Herren Antragiteller. Sie wünfchten vielmehr nur 
in einem folchen Sale die Appellationsbefugniß in den dies: 
feitigen Provinzen vorläufig befchränft zu fehen, in welchem 
der Grundfaß, der, nach unferm Dafürhalten an die Spitze 
F desfallſigen legislativen Beſtimmungen geſtellt werden 
ollte, 

„daß nämlich die durch das Geſetz verſagte Berufung 

auf die endliche Entſcheidung der Rechtsfrage keinen 

irgend weſentlichen Einfluß ausüben dürfe,“ 
augenſcheinlich aufrecht erhalten werden kann. 

Es iſt nämlich die Procedur, wodurch irrelevante Be— 
meismittel aus dem Hauptverfahren ausgeſchieden werben, 
zwar oft geeignet, ein unnöthiged Verfahren abzuſchneiden, 
nicht felten wird diefe Procedur aber, der täglichen Erfahrung 
u Folge, von der Chifane mißbraucht, um den Ausgang der 

roceffe Jahre lang hinauszufchieben. Da nun, wo der Rich» 
ter ſich veranlaßt findet, einzelne Beweismittel in feinem Re: 
levanzerfenntniffesabzufchneiden, bürfte ed bedenklich feyn, 
demjenigen, welchem. fie verfagt worden, bie Berufung zu ents 
ziehen, denn der Verluſt derfelben Fönnte den Ausgang ber 
— bedingen. Da jedoch, wo der Richter gegen den 

illen einer Parthie ein Beweismittel zuläßt, könnte höch— 
ſtens eine ungebührliche Ausdehnung des Beweisverfahrens 


— — — — 
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eintreten. Denn, wenn bie zugelafenen Beweismittel wirt: 
li unerheblich waren, fo wirb ed dem Richter immer nad) 
dem Enburtheile unbenommen feyn, diefed auszufprechen, und 
den Beweisführer in die Erftattung der Durch jene ungebührs 
liche Ausdehnung verurfachten Koften zu verurtheilen. 

Da nun bie vorliegende Motion nur diefen letzten ganz 
unbedenklichen Fall in’3 Auge gefaßt hat, im Gefeß aber, 
felbft in diefer Beſchränkung, Nuben verfpricht, indem es 
unferen Obergerichten nicht fchwer fallen würde, aus ihrer 
Erfahrung eine zahlreiche Neihe von Fällen namhaft zu ma= 
chen, in welchen Appellationen und Oberappellationen, aus⸗ 
fchließlich gegen Zulaffung von Zeugen, Urkunden, Beweid- 
mitteln, FSragftüden u. f. w. gerichtet, in ihrem oft wahrhaft 
efelhaften Detail die Geduld der Richter ermüdet, und ber 
Chicane oder gemeinen Gewinnfucht zur Folie gedient haben: 
fo nehmen wir auch nicht den geringften Anftand, diefelbe der 
verehrlichen Kammer zur Berüdfichtigung zu empfehlen. Sa, 
wir glauben, bdiefen Antrag um fo auberfchtlicher ftellen zu 
fönnen, da es gar nicht zu bezweifeln feyn möchte, daß un 
fere künftige allgemeine Gefeßgebung die Appellationsbefugniß 
mindeſtens infoweit befchränfen merde, ald von ben Herren 
Antragftellern —— worden iſt, in dem vorgefchlagenen 
Gefege daher nichts gefchaffen werben wird, was demnächft 
wieder aufgehoben werden müßte. 
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Bericht ded dritten Ausſchuſſes der zweiten Kammer 
der Landftände, betr. Vorftellung ded Handeldmanns 
Feift Wallady zu Gottrau, im Kurfürftentbum Hef- 
fen, wegen &rtbeilung des Indigenats; erftattet 
von dem Abg. Dr. Köhler. 


NRubricat, welcher dad Ortöbürgerrecht in Alfeld zu er 
halten wünfchte, aber als Ausländer mofaifcher Religion — 
vorerſt das Indigenat bedurfte, wandte ſich deßhalb an die 
Großherzogliche Staatsregierung. Da Letztere ſich nicht ver: 
anlaßt fand, dem Verlangen des Petenten zu entſprechen, ſo 
bat derſelbe wenigſtens um Bewilligung eines temporären 
Aufenthalts in Aldfeld; und da ihm auch dieſes verweigert 
und ein von feiner Seite nochmald wiederholted Gefuh um 
dad Indigenat abermals abgefchlagen wurde, fo fand er fich 
bewogen, fich an bie damals verfammelte zweite Kammer ber 
— des Großherzogthums mit folgender Vorſtellung zu 
wenden: 

leg. die Vorſtellung vom 29. Auguſt 1834. 

Diefe Vorftellung wurde fodann dem dritten Ausfhuß der 
damaligen Ständeverfammlung zur Berichterftattung überge: 
ben, auch im Ausſchuß berathen und der deßfallſige Antrag 
an die Kammer befchlofjen ; fie blieb jedoch wegen der inmit- 
telft erfolgten Auflöfung des Landtags unerledigt. 

Derfelbe Detent fommt nun bei diefer verehrlihen Kams 
mer mit einer neuen Vorſtellung ein, die ich die Ehre haben 
werde, gleichfalls zu verlefen. 

leg. die Vorftellung vom 15, Mai 1835, 

Was biefe Eingabe zunädhft in formeller Beziehung 
betrifft, fo würde Ihr Ausſchuß, meine Herren, Anftand neh: 
men, fie Ihrer Berüdfichtigung zu empfehlen, wenn darin 
ein bloßed Monitorialichreiben zu erbliden wäre, dad die Ab: 
fiht hätte, bei der gegenwärtigen Kammer eine Verfügung 
auf eine Vorftellung anzuregen, die der früheren Kammer 
übergeben war, folglich zur Competenz berjegigen nicht geeig- 
net erfhiene. Wenn aber auch der Bittfteller, deſſen Abficht 
Feine anbere ift, ald bie eine Bitte, welche ex bei ber vorm: 
jährigen Ständeverfammlung angebracht hatte, bei der gegen: 
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wärtigen zu erneuern, fireng genommen — eine neue Aus: 
ührung und Begründung ded Gefinhd hätte vorlegen und 
[ nicht blos auf eine frühere Eingabe, felbft ohne alle Be 
eihnung feiner eigentlichen Beſchwerde, hätte beziehen follen, 
I ift doch die Wortfaffung der Vorftelung, weldhe er an 
die dermalige Ständeverfammlung gerichtet hat, von der Art, 
daß diefelbe nicht als ein bloßes Erinnerungsfchreiben, fon: 
dern ald eine wiederholte Vorlage zu betrachten feyn mögte, 
folglich über den Mangel einer vollftändigen Wahrung der 
Form dürfte hinauszugehen feyn. 

Anlangend um dad Materielle des Gefuchd, fo war 
der dritte Ausfchuß der vorigen Kammer deßhalb bereit3 mit 
dem betreffenden Großherzogl. Regierungscommiffar in Corres⸗ 
pondenz getreten und hatte an benfelben das Erfuchen geftellt, 
dem Neferenten entweder die Acten zur Einficht, oder wenige 
ftend Alles dasjenige, was zu Erftattung des Berichts erfor. 
derlich feyn dürfte, mitzutheilen, mit der weiteren Anmerkung, 
daß es in letzterem Falle für die Kammer von Sntereffe feyn 
mögte, die Gründe des Ortsvorſtands zu Alsfeld in Betreff 
der Ablehnung des fraglichen Geſuchs Fennen zu lernen. Die 
bierauf ertheilte Antwort des Herrn Regierungs-Commiſſärs 
lautet, wie folgt: (legatur Schreiben des Großherzoglichen 
Regierungscommiffärs). 

Die verehrlihe Kammer wird hieraus entnehmen, daß 
die Indigenatöverweigerung von Seiten der Staatöregierung 
befhalb ftatt hatte, weil der Gemeinderath zu Aldfeld die 
Aufnahme des Petenten beharrlich ablehnte. 

Schon der dritte Ausfhuß der früheren Kammer, weit 
entfernt zu glauben, daß die Gründe der Staatöregierung, 

feine jener Ablehnung des Gemeinderathd zu Alsfeld entges 
genftehende Verfügung zu erlaffen, nicht wohl erwogen ges 
wefen wäre, und gegentheild fortwährend der bei einer ande: 
ren Gelegenheit ausgefprochenen Meinung, daß die Staatd- 
zegierung von ihrer Befugniß, Aufnahmen auch gegen den 
Willen der Ortdvorftände zu verfügen, nur bei den dringend: 
ſten Veranlaffungen Gebrauch machen folle, war der Meis 
nung, daß auf dad Gefuch nicht mögte einzugehen feyn. 

Aud Ihr Ausfhuß, meine Herren, theilt diefe Anficht, 
und trägt demnach darauf an: 


dem vorliegenden Gefuche Feine Folge zu geben. 
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Bericht ded dritten Ausſchuſſes der zweiten Kammer 
über den Antrag des Abgeordneten Friß, auf Ans 
ftellung eines eigenen Kreiöthierarztedö im Kreife Frieds 
berg (vid. Drud Nr. 57. zum 10. Prot.); erftat- 
tet von dem Abg. Dr. Ritgen. 


Bei der Berathung über den Hauptvoranfchlag der Staats⸗ 
audgaben für die Sahre 1833 bis 1835 in ber TI. Sitzung 
des vorigen Landtags bemerkte der Abgeordnete Frik, es feyen 
für die Provinz Oberhefien fieben Thierärzte im Budget vors 
gefehen, davon feyen jaber nur fechd als wirklich vorhanden 
zu betrachten, indem ber eine, nämlich der fiebente, ald Thier— 
arzt bei dem Militär angeftelt fey. Daß diefer dasjenige 
nicht leiften könne, was man von ihm zu fordern berechtigt 
feyn follte, gehe fchon daraus hervor, daß er nicht unabhängig 
feye und daher auch feinem Berufe nicht nachgehen könne, 
wie es erforderlich wäre. Kaffe ihn fein Commandeur in Bub» 
bach nicht frei, fo Fünne er feine Dienfte ald Kreiöthierarzt 
leiften. Derfelbe gehe ferner in jedem Herbfte auf einen Mos 
nat mit dem Militär zur Nevue und werde daher feinem Bes 
zirfe während diefer Zeit ganz entzogen. Hierauf gründete 
der Abgeordnete Fri einen Antrag auf Anftellung eined bes 
fondern Kreiöthierarztes in Friedberg, welcher von mehreren 
Seiten unterftüßt wurde. 


In der 75ſten Sitzung wurde die Frage: 

„Bil die Kammer nach dem Antrage des Abgeorbneten 

Fritz die Staatöregierung erfuchen, dem Militärarzt im 

Kreife Friedberg die Belolbung ald Kreisthierarzt nicht 

mehr zu ertheilen, dagegen aber einen Kreiöthierarzt 

im Kreife Friedberg anzuftellen 2” 
mit 31 gegen 12 Stimmen bejaht. 

Der Abgeordnete Frig erneuert nunmehr feinen damals 
unerledigt —— Antrag mit dem Bemerken, es ſeye 
natürlich, daß der gedachte Militärthierarzt vermöge ſeines 
auptdienſtes ſchon vielfache Beſchäftigung habe, von der 

litärbehörde abhängig ſey, und, während der September: 
Uebungen, dem Militär zu folgen genöthigt, geraume Zeit 
aus feinem Bezirke 2 ſeyn müſſe. Der Herr Regie: 
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en gab über die Verhältniffe des Kreiöthierargtes 
Wüſt folgenden Auffchluß. 

In dem Kreife Friedberg feyen bermalen zwei Bezirfö- 
thierärzte angeftelt. Bei Errichtung ber Besirföhierarstfiellen 
für die Provinz Oberheſſen im Sahre 1821 fey nämlich der 
Dferdearzt Wüſt zu Butzbach, welcher fchon früher die Stelle 


eines Landthierarzted der Provinz Starkenburg bekleidet habe 


und mit Rüdficht hierauf Anſprüche auf eine anderweitige 
Berwendung habe bilden können, zum Thierarzt für die das 
maligen Landrathsbezirke Friedberg und Vilbel angeftelt. Für 
dDiefe Funktionen habe verfelbe den Gehalt von nur 100 fl. 
erhalten. Die Größe des gedachten Bezirks, und die bebeu: 
tende Entfernung des Wohnorts ded Thierarztes Wüſt, näm- 
lih Butzbach von Vilbel, habe im Sahre 1829, auf Veran⸗ 
loffung eines deßfallſigen Geſuchs des Ortsvorſtandes zu Vilbel 
und vieler Landwirthe der dafigen Umgegend, dazu beftimmt, 
für den vorhinigen Landrathsbezirk Vilbel, einen befonderen 
Thierarzt mit dem Wohnfige zu Vilbel in der Perfon bes 
Bezirföthierarztes Schneider zu beftellen. Lebterem fey e3 
ausdrücklich zur Pflicht SR rn in Berhinderungsfällen oder 
bei Ybroefendeit des Kreiöthierarztes Wüſt deffen Stelle zu 
vertreten. Aus diefen Gründen feye die Anftellung eines 
dritten Bezirksthierarztes im Kreife Friedberg unnöthig und 
ber Koften wegen nicht zu wünfchen. 

Aus der von dem Herrn Regierungscommiffär gegebenen 
Erläuterung geht hervor , daß der Kreis Friedberg ſich, ftatt 
eines einzigen Kreiöthierarztes, welcher in Friedberg ftationirt 
feyn würde, zweier Zhierärzte, der eine in Butzbach, der ans 
dere in Vilbel firirt, zu erfreuen hat, ohne daß dadurch ers 
hebliche Koften —— Der Kreis Friedberg befindet ſich 
daher verhältnigmäßig zu andern Kreiſen in Vortheil. Würde 
ber Thierarzt Wüſt aufhören, ald Kreisthierarzt zu fungiren, 
fo würde der — —— Schneider einziger Kreisthierarzt des 
Kreifed Friebberg bleiben, und wohl ohne Zweifel in Fried⸗ 
berg ftattonirt werden; fomit würde alddann dem Kreife Fried» 
berg der gedachte Vortheil entgehen. Die Thierärzte Wüſt 
und Schneider, beide ald Bezirköthierärzte, jener in Butzbach 
und diefer in Vilbel, beftehen zu laffen und einen dritten be» 
foldeten Thierarzt in Friedberg anzuftellen, würde allerdings 
für den Kreid Friedberg von noch größerem Vortheile feyn, 
allein die Befoldung von drei Thierärzten nothwendig mas 
chen. Würde endlich) die Befoldung dem Thierarzte Wüſt 
entzogen, dem Thierarzte Schneider dagegen belaffen und in 
Friedberg ein befonderer Kreiöthierarzt mit Befoldung anges 
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ſtellt, fo würden jedenfalls zwei Thierarztbefolbungen für den 
Kreis Friedberg verwendet. Diefer verhältnigmäßigen Uns 
feichheit zu andern Kreifen Tann der dritte Ausihuß das 
ort nicht reden, dagegen findet er nichts dawider zu erin- 
nern, daß das jest beftehende Verhältniß in Bezug auf bie 
Thierärzte Wüft und Schneider, da dadurch die Koften nicht 
erheblich erhöht werden, zum Vortheile des Kreifed Friedberg 
fortbeftehe und derfelbe trägt daher darauf an: 
die verehrlihe Kammer möge dem Antrage des Abg. 
Fritz fo lange Feine Folge geben, als die bisherige Ein- 
er und Befegung der Kreisthierarztbezirke fort: 
eſteht. 


Beilage Nr. 114, zum 16. Protokoll, 


Beriht des dritten Ausſchuſſes der zweiten Kammer 
über den Antrag ded Abg. Hardy, auf Vermehrung 
der Untergerichte in den Provinzen Starfenburg und 
Oberheffen, (vid. Drud Nr. 88. zum: 14. Pros 
tokoll); erfiattet von dem Abg. Dr. Ritgen. | 


Auf dem Landtage vom Jahre 18°%/,, ftellte der Abe. 
Braummwart (f. Beil. CX.) einen Antrag auf Verkleinerung 
der Landgerichtöbezirke überhaupt, und der Abg. Staudinger 
(t Beil. CXU.) auf Verkleinerung des ar Bieden- 
opf insbefondere, nachdem diefer Gegenftand bereit auf dem 
Landtage im Jahre 18°°/,, vom Abg. von Buſeck zur Sprache 
gebracht worden war. Der Ausfhuß trug bei dem Landtage 
18°°/,, darauf an, der Motion des Abg. v. Buſeck Feine Folge 
zu geben, weil die deßfallfigen Koften zu groß feyn würden; 
weil man die Kandrichter angewiefen habe, die Gefchäfte ber 
in entfernten Orten wohnenden Parthieen vorzugsmeile zu be: 
fördern, weil die zum Berichte aufgeforderten Regierungen feine 
wefentliche Veränderungen in die Kandeseintheilung hätten in 
Vorſchlag bringen können; und endlich) weil die in Antrag 
gebrachte Verfegung der Landgerichtöaffefforen, wollte man fie 
als felbftftändige Beamten auftreten laffen, ebenfalld große 
Koften verurfachen, im entgegengefeßten Fall aber die wohl: 
thätigen Zwede, welche auf die, dem Landrichter zufommende 
Dirertion und die unter defjen Zeitung zu bewirfende praftifche 
Ausbildung der Ajfefforen, gerichtet feyen, unerreicht bleiben 
würden. Der Ausfhuß glaubte in dem Snftitute der Land: 
fchreiber eine theilweife Abhülfe der Befchwerde zu finden. 
Die Discuffion ging auf diefen Vorfchlag ein und bei der 
Abftimmung wurde mit 37 Stimmen gegen 2 beichloffen, die 
Staatsregierung zu erfuchen, mit der Einführung der Land: 
fchreiber in denjenigen Diftriften den Anfang zu machen, in 
welchen fich Orte befinden, welche 3 bis 4 Stunden von dem 
Site des Landgerichts entfernt find (ſ. Heft VI. Beil. CLXXIL. 
und CLXXIV. pag. 31. — Hft. VIIL pag. 155. Hft. IX. 
ag. 27 und Hft. IL pag. 68) 

Der Ausihuß des Landtag5 im Sahre 18°°),, war be 
fonderd aud Rückſichten ded Koflenpunfted, gegen den Antrag 
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in Bezug auf Verkleinerung ber Bezirke, unterſtützte ihn bas 
gegen in Bezug auf die Einführung der Landſchreiber. 
Berathung und Abftimmung Keten in demfelben Sinne 
bei der 2. Kammer aus und die Frage, ob die Staatöregie- 
tung zu bitten fey, durch baldige theilweife Anftelung von 
Landfchreibern, befonderd in größeren Kandgerichtöbezirken, der 
Beichmwerde abzuhelfen, wurde mit 24 Stimmen gegen 12 
timmen bejaht. | 
: Die erfte Kammmer febte die Berathung bid zur Debatte 
über dad Budget aus und die Sache blieb auf fich beruhen. 
—«6S. 2. Kr. IV. Beil. CX. 13. Bericht IV. Beil. CXI. 
17. Discuffion IV. 185—199. Abftimmung V. 20. Erfte Kr. 
1. 125 Beil. 110 u. 112, Beriht U. 8. Beil. XI. Diöcuf 
fion II. 5. Abftimmung I. 14.) | | 
Auf dem Landtage vom Jahre 1833 ftellte der Abg. 
Hardy neuerdings den Antrag auf Verkleinerung der Unter: 
gerichtöbezirfe und machte darauf aufmerffam, daß bei Vers 
mehrung der Untergerichte die bei den Landgerichten angeftell- 
ten Affefforen zum Theile ganz entbehrlich fein würden. Zu— 
gleich trug er für den Fall der Nichtunterftügung diefer Mo: 
tion darauf an, daß die Zahl der Behörden zur Beforgung 
der Handlungen ber freiwilligen Gerichtöbarfeit die vor Allem 
dringend —— Vermehrung gewährt und dad Ins 
flitut der Landgchreiber ind Leben gerufen werbe. 

Der Ausfhuß der 2. Kammer beantragte die Verfleine: 
rung der Landgerichtöbezirke, 

(&. Beil. CCVIN.) | 

Bei der Berathung war die Mehrzahl dagegen, weil 
fie Gollegialität in erfter Inftanz und Deffentlichkeit des Ver— 
fahrens allgemein eingeführt zu fehen wünfchte und die Ko: 
ften für Vermehrung der Untergerichte, theils ald zu bedeu—⸗ 
tend, theils als fruchtlos verwendet anfah. Auch fiel die Bes 
rathung gegen das Inſtitut der Landfchreiber aus. Im dems 
jelben Geifte erfolgte die Abftimmung. Die erfte Kammer 
conformirte fich der zweiten. 

Auf dem Landtage ded Zahres 1834 erneuerte der Ab: 
georbniete Hardy feinen früheren Antrag. Der Ausſchuß der 
2. Kammer erklärte fich unbedingt gegen denfelben, indem er 
die Motive der 2. Kammer des Sahres 1833 im Auge be: 
hielt. Bei der Berathung theilte die Majorität die Anficht 
des Ausſchuſſes. Die Abſtimmung erfolgte in gleichem Sinne, 
jedoch war man einftimmig dafür, daß dad einzelne Landge— 
sicht Biedenkopf in zwei Landgerichte getheilt werden möge. 

Der Herr Regierungscommiffär äußerte, daß die Staat?- 
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zegierung bereit fen, bei Landgerichten, wie Biedenkopf, wo die Lo⸗ 
kalität die Theilung zugleich npthwendig und durch geeignete 
Orte für die Site der Gerichte ausführbar mache, diefe Theis 
Jung vorzunehmen, vorausgefeßt, daß die Stände die Fonds 
für die Dedung der Koften bewilligen, welche deßhalb nicht 
unerheblich feyen, weil nicht nur die Befoldungen de3 Land» 
richterd und des Actuars, fo wie des Gerichtödienerd, fondern 
auch die Unentbehrlichkeit von Lofalitäten für Gefängniffe 
u. dgl. m. in Betracht komme. Uebrigens könne die. Ver: 
mehrung ‚der Untergerichte nur bis zu einer gewiffen Grenze 
efchehen, welche theils durch die Koſten, theil$ durch das Ins 
—* der Aſſeſſoren, theils durch das Fehlen geeigneter, bins 
reichend großer und central gelegener, Drte für die Gerichts— 
fiße, gejeßt werde. Endlich finde die Staatöregierung an 
mehreren Gegenden in der nicht erfolgten Abtretung der Ges 
richtöbarfeit von Seiten der Standeöheren Hinderniffe rüd- 
fihtlih der geeigneten Abrundung der Gerichtöbezirke. 

Die erfte Kammer hielt bei der Berathung die Anficht 
feft, ed fey unter diefen Verhälniſſen am angemefjenften, in 
den Fällen, in welchen die Staatöregierung die Ueberzeugung 
von der Nothwendigkeit und Ausführbarkeit der Verkleinerung 
der Zandgerichte erlange, diefelbe in ben Stand zur unver: 
züglihen Ausführung zu ſetzen. E3 würde daher entweder 
eine deßfallſige eventuelle Bewilligung zu machen, oder ber 
Staatöregierung zu erklären feyn, die Stähde feyen bereit, 
die, für den gedachten Zwed bei der unverzögerten Ausfüh- 
rung zu verwendenden Summen, nachträglid gut zu heißen. 

Bei der Abftimmung wurde die Frage: 

„Belchließt die Kammer, diejenige Summe, welde in 

der Zwifchenzeit von dieſer zur naͤchſten Ständeverfamm- 

lung von ber Staatsregierung auf Verkleinerung einzel- 
ner Zandgerichte verwendet werden möchte, eventuell zu 
bewilligen ?“ 

einftimmig bejaht. 

Der Befchluß der erften Kammer wurde ber zweiten mit: 
getheilt, führte aber durch die erfolgte Auflöfung der Ständes 
verfammlung zu feinem Ergebniß. 

Nunmehr wiederholt der Abg. Hardy, um dieſen Gegen: 
ftand zur Erledigung zu bringen, feinen früheren Antrag da- 
bin, die verehrliche Kammer möge der Staatöregierung den 
Wunſch auf — — Landgerichtsbezirke in den Pros 
vinzen Starkenburg und Oberheffen, in fofern ſolche nach dem 
Ermeffen der Staatsregierung nüglich und nothwendig er: 
fcheine, zu erfennen geben und diefelbe erfuchen, hierüber zu 
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dem Budget ber bevorſtehenden Finanzperiode von 18°),, die 
eeigneten Propofitionen an die Stände gelangen zu laflen. 
ur Unterftügung feined Antragd hebt er in Anfehung bes 
Koftenpunktes hervor, daß aus der Anzahl ber bermalen ans 
geftellten Landgerichtsaſſeſſoren die neu zu creivenden Stellen 
delr Landrichter befegt werden können, indem bei verfleinerten 
Landgerichtsbezirken mehrere Richter an einer Gerichtöftelle un: 
- ter der Benennung Landrichter und Landgerichtöafjefjoren nur 
noch felten nothwendig fein würden. 

Inzwiſchen hat die Staatsregierung, bereit die für bie 
Theilung des Landgerichtöbezirks Biedenkopf in die Bezirke 
Biedenkopf und Battenberg erfordert werdenden Summen in 
dad Budget aufgenommen. 

Unter diefen Berhältniffen trägt der 3. Ausfchuß darauf an: 
die verehrliche Kammer möge dem Antrage ded Abg. Hardy 
in der Art Kolge geben, daß die Staatöregierung er: 
— werden möge, den Ständen darüber Vorlage zu 
machen: 

1) in welchen —— gleiche oder ähnliche Verhältniſſe 

wie bei Biedenkopf eine Verkleinerung der Landgerichts⸗ 
bezirke wünſchenswerth machen und — 

2) welcher Koſtenaufwand dadurch veranlaßt werden würde. 


Beil. z. d. Verhaudl.d. 2.Kam. l. Band. 16 
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Bericht ded dritten Ausfchuffes über die Beſchwerde 
bed Gefchäftsmannd und Gutöbefigerd Johann Spo— 
‚ nagel in Wefthofen gegen den Herrn Unterfuchungs- 
richter Lebert und Conſ., geſetzwidriges Verfahren 
bei Ausübung ihres Amtes betr.; erſtattet von dem 
Abgeordneten Dr. Schmitt. 


Der oben rubricirte Gutsbeſitzer Joh. Sponagel hat bei 
diefer verehrlihen Kammer folgende Befchwerde eingereicht — 
(wird verlefen) 

Den Snhalt und ... kurz zufammengefaßt, fo ergiebt 
fi) als factifcher Theil: der Beſchwerde Folgendes: 

Sn der Nacht vom 24. auf den 25. Auguft 1833, wurbe 
auf einem öffentlichen‘ Plate der Gemeinde Wefthofen ein 
fogenannter Freiheitsbaum gepflanzt und an denfelben follen 
Drohbriefe geheftet und die deutſche Nationalfarbe aufge: 
fledt gewefen fein. —: RER 

Dieß Ereigniß erregte die Aufmerkfamkeit der Behörden 
und veranlaßte, daß der Herr Unterfuchungsrichter Lebert in 
Begleitung des Herrn Staatöprocuratur: Subftituten Knyn 
und einem Gerichtöfchreiber fih am 26. Auguft 1833 an 
Ort und Stelle begaben, wo jedoch indeffen jene für gefährs 
lich gehaltene Zeichen bereitö verfchwunden gewefen zu feyn 
fheinen. — Man war nun bemüht, des Thäters Fundig zu 
werden und fcheint (ob mit Grund iſt hier der Fall nicht zu 
unterfuchen) Verdacht gegen den Petenten ober feine Umge— 
bun A eö ber directen oder entferntern &heilnahme, gehegt 
zu haben. — 

Die gedachte Beamten, der Unterfuchungsrichter nebft 
ber Staatöbehörde und dem Gerichtöfchreiber begeben fich in 
Begleitung des Drtöbürgermeifterd und zweier Gendd’armen 
am 27. Auguft in die Wohnung ded Joh. Sponagel der 
zwar augenblidlich abwefend, jedoch alöbald herbeigerufen 
war, — 

Er wurde ſofort von dem Herrn Unterſuchungsrichter 
mit der Veranlaſſung und dem Zwecke ihres Erſcheinens bekannt 
gemacht, und um die Oeffnung ſeiner Schränke zum Behufe 
der Einſichtsnahme ſeiner und ſeines Sohnes Papiere erſucht, 
Sponagel widerſetzte ſich dieſem Verlangen, indem Niemand 
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ein Recht habe, feine Papiere einzufehen, was denn zur Folge 
atte, daß ein Schloffer gerufen, ein im Zimmer befindlicher 

andfchrank geöffnet und fofort die darin befindlichen Schrif: 
ten, fo wie fpäter auch die in dem von Sponagel nun frei: 
willig geöffneten Schreipulte vorfindlichen Scripturen unter: 
fucht worden find, von welchen fämmtlichen Piecen zwei Briefe 
und ein von Sponagel befchriebenes Blatt Papier in Bes 
fchlag genommen und über den ganzen Hergang ein Protos 
koll errichtet wurde. — Die weiteren nach Angabe des Ne: 
damanten ftattgehabten Vorfälle, namentlich) bezüglich der 
Borlefung diefes Protokolls u. |. w. find Shnen, meine Herren, 
aus der Vorleſung deffen Befchwerdefchrift befannt geworden. 
Um 8. November 1833 wendete ſich Sponagel befchwerend 
an den Großherzogl. Generalabvocaten beim Obergerichte in 
Mainz, und nachdem er in Gefolge Ordonnanz des mit ber 
Unterfuchung beauftragten Sriedensrichters des Cantons Oſt—⸗ 
hofend vom 16, November 1833 durch Act vom 20. des nems 
lihen Monats vor denfelben geladen war, um wegen einer 
gefegwidriger Weife zur Sprache gebrachten poli— 
tifhen Angelegenheit vernommen zu werden, fo 
nahm er died und die in Gefolge der Verordnung flattgchabte 
Bernehmung zur Veranlaffung einer erneuerten, nun auch 
zugleich gegen den Friedensrichter gerichteten Beſchwerde bei 
dem Generaladvocaten, welcher jedoch am 6, December 1833 
erwiebderte, daß eine Befchwerde, gegen den Friedensrichter 
nur vor dem Kreiögerichte als competente Behörde angebracht 
werden fünne. — 

Am 13. Sanuar 1834 erfolgte eine weitere Befchwerde 
bei der nemlichen Behörde gegen den nämlichen Friedensrich: 
ter und zwar geftüst auf den Umftand, daß Sponagel am 
11. Sanuar 1834 vor denfelben geladen worden fey, um al& 
Zeuge Über Thatfachen und Umftände vernommen zu werden, 
die ihm bezüglich eines gewiffen Friedrich Funk befannt feyen 
und daß man auf fein erfolgtes Erfiheinen ihm den Zeugen: 
eid nicht abgenommen und eine Reihe von unziemlichen Fra— 
gen an ihn geftellt habe. — 

Da allen diefen Befchwerden Feine Folge gegeben wurde, 
und auch einem nach feiner Behauptung am 8. September 
1833 geftellten Anfuchen um Ausfertigung des am 27, Aus 
guft 1833 in feiner Wohnung errichteten Protocolls nicht 
willfahrt wurde, fo wendete ſich Neciamant an Höchftpreiß: 
liches Geheime-Staatsminifterum und demnächſt da Diefer 
Meg gleichfalls keinen Erfolg hatte, an Die verehrliche zweite 
Kammer der Landftände. — 

| 1 
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In diefer Eingabe wird von einer am 2. Februar 1884 
weiter begehrten Abfchrift eines Actenftüded geſprochen, von 
welchem jedoch nirgends erfichtlich ift, von welcher Behörde 
es emaniren und weffen Inhalts e& fein fol. — 

So weit dad Gefchichtliche, und in rechtlicher Beziehung 
fo reducirt fich die Beſchwerde auf folgende drei Punkte: 

1) Habe der Unterfuchungsrichter und Staasprocurafor 
durch die vorgenommene Hausfuhung feine Amtöbefugniffe 
überjchritten. — | 

2) Sey ein gleiched bei dem Friedensrichter des Canton 
DOfthofen bezüglich der von diefem ihm zugekommenen Bor: 
ladungen und Vernehmungen der Fall. — 

3) Habe man ungefeglidy ihm die Auöfertigung ded am 
27. Auguft 1833 errichteten Protofolled verweigert. | 

Ihr dritter Ausfhuß, meine Herrn, trägt nun 
nach Anficht der Art. 9, 22, 25, 26, 37, 41, 42, 59, 62, 
des Cod. inst. crim. 

Nach Anficht des Artikel 23 der Dienftpragmatit vom 
12. April 1820, — 

Nach Anficht des Artikels 56. der Griminaltare vom 
18. Suni 1811 und 

In Erwägung, daß fowohl der Unterfuchungsrichter als 
die Staatsbehörde bei der in der Wohnung ded Reclamanten 
ftattgehabten Hausfuhung ganz in dem Bereiche ihrer geſetz⸗ 
lich ihnen eingeräumten Befugniffe und unter Beobachtung 
der vorgefchriebenen Förmlichkeiten gehandelt haben. 

In Erwägung, daß die Befchwerde gegen den Friedensrichter 
des Gantond Dfthofen, abgefehen von der Frage ihrer Be— 
gründung, nach den Zuunn ded Art. 23 der Dienft- 
pragmatif bei der vorgefeßten Behörde dem Kreidgerichte zu 
— hätte müſſen erhoben werden, was bis jetzt nicht geſche— 

en iſt; | 
In Erwägung endlich, daß dad Begehren um Auöfertigung 
eine Unterfuchungdactenftüces nach Art. 56 der Criminals 
tare vom 18, Zunt 1811 durch ein förmliches Geſuch an bie 
Staatöbehörde bedingt ift, von welchem Feine Nachweife vor: 
liegt und deſſen MWillfahrung überdies nicht, als nothmendige 
Folge des Begehrens erfcheint, vielmehr die Werweigerung 
nad Lage der Unterfuchung ſehr möglich durch dad Interefie 
derfelben geboten fein Fann, — 
dahin an: 
daß es der verehrlichen Kammer gefallen wolle, bem 
Geſuche feine Folge zu geben. 
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Bericht ded dritten Ausfchuffes über den Antrag des 
Abgeordneten Wolff auf Ummwandlung ded unter der 
Leitung ded Herrn Profefjor Roller zu Wormö be: 
ftehenden Zaubflummen:Synftituts zu einer Staats⸗ 
anftalt (vid. Drud Nr. 101 zum 15. Protofoll); 
erftattet durch den Abg. Dr. Schmitt. | 





Meine Herren! 

Bereit? auf dem Landtage von 18°?/,, wurde von bem 
damaligen Abg. Hallwachs der gegenwärtige Antrag: geftellt 
und findet fich in dem zweiten Bande der Beilagen Nr. 280, 
fo wie dann ber Bericht, welchen der dritte Ausfchuß jener 
Kammer darüber erflattete in dem 4. Band Beilagen Nr. 
521 abgedrudt. — In Gefolge der darin enthaltenen aus: 
führlichen Entwidelung ging der Schlußantrag dahin: 

daß ed der Kammer gefallen wolle, der in Frage ftehen: 

den Motion Folge gebend, die Staatdregierung zu er: 

fuhhen, das zu Worms beftehende Zaubftummeninftitut 
des Profefford Roller in der Art zu einer Staatsanftalt 
zu erheben, daß fie diefen unter Entbindung von feinen 

Dbliegenheiten ald Gymnafiallehrer eigends zum. Lehrer 

der Zaubflummen ernennt, demfelben einen etwa noch 

erforderlichen Unterlehrer beigiebt, und die geeignete Vor: 
forge für ein Unterrichtölocal und deſſen Einrichtung 
übernimmt, fonach auch der Staatöregierung zu diefem 

Zwecke einen Credit bis zum Belaufe von 2200 fl. zu 

bewilligen. 

Die darüber gepflogene, in dem 136. Protokoll enthaltene 
Berathung war dem Antrage durchaus günftig und nur bar: 
über die Anfichten von einander abweichend, ob das Inſtitut 
in Worms belaffen oder zwedimäßiger nach Friedberg verlegt 
und mit dem Schullehrerfeminar allda vereinigt werden folle. 

Die Gründe für beide Meinungen werden Sie aus dem 
Inhalte der Berathung entnehmen, fie finden ſich indeffen in 
dem über den nämlichen Antrag bei der legvorhergegangenen 
Kammer durch den dritten Ausfchuß erftatteten und unter 
Nr. 145 I. Band Beilagen vorfindlichen Berichte zufammen: 
geſtellt. Die Anfichten der damaligen Kammer wurben in: 
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deſſen nicht zu einem Befchluffe erhoben, da die aldbald er- 
folgte Auflöfung derfelben died unmöglich machte. 

Auf dem Landtage von 1834 wurde der Antrag von 
bem Abg. Wolff wieder aufgenommen, und darüber der fo 
eben angeführte Bericht des dritten Ausfchuffes erftattet, deffen 
Anſichten fi) mit dem Berichte der vorhergegangenen Kam: 
mer und namentlich) auch damit vereinigten, daß die Belaf- 
fung des fraglichen Zaubftummeninftitut3 in Worms als fehr 
zweckmäßig erfcheine, ohne jedoch dies Belaſſen ald eine Bes 
dingung bed Folgegebend und Greditbewilligend fondern nur 
als einen MWunfch gelten zu laffen. 

Der Schlußantrag war ſonach dahin gerichtet: 

„daß es der Kammer gefallen wolle, der in Frage fliehen: 

den Motion Folge gebend, die Staatsregierung zu er: 

" fuchen, das zu Worms beftehende Zaubftummeninftitut 
des Profeſſors Roller in der Art zu einer Staatsanftalt 
zu erheben, daß fie diefen, unter Entbindung von feinen 
Obliegenheiten als Gymnafiallehrer, eigends zum Lehrer 
der Zaubftummen ernennt, demfelben einen etwa noc) 
erforderlichen Unterlehrer beigiebt, und Die geeignete Vor: 
forge für ein Unterrichtölocal und deffen Einrichtung 
übernimmt, ſonach auch der Staatöregierung zu diefem 
Zwede einen Credit bis zum Belaufe von 2200 fl. zu . 
bewilligen. Dabei verfelben zugleich) aber auch den 
Wunſch zu erkennen zu geben, daß das Inſtitut in 
Worms belaffen werden möge.‘ 

Die nunmehr erfolgte Berathung ift in dem 25. Protofoll 

(1. Bd.) abgedruckt, woraus Sie zugleich entnehmen werden, 
dag von dem Abg. von Gagern ein Amendement dahinfge- 
ftellt und von mehreren Seiten unterftüßt wurde: die Mittel 
zur Errichtung einer Anftalt zum Unterricht der Taubftummen 
als Staatsanftalt nicht zu verwilligen, jedoch die Staatöre- 
gierung zu erfuchen, Borfchläge zur Unterſtützung der Privat: 
Taubftummenanftalt des Profefjord Roller zu Worms, der ald 
eine Specialität in diefem Fache bekannt ift, an bie Stände 
gelangen zu laſſen. — 

Bei der erfolgten Abftimmung wurbe die erfte Frage: 
„Dil die Kammer, der Motion Folge gebend, die Staatd- 
regierung erfuchen, dad zu Wormd befiehende Taubſtum⸗ 
meninſtitut des Profeſſors Roller in der Art zu einer 
Staatsanſtalt zu erheben, daß fie dieſen unter Entbin- 
dung von feinen Obliegenheiten ald Gymnaftallehrer 
eigends zum Lehrer der Taubſtummen ernennt, bemfelben 
einen etwa noch erforderlichen Unterlehrer beigiebt und 
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die geeignete Vorſorge fir ein Unterrichtslocal und beffen 

" . Einrichtung übernimmt, ſonach auch der Staatöregierung 
zu biefem Bwede einen Credit bid zum Belaufe von 

3200 fl. bewilligen ? * 

mit 29 Stimmen gegen 12 verneintz — dagegen die 2, auf 

das oben allegirte Amendement des Abg. von Gagern ges 

richtete Frage mit 34 Stimmen ‚gegen 7 bejaht. ; 

Sn Gefolge der erforderlihen Communication an bie 
hohe erfte Kammer, wurde dort (nach Inhalt der 24. Bei: 
lage und des 17. Protofolld deren Verhandlungen) Bericht 
erfattet und Berathung gepflogen, womit Sie, meine Herren, 
die Güte haben werben, I vertraut zu machen. 

Die hierauf gefchehene Abftimmung genannter Kammer 
war folgende: 

Die I. Frage: 

Beichließt die Kammer nach dem Antrage ihres Aus: 

ſchuſſes der Staatöregierung ihre Bereitwilligkeit zu er 

klären, die im Falle der Errichtung einer Staats-Taub⸗ 
ftummenanftalt erforderlichen Geldmittel, auf erfolgten 

Antrag, zu bemwilligen ? 
wurde mit 10 gegen 4 Stimmen, bie 2. Frage: 

Befchließt die Kammer ſich mit dem von ber IL. Kam: 

mer über diefen Gegenftand gefaßten Befchluffe zu ver: 

einigen $ 
einftimmig verneint. 
Dagegen die 3. Frage: 

Befchließt die Kammer die Staatdregierung zu erfuchen, 

den Ständen einen Antrag vorlegen zu wollen, um eine 

bedeutendere, ald bie bisherige Summe, nad) dem Er: 
meffen der Staatöregierung, entweder zur Unterflügung 
ber Zaubftummen felbft, oder der inländifchen Taub— 
ftummeninftitute, zu verwenden? 

einftimmig bejaht. 

Die Sache gedieh fofort zur weiteren Berichtderftattun 
und Berathung an die 2, Kammer zurüd, erftere befindet fi 
unter Nr. 275 der Beilagen und geht in ihrem Schlußantrage 
dahin, dem Befchluffe der hohen erften Kammer beizutreten, 
die zweite im 58. Protofoll enthaltene fpricht fich in feinem 
dem Befchluffe der eben genannten Kammer entgegengefegten 
Sinne aud, und bei ber Abftimmung erfolgte einftimmiger 
Beitritt zu jenem Befchluffe, fo daß fofort eine gemeinfchaftz 
liche Adreffe entworfen, jedoch wegen erfolgter Auflöfung des 
Landtags höchften Ortes nicht übergeben worden. 


& Beilage Ar. 116. zum 16. Protokoll. 


Der Abg. Wolff hat num nach Inhalt des Protokolles 
ber legten Situng feinen Antrag erneuert, und Shr mit dem 
Berichte beauftragter dritter Ausſchuß trägt unter Berückſich⸗ 
tigung ber bei den früheren Verhandlungen namentlich in 

er Kammer entwidelten Gründe dahin an: 

Daß es ber verehrlichen Kammer gefallen wolle, den eben 

erwähnten Beſchluß auch zu dem Ihrigen zu machen. 


| 
4 


Beilage Nr. 117. zum 17. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Brund und Grode, die Bes 
förderung des Verkehrs durch direfte Poftverbindung 
und Perfonenpoften betr. 


Es ift allgemein bekannt, wie viel in unferem Gtaate, 
in kurzer Zeit für Erbauung von Staats: und insbefondere 
von Provinzialftraßen gefchehen ift und noch gefchiehtz es 
muß daher auch eine Aufgabe der Staatöregierung und der 
Stände feyn, diefe Straßen für den Verkehr, durch directe 
Poftverbindung und Perfonenpoften, infomweit ed ohne Nach: 
theil gefchehen kann, möglichft nugbar zu machen. Manches 
ift in diefer Beziehung ſchon geſchehen, es bleibt aber noch 
mehreres für die Provinz Nheinheffen zu mwünfchen übrig. 

* nehmen uns daher die Freiheit, folgende Anträge 

zu ſtellen: 

1) Die Staatsregierung zu bitten, ſtatt der im Herbſt vo: 
rigen Jahrs in Uebereinfunft mit der Königl. Preußifchen 
Poftverwaltung auf der Straße von Mannheim über 
Worms und Alzei nach Kreuznach, errichteten Briefpoft, 
durch Karren oder Karriolen, eine Perfonenpoft in Gang 
8 ringen. 

ie rl ggg Koften würden unbebeutend feyn, weil 
vor der Hand nur ein Pferd zuzugeben wäre. Wir haben 
auch die Ueberzeugung, daß Preußen zu ber vorgefchlagenen 
Derfonenpoft nicht nur die Hand bietet, fondern daß es zur 
Ausführung ſchon Vorſchläge gemacht hat. 

Diefe Straße, die eine der älteften im Lande ift unb 
vor ungefähr BO Jahren durch Churpfal;, von Mannheim 
nach Kreuznach erbaut wurde, führt 10 Stunden Wegs durch 
die Provinz Rheinheffen, und in der weiteften Entfernung 8 
Stunden vom Rhein ab, dient ald Verbindungsſtraße zwi: 
fhen dem Ober: und Niederrhein und wird nun, durch ben 
nicht mehr zu bezweifelnden Beitritt des Großherzogthums 
Baden zu dem deutfchen Zoll: und Handelöverein, an Fres 
an fehr gewinnen, nicht nur als nächſte Verbindungsſtraße 
zwiſchen Rheinpreußen und Baden, fondern auch ald Verbin⸗ 
dung mit einem bedeutendem heil von Rheinbaiern. — 

Nicht minder wird durch Ausführung unfered Antrags 
ber Verkehr mit unferen Handelöftädten Worms, Mainz und 


2 Beilage Rr. 117. 


Bingen, fehr befördert werben. . Die zu. ettichtende Perfonen- 
poft würde in Alzei mit der nah Mainz und in Kreuznach 
mit jener nach Bingen, nach dem ſchon beftehenden Lauf der 
Doftfarriolen, direct in Verbindung fommen. I 

Obgleich es ſtreng unterfagt ift, auf folchen Karriolen 
Derfonen aufzunehmen, fo wird doch nicht felten wahrgenom⸗ 
men, daß deren fich, oft gar in Mehrzahl, darauf befinden, 
nebft anderen Gegenftänden, die nicht darauf gehören. 
Aus bdiefen gewiß erheblichen Gründen wird die verehr, 
lihe Kammer ihre Zuftimmung zu dieſem Antrag und die 
Staatöregierung die Ausführung hoffentlich nicht verfagen. 

2) Die Staatöregierung zu bitten, in Verbindung mit der 
ad 1 vorgefchlagenen Perfonenpoft, eine andere von Alzei 
über Oppenheim nad) Darmftadt zu errichten. 

Auch diefed Unternehmen würde mit einer zmweis oder 
dreimaligen Erpedition wöchentlich), vor der Hand, in jeder 
Beziehung Vortheil bringen, weil diefer Poſtzug die Mitte 
der Provinz durchfchneiden, und fo den Berbehr im Allge: 
meinen befördern würde. Eine möchentlich von Alzei nach 
Darmftadt gehende Ordinär, welche in der Regel mit Per: 
fonen und anderen Gegenftänden überfüllt if, liefert den Be: 
weis hierzu. 

3) Die Staatsregierung zu bitten, der beftehenden Perfonen- 
poft von Darmftadt nad) Mainz, einen veränderten Cours 
zu geben, der Art, daß der Poſtwagen Mittagd von 
Darmftadt und Morgens von Mainz abgehen würde. 
Die beftehende Einrichtung dient nur zur Erleichterung 

des Verkehrs zwifchen diefen beiden Städten, aber nicht für 
das reifende Publitum, weil diefe Poft mit den übrigen zu 
Mainz anfommenden und abgehenden Poften nicht zufammen 
trifft. Dermalen kommt die Poft von Darmftadt Morgens 
um 9 — 10 Uhr in Mainz an, während die Eilmagen nach 
dem Niederrhein und Saarbrüden, auf der Pariferfiraße über 
Alzei, erft Abends um 8 — 9 Uhr abgeben. 

Gienge diefe Poft nad) unferem Antrag nah Mittag 
von Darmftadt ab, fo Fönnte man ohne Aufenthalt.mit bes 
nannten Eilmagen, oder ded anderen Tags in der Frühe mit 
dem Dampfichiff nach dem Niederrhein weiter fommen, und 
in diefem Fall müßte die Poft von Mainz nach) Darmftadt 
ded Morgens abgehen, wodurch die Reifenden, welche Abend 
zuvor mit Dampffchiffen und des Morgend in der Frühe mit den 
Eilwagen vom Niederrhein und Saarbrüden angelommen 
find, wieder direct nach Darmftadt abgehen könnten. 


zum 17. Protokoll 3 


Man könnte vielleicht hiergegen,einwenden, daß bei bie 
fer Veränderung, die nun von Mainz ankommende Poft nicht 
mit den Poften nach — und Heidelberg zuſammen⸗ 
treffe, was ſeither nach unſerm Wiſſen der Fall auch nicht 
war; abgeſehen hiervon, würde dieſer Einwand in keinem 
Fall von Gewicht ſeyn, weil Reiſende, welche von Main 
nach Frankfurt oder Heidelberg gehen wollen, den Weg na 
Darmſtadt nicht einſchlagen, ſollten ſolche aber, wie voraus: 
geſetzt werden mußte, wegen Geſchäften nach Darmſtadt 
gehen, ſo würde ihnen ein kurzer Aufenthalt zum weiteren 
Fortkommen, gerade erwünſcht ſean. | 

Wie fehr andere Staaten ſolche Poftverbindungen beförs 
bern und unterftügen, und wie fehr ſolche Anftalten den Wer: 
kehr befördern, dazu fehlt es an Beifpielen nicht. 4 


Beilage Nr. 118. zum 17. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Zulauf, die Einführung glei: 
cher Geldmünzen in den deutfhen Bundesſtaaten 
betreffend. 


Der Unterzeichnete ftellte in der vierten Sitzung zweiter 
Kammer ber legten Ständeverfammlung den rubricirten, Bei⸗ 

lage 31 abgedruckten Antrag, der feine Erledigung noch nicht 

g unden hat und den es daher feinem ganzen Inhalte nach 
iermit erneuert. 


Beilage Nr. 119. zum 17. Protokoll. 


Bericht des zweiten Ausſchuſſes, betreffend die Ans 
träge der Abgeordneten Knorr, Goldmann, d'Or⸗ 
ville, Friß, Zulauf und Xöffler, (Beilage Nr. 92 
zum 14. ‘Protofoll), fodann des Abg. Perrot, die 

- Borlegung eined Hppothefengefeßed im Allgemeinen 
und indbefondere für Rheinheſſen (Beilage Nr. 103 
zum 15. Prot.); erftattet von dem Abg. Heffe. 


Die Mängel des Hypothekenweſens in den beiden bies- 
feitigen Provinzen, fo wie die, aus folhen Mängeln refulti 
renden, auf den Verkehr und die Sicherheit ded Eigenthums 
höchſt nachtheilig einmwirkenden Folgen find allen Gefchäfts: 
leuten befannt. Da diefelben Klagen bezüglich deffelben In— 
ſtituts ſchon längft auch in der Provinz Rheinheſſen laut ge: 
worben find, fo hat fich die Staatöregierung, ausweislich der 
unterm 19. Septbr. 1833 in der Sigung der zweiten Kams 
mer (Protof. 122 pag. 257) von dem Herrn Regierungdcom- 
miſſär abgegebenen Erklärung, veranlaßt gefehen, vorzugs- 
weiſe diefen wichtigen, auf den Verkehr fo einflußreichen Theil 
bed Civilrechtes abgefondert bearbeiten zu laffen und es liegt 
nach dem oben erwähnten Kammerprotofoll der depfallfige 
Gefegedentwurf bereitd feit dem Jahr 1832 in einer Form, 
um demnädhft in dad allgemeine — la als integris 
render heil aufgenommen werben zu fünnen, dem Sroßhers 
zoglichen Staatdrath zur Prüfung vor. 

Muthmaßlich find die Hinderniffe, welche einer früheren 
- Berathung über biefen Entwurf —— ſtanden, im Verlauf 

mehrerer Jahre ei worden ober können, in fo ferne fie 
theilweife noch beftehen follten, namentlid in Betracht der 
Wichtigkeit des Gegenftanded, von dem ed fich handelt, wohl 
ohne Zweifel baldigft gehoben werden. Es kann daher ber 
zweite Ausſchuß die von den Abgeordneten Knorr, Goldmann, 
d’Orville, Fritz, Zulauf und Löffler einerfeit3, fo wie von 
dem Abgeordneten Perrot andererfeitd geftellten Anträge (leg.) 
nur ald eine ermwünfchte Gelegenheit betrachten, bei der vers 
ehrlichen Kammer darauf anzutragen: | Ä 
daß es bderfelben gefallen möge, die Staatdregierung zu 
erfuchen, den bereitd im Jahre 1832 beendigt gewefenen 

Entwurf eined Gefeßed über dad Hypothekenrecht der 

egenwärtigen Ständeverfammlung bald geneigteft zur 

Betlung und Beichlußnahme vorlegen zu laffen. 


Beilage Nr. 120. zum 17. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausfchuffes über die Befchwerde 
der Gemeinde Herzbhaufen, Kreifed Biedenfopf, die 
Erbauung eined Schulhauſes zu Morndhaufen an 

der Dautphe betr.; erftattet von dem Abg. Hardy. 





Nubricirte Befchwerde ift bereitö bei dem beiden jüngft 
vorhergehenden Landtägen vorgefommen. Sie Fam beim fünf: 
ten — nicht zum Vortrag und Berathung in dieſer 
Kammer, beim ſechsſsten Landtage wurde darüber Bericht er⸗ 
ftattet, berathen und durch Stimmenmehrheit der, der Bes 
fchwerde entfprechende Beſchluß gefaßt, die Staatöregierun 
zu erfuchen, dahin zu verfügen, jeded Einfchreiten der Admi⸗ 
niftrativbehörde in Bezug auf die hier zur Sprache gebrachten 
Bertragsverhältniffe zu entfernen und die Entfcheidung der 
ftreitigen Anfprüche lediglich dem Rechtswege zu übermeifen. 
Die Sache gelangte hierauf an die Erfte Kammer, auch dort 
wurde von dem dritten Ausfchuffe darüber berichtet, und bie 
Meinung ausgefprochen,, die Befchwerde, als zur Competenz 
der Stände noch nicht erwachfen, unberüdfichtigt zu laffen. 

Berathbung und Beſchlußnahme haben in der Erften 
Kammer nicht flattgefunden. 

Zu einiger Abkürzung dieſes Vortrags, bezieht ſich Ihr 
Ausſchuß Hinfichtlic der faktifchen Darftelung, auf den bei 
der vorigen Ständeverfammlung erftatteten Bericht, welcher 
ald Beilage 231 zum 45. Protokoll abgedrudt ift. 

Da die an diefe Kammer gelangte Befchwerde nur eine 
Wiederholung der vorherigen ift, folglich die Sache ſich nod) 
in dem nämlichen Zuftande wie zuvor befindet, fo hat Ihr 
Ausfhuß nicht nöthig gefunden, Dierüber mit dem betreffenden 
Heren ne in Communication zu treten. 

Zu gleichbaldiger Weberficht fegen wir das Gefchichtliche 
* F — vorliegenden Gegenſtandes in Folgendem 
urz hierher: 

Gemeinden Herzhauſen und Mornshauſen hatten 
früher zwei getrennte Schulen, und für eine jede derſelben 
einen eigenen Schullehrer. Im Jahre 1828 wurden beide 
Schulſtellen zu Einer vereiniget. Der Schullehrer wohnt zu 
Mornshauſen, er muß aber in einer jeden ber beiden Gemein: 


Deilage Nr. 120. zum 17. Protokoll. 2. 


den zu Mornöhaufen und zu Herzhaufen, ber vorhandenen 
Schuljugend Unterricht ertheilen. 

Eine jede diefer beiden Gemeinden befigt ein eigenes Lo— 
kal, in welchem der Schulunterricht gegeben wird und ver 
Schullehrer wohnt, wie gedacht, zu Mornshaufen in einem 
der Gemeinde zugehörigen. Gebäude. Diefe Wohnung des 
Schullehrerd und die mit deren ee und Unterhaltung 
verbundenen Koften find eigentlich die Veranlaffung und der 
Gegenftand der von der Gemeinde Herzhaufen erhobenen Be: 
ſchwerde. Letztere bezieht fich auf eine unterm 21. December 
1830 getroffene Bereinbarung, wonach hinfichtlich der Woh— 
nung des gemeinfchaftlihen Schullehrerd feftgefeßt wurde, 
daß diejenige Gemeinde, in deren Haus der gemeinfchaftliche 
Schullehrer wohne, von ber andern Gemeinde, welche auf 
diefe Weife das zu ſolchem Zwede beftimmte Lokal vermiethen 
und fomit Nußen daraus ziehen könne, eine angemeffene Ent: 
fhädigung erhalten fole. 

Diefe zu leiften, ift die Gemeinde Herzhaufen bereit, die 
Gemeinde Morndhaufen aber hat eine Entfcheidung ded Groß: 
herzogl. Landraths von Gladenbach, itzt Kreisrathd zu Bie— 
denkopf, für fich, dahin lautend: daß beide Gemeinden die Ko: 
ften, welche durch Erbauung und Einrichtung für die Woh— 
nung des Schullehrerd entitanden, überhaupt alle Koſten, 
welche diefe gemeinfchaftliche Schulmohnung jest und für die 
Zufunft erfordere, nach tem Steuerfapital einer jeden Ges 
meinde getragen werden follen. 

Diefe Entiheidung will die Gemeinde Herzhaufen unter 
Bezug auf die gedachte, won ihr ald rechtöverbindlich behaup: 
tete Vereinbarung nicht anerkennen, fie provocirt auf gericht: 
liche Cognition über die Gültigkeit jener Webereinfunft und 
der von ihr gegen den Ausfprud der Bezirföverwaltungsbe 
hörde an die höchite Staatöbehörde ergriffene Recurs ift ab- 
gefchlagen worden. Gegen letztere Verfügung hat fie fich 
nun an bie verehrlihe Kammer gewendet und um ihr: Ver: 
mittlung gebeten, damit jedes Einfchreiten der Abminijtrativ: 
behörbe entfernt gehalten und die Entfheidung der ftueitigen 
Anſprüche dem Rechtswege überwiefen werden möge. 

Aus diefer faktifchen Darftelung erfehen wir, daß weder 
die Verbindlichkeit zu Herftelung und Unterhaltung einer 
Wohnung für den gemeinfchaftlihen Schullehrer von Morns— 
haufen und Herzhaufen, noch auch die Art und Weife, in wel: 
cher dem Bedürfnifje einer folhen Wohnung abgeholfen wor— 
den ift, von irgend einer Seite beanftandet werden, und es 
ift nur die Frage flreitig, in welchem Berhältniffe die beiden 
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Gemeinden zu den durch jene Herftellung und Unterhaltung 
erwachfene und noch erwachfenden Koften beizutragen haben ? 

An Bezug auf diefe Frage, auf welche fich bier allein 
zu beſchränken ift, ftellt nun die Gemeinde Herzhauſen bes 
fchwerend vor: daß das Beitragsverhältnig zwiſchen ihr und 
der Gemeinde Mornshaufen dur einen. rechtögültigen Vertrag 
normirt, hierauf jevod von der Negierungsbehörde durchaus, 
feine Rüdficht genommen, vielmehr von derfelben, ihres Wi— 
derfpruches ohnerachtet, verfügt worden fey, daß bie fraglichen 
Koften nad) den beftehenden — Normen, d. h. von 
beiden Gemeinden nach dem Steuerkapital einer jeden Ge— 
meinde aufgebracht werden müßten. Dieſem Anführen der 
Gemeinde Herzhauſen ſteht die Behauptung der Gemeinde 
Mornshauſen gegenüber, daß ein Vertrag über das hier zur 
Sprache kommende Beitragsverhältniß nicht zu Stande gekom⸗ 
men und ſomit die Aufbringung der Koſten lediglich nach 
Anleitung der deßſalls beſtehenden allgemeinen Normen zu 
bewirken ſey. 

Zieht man bei dieſen widerſprechenden Behauptungen und 
Anſprüchen der betheiligten Gemeinden, die der Regierungs⸗ 
behörde obliegende Sorge für ſtete Befriedigung ſämmtlicher 
Schulbedürfniſſe und für ordnungsmäßige Aufbringung der 
hierzu erforderlichen Mittel in Berückſichtigung; erwagt man, 
daß ed fih von dem hochwichtigen Bedirniffe des Volksun⸗— 
terrichts handelt, welcher durch Disceptationen zwifchen zwei 
Gemeinden in feinem Falle beeinträcktiget oder geftört werben 
darf, betrachtet man ferner, daß die Entfcheidung der Frage, 
ob wirklih ein Vertrag zu Stande gekommen und welche 
rechtlihe Wirkung demfelben beizulegen fey? in dem vorlie: 
genden Falle nach der Anficht hred Ausfchuffes, lediglich zur 
Competenz der Gerichtöbehörde fich eignet; jo wird man zu 
der Ueberzeugung gelangen, daß die Regierungsbehörde be: 
vechtigt und verpflichtet war, das beftrittene Beitragöverhälts 
niß nach den beftehenden allgemeinen Normen, wie fie der 
Urtifel 85 der Gemeindeordnung vorfchreibt, !einftweilen zu 
ordnen, und der Gemeinde Herzhaufen zu überlaffen, ihre 
Behauptung, daß ein rechtöverbindlicher Vertrag zu Stande 
gefommen fey und in Folge deffelben eine Ausnahme von der 
Regel ftattfinden müffe, im Rechtswege auf die geeignete 
Meife zu begründen und geltend zu machen. Wenn man 
von diefem früher nicht ganz Elar herausgehobenen Geſichts⸗ 
punkte — ſo wird ſich die angegriffene Verfügung der 
Regierungsbehörde, wodurch die Anwendung der beſtehenden, 
als ſolche nicht in Zweifel gezogenen allgemeinen Normen 


zum 17. Protokoll, 4 


vorgeſchrieben worden iſt, an und für ſich nicht als beſchwe⸗ 
rend darſtellen und man wird nur etwa vermiſſen, daß in 
dieſer Verfügung der Rechtsweg nicht ausdrücklich vorbehalten 
worden iſt. Zur wirklichen Betretung des Rechtsweges ers 
ſcheint indeſſen ein ſolcher ausdrücklicher Vorbehalt durchaus 
nicht nöthig; die Befugniß dazu iſt — als ohnehin ge⸗ 
ſetzlich vorhanden, unbeſtritten, und der Gemeinde Herzhauſen 
ſteht es frei, denſelben zu beſchreiten, woran ſie auch bis itzt 
in keiner Weiſe verhindert wurde. 

Es muß ſodann dem weiteren Erfolge überlaſſen werden, 
ob und in wie ferne gegen die Gompetenz der Gerichte Ans 
ftände erhoben werden wollen oder nicht? Jede Aeußerung 
hierüber liegt für ist über dem Umfange der gegenwärtigen 
Beſchwerde, und der hierzu erforderlichen Begutachtung Ihres 
Ausſchuſſes. 

Nach allem dem hier Entwickelten iſt von Seiten der 
reclamirenden Gemeinde Herzhauſen, die Erfüllung des Arti— 
feld 81 der Verfaffungsurkunde nicht dargethan; es ift nicht 
bewiefen, daß fie in Hinficht ihrer individuellen Intereflen 
auf eine unrechtliche oder unbillige Art verletzt oder gebrüdt 
worden fey, und baß fie um Abhülfe ihrer Beſchwerde bei 
den Staatöbehörden zu erlangen, die gefeglichen und verfaß 
fungsmäßigen Wege vergeblich eingefchlagen habe; indem ihr 
der noch nicht betretene Nechtöweg in jedem Falle offen fteht. 

Ihr dritter Ausfhuß findet fich daher zu dem Antrage 
verpflichtet: 

„daß ber vorgebrachten Beſchwerde dermalen Feine Folge 

zu geben fey; der Gemeinde Herzhaufen vielmehr über: 

laffend, den ihr offen ftehenden Mechtöweg zu betreten.‘ 
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Beilage Nr. 121. zum 18. Protokoll. 


Antrag des Abgeordneten Glaubrech, die Ernennung 
eined weiteren Mitglieded des zweiten Ausſchuſſes 
an die Stelle ded Herrn Abgeordneten Langen wähs 
rend der Fortdauer der Abweſenheit vdefjelben aus 
der Kammer. 


Bekanntlich haben auf dem gegenwärtigen:kandtage bie 
Abgeordneten Herren Wolff, Prätorius, Schneider, D’Droille, 
Zulauf, Perrot, Fritz, Hardy und Goldmann einen Antrag 
auf Verwirklichung des Artifeld 103 der Verfaffungsurfunde 
dahin geftellt, die Staatöregierung zit erfuchen, noch auf bie: 
fem Landtage die Grundzüge der neuen ne 
legen und Vorfchläge über die zwedmäßigfte Art ber earbei: 
tung berfelben zu machen. 

Der zweite Ausfhuß ift im Begriffe, deßhalb ſowohl 
mit den Herren Regierungscommiflären, als mit dem Aus: 
ſchuſſe der verehrlihen erften Kammer in Benehmen zu tres 
ten, und in gemeinfchaftlihen Sigungen mit denfelben die 
fraglichen Grundzüge zu berathen. 

Diefe Berathungen find von ber höchſten Wichtigkeit für 
bad ganze Land, und fomit auch für die vo. Rheinheſſen, 
für dieſe vielleicht noch um ſo mehr, weil ſie bereits einer vollſtän⸗ 
digen, wohl in einander greifenden Geſetzgebung ſich zu er— 
freuen hat. Eine genügende Vertretung der ——— 
bieſer Provinz bei den erwähnten Berathungen iſt daher, wer 
kann ed läugnen? ſowohl in ihrem eignen Intereſſe, als in 
jenem des ganzen Landes dad durch den wechſelſeitigen Aus» 
taufch der Ideen und durch wechfelfeitige Webertragung des 
Guten und Nützlichen nur gewinnen kann, nicht nur höchft 
wünfchenswerth, fondern auch nothwendig und von der Ge; 
rechtigfeit geboten. 

Bei ber fortwährenden Abwefenheit des rheinheflifchen 
Ausfchußmitgliedes Herrn, Langen, ‚und da ich nicht weiß, 
wie lange deſſen Eintritt in die Kammer ſich noch verzögern 
wird, während der zweite Auöfhuß feine fraglichen Arbeiten 
zu beginnen im Begriffe fteht, fehe ich mich daher zu dem 
Antrage bei der verehrlichen Kammer veranlaßt: 

17? 


2 


Deilage Nr. 121. zum 18. Protofoll. 


Kür die fernere Dauer ber Abmefenheit des Abgeorbnefen 
— Langen, und insbeſondere zur Theilnahme an den 

erathungen über die oben erwähnte Motion der Abg. 
Herren Wolff, Prätoriud u. f. w. ein anderes rechtöge- 
lehrted Mitglied aus Nheinheffen zu erwählen, und für 
den Fall, wo biefe Wahl, wie ich nicht zweifeln ann, 
unfern Collegen 87 Schmitt (als den einzigen noch 
übrigen rheinheſſiſchen Rechtsgelehrten) treffen wird, den⸗ 
ſelben für die Dauer dieſer Wahl von den Arbeiten des 
dritten Ausſchuſſes zu entbinden. 


Beilage Nr. 123. zum 19. Protokoll. 


Antrag des Abgeorpneten Cameſaska, die Rheinübers 
fahrtgebühren bei Worms betr. 


Die Rheinüberfahrt bei Wormd war in früheren Zeiten 
zu */, dem ehemaligen Bisthume Worms, zu ”/,, der Stabt, 
und zu ?/,, dem Hoöpital zu Worms eigenthümlich, und es 
beftand fchon in dem 16, Jahrhundert, auch wohl noch län- 
ger, die Beftimmung, daß die Stadt Wormd, die Orte Lam: 
pertheim, Bürftadt, Biblis, Mattenheim, Nordheim, Hofheim, 
Borheimer Hof und Neufchloß nur die Hälfte des beftandes 
nen Tarifs bezahlten. | 

Es ift diefe Beftimmung in allen Pachtverträgen, welche 
dad Bisthum Worms und fpäter der Großherzogl. Fiscus, 
in Gemeinfhaft der Stadt Wormd, und dem Hospitalvorftand, 
abjchloß, enthalten, ja ed hat auch die Großherzoglich Heſſiſche 
Regierung diefe Beftimmung, welche in dem Revolutiondkriege 
auf furze Zeit unterbrochen wurde, im Sahr 1808 bei ver 
franzöfifchen Behörde durch Mepreffalien wieder herzuftellen 
gewußt, und ausdrüdlich die Erhebung einer früheren are 
für ungerecht erklärt; die beiliegenden Acten weifen diefed nach. 

Die alte herfömmliche Taxe wurde fonach von 18083 bis 
zum Sahre 1835 ununterbrochen wieder fort erhoben. Für 
dad Jahr 1835 erfchien nun ein neuer Tarif (Regierungs- 
blatt Nro. 89 von 1834), wonach die Gebühren für diefe Orte 
auf das drei und mehrfache der Früheren erhöht, und für alle 
Orte gleichgeftellt wurden. | 

Die Großherzogliche Staatöregierung ift an die Stelle 
des Bisthums Worms, alfo in deffen Rechte und Verbind— 
lidykeiten, fodann fpäter im Jahr 1831 durch Ankauf in bie 
Rechte und Werbindlichkeiten der Stadt und des Hospitals 
eingetreten, hat Zeßtere durch die Verpachtungen, und ihre 
eigenen Verfügungen im Jahr 1803 anerkannt, was fie aud) 
nicht anders Fonnte, da die Zriedensfchlüffe von Campo for- 
mio und von Luneville den Statum quo garantiren, und 
diefe B:fchlüffe aufrecht erhalten müffen. 

Die Großherzoglihe Staatsregierung hat ferner den An⸗ 
theil der Stadt Worms und des dafigen Hospitals ausdrück⸗ 
lich mit allen damit verfnüpften Gerechtfamen uud Berbinds 
lichkeiten, und nur defhalb um einen fo billigen Preis ac: 
quirirt; denn niemald würde fi) die Stabt Wormd, welche 
ohnehin den übrigen Orten Fein Recht vergeben konnte, zu ei: 
ner fo geringen Verkaufsſumme von 10,000 Gulden, welche 
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fie bei dem jegigen Tarif wenigftend zur Hälfte jährlich be: 
zahlen muß, veritanden haben, wenn fie auf diefe Vortheile, 
worauf auch die Berechnung bafirt war, für fih und bie 
übrigen Orte hätte verzichten wollen; ja ihr nicht vielmehr aus: 
drüdlich von dem mit dem Ankauf beauftragten Commiffär die be: 
ſtimmte Berficherung ertheilt worden wäre, daß die Staatd- 
regierung bei der Acquifition der Weberfahrt Feinen Gewinn 
zu ziehen beabfichtige, fondern dabei lediglicy die Beförderung 
und Belebung ded Handel3 und gegenfeitigen Verkehrs durd) 
Anlegung einer gefahrlofen und fchnellen Weberfahrt bezwede, 
wovon die Stadt Worms vorzugsmeife den Wortheil ziehe. 
Wenn ed daher fhon an und für fih nicht billig und 
ftaatöwirthichaftlich ift, die Weberfahrtögebühren zu einer grös 
Bern Höhe zu fleigern, ald die Koften der Unterhaltung dieſer 
Anftalten betragen, und wenn man bei den Chauffeen, welche 
mit den Ueberfahrten als Belebungdmittel des Verkehrs in 
gen gleichem Verhältniß jtehen, in der Huldigung diefes 
rundfaßes fo weit geht, daß nicht einmal die Unterhaltungs: 
foften durch die Erhebung des Chauffeegelded vergütet werben, 
fo erfcheint es doppelt hart und niederfchlagend, daß man den 
Bewohnern von Worms, Lampertheim, Bürftadt, Bobftadt, 
Biblis, Wattenheim, Nordheim, Hofheim, Borheimerhof und 
Neufchloß, die feit Jahrhunderten beftandenen, in alle bürgers 
lichen Berhältniffen und Berechnungen übergegangenen Rechte ıc. 
entzogen hat, und fo hohe Ueberfahrtsgebühren von ihnen in Ans 
fpruch nimmt, daß für viele Gegenftände der biöher beftan: 
bene fehr lebhafte Handel der beiderfeitgen Heffifchen Uferbewoh— 
ner zum Theil geftört, und fogar zum Theil ganz unterdrückt wird. 
Bei dem lebhaften Antereffe, welches gegenwärtig von als 
len Seiten für den freien und ungeftörten Handel genommen 
wird, Tann ein foldyes Prohibitiv-Syitem unmöglich in dem 
Sinne und Geijt der liberalen Großherzoglihen Regierung 
liegen, was ich wohl um fo mehr zu glauben berechtigt bin, 
als felbft auf dem Landtag von 1834, Protofoll 21, Seite 
18, der Großherzogliche NRegierungscommiffär erklärt hat, daß 
ed die Abficht gewefen fen, bei der Beftimmung der Ueber: 
fahrtögebühren für die dieffeitigen Orte in der Gegend von 
Worms fogar diejenigen Begünftigungen fortbeftehen zu laffen, 
welche bereitö beftanden hatten. 
Der Unterzeichnete gibt daher vertrauungsvoll der Hoff: 
nung Raum, daß e5 der verehrlichen Kammer gefallen 
möge, bei der hohen Staatöregierung zu veranlaffen, daß 
für die fehon genannten Orte die Gebühren der Ueber: 
fahrt wieder herabgefeßt werben. 








Beilage Nr. 124. zum 19, Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Brund, die Erbauung refp, 
Vollendung der Straße von Kreuznach über Planig, 
Genfingen, Odenheim, Algeöheim nad) Riederin; 
gelheim in die Rheinſtraße. 


— nn 


Diefe längft projektiste und von Kreuznach bis nad) 
Genfingen bereits vollendete Straße dient nicht nur zum Ver: 
Behr zwifhen Mainz und Kreuznach, indem. diefelbe durch 
den bevölfertften und mweinreichften Theil der Provinz Rhein: 
heſſen führt, fondern ift auch ald Verbindung der Nahe: und 
Rheinftraße und jener, welche aus Rheinbayern von Kaiferds 
lautern über Fürfeld nach Kreuznach) uud Bingen führt, von 
befonderem Intereſſe; nicht minder ift diefe Straße wegen 
dem Verkehr mit dem Mheingau und ald Verbindung mit 
dem Rhein und der Ueberfahrt zu Weinheim, wefentlich von 
Nugen. Nebſt vielen anderen Gegenftähden wird eine große 
Maffe gehauener Steine aud den Brüchen von Flonheim, 
Steinbodenheim und Fürfeld, nach diefem Theil der Pro: 
Ph Rheinheffen und befonderd nach dem Rheingau ver: 
ührt 


Die Vollendung diefer zwei Stunden Wegs langen 
Straßenftrede, bietet Feinerlei Schwierigkeit dar. 

Als Beweis der nothwendigen Vollendung diefer Straße 
dient anliegended Schreiben der Bürgermeifter von Algesheim, 
Ddenheim, Drommerdheim, Harweiler, Adpesheim und Gens 
fingen; meift Orte, für welche die von der Staatsregierung 
vorgefchlagene direkte Straße, von Wörrftadt nach Bingen von 
Intereſſe fein fönnte, wenn fie irgend einen Nutzen darböte. 
Nur die Stadt Bingen fcheint Diefe letztere Straße we: 
en ihren Weinbergöbefigungen in Ockenheim und Drommerd: 
Ei zu wünfchen; Wörrftadt felbft hat auch Fein Verlangen 
nach diefer Straße. 

Indem ich hiernach der verehrlichen zweiten Kammer bie 
rubrizirte Straße aus befter Weberzeugung von dem angeger 
benen Nugen und Zweck zur Empfehlung vorfchlage, Tann 
ich zugleich mit Beftimmtheit verfichern, daß die von Wörr: 
ftabt nach Bingen vorgefchlagene Straße ganz unterbleiben 
fann, weil zwifchen diefen Orten und nach diefer Richtung 
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Feinerlei Verkehr, wohl aber fchon eine Provinzialftraße mit 
unbedeutendem Ummege befteht, und nun durch die von mir 
vorgefchlagene Straße, den meiften, bei der direften Straße 
von MWörrftadt nach Bingen intereflirten Orten, eine Straße 
nad) Mainz und Kreuznach und mit einigem Umweg aud) 
nad) Bingen gegeben würde, wohin fie bedeutenden Verkehr 
haben, und wobei noch der bargethanene Nugen für ben 
allgemeinen Verkehr befondere Erwägung verdient. 


— — — — — — — m 


Beilage Nr. 135. zum 19. Protofolt. 


Antrag ded Abgeordneten Pabſt, die Bertheilung und 
bejjere Benußung des Grundeigenthums der Ger 
meinden betreffend. 


Durch die Vertheilung ded den Gemeinden gehörigen 
Bodens (audfchließlich ded Waldes) auf Eigenthum ift nicht 
überall der Wohlftand der Gemeinden und des Staats befür: 
dert worden und zwar hauptfächlic aus dem Grunde, weil 
bie Vergebung des Grundbeſitzes die Gemeinden des wefents 
lichften, oft einzigen Mitteld beraubt, als folche ein geficher: 
tes, jteted Einfommen zu haben, und nicht genöthigt zu feyn, 
nach dem Steuerfuße ausgefchlagen und als folche drüdende 
Umlagen zu machen; weil ber Ertrag jened Befiged durch 
verftändige Benutzung mit der Zeit bedeutenb erhöht werden 
kann, und dadurch den Gemeinden dad Mittel wird, den höheren 
Anforderungen der Zeit zu genügen; endlich, weil in Erhaltung 
des Grundbefiged ald Gemeindevermögen die Gemeinde eine 
Stütze befist, die ihr in Fällen der Noth von unberechenbas 
rem Nutzen feyn kann, gegentheild aber die Wertheilung in 
Feine Parcellen alle die Incomvenienzen und Nachtheile ber: 
beiführt oder doch erhöhet, welche wir durch die zu weit fchreis 
tende Parzellirung bereit nur zu fehr kennen. 

In folhen Gemeinden zwar, wo der benfelben zuftehende 
zu Acker oder Wieſe vortrefflich eeignete Boden nur fehr ges 
ringfügig, 3. B. zur Weide des Melkviehes benutzt, und ba: 
durch nicht nur Fein directes Einfommen für die Gemeinde 
erzielt, fondern eigentlich in der ganzen Gemarkung die Kultur 
auf niederer Stufe gehalten wird, bedingt freilich meine Ans 
ficht, mit der Beſchränkung der Theilungsfreiheit, auch eine zweck⸗ 
a Benukung jened Bodens. j 

m Sinne diefer Darftelungen, welche auf vielfeitig ge 
fammelten Erfahrungen und gepflogenen Unterfuchungen be 
— trage ich bei den Ständen des Großherzogthums da—⸗ 
sauf an: 

Die Staatöregierung um die verfaffungsmäßigen Vor: 
fehrungen zu erfuchen: j 

1) daß der Art. 95 der Gemeindeordnung dahin abgeän- 
dert werde, daß eine Zheilung der Gemeindegüter (audfchließ: 
lich des Waldes) mit Zuftimmung der Mehrzahl der Bürger 
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nur dann ftatthaben Fann, wenn außerdem, wad an Wiefen, 
Feld oder Weide zur aa nn wird, noch ein bee 
trächtliher Grundbefiß an Feld oder Wiefe von wenigftens 
einem Morgen auf jeden —— gerechnet, der Gemeinde 
verbleibe; auch daß neben dieſer Bedingung das zu theilende 
Grundſtück fo groß fen, daß jeder Bürger wenigftend '/, Mor⸗ 
gen Wiefe oder */, Morgen Ader an einem Stüd erhalte. 
Ausnahmen in befondern Fällen zu geftatten, follten der Res 
gierungdbehörde unbenommen bleiben. 

2) Daß auf den Vorſchlag, oder, nach gefchehener Aufe 
forderung von Seiten der Regierungdbehörbe, auf den Bericht 
ded Gemeinderathd bie herr hoc Viehweiden in’d Werk 

efegt und überhaupt diejenige Benugungsweife ded Grund» 

Aices, ed mag Acer, Wiefe, Meide oder Wüftung feyn, eins 
und durchgeführt werden Fann, welche für die Gemeinde, nes 
erh nm rechtlich beftehender Vorrechte, die vorthrilhafs 
tefte ift. 
3) Daß bei ber Weigerung eined Gemeinderaths, eine 
beffere Benutzung ter Gemeindegüter zu ergreifen, von ber 
Megierungsbehörde eine Unterfuchung durch unpartheyifche 
Sachverſtändige veranlaßt werden kann, auf welches hieraus 
erwachfende Gutachten hin, dad Minifterium für oder gegen 
den Antrag entfcheidet. 


Beilage Nr. 1%. zum 19. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Frefenius, Frig, v. Güns 
derrode, Löffler, Prätorius, Wolff und Zulauf, 
wegen Aufhebung der Zapfgebühr von Wein, und 
‚Einführung einer Klaffenweinfteuer. 





An der Stänbeverfammlung des — pro 
1834 wurde bei der zweiten Kammer in ihrer 8. Situng 
von mehreren Abgeorbneten ein, Beilage Nr. 274 abgebruds 
ter, Antrag übergeben, wornach die Zapfgebühr von Wein 
aufgehoben und eine Kläffenmweinfteuer nad Maadgabe ver 
Qualität des Weins eingeführt werden follte nämlich : 

für die 1. Klafie pr. Ohm 5 fl 


*. 
. 


: B 4 fl. | 
=: 8 s ⸗ ⸗ — 
ME. % 1 fl. 40 fr. 


J 1 fl. 20 fe. 
Nach der Anficht der Antragfteller follte diefe MWeinfteuer 
nicht fogleich bei der Probuftion entrichtet, fondern blos ans 
efchrieben und erft bei der Gonfumtion bezahlt werden. Sie 
ollte creditirt und wie dies jest fchon beim Branntwein ge 
ſchieht, mittelft Abfuhrfcheinen auf die neuen Empfänger über: 
wiefen werden können. Verſendungen ind Ausland follten 
definitiv abgefchrieben, von WVerfendungen in die Staaten des 
Zollverbandes aber, wo Auögleichungdfteuern beftehen, die 
Meinfteuer ebenmwohl entrichtet werden. 

Ein Sinanzgefeg fam inbeffen auf den vorigen Lands 
tage nicht zur Berathung und fo blieb der fragliche Antrag 
damals unerledigt. 

Wir erneuern daher jenen Antrag feinem ganzen Inhalte 
nach, nehmen auf die darin angeführten Motive Bezug und 
bemerken zu weiterer Empfehlung deffelben noch, daß feine 
Realifirung muthmaslich der Staatskaſſe einen höheren 
Ertrag von mehr als 100,000 fl. jährlich zuführen 
demungeachtet aber die Angehörigen des Großherzog: 
thums an diefer Steuer um einige taufend Gulden 
erleichtern würde. 

Auf den Grund vorliegender Notigen fchlagen wir bie 
jährliche Weinproduktion des Großherzogthums an, abzüglich 
der Hefe, zu etwa 135000 Ohm nämlich: 


- 
- 
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a) der jährlihe Weinverbrauch, fo weit davon Trank⸗ 
fteuer entrichtet wird, alfo auöfchließlich ber eigenen Confums 
tion ber Produzenten wird von Sr. Exellenz des Herrn 
Präfidenten Freiheren von Hofman in den „Beiträgen zur 
näheren Kenntniß der Geſetzgebung“ Seite 143 berechnet 


78,000 Ohm 
b) Ohne Entrichtung der Trankfteuer mö: 
gen eingeregt werden etwa '/,. diefer Summe. 7,800 ⸗ 
c) Die Zranffteuerfreie Confumtion der 
Produzenten mag zu '/, ber Summe a ange: 
Ihlagen werden . . 1950 +» 
d) Nach der ben Ständen auf dem Land: 
tage 1832 vorgelegten Weberficht ded Verkehrs 
des Großherzogthumd mit dem Audlande find 
vom 1. Suli 1828 bis Ende 1831, alfo in 
3'/, Sahren, nah Preußen abgefekt worden 
Ctr. zu 3°/, tr. pr. Ohm = 82,332 
Ohm alfo in einem Zahı . 23,523 - 
e) Nad) Bayern und Mirtemberg ded 
leihen 95 Etr. = 257, 4 Ohm alfo pr. 
ahr . 71 : 
f) Nach "andern Ländern 78038 Gent. | 
— 20810 Ohm, fonady für ein Jahr. . . 5946 -» 
Sunme 134,843 Ohm 
oder abgerundet 135000 Ohm. 
Bon der Ausfuhr nah andern Rändern f) mögen zu 
rechnen feyn: 
2) na Kurhefien und Sahfen */, mit 2973 Ohm 
nah Frankfurt, Baden und 
=: 17888 : 


Naffau 
c) nach Engiand, Deftreich und 
überhaupt nach Norden über 
Preußen hinaus . . . i 2/0 : 1892 » 
Klaffifizirt man die wobuzirt werdenden 135000 Ohm nach 
Anleitung ded Antrags und ſetzt 
2/0 in Ir Klaffe mit 13500 Ohm fo würden daran an Wein: 


fteuer angeſetzt 
adfl. . . 67,500 fi. 
— >» 24,000 > ja! . . 108,000 » 
AR ind » ⸗ 40,500 : 42 : 2 fr. 108,000 ⸗ 
wi; 10 nt =: ⸗ 27,000 ⸗ 1-40 fr. 45,000 s 
— inör ⸗ ⸗ 27,000 ⸗ 1 : 20 fr. 36,000 ⸗ 


ä 
ä 
fo beträgt die angefeßt werdende Weinfteuer . . 364,500 » 


zum 19. Protokoll. 3 


Die Ausfuhr findet nur von ben befferen Sorten, alfo 
von der eriten und zweitenGlaffe ftatt, und wenn auch wirfs 
ih von den geringeren Lagen zur Ausfuhr kommen follten , 
fo werden fie jedenfalls theild des guten Namend wegen und 
theils um deſto mehr an Steuern gut gefchrieben zu erhalten, 
ald zu den höheren Klaffen gehörig declarirt werden. Man 
wird demnach annehmen fünnen, daß die Ausfuhr ftatt finden 
— Hälfte aus erſter Klaſſe und zur Hälfte aus zwei⸗— 
ter Klaſſe. | 

Bon der Ausfuhr nach Ländern die nicht zum Zollver: 
bande gehören oder nach Staaten des Zollvereind in welchen 
Uebergangäfteuern (Ausgleihungsabgaben) nicht erhoben wer: 
den, würde die Meinfteuer abzufchreiben feyn. 

Bon den angefchriebenen 364500 fl, würden daher abgehen : 
a) wegen der Ausfuhr nach Baiern und MWürtembeg 


von 74 Ohm 

b) = ⸗ s Frankfurt, Baden 
und Naffau . . 17858 - 
0) =,» s :e England, Deftreih 11892 - 


Summe von 3047 Ohm 
alfo von 1523'/, Ohm Ir Klaffe a5 fl. . . 7617 fl. 
: 1923'/, : : d4f.... ⸗ 
Summe des Abgangs 13,711 fl. 
Es bleiben daher der Staatöfaffe . 850,789 fl. 
Bei Einführung der proponirten Klaffenfteuer haftet 
foiche bereitd auf dem Wein, indem fie bei Verfendungen in 
folche Länder des Zollvereined, wo Ausgleihungsabgaben be 
ftehen, nicht abgefchrieben wird. Die Steuer fommt alfo der 
biefigen Staatöfafle zu gut, wird aber in Wergleichung mit 
den bermaligen Verhältniffen, welche Entrichtung der Auds 
leihungsabgaben an der Grenze bedingen, von ben Berfäus 
ern auf den Werth des Weind geichlagen, alfo nad) wie vor 
von den ausländiihen Abnehmern getragen werben. 
Dergleichen Verfendungen find: Ä 
a) nah Preuflen - - >» 2 2 2 202000. 28523 Ohm 
b) s Kurhefien und Sachſen . . . . 2983 > 
Summe 26,496 Ohm 
wovon ?/, aud ber erften und ?/, aus der zweiten Klaffe ge 
rechnet werben. | 
Die Weinſteuer davon würbe demnach betragen 
von 10598, 4 Ohm in Ir Klaffe 4 5 fl... . . 52,992 fl. 
⸗ 15897, 6 3 :s 2 . af... . 68580 : 
Im Ganın. . » 2». , 116,582 fl 


/ 
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Bon den nach obiger Berechnung in bie 
Staatöfafle fließenden . . . 850,789 fi. 
würden demnach von dem Gonfumo des Inlandes, 
alfo aus den eigenen Sädeln der Angehörigen des 
Sroßherzogthums, zu entrichten feyn . . 234,207 fl. 
Des Herrn Präfiventen Freiherrn von Hofman | 
Erellenz, giebt dad Einfommen der Trank— 
— von Wein an Seite 141 der ur 

2, 


Bie Bapfgebühr Seite 142 be 
zu 184,249 fl. 


Im' Ganz en zu — — 237,007 fl. 

die Großherzogl. ——2B würden er 
nach künftig weniger zahlen . 2,800 fi. 
art ber die Staatstaffe mehr erhalten würde . . 118,782 fl. 


Bon dem inländifchen Conſumo — 105,300 Ohm würde 
im Durfchfchnitt von einer Ohm zu entrichten feyn 2 fl. 18 fr. 
und da aus den oben angegebenen Urfahen, die Weinvers 
fendungen nad den Xheilen des Broßherzogthums in welchen 
Wein nicht producirt wird, ebenwohl nur aus den höheren 
Steuerklaffen ftatt finden werden, fo wird die Steuer für die 
Bewohner von Rheinheffen und an der Bergftraße im Durch⸗ 
ſchnitt weniger, als 2 fl. pr. Ohm, betragen. 


Beilage Nr. 127. zum 19. Protokoll. 


Entwurf eined Gefeßed über die Deffentlichfeit der 
Verhandlungen in Straffachen in der Provinz Rheins 


heſſen. 


Ludwig Il. ıc. x. 


‚ Wir haben nah, Anhörung Unſeres Staatsraths und 
mit Beirat) und Zuftimmung Unferer getreuen Stände vers 
ordnet und verordnen hiermit, wie folgt: 


Art. 1. 


Dad in ber, in ber Provinz Rheinheffen beftehenden, 
Strafgefeßgebung enthaltene Princip der Deffentlichkeit der 
Gerihtöverhandlungen ſoll auch fernerhin gelten; gleichwohl 
können Ausnahmen flattfinden. 


Art. 2. 


‚, Wenn nämlid eine Verhandlung vor den Griminalge: 
richtshöfen, vor den Zuchtpoligeys oder einfachen Polizeygerich⸗ 
ten gefährlich für die öffentliche Ordnung und Sicherheit, für 
die guten Sitten oder für den guten Ruf und bie Ruhe’ nicht 
betheiligter Individuen oder Familien erfcheint, fo find die 
befaßten Gerichte befugt, die Verhandlung bei verfchloffenen 
Thüren zu verorbnen. 


Art. 8. 

Das Gericht erläßt in einem folhen Falle, auf den An- 
trag des öffentlichen Miniſteriums, des Befchuldigten, der et» 
waigen Givilparthie, oder felbft von Amtswegen, ein fürmli: 
ches Urtheil, worin die Motive zur Anordnung der Verhand: 
lung bei verfchloffenen Thüren ausgedrückt feyn müffen. 

Nach öffentlicher Verkündigung diefed Urtheild muß ſich 
das Publicum zurüdziehen und Niemand ift zum Eintritte in 
ben Gerichtöfaal, außer den bei der Verhandlung befchäftig- 
ten Perfonen, berechtigt, ald wirkliche Magiftraten und Ge: 
richtdangehörige, wozu auch die Anwälte und Stage: Advocas 
ten gerechnet werden, und die für die Seffton befignirten Ge: 
fhwomen. Die Art. 50% und folgende ber peinlichen Pros 
zeßorbnung find gegen die Zumiderhandelnden anwendbar. 
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Art. 4. 


Die Anordnung der verfchloffenen Thüren kann in jebem 
Momente der Verhandlungen, aber nicht früher, ald beim 
Aufrufe der Sache begehrt und befchloffen werden. Sie fann 
blos für einen Theil der Verhandlungen oder für deren gans 
zen Berlauf, dad Resume ded Präfidenten in Griminalfa« 
hen einbegriffen, ftattfinden; nur die Verfündigung des Ends 
urtheiled, und bei dem Affıfengerichtöhofe die Erflärung der 
Gefhwornen müſſen öffentlich gefchehen. 


Art. 9. 
Gegen bie, bie bei verfchloffenen Thüren 
anorbnenden Urtheile ift Fein Rekurs zuläffig. 
| Art. 6, 
An Sonntagen und chriftlichen Feiertagen barf Feine öf— 
fentliche Verhandlung in Straffachen ftattfinden. 
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totive zu dem Entwurf eined Geſetzes über die Def: 
fentlichkeit der Verhandlungen in Strafſachen in ber 
Provinz Rheinheſſen; vorgetragen von dem Herrn Ge⸗ 
heimen Staatsrath Dr. Knapp. 


Der Art. 87. der franzöſiſchen, in der Provinz IRhein⸗ 
heſſen noch geltenden, bürgerlichen Prozeßordnung ſagt: 
„Die mündlichen Verhandlungen gefchehen öffentlich, die Falle 
auögenommen, worin das Gefeß befiehlt, daß fie geheim feyn 
ſollten. Sollte inzwifchen eine öffentliche Verhandlung ent- 
weder Aergerniß oder große Unbequemlichkeiten nach ſich zie— 
ben, fo kann dad Gericht die Verfügung treffen, daß fie bei 
verfchloffenen Thüren geſchehe: gleichwohl ift ed in dieſem 
Kalle verbunden hierüber vorläufig zu berathichlagen und dem 
faiferlichen Generalprofurator bei dem Appellationdgerichtö- 
hofe, oder, fofern die Sache bei einem Appellationsgerichte 
anhängig ift, dem Großrichter: Juftizminifter von feinem Be⸗ 
fchluffe Rechenfchaft zu geben.‘ 

In dem franzöfifchen Geſetzbuch über dad Verfahren in 
Straffahen fehlt eine folhe Beftimmung: 

Sn Frankreich wurde diefem Mangel durch den Art. 64 
der charte constitutionelle vorm Jahr 1814 in der Haupt: 
fache abgehölfen, indemi derfelbe verördnet: „Die Gerichtö- 
verhandlungen in —— ſollen öffentlich ſeyn, es ſey 
dann, daß dieſe Oeffentlichkeit gefährlich für die Ordnung 
und die Sitten werde, in welchem Falle das Gericht dies 
durch ein Urtheil zu erflären hat.‘ | 

In der franzöfifchen Charte vom Jahr 1830 wurde bie: 
fer Artifel unverändert beibehalten: 

In der Provinz Rheinheſſen befteht aber die Deffentlich- 
keit der Verhandlungen in Strafſachen ohne alle Beicrän- 
Zung fort und fo ift es denn gefchehen, daß in ber vorlegten 
Affifenfisung, bei der Verhandlung einer Anklage wegen eines 
Angriffe auf die Schhamhaftigfeit, welche fogar an einem 
Sonntage fortgefegt wurde, feandalöfe Handlungen vor einem 
ſehr zahlreich verfammelten Publitum beider Gefchlechter in 
ihrer ganzen Sittenlofigkeit dargelegt wurden, und daß in der 
letzten Aflifenfigung bei der Procedur gegen die Giftmifcherin 
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Jäger, dem Publikum in der verbrecherifchen Kunft das Gift 
auf eine Weife zuzubereiten, die dem auderfehenen Opfer es 
anz unmöglich macht, auch bei der größten Vorſicht, der 
ergiftung zu entgehen, und welche die Entdedung der That 
auf das äußerſte erfchwert, öffentlicher Unterricht ertheilt wurde. 
Es bedarf wohl nur der Anführung diefer Thatfachen, 
um einzufehen, welche Nachtheile eine folche fchranfenlofe Def: 
fentlichkeit der Verhandlungen in Straffachen mit fich führt 
u J nothwendig es iſt, hierin Beſchränkungen eintreten 
zu laſſen. 

Eine allgemeine Beſtimmung, wie die in ber franzöfi 
ſchen Charte enthaltene, würde jedoch nicht genügen, weil 
diefelbe noch manche Zweifel über die Fragen, von warn uyd 
bis wohin die Verhandlung bei geichloffenen Thüren ftattfins 
den Eönne, ob dieſe Anoronung blos von Amtöwegen von 
dem Gerichte, oder auch von den Partbieen und von wel: 
chen, begehrt werden dürfe, ob alle Zuhörer, namentlich die 
Advokaten audzufchließen und ob Recurſe gegen folche, die 
Deffentlichkeit unterfagende Urtheile zuläffig feyen, übrig läßt, 
die einer gleichzeitigen Entfcheidung bedürfen. 

Die Löfung diefer Zweifel und die Befeitigung des Uebels 
ftandes überhaupt ift durch die Artikel 1 bis 5 des anliegen- 
den Geſetzesentwurfs bezweckt. 

Wenn endlich die Aſſiſenſitzungen zu Mainz bisher auch 
game an Sonntagen fortgefegt wurden, fo erfcheint dies 
eineswegs als eine abjolute Nothwendigkeit; und die Beför- 
derung, welche die Juſtizpflege dadurch erhalten kann, wird 
die anftößige Störung einer würdigen Zeier der Gottesvereh— 
rung gewibmeten Tage nicht aufwiegen. 

Der lebte Artikel des Gefeßesentwurfed fol diefem wei: 
eren Ue belftande für immer vorbeugen. 
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Geſetzesentwurf, dig Ablöfung der Grundrenten be 
! treffend. 


— 


Ludwig LI. x. 

Um die Befreiung des Grundeigenthums von Abgaben, 
welche den Werth beffeiben vermindern, auch dann — 
zu machen, wenn es auf dem Wege ber freien Uebereinkunft 
wifchen den Pflichtigen und Berechtigten nicht bewirkt werben 
Önnte oder wollte, und diefe Befreiung thunlichft zu erleichs 
tern; haben Wir, nad Anhörung Unfered Staatdraths und 
mit Zuflimmung Unferer getreuen Stände, verordnet und 
verorbnen, wie folgt: | 


Art. 1, 

Die dermalen beftehenden oder durch geſetzliche Verwand⸗ 
lung anderer Laſten noch entftehenden Geld- oder Natural 
Grundrenten, welche ald Reallaften auf gewiffen Grundftüden 
ruhen und auf jeden Befiger derfelben übergehen, find unter 
den in biefem Geſetz enthaltenen Beftimmungen pw angd» 
weife ablösbar. Ständige Abgaben, welche eine Bezie— 
hung auf dad Obereigenthbum haben, ald Erbpächte, lebend» 
längliche Pärhte, Lehnögefälle u. f. w. find in diefem Gefeg 
nicht mitbegriffen. — 

rt. 2, 


Haftet auf dem Bezug einer Grundrente die Verpflich⸗ 
tung zu gewiſſen befonderen Zeiftungen, 3. B. Baus ober 
Reparaturlaften u. f. w. und ift der Menteberechtigte Unfer 
Fiscus, fo bleibt derfelbe auch nach der Ablöfung der Grund» 
rente, kraft diefer gefeglichen Beſtimmung, ferner für jene 
Zeiftungen verhaftet und verpflichtet. ” 

Sit aber in einem ſolchen Falle der Nenteberechtigte nicht 
Unfer. Fiscus, fo kann die Grundrente nur dann -abgelöft 
werden, wenn bie Verpflichtung zu folchen befonderen Leiftuns 
en durch Uebereinkunft mit demjenigen, zu deſſen Gunften 
He befteht , entweder abgefauft, oder auf andere Objecte übers 
tragen worden ifl. — | 

rt. 


‚  ,‚Rubt ein Pfandrecht auf einer Grundrente, oder ift fie 

in einem Lehns⸗ oder Familien-Fideicommiß:Berband begrifs 

fen, fo hindern diefe Verhältniſſe die Ablösbarkeit der Grund: 
! 18° 
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rente nicht, wenn die in ben Artikeln 24 und 25 gegebenen 
Borfchriften beobachtet — mr 
rt. 


Vom Anfang beffelben Jahrs an, für welches der Nentes 
berechtigte eine abgelöfte Grundrente micht mehr bezieht, er: 
liſcht für denfelben die Verbindlichkeit zur Werfteuerung der 
Grundrente und diefe Verbindlichkeit geht auf den biöherigen 
Rentepflichtigen über. 2 

t 


Art. 5. 

Der Berechtigte iſt nur dann verbunden, ſich die Ablö— 
ſung einer Grundrente gegen ſeinen Willen gefallen zu laſſen, 
wenn ſämmtliche Grundrenten, welche er innerhalb der Ge— 
markung einer Gemeinde beſitzt, gleichzeitig abgelöſt werden 
und wenn ihm das Ablöſungskapital, entweder von dem Rens 
tepflichtigen, oder von der Gemeinde, in deren Gemarkung 
die Renten  fundirt find, nad vorgängiger viermonatlicher 
Anfündigung baar bezahlt wird. Iſt der Berechtigte Unfer 
Fiscus und gefchieht die Ablöfung durch Wermittelung der 
Gemeinde, fo ift, ftatt der baaren Zahlung des Ablöfung®: 
kapitals, nur die im Art. 20 dieſes Geſetzes vorgefchriebene 
Urkunde über die Gonftituirung der Zilgungsrente zu Gunften 
der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe auszuftelen. Bi zu dem 
Zeitpunft, wo die Ablöfung der Grundrente durch Wermittes 
lung der Gemeinde erfolgt, können diejenigen, welche Unferem 
Fiscus mit Grundrenten verpflichtet find, diefelben noch nach 
ben Beftimmungen des Geſetzes vom 25. Sanuar 1831 im 
Einzelnen ablöfen. 


Art. 6. 

Die politifche Gemeinde ift verbunden, die fammtlichen 
einem und demfelben Berechtigten in ihrer Gemarkung zufte: 
henden Grundrenten durch baare Zahlung des Ablöfungsfapi- 
tald auf defien Verlangen abzufaufen, wenn derfelbe genügend 
nachgewiefen hat, 

1) daß die abzulöfende Grundrente liquid ift; 

2) daß auf derfelben Fein Pfandrecht ruht, daß mit deren 
Bezug keine Verpflichtung zu befonderen Leiftungen ver: 
bunden ift, und daß fie in feinem Lehens- oder Fami⸗ 
lien-Fideicommißverband begriffen ift, oder ie fie durch 
die Zahlung des Ablöfungsfapitald von diefen Verhaf— 
tungen, Berbindlichkeiten und Verbänden befreit wird; 

3) daß er befugt ift, die Grundrente zu veräußern; und 

4) daß die Gemeinde dad erforderliche Ablöfungdfapital durch 
Bermittelung ded Minifteriumd des Innern und ber Qu: 
ſtiz ic erhalten kann. 
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Iſt der die Ablöfung Verlangende Unfer Fiscus, fo hat 
berfelbe nur den unter Siffer 1 EHEN Nachweis zu liefern. 
t 


rt. 7. | 

Bei ungiebig gewordenen, oder illiquiden Grundrenten 
findet, fo lange ald diefes Verhältniß befteht, Feine zwang3- 
weife Ablöfung ſtatt. Ä 

Es wird jedoch in einem foldhen Falle Die Ablöfung der 
giebigen und liquiden, demfelben Berechtigten in. derfelben Ge: 
marfung weiter BEINE REN, nicht gehindert. 

rt 


Dad bei eintretender zwangsweiſen Ablöfung einer 
Grundrente (Art. 5 und 6) an den Berechtigten zu zahlende 
Ablöfungsfapital befteht in dem 18fachen des einjährigen 
Brutto» (rauhen) Geldbetragd der Grundrente, Bet unftan- 
digen Grundrenten wird 

a) wenn fie jährli und nur in ungleicher Größe zu erhe— 
ben find, der Durchfchnittsertrag von den legten 12 Jahr 
ren al3 einjähriger Betrag. angenommen, 

b) in andern Fällen hat Unſer Adminiftrativ: Suftizhof, in 
fofern nicht bereits gefeliche Vorſchriften hierüber befte- 

‚ ben, oder eine gütlihe Vereinigung unter den Bethei: 
ligten nicht eintritt, über die Art und MWeife, wie der 
einjährige Betrag einer folhen Nente beflimmt werden 
fol, zu entfcheiden; vor dieſer Entfcheidung findet der 

Recurs an den Staatörath, fomohl von Seiten der Pflich- 

tigen, ald der Berechtigten, ftatt. \ | 

Der Geldwerth der fländigen und unftändigen Natu— 
ral:Grundrenten wird nach dem im Art. 2 des Geſetzes vom 
25. Sanuar 1831, den Abfauf und die Verwandlung fidcali- 
fher Grundrenten in den Provinzen Starfenburg und Ober: 
heſſen betreffend, beftimmten Preifen berechnet, wenn aber 
dieſes Geſetz für eine gewiffe Naturalgrundrente Feine Preids 
beftimmung enthält, fo. wird der Steuerregulirungspreis an: 
genommen. 


Art. 9. j 
Wenn nicht durch gütliche Uebereinfunft etwas anderes 
beftimmt wird, fo ift der Berechtigte verbunden, fich das Abs 
löfungsfapital an dem Drte auszahlen zu laffen, wo er bie 
Grundrente bisher in Empfang — hat. Die Zahlung 
geſchieht in groben ——— en | 
rt. 
Wird eine fiscalifhe Grundrente abgelöft, fo ift die an 
deren Stelle tretende Zilgungdrente, welche die Pflichtigen an 
die Gemeinde und biefe an die Staatöfchuldentilgungsfafle zu 
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leiften haben, von dem 1. Januar befielben Jahrs an, in bem 
die Ablöfung durch Gonftituirung der Tilgungsrente erfolgt, 
zu entrichten. , 

Bei Ablöfung einer nicht fißcalifchen Grundrente fol die 
Ablöfungsfumme auf den Verfalltag der Grundrente bezahlt 
werden. Hat bie Grundrente Beinen beftimmten Verfalltag, 
fo wird ber 1. Januar dafür angenommen. Für das bis zu 
diefem Verfalltag verfloffene Jahr bezieht der Menteberechtigte 
bie verfallene Grundrente zum legtenmal. Erfolgt die Be— 
zahlung der Ablöfungsfumme nicht in diefem Termin, fo hat 
der Menteberechtigte die Grundrente für dad laufende Jahr 
noch zu erheben, und die Zilgungsrenten treten erft in diefem 
legten Berfalltag der man ia 

rt. IL : 

Gehört eine abgelöft werdende Grundrente zu ben Pfarr: 
und Schulbefoldungsgütern, fo erhält ber berechtigte Fond, 
außer dem Ablöfungsfapital, auch noch eine Vergütung für 
"diejenigen Steuern, welche auf diefe Grundrenten fallen und 
nach Art. 1 ded Gefeßed vom 11. Zuni 1827 aus der Staatd: 
kaſſe bezahlt werden müffen. 

Diefe Vergütung befteht in Gonftituirung einer Staats: 
rente, welche dem Betrag der Steuer gleich ift, welche die 
Staatöfaffe in dem legten Sahre vor ber Ablöfung von ber 
betreffenden Grundrente zu zahlen hatte. 

Eine Vergütung für die nad) Art. 2 des Gefehed vom 
11. Suni 1 aus den bdafelbft benannten Kaſſen gezahlt 
werdenden Umlagen, — a 

rt. 


MWird eine, einem Standeöheren zugehörige, Grundrente 
abgelöft, fo erhält derfelbe, außer dem —— auch 
‚noch eine Vergütung für die, in Gemäsheit $. des Edictes 
über die ftandeöherrlichen Rechtsverhältniſſe vom 17. Febr. 1820, 
in Abzug kommenden drei Achttheile von den auf diefe Grund: 
renten fallenden Steuern. Diefe Vergütung befteht in der 
Conftituirung einer Staatörente, welche dem Betrag des Ab: 
zugs gleich ift, der im letzten Jahre vor der Ablöfung in Be: 
zug auf die betreffende ... ftatt hatte. 
rt. 


Die in Gemäsheit der Art. 11 und 12 dieſes Gefeßes 
eonftituirt werdenden Staatörenten find mit 20 fl. für 1 fl, 
ablösbar. 

Art. 14. 


Wollen die Mentepflichtigen das zur Ablöfung einer 
Grundrente erforderliche Capital nicht aus eignen Mitteln ent: 
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nehmen, ober auf ihren Credit aufnehmen und ſolches unmit⸗ 
telbar an den MRenteberechtigten bezahlen, oder ſich auf fon» 
flige Weife über die Zilgung der Ablöfungdfumme mit dem: 
felben vereinigen, fo ift die politifche Gemeinde, in deren Ge: 
marfung die abzulöfende Grundrente funbirt ift, verbun: 
den, die Nente durch Bezahlung ded Ablöfungdbetrags an 
den Berechtigten an fich zu Faufen, jedoch nurin dem Kalle, wenn 
1) die Ablöfung der Nente von denjenigen Pflichtigen vere 
langt wird, welche zufammen mehr ald die Hälfte des 
jährlihen Betragd der Grundrente zu entrichten haben, 
und wenn 
2) Unfer Minifterium ded Innern und der Quftiz, jeboch 
nur, in fofern es jich von nicht fiscalifchen Grundrenten 
handelt, die Berficherung ertheilt hat, daß die Gemeinde 
das zur Ablöfung erforderliche Kapital gegen Entrichtung 
einer Zilgungdrente, wie ſolche durch Art. 30 dieſes Ge: 
ſetzes näher beftimmt n — kann. 
t 


rt. > 
Durch Bezahlung des Abkaufsbetragd an den Berechtigs 
ten von Seiten der Gemeinde erwirbt Ddiefe dad Eigenthum 
der abgefauften Grundrente, welche fofort nad) Maßgabe des 
folgenden Artikels in er aa verwandelt wird. 

rt 


Sn dem Kal des vorhergehenden Artikel haben bie 
Pflihtigen ftatt der dem früheren Berechtigten zu entrichten 
den Grundrente, an die Gemeinde eine jahrlihe Tilgung: 
rente zu bezahlen. 

Diefe Tilgungsrente befteht: 

1) in dem Betrag der jährlichen Zinfen, welche die Gemeinde 
von dem zum Ankauf der Rente verwendeten Capital zu 
entrichten hat, und 

2) in einem Zufag von wenigftend 1 fl. von jedem Hun- 
dert diefes Gapitals, 

Zur Dedung der Erhebungdfoften und etwaigen Abgänge, 
erhebt die Gemeinde von den Pflichtigen jährlich drei Procent 
von der Zilgungdrente. 

Der Gefammtbetrag der jährlichen Tilgungsrente und 
ber vorbemerkten Erhebungsfoften, wird unter die Rentepflich: 
tigen, nach Verhältniß des Geldwerthed der Grundrente, welche 
jeder Einzelne derfelben zu entrichten hatte, unter fie vertheilt. 

Für diefe Zilgungsrente bleibt dad Grundeigenthum, 
worauf die urfprüngliche Grundrente fundirt war, eben fo, 
wie für diefe, verhaftet. | 

Die Tilgungsrente erlifcht, fobald durch die Zahlung 


— — — — 
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derfelben, von welcher auch bie Zwifchenzinfen, und zwar 
nach dem Zinsfuß des Ablöfungscapitald den Gemeinden zu 
gut gerechnet werden, biefes — vollſtändig getilgt iſt. 

| Art 


Seder einzelne Nentepflidhtige Tann auch fein Grund: 
eigentbum von der darauf haftenden Grundrente und bezies 
hungsweiſe von der Zilgungörente, gänzlich frei machen, wenn 
er den Antheil an dem ganzen Ablöfungscapital, welcher auf 
den Geldwerth der von ihm zu entrichten gewefenen Grund» 
vente nach Verhältniß des Geldbetrags der gefammten Rente 
fommt , entweder fogleich bei der Ablöfung an die Gemeinde 
bezahlt, oder nach bereitd conftituirter Tilzungsrente, den 
ganzen Reſt derfelben, 7 — an die Gemeinde abträgt. 
— rt. 18. 


Die nach dem vorhergehenden Artikel an die Gemeinde 
zu zahlende Zilgungsrente wird von den Pflichtigen, wie die 
Semeindeumlagen in Zerminen erhoben und durch Diefelben 
Mittel beigetrieben. 

Megen in Rüdftand verbliebener Zilgungsrenten hat die 
Gemeinde bei auögebrochenem Concurſe des Pflichtigen 

a) in den Provinzen Starkenburg und Oberheffen dad Pris 
vrleg der erften Elaffe und zwar unmittelbar nach Un— 
ferem Fiſscus wegen deſſen etwaiger Forderung an öffent: 
lihen Abgaben und 

b) in der Provinz Rheinheſſen dad Privileg der Grundfteuer 

anzufprechen. 
Urt. 19, 


il eine Gemeinde dad zum Abfauf einer Grundrente 


erforderliche Capital aus eigenen Mitteln vorfchießen, oder . 


dafjelbe ohne Vermittlung Unferes Minifteriums de$ Innern 
und der Zuffiz aufnehmen, fo ift ihr folches nur unter der 
Bedingung geftattet, wenn fie eine folhe Einrichtung trifft, 
daß dad von ihr vorgefchoffene Capital, nebft Zinfen, durch 
die von ben Pflichtigen Bi zahlende Amortifationörente und 
während der Dauer derfelben erfegt oder abgetragen wird. 
- Art. 20, 
Verlangt eine Gemeinde, daß ihr dad zum Abkauf einer 
nicht fiscalifchen Grundrente erforderliche Capital durch Ver: 
mittlung Unferes Minifteriums des Innern und der Juſtiz 
verfchafft werde; oder handelt es fich von einer fiscalifchen 
GSrundrente, fo hat fie eine Urkunde audzuftellen, worin fte 
unter Verpfändung der von ihr anzufaufenden und in eine 
Zilgungsrente verwandelt werdenden Grundrente verfpricht, 


. 


# 
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an den Darleiher, oder beziehungsweife an die Staatsfchul: 
dentilgungskaſſe, jährlich die bedungenen Zinſen ded Capitals 
mit einem Zufage von wenigftens einem Gulden vom Hun: 
dert deffelben und zwar fo lange zu bezahlen, bis dadurch 
dad Gapital nebft Zinfen getilgt iſt. 

Sie muß fich ferner verpflichten, dieſe Amortifationdrente. 
als Selbſtſchuldnerin und zwar jährlich in unzertrennter Summe 
und ohne allen Abzug, zu entrichten. Unfer Minifterium des 
Innern und der Suftiz hat dafür zu forgen und bie erforder: 
lichen Maafregeln zu treffen, damit dieje Verpflichtung auf 

das Genauefte erfüllt und die Zahlung, im Säumnikfalle, 
durch Verwendung der parateften Mitteln der Gemeinde ges 
leiftet werde. Nachläffe, namentlich wegen Hagelſchlag, Miß— 
erndte, Ueberſchwemmung u. f. w. dürfen nicht bewilligt werden. 

Die von der Gemeinde hiernach auszuftellende Urkunde 
wird in den Provinzen Starfendurg und Oberheffen, wie 
jede andere gerichtliche Schuld: und Unterpfandöverfchreibung, 
von dem betreffenden Gerichte, jedoch ftempel= und tarfrei bes 
ftätigt; und in der Provinz Rheinheſſen in das Hypotheken: 
regifter, jedoch frei von Stempeltare und Einregiſtrirungsge⸗ 
bühren inferibirt 

Art. 21. 


Bei Ablöfung einer Unferem Fiscus zuftehenden Grund: 
rente ift dad Verfahren, wie e& im Gefek vom 25. Sanuar 
1831, den Abfauf fißcalifcher- Grundrenten betreffend, vorges 
fchrieben ift, auch ferner zu beobachten, wenn die Ablöfung 
von den Pflihtigen verlangt wird. 

Berlangt Unfer Fiscus die Ablöfung einer ihm 
zuftehenden Grundrente, fo ift die unter Ziffer 1 Artikel © 
bemerkte Nachweifung Unferem Minifterium des Innern und 
der Juſtiz zuzuftellen, von welcher Behörde fodann das weis 
tere Erforderliche zu Be ji R 

rt 


Sol eine Grundrente abgelöft werben, welche einem fols 
chen Berechtigten zufteht, deffen Vermögen unter der Aufficht 
Unfered Minifteriumd des Innern und der Juſtiz verwalftt 
wird (5. B. Gemeinden, Kirchen, milde Stiftungen, Pfar—⸗ 
reien ꝛc. 2c.), fo hat fich derjenige Theil, welcher die Ablöfung 
der Grundrente verlangt, an Unſer Minifterium des Innern 
und der Juſtiz zu wenden. Diefes wird fofort unterfuchen 
lafjen, ob der Ablöfung der Grundrente nad) den Beftim: 
mungen biefed Geſetzes Fein Hindernig entgegen fteht und nach 
Befund die Grundrente für ablösbar, oder nicht ablös— 
bar, erklären. 


8 Beilage Nr. 129. 


Urt. 23. 


Verlangt ein fonftiger Berechtigter, der nicht zu den in 
den beiden vorhergehenden Artiteln bezeichneten gehört, die 
Ablöjung einer Grundrente, fo hat er die für diefen Fall im 
Artikel 6 diefed Geſetzes vorgefchriebenen Nachweife bei Unſe— 
rem Minifterium ded Innern und der Suftiz zu übergeben, 
welched die Nichtigkeit und Vollſtändigkeit derfelben prüfen, 
die Nachbringung des etwa Fehlenden anordnen, und fodann 
nach Befund die Grundrente für ablödbar, oder nicht abs 
lösbar, erflären wird. 


Art. 24. 


Wird von den Pflihtigen die Ablöfung einer 
Grundrente verlangt, welche einem Berechtigten, der nicht 
zu den in den Artikeln 21 und 22 dieſes Geſetzes bezeichneten 
gehört, zufteht; fo ift die deßfallfige Anzeige durdy die betref- 
fenden Berwaltungsbehörden, welche zugleich über die bei der 
Ablöfung der Grundrente zu berüdfichtigenden Verhältniſſe 
genaue Erfundigung einzuziehen haben, an Unfer Minifterium 
des Innern und ber Juſtiz zu bringen. Findet dad Mini. 
fterium ded Innern und der Suftiz, daß Die der verlangten 
Ablöfung entgegen ftehenden —— nicht auf — 
tivem Wege beſeitigt werden können; ſo wird es den betref— 
fenden Verwaltungsbeamten beauftragen, bei demjenigen Ge— 
richt, in deſſen Bezirk die abzulöſende Grundrente fundirt iſt, 
um eine gerichtliche Bekanntmachung, daß die Grundrente 
abgelöſt werden ſoll, verbunden mit einer Aufforderung an 
alle dabei Betheiligte, zur Wahrung ihrer allenfallſigen Rechte, 
anzuſtehen. Das betreffende Gericht iſt verbunden, dieſem 
Anſinnen alsbald zu entſprechen und kann daſſelbe unter kei— 
nem Vorwande verweigern. Dieſe Bekanntmachung und 
reſp. Aufforderung muß enthalten: 

1) Die Benennung der Gemeinde, in welcher die abzu— 
löſende Grundrente entrichtet wird; 

2) den geſammten Betrag deſſelben; 

8) Re a desjenigen, welcher die Grundrente zuleßt 
ezogen bat; 

4) die Aufforderung an die befannten oder unbefannten Be— 
theiligten bei der Ablöfung der Grundrente, ihre etwai—⸗ 
gen echtdanfprüche binnen zwei Monaten bei dem vor: 
adenden Gerichte um fo gewiffer anzuzeigen, als widris 
genfalld die Auszahlung des Ablöfungscapitald® an den 
in der Bekanntmachung benannten Berechtigten geftattet 
werden würde. 


zum 19. Protofoll. 9 


Melden ſich keine Betheiligten in der vorgeſchriebenen 
Friſt, ſo hat das Gericht den angedrohten Rechtsnachtheil 
alsbald zu realiſiren. .. ſich WBetheiligte gemeldet, fo 
wird dad Gericht ſogleich einen beftimmten Zermin anberau: 
men, in welchem fich die Betheiligten mit dem Renteberechs 
tigten darüber zu vereinigen haben, an wen dad Ablöfungs- 
‚capital bezahlt werden ſoll. Können fie ſich darüber nicht 
vereinigen, fo verordnet dad Gericht die Depofition des Ab: 
löſungscapitals, oder eined beftimmten Theil defjelben, bei der 
Staatsſchuldentilgungskaſſe, unbefchadet der von den Bethei⸗ 
ligten bei dem fonft gejeßlich beftimmten Gerichte anzubrin- 
genden, oder bereit angebrachten, Rechtsanfprüche. 

Durch die auf gerichtliche Weifung erfolgte Zahlung oder 
Depofition ded Ablöfungscapitald wird die Grundrente felbft 
von allen Anfprüchen, von allen Pfandrechten, fowie von dem 
Zamilienfideicommiß- und ——— befreit. 

rt 


Iſt eine abzulöfende Grundrente von Und lehnsbar, fo 
bat Unfer Lehnhof in allen Fällen fugleich die davon zu zah— 
lende Allodificationsfumme vorläufig zu beftimmen, dieſes den 
an dem Lehnbetheiligten befannt zu machen und fie aufzu- 
fordern, binnen 2 Monaten entweder fich über die Allodifica: 
tion oder Subftituirung eined anderen Lehnöftüds mit dem 
Lehnhof zu vereinigen, oder zu gewärtigen, daß alsdann bie 
vorläufig beftimmte Allodificationdfumme bei der Staatöfchul 
bentilgungdfaffe werde deponirt werden. Diefe Depofition 
bat dieſelbe Wirkung, welche im vorhergehenden Artitel der 
von den Gerichten verorbneten, beigelegt if. 

Unfer Lehnhof wird hierdurch angewiefen, den Allodifis 
‚cationdpreis einer lehnbaren Grundrente, zur Erleichterung - 
der Ablöfung, ftet3 um ’/, geringer zu beftimmen, als e& bei 
der Allodification eine® anderen Lehnsſtücks, unter gleichen 
Berhältniffen, der Fall — an würde. 

rt. 26, 


Die durch die Ablöfung einer Grundrente entftehenden 
Verhandlungen werden bei Unferen Berwaltungsbehörden 
durchaus, und bei den Gerichten bis zur Ertheilung der 
Weiſung, daß dad Ablöfungscapital an den Renteberechtigten 
bezahlt oder deponirt werden fol, und einfchließlich dieſer 
Pi frei von Stempeltare und Einregiftrirungögebühren, ge: 

rt. 


Etwa entftehende Auslagen, werden aus ber Staatskaſſe 
beftritten. 


Beilage Nr. 130. zum 19. Protokoll. 


Motive zu dem Gefeedentwurf, die Ablöfung der 
Örundrenten betr. ; vorgetragen von dem Herrn 
Geheimen Staatsrath Dr. Knapp. 





Die Grundrente iſt nicht wie der Zehnte, ein Hinderniß 
im befferen Betrieb des Aderbaued, aber fie vereinigt den 
Werth ded Grundeigenthums, auf welchem fie haftet, wenn 
fich der Pflichtige ihrer nicht durch Ablöfung entledigen Fann. 
Diefe Ablöfung dem Pflichtigen nicht allein bei fiscalifchen, 
wo dieſes Verhältniß bereitö befteht, fondern auch bei nicht 
fiscalifchen Grundrenten, felbft gegen den Willen des Berech— 
tigten möglich) zu machen, und eben fo dem Berechtigten ei: 
nen Zwang zur Ablöfung gegen den Pflichtigen zu geftatter, 
zugleich aber auch dem Letzteren die Aufbringung einer genü: 
genden Entſchädigung für den Berechtigten zu erleichtern; find 
die Zwede, weiche durch den vorliegenden Gejegesentwurf er: 
reicht werden follen. | 


Soll die Ablöfung der Grundrenten gegen den Willen 
ded Berechtigten erzwungen werden fünnen, fo ift es eine 
Forderung der Gerecdjtigkeit, daß die dem Berechtigten gebüh: 
rende Entihädigung gleichzeitig geleiftet und daß ihm nicht 
zugemuthet werde, ſich eine ihm in einer Gemarfung zufte: 
hende Rente mur tbheilmeife ablöfen zu laſſen; will er aber 
die Pflichtigen zur Ablöfung nöthigen, fo muß er felbft nach: 
zumeifen vermögen, daß jenen die Mittel zur Ablöfung ver: 
fhafft werden fönnen, ohne daß’ ihre bisherigen Leiftungen 
Dadurch erhöht werden. 


Die beftehenden Geſetze haben bei fiöcalifchen Grund: 
renten das Ablöfungscapital auf den 18fachen Betrag des 
Bruttoertrages der Nente beftimmt und durch forgfältige Bes 
rechnungen ift conftatirt worden, daß eine geringere Ablöfungs- 
fumme mit offenbaren Berluft für den Fiscus verbunden 
feyn würde. Für die nicht fiscalifchen Grundrenten eine ans 
dere Ablöfungsnorm ald Kegel vorzufchreiben, könnte nicht ges 
fhehen, ohne unter den Mentepflichtigen eine nicht zu rechte 
fertigende Ungleichheit zu begründen; zudem ftellt fich auch 
der 18fache Bruttoertrag der Grundrente als eine völlig zu: 
reichende Entfchädigung dar. 


Beilage Nr. 130. zum 19. Protokoll. 2 


Wenn nämlich eine Grundrente jährlih 100 fl. brutto 
erträgt, fo berechnet ſich das Ablöfungscapital auf 1,800 fl. 
und die jährlichen Zinfen davon zu #°/, auf 72 fl. 

Bon den 100 fl. Bruttoertrag der Rente hat aber 
der Berechtigte an Steuern, Communalumlagen, an Beiträ: 
gen zum Provinzialftragenbau und zu den Kriegskoſten jähr— 
ih ım Durchſchnitt ungefähr 22 fl. zu zahlen; die Abgänge, 
Nachläffe, Erhebung: und Verwaltungskoften find mit 6 fl. 
jährlih im Durchfchnitt gewißlich nicht zu hoch berechnet, und 
folgliy hat der. Berechtigte von feiner Nente in der That kei— 
nen höhern Genuß, als ihm die Zinfen aus dem angenom: 
menen Ablöfungsfapital gewähren werden, wenn er es auch nur 
zu 2°/, anlegt. i 

Für die Rentepflichtigen könnte allerding5 eine bedeu— 
tende Erleichterung bewirkt werden, wenn ein Theil der Abs 
löſungsſumme aus allgemeinen Staatsmitteln beftritten würde; 
allein einer folchen Operation ftehen die gewichtigften Gründe 
entgegen. Die Grundrenten find nämlich reine Privatfchuls: 
den und ed liegt durchaus für den Staat Feine Verpflichtung, 
vor, fich, das heißt hier die Steuerpfikhtigen, mit einem Theil 
diefer Schulden zu belaften; auch laßt fich nicht abfehen, wa- 
rum diefer Gattung von Privatfchulden ein fo wefentlicher 
Vorzug vor allen andern Schulden derfelben Cathegorie zu 
Theil werden follte. Ueberdies handelt es fich nicht von ge: 
ringfügigen Summen, die der Staat ohne Beläftigung der 
Steuerpflichtigen, zum Vortheil der Mentepflichtigen verwen: 
den Fönnte. Denn, nach aufgeftellten Berehnungen, werden, 
wenn alle Zehnten in Grundrenten verwandelt find, zur Ab» 
löfung aller fiscalifchen Grundrenten etwas über 8 Millionen, 
und zur Ablöfung aller nicht fiscalifchen Renten, etwas über 
11 Millionen erforderlich fein. 

In dem Gefebedentwurf find deßhalb Feine Propofitio: 
nen der Art enthalten, fondern die Erleichterungen, welche ber: 
felbe den Rentepflichtigen zumeist, follen darin beftehen: 

1) daß ihnen die zur Ablöfung erforderlichen Gapitalien, 
durch Bermittelung des Minifteriums zu möglichit ge: 
ringen Procenten verfchafft werden, und 

2) daß die Rüdzahlung der den Pflichtigen auf dieſe Art 
vorgefchoffenen Gapitalien durch Gonftituirung einer Til 
gungsrente gefchieht, welche an die Stelle der Grunts 
rente tritt, und diefe in dem jährlichen Betrage nur dann 
überfteigen wird, wenn bie Pflihtigen die Dauer der 
Tilgungsrente durch freiwillige Erhöhung derfelben ab» 
fürzen wollen. 
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Dem Darleiher der Ablöfungscapitalien, wenn berfelbe 
auch in der Regel die Staatsſchuldentilgungskaſſe ſeyn wird, 
kann jedoch nicht zugemuthet werden, die Zilgungörente von 
den einzelnen Dfichfigen unmittelbar zu erheben; fondern es 
ift nöthig, daß die betreffende Gemeinde hierbei in's Mittel 
teitt, die Tilgungsrente von den einzelnen Pflichtigen erhebt, 
und dem Darleiher für die richtige Zahlung berfelben als 
Selbftfehuldnerin Sicherheit leiftet. 

Dieſer zu leiftenden Sicherheit wegen, können die Bes 
——— des Geſetzesentwurfes nur in Anſehung ſolcher 

rundrenten Anwendung finden, welche als wahre Reallaſten 
auf beſtimmten Grundſtücken ruhen und eben darum auf je 
den Befiger derfelben übergehen. 

Da nah diefem Plane die Grundrenten durch die Abs 
löſung aufhören, und Zilgungsrenten an deren Stelle confti= 
fuirt werden, fo ergibt Ki ald weitere Folge, daß illiquide 
oder mit befonderen Laften behafteteten Grundrenten von den 
ablösbaren ausgefchieden werben müffen, und daß diejenigen, 
welche verunterpfändet, in Lehns- oder Familienfideikommiß— 
Verband begriffen find, von diefen Werhaftungen und Bers 
bänden müffen frei gemacht werden können. 

Diefe Anfichten liegen dem Gefebesentwurf zum Grund 
und werden die einzelnen Artikel deſſelben hinreichend erläus 
tern, wenn noch bemerkt wird, daß über die Art und Meife, 
wie die Staatöfchuldentilgungsfaffe bei diefen Ablöfungen in: 
terveniren und mitwirken fol, ein befonderer Gefegesentwurf 
vorgelegt werben wird. 


Beilage Nr. 131. zum 19. Protokoll. 


Gefeßedentwurf, die Mitwirkung der Staatöfchulden: 
ZTilgungsfaffe zu der Ablöfung der Grundrenten 
betreffend. 


Art. 1. 

Unfere Staatöfchuldentilgungsfaffe ift verpflichtet denjes 
nigen Gemeinden, weldhe an Unferen Fiscus Grundrenten 
zu entrichten haben, und folche abe nach den Beftims 
mungen des Geſetzes vom heutigen ablöfen wollen oder zu 
diefer Ablöfung in Folge eben dieſes Geſetzes genöthigt wers 
den, das hierzu erforderliche Ablöfungdfapital gegen 8 Pros 
cent jährlicher Zinfen or. 


tt. 2, 

Dem Betrag der jährlichen Zinfen haben die Gemeinden 
eine jährliche Zahlung zur allmähligen Tilgung bed Ablö— 
fungsfapitald von wenigftend Einem Procent deſſelben beizu: 
fügen, und die Verbindlichfeit der Gemeinden zu beiden jähr- 
lihen Zahlungen erlifht, fobald durch den beigefügten Zils 
gungöfonds, von welchem aud die Zwifchenzinfen und zwar 
nad) dem Zindfuß des Ablöfungsfapitald den Gemeinden zu 
gu a werden, biefed Kapital vollftändig getilgt wors 
en iſt. 

Den Gemeinden ſteht übrigens zu jeder Zeit frei, außer 
der jährlichen Verzinſungs- und Tilgungsrente, auch noch 
außerordentliche Zahlungen auf das Kapital zu leiſten, welche 
jedoch nicht in kleineren Summen als in 10 fl., und in fols 
chen, welche auf 10 fl. — ‚ beftehen können. 

rt. 


Die Verpflichtung unferer Tilgungskaſſe zum Darleihen 
der Ablöfungsfapitalien (Art. 1.) unter den Art. 1. und 2, 
feftgefegten Bedingungen, tritt nur zu Gunften derjenigen 
Gemeinden ein, welche 
a) die in ihren Gemarfungen auf dem Grundeigenthum 
laftenden, Unferem Fiscus zuftehenden, und nad) den be» 
fiehenden Gefegen zur Verwandlung in Grundrenten oder 
zur Ablöfung geeigneten Gerechtfame, vorerft in Grund: 
renten verwandelt haben, und De 
b) fowohl diefe, ald wie alle übrige in ihrer Gemarkung 
auf dem Grundeigenthbum laftenden fiscalifchen Renten 
zu gleicher Zeit ablöfen. 
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Art. 4. 

Die Gemeinden haben Unferer Staatöfchuldentilgungs« 
faffe über den Betrag der Ablöfungskapitalien, nach den Be: 
a Unſeres Geſetzes vom heutigen, Schuldfcheine aus: 
zuftellen. 


Art. 5. 

Da die Ablöfungsfapitalien für die fiscalifchen Grund: 
renten an Unfere Staatöfchuldentilgungsfaffe felbft zu bezah— 
len find, fo vertritt die Stelle der Auszahlung des Ablöfungse 
kapitals an die Gemeinde, die derfelben zu behändigende quit- 
tirte Ablöfungsurfunde. 

Art. 6, 

Der Zahlungdtag für alle Zind: und Tilgungsrenten, 
welche Unferer Staatöfchuldentilgungsfaffe oder den von der: 
felben bejtellten Erhebern ſtets Eoftenfrei abgeliefert werden 
müffen , ift jährlich mit dem vollen Sahresbetrage der 1. No: 
vember. Bei eintretender Verfpätung müſſen der verfpäteten 
Summe die Zinfen bderfelben zu 4 Prozent vom Berfalltag 
an bis zum Tage der wirklichen Zahlung, von der Gemeinde 
beigefügt, und nicht weniger von berfelben alle, etwa durch 
die Beitreibung entftandene Koften erfegt werden. Die Fi: 
nanzverwaltung ift berechtigt, die gefeslichen Beitreibungs- 
mittel, welche die Steuer-Erecutiondordnung binfichtlich der 
directen Steuern und beziehungdweife die Domanial: Erecu- 
tiondordnung vom 7. September 1832 geftattet, gegen die 
Gemeinden als folche anzuwenden. 

| Art. 7. . ER 

Unter denfelben Bedingungen, wie zu der Ablöfung fis— 
caliſcher Grundrenten (Art. 1. und 2.) ift Unfere Staatsſchul—⸗ 
dentilgungstaffe verpflichtet, denjenigen Gemeinden, welche 
nicht fiscalifche, in ihren Gemarfungen auf dem Grundeigens 
thum laftende Renten in Folge des Gefeßed vom heutigen 
ablöfen wollen, oder abzulöfen genöthigt werden, die erfor: 
derlichen Ablöfungöfapitalien auf Weranlaffung Unferes Mi: 
nifteriumd des Innern — Zuſtiz baar vorzuleihen. 


Dieſe Verpflichtung tritt jedoch nur dann ein, wenn: 

a) Alle, in einer Gemarkung auf dem Grundeigenthum la— 
ftende nicht ficalifche, — einem und ebendemfelben Be: 
rechtigten angehörende Grundrenten gleichzeitig abgelöſt 
worden find — fodann | 

b) wenn und infoweit Unfere Staatsfchuldentilgungsfaffe 
die zur Verabreichung ded Darlehens erforderlichen Geld: 
mittel wirklich befigt und darüber verfügen kann, ohne 


zum 19. Protokoll. 3 


Bu Kapitalaufnahmen zu ſchreiten, unb ohne bie ihr ob» 
iegenden — au verlegen, 


Unfere Tilgungskaſſe ift verpflichtet, alle ihr zufließenden 
Fonds, ſoweit diefelben nicht zur Erfüllung anderer Verbinds 
lichkeiten erforderlich find, zu Darlehen an die Gemeinden, 
zum Behuf der Ablöfung nicht ficalifcher Grundrenten, zu 
verwenden. , , En 

Unfer Minifterium ber Finanzen hat Unferem Miniftes 
rium des Innern und ber Juſtiz gegen Ende jeden Jahrs 
die Summen anzugeben, welche im nächftfolgenden Jahr für 
diefen Zweck disponibel ſeyn werden, und die Anforderungen 
der Gemeinden find alsdann nad) der Zeitfolge zu befriedigen, 
in welcher ſolche dur Unfer Minifterium ded Innern nnd 
der Quftiz an Unfer Minifterium ber Finanzen gelangen. 
Vorzugsweiſe ſollen hierbei diejenigen Gemeinden berüdfichtigt 
werden, welche gleichzeitig alle in ihrer Gemarkung vorhans 
dene fidcalifche und nicht fiecalifhe Menten und ablösbaren 
Gerechtfamen ablöfen — 


rt. 10. 

Die Beſtimmungen bed gegenwärtigen Geſetzes, Artikel 
4 und 6, gelten auch in Beziehung auf die baare Darieihen, 
welche von der Tilgungskaſſe zum Behuf der Ablöfung nicht 
fiscalifher Grundrenten an Gemeinden gegeben werben. 

Außerdem muß aber Unfere Staatsſchuldentilgungskaſſe 
auch noc darüber Nachweifung erhalten, daß das von ihr 
bingeliehene Kapital zu, feinem andern Zwede, als zur Til⸗ 
gung bes Ablöfungdfapitald an den Menteberechtigten wirke 
lich verwendet worden ift, ober verwendet werben wird, 
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Beilage Nr. 132. zum 19. Protokoll. 


Motive zu dem ©efetzedentwurf, die Mitwirkung ber 
Großherzogl. Staatsfchuldentilgungsfaffe zu der Ab: 
löfung der Grundrenten betr.; vorgetragen von Gr. 
Ercellenz dem Herrn Präfidenten Freiherrn von 
Hofmann, 





Die Vorfchläge der Staatöregierung über die Ablöfung 
der Grundrenten find von der Boraudfeßung ausgegangen, 
daß Feine hinreichende Gründe vorliegen, um die Gefammtheit 
der Steuerpflichtigen mit einem Theil de Aufwandes zu bes 
laften, welcher zur ED der auf dem Grundeigenthum 
haftenden und auf jeden Befiger oder Erwerber deſſelben 
übergehenden Nenten, Zinfen und Gülten erforderlich ift. 

Sie erkennt jedoch die Nützlichkeit dieſer Ablöfung und 
die wohlthätigen Folgen, welche fie auf den Wohlftand eines 
großen Theil der Unterthanen äußern wird, vollftändig an, 
und hiermit auch die Verbindlichkeit des Staats, zur Aus: 
führung diefer Maaßregel durch alle die Mittel mitzuwirken, 
deren Anwendung in feiner Macht fteht, ohne dadurch die 
Kräfte der Steuerpflichtigen als folcher, und namentlich der: 
jenigen, welche durch Die Vortheile der Ablöfung nicht berührt 
werden, in Anfpruch nehmen zu müffen. 

Solche Mittel hat die Großherzogliche Staatöregierung 
darin aufgefunden, daß die Staatsſchulden-Tilgungskaſſe durch 
den Verkauf der in ihrem Befiß befindlich gewefenen Partial- 
fchuldfcheine ded Anlehend vom 25. Auguft 1825 auf der 
einen Seite von ben Zufälligfeiten ded Spield unabhängig 
und in die Lage gefeßt worden ift, auf eine Reihe von Sahren 
hinaus einen zuverläffigen Boranfchlag ihrer Einnahmen und 
Ausgaben aufzuftellen, während fie auf der andern Seite 
durch eben diefen Verkauf die Fonds erhält, fhon gegen Ende 
des laufenden Sahrs einen fo großen Theil der rüdzahlbaren 
Staatöfchuld abzutragen, daß von biefer Schuld nur noch 
eine geringe Summe übrig bleibt, und der Zeitpunkt, wo bei 
der Staatsſchulden Tilgungskaſſe Ueberſchüſſe entftehen, welche 
confervirt und nutzbar angelegt werden müffen, um demnächſt 
den übrigen Theil der Staatsfchuld, fo wie derfelbe rückzahl— 
bar wird, zu decken, um vieled näher gerlidt worden ift. 


Beilage Nr. 132. zum 19. Protofoll, 2 


Wären jene Partialſchuldſcheine nicht veräußert worden, fo 
würbe die Staatöfchulden: Zilgungsfaffe, wenn fie auch bei 
jeder Verloofung dieſer Scheine, den ihr verhältnigmäßig ges 
bührenden Antheil an der Berloofungsfumme vollftändig 
empfangen hätte, dennoch erft im Sahr 1848 zu Ueberſchüſſen 
gelangt feyn. Seht aber läßt fih mit Gewißheit annehmen, 
daß die Rückzahlung des ganzen Reſtes ber rüdzahlbaren 
Staatsſchuld * im Jahre 1838 erfolgt ſeyn wird, und 
daß alſo die Ueberſchüſſe ſchon mit dieſem Jahre eintreten 
werden, wenn man nicht bei der Unbedeutendheit der Summe 
der zu Ende 1835 verbleibenden rückzahlbaren Staatsſchuld 
ſich entfchließen folte, eine Einrichtung zu treffen, nad) wel- 
cher diefe Weberfchüffe fchon vom Jahre 1836 an für den 
Zwed der Rentenablöfung bisponibel feyn werben. 

Bei dem bermaligen Zuftand ber Gelbverhältniffe iſt 
ed nicht. wahrfcheinlich, daß die Staatöfchulben - Tilgungskaſſe 
die bei ihr auf eine Reihe von Jahren entftehenden beträchts 
lichen Ueberfchüffe, mit ange Sicherheit höher 
als zu 3 pCt. werde anlegen Fönnen, und ed wird daher von 
diefer Kaſſe Fein oder doch nur ein fehr zweifelhafte® Opfer ges 
bracht, wenn man ben Bortheil diefes geringen Zinsfußes den 
Grundrentepflihtigen zu Theil werden läßt, um ihnen bie 
Ablöfung der Grundrenten zu erleichtern. 


Eine mit großer Sorgfalt aufgeftellte. Berechnung hat 
übrigend bewiefen, daß ein Binfenertrag jener Ueberſchüſſe von 
3 pCt. nicht nur hinreicht, um alle, bi zur legten Verlooſung 
des Anlehend vom 25. Augufi 1825 im Jahre 1876, mithin 
bis zur gänzlichen Tilgung der gefammten Staatsſchuld ent: 
ftehende Bebürfniffe ber N N 7 bei 
Fortdauer der, ihr bis dahin geficherten gefeglichen Dotation 
— vollftändig zu deden, fondern daß auch bis zu, biefem Zeits 
punft ein ſehr bedeutendes Staatsartivfapital wirb angefam« 
melt worden jeyn. | 

Wie groß aber der Vortheil ift, welcher ben Grundrentes 
pflichtigen durch die Darleihung der Ablöfungsfapitalien zu 
3 pCt. Zinfen und 1 pCt. Tilgungsfonds erwächſt, läßt 1 
leicht überfehen, und ich glaube mit vollem Recht behaupten 
zu können, daß ed nicht ausführbar geweſen feyn wiirde, bie 
große Manfregel der Renteablöfung, — ohne Verlegung 
wohlerworbener Rechte — mehr zu erleichtern, als ed auf 
diefe Weife gefchehen wird. 

Wer 100 fl. Rente ablößt, hat nach dem Geſetzesvor⸗ 
fchlag vom heutigen 1800 fl. Ablöfungdfapital zu entrichten. 
19* » 
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Davon betragen die Zinfen zu 3 pCt. .: BA fl. — fr. 
Die Tilgungerente 
und die Steuern, Gemeindelaſten und Kriegs 
Fojtenbeiträge, welche nach der Ablöfung auf den 
Dflichtigen übergehen, nebſt dem Zuſatz von 
3 pCt. der Tilgungsrente für die Erhebungäfoften 
nach vorliegenden genauen Berechnungen im 
SUR. 6 ee Be ra 
fo daß der Pflichtige ſchon vom Augenblid der 
Ablöfung an, ftatt 100 fl. künftig nur . . 96, 10, 
zu entrichten hat, gleichwohl aber nach einer Reihe von Zahren 
von feiner eigentlichen Schuld, im Betrag von jährlich 72 fl. ganz» 
lich entledigt wird. Nimmt man hinzu, daß mit der Dar; 
leihung der Ablöfungsfapitalien für den Nentepflichtigen Feine 
Koften und Bemühungen verbunden feyn werden, daß beinahe 
der vierte Theil feiner biöherigen Schuld, welche früher am 
Berfalltage auf einmal entrichtet werden mußte fich in 
Abgaben verwandelt, welche zur Erleichterung der Pflichtigen 
in monatlichen Eleinen Raten erhoben werden, und daß ders 
felbe endlich, wenn er die Mittel befißt oder erlangt, um die 
Tilgungsrente zu vergrößern, den Zeitpunft der gänzlichen 
Erlöfhung feiner Schuld nah Willführ befchleunigen kann, 
während er felbft gegen jede Auffündigung gefichert ift, fo 
wird man zugeftehen müffen, daß durch die Vorfchläge der 
Staatsregierung bie fo fehr gewünſchte Ablöfung der, Grund: 
renten bei weiten mehr begünftigt und erleichtert wird, als 
man e3 früher für möglich halten Fonnte, obgleich auf dem 
eingefchlagenen Wege weder von Seiten des Staatd, nad) 
der Berechtigten, ein Opfer erforderlic) ift. 

Es kommt daher, wie mir fcheint, nur noch darauf an, 
zu zeigen, in wie fern die Kräfte der Staatöfchulden:Tilgungds 
aſſe wirklich binreihen, um dasjenige zu leiften, was ihr in 
dem vorliegenden Gefegedentwurf auferlegt wird, und in dieſer 
Beziehung erlaube ich mir Folgendes zu bemerken: 

Der Bruttoertrag fammtlicher fiscalifcher Gülten, Renten 
und Grundzinfen, mit Einfluß der noch unverwandelten 
Zehnten, Theilgüter, Schnitthämmel, Frobnden und Schäs 
fereien in den Provinzen Starfenburg und Oberheffen ift nad) 
einem von Großherzoglicher Oberfinanzfammer 2r Section 
aufgeftellten Voranſchlag auf jährlich 

445,306 fl. 29 Er. 


24 , 10, 


„ 


anzunehmen. 
Der Bruttoertrag der giebigen fiscalifchen Renten in der 
Provinz Rheinheffen beträgt nicht mehr ald jährlich 216 fl. 


‚zum 19. ‘Protofoll, 4 


58 fr. und kann hier außer Betrachtung bleiben. Sene 
445,306 fl. 29 Er. entfprechen einem Ablöfungdfapital von 
8,.015,516 fl. 42 Er, und diefe Summe ift mit Einfchluß der 
bisher fchon feit dem Jahr 1821 mit 2,747,187 fl. 58'/, Er. 
an die Zilgungsfaffe überwiefenen Domänenfauffchillinge, 
Ablöfungd: und Allodificationdgelder, offenbar größer, als der 
Merth des a er ae zur Zilgung der Staatöfchuld 
beftimmten Drittheild der Großherzoglichen Domänen. Die 
Tilgungskaſſe bedärf jedoch nur einen Theil jener Summe zur 
gänzlihen Zilgung der Staatöfchuld, indem ber größte Seil 
berfelben durch die Iprocentige Zinfendotation und durch ben 
ihr zugewiefenen Tilgungsfonds, fucceffiv amortifirt wird, und 
fie fommt Daher, wie ich ſchon oben erwähnt habe, im Laufe 
ihrer Zilgungsperiode in den Fall, beträchtliche Aftiofapitalien 
zu fammeln. | 

Dabei unterliegt e3 nicht bem mindeften Anftand, fämmt: 
liche Ablöfungsfapitalien vorerft in die Staatsſchulden-Til— 
gungskaſſe fließen zu laffen, wobei es fich jedoch von felbft 
verfteht, daß nach vollzogener Abtheilung des Domänenbdrits 
theild, dasjenige, was über dieſes Drittheil in die Staatds 
fhulden-Zilgungsfaffe gefloffen ift, oder an Ablöfungdgeldern 
ferner von ihr bezogen wird, von berfelben zurüdigezahlt mer: 
den muß, um daraus nach den Beſtimmungen der Verfaffung 
den Srundftod der, das fchuldenfreie Fideicommißgut des 
Großherzoglichen Haufed bildenden */, fämmtlicher Domänen, 
wieder zu ergänzen, 

Hiernach befißt die Staatsſchulden-Tilgungskaſſe, theils 
ald Verwalterin des Erlöfed aus dem, zur Rüdzahlung der. 
Staatöfhuld beftimmten Domänenpdrittheil,. theild aber als 
Vermittlerin des großen Gefchäftd der Nentenablöfung, unter 
ber Verbindlichkeit zur demnächfligen Ergänzung des Groß: 
herzoglichen Hausfideicommiffes, in fich felbft die Mittel, um 
die Ablöfung der toben bezeichneten ſämmtlichen fiscalifchen 
Renten, Zinfen und Gülten dadurch zu erleichtern, daß fie 
fih von den Gemeinden für den Betrag der Ablöfungsfapi: 
talien Schuldfcheine ausftellen läßt. 


Die Berbindlichkeiten der Staatsſchulden⸗-Tilgungskaſſe 
gegen die Staatögläubiger werden, nad den Bedingungen, 
unter welchen die Staatsfchuld dermalen fundirt ift, weder 
dadurch, daß die Ablöfungsfapitalien felbft erft fucceffiv in 
einer langen Reihe von Sahren zur Kaſſe gelangen, noch 
durch den geringen Zinsfuß von 3 p&t. alterirt, und es ift 
daher Mar, daß die Tilgungskaſſe demjenigen, was ihr der 
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Geſetzesentwurf in Beziehung auf die fiscalifchen Grund: 
renten auferlegt, vollitandig wird entfprechen können. 

Was die nicht fiscalifchen Nenten und der Verwandlung 
in Renten fähige Grundlaften betrifft, fo konnten nur die 
Steuerfäpitalien detfelben ermittelt werden, welches durch Die 
erfte Section der Oberfinanzkammer gefchehen if. Zum Behuf 
der gegenwärtigen Betrachtung muͤſſen die Steuerfapitalien 
überall als gleichbedeutend mit den Bruftoerträgen angefehen 
werben, weil eim anderer ficherer Maaßſtab nicht vorhan: 


den ift. 
Nach der aufgeftellten Ueberſicht befigen: 
a) bie Standesheren des Großherzogthums : 
1) an Zehntgrundtenten in den Provin⸗ 
zen Starkenburg un Oberheſſen.418 fl. — Fr. 
2) am fonftigen Grundtenten. . . . 116,175 „, 24 „ 
b) Privatyerfonen und Gorporationen: 
1) an Zehntgrundrenten in den Provin⸗ 
zen Starkenburg und Oberhefien . 33,527 „ 18, 
2) an fonftigen Grundtenten in den drei | 
Provinzen des Großherzogthums . 108,672 „ 42 , 
sufammen 347,393 fl. 42 fr. 


Hierzu kommen aber noch an folchen Gerechtfanten und 
Servituten, welche nach der beftehenden Gefeggebung in Grund: 
tenten verwandelt werden koͤnnen: 

| a) Standesherren: 
1) Naturalsehnten «© 2 0 2 0 0. 74982 fl. 36 Er. 
2) Frohnden CE Fer Tr 4 955 ee 
S)MBeideberechtigungen . . . . 19,805 fl. 12 fr. 
b) Private und Gorporationen : 
1) Naturalzehnten . «© > 0 0... 165,290 fl. 42 Er. 
2) Srohnden . » 2 2 2 2 888 fl. 42 kr. 
3) Meideberehtigungen . 5; « - . 51,947 fl. 12 Er. 
zuſammen 313,229 fl. 24 Er. 
deren Ablöfung erft nach erfolgter Verwatjolung, und mwahrs 
heinlich erft nach einer Reihe von Jahren zur Vollziehung 
ommen wird. 

Jene wirklich als folche vorhandene nicht fiscalifche Grund: 

tenten von 347,393 fl. 24 Er. entfprechen einem Ablöfungss 


capital von 
6,253,081 fl. 12 kr. 


Die Ueberſchüſſe der Staatöfchuldentilgungsfaffe find be: 
rechnet: * 
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1) für die nächſte Finanzperiode (vorausge⸗ 
gefetst, daß in berfelben die noch übrige 
rüdzahlbare Staatsfchuld nicht getilgt 
0 — 

2) für die folgende 18/, auf . . . .1,715,085 fl. 

3) für die nachfolgende 18%),, auf . . . 1,670,633 fl. 

4) für die weiter folgende 18%/,, auf . . 1,624,835 fl. 

und die Kaffe wird daher bis zu dem angegebenen Zeitpunkt 
hinreichende Mittel haben, um die Ablöfungscapitalien für alle 
— dermalen vorhandene, nicht fiscaliſche Grundrenten, vor⸗ 
zuleihen. 


Da jedoch in der aufgeſtellten Berechnung durchaus keine 
Zinſen von den jährlichen Ueberſchüſſen in Anſatz gebracht wor: 
den find, und vorauögefest werben Fann, daß die Ablöfung 
der fiscalifchen Grundrenten einen fo rafchen Fortgang neh: 
men wird, daß der Staatöfchuldentilgungsfaffe an Zinfen und 
Tilgungsrenten in ben bezeichneten Sahren weit größere Sum: 
men zufließen werden, ald man nad) den bisherigen Erfah: 
rungen an Domänenkauffhillingen in Rechnung genommen 
bat, fo läßt fi mit hoher MWahrfcheinlichkeit annehmen, daß 
die Staatöfchuldentilgungdfaffe ſchon mehrere Sahre früher 
im Stande feyn wird, jene 

6'253,081 fl. 12 fr. 


den Gemeinden baar vorzuleihen. Allerdings ift fie nicht im 
Stande, dieß gleich jetzo und auf einmal zu thun, und es 
bleibt daher nichts anders übrig, ald die zur Ablöfung fchrei: 
tenden Gemeinden nad) und nad) und in der Zeitfolge, in welcher 
fie fi) anmelden, zu befriedigen, allein in fehr vielen Fällen 
wird die Ablöfung der nicht fiscalifchen Grundrenten ohnehin 
zeittraubende Vorbereitungen bedürfen, und die Wohlthat, die 
ben Zinspflichtigen ertheilt wird, verliert durch den Aufſchub 
nur wenig an ihrem Werth. 


Wollte man, um die Ablöfung der nicht fidcalifchen 
Grundrenten zu befchleunigen, die Staatöfchuldentilgungsfaffe 
zu Anleihen nöthigen, fo würde dieß nur mittelft großer Op: 
fer gefchehen können, welche die Staatdregierung nicht als ge: 
rechtfertigt anfehen Fann. 


Uebrigend wird die Staatöfchuldentilgungsfaffe auch in 
ben auf dad Jahr 1847 folgenden zehn Sahren weitere, beis 
nahe eben fo bedeutende Weberfchüffe beziehen, und fie wird 
daher im Laufe der Zeit in den Stand fommen, auch noch die 
Ablöfungscapitalien für die nicht fiscafifchen Naturalzehnten, 
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Frohnden und Weibeberechtigungen hinzugeben , fobald folche 
demnächft erft in Grundrenten verwandelt worben find. 

Nachdem ich Worftehendes über den Gefebedentwurf im 
Allgemeinen vergetragen habe, behalte ich mir vor, die einzel: 
nen Artikel deffelben, wenn bei bdenfelben Anftand gefunden 
werben follte, demnächſt mündlich zu rechtfertigen. 


Beilage Nr. 133. zum 19. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausſchuſſes, betr. Befchwerde des 
Großherzogl. Landraths Knorr zu Hungen, wegen 
der Anmweifung ded mit der -Landrathöftelle verbuns 
denen Gehalted und Vergütungen; erftattet von dem 
Abgeordneten Hardy. 


Unter den, dem Großherzogl. Landrathe Knorr zu Hun⸗ 
gen angewiefenen Befolbungsbeitandtheilen werden: | 
1) Für EIERN eined Dienftpferdes jährlich 150 fl. 


un 

2) Vergütung für Wohnung und Amtölocal . 150 fl. 
u 

er gedachte Großherzogl. Landrath will dem 

zu 1) erwähnten Befoldungsbeftandtheile entfagen und 
wäünfcht entweder eine Vergütung von 2 fl. 30 Fr. täglicher 
Transportkoſten oder Erſatz des von ihm jedesmal erweidlich 
bezahlten Transportes. 

Er leide, fo führt berfelbe in der an dieſe verehrliche 
Kammer gerichteten Befchwerdefhrift an, feit vielen Zahren 
an Podagra und könne, ohne ſich Lebensgefahr auszufeken, 
nicht reiten. Eben fo wenig könne er ſich auch ein einfpäns 
niges Fuhrwerk halten, theil® weil die Wege in dem ihm 
anvertrauren Verwaltungsbezirke mit einem Pferde nicht fahre 
bar feyen und theild weil er ein einfpanniges Fuhrwerk mit 
einem Knechte für 150 fl. jährlich nicht au halten im Stande 
fey und er auch Feine Verbindlichkeit habe, für einen Dienft 
perfönliche Aufopferung zu machen, deſſen Uebernahme er ab» 
gelehnt habe, Endlich bezieht ſich derſelbe auf Präjudizien, 
wonacd vor ihm die Landräthe von Nidda und Schotten, des 
ren Berwaltungsbiftrifte nicht ausgebehnter und in den We 
gen nicht übler al& ber feinige gewefen und bie nicht, wie er, ' 
an Fußgicht gelitten, 800 fl. jährlich für Trankportkoſten vers 
gütet erhalten hätten. 

Die Standeöherrfchaft,, von welcher die Beſoldung bes 
Großherzogl. Landrath$ zu Hungen größtentheild reſortirt, 
hätte die Vergütung ber Zrandportkoften nicht verweigert, 
des Herrn Fürften zu Eolmd:Braunfels Durchlaucht jedoch 
die Refolution audgefeßt und da Großherzogl. Minifterium 
denfelben zu Ertheilung feiner Entfchließung binnen eined ans 
zuberaumenden Vermind nicht aufgefodert habe, fo glaubt 
Querulant hierin bie erfte Befchwerde zu begründen. 
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Zu 2) bemerkte Derfelbe, daß, da die Landräthe neben 
ihrer Privatwohnung auch ein Gefchäftslocal unterhalten müß- 
ten, das ihnen dafür zu verabreichende Miethgeld in dem 
Maas gegeben werden müffe, wie es nach der Kocalität für 
das wahre Bedürfniß des Dienerd und des Dienftes nöthig 
fey. Er habe nachgewieſen, daß er mit 150 fl. die Miethe 
für Privatwohnung und Dienftlocal nicht beftreiten könne, 
daß er dafür 164 fl. bezahlen müſſe und da andern Localdie— 
nern derfelben Dienftfathegorie in den Provinzialhauptftädten 
und auch ſelbſt in Landftädten dasjenige Miethgeld vergütet 
werbe, welches fie aufwenden müffen: fo glaubt Duerulant 
zum Bezug der angefprochenen 164 fl. um fo mehr berechtigt 
zu ſeyn, weil die Standesherrfchaft ihm folche bewilligt hätte 
und das Großherzogl. Staatöminifterium ihm verfprochen habe, 
das gewähren zu wollen, was die Standesherrfchaft ihm bes 
willigen würde. In der Nichterfüllung diefes Berfprechend 
will Querulant die zweite Beſchwerde begründen und er bit: 
tet nad) allem diefem, um die Vermittelung der verehrlichen 
Kammer bei Großherzog. Staatöminifterium, um feinen Be: 
Ihwerden auf geeignete Weiſe Abhülfe zu verfchaffen. 

Auf die hierüber mit dem betreffenden Herrn Regierungs— 
Commiſſär gepflogene Communication, hat diefer zur Auskunft 
ertheilet: Befchwerdeführer fey als vormaliger Fürſtlich Solms: 
Braunfelfifcher Amtmann bei der Organifation von 1821, 
weil ſich damals Feine Gelegenheit zu feiner Anftellung dar: 
geboten, von der Standesherrfchaft mit 1000 fl. vorläufig 
quiescirt, im verfloffenen Sabre aber auf die in Erledigung 
gekommene Landrathöftele zu Hungen präfentirt und darauf, 
ohngeachtet feiner dagegen erhobenen Proteftation, weil das 
bepfallfige Vorbringen Gefchäftsentwöhnung, vorgerücktes Al— 
ter, oft wiederkehrende gichtifche Leiden und Augenfchwäche 
ungenügend erkannt wurde, landesherrlich beftätigt worden. 

Mit diefer Stelle feyen etatsmäßig an Gehalt, fodann 
Vergütungen für Schreiberei und Bureaufoften, Heißung der 
Parthieftube, für Wohnung und Amtslocal und für Kourage 
im Ganzen 2398 fl. verbunden, woran der Staat 794 fl, 38 fr. 
beizutragen, und das übrige die Standeöherrfchaft zuzulegen 
hätte. Die von dem Befchwerdeführer fogleich nach feinem 
Dienftantritte erhobene Neclamation auf eine zweite Pferde: 
fourage mit 150 fl. oder Transportvergütung und 14 fl, mehr 
für Wohnungdvergütung habe die Staatsregierung zurückge— 
wiefen, theil weil fie diejelbe nicht für gehörig begründet ers 
achtet habe, und theils, weil fie durd die Präfentation des 
Beſchwerdeführers zur Landrathöftelle nicht genöthigt werden 
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wolle, für diefelbe einen größeren Koftenaufwand zu machen, 
als etatsmäßig dafür beftimmt ift und für den Dienftvorfah: 
rer ausgefeht war. 

Die den Landräthen von Schotten und Nidda ausnahms⸗ 
weife wegen der befonderen Befchaffenheit ihrer Verwaltungs⸗ 
bezirke, früher bewilligte doppelte Pferdöfourage oder 300 fl. 
habe auf den Bezirk Hungen feinen Bezug, und fey deßhalb 
auch ſchon dem Dienftvorfahrer des Beſchwerdeführers bie 
angeſprochene doppelte Fourage von der Staatsregierung und 
der betheiligten Standesherrſchaft verweigert worden. 

Die Staatsregierung hat erklärt, daß nichts dagegen 
zu erinnern finde, wenn bie an dem Bezirke Hungen betheis 
ligten Standeöherrfchaften ihren Beitrag zu dem angeforderten 
höheren Wohnungsmiethegeld bewilligen wollten, fie aber habe 
ihren Beitrag der Confequenz wegen nicht zugeftanden. Solche 
Ausnahmen feyen bisher nur in den dringendften Fallen, bei 
den ohnehin in einem höheren Wirkungskreiſe ftehenden Kreis: 
räthen und namentlich bei jenen von Darmfladt, Gießen und 
Offenbach gemacht worden. Ä 

Dei diefer Vorlage dürfte nach der Anficht Ihres berich: 
tenden Ausfchuffes das Verfahren der Staatöregierung. ebenfo 
perechtfertiget, als die Befchwerde grundlos erfcheinen. So—⸗ 

ald Befoldungdbeftandtheile in Averfionalfummen ald Ber: 
gütung verabreicht werden, können individuelle Verhältniffe 
des Befoldeten nicht weiter berüdfichtigt werden. 

Wenn ed ferner dem vielfältig erklärten Wunfche ber 
Stände entfpricht, daß die feftgefeßte — enau 
eingehalten werden: ſo dürfte die vorliegende Bitte ſich um 
ſo weniger der ſtändiſchen Berückſichtigung zu erfreuen haben, 
da der Beſchwerdeführer im Intereſſe der Standesherrſchaft 
durch Entlaſtung derſelben von der ihm zuvor ausgeſetzten 
Penſion ad 1000 fl. mit der Anſtellung als Landrath reakti⸗ 
virt wurde, durch dieſe Maßregel aber dem Staate nicht zu: 
gemuthet werden kann, für die Landrathsſtelle zu Hungen den 
etatsmäßigen Aufwand überſchreitende Ausgaben zu übernehmen. 
beſt F dieſen Gründen finden wir uns zu dem Antrage 

eſtimmt: 
daß es der verehrlichen Kammer gefallen wolle, der vor⸗ 
liegenden Beſchwerde keine Folge zu geben. 

Der Abgeordnete Knorr, Mitglied des dritten Ausfchufs 
fed, hat wegen naher Verwandtſchaft mit dem Querulanten, 
fi) der Berathung und Abjtimmung wegen dieſes Gegenftans 
des in dem Ausfchuffe enthalten. 


Beilage Nr. 134. zum 19. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausfchuffes der zweiten Kammer 
der Stände, betr. die Wahl ded Abgeordneten der 
Stadt Wormd; erftattet von dem Abg. Hardy. 


In Folge des von ber verehrlichen Kammer unterm 9. Mat 
diefed Jahrs gefaßten Befchluffes und des hierauf von der 
——— Staatsregierung ertheilten Auftrags, iſt eine 
neue Abgeordnetenwahl zu Worms vorgenommen und der 
Großherzogl. Staatsprocurator Parcus zu Mainz, durch ab: 
ſolute Stimmenmehrheit als Abgeordneter der Stadt Worms 
erwählt worden. 

Die Großherzogl. Einweiſungscommiſſion hat, indem ſie 
die Kammer von jener Wahl benachrichtigte, dieſelbe zugleich 
davon in Kenntniß geſetzt: daß des Großherzogs Kön. Hoh. 
dem Gewählten den erforderlichen Urlaub zu ertheilen, geruht 


ben. 
Ihr dritter Ausſchuß hat die neuerdings aufgenommenen 
Wahlacten dritten Grades gehörig geprüft und dabei nichts 
u erinnern gefunden. Da nun die Wahlen erſten und zweiten 
Grades bereit5 durch Kammerbefhluß vom 9. Mai d. Sahrs 
für definitiv gültig erklärt find, fo tragen wir darauf an: 
daß ed —— Kammer gefallen möge, die in der 
Stadt Worms neuerdings vorgenommene Abgeordne— 
tenwahl für definitiv gültig zu erkennen und die Ein— 
berufung des gewählten Abgeordneten zu veranlaſſen. 


! 
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Bericht de3 dritten Ausfchuffes, betr. den Antrag der 
Abgeordneten Goldmann, Prätorius und Wolff, 
auf Herftellung einer Poftverbindung zwifchen Fried— 
berg und Nidda (Beil. Nr. 17, zum 7. Protofoll) ; 
erftattet von dem Abg.- Pabit. 


Der Antrag ift auf ben Grund ber auf dem 6. Lands 
tage über diefen Gegenftand in beiden Kammern gepflogenen 
Berhandlungen geftellt. 

Nachdem nämlich dorten diefelben Abgeordneten, welche 
den rubricirten Antrag ftellen, einen Antrag auf eine tägliche 
Brief» und Perfonenpoftverbindung zwiſchen Friedberg und 
Salzhaufen (Nidda) jedoch blos während der Sommermonate, 
geftellt hatten, welche mit den täglichen Briefpoftcourieren 
zwifchen Darmftadt und Gießen correöpondire, trat die 2. Kams 
mer biefem Antrage nicht nur einftimmiq bei, fondern trug 
auc noch weiter darauf an, dag wenn für die Wintermonate 
eine Perfonenpoftverbindung nicht ftattfinden könne, wenigftens 
auch für die Briefe in diefer Jahreszeit eine directe Poftver: 
bindung beftehen möge. 

Der 3. Ausfhuß der 1. Kammer trug darauf an, fi 
mit beiden Befchlüffen der 2. Kammer zu vereinigen; zur 
Berathung und Beihlußnahme kam der Gegenftand in der 
1. Kammer wegen Auflöfung des Landfaged von 1834 nicht 


mehr. ( 

Der Referent Ihres 3. le m. H. ftellte zunächft 
an den Herrn Regierungscommiſſär dad Erfuchen, fich darü— 
ber zu äußern, ob und welche Schritte etwa von Seiten ber 
Staatöregierung in Bezug auf gedachte Poftverbindung uns 
terdeß gejchehen, und ob fich vielleicht fchon jetzt über den 
Erfolg davon etwas fagen ließe. 

Hierauf erwiederte der Herr Minifterialrath von Kuder: 
„daß der Gegenftand rubricirten Antraged im Betrieb fey und 
wohl, dem an den Herrn Erblanppoftmeiiter geftellten Ans 
trage zufolge, nach dem darüber in der 2. Kammer der Land» 
fände auf dem vorigen Landtage geäußerten Wunfche,. erles 
digt werden dürfte.“ 
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Hiernach wird alſo die — einer täglichen Per: 
fonenpoftverbindung wenigftens für den Sommer, und wenn 
diefe nicht für dad ganze Jahr, doch eine Briefpoftverbindung 
auch für den Winter, zwifchen Friedberg und Nidda erwartet 
werben dürfen. 

Was früher über die Zweckmäßigkeit diefer Poftverbin: 
dung in diefer Kammer geäußert worden ift, dem kann ber 
3. Ausfchuß bier nur beitreten, und bleibt demfelben unter 
banfbarer Anerkennung der von ber Staatöregierung bereits 
getroffenen Einleitungen, nur zu wünfcden übrig, daß fich 
das Publitum möglichft bald der Herftellung der gedachten 
Poftverbindung zu erfreuen haben möge, welchen Wunſch der 
Staatöregierung ald den ihrigen auszufprechen, er ber ver 
ehrlichen Kammer hiermit in Antrag ftelt. 


Beilage Nr. 136 zum 19, Protokoll. 


Bericht ded dritten Ausfchuffes, betr. die Befchwerde: 
führung des Sofeph Hocdhftätter von Worms, ver: 
malen zu DBeffungen, wegen verweigerter Rechtd- 
hülfe in Betreff der Anzeige wegen Verwendung der 
dem Stadtgerichtöactuar Wolff in Darmftadt ver: 
willigten Averfionalfumme zur Beftreitung der Schreib; 
gehüffens Koften; erfiattet von dem Abg. Pabit. 





Der Petent fagt in feiner Eingabe in ber Hauptfache 
Folgendes: 

1.) daß von dem Stadtgerichts⸗Actuar Wolff in Darm» 
ftadt, die dieſem bewilligte Averfionalfumme für Schreibges 
hülfenkoften nicht volftändig zu diefem Zwede verwendet, und 
namentlich dem Petenten a 4'/, Zahren 321 fl. 40 fr. 
— ſeinem Gehalte als Schreibgehülfe vorenthalten worden 
eyen; 

2.) daß ihm, dem Petenten, auf eine deßfallſige Anzeige 
und Beſchwerdeführung bei Gr. Miniſterium des Innern und 
der Juſtiz vom 2ten May 1834 den 3. October deſſelben 
Jahres durch GH. Stadtgericht, in Auftrag GH. Hofgerichts, 
bedeutet worden ſey, daß ſeiner höchſten Orts eingereichten 
Vorſtellung keine Folge gegeben werden könne; 

3) daß er hierauf bei der höchſten Staatsbehörde ſeine 
Bitte vom 2. Mai 1834 wiederholt habe; die Inſinuation 
des Stadtgerichtes aber durch Miniſterialverfügung vom 19. Oc⸗ 
tober 1834 beſtätigt worden ſey; 

4) daß er hierauf, zum drittenmale, an das Großherzogl. 
Miniſterium ſich gewendet, zugleich aber den „Recurs“ an 
die Ständeverſammlung angezeigt babe, welche er nun bittet: 

„vie höchfte Staatöbehörbe zu vermögen, daß ihm Ges 

rechtigfeit werde.” | 

Sn Erwägung, daß der Petent in Feiner Art feine Ars 
gaben durch beglaubigte Documente nachweifet, denn nur die 
unter 2 erwähnte Infinuation des Stadtgerichtd zu Darm: 
ftadt liegt in beglaubigter Abfchrift bei; fo könnte fchon deß— 
halb nach der Anficht des dritten Ausfchuffes dem Anfuchen 
feine Folge gegeben werden. Wollte man aber aud) voraus: 
feßen, daß die Anführungen des Petenten in foweit nadıges 
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wiefen wären, ald ber Artikel 81 ber Verfaffungsurfunde 
Nachweifung bedingt, daß die gefeßlihen und verfaffungs« 
mäßigen Wege bei den Staatöbehörden um Abhülfe vergebs 
lich eingefchlagen worden find; fo müßte der dritte Kusfauß 
diefer verehrlihen Kammer dennoch auf Verwerfung des in 
formellev und materieller Hinficht unftatthaften Geſuchs ans 
tragen, indem die Befchwerdeführung des Petenten wegen 
Gehattsverfürzung im Falle folche woirflich begründet wäre, 
lediglich auf einem privatrechtlichen Verhältniffegzmifchen ihm 
und dem Stadtgerichtdactuar Wolff, feinem vormaligen Dienft« 
berrn, beruht, alfo vor die zuftändigen Gerichte gehören würdes 


Beilage Nr. 137. zum 19. Protofolt. 


Bericht des dritten Ausſchuſſes der zweiten Kammer 
der Stände, die Vorftellung des Tuchmachers Ko— 
ber, von Alsfeld, die Ausfpielung feines Wohnhaus 
ſes dafelbft betr.; erftattet von dem Abgeordneten 
Grafen Lehrbad. 


— — — — — 


Unter dem 14. September vorigen Jahres gelangte dab 
rubricirte Geſuch an die zweite Kammer der lebten Stände 
verfammlung, ohne feine Erledigung zu finden, und ift dafs 
felbe nunmehr erneuert worden. 

Der Petent, nachdem er in der gedachten Vorftellung, 
die ungünftigen Verhältniſſe, in denen er fich befinde, ausge: 
führt hat, indem ihm bei herabgefommenem Gewerbe zur Deks 
tung fich vorfindender Schulden, feine Immobilien, und na 
mentlich fein Wohnhaus folle verfteigert werden, fo bittet er: 

„die hohe Kammer wolle ſich bei Sr. Königlichen Hoheit 

dem Großherzog dahin verwenden, daß ihm der Coͤnſens 

zu Ausfpielung feined Wohnhaufes allergnäbdigft ertheilt 
werde.‘ 


Ein Abſchlagsdecret Großherzogl. Minifteriumd des In⸗ 
nern und der Juſtiz, auf die Vorftelung des Petenten, liegt 
bei, indem es heißt, 

„daß feinem Geſuch nicht zu willfahren ftehe, weil ders» 

gleichen Goncefjionen nicht mehr ertheilt werben.” 

Sn der Form ift daher das vorliegende Gefuch ald be 
gründet zu betrachten. 


Obgleich aber die Verhältniffe des Bittftellerd höchft drüs 
ckend erfcheinen, dad fraglihe Wohnhaus, nach feiner Angabe, 
ihn die Summe von 6000 fl. zu erbauen gekoftet, und in eis 
ner dritten Verfteigerung nur 1800 fl. darauf geboten mwors 
den find, auch derfelbe zur beffern Empfehlung feiner Bitte, 
anführt, daß dem nunmehr verftorbenen Landfammerrath Herz 
dahier, eine gleiche eg zu Theil geworden, indem 
ihm geftattet wurde, feine Gebäulichkeiten in hieſigir Reſi— 
benz ausfpielen zu laffen, fo dürften dem Gefuch dennoch ges 
wichtige Gründe entgegen ftehen. 

Das Abſchlagsdecret Großberzoglihen Minifteriums des 
Innern und der Juſtiz ftügt fich auf eine allerhöchfte Ent: 

Beil. z.d. Verbandl.d. 2.Kam.!. Band. 20 
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ſchließung Sr. Koͤniglichen Hoheit, vom 29. Mai 1832, wo⸗ 
nach Audfpielungen von Smmobilten nicht mehr, und aus: 
nahmöweife, höchftend nur in den Fallen geftattet werden fols 
fen, in welchen ed fich von Audfpielung neuer Gebäude an 
Drten handelt, wo die zunehmende Bevölkerung die Anlage 
folcher Gebäude wünfchendwerth und nothwendig macht. Bei: 
bed aber findet in dem vorliegenden Falle nicht ftatt. 

‚Was die an den Landkammerrath Herz ertheilte Gons 
ceflion betrifft, fo ift diefelbe noch von des höchftfeeligen Groß— 
herzogs Königlicher Hoheit ausgegangen, und fann ſich dem: 
nach nicht auf diefelbe berufen werden, und möchte auch um 
fo weniger dem Petitum ald Empfehlung dienen, da, wie man 
hört, die Ausfpielung zum Schaden der betheiligten Einfeßer 
fallirt hat. Indem endlich die angezogene Verfügung, Aue 
fpielungen von Immobilien im Allgemeinen nicht mehr zu ge 
ftatten, vollfommen ben mehrfach geäußerten Anfichten der 
frühern Kammer entfpricht, in beren Folge fogar die Großh. 
Glafjenlotterie, mit einem nicht unberrächtfichen pecuniären 
Berluft, zum Wohl des Ganzen ift aufgehoben worden, fo 
dürfte die verehrlihe Kammer um fo eher dem Antrage bes 
Ausſchuſſes ihre Beiftimmung gewähren: 
der Petition Feine Folge zu’ geben. 


Beilage Nr. 139. zum 20. Protofof. 


Antrag ded Abgeordneten Bergfträßer, die Vorlegung 
eined vollftändigen Geſetzes über Beftrafung ver 
Feld- und Gartenfrevel und Diebftähle betr. 





Bereit auf dem früheren Landtagen Bam dieſer wichtige 
Gegenftand zur Sprache. 

Nachdem auf dem 9. Landtage eine Vereinbarung zwis 
fchen den beiden hohen Kammern nicht zu Stande gekommen 
war, indem bie hohe erfte Kammer ſich dahin entfchieb: 

„die Staatöregierung um Vorlage eined vollftändigen 

Feldſtrafgeſetzes für ale Landestheile zu erſuchen,“ 
= re Kammer aber ſich darauf befchränfen zu müfs 
en glaubte: 

ae die Staatöregierung dad Erfuchen zu ftellen, noch 

auf dem Lanbtage von 1883 den zugefagten allgemeis 

nen Strafcoder vorlegen zu wollen, bi8 zum wirklichen 

Erfcheinen der neuen Gefeßbücher aber die ftrenge Be— 

folgung der beftehenden Vorfchriften namentlich des Ne: 

gulativs vom 7. Zuni 1825 den Behörden zu empfehlen,” 
wurbe auf dem 6. Landtage von der hohen zweiten Kammer, 
auf den wiederholten Antrag einiger Abgeordneten der Bes 
fchluß gefaßt (vid. Prot. 29) „unter dem im Ausfchußberichte 
befagten Vorbehalte” — ‚weiter gutächtlich zu berichten, in 
wie fern eine abgefonderte Behandlung dieſes Geſetzgebungs— 
gegenftandes und räthlich feyn, wenn über die allge, 
meinen Gefeßgebungsfragen die gewünfchte VBerftändigung 
nicht zu Stande fommen follte — 

„den Gegenftand vorerft abgefondert nicht weiter in Ans 

regung zu bringen.” 

Die hohe erfte Kammer, von diefem Befchluffe in Kennt: 
niß gefeßt, entfchied fich, an ihren frühern Beichlüffen fefthals 

tend, zugleich aber die Ausficht auf eine Vereinbarung aufge: 
bend, dahin: 

„den Antrag beruhen zu laſſen.“ 


Inzwifchen werden die Kiagen über Zunahme ber Feld: 
frevel immer lauter, die Einfhärfung der frühern Verfügun: 
gen wegen der Feldfrevel und ihrer Beftrafung hat im ber 
Hauptfache Feine Verbeſſeruag herbeigeführt und die Ausſich— 

20* 
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ten auf endliche Erfüllung des Artikeld 103 unferer Verfaſ— 
fungsurfunde find auf einige Sahre weiter in Frage geftellt. 

Ein Gefeß zum Schuß der Agricultur und der landwirth- 
ſchaftlichen Erzeugniffe kann aber, ohne Inconfequenz, für 
fich felbftftändig, erlaffen werden, eben fo gut ald eine Hypo» 
thefenorbnung,, ald ein Geſetz über Beftrafung der Forftfre- 
vel, und wird als ein, dem allgemeinen Geſetzbuch demnächft 
leicht einzufchaltender Theil defielben, in feiner ifolirten Er: 
fheinung, als fehr dringende Abhülfe eines Nothzuftandes, 
im ganzen Lande willfommen heißen. 

Der Unterzeichnete, von dieſen Anfichten lebhaft durch. 
drungen, erlaubt fich daher den Antrag an bie hohe zweite 
Kammer der Landflände ded Großherzogthums : 

die Großherzogliche Staatöregierung zu erfuchen, noch auf 

dieſem Landtage ein Gefeß gegen Selb: und Gartenfres 

vel und Diebftähle gerichtet, den Ständen des Groß: 


herzogthums zu proponiren. 


Beilage Nr. 142. zum. 20. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausfchuffes der zweiten Kammer 
über den Antrag ded Abgeordneten Pabft, die Ers 
richtung eined Landgerichts zu Gernsheim betreffend 
(Beil. 109 zum 16. Prot.); vorgetragen vom Ab⸗ 
geordneten Dr. Ritgen. 


Nachdem bie verehrliche Kammer auf den Antrag bes 
Herrn Abg. Hardy. befchlofien hat, der Staatöregierung den 
Wunſch auf —— Landgerichtsbezirke in den Pro⸗ 
vinzen Starkenburg und Oberheſſen, unter den in dem Aus: 
fhußberichte angetragenen und duch den Kammerbefhluß ge: 
nehmigten Modificationen zu erkennen zu geben und diefelbe 
zu erfuchen, hierüber die geeigneten Propofitionen an bie 
Stände gelangen zu laffen, ift der befondere Antrag des Abg. 
Pabft in Bezug auf die Errichtung eines Landgerichts zu 
Gernsheim eingegangen. 

(Der Antrag wird verlefen.) j 

Ihr dritter Ausſchuß trägt daher in Webereinftimmung 
mit dem erwähnten Befchluffe darauf an: 

die verehrlihe Kammer wolle den Antrag des Abg. 

Pabſt auf Errichtung eined Landgerichtd zu Gernöheim 

der Staatöregierung mittheilen und derſelben deffen Bes 

rüdfichtigung bei den zu machenden Propofitionen ans 
beimftellen. 


Beilage Nr. 143. zum 20. Protokoll. 


Gefeßeöentwurf, betreffend den Haufirhandel und die 
baufirend betriebenen Gewerbe. 





Zubwigll.x. 


Art. 1. 

Der Haufirhandel und der Betrieb von Gemerben im 
Umbherziehen in dem Großherzogthum Heſſen kann weder 
einem Inländer, noch einem Ausländer, infofern hierzu nad) 
dem Gewerbfteuergefeb ein Patent erforderlich ift, vor zurück⸗ 
gelegtem 21, Lebensjahre — werden. 

rt. 


Außer denjenigen Gegenftänden, mit welchen dad Haus 
firen bereit3 durch vorliegende Gefege und Verordnungen ganz 
verboten ift, wird daſſelbe ferner hinſichtlich aller lithogra— 
phirten und gebrudten —— 

rt 


Die Uebertretung des Verbots in dem vorhergehenden 
Artikel wird, vorbehältlich derjenigen geſetzlichen Strafen, 
welche unter gewiſſen Umſtänden noch beſonders verwirkt ſeyn 
können, mit der Confiscation der Schriften und einer Strafe 
von 1bis 5 fl. beſtraft. 


Ad 
Ale Gelöftrafen, welche wegen unerlaubten Haufirens 
ober unerlaubten Gewerbebetrieb& im Umberziehen verhängt, — 
allein uneinbringlich befunden werben, — follen in eine ver» 
hältnißmäßige Gefängnißftrafe verwandelt werden, bergeftalt, 
* f cam Gulden Geldftrafe ein Tag Gefängniß gerech 
neh wird. 


Beilage Nr. 144. zum 20. Protofolt. 


Vortrag ded Großherzogl. Minifterialrathd von Kuder 
zum ©efeßesentwurf, betreffend den Haufirhandel 
und die haufirend betriebenen Gewerbe. 





Hochgeehrtefte Herren ! 


Der vorgelegte Gefebesentwurf enthält diejenigen Bes 
flimmungen gefeglicher Natur, welche der Zuflimmung ber 
Stände bedürfen und noch nothwendig erjcheinen, um die 
beftehende Gefesgebung über dad Hauliren auf eine zweck⸗ 
mäßige Weife zu vervollftändigen. 

Es beabfichtigt die Staatöregierung, hiernächſt in einer 
umfaffenden Vollziehungdverordnung, nicht allein alle Beftim: 
mungen legiölatorifchen, fondern auch reglementären Inhalts 
zu veröffentlichen. 

Diefed vorausgefhidt gehe ich zur Motivirung ber ein 
zelnen Artifel des Entwurf über: 
* Art. J. 

Zum felbfiftändigen Betrieb eines Gewerbes gehört ind: 
befondere auch, damit hierin der Gewerbtreibende rechtägültig 
Geſchäfte abichliegen Tann, daß bderfelbe die Volljährigkeit, 
nad den Gefegen des Großherzogthums bad 21te Lebensjahr, 
erreicht hat. 

Schon um deßwillen erjcheint die proponirte Beſtim— 
mung räthlih. Sie wird ſich aber um fo mehr zur Annahme 
empfehlen, wenn erwogen wird, daß im Snterefje der öffent: 
lichen Sicherheit zu folchen im Umberziehen betriebenen Ges 
werben nur diejenigen zu concefjioniren feyen, welche Proben 
eined redlichen und untadelhaften Lebens abgelegt haben und 
darüber Zeugniffe beizubringen vermögen, wenn ferner erwos 
gen wird, daß zur Beförderung der foliden Ausbildung das 
mehr jugendliche Alter von einem Gewerbe abzuhalten fey, 
wad wenig Mühe und Arbeit erfordert und darum fo leicht 
anzieht, — Nüdfichten, welche die Stände ded Landtags von 
18°?/,, gehörig erfannt haben. 

Nah den Worten: „in fo ferne hierzu nad dem Ge: 

werbefteuergefeß ein Patent erforderlich”, 
fol ſich übrigens diefe Beftimmung nicht auf dad Haufiren 
mit folchen Grgenfländen ausdehnen, welche unbedeutend er: 
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fcheinen, gewöhnlich auch nur auf ftädtifchen Wochenmärkten 
zum Verſchleuß kommen, und welches Haufiren daher auch 
nad Artikel 14 pos. 11 des Gewerbſteuergeſetzes von der 
Gewerbfteuer frei gegeben ift und ohne Patent betrieben wer: 
den kann. — 

rt 


Zu ee? 

Nach der Erfahrung gereicht dad Haufiren mit lithogras 
phirten und gebrudten Schriften Feineswegs zur geiftigen und 
moralifchen Bildung, fondern wirft vielmehr darauf, gemwöhns 
lich durch unfittliche und verkehrte, darum entweder ausdrüds 
li verbotene oder vor dem ordentlichen Buchhandel ausge: 
ſchloſſene Geiftesproducte Höchft verderblih, und ift deßwegen 
auch in den meiſten Staaten verboten oder nicht geduldet. 

Zu Art. 3. 

Zur Erreichung des mit dem Verbot im Artikel 2 beab— 
ſichtigten Zwecks erſcheint wohl die hier angedrohte Confis⸗ 
cation durchaus nothwendig, iſt auch denjenigen Beſtimmun⸗ 
gen analog, welche bereits rückſichtlich derjenigen Gegenſtände 
geſetzlich beſtehen, womit u. 0. Haufiren verboten ift. 

t 


u rt. 4. 
Es ift nicht felten bisher der Fall vorgefommen, da 
unerlaubte oder verbotened Haufiren ungeftraft blieb, weil 
von dem Gontravenienten die angebrohte und verhängte Gelds 
firafe nicht erigirt werden Fonnte. Deßhalb, um dem Ges 
fege zu genügen und die Contravenienten dagegen nicht theil- 
weife firaffrei durchgehen zu laſſen, diefe, zumal fhon in der 
allgemeinen Rechtöregel: „wer nicht die Geldftrafe zu erlegen 
vermag, muß fie mit dem Körper verbüßen”, begründete Ber 
flimmung. 


Beilage Nr. 145. zum 20. Protofolt. 


Geſetzesentwurf, betreffend Perfonalarreft in Beziehung 
auf die in der Stadt Offenbach eingegangenen Hans 
delöverbindlichkeiten. 


Ludwig IM. «. 

Wir haben zu mehrerer Beförderung des Handeld Unfe: 
ver Stadt DOffenbah, nad) Anhörung Unferes Staatsraths 
und mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände, verordnet und 
verordnen, wie folgt: 


At. 1. 

Menn Ausländer den Hanbdelsverbindlichkeiten, welche 
fie zu Offenbach, fey es perſönlich anmwefend, oder durch 
Bevollmächtigte, oder durch Correfpondenz, eingegangen find, 
zur beftimmten Zeit nicht genügen, fo Fann gegen fie, wegen 
der daraus erwachfenen fälligen Anfprüche, Perfonalarreft ins 
nerhalb des Gerichtsbezirks des Landgerichts Offenbach, als 
des mit Ausſchluß jedes fonftigen Gerichtöftandes der Impe—⸗ 
traten, allein competenten — erwirkt werden. 

—* 


Die Statthaftigkeit eines hierauf gerichteten Geſuchs iſt 
durch —— Vorausſetzungen bedingt: 

1) Wenn der Impetrant ein Ausländer iſt, ſo muß mit 
dem Geſuch der Nachweis verbunden werden, daß er in dem 
Großherzogthum Heſſen mit hinreichende Sicherheit gewäh— 
renden Immobilien angeſeſſen ſey, oder er muß gleichzeitig 
einen tüchtigen, inländiſchen, der Einrede der Vorausklage, 
entſagenden Bürgen ſtellen, welche Bürgſchaft jedoch von 
ſelbſt aufhört, ſobald in der Hauptſache zu Gunſten des Im— 
petranten rechtskräftig entſchieden iſt. 

2) Der Anſpruch, wegen deſſen Perſonalarreſt impetrirt 
werben will, muß gehörig beſcheinigt ſeyn; eine ſolche Be: 
fheinigung liegt in der Production ordnungsmäßig eingerid)s 
teter Handeld= und Handwerföbücher, fo wie mit öffentlichem 
Glauben verfehener Auszüge aus denfelben und fonftiger 
die Verbindlichkeit Elar darliegender Urkunden, nicht aber in 
der Berufung auf den Eid — Zeugenabhör. 

rt 


Die Vorausſetzungen, welche zur Verhängung des Per: 
fonalarreftes genügen, reichen auch unbedingt bin, um einen 
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Realarreſt zu erwirken, ber mit jenem cumulirt werben kann, 
und überhaupt auch überdies in allen, gemeinrechtli dazu 
fi eignenden Fällen, aulärfig * 

rt, 4. 


Die Koſten der Unterhaltung bed Impetraten, fo wie 
die der Heizung bed Lofald und etwaige fonftige nothwendige, 
3. B. durd das Erfranfen des Impetraten, veranlaßten Kos 
ften, welche fämmtlicy dad Gericht beftimmt, hat der Impe— 
trant von Woche zu Woche vorzulegen; geſchieht dies, auf 
einmaliged Anfordern des Gerichts, nicht binnen 6 Stunden, 
fo wird der Arreft fogleich — 

rt 


Verlangt der Impetrat, daß ſtatt der Verhaftung in 
einem öffentlichen Verwahrungsorte ihm Wache in ſeine Woh— 
nung gegeben werde, ſo hat er die vom Gericht zu beſtim— 
menden Koſten dieſer Bewachung von Woche zu Woche vor: 
zulegen. Unterbleibt die Vorlage, fo tritt fogleich Arreft in 
men Verwahrungsort au die Stelle des Haus— 
arreites. 


Art. 6. 

Leiftet der Impetrat Sicherheit durch einen tüchtigen der 
Einrede der Vorausklage entfagenden Bürgen, oder durch 
Dfand, oder binterlegt er die Forderung des Impetranten 
mit Zinfen und Koften baar, fo hat das Gericht die Aufhe— 
bung des Perfonal: oder Nealarreftes zu verfügen. 


Art. 7. 

Der Perfonalarreft gegen eine und diefelbe Perfon und 
ununterbrochen darf nie länger als zwei Jahre dauern, nad) 
beren Ablauf fie in Freiheit zu feßen ift, und kann gegen jie 
erit nach zwei Monaten von neuem Perfonalarreft erfannt 


werden. 
Art. 8. 


Ueber Nothwendigkeit und Größe des Immobiliarbeſitzes 
er Sicherheitäleiftung (Art 2 sub 1 und Art. 6), über die 
Koften des Unterhalts, der Heizung u. |. w. (Art. &), über 
die Bewachung des Impetraten und Veränderung bes XArreit: 
locald (Art. 5), über die Aufhebung des Arreſtes in den 
Fällen der Art. 6 und 7 findet feine Verhandlung ftatt. 

Art. 9. 

Meder Befchwerben gegen proviforifche Arreftverfügungen, 
noch auch Nechtömittel gegen — auf gepflogene Verhandlung 
gefällte Urtheile, mögen fie den Arch erfennen, beftätigen, 
abfchlagen oder aufheben, haben Euspenfiveffect. 


zum 20. Protokoll. 3 


Art. 10, 

‚„ Rechtömittel gegen ein in Arreftfachen erlaffenes Erfennts 
niß find innerhalb acht Zagen unerftredlicher Friſt und bei 
Vermeidung der Defertion bei dem Landgericht nicht nur an: 
zuzeigen, fondern auch zu vechtfertigen, entweder fchriftlich 
oder mündlich zu Protokoll, worauf dad Landgericht innerhalb 
drei Tagen ohne Ertheilung von Apofteln, die Acten an das 
Dofgericht einfendet, welches fodann binnen 15 Zagen, in 
der Regel ohne die andere Parthie zu hören, über die Rechtes 
mittel entfcheidet. — 

rt. II. 


Rechtsmittel gegen Entſcheidungen des Hofgerichts ſind 
innerhalb acht Tagen unerſtrecklicher Friſt und bei Vermeidung 
der Derſertion bei dem Hofgericht anzuzeigen und zu recht: 
fertigen. Das Hofgericht fendet fodann ohne Ertheilung von 
Apoftetn die Acten binnen fünf Zagen an dad oberfte Zribus 
nal ein, welches innerhalb 20 Tagen, in der Regel ohne die 
andere Parthie zu hören, entjcheidet, Iſt dad bei dem Hof: 
gericht angezeigte und gerechtfertigte Rechtsmittel Fein devolu— 
tived, fo ertheilt dad Hofgericht felbft in der Regel, ohne 
Mittheilung des Libeld an den Gegner zur Erklärung bins 
nen 14 Tagen die Entfcheidung, jedoch ift dad Nechtömittel 
ber Reviſion, wenn der Streitgegenftand oberappellabel ift, 
unzuläffig. Gegen das in der Oberappellationd= oder in ber 
Reviſions⸗-Inſtanz gefällte Urtheil findet durchaus Fein weite: 
red NRechtömittel datt. % 


tt. 22, 

An die Stelle der Verluftgelder tritt, wo biefe bisher 
ftattfanden, eine gleich große Geldftrafe, welche das über bie 
Mechtömittel entfcheidende Gericht, zugleich mit diefer Ent: 
fheidung, in allen den Fällen audfpricht, in welchen es bie 
— wären ſie hinterlegt worden, eingezogen haben 
würde, 


Beilage Nr. 146. zum 20. Protokoll, 


Vortrag ded Großherzogl. Regierungsraths Dr. Brei; 
denbady zum Geſetzesentwurf, betr. Perfonalarreft 
in Beziehung auf die in der Stadt Offenbady ein: 
gegangenen Handelsverbindlichkeiten. 


Hochgeehrtefte Herren! 

Mehrere Handlungshäufer zu Zrankfurt und Offenbach 
hatten in einer, an dad Großherzogliche Minifterium des In— 
nern und der Juſtiz gerichteten Vorftellung auf den Mangel 
eines Gefeges aufmerkffam gemacht, durch welches gegen Aus: 
länder rücfichtlich der zu Offenbach eingegangenen Handel3: 
verbindlichkeiten Perſonalarreſt geftattet werde, und um Er: 
lafjung eines foldyen Gefeges gebeten. 

Die Großherzogliche Staatöregierung mußte fih um fo 
mehr von der Zwedmäßigkeit derartiger Beflimmungen über: 
zeugen, als, felbft abgefehen davon, daß fie wefentlich auf 
den Gredit eines Handels- oder Fabrikplatzes influiren, durch 
fie die Stadt Offenbach nur mit den älteren Landeötheilen 
gleichgeftett wird, in welchen fowohl das Landrecht der oberen 

andgraffchaft Katenellenbogen , ald auch dad Mainzer Lands 
recht deßfallfige gefegliche Vorfchriften enthalten, während bie 
Stadt Dffenbad, auf dad gemeine Recht und deſſen Contro— 
verfen beſchränkt ift. 

Sch bin daher beauftragt worden, Shnen den, nunmehr 
zu verlefenden, SEEN 5 überbringen. 

(legat. | 

Sie entnehmen, meine Hochgeehrtefte Herren, daß in 
dem Entwurf mehrere, das Verfahren, befonderd in ben Res 
cursinſtanzen, abfürzende Beftimmungen enthalten find, welche 
fih von dem gemeinen Rechte entfernen; es hätten fich deren 
noch mehrere treffen laffen; man wollte aber, mit Rüdficht 
auf die neue Gefeßgebung und um derfelben nicht allzufehr 
vorzugreifen, fo weit möglich bei dem Beftehenden beharren 
und Shnen nur in fo weit eine Aenderung des dermaligen 
Verfahrens vorfchlagen, ald die in ———— un⸗ 
bedingt nothwendige Abkürzung der Procedur es erheiſcht. 


— — — 


Beilage Nr. 147. zum 20. Protokoll. 


Gefeßesentwurf, betreffend die im Art. 386 des Code 
penal genannten von Wirthögäften begangenen Dieb; 


ftähle. 


Ludwig. x. 

Wir haben nach Anhörung unferes Staatsraths und mit 
Zuftimmung Unferer getreuen Stände, verordnet und verord» 
nen, wie folgt: — 

rt. 1. 


Die in dem letzten Satze des Nr. 4. des Art. 386 des 
in Rheinheſſen geltenden Code penal vorgeſehenen, von Gä— 
ften in Wirths- oder Gafthäufern (auberges ou hotelleries) 
worin fie aufgenommen find, verübten Diebftähle, follen nach 
dem Art. 401. ded erwähnten Geſetzbuchs beftraft werben. 

Art. 2. 

Die gegenwärtige Verfügung ift auf alle nicht ſchon un⸗ 

— abgeurtheilte Fälle anwendbar. 


Urkundlich ıc. 


Beilage Nr. 148. zum 20. Protofol. 


Motive zum Gefegesentwurf über die im Art. 386. 
ded Code penal genannten, von Wirthögäften be 
gangenen Diebftähle; vorgetragen von dem Groß— 
herzogl. Regierungdrath Dr. Breidenbad). 


Der Artikel 386 des in der Provinz Rheinheſſen gelten: 

den Code pénal fchreibt vor: 
„Sera puni de la peine de la reclusion tout individu 
coupable de vol commis dans l’un des cas ci-apres.“ 
und fodann unter 4: 
„si le coupable a commis le vol dans l’auberge ou 
V’hotellerie dans laquelle il etait regu.“ 
Weber die Auslegung diefer legten Beftimmung find die Ge 
richte verfchiedener Anficht. 

Der Aſſiſenhof betrachtete den vom Geſetz unterftellten 
Fall nur dann vorhanden, wenn die Wirthshäufer von der 
Art find, daß in denjelben Fremde auch beherbergt zu wers 
den pflegen. | 

Das Großherzoglihe Dberappellationd: und Cafjationds 
gericht billigte dieſe einſchränkende Erklärung nicht, vernichtete 
dad Urtheil des Affifenhofes und wied die Sache an da$ 
Großherzogliche Obergericht als Revifionägericht ; letzteres adop⸗ 
tirte aber die Anficht des Aſſiſenhofs; hiergegen kann freilich 
abermald Caffation eingelegt werden, mit der Folge, daß das 
Urtheil ebenwohl vernichtet wird, allein ohne Erfolg in der 
Sache felbft, denn das nämliche DObergericht würde wieder 
als Revifionshof fprechen und es ift nicht verbunden, fich nach 
der Nechtsanficht des Caſſationsgerichts zu bemeffen. 

Nur die Kegislarion kann bier helfen und dies ift der 
Zwed des vorgelegten Geſetzes, welches damit den weiteren 
verbindet, den oben gedachten Theil des Artifel$ 386 ganz 
aufzuheben und die Fälle, welche nach diefem Theile qualificire 
find, nur nach Maßgabe des Art. 401, alfo blos zuchtpolis 
zeilich, beftrafen zu laffen, mithin eine unverhältnigmäßig 
harte Strafe herabzufegen. 


Beilage Nr. 149. zum 20. Protokoll. 


Geſetzesentwurf, das Armenrecht in den Provinzen 
Starkenburg und Oberheſſen betr. 


Ludmig U., von Gottes Gnaden ıc. 

Mir haben nad) Anhörung Unferes Staatdrathed und 
mit Beirath und Zuftimmung Unferer getreuen Stände, ver: 
orbnet und veroronen, wie geist: | 

| rt 


Die Wohlthat ded Armenrechts befteht in der einftweili- 
gen, bis zu befferen Bermögensumftänden bewilligten Befreiung 
von Stempel und Zaren, Gebühren des Gerichts- und Ac— 
tuariatöperfonals , fo wie der Gerichtödiener und fonftiger 
Hülfsbeamten der Juſtiz, ferner von den Koften der, den Ars 
men beigegebenen Anwälte, von Hinterlegung der Verluftgel: 
der und von der Stellung einer Gaution wegen der Koften 
des Gegners und deſſen etwaiger Wiederflage. Diefe Wohl: 
that fommt auch Ausländern zu Statten, wenn in dem Staat, 
‚ weldhem fie angehören, Unfere Unterthanen gleiche Vergün— 


ſtigung genießen. 
ey Urt. 2 


Sind in einzelnen Fällen Diäten und Transportkoſten 
bed Gericht oder der Anwälte, Zeugen, Experten und Inſe— 
rat :Gebühren , nach ftrenger Prüfung des Gericht3, durchaus 
nicht zu vermeiden, fo werden dieſe Koften durch Unfer Mi- 
niftertum des Innern und der Juſtiz auf die Staatäfaffe 
angewiefen. 


Art. 3. 

Mer veranlagt ift, ald Kläger oderBeflagter einen Rechts: 
ftreit zu führen und zum Armenrecht zugelaffen feyn will, 
muß dem Gerichte, bei welchem er aufgetreten ift, oder auf: - 
treten will, nachweifen, daß er nicht fo viel Vermögen befigt 
und auch nicht fo viel durch Förperliche oder geiftige Kräfte, 
weder jetzt noch im Laufe ded Prozeffed, aufzubringen vermag, 
als zum Betrieb deffelben, neben den nothwendigften Lebens— 
bedürfniffen für ſich und diejenigen, welche er alimentiren 
muß, erforderlich ift. — 

rt. 4. 


Das Gericht prüft dieſe Nachweiſe; es berückſichtiget nur 
das vorhandene Vermögen und die Erwerbsquellen, nicht 
aber etwaige Schulden; es bringt den muthmaßlichen Koften- 
aufwand in Anfchlag und verweigert oder bewilligt dad Ar: 
menrecht; die en efchieht immer nur für einen 
Rechtöftreit und auf eine efimmte, bem Ermeſſen des Ge: 


2 Beilage Nr. 149. 


richt3 überlaffene, jedoch nie auf längere Zeit, ald zwei Sahre, 
nach deren Ablauf von neuem nachzufuchen und zu entfcheis 
den iftz die Bewilligung kann aber auch, fo fern veränderte ° 
Vermögens = oder Erwerböverhältniffe inmittelft eintreten, jer 
der Zeit wieder entzogen werden 


Wie die Nachfuchenden bei Erbringung der ihnen oblies 
genden Nachweife und die Gerichte bei Prüfung der Vermö— 
ens- und Ermwerböverhältniffe von den Ortövorftänden oder 
—5* Beamten zu unterſtützen ſind — wird durch befons 
dere Snftructionen beflimmt werden. 


Art. 8, 


Che dad Gericht die Bewilligung ausfpricht, fchreibt 
ed dem Gegner der Armenparthie eine unerftredliche Friſt 
(Nothfrift) von 14 Tagen vor, binnen welcher es demfelben 
geftattet if, die Acten einzufehen und feine Bemerfungen dem 
Gerichte auf ftempelfreied Papier vorzutragen; weitere Ber: 
handlung mit ihm findet hierauf durchaus nicht ftatt, und 
eben fo wenig ift er befugt, gegen die fofort etwa erfolgende 
Zulaffung zum Armenrechte * beſchwerend an den höheren 
Richter zu wenden. — 

rt. 6. 


Wird das Armenrecht abgeſchlagen, oder ſpäterhin wieder 
entzogen, fo ſteht es dem Nachſuchenden, wenn der Streitges 
genftand die gefelich erforderte Größe hat, frei, innerhalb 
einer unerftredlichen Friſt (Nothfrift) von 14 Tagen bei dem 
Gericht zu erklären, daß und aus welchen Gründen er an 
den höheren Richter, beziehungsweife von diefem an das oberfte 
Geriht, den Recurs ergreife, wobin jodann, ohne weitere 
Verhandlung, die Acten zur Entfcheidung einzufenden find. 

Bleibt es bei dem Abfchlag, fo werden fämmtliche, durch 
das gerichtliche Verfahren entftandene, einftweilen vorgemerkte 
Koften gegen den Nachfuchenden beigetrieben. 


Urt. 7. 


Wird nad) Verwilligung des Armenrechts dem Zugelaß 
fenen nachgewiefen, daß er in Bezug auf feine Verhältniffe 
Thatſachen, welche die Mohlthat des Armenrechts ausgefchlof: 
fen haben würden, verfchwiegen oder in Abrede geftellt hat, 
fo ift von dem Gericht, zugleich mit der Entziehung des Ars 
menrechts, gegen ihn eine Gefängnißftrafe von acht Zagen 
bis acht Mochen, vorbehältlich der Strafe etwaiger Fälſchung, 
auszufprechen; auch werden die bis dahin entftandenen Koften 
gegen ihn beigetrieben. 


zum 20. Protokoll. 3 


Art. 8. 

Iſt der Rechtöftreit, für welchen dad Armenrecht gebeten 
wird, bei einem Stadt» oder Landgericht anhängig zu machen, 
oder fortzufeßen, fo hat das Gericht zu prüfen, ob der be: 
hauptete Anfpruch offenbar oder muthmaßlic als frivol er: 
fcheint, und in diefem Fall den Nachfuchenden von Beginnen 
oder Berfolg des Prozeſſes, unter Verwarnung vor Strafe, 
durch zu Protokoll zu — Vorhalt abzumahnen. 

rt 


Iſt aber der Rechtsſtreit bei einem höheren Gerichte ans 
hängig zu machen oder fortzufegen, wohin auch Rechtsmittel 
(jedoch mit Ausnahme der im Art. 6 erwähnten) oder foge: 
nannte außergerichtliche Beſchwerden gegen Erfenntniffe oder 
richterliche Verfügungen gehören, fo hat der Officialanwalt 
des Armen die im vorhergehenden Artikel verordnete Prüfung 
und beziehungsmweife Abmahnung vorzunehmen, auch von dies 
fer, jedoch ohne Angabe der Motive, dem Gericht, welches 
in der Hauptfache entfcheiden wird, Anzeige zu machen. 

Diefer Anzeige wird —— Glaube beigelegt. 

rt. 10. 


Bebarrt die Armenparthie auf Fortſetzung und fällt die 
Entſcheidung gegen ſie aus, ſo wird von dem Gericht, zugleich 
mit dieſer Entſcheidung und ohne weitere ſtrafrechtliche Ver— 
handlung, eine Gefängnißſtrafe von acht Tagen bis zu acht 
Wochen gegen die Armenparthie verhängt, und zwar, nach 
Maaßgabe der größeren oder geringeren Frivolität, fo wie des 
durch folchen Mißbrauch ded Armenrechtd dem Gegner verur: 
fachten größeren oder a | 

tt. 


Gegen die in den Fällen der Art. 7 und 10 erlaffenen 
Straferkenntniffe finden Rechtömittel ftatt, und zwar: 

a) unbedingt, wenn beren in der Hauptfache, beziehungs- 
weiſe wegen des entzogenen Armenrechts (Art. 6) ergrifs 
fen werden und formell zuläffig find, außerdem aber 

b) nur in fo fern, ald überhaupt gegen Straferfenntniffe 
Kechtömittel ergriffen nn können. | 

rt 


Die in den Artikeln 7 und 10 angebrohten Strafen ha⸗ 
ben den Berluft des —— nicht zur Folge. 
rt 


Kommt der zum Armenrecht Zugelaſſene ſpäterhin in beſ⸗ 


ſere, und * in ſolche Berhältniffe, welche, wären fie zur 

Zeit des bewilligten Armenrechts vorhanden geweſen, diefe 

Bewilligung audgefchloffen haben würden fo ift ex zur Nach: 
Beil, 3. d. Verhand. d. 2. Kam. I. Band, 21 
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zahlung alles desjenigen verbunden, was er auf den Grund 
des ihm ertheilten ———— ig geleiftet hat. 
rt 


Die Armenparthie erhält einen DOfficialanwalt aus der 
Zahl der öffentlichen Anwälte unbedingt, wenn der Rerhtö- 
ftreit bei Unferem Oberappellationd» und Gaffationdgericht, 
oder bei Unferen Hofgerichten zu führen, oder dahin zu brin: 
gen iftz außerdem aber, dad heißt, wenn bei einem Unterges 
richt zu handeln ift, nur dann, wenn fie entweder 

a) durch Kränflichkeit oder Gebrechlichfeit verhindert ift, in 

Selbftperfon vor Gericht zu erfcheinen, und fich in ihrer 

Familie Niemand findet, der geeignet und bereit ift, fie 

zu vertreten; oder 

b) wenn fich dad Gericht nach volftändiger Aufnahme der 

Materialien zu Protokoll überzeugt, daß, ungeachtet der 

ihm obliegenden Pflicht, die dur rechtlichen Beurtheilung 

nothwendigen Thatfache gehörig zu erforfchen, die Ars 
menparthie dennoch, wegen bejonderer Verwicklung oder 

Schwierigkeit der Verhältniffe, außer Stand ift, ohne 

einen Anwalt ihre Rechte zu wahren. 

Der Umftand, daß der Gegner durch einen Anwalt ver: 
treten ift, berechtigt die Armenparthie nicht, die Beigebung 
eines DOfficialanwalts zu — 

rt 


Der Officialanwalt, welcher die Rechtsanſprüche feines 
Clienten für unbegründet erachtet, muß, wenn Letzterer, un— 
geachtet der Abmahnung auf Fortſetzung befteht, die Thatſa⸗ 
chen, welche die Parthie behauptet, und bie Bitte, welche fie 
darauf gründen zu können gun bem Gericht vortragen. 

tt. Ä 


Die Wohlthat des Armenrechts erlifcht von felbft durch 
den Rod des Armen, fo wie durch Ablauf der Zeit oder Been: 
bigung der Rechtöfache, für welche fie verliehen ift, 

Urkundlich we. ıc. 

Darmſtadt ıc. 


Beilage Nr. 150. zum 20. Protokoll. 


Vortrag ded Großherzogl. Regierungsraths Dr. Brei: 
denbady zu dem Öefekedentwurf, dad Armenredt 
in den Provinzen Oberheffen und Starfenburg be 
treffend. 


Hochgeehrtefte Herren! 


Auf mehreren Zandtagen ift der Mißbrauch, welchen bie 
zum Armenrecht Zugelaffenen mit diefer Vergünftigung trei- 
ben, zur Sprache gefommen und ed ift die Bitte um Abhülfe 
zum Gegenftande gemeinfchaftlicher Adreſſen gemacht worben. 

Sn der That auch läßt fich nicht verfennen, daß Ber: 
fürzung der Staatskaſſe, unnüse Behelligung der Richter 
und der Anwälte, welentlihe Befchädigung der Gegner der - 
Armenparthieen, die nächften Folgen dieſes Mißbrauches find; 
es erfcheint daher nothwendig, ihm auf dem Wege ber Ge 
feggebung entgegen zu arbeiten, fo weit dieß überhaupt und 
inöbefondere ohne ber bevorftehenden neuen Gefesgebung all 
zufehr vorzugreifen, gefchehen kann. 

Auf Befehl Seiner Königlichen Hoheit des —— 
iſt derjenige Geſetzesentwurf ſausgearbeitet worden, melden 
ich Ihnen zu überbringen * Ehre habe und der ſo lautet: 


eg. 

Durch den verlefenen Geſetzesentwurf fol 

1) die Frage: wer ift arm? 
beantwortet werden (Art. 3), die Cognition ift den Gerich— 
ten überwiefen (Art. 4), da fie dad Armenrecht ertheilen 
follen; den Gegner darüber zu hören (Art. 5), erfcheint als 
eine Forderung der Billigkeit. Es fol 

2) der Mißbrauch mit dem Armenrechte durch Gefäng: 
nißftrafe geahndet werben (Art. 7 und 10), weil jenem nur 
durch diefe zu begegnen ift, aber ed ift vorgefehen, daß die 
Armenparthie nicht ungewarnt ber Strafe anheim falle 
(Art. 8 und 9). Die übrigen Beſtimmungen des Geſetzes⸗ 
entwurfed rechtfertigen fich wohl von felbft und es ift nur 
noch zu erläutern, warum berfelbe nur auf die beiden bied- 
feitigen Provinzen berechnet ift. 

In der Provinz Rheinheffen findet befanntli vor Zus 
laffung zum Armenrechte eine Unterfuchung des materiellen 
Gehaltes des im Armenrechte zu verfolgenden Anſpruchs ober 
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Einwands ftatt und zwar mit ber Wirkung, daß im Falle 
der FSrivolität das Armenreht von vorn herein abgefchla« 
gen wird. Hieraus folgt, daß demnächſt gegen den Armen 
eine Strafe wegen des mit dem verwilligten Armenrechte 
etriebenen Mißbrauchs nicht erkannt werden barf. Eine 
olhe Prüfung mit ſolcher Wirkung kann dieſſeits nicht 
ftatt finden, weil fie nur von einer Anwaltfammer worgenoms 
men werben Tönnte, die hier nicht befteht und die lediglich zu 
diefem Zwecke einzuführen unthunlich erfcheinen muß, indem 
der allgemeinen neuen Gefeßgebung vorbehalten ift, hierüber 
zu beflimmen. Nicht minder unthunlich erfcheint ed aber, 
den Mechanismus, auf welchem jenfeit5 die Sache beruht, 
dermalen zu ändern. In der Provinz Rheinheffen ift die 
Materie durch die Öefetgebung behandelt und allenfalld noths 
wendige Abänderungen können der durchgreifenden neuen Les 
islation vorbehalten bleiben: nicht fo dieſſeits, wo gerade die 

ürftigkeit deö Proceßrechts in fraglicher Beziehung diejenigen 
Nachtheile herbeigeführt hat, beren Befeitigung eine wahre 
Wohlthat genannt werben darf. 


Beilage Nr. 122. zum 18. Protokoll, 


Vortrag ded erften Ausfihuffes der zweiten Kammer 
über die Hauptabtheilung X. des Hauptvoranſchla⸗ 
ged der Staatdaudgaben für die Finanzperiode 1833, 
34 und 35, inöbefondere über die Ausgaberubrifen 
C, D und E der fiebenten Unterabtheilung, und 
über die Ausgaberubrif E der zehnten Unterabtheis 
lung; erftattet von dem Abgeordneten Hirſch. 


Der oben bezeichnete Theil des Hauptvoranſchlages ent⸗ 
haͤlt die nachſtehenden höchſt wichtigen Rubriken, nämlich: 
A. unterhaltung der Chauſſeen (Rubrik C, —2 — e 100); 

II. Zerritorial=, Fluß: und Dammbau (Rubrit Beis 
lage 101. mit Nachtrag )3 

III. Unterhaltung bet Brüden zu Mainz, Oppenheim 
und Wormd und de Lauers bei Wimpfen ( ubrif E, Beis 
lage 102 mit Nachtrag) 

IV. Chau —— — B der zehnten unterabthei⸗ 
lung, Beilage 109 mit Nachtrag). 

Ueber diefe ein —* Gegenſtände erlaube ich mir, in 
Auftrag des erſten Ausſchuſſes, Nachſtehendes zu bemerken: 


I. Unterhaltung der Chauſſeen. 


Der Hauptvoranfchlag enthält unter diefer Rubrik: 
1) Für die jährlich vorkommenden ee 

Unterhaltungdfoften . . . 138900 fl. 
2) Für Lohn der Chauffeewärter . . 16400 
3) Für nicht jährlich SUR außerondent: 

liche Arbeiten . _. 


" 


’ 

| Summe 175300 ſi. fl. 

Für die gewöhnlichen unterhaltungskoſten hatte die Groß⸗ 
herzogliche Oberbaudirection, nach einer den Acten beiliegen⸗ 
den detaillirten Ueberſicht, einen Bedarf von 153581 fl. bes 
rechnet. Da indeflen aus ‚früheren Erfahrungen hervorging, 
daß die Unterhaltung von einer Klafter Straßenlänge im Mits 
tel nur 28 fr. koſtet, ſo hat dad Großh. Finanzminifterium 
die veranfchlagten 153581 fl. auf — fl. reducirt, woraus 
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ſich ſchon hinreichend ergibt, daß der gegenwärtige Anfat mit 
der größten Sparfamteit rer worden ift. 

Der Lohn für die Chauffeewärter berechnet fich bei ber 
dermaligen Straßenlänge eigentlich auf 18545 fl. Da aber 
in Folge der neuen Organifation der Auffeher erfter Claſſe, 
welche mit ihren Gehalten auf dem Etat der Kreisbaumeifter 
erfcheinen, ein heil der Arbeit auf Iebtere übergegangen ift, 
fo find im Ganzen 2145 fl. — veranſchlagt, und der 
erſte Ausſchuß findet daher auch bei dieſem Betrage Nichts 
zu erinnern. 

Was endlich die außerordentlichen Arbeiten betrifft, ſo 
ſind darunter vorzüglich aan von Ortöftraßen, Ver: 
befferungen von Brüden, Verbeflerungen fteiler Straßenftref: 
fen und dergl. be An: wofür die Großh. Oberbaudirection 
urfprünglich 327 . vorgefehen hatte. Dad Großherzogl. 
Minifterrum der Finanzen hat indeffen dieſen Anfab auf 
20000 fl. vermindert, weßhalb der nunmehrige Betrag, wel: . 
cher auf dad Nothwendigfte befchränkt ift, ohne Anftand zu 
bewilligen fenn möchte. | 

Der erfte Ausfhuß der voriger zweiten Kammer war 
ebenfald ganz berfelben Anficht, ſprach jedoch zugleich den 
Wunfh aus, „daß in Dörfern, wo es die Localitäten erlau: 
ben, bei neuen oder auszubeflernden Straßenzügen, ftatt bes 
Dflafterd, Chauffirung mit gut gepflafterten 2 St Bode ein= 
gerichtet werden möchten. " | ; 

Der dermalige erfte Ausfchuß findet hierbei Nichts zu erin- 
nern, und fchlägt Shnen endlich vor, den für die Erhaltung 
der Ehauffeen geforderten Betrag von jährlih 175300 fl. 
ohne Abzug zu bewilligen, wie ed auch bei der vorigen zmei- 
ten Kammer, und zwar bei dem erjten Poften mit 42 gegen 
eine Stimme, bei dem zweiten und dritten Poften aber, ein: 
Re geichah. 

I, Serritorial:, Fluß- und Dammbau. 
Für diefe Rubrik werden gegenwärtig verlangt: 
1) Für Lohn der Dammmärtr . 


2) Kür jährlic) wiederkehrende gewöhnliche Un: 


——— he ARE 
8) Für Neubauarbeiten und außerordentliche Un: 

terhaltungäfoften - >» 220.08. 42009 „ 

8 Waſſerbaukoſten am Geyer.19010, 
5) Beitrag zur Erbauung eines Ortsdammes 

für die Gemeinde Sinshim . . 3338, 


Summa 75243 fl. 


zum 18. Protofoll. 3 


Die ſämmtlichen Anſätze beruhen auf forgfältigen Vor: 
anfchlägen von Seiten der Großherzogl. Baumeifter und ver 
Großherzogl. Oberbaudirection, und es dürfte daher bei der 
Bewilligung diefer Summe um fo weniger irgend ein Anftand 
obwalten , als dad Großherzogl. Finanzminifterium die vorges 
fehenen Ausgaben bereit3 auf die dringendften Xerritorial:, 
Fluß: und Dammbauten befchränft, und den Poften Nr. 3, 
welchen die Großherzogliche Dberbaudirection urfprünglich mit 
71600 fl. angefest hatte, bereitd um 29521 fl. vermindert 
hat, jedoch unter dem Vorbehalte, daß der erforderliche Zu: 
— aus dem Reſervefonds zu entnehmen ſey, wenn etwa 
durch außerordentliche Naturereigniſſe größere Ausgaben her: 
beigeführt werden follten. Unter diefen Umftänden bemerkt 
der erfte Ausihuß nur rüdfichtlih de8 Dammbaus für die 
Gemeinde Ginsheim, daß fich diefer Ort vorzugäweife vor 
allen Rheinorten des Großherzogthbums bei Rheinüberfchwem: 
mungen in der fraurigften Lage befindet, indem derfelbe, durch 
feinen Damm gefchüßt, den Ueberfchwenmungen vorzüglich 
und dergeftalt ausgefegt ift, daß bei ſolchen Ereigniſſen in 
demfelben Fein Aufenthalt mehr ftattfinden Fann. ie Anle: 
gung eined Dammes für den Ort Ginsheim erfcheint daher 
für deffen Sicherheit als höchft dringend nöthig, während es 
zugleich notorifch ift, daß die Gemeinde allein, ſich nicht im 
Stande befindet, die auf 17176 fl. veranfchlagten Koften die— 
ſes Dammbaus zu beftreiten, wenn ihr nicht eine anfehnliche 
Unterftüsung dazu aus der Staatskaſſe bewilligt wird. 

Sndem der erfte Ausfhuß unter diefen Umftänden auf 
die ungefchmälerte Bewilligung der veranfchlagten Summe 
von jährlich 75243 fl. antrigt, fügt derfelbe noch die weitere 
Bemerkung hinzu, daß diefe Bewilligung auf dem vorigen 
Landtage einftimmig erfolgte. 

II. Unterhaltung der Brüden zu Mainz, Oppen: 
beim und Worms, und des Lauers bei Wimpfen. 

In dem Hauptvoranfchlage der Ausgaben für 1833, 34 
und 35 find unter obiger Rubrik vorgefehen: 

1) Für die Brüde zu Mainz. 
a) Für Befoldung und MWohnungsvergütung 


des Brüdenperfonals er 3512 fl. 
b) Unterhaltung der Brüde ie a RE 
18638 fi. 
2) Sliegende Brüde au Dppenheim. 
a) Für Befoldung und Löhne ded Brüdenper: 
Ra 5 0 m en ee ee N. 
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b) Kür gewöhnliche Unterhaltungsfoften . . 1414 

c) Für außerordentliche Koften und Anſchaf—⸗ 

fine > 2 ee iR, 
3800 fl 


3) Kliegende Brüde bei Worms. 
a) Löhne der Brüdentnechte und Hausmiethe 1599 fl. 
b) Für gewöhnliche Unterhaltungskoften . . 

e) Außerordentlihe Ausgaben . . 


4) Lauerplatz bei Wimpfen. 
a) Reinigung des Pflfird . . 2: 2. 30 fi. 
b) Unterhaltungsfoften . » » = 1000 
130 fl. 
Summe der ganzen Rubrif 25929 fl. 
Ihr erfter Ausſchuß ift, Übereinftimmend mit dem Aus: 
fhuffe der vorigen Kammer, von der Nothmwendigkeit diefer 
Ausgaben überzeugt‘, und erlaubt fich daher auf die Bewilli- 
gung derfelben mit der Bemerkung hierdurch anzutragen, daß 
diefe Bewilligung auch auf dem vorigen Landtage mit Stim- 
meneinhelligfeit erfolgte. 
| IV. Chauffeeneubau. 
Die Gr. Oberbaudirection hatte hierunter urfprünglich 
folgende Poften veranfchlagt: 
1) Bollendung der Straße von Biedenkopf nach 
Bromdfirchen, nebft dem Bau der Brüde 


über die Eder bei Battenfeld 2... 44000 fi. 
2) Vollendung der Straße von Gießen nach 

Grünberg, nebft dem Bau der Brüde über 

die Wiefed bei Sin . .» . 0.0. 23782 „ 
3) Bau der Straße von Lauterbach nach Fulda, 

nebft dem Antheil an dem gemeinfchaftlichen 

Brüdenbau über die Altfl . . .. 4558 „ 
4) Erbauung einer Fähre über die Lahn bei 

Gießen . 2000 „, 


5) Vollendung der Straße von Beerfelden bis 

irſchhjonn. 806000, 
6) Erbauung einer fliegenden Nähe bei Koftheim 7500 
7) Erbauung einer fliegenden Nähe bei Gernd: 


Det. 0 a ee er A 
8) Fortfeßung des Baues der Straße von Wormd 
nah Benshein. Ww8w333, 


zu übertragen 218668 fl. 


zum 18. Protofoll. 5 


Vebertrag 218668 fl. 
Während der Bearbeitung dieſes Gegenftandes 
bei der vorigen zweiten Kammer wurde indeſſen 
von Seiten der Staatöregierung ferner in Bors 
ſchlag gebracht: 
9) Zufchuß wegen Vergrößerung ber für Gernd- 
heim beftimmten fliegenden Nähe, um diefelbe 
in Wormd zu verwenden, und dagegen bie 
in Wormd bereitd vorhandene Nähe nach 
Gernsheim zu trandferiren. » 216600, 


10) Erbauung, der Ufermauer an der Ueberfahrt 
zu Koftheim nebft dem dafelbft zu errichten - 
den neuen Gebäude . > 2 20. 07..9000 „ 


Summe für drei Jahre 229268 fl. 
Für ein Jahr 76423 fl. 


Der erfte Audfchuß der vorigen zweiten Kammer fand 
bei den Poften Nr. 2 bis 10 Nichts zu erinnern, und die 
- dafür audgeworfenen Summen wurden audy bei der Abftims 
mung von der Kammer genehmigt. Der dermalige erfte Aus: 
fhuß bat hierbei ebenfalld Feinen Anftand gefunden, da bie 
veranfchlagten Bauten durchaus nöthig find, und ganz in 
dem Hauptfofteme der Straßen liegen, welches die Gr. Staatd- 
regierung neuerdings proponirt hat. Statt der für den Pos 
fien Nr 1 veranfchlagten 44000 fl. wurden indeffen von der 
vorigen zweiten Kammer nur 18000 fl. bewilligt, weil man 
von der Anficht ausging, daß eine hölzerne Jochbrüde für 
14000 fl. vollfommen bhinreihe. Es wurde indefjen von 
Seiten der Gr. Staatöregierung nachgewiefen, daß ed durch: 
aus unmöglich fey, den Brüdenbau für die bewilligte Summe 
zu vollenden, wie fich aus Beilage Nr. 308 zum 77. Pro: 
tokoll der vorigen zweiten Kammer ergibt. 


Der erfte Ausſchuß erftattete hierauf einen abermaligen 
Bericht mit dem Antrage, für die Brüde über die Ever 
24300 fl. zu bemwilligen, welcher indeffen bei der vorigen 
zweiten Kammer nicht mehr zur Berathung und Beichluß- 
nahme Fam. 


Inzwiſchen ift diefer Gegenftand einer nochmaligen forg: 
fältigen Prüfung unterworfen worden, und die edge 
rung hat namentlich über diejenige Conftructionsart, welche 
der vorige erfte Ausfhuß für zweckmäßig anfah, genaue Un: 
terfuchungen anftellen laſſen. 
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Die Brücke ſoll hiernach eine rg von 254 Fuß und 
im Lichten eine Breite von 34 Fuß 9 Zoll erhalten, aus 
zwei hölzernen Bögen mit fteinernen Pfeilern beftehen, und 
dur) ein Dach gegen den nachtheiligen Einfluß ded Regens 
gefhüßt werden. Die hölzernen Bögen follen außerdem aus 
fünf parallelen Sprengwerfen zufammengefegt, und die Pfeis 
ler unmittelbar auf den Felfen gegründet werden, welcher fich 
9 Fuß tief unter der vorhandenen Kiesbank befindet. . 

Der erfte Ausfhuß halt nicht allein diefe Gonftruction 
der Brüde, fondern aud den Woranfchlag der — wo⸗ 
nach für die Vollendung der Straße von Biedenkopf nach 
Bromskirchen, einſchließlich des Brückenbaues, nur 34000 fl. 
erforderlich ſeyn werden, für ganz angemeſſen. 

An der oben berechneten Hauptſumme können demnach 
10000 fl. abgeben, und der geſammte Bedarf berechnet ſich 
* 219268 fl. für 3 Jahre, oder auf 73089 fl. für 
ein Jahr. 

Der erſte Ausihuß Schlägt Ihnen diefe Summe zur 
ungefchmälerten Bewilligung hiermit vor, und erlaubt ſich 
zugleich die weitere Bemerkung, daß eine fchleunige Erled i— 
gung dieſes Gegenftandes dringend nöthig erfcheint, weil we; 
nigftend die Pfeiler der Ederbrüde noch im Laufe diefed Som, 
merd gegründet werden müffen, wenn nicht eine abermalige 
und in vieler Hinficht höchft verderbliche Verzögerung dieſes 
Brüdenbaues eintreten fol. 

Hierdurch würde zugleich ein Antrag des Abgeordneten 
Stammler, welder die baldige Vollendung ded erwähnten 
Brüdenbaues ebenfalls als fehr dringend darſtellt, feine Er: 
ledigung finden. 

Ueber die Verrechnung derjenigen Koften, welche bis zum 
Schluße der Hauptflaatöcafferehnung für das Jahr 1835 
' etwa noch nicht verwendet ſeyn werden, wirb der erfte Aus- 
fhuß noch einen befonderen Bericht erftatten, und erlaubt ſich 
deghalb nur noch, Ihnen die nachftehende Vergleichung der 
in Antrag gebrachten Summen mit den für die vorige Finanz: 
periode bewilligten Sahresbeiträgen ‚hiermit vorzulegen. 

Finanap. 189, Binanap. 132/. 
1) Unterhaltung der Chauffeen 1598535 fl. 175300 fl. 
2) — Fluß: und Damm. 


Ba ee R 75243 „ 
3) Unterhaltung der Brüden zu 

Main... . 2. u 25929 „” 
4) Chauffeeneubau . . . 92491 „ 73089 


345805 fl. 340561 f. 


zum 18. Protofoll. 7 


Sie fehen hieraus, daß bie für die Finanzperiode 18°°/,, 
eforderte Summe jährlih nur um 8756 fl. höher ift, wie 
ür die Finanzperiode 18°°/,,, obgleich fchon die Unterhaltung 
der Chauffeen, wegen ihrer größeren Länge, einen bedeuten: 
den Mehraufwand erfordert, und Sie werden deßhalb um fo 

weniger Anftand nehmen, den Vorſchlägen des erften Aus: 
fchufjes Shre Zuftimmung zu ertheilen. 


— — — — — — — — 
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Beilage Nr. 138. zum 19. Protokoll. 


Bericht des erften Ausſchuſſes der zweiten Kammer 
über die Verwendung der für den Provinzialftra- 
ßenbau audgefchlagenen Summen und über bie bis 
jeßt fertig gewordenen Straßenbauten; erflattet von 
dem Abgeordneten Hirfch. 


Schon auf dem vorlegten Landtage wurde von dem 
Herrn Minifterialrathd Eckhardt, in Auftrag des Großher- 
zoglihen Minifteriums des Inneren und der Juſtiz, eine 
Nachweiſe über die Kortfchritte des Provinzialftraßenbauesg, 
und über die Verwendung der in Folge des Geſetzes vom 
12. Dftober 1830 zu dieſem Behufe in den Sahren 1831 
und 1832 ausgefchlagenen Beträge vorgelegt. Diefer Ge— 
genftand fand indeffen auf dem vorlegten Yandtage feine 
Erledigung nicht, und wurde deßhalb in dem Sahre 1834 
reproducirt, mit Hinzufügen derjenigen weiteren Forts 
fhhritte des Straßenbaues, welche in der Zmifchenzeit, 
erfolgt waren. 

Auf dem vorigen Landtage wurde diefe Sache aber- 
mals nicht erledigt, und der erwähnte Vortrag, begleitet 
von einer Weberficht der weiteren Fortfchritte des Stras 
Benbaues, ift deßhalb nunmehr zum drittenmale zur Bes 
rathbung und Beſchlußnahme vorgelegt worden. 

(Der Bortrag wird verlefen.) 


Aus diefen werfchiedenen Vorlagen ergibt fih als 
Endrefultat, daß feit der erfien Anwendung des Gefeges 
vom 12. Dftbr. 1830, nämlich in den Jahren 1831, 1832, 
1833, 1834 und in dem erften Semefter 1835, nad) Abzng 
der Hebgebühren, Ausfälle und ungiebigen Poften für den 
Provinztalftraßenbau erhoben worden find: 


a) in der Provinz Oberheſſen . . 232,840 54 
b)) #5 ss  GStarfenburg . 229,769 37°), 
ce) # + ⸗ Rheinheſſen.. 125,158 56 


Summe 587,769 77'/, 
Diefe Summen wurden in den verfchiedenen Theilen 
des Großperzogthums auf folgende Weife verwendet: 
er. 


2 Beilage Nr. 138. 
I. Sn der Provinz Oberhbeffen. 


Für die Straße fl. fr. 
1) von Lauterbach nach Herbftein . 50,596 43"), 
2) von Homberg nad) Grünberg 54,195 5 


3) von Schotten nach Laubach . . 78,413 10"), 
4) von Schotten nad Nidda . . 30,431 57), 
5) von Gießen nah) Hungen . „ 8805 » 
6) von Miederorfe nah Döhl . . 8,300 2 
7) Für allgemeine Koften wegen 

Projectirung 2 2 2 0 0. 1,834 197 


Summe 232,576 15'/, 


I. Sn der Provinz Starfenburg. 

Für die Straße fl. fr. 
8) von Michelftadt nach Eulbah . 24,586 39"), 
9) von Eberftadt nach Gernsheim . 74,564 37'), 
10) von Seligenftadt n. Babenhaufen 33,225 » 
11) von Heppenheim nach Fürth . 61,289 22 
12) von Roßdorf nach Dieburg . . 30,732 2 
13) Für allgemeine Koften wegen 

Projectirung & . 2 2 2 0. 636 37 


Summe 230,034 16 


II. Sn der Provinz Rheinheffen. 
14) Für die Unterhaltung der bereits fl. fr. 
vorhandenen Provinzialftraßen 125,157 37), 
Hauptfumme 587,768 9. 


Es muß hierbei ausdrücklich bemerft werden, daß bie 
für das erfte Semefter 1835 angefegten Ausgaben uur 
auf Voranfchlägen beruhen, und daß überhaupt die Kre— 
dite noch für Feine einzige Straße vollftändig abgefchloffen 
find, deßhalb diefe Nachweiſung immer nur als eine pros 
viforifche und approrimative betrachtet werden kann. 


Demungeachtet glaubt der erfte Ausfhuß fchon jet 
anführen zu müffen, daß die für die Provinz Starfenburg 
‚ vorgefehenen Ausgaben um 264 fl. 38'/, fr. höher find, 
wie die correfpendirenden Einnahmen. Diefer geringfüs 
gige Mehrbetrag der Ausgaben beruht indeffen, nach der 
Erläuterung des Herrn NRegierungscommiffärg, auf einem 
Borfchuffe von Seiten des Großberzoglichen Finanzminis 
fteriums, welcher demnächft wieder ausgeglichen werden 
wird, und deßhalb nicht zu beanftanden feyn bürfte, 


zum 19. Protokoll. 3 


Um nun gehörig beurtheilen -zu fönnen, in wiefern 
die vorgelegten proviforifchen Nachweifungen in Ordnung 
find, müffen bauptfächlich folgende Fragen in Betracht 
gezogen werden: 

a) Sft der Ausfchlag, welchen das Gefeg vom 12ten 
Dftober 1830 zuläßt, nicht überfchritten worden? 

b) Hat die Staatsregierung die ausgefhlagenen 
Summen auf eine zwecdmäßige Weife verwendet? 

c) Haben die ausgeführten Bauten nicht zu. viel 
gefoftet ? 

Was den erften Punkt betrifft, fo geftattet das Geſetz 
vom 12. Dftbr. 1830 als Marimum einen Ausjchlag von 
einem Kreuzer auf den Gulden Normalftenerfapital,. Es 
find indeffen ‚nur ausgefchlagen worden: 

a) in der Provinz Starfenburg .. 3 Heller 

b) v 3 > Oberheſſen ... 2 

c) » >» » Rheinheſſen . .. 1'/, >» 
auf den Gulden Normalſteuerkapital, und es iſt deßhalb 
klar, daß die Staatsregierung die ihr durch das Geſetz 
vom 12. Oktober 1830 verliehenen Befugniſſe nicht über» 
fhritten bat. 

Ebenfo wenig kann die Zweckmaͤßigkeit der Vers 
wendung beanftandet werben, da die ausgefchlagenen 
Summen nur für folche Straßen ausgegeben worden find, 
über welche eine Vereinbarung mit den Ständen vorliegt, 
wie fi aus einer Vergleichung mit der gemeinfchaftlichen- 
Adreffe vom 27. Dftober 1830 ergibt. 

Auch rädfihtlih der Groͤße der verwendeten 
Beträge laͤßt fih nirgends der geringfte Anftand erhes 
‚ben, da die Straßen unter Nr. 1, 2, 3, 8, 9 unb 19 
nunmehr gänzlich beendigt find, und die Straßen Nr. 4 
und 11 noch in dem laufenden Sabre beendigt werden. 
follen. Diefe Straßen haben naͤmlich nach den vorhans 
denen Karten fehr nahe eine Fänge von 40,000 Klaftern, 
und haben, einfchließlich der allgemeinen Koften, welche 
nicht ganz dazu gehören, einen Aufwand von 414,773 fl. 
veranlaßt. 

Hiervon müffen indeffen diejenigen Unterhaltungs- 
foften abgezogen werden, welche nad dem Vortrage bes 
Herrn Minifterialratbe Eckhardt fhon gegen die Mitte 
des vorigen Jahres in den Provinzen Starfenburg und 
Dberheffen 23,065 fl. betrugen, und es bleiben demnach, 
ohne Ruͤckſicht auf die fpäteren Unterhaltungskoften, welche 
fih mit den noch rüdftändigen Neubaufoften im zweiten 
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Semefter 1835 ziemlich ausgleichen werden, nur 391,708 fl. 
für den vofendeten Neubau Hbrig, wonach die Klafter im 
Durchſchnitt 9,8 fl, gefoftet bat. 

s Da ſich nun nah den bisherigen Erfahrungen bie 
Erbauung einer Klafter Straßenlänge, ausfchließlich der 
größeren Brücden, im Mittel auf 10 fl. beläuft, fo ift eg 
vollfommen einleuchtend, daß man bei den ausgeführten 
Bauten die erforderliche Sparfamfeit beobachtet hat, ins 
dem der erwähnte Mittelpreiß nicht einmal erreicht, viel, 
weniger überftiegen worden ift. | 

Ein gleiches Refultat ergibt fi) auch ruͤckſichtlich der 
“ Provinz NRheinbeffen, wenn man in Erwägung ziebt, daß 
in diefer Provinz etwa 82,200 Klafter Provinzialftraßen 
vollendet find, deren Unterhaltung einen jährlichen Auf— 
wand von 38,360 fl. erfordert, wenn man die Klafter 
nad den bisherigen Erfahrungen im Mittel zu 28 Kreus 
zer berechnet. Ä 

In der Periode von 1831, 1832, 1833, 1834 und 
in dem erften Semefter 1835 find indeffen jährlich nur 
27,813 fl. oder 20,3 fri auf die Klafter verwendet wor: 
den, während die Straßen ſich in einem völlig befriedis 
genden Zuftande befinden, 

Ale diefe Gründe werden den Ausſchuß vollkommen 
rechtfertigen, wenn derfelbe darauf anträgt, die vorlaͤu— 
fige Nachweiſung ber die Verwendung der zu dem Pros 
vinziafftraßenbau ausgefhlagenen Summen als genuͤgend 
anzuerfennen. 

Schließlich glaubt Sie indeffen der erſte Ausfhuß 
nöd befonders darauf aufmerffam machen zu miffen, daß 
die auf den Straßenbau bisher verweildeten Summer 
keineswegs hinreichen, um den vielfachen Münfchen zu 
etitfprechen, welche rücfichtlich diefes hochwichtigen Gegen: 
ftandes in neuerer Zeit mit Necht laut geworden find. 

Es find dephalb zur Beförderung des Staßenbaueg 
durchaus andere Maßregeln erforderlich, auf melde der 
Ausſchuß bei der Begutachtung der deffallfigen Vorfchläge 
der Großberzoglichen Staatsregierung demnaͤchſt zurüds 
fommen wird. 





* 


Beilage Nr. 140. zum W. Protokoll. 


Vortrag des erſten Ausſchuſſes der zweiten landftäns 
diſchen Kammer, betreffend den Hauptvoranſchlag 
der Staatseinnahmen für die Finanzperiode von 
1833, 1834 und 1835; erſtattet von dem Abge⸗ 
ordneten Goldmann. | 





Es ift auf den biöherigen Landtagen zwar gewöhnlid ges 
wefen, daß der Bericht ded erften Ausfchufles über die Staat 
einnahmen erft nach vorheriger Befeitigung der Rechenfchaftds 
ablagen, nad; Erledigung ded Audgabenbudgetd und erſt nad) 
— oder doch wenigftend mit dem Berichte über das Finanz 
geſetz erftattet worden iftz der erfte Ausfchuß der dermaligen 
Kammer aber glaubte, aus Rüdficht auf folgende Momente, 
hiervon abweichen und, zur Beförderung des rafchen Ganges 
der Landfagdverhandlungen, ſchon jest feinen Bericht über 
den Hauptvoranfchlag der Staatseinnahmen für die Periode 
von 1833—1835 erftatterr zu müffen. | 

Sp weit nämlich die Beurtheilung der Finanzvermals 
“tung in der Vergangenheit auf die Prüfung ded Einnahmes 
budget3 von 18°/,, wirklich einen Einfluß äußern kann, liegt 
folhe bereit3 in den Verhandlungen des 5. Landtages auss 
führlih vor und es fchien darum dem Audfchuffe durchaus 
nicht erforderlich, die über die Finanzverwaltung von 18°°/,, 
jest erfolgende nochmalige Berichtöerftattung abwarten zu 
müffen. Ueberdies fam in Erwägung ein großer heil 
des Einnahmebudgetd aus folchen Poften befteht, worauf bie 
Rechenſchaftsablagen aus der Vergangenheit nur felten, bie 
Beſchlüſſe über dad Audgabebudget und dad Finanzgefeß aber 
gar feinen Einfluß äußern können, und daß endlich, felbft in fo 
weit ein folcher Einfluß wirklich im Allgemeinen befteht, ex 
doch in der jeßigen Lage der Dinge auf bad Einnahmebud: 
get von 1833 — 1835 nicht mehr einwirken fann, da für 
diefe ganze Finanzperiode eine Verlängerung bed Finanzge⸗ 
feßed von 1830 eingetreten ift, ein neued Finan 867 mithin 

für die Periode von 1836 — 1838 — edet werden 
wird. — Es kann ſich daher dermal für die Periode von 
18°/,, nicht mehr von legislativen Beſtimmungen darüber 
handeln, welche Arten von Abgaben beitehen und erhoben 
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werben follen, fondern nur von ber Feftftellung und Geneb: 
migung der numerifchen Refultate in den einzelnen Abtheis 
lungen und Unterabtheilungen des Budgets. 

Hierzu gefellte fi) noch der befondere Umftand, daß bie 
Vorarbeiten zur gegenwärtigen Berichtderftattung fchon währ 
rend des Landtages von 1883 von dem jebigen Meferenten 
vollftändig, aefertigt und, was die Hauptabtheilungen I., I. 
und V betrifft, auch bereits in dem Ausfchuffe vorgetragen 
waren und zur Vorlage an die Kammer bereit lagen, als die 
Auflöfung derfelben erfolgte. Sie konnten daher dazu benugt 
werden, um den vorliegenden Gegenftand nun um fo fchnels 
ler zu erledigen. 


Hauptabtheilung I. 


Domänen. 


Erfte Abtheilung: Kameral:Domänen: 
(Anlage I.) 
A, Unter ber Verwaltung der Oberfinanzfammer. 
Die in diefe Abtheilung gehörenden Domänen beftehen 
in Gütern, Häufern, Mühlen, Renten, Zehnten, Schäfereien, 
und einigen ähnlichen Gegenftänden, und zwar zum Theil in 
Geld, zum Theil in Naturalien. In Gemäßheit der auf dem 
Landtage von 18°*/,, getroffenen Verabredungen 
Landtagsabichied vom 25. Juni 1827. $. 28. Nro. XVII. 
find die Früchte, mit Rüdfiht auf die Durchfchnittöpreife aus 
den Zahren 1829, 1850 und 1831, folgendermaßen in Rech⸗ 
nung gebradt: 
1 Malter Waisen zu 9 fl. 4 fr. 
1 — Son u6— 21 — 
1 — Gerſte zu 4 — 48 — 
1 — Sb zu3 — 238 — 
1 — Hafer zu 3 — 12 — 
Der jährliche Geſammtertrag aller dieſer Domänen wird 
veranſchlagt zu 


— Inso 1832 höher um 
alfo aenen bie Kinanzperiode von 1830— öher um 
fo geg Finanzp — 


Die hauptſächlichſte Veranlaſſung dieſes Mehrbetrags 
liegt in der Annahme höherer Fruchtpreiſe, indem dieſe in dem 
Budget von 18°%/,,„.nur zu 

6fl. 8 Fr. fürd Malter Waitzen 
4 —4— — — Km 
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& fl. 52 Fr. fürd Malter Gerfte 

2—-8— — — Gel 

2—- 2143— — — Hafer 
angenommen waren. 

Hierzu kommt noch weiter, nach den vorliegenden Acten, 
die in neuerer Zeit verbeſſerte Cultur der herrſchaftlichen Wie 
fen überhaupt und die Anlage beträchtlicher, den Mheinüber: 
ſchwemmungen auögefegter Aderfelder zu Wiefen, welche zwar 
die Einnahmen erhöhen, aber auch die entfprechenden Ausgaben 
wieder verhältnigmäßig vermehren. 

Die in einigen Rubriken ſich ergebenden, bei dem vorhin 
angegebenen Mehrbetrage aber ſchon berüdfichtigten Minders 
einnahmen beruhen theils auf flattgefundenen Domänenver: 
Fäufen und Ablöfungen, theild auf dem geringeren Ertrage 
der Schäfereien, von welchen mehrere in Grundrenten vers 
wandelt oder niedriger verpachtet worben find, theils in einis 
gen unbedeutenden Zufälligkeiten. 

Alle Anfäse gründen ſich übrigens auf die detailfirten 
Voranſchläge der Localbeamten und auf die von denſel— 
ben aufgeftellten, — die einzelnen Poften rechtfertigenden — 
Galculationsbücher, welche von der Oberfinanztammer geprüft 
und zufammengeftelt, und dem Ausſchuſſe zur Einficht mit 
getheilt worden find. | 

Der Ausfhuß hält die Anſätze hierdurch für gerechtfer— 
tigt, und trägt auf Anerfennnung der ganzen Einnahme von 

864,333 fl. 


— 


an. — 
B. Unter der Verwaltung ber Oberbaudirection. 


I) Der Ertrag der Damme, Weidenpflanzun 
gen, Rheinfifchereien und einiger Steinbrüche, in 
den Provinzen Starfenburg und Rheinheffen, welcher in dem 
vorigen Budget zu 20,218 fl. veranfchlagt war, ift jest mit 
25,155 fl. in Anſatz gekommen. Der Voranſchlag grüns 
det ſich auf Die dem Ausfchuffe ebenfalls mitgetheilten fpeciels 
len, von der Dberbaudirection geprüften Voranſchläge der Los 
calbeamten, und es ift nichts dabei zu erinnern, 


D) Techniſche Werke in Oberheffen. 


Der Ertrag diefer Werke, welcher bisher als ein Ganzes 
unter fi) behandelt worden find, wird, nach Abzug aller Auss 
gaben folgendermaßen veranfchlagt: 

1) Die Werke und Anlagen zu Salzhaus 
fen, die, nach der fchon auf dem Lands 


' 
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Ueberſchuß Zubuße 
fl. fl. 


tage von 18°°/,, entwidelten Anficht des 

1. Ausſchuſſes, wegen ihres unzertrenn- 

lihen Zufammenhanged ald ein Object 

angefehen werden müllen, namentlich die 

Saline, die Badeanftalt, die Fabrik zur 

Gewinnung von Salzfäure und Bitter: 

falz, fodann das Braunfoplenwat . 817 — 
2) Das Braunkohlenwerf zu Dorhim 15,285 — 
3) Kupfer: Berg: und Hüttenwerk zu Xhal- 

bee oo een nenn 6482 
4) Kupfer: Berg und ——— zu Sil⸗ 

berg und Breidenbach.....— 689 
5) Ludwigshütte mit den Hämmern zu Hatz⸗ 

feld und Battenberg und den dazu ge 

fhlagenen Eifenfteinbergwerken zu Kör 

nigöberg, Lixfeld ıc. . 2. ..1492 — 

, zufammen 17,522 7,151 
Die Zubuße mit dem Ueberſchuß vers 
BEIDEN =. 
Bleibt Ueberfhuß 10,31 — 
alfo in Vergleihung mit dem Boranfchlage 
von 1830 — 1832, welcher, nad) Abzug des 
aus der Hauptſtaatskaſſe bezahlten Gehaltes 
des Oberbergraths Langsdorff von 1360 fl. 
noch beim © » - 0 00 00... 28 — 
mehr 7,725 — 
‚.. Dad wirkliche Ergebniß des reinen Ertrages in ber Per 
riode von 1839 —1832 wird in der deßfallfigen Rechenfchaftds 
ablage zufammen zu 28,156 fl. angegeben. 

In Beziehung auf die einzelnen Werke, ift, mit Rückſicht 
auf die für diefelben aufgeftellten vetaillirten Voranſchläge und 
neuen Befoldungsetatd, Folgendes zu bemerken: 

1) Werke zu Salzhaufen. 

Bon diefen wird fich, nach den vorliegenden Boranfchlä- 
gen, die Saline, für welche im vorigen Budget ein Zufhuß 
von 1150 Gulden vorgefehen war, nun wenigftens frei bauen, 
auch der Ertrag ded Braunkohlenwerkes, mehr ald früher be: 

tragen. 
Zi Dagegen ift der Ertrag der Badeanftalt und der Fabrik 
jest geringer, ald im vorigen Budget angefeßt. Die Direc⸗ 
tion verfichert, daß überall auf dad Minimum ber Einnahme 
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Rückſicht genommen fen, welcher Verfiherung auch die vors 
liegenden fpeciellen Voranſchläge und deren Vergleihung mit 
den früheren Voranfchlägen nicht widerfprechen. 


Der fpecielle Boranfälag der einzelnen Werke in Salz 


haufen ift übrigens 
a Ertrag: fl &. 
für die Babenflt . . . 19 
— — Sabrif 2. 362 
— das Bergwerk . 375 
Summe: 833 
die Saline Zubuße: 16 
Bleibt Ueberfchuß: - 816 
(abgerundet: 817) 

Nach ber auf dem Landtage von 18%°),, von dem 1. 
Ausfhuß der 2. Kammer, hinfichtlich dieſer Werke (Seite 509 
des zweiten Beilagenbandes) geäußerten Anficht, dürfte die 
Genehmigung des veranfchlagten, Betragd feinem Anftande 
unterliegen, jedoch die Staatdregierung zu erfuchen ſeyn, im 
Fall einer ſi ch ergebenden paſſenden Gelegenheit die 4 Etas 
bliffements zu Salzhaufen, aus melden ein Privatmann, jes 
denfalld einen größern Rutzen ziehen kann, als der Staat, zu 
veräußern. 

Die Feſtſetzung der neuen Beſoldungsetats hat auf die 
Werke zu Salzhauſen den Einfluß gehabt, daß beſtimmt wor⸗ 
— ſi nd und zwar in Bezug auf alle dortige Werke zus 
ammen 

Der Gehalt des Directord, einfchlieglich der Woh⸗ fl. 
nung, Bureaufoften ic. auf . 1200 

Der Gehalt des Mechners, welchen der Steuer: 
commiffär Pfannmüller als Nebengehalt bezicht, auf 400 

| zufammen 1600 1600 
welche in dem fpeciellen Budget ber Saline ganz erfcheinen 
und gegen deren Größe nichts zu erinnern iſt. 

Bis hierher beftanden die Gehalte ıc. in folgenden Be: 
trägen, die nun wegfallen fulen: 


ES 58 


fl. kr. 

Der Director an Gehalt, ——— Bu: 
seaufoften c. . 1287 30 
Der Rechner desgleichen wegen der Saline 263 21 
Derſelbe wegen des Bergwerkes . 8 — 


Derfelbe aus der Knappichaftölafle.. -». -» 2 — 
zu übertragen 1643 51 
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Uebertrag 1643 f[.51 Er. 

Schreibmaterialien des Directors und Rech» 
nerd, wegen der Badeanflal , » 2. 
Zufammen 1653 91 


2) Braunfohlenwerf zu Dorheim. 


Das Einfommen biefed Werkes ift bedeutend im Stei- 
gen.. Im dem vorigen Budget war ed, ohne Abzug bed auf 
die Hauptftaatsfafle angewiefenen Gehalte ded Dberbergras 
thes Langsdorf zu einem reinen jährlichen Ertrage von 5000 fl. 
veranfchlagt, jet aber ift ed, nach Abzug des neuen Gehals 
tes des jetzigen vorgefeßten Beamten, zu 15,233 fl, angeſetzt, 
und es würde fich noch ein höherer Ertrag ergeben, wenn 
nicht diesmal eine außerordentliche Ausgabe von 5500 Guls 
den vorgefehen wäre, welche für die Berfegung ber ns 
fpectoratswohnung von der eingegangenen Galine Wieſſels⸗ 
beim auf dad Dorheimer Bergwerk und ald Anrechnung des 
Werthes derfelben bei dem Wieffelöheimer Werke veranichlagt 
find. Diefe Wohnung war für den Bergverwalter beftimmt, 
deſſen bisherige Wohnung der Bergrechner erhalten follte, 
der nicht auf dem Werke wohnt, was aber, bei der jebigen 

rößern Ausdehnung des Werkes, ald die Verwaltung ers 
chwerend, und mit Koftenaufmand verbunden erachtet wurde. 


Diefen Plan hat man aber fpäter wieder dahin abgeäns 
dert, Daß man, wegen einer ſich hierzu ergebenden guten Ger 
Iegenheit, die zum Verſetzen beftimmte Wiefjelsheimer Wohs 
nung veräuffert, fofort von der Dislocirung ded Bergrechners 
auf dad Dorheimer Werk abftrahirt, Dagegen aber die bis 
herige, zugleich auch von dem Oberfteiger bewohnte, fehr baus 
fällige Bergverwalterswohnung umbauen und wohnlich eins 
richten, fofort mit der nöthigen Stallung und einer Fleinen 
Scheuer bat verfehen laffen, welche, nach der Werficherung 
ber Behörben, den ganz ifolirt auf dem Bergwerke wohnen» 
u Angehörigen deſſelben zu ihrer Subfiftenz unentbehrlich 


Der durch diefes Bauweſen veranlaßte — wegen Dringend» 
beit der Sache durchaus unauffchiebliche Koftenaufmand ber 
trägt, ftatt der veranichlagten 5900 fl, 

nur 2320 > 
alfo weniger 3180 fl. 
oder für ein Sahr der Periode 1060 fl,, die fomit dem Reins 
ertrage bed Dorheimer Werkes zugehen und ſolchen von jähr⸗ 
lichen 16,238 fl. auf 16,298 fl. erhöhen, 
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Die Zeftfegung der neuen Beſoldungsetats ift für das 
Dorheimer Werk folgendermaßen erfolgt: 

a) Die neuen etatsmäßigen Gehalte, einfchließlich der Woh⸗ 
nungsanrehnung und der widerruflihen Bureaukoſten⸗ 
vergütungen, betragen: 
für den Bergverwalter Storch. . . ... . 1200 fl. 
für den Bergrentmeifter Hütter . . . » . 1000 « 


Bufammen 2200 fl. 
wobei in Berüdfihtigung des nun fehr zugenommenen 
Betriebs ded Werks, wohl Nichtd zu erinnern ift. 

b) Die dadurch ausgefallenen bisherigen Gehalte beftehen 
in folgenden: 
Oberbergrath Langsdorf, nunmehr penfionirt, an Ges 
halt, Fourage Wohnungsvergütung n. . . 1987 fl. 
Bergverwalter Stuh . » ..2 2... 1075 fl. 
Bergrentmeifter Hütter . . 2... TLfl. 
Zufammen 8781 fl. 
alfo werden fünftig erfpart 1581 fl., durdy welche jevens 
falls die auf die Hauptitaatöfaffe Üübergegangene Dienſt⸗ 

— mäßige Penſion des Oberbergraths Langsdorf 

gedeckt iſt. 

8) Kupfer-Berg und Hüttenwerk zu Thalitter. 

Für dieſes Bergwerk, das in dem Staatsbudget von 1827— 
1829 mit einer Zubuße von 6846 fl. und in dem für 1850 — 
1832 mit einer foldyen von 5860 fl. aufgeführt war, ift für 
die Periode von 1833 — 1835 eine jährliche Zubuße von 
6462 fl. im Voranfchlage vorgefehen, den Ständen jedoch zus 
gleich . unlängft deſſen alsbaldige Aufhebung angefündigt wors 
den, indem es nicht möglich ift, unter Fortdauer der jegigen 
Selbftadminiftration für Rechnung des Staad, die Verhälts 
niffe dieſes Werks bedeutend zu verbefjern. 

Der Ausſchuß ift, für den Kal, daß. nicht aldbald eine 
angemeffene Beräufferung des Werk flattfinden Fann, mit 
der projeftirten Aufhebung deffelben volfommen einverftanden, 
trägt aber für die Periode 1833 — 1835, da die Aufhebung 
des Werks natürlich nicht rückwärts wirken Fann, auch in 
dem vorliegenden WBoranfchlage Feine auffallende Abweis 
hung von den frühern Woranfchlägen eingetreten und für 
Neubauten oder .neue Einrichtungen darin Nichtd vorgefehen 
ift, auf Bewilligung der veranfchlagten Zubuße von 6462 fl. an. 

4) Kupfer:Berg und Hüttenmwerf zu Silberg 
und Breidenbad. 

In dem BVBoranichlag für die Kinangperiode von 1827 — 
1829 wurden 625 fl., in dem fir 1830 — 1832, 808 fl. 
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und in dem Woranfchlage von 1833 — 1835 werben 680 fi. 
jährliche Zubuße für diefed Werk in Ausfiht genommen; die 
wirkliche Zubuße in der Periode von 1830 — 1832 hat zu: 
fammen für 3 Jahre 1327 fl. betragen. 

Auch diefed Werk fol, nach einer neuern Eröffnung der 
Staatöregierung, fernerhin nicht mehr für Rechnung des 
Staatö fortbetrieben werden und der Ausfhuß ift hiermit voll: 
fommen einverftanden. Für die Jahre 1833 — 1835 muß aber noch 
einmal die veranfchlagte jährliche Zubuße von 689 fl. bewilligt 
werben, weil ber biöherige Fortbetrieb des Werkes mit Ges 
nehmigung der Stände flattgefunden hat und der Voranfchlag 
von 1833 — 1835 auch Feine andere Anſätze enthält, als 
ſolche, welche der nothdürftige Fortbetrieb unumgänglich nös 
thig machte. 


5) Die Ludwigshütte mit den dazu gehörigen 
| Hämmern und Eifenfteingruben. 


Mar. in dem Voranfchlage von 18°°/,, mit einem reinen 
Ueberſchuſſe von jährlichen 4381 fl. angefeßt, ift aber in dem 
von 18’°/,, und dem dazu übergebenen Nachtrage nur mit 
jährlichen 1472 fl. vorgefehen, weil hierin, in der Voraus—⸗ 
feßung des ferneren Selbftbetrieb$, bedeutende Neubauten und 
neue Einrichtungen vorgefchlagen worben find. 

Snmittelft ift aber die Ludwigshütte noch vor Genehmis 
gung diefer neuen Anlagen verkauft worden und es gehen 
daher, infofern nicht auf eine oder die andere der neu vorges 
fhlagenen Einrichtungen etwa bereits unauffchiebliche Verwen⸗ 
dungen flattgefunden haben follten, was, wegen des noch nicht 
erfolgten Abſchluſſes der Gredite, noch nicht angegeben wers 
den Pann, dem veranfchlagten Reinertrage von 1,472 fl. 
durch dad Ausfallen folgender neuvorgefchlagenen 

Ausgaben noch zu: 
die wegen Erbauung eined Kohlſchoppens auf ber 

Lubwigshütte vorgefehenen 3000 fl. 
die wegen Erbauung und Einrichtung eis 

ner Wohnung für den Hüttenkaffier 

vorgefchlagenen 1311 > 
die für Erbauung zweier neuen Anbäue 

auf der Ludwigshütte für die Gießerei 

und Formerei angeſetzten 3500 » 
ber Anſchlag für ein eiferned Hammers 

gerüft auf dem Habfelder Hammer 650 > 


zu übertragen - 8,461 fl. 1,492 fl. 
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Uebertrag 8,461 fl. 1,472 fl. 
beögleichen für ein neues Gebläs an dem 


Höhofen auf der Ludwigshütte 1,100 » 
deögleichen für ein Eylindergeblä5 am das 
figen Hammer 800 ; 
Zufammen 10.361 fl. 
ober zu */, pr. Jahr 3.154 fi. 


Der für dad Budget von 18353 — 1835 
zu genehmigende jährliche Reinertrag 
der Ludwigshütte beträgt daher 4,926 fi. 


II. Saline Theodorshalle. 


Die eigentlichen näheren Verhältniffe diefed Werks find 
erft auf dem Landtage von 18°°/,, einer genaueren Prüfung 
unterworfen worden. Bid zu diefem Zeitpunfte figurirte die 
Saline Theodorshalle in den Woranfchlägen mit einem be: 
deutenden reinen Ertrage, der aber nur dadurch möglich war, 
daß die Salzregieverwaltung der Saline für den Centner 
Salz 4 fl. vergüten mußte, währenddem deffen wahrer Werth, 
nad) Maasgabe der mit der Saline Ludwigdhalle beftandenen 
Saplieferungdverträge, nur zu etwa 2 fl. hätte angefchlagen 
werden dürfen. Der hierdurch der Saline Theodorshalle zus 
gewiefene Gewinn war mithin ein eben fo großer Verluft an 
dem Einfommen der Salzregie 

In dem Voranſchlage für die Finanzperiode von 18°°/,, 
war namentlich ein reiner Ertrag der Saline Theodorshalle 
von jährlichen 31,948 fl. vorgefehen, es waren jedoch hierbei 
der Saline von einem Verkaufe von 22,38% Gentnern Salz, 
anftatt des Preifes zu 2 fl. p. Gentner, dad Doppelte, mithin 
44,774 fl. zu viel in Einnahme geftellt worden und ed ergab 
fi) daher in der Wirklichkeit hierbei ein Verluſt von 12,827 fl. 
welchem noch der der Saline zu Gut gefchriebene Abnugen 
bed Salinenguts und der Wohnungen zugerechnet werden 
mußte, fomwie der Ertrag bed Salzzehnten von der Saline 
Ludwigshalle, wenn die erwähnten 22,387 Etr. von biefer 
geliefert worden wären, mit etwa 1'/, fl. für 2,238 Gentner. 
Diefe Verhältniffe kamen auf dem Landtage von 18°°/,, in 
lebhafte Erörterung 
. Beil. Band — => und 609. 

. 2 s 676. 
IL. Prot. = S. 2. und folgende. 
IV. » ı ©. 157 ; 492. 
indem von vielen Seiten die alöbaldige Einftellung des 
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Werks verlangt — und dieſe auch noch während der Wer« 
handlungen von ber Staatöregierung vorläufig verfügt wurde. 
Inzwifchen wurde von einer der hierüber mit Bes 
richt vernommenen Behörden der Antrag gemacht, daß 
man erft dann zur Veräußerung der Saline fchreiten möge, 
wenn durch Bohrverfuche, welche vollftändig und jedenfalls 
bi auf die Tiefen angeftelt werden müßten, auf welche 
nad) befanten Erfahrungen anderwärts gebohrt worden fey, 
binlänglih und ficher ermittelt feyn werde, daß Feine Steins 
falzlager oder reichere Soolen vorhanden feyen, und die Rüde 
fiht auf diefen allerdings höchſt wichtigen Umftand, fowie 
auf einige andere für das vorläufige Kortbeitehen der Saline, 
theild in den Discuffionen, theild durch mitgetheilte Acten, 
ber Kammer vorgelegte Gründe, namentlich: | 
die vorzüglihe Güte des dortigen in Rheinheſſen fehr ber 
liebten Salzes, 
ber a nicht alle Goncurrenz mit den Nedarfalinen aufs 
zuheben, 
mehrere in den Einrichtungen der Saline Theodoröhalle neuer: 
dings getroffene vortheilhafte und Eoftenerfparende Ein: 
richtungen, ald Feuerung mit Steinkohlen, eine Vermin⸗ 
derung und beffere Einrichtung der Gradirgebäude zc, 
veranlaßten endlich die zweite Kammer zu dem Belchluße; 

„die Staatöregierung zu erfuchen, die Veräuſſerung ber 
Saline Theodorshalle auf fo lange, bis die im Laufe dieſer 
Sinanzperiode mit einem Koftenaufwande von einigen Tau— 
fend Gulden anzuftellenden Bohrverfuche ergeben haben, daß 
feine Steinfalzlager oder reichere Soolen vorhanden find, zu 
verfchieben, unterdeffen aber den Fortbetrieb der Saline, unter 
Vermeidung aller neuen Bauten und fonftigen Einrichtungen, 
nothdürftig fortfeßen zu laſſen.“ 

IV. Prot. Band S. 320 zweite Trage und ©, 502 erfte 
Trage zu B. 

Zugleich wurde in dem Einnahme: Budget der ganze vers 
anfchlagte Ueberfchuß diefer Saline mit 31,998 fl. — in dem 
Audgabes- Budget aber auch der Preidzufag vou 2 fl. pr. Ctr. 
für das Theodorshaller Salz mit 44,774 fl. geftrichen. 

1. Beil. Band ©. 622 und 623. 

Der Erfolg diefer Maasregeln und der getroffenen neuen 
Einrichtungen war, das die Saline, bei nunmehriger Bezie— 
bung des allgemeinen Salzanfaufpreißes von 2 fl. pr. Etr. 
in den Jahren 1830 1831 und 1832, nach den vorläufigen 
Refultaten der Finanzverwaltung in diefer Pertode einen rei: 
nen Weberfhuß von 17,185 fl., alfo jährlich 9,728 Gulden, 
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geliefert hat und daß für die Jahre 1833 1834 und 1835 
ein reiner Weberfhuß von jährlichen 3,460 fl. en. 
wird, ohngeachtet in dem Woranfchlage für diefe Periode 20007. 
im Ganzen, oder 667 fl. jährlich, für die Zortfegung ber vor» 
hin erwähnten Bohrverfuche vorgefehen und im Ganzen 
3,644 fl. oder jährlich 1,215 fl. für folhe Poften darin ent? 
halten find, welche, nach der eigenen Angabe der Verwaltungs» 
behörde, auf Verlangen und bei einem weniger nachhaltigen 
Betriebe der Saline möglicherweife noch zurüdgefegt oder uns 
terlaffen werben können. 

Der Ausfhuß ift der Anficht, daß unter diefen jet güns 
fligern BVerhältniffen vorläufig jedenfalls die Saline fo lange, 
bis fich eine ihrem Werthe und jesigen Ertrage angemeffene 
Gelegenheit zum Verkaufe ergiebt, fortzubetreiben Fon möchte, 
und daß namentlich zu einer Einftellung ded Betriebes, fo 
lange dieſer unter den jeßigen günftigeren Verhältniſſen fort: 
get werden kann, feine Nothwendigkeit vorhans 
den ey. 

Was die Bohrverfuche betrifft, fo ift zwar in ben Acten 
erwähnt, daß fie in Folge des Befchluffes vom Landtage von 
1829 — 1830 fortgefeßt worden find; jedoch ohne nähere 
Angabe über den Umfang diefer Arbeiten. 

Dagegen ift dem Ausfchuffe ein ausführliches Gutachten 
des Salinendirectord über die Frage mitgetheilt worden: ob 
von fernerer Kortfegung der biöherigen Bohrverſuche ein güns 
ftiger Erfolg zur Auffindung einer reicheren Soole gehofft 
werben kann? 

In diefem Gutachten wird allerdings die Erreichung bed 
gewünfchten Zieles als noch fehr zweifelhaft dargeftellt und 
es fchließt mit folgenden Aeufjerungen als dem Refultate der 
Begutachtung: 

„D daß die hiefige aus älterem Flötzporphyre entiprins 
genden Soole zu den fchwächeren Soolen Teuſchlands gehört, 
allein durch ihr Vorkommen, ihre hohe Zemperatur und Reins 
heit, fowie durch die Schärfe ihres, von fchwefelfaurer Kalt 
erde aanz freien Kochfalzes, fich auszeichnet; 

„2) daß Beifpiele von Soolführung in gleiben und äle 
teren Gebirgsbildungen mit bei weitem ftärferen Gehalte nache 
gewicfen werden fünnen; 

„3) daß daher der Kortfegung des auf der Saline Theodords 
halle begonnenen Bohrverfuchd ein günftiged Nefultat nicht 
geradezu abgefprochen werden Fann; 

M daß fein Kortbetrieb überdies noch zur näheren Kennt: 
niß des Steinkohlengebirgd, in Bezug auf die nach Stein: 


- 
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kohlen in ber Provinz Rheinheffen unternommene Bohrarbei: 
ten und überhaupt in wiffenfchaftlicher Hinficht von höchſtem 
Intereſſe feyn dürften und 

„S) die dazu für bie nächſten 300 Fuß erforderlichen Kos 
ften, ohne Berudfihtigung der unverlornen Ausgabe für dad 
Bohrgeftänge felbft, nicht mehr al& 1600 betragen, u. f. w.“ 

Obgleich der Ausfhuß, nicht wie er gemünfcht hätte, 
über den Umfang und die Refultate der frühern Bohrverfuche 
genauen Aufihluß in den Acten — hat; ſo glaubt er 
doch, wegen der unverkennbaren — dieſes Gegenſtan⸗ 
des für das allgemeine Intereſſe des Staats ſowohl, als das 
beſondere der Provinz Rheinheſſen, auf die ns der 
für die weiteren Bohrverfuhe auf 1833 — 1 verans 
fchlagten 2000 fl., von welchen im fchlimmften Falle nur 
1600 fl. verloren gehen können, mit dem MWunfche antragen 
gü müffen, daß, aber nun die weitern Bohrverfuche recht 
ald begonnen und zu Ende gebracht werben. 

Der neue Befoldungdetat der Salinebeamten ift übri— 
gend jest feſtgeſetzt: 

Für den Director an Gehalt, Wohnung ıc. (flatt früher 
IRRE): 000 #08. ee a EBEN. 

SEUECRUEDHEER 2-4, wa wen s 

Srüher decretirte befondere perfünliche Zulage 200 » 

Bureaufoften giebt der Director jährlidy mit 
200 fl. an den dermaligen Salzamtöfchreiber ab, fo 
lange diefer beibehalten wird. 

‚Befoldung, Wohnung und Bureaukoſten des 
Salinen:Eaflierd - . > 2 2 2 2 nen. MO > 

Der frühere, nun zum Theil auf den Penfionsfond über: 
u Befoldungsetat der Saline Theodorshalle betrug 
: A 


Nach der Anficht des Ausfchuffes dürfte der Directors: 
ehalt, befonderd da der Director noch weiter 300 fl. als 
— — der Salzregie als Nebengehalt bezieht, 
ohnerachtet des ſehr ausgedehnten Betriebs des Werks etat⸗ 
mäßig nicht höher als zu 1,200 fl. und 200 fl. Bureau: 
koſten zu beflimmen — und daher, die Staatöregierung zu er» 
fuhen feyn, von 1836 an die dermalen von dem Salinendi— 
rector noch weiter bezogen werdende perfönliche Zulage von 
200 fl. an dem neuen Etat zu kürzen. 
Nah allem diefem würde fich die erfte Abtheilung der 
Hauptabtheilung I. des Einnahmebudget3 nun folgendermaßen 
-abfchließen und hiernach zu bewilligen feyn: 
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A. Gameraldomänen unter der Verwaltung der 
Dberfinanzfammer ‚335 fl. 
B. Dergleihen unter der Verwaltung der Ober: 
baudirection, und zwar: 
I Dämme, Weidepflanzungen, Rhein 
Fifchereien und Steinbrüche 25,159 fl. 
U. Zechnifche Werke in Obers 
heilen: Voranſchlag 10,371 fl. 
Zugang nad den Ans 
trägen des Ausſchuſſes: 
a) Einſchränkung des Bau⸗ 
weſens auf dem Dorhei⸗ 
mer Werke, im Ganzen 1,060 fl. 
b) Unterlafjung der Neus 
bauten auf der Ludwigs» 
hütte 3.454 fl. 
14,885 fl. 
III. Saline Theodoröhalle, von deren 
Ausgaben: Etat aber erft jetzt nach⸗ 
träglicy die für Bohrverfuche veran: 
ſchlagten 2000 fl. zur Verwendung 
fommen 3,160 fl. 
43,500 fl 
Gefammtbetrag der erften Abtheilung 907,833 fi. 
Zweite Abtbeilung. 


Horfi- Domänen. (Anlage Nr. 2.) 

Der Ertrag diefer Abtheilung "war in den Hauptvoran⸗ 
flag für die Periode von 18°°/,,,, einfchließlih einer dem⸗ 
felben nachträglich zugefegten Summe von 25,021 fl. reinen 
Ertragd (S. Verh. der zweiten Kammer von 18%°/,,, Beilas 
gen zweiter Band, ©. 511 u. 512) aufgenommen mit 

779,000 fl. 
ber Boranfchlag für die Periode 18”), war in 
dem auf dem fünften Landtag übergebenen Bud» 
get feftgefest auf 829,681 fl. 
Hierzu fommen, aber nach dem ſpä⸗ 
ter beigefügten Nachtrage, wegen der 
im Jahr 1 durch Windftürme vers 
urfachter außerordentlicher Holzerndte 33,482 fl. 
863,163 fl. 


Gegen den Voranfchlag von 18°°/,, ergiebt fich 
daher ein Mehrbetrag von 2 84,163 fi. 
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welcher zum Theil aus ber höher angenommenen — 
und den Forſtnebennutzungen hervorgeht, zum Theil aber 
auch, wie oben erwähnt, den zufälligen Einnahmen von Wind: 
fallen zuzufchreiben ift. | 


Mit Rüdficht auf die zwar angefangene, aber noch nicht 
ganz beendigte Taration und Betriebsregulirung hat die Dbers 
forftdirection den jährlihen Holzertrag für die neue Finanzs 
periode, nach einer dem Hauptvoranfchlage beiliegenden fpes 
ciellen Weberfiht, außer den erwähnten Windfällen , auf 
252,813 fummarifche Steden veranfchlagt und eine Verglei- 
chung diefes Anfages mit den feitherigen Voranfchlägen liefert 
folgendes Reſultat. Es waren nämlicy jährlich: 

Steden: 
für die Finanzperiode von 18°*/,, veranfchlagt . . 180,000 
Ueber diefen Boranfchlag hinaus wurden meiter ge — 


Bauen 5. 9.065 Be 
. Ganzed Ergebnig 234,489 

für die Finanzperiode von 18°”/,, waren veranfchlagt 209,29% 
Ueber diefen Voranſchlag hinaus gehauen . ‚27,313 

| Ganzes Ergebnig 236,610 
für die Sinanzperiode 18°°/,, waren veranfchlagt . 228,758 
Es wurden aber dem Budget noch 25,021 fl. rei: 
ner Ertrag zugefegt, wofür eine Fällung ftattge- 
Funden. VER =. m. ce ers , 
| Ganzed Ergebniß des Budget 239,668 
Berner wurde, wegen des ftrengen Winters von 18°°/,, 
der Hauungsetat noch überfchritten um jährlihe . 8,276 


Die ganze Ernte erttug daher wirklich 247,944 


Die für 1833 — 1835 veranfchlagte Ernte von 252,813 Stef- 
fen, ausfchließlich der 68,083 Steden, weldye durch Stürme 
im Sahr 1833 umgemworfen wurden und welche nicht ald etats—⸗ 
mäßige Fällung angefehen werden können, erfcheint daher nicht 
nur den Berbältniffen angemeſſen, fondern es ift fogar Hoffe 
nung vorhanden, daß auch dieſes Quantum noch eine Ver: 
mehrung, in Folge der fortichreitenden Betrieböregulirung, 
erfahren Fann. 

Als Durchſchnittspreis des Holzes find, unter Beziehung 
auf die fchon oben erwähnte Beflimmung im $. 28 des Lands 
tagsabſchieds von 1827, nach den Ergebniffen der Jahre 
1827, 1828 und 1829, im Voranfchlag von 1833 — 35 für 
einen fummarijchen Steden angenommen worden: 





0,915 
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in Oberhefien . . .» 2f. 7, TE. 
„ Statendbug. .„ . 3, 30,8, 
„» Rheindefien. . . 4,1,0, 

Die Preife ded Jahres 1830 hat man, wegen bed außer: 
ordentlich firengen Winters in 18°°/,, und feiner außergewöhns 
lichen Wirkungen, hierbei nicht berüdfichtigen zu dürfen ges 
glaubt und von den Sahren 1831 und 1832 waren die Rech: 
nungen bei Aufftelung des Hauptooranfchlags noch nicht 
abgefchloffen. : 

Die noch nicht überall definitiv regulirten Beiträge von - 
Gemeinden und Privaten zu den Befoldungen der Meviers 
förfter und Forſtſchützen, welche im vorigen Budget zu 33,506 fl. 
angefegt waren, erjcheinen jegt mit 34,539 fl. in Anfag und 
find als blos durchlaufender Poften anzufehen. . 

Die einzelnen ERROR des Voranſchlags bes 
ftehen in folgenden Anfäßen: 

1) Brennholz, Bau:, Werk: und Nushoy . 714,017 fl. 


Nachtrag dazu ; 33,482 „, 

2) Lefe: und allerlei HE -» .» 2.20... 5448, 
3) Ueberfhuß aus dem Holzmagazin zu Darm⸗ 

fl ee ee OO. 

4) Forfinebennugungen . 2 2.2000. 82,264 
5) Zeitbeftände und Miethe von Befoldungds 

objerttten..... ·.16600, 


6) Jagden 0182654 
7) Fiſchereienn.. 383 
8) Ständige Gefäle..470 
9) Die obenerwähnten Befoldungdbeitrige . 34,539, 

i i . Bufammen 863,163 fl. 
Im Allgemeinen ift bei der Genehmigung dieſes Ein, 
nahmesbetrags nichts zu erinnern. 


Hauptabtheilung II. 


Regalien. (Anlage Nr. 8.) 

In dieſer Hauptabtheilung find in Wergleichting mit 
dem Voranſchlage der legten Zinanzperiode folgende Einnah« 
men in Audficht genommen : 

Periode 
von 
18°°/ 27° 3 18”/ ss._ 
1) Bon Wafferfällen . . . 3,894. 4,082 fl. 


zu Übertragen 3,894 „ 4.082 „ 
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Uebertrag 3,894 fl. 4.082 fl. 
2) Von — und Sg 


werfen . . 17,158, 25,049 „ 

3) Doftregal » 2 0.200. 25,000, 25,000 „ 
4) Müneegall . . 2.1180, 6,434 „ 
5) Sonftige Regalien . _ 8, 97 „ 
Zufammen 47,288 „ 60,662 ,, 

alfo jest mehr . — ,„ 13,374 „ 


welcher Mehrbetrag fi ch mit 7,900 fl. aus dem höberen Ers 
trage des Salzzehnten und mit 9,284 fl. aus dem höheren 
Ertrage der Münze ergibt. 
er Anſatz des Ertragd der Münze ift dem als Aus⸗ 
gabe für die Münze veranfchlagten Betrage gleich, indem 
man nur Leßteren durch Erfteren vollftändig au been beabſich⸗ 
tigt, dagegen find die Anfäge der Poften 1, 2, 3 und 5 theild 
aus dem wirflichen feftftehenden Eintommen, " theilg aus den 
Durchſchnittserträgen der Jahre 1829 — 1831 entnommen. 
Die Genehmigung der obigen Einnahmepoften wird da: 
ber nicht zu beanftanden feyn. 


. Hauptabtheilung IL 
Directe Steuern (Anlage 4.) 


Nach dem für die Finanzperiode von 1833 — 35 vor: 
gelegten ten auf — der Staatdeinnahmen und Aus 
aben, follten auf die Grund :, Perfonal: und Gewerbfteuer 
apitalien in den $ Provinzen bed Großherzogthums em 
men jährlich . 1,983 ,217 fl. 

ausgeſchlagen, ſomit, unter girzitechnung de 
firen Steuer von Kürnbach von . . 108 fl. 
im Ganzen 1,088, 325 fl. 

erhoben werden. — 

Da indeffen während der ganzen Finanz » Periode von 
1833 — 35 dad Finanzgefes vom 29. Derober 1830 in Kraft 
eblieben und namentlich der darin verabfchiedete Steueraud: 
lag bis Ende des Jahrs 1835 fo ortgefebt worden iſt; fo 
ftellt fich der für die Periode von 1833 — 35 in dad Staats⸗ 
auf: aufzunehmende jährliche Betrag an directer Steuer 


1) Allgemeiner Ausfhlag auf die Grund:, 
Derfonal: und — . . 1,983 — fl. 
2) Steuer von Kürmnbah .. . 2» 2... 08 fi. 
— jährlich auf 1 Dean fl. 
. welche als bereits bewilligt anzufehen find. 
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Hauptabtheilung IV. 
Indirecte Auflagen. 
1) Trankſteuer. (Anlage 6.) 


Kür die Periode von 1830 — 1832 war der Gefammts 
ertrag der Trankſteuer, nad Abzug der Herabfegung der 
Trankfteuer vom Obftwein, und ohne Abzug ber in Auögabe 
erfcheinenden Abgänge wegen Befreiung der Hofhaltung, Ge: 
fandtfchaften und der Mainzer Garnifon, im Ganzen veran: 
fchlagt zu jährlich 446,473 fl. | " 

. Der Durchfohnittertrag diefer Steuer aus dem wirklichen 
Einkommen in den Jahren 1829, 1830 und 1831 berechnet 
ſich aber wie folgt: 

MWeinzZrantfteur 2 2 2 2 2000. 52,617 fl. 
Dbftwein:Trankftuer . » .» . . . + 10,770 = 
Bier-Trankfteuerr . » > 2 0 20.2: 46,885 ⸗ 
Branntwein:Trankftur . ». » . . . 158385 ⸗ 
Zapfgebühr. . 2» 2:20.00. i Ä 
| zufammen 453,564 fl. 

Die Großherzog. Oberfinanztammer glaubt jedoch, daß 
a keinen höheren, ald folgenden Ertrag, gerechnet werden 

nne: 


+ Dber: | Star: | Rhein: | Zufams 





‘ fl. fl. 
Trankfteuer von Wein . . | 3000| 15200) 33800 52000 
Zapfgebühr von Wein... . | 16300) 86400| 77300 180000 


Trankfteuer von Obftwein . | 4300| 6100 20| 10420 
Deögleichen vom Bier . . | 18600] 16100| 11300) 46000 


Desgleichen vom Branntwein 87800) 46700| 19500 154000 
| Zufammen |1 170500|141920|442420 
Diefer Voranfchlag würde in Verglächung mit dem Bor: 

anfchlage von 1830 — 1832 enthalten 

| — — 





Trankſteuer von Wein. — 


Zapfgebühr .77 5700 
Trantſteuer von Obftwein . 344% — 
Desgleichen von Bier 13200 


Desgleichen von Branntwein 19400 
Zuſammen 22847 26900 


ch 
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alfo im Ganzen weniger 4058 fl. und er rechtfertigt fi aus 
dem wirklichen Ergebniffe der Berwaltung in den Sahren 
1830 bid 1832, indem fich in diefen, nach ber vorläufigen 
Nechenfchaftsablage, der Ertrag folgendermaßen geftellt und 
resp. vermindert hat: 

Ä 1830 — 466,598 fl. — 
1831 — 415.096 fl. — 
1832 — 42,840 fl. — 


1,324,530 fl. — | 
Der Durchſchnitt für ein Jahr beträgt hiernach nur 
431,510 fi. — 


und der Anfhlag von . » 2 2.2.2. 42420 fl. — 
dürfte daher zu genehmigen” feyn. Ä 

Als Grund der in neuerer Zeit eingetretenen Verminde: 
rung ded Ertragd der Gonfumtionsabgaben von Mein und 
Bier werden in dem Vortrage des Herrn Präfidenten des 
a ala über die Finanzverwaltung in den Jah— 
ven 1 — 1832 blos „die allgemeinen Zeitverhältniffe,“ 
ohne deren nähere Bezeichnung, angegeben. 


2) Salzregie. (Anlage 6.) 


Für die Finanzperiode von 18°°)/,, war ber Ertrag ber 
Salzregie und Salzfteuer folgendermaßen veranfchlagt: 


N Bruttoertrag. Reiuertrag. 
Bruttoertrag der Regie in der Pros 
vinz Starfenbug . . . . 225,592 fl. 137,717 fi. 
Desgl. der Provinz Nheinheffen 185,170 „ 110,969 „, 
Betrag der Salzfteuer in Oberheffen 70,000 ‚000 
Zufammen 480,762 fl. 318,686 fi. 
Für die laufende Periode dage⸗ 1 
gen find veranfchlagt: 
Bruttvertrag der Regie in ber 
Provinz: 
Starfenburg . . 197,475 fl. 
Nheinheffen . . . 145,172 
Dberhefien . . . 138,000 


' ” 
460,647 „, 
alfo weniger 20,115 fl. 

Der Grund ded Minderertragd und des bei Oberheffen 
veränderten Anſatzes beruht auf der bereitö geſetzlich beftimm, 
ten Herabfegung des Salzpreifes von 4 Er. auf Sfr. pr. Pf, 
und ber Wiedereinführung ber Salzregie in der Provinz Ober, 
befien. Die Anfäge für die Provinzen Starfenburg und 
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vinzial:Salzregie-Infpectoren belegt und auf den Durchfchnitt ” 
aud den legten drei Jahren gegründet, wobei durchaus nichts 


u erinnern ift. Für Oberhefien, wo bisher Feine Regie be 
Hand, hat man eine Salzconfumtion von 10 Pfund auf den 


Kopf in Audficht genommen und der Anfab der Audgaben 


—5 Provinz gründet ſich auf das muthmaßliche Be 
bürfniß. | 
Da übrigens die veränderte Einrichtung erft in der Mitte 
der Finanzperiode eingetreten ift, bis Bee aber noch die 
frühere Einrihtung fortbeftanden hat; fo berechnet fich das 
ald Ertrag der Salzregie und Salzſteuer für die ganze Finanz: 
periode von 1835 — 35 zu bewilligende Einkommen wie folgt: 
Ertrag für dad Jahr 1833 nach dem neuen Voranfchlag, 
jedoch unter Beibehaltung des Preifed von 4 fr. für Stars 
kenburg und Rheinheſſen und der Salzſteuer in Oberheffen: 
aus DOberheflen . - » » +» . 70,000 fl. 
„ Startendbug . . » . . 235,825 „ 
„» Rheinhefien . ». -» . . 192271 , 
. 498,096 fl. 
Gleicher Betrag zur Hälfte für dad erfte halbe 
Jahr 1884. . — 


Betrag des neuen Voranſchlags bei einem Preife 
von 3 fr. und der allgemeinen Regie in den 
drei Provinzen, wie oben angegeben, für 1835 


49,048 „ 


/ 


460,647 „ 


/ 


30,323 „ 


“ Zufammen für die drei Jahre 1,438,114 fi. 
As jährlicher Betrag der Einnahme pro 1833 — 1835 
erfcheinen daher ‘und find zu bewilligen: 
479,371 fl. 


’ 


TO 
Desgleichen zur Hälfte für das zweite halbe 
Jahr 1884: 0 000 None te. 


3) Schießpäffe in den drei Provinzen und Reife 
päffe in der Provinz Rheinheffen. (Anlage Nr.) 
Sn dem Budget pro 18°°/,, erfcheint dieſer Gegenftand 
mit einem jährlichen Ertrage von . . . . -» 8, 
für die laufende Finanzperiode werben angenommen 
für Oberhefien . . . 2 2.2.2, 
„ Startendwg . » 2... 2,001 „ 
» Rheinheflen . » . 2... 2681 „ 


Zufammen %,215 „ 
Weniger 1,088 fl. 


* 


* 


—— — ren —— — 
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. Der VBoranfchlag gründet fih auf die Ergebniffe von 
den Sahren 1829, 1830 und 1831 und läßt fich dagegen 
nichtd, bemerken; doch dürfte es wohl angemefien feyn, wenn 
bie Taxe der Reifepäffe in der Provinz Rheinheſſen künftig 
ebenfo, wie in dem dieffeitigen Provinzen durch den Stempel 
erhoben, fomit unter dem allgemeinen — — mit 
einbegriffen würde. 


4) Verbrauchſteuer (Anlage 8.) 

In dieſer Rubrik waren für die Periode von 1830— 32 
vorgefehen und bewilligt: 4100 fl. Verbrauchfteuer von den 
nicht zum Zollverbande gehörigen, ifolirt gelegenen Landes— 
theilen und Eingangszoll von dem nach Oberheſſen gehenden 
ausländifhen Salze. | 

Bis zur Aufftellung des Hauptvoranſchlags von 1833—35 
war indeffen durch die Zollvereinigung mit Kurheffen und 
Walde der bedeutendere Theil der ifolirt gelegenen Landes: 
theile in den Zollverband gefommen und ed wurden daher 
für 1833 — 35 nur noch veranfchlagt:- Ä 
100 fl. Verbrauchſteuer aus dem Bezirke Wimpfen un 
250 fl. Zoll von dem aus Salzungen nach Oberheffen gehen: 

den Salze. 

Seit dem 1. Januar 1834 ift inzwifchen nun auch der 
Bezirk Wimpfen dem Zollverbande einverleibt und da vom 
1. Fun 1834 an in Oberheffen auch die Salzregie, mithin 
dad Verbot der Einfuhr fremden Salzes wieder eingeführt 
worden iftz fo cefjiren für die Zukunft beide Einnahmepoften 
ganz und ed find diefelben für das vorliegende Budget nur 
folgendermaßen zu veranfchlagen und zu genehmigen: 
Berbrauchfteuer aus Wimpfen v. 3. 1883 . . 100 
Zoll von fremdem Salze für 835. . . . 250 „ 
Deögleichen für's erfte halbe Jahr 1834 |. . 125 „ 

Zufammen: 475 „ 

oder für jedes der 3 Jahre zu ein Drittel mit 158 fl. 

5) Wafferzölle zu Steinheim und Geligenftadt. 
(Anlage Nr. 9.) 

Der Ertrag der Wafferzölle in Steinheim und Geligen- 
ftadt betrug in den Sahren 1829, 1830, 1831 die Zotal: 
fumme von 36,636 fl. 

Für die Finanzperiode ift hiernach der Durfchnittäertrag 
im Hauptvoranfchlage angefegt, und zwar für 
Steinheim mitt . . . . 11,280 
Seligenftadt mit . 


„ 


in allem 12,210 „ 
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pro 18°/,, betrug ber Boranfchlag -. 10,000 fl. 
jegt mithin ehr . 00.0 "2,210 „ 
wogegen nicht bemerkt werben Tann. | 
6) Rheinfhiffahrt3:Detroi. (Anlage Nr. 10.) 
Nach dem von der Großherzogl. Oberfinanzfammer auf: 

geftellten Boranfchlage würbe. bie Bruttoeinnahme aus Rhein: 
ſchiffahrtsgefällen für die Finanzperiode von 18°°/,, jährlich 
ben > ee 126,000 fl. 
iervon follen in Abzug gebracht werben: 
1) Eocalverwaltungdfoften, vor: 

behaltlich der näheren Regus | 

firung, 10 Procent . . 12,600 fl. 
2) Beitrag zu dem Gehalt und 

den Bureaukoften ded Rheins 

ſchiffahrts⸗Inſpectors - 1,027 
3) Beitrag zu den mit ben übri- 

gen Uferftaaten gemeinichaft: 

lich zu beftreitenden Beſol—⸗ 

dungen und Koſten wegen der 

Rheinſchiffahrtsverwaltung . 1,999 ‚, 


’ 


4) Penfionen nn. 2,067 „, 
5) Renten (ältere u. neuere) 6,59 „, 
6) Rheinzollgerichtöfoften - 825 „ 
N) 25615 „ 


verbleiben ald Nettoeinnahme 100,385 fl. 
welche in den PWoranfchlag mit der runden Summe von 
100,000 fl. aufgenommen ift. 

Der Ausfhuß findet um fo weniger etwa3 dagegen zu 
bemerken, al3 die immittelft fattgefundenen und noch zu 
erwartenden Zarifermäßigungen, ſowie die Erleichterungen 
und Grläffe an den Schiffahrtsabgaben in Folge ber abge: 
fhloffenen und noch abzufchließenden Zollvereinigungdverträge 
e& noch zweifelhaft lafen, ob im Durchfchnitt der. drei Jahre 
der laufenden Finanzperigde die Nettoeinnahme erreicht wer: 
den wird, 

Der Ausfhuß trägt demnach barauf an, biefe Abthei: 
lung auf 100,000 fl. feftzuftellen. | 
Die Gründe, aus welchen diefe Staatseinnahme nicht, 


‚wie alle übrigen Staatdeinnahmen, in ihrem Brutto-, fondern 


in ihrem Nettoertrage angefeßt ift, find in der Beilage 11 
ded Staatöbudget3 für 18°°/,,, fowie auf ©. 95 des erften — 
und ©. 529 des zweiten Beilagenbanded der gebrudten Vers 
bandlungen der zweiten Kammer näher angegeben, dürften 
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aber wohl jest, nach. befinitiver Regulirung ber Rheinfchiff- 
fahrtöverhältniffe, größtentheild ceffiren; und der Ausfhuß 
tragt daher weiter darauf an, die hohe Staatöregierung zu 
erfuchen, daß in Zukunft diefe Ausnahmen von der Regel, 
daß ftetd die Bruttoeinnahmen in Anfaß zu bringen, und 
bie Koften in den Ausgaben zu verrechnen find, aufhöre, und 
— bei dieſen Poſten nach der allgemeinen Regel verfahren 
werde. 


7) Chauſſeegeld (Anlage 11.) 

Der Voranſchlag hierfür war in der Periode von 18°°),, 
Ihres. =. 4.2 2 Kern ER . 
Der auf den Durchſchnitt des wirklichen Ertragd in den 
Sahren 1829, 1830 und 1831 gegründete Voranſchlag für 
die Periode von 1833 — 35 enthält aber: | 

für Oberhefien . .» 2... 594,200 fl. 
für Startenburg - » . 2... 48,700-fl. 
für Rheinhefien . » . » . . 41,800 fl. 


Zufammen 144,700 fl. 

alfo einen Mehrbetrag von .» » 2 2 2.2.2600 fl. 
Indem der. Ausſchuß auf Genehmigung des Voranſchlags 

von 144,700 fl. anträgt, fchlägt derfelbe zugleich vor, bei die— 
fer Veranlaffung die Staatöregierung um unverzügliche Ab: 
ftelung des bei einigen Erhebungdftätten eingefchlichenen Miß- 
brauchs zu erfuchen, daß für Fuhren, welche beladen ab⸗ ung 
wieder zurüdfahren, dad Chauffeegeld fchon an dem Abfahrt: 
orte aud) für die Rückfahrt mit erhoben wird, wodurch die 
fonft allgemein eingeführte Controle gegen die Chauffeegelder: 
heber umgangen und immer in die Hände deffelben Mannes 
gelegt wird, welcher controlirt werden fol. | 


8) Brüdengeld und für Abfahrten. (Anlage 12.) 


Ä Für den Hauptooranfchlag von 1830 — 1832 waren in 

dieſer Rubrif genehmigt worden . , . . . . 81377 fl. 

Jetzt werden aber veranfchlagt 52,257 fl,, deren Beftand: 

theile in dem bei der Anlage 97 ded Staatöbudgets befindlis 

chen Galculationsbuche fpeciell nachgewiefen find. In Ver: 

gleihung mit dem Woranfchlage von 1830 — 1832 ergiebt 
fich hieraus für die Periode von 1835 — 35 Weniger 

Bei dem Antheil am Offenbacher Brückenzoll 300 fl 
-* .# Pacht der Ueberfahrten in der Provinz 

Starkenburg . x 2 2 2 22.602 fl. 

e : Brüdengeld zu Main . . 2%. 2400 fl. 

« ber Weberfahrt bei Oppenheim . .. . .. 1200 fl. 
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Bei dem Pacht der Ueberfahrten in Rheinheſſen 18 fl. 
Bufammen 4515 fl. 
Dagegen erträgt Mehr: 

die Aheinüberfahrt bei Wormd . . 5390 fl. 

Mithin ift im Ganzen Mehrertrag 880 fl. 

Die Genehmigung des ganzen Boranfchlagd mit 92257 fl. 

unterliegt übrigens keinem Anſtande. | 

9) Bon Öffentlihen Wagen. (Anlage 13.) 

Statt der im vorigen Hauptooranfchlage hierfür vorges 


fehenen 754 fl. find für die Periode von 1833 — 35 verans 


— — — 


fchlagt 881 fl., wobei Nichts zu erinnern ift. 


10) Sporteln. (Anlage 14.) 
Unter diefer Rubrik waren für die Periode von 1880 — 
1832 veranfchlagt: : 
Einfommen von Eihämtern . » » . 3000 fl. 
Rheinheſſiſche Einregiftrirungögebühren . 43000 ; 
P Gerihtöfchreibereigebühren 11000 : 
s Hypothefengebühren . 2700 
Zufammen 59700 fl. 
Der neue Voranſchlag enthält 
von Eihämtrn » » 2 2 ee. i 
Einregiftrungdgebühren 2 2.20. 46000 » 
Gerichtöfchreibereigebühren . . » . « 11000 s 
Hypothekengebühren . » 0 + +: 3000 : 
Zufammen 63500 fl. 
fobann noch: , 
als neuen Poften: einen Beitrag ber Kirchen-, 
milden Stiftungd» und Schulfonds zu ben Beſol⸗ 
dungen und Kanzleikoſten der Rechnungskammer⸗ 
Quftifitatur zweiter Abtheilung und zu den Ko: 
ften der Aufarbeitung bed Ruͤckſtandes diefer Ne: 
vifionsbehörde » » » een ne en. 4000 fl. 
Gefammtbetrag 67500 fl. 
Bei der Genehmigung des erftern Hauptbetragd von 
68500 fl. waltet Fein Anftand ob. Dagegen: wird es fich 
fragen, ob nicht derjenige Beitrag von 4000 fl. ceſſiren follte, 
welchen man den Kirchen, Schul: und andern milden Fonds 
auferlegt hat, als Beitrag zu den Koften ber zur Revifion 
ihrer Rechnungen mit beftimmten neuerrichteten zweiten Abs 
theilung der Rechnungdtammer » Zuftifilatur $ 
Der Ausfhuß glaubt, daß man diefen, bisher auf eine 
große Menge von Fonds vertheilten, von diefen eingeſam⸗ 
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melten und im Ganzen zur Staatskaſſe eingelieferten Beitrag 
war für die Periode von 1833 — 35, ald die Vergangen- 
beit genehmigen, vom Jahr 1836 an aber ganz aufheben 
folle, Die fraglichen Fonds erfüllen ſämmtlich folche Zwecke, 
welche, in Ermangelung biefer Fonds, theild der Staatdfaffe, 
theils den Gemeinden zu erfüllen obliegen würden ; fowohl in 
bem einen, ald dem andern Falle würde der Staat ohne 
Entfhädigung für die nöthige Ueberwachung des Rechnungs: 
wefens forgen, denn bie Gemeinden leiften feine Beiträge zu 
ben Koften der fraglichen auch für die Revifion der Gemein: 
derechnungen beftellten Zuftififatur. Es fcheint daher unbil- 
lig, den fraglichen Fonds zuzumuthen, die Reviſion ihrer 
Rechnungen, welche doch unter allen Umftänden eine Oblie: 
genheit des Staatd oder feiner Behörden ift, noch, befonders 
zu bezahlen, | 

Der Ausfhuß ftellt daher den Antrag, vorjegt den gan: 
zen Betrag des Voranfchlagd mit 67,500 fl. zu genehmigen, 
die Staatöregierung aber zugleich zu erfuchen, vom Jahr 1836 
an die vorhin erwähnten Beiträge nicht mehr erheben — fo: 
mit auch in dem Staatöbudget außer Anſatz zu laffen. 


11.) Stempel (Anlage 15). 


Nah Abzug desjenigen Ausfalls, welchen man an. diefer 
Abgabe durch die Ausführung der beiden Gefehe wegen Auf: 
bebung ber bilatorifchen Xermine und wegen ded Zwangs—⸗ 
verfahrens in unbeftrittenen Schuldforderungsfachen erwartete, 
war dieſe Rubrik für den Hauptopranfchlag von 18°°/,, be: 
willigt worden mit jährlichen | 
10,000 fl. Stempelgebühren von Scheinen zur Erher 
bung und Gontrolirung ber indirekten Auf: 


lagen; 
425,900 fl. Gerichſsts⸗ und Adminiftrativftempel in Star: 
fenburg und OÖberheffen und Stempel in 
Rheinheffen 
alſo: 435,500 fl. im Ganzen. 
‚Der neue Voranſchlag enthält dagegen; 
Gerichts» und Adminiftrativftempel in Starfenburg - 


und Oberheffen 356,000 fl. 
Stempel in Rheinheffen 75,000 : 
Weiter erwarteter Mehrertrag 8,000 - 
Zufammen alfo: 439,000 fl.. 
alfo gegen ben bisherigen Voranſchlag mehr 3,500 fl. 


Da man aber auch zugleich den ohngefähren Bes 
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trag der "Stempelgebühren von Scheinen zur Er: 
hebung und Gontrolirung der indirecten Abgaben, i 
im ohngefähren Betrage von 2 | 8,000" fl. 
nicht mehr erheben zu laffen vorſchlägt, fondern j 
(wa3 dem Ausfchufle billig erfcheint) In eine den 
Drtdeinnehmern gebührende Taxe verwandeln will; 
fo ergeben fich im Ganzen 11,500 fl, 
Mehrertrag gegen früher, welcher auch nad) den Refultaten 
der Rechenfchaftsablage für die Finanzperiode von 1830—1832 
ganz wahrfcheinlich und noch eher zu gering, ald zu hoch ges 
ariffen ift. — I 

Es wird daher die vorgefchlagene Einnahme von 439,000 fl. 
fammt den veranfchlagten 8,000 fl. Stempelgebühren von 
Scheinen, welche in der ganzen Periode von 18°/,, noch fort 
erhoben worden find und resp. erhoben werden, alfo im Gans: 
zen der Betrag von 447,000 fl. zu genehmigen feyn. 


12.) Gewerböconceffionen (Anlage 16) . 


ierfür find veranfchlagt 313 fl. deren Bewilligung kei— 
nem Anftande unterliegt. — Die Gonceffionen, für welche 
diefer Betrag eingeht, find: 1 
Die Wafenmeiftereien und dad Rumpenfammeln in den 
beiden diffeitigen Provinzen, fodann eine Holzhandelconceffion 
in der. Provinz Starfenburg. 


Zur Vereinfachung dürfte ed räthlich feyn, und der Aus: 

6 trägt daher auch auf ein Erfuchen an die Staatdregie: 
ung an, daß diefelbe fernerhin dad KLumpenfammeln, wofür 
im Ganzen nur 28 fl. einfommen nicht mehr ald Regal bes 
handeln und im Wege der Gonceffion vergeben, fondern gleich 
andern Gemwerben blos mit der entjprechenden Gewerbſteuer 
belegen laſſen möge. 


Sn dem Budget von 1830 — 1832, worin für dieſe 
ganze Rubrit 573 fl. vorgefehen waren, befanden fich darun. 
ter noch 130 fl. als Ertrag der bei Auöfpielungen zu erheben: 
den 10°/, des Werths der auszufpielenden Gegenftände, welche 
Abgabe in dem — — —— von 1833 —1835 außer 
Anſatz geblieben ift, weil fie nach dem vorgefchlagenen Finanz: 
gefeße, wenigſtens unter diefer Form, aufhören ſollte. — 
Dies ift aber nun noch nicht gefchehen, weil das frühere - 
Finanzgeſetz beibehalten worden ift und daher werden dem 
Voranſchlage von 1833 — 1835 noch 130 fl. unter diefer 
Rubrik zuzufegen mithin im Ganzen 448 fl. zu bewilligen feyn. 
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13. Einzugsgelber zu Kürnbad (Anlage 17). 


- Unter diefer Rubrit waren im Budget von 18°), vers 
anfchlagt: 

Einzugögelder zu Kürnbach und Abzugögelder 620 fl. 

Da aber Letztere nad dem für 18°°/,, vorgelegt gewes 
fenen neuen Finanzgeſetze wegfallen follten, fo waren für bie 
Periode von 1833 — 1835 nur noch die Einzugsgelder in 
Kürnbah zu 50 fl. jährlich veranfchlagt worden. Die Bes 
willigung diefer 50 fl. unterliegt feinem Anftande, da, wegen 
ber bekannten eigenthümlichen Verhältniffe zu Kürnbach, des 
ren Aufhebung nicht in gleicher Weife erfolgen kann, wie dies 
bereitd feit 1824 in dem ganzen Lande gefchehen if. — Was 
dagegen die Abzugögelder betrifft, fo muß halb ein angemefs 
fener Betrag dem Boranfchlage der Staatdeinnahmen für 
1833 — 1835 wieder zugefeßt werben, da deren Aufhebung 
für diefe Periode nun in nicht eingetreten ift. 

In dem VBoranfchlage von 18°°/,, waren hierfür jährlich 
570 fl. vorgefehen, der wirkliche Ertrag ftieg aber in dieſen 
drei Zahren zufammen auf 17,362 fl., alfo auf das zehnfache 
bed Voranfchlags, weil in diefer Periode bedeutende Auswans 
derungen ftattfanden. Diefe haben fih nun zwar in ber 
laufenden Periode nah und nach immer mehr vermindert, 
allein der Ausfchuß glaubt do, daß man, ohne den Voran⸗ 
fchlag zu überfpannen, für diefe Periode jährlich 1500 fl. als 


Ertrag der Abzugdgelder annehmen, fomit dad Einfommen 


diefer Rubrit auf 1550 feftftellen könne. 
14.) Collateral:Gelder. (Anlage Nr. 18.) 


Sn dem Hauptvoranfchlage für die abgelaufene Finanz⸗ 
Periode ift obige Rubrik angefeßt zu 2.20. 34,64 fl. 
in dem gegenwärtigen wird ber Ertrag angenom: 
men und zwar: 
aus Oberhefien zu . . . 13,000 fl. 
„ Startenburg „ » » . 10,690 „, 
„Rheinheſſen » » . 10,350 „ 


— 


alfo weniger . . . 64 fl. 

Diefer Voranfchlag gründet fih auf die wirklichen Ers 
träge in den Sahren 1828. 1829 und 1831 mit Uebergehung 
des außergewöhnlicdy hohen Ertragd ded Jahres 1830, und 
mit Berüdfichtigung ded Umftandes, daß während ber Jahre 
1828 und 1829 noch ältere, nach ber frühern Gefeßgebung 
mit 2:/, Procent angefegte, jebt aber erft nachträglich erho⸗ 
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; * wir eingegangen und in dem Durchfchnitte mit ents 
alten find. 
Ä Der Ausfchuß trägt auf Genehmigung der 34,000 fl. an. 


15.) Abgabe von Hunden. (Anl. Nr. 19,) - 
Diefelbe, ift nach dem wirklichen Ertrage von 1831 ans 


genommen, nämlich: 
für Oberhefien -. . » » . 6,000 fl. 
„ Starkenduwg . -. . 5,800 „ 
„» Rheinhefien - » » » 83500 „ 
| | in Allen mit . . 15,300 fl. 
in dem vorigen Budget waren dafür angefest . 15,500 „ 
Unterfhid . . . 200 fl. 
Da Fein Grund zu einer Beanftandung vorliegt, fo 
trägt der Ausfhuß ee Genehmigung ded Voranſchlags von 
. 15,300 fl. an. 


16) Zollgefälle. (Anlage 20.) 

Die Zollgefälle, welche dad Großherzogthum Heſſen und 
bie mit demfelben zu einem gemeinfchaftlihen Zoliyftem ver; 
einigten Staaten zu beziehen haben, find theils gemeinfchaft: 
liche, theilö privative, und eben fo find die mit dem Zollme- 
fen verbundenen Ausgaben theild gemeinfchaftliche, theild pri- 
vative. — 

Zu den gemeinfchaftlichen Einnahmen und Ausgaben ge: 
- hören, nach den vorliegenden Verträgen, alle Eins Aus: und 
Durchgangszölle aus dem ganzen Umfange des Zollvereines 
und alle hierdurch an ben Grenzen und in den Grenzbezirs 
fen erwachfende Außgaben, für welche den Grenzftaaten, durch 
welche das Perfonale angeftellt und befoldet wird, aus der 
Sefammtmaffe gewiffe Averfionalvergütungen geleiftet werben. 

Zur privativen Vereinnahmung und Verausgabung der 
betreffenden Staaten gehören dagegen: 

1) Einnahmen. 
Die Miethe von den Befoldungsobjecten, die Nebenzolleins 

‚nahmen an Blei» und Zettelgeldern: die Zolftrafegaund 

Gonfiscate; | 
die aus der gemeinfchaftlichen Zollkaſſe ei werbende Avers 

fionalvergütung für Verwaltungskoſten der gemeinfchaft: 

lichen Zölle an den Grenzen und in den Grenzbezirken. 

2) Ausgaben. 
Die Gehalte, Bureaukoften, Diäten, Reife: und Pferdelln, 
terhaltungöfoften der zu den Zolldirectionen und Haupt: 
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ämtern der Vereinsſtaaten abgeordneten controllisenden 
Beamten; 

bie Ausfälle xc, an Nebeneinnahmen, Strafen ıc., Denunciatons» 
gebühren, Gerichtd: und Prozeßkoften; 

(Stellung der Amtdlocale, Anfchaffung, Verfteuerung und Un: 

' terhaltung der unbeweglichen und beweglichen Inventas 

rienftüde ; 

!Rüdvergütung -von Zollgefällen an die Hofhaltung, Ge: 
fandten 10.5 

Porto der Geldfendungen; 

ARD Bleis und Plombirfordel, Stellung der Formu⸗ 
arien 5. 

die Befoldungen, Diäten, Reife: und Bureaufoften der Gen: 
tralverwaltung (Zolldirection) 5 

die ocal:Zollverwaltungsfoften im Innern; endlih | 

‘Diejenigen Zollverwaltungskoften an der Grenze und in dem 
GSrenzbezirfe, wofür aus der gemeinfchaftlihen Zollfaffe 
eine Averfionalvergütung geleiftet wird, fodann 

die Ueberzugsfoften bei Verſetzungen. 


In dem Hauptovoranfchlag der Staatdeinnahmen und 
Audgaben find die bieffeitigen Antheile an den gemeinfchafts 
lichen Zollgefällen, fo wie die privativen Zolleinnahmen zus 
faınmen mit ihrem Nettoertrage in Einnahme geftellt. 

Diefer betrug in dem Boranfchlage von 18°°/,, 600,000 fl. 
Es bat fih aber fhon im Laufe diefer Periode und nament: 
lich feit dem mit dem 1. Januar 1832 eingetretenen Beitritt 
von Kurheffen und Waldeck zu dem Zollvereine eine Mehr: 
einnahme ergeben, in Folge deren man bei der erften Aufitel: 
lung des Hauptooranfchlages von 18°°/,, den jährlichen Reins 
ertrag der Zollgefälle auf 625,000 fl. annehmen zu können 
glaubte und fpäterhin hat man aus Nüdficht auf die mit dem 
1. San. 1834 eingetretene neuere große Erweiterung des Zoll 
vereined, diefen Anfat noch um 75,000 fl., alfo auf 700,000 fl. 
jährlich erhöht, zunleich aber auch die erfreuliche Ausficht er: 
öffnet, daß diefe Einnahme für die Zufunft fich noch erhö— 
ben wird, wenn einmal dad Syſtem und die Verwaltung in 
len heilen des WVereinsgebieted einen höheren Grad von 
Ausbildung erreicht haben und wenn der Umftand, daß in 
den neueren Beftandtheilen des Vereines anfänglich viele un: 
erreihbare Maarenvorräthe vorhanden waren, feinen Ein: 
fluß mehr auf das Zolleinfommen äußern kann. Treten noch 
weitere Vergrößerungen des Zollvereines ein, fo ift überdies 
auch eine Verminderung ber Ausgaben zu erwarten, ins 


| 
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dem deren Verhältniß zur Einnahme ftetd günftiger wird, je 
mehr der Umfang und die Arrondirung ded Bereined zunimmt. 
Der detaillirte Boranfchlag, worauf. fich, der angenoms 
mene Reinertrag von 700,000 fl. gründet, befteht übrigens 
im MWefentlichen in Folgendem: 
Das jährliche Bruttoeinfommen ded ganzen pr. Thlr. 
Vereins an Ein, Aus: .und Durcgangszölen 
hat man von 1834 an angenommen zu . ,. . 16,000,000 
Die gemeinfchaftlichen Verwaltungskoſten be: 


tragen ohngefäht . - - — 2,500,000 
Als Reinertrag kommen daher zur Verthei— 

ung 2 2 ernennen. . 13,500,000 

und hiervon aufdas Großherzogthum Heffen ohn: - : 

gefähr '/,, oder . | 435,500 


Außerdem erhält daſſelbe Averfionalvergü: 
tung wegen ber zu beftreitenden Verwaltungsko— 
ften an der Gränze und in dem Gränzbezirte . 168,230 

Zufammen 598,730 
oder: 1,047,773 fl. 
Hierzu kommen weiter an privativen 
Einnahmen : 

Miethe von Befoldungsobjecten . 1011fl. 

Nebenzolleinnahme an Blei- und Zet: 
telgeden . . «20000. 8 

Zolftrafen - -» > 228,000 ⸗ 
u — 31381 fl. 

Mithin ift Gefammteinnahme 1,079,039 fl. 

Auf diefer Gefammteinnahme von 1,079,039 fl. Laften 
aber. folgende Ausgaben: pr. Thlr fl. 

Koften der Zollverwaltung an der 
Gränze und in dem Gränzbezirke, welche 
der Berein mit 163,230 Thlr. erſetzt 168,235 

Centralverwaltungskoſten im Lande 

(Zoldiretion) -» 2» 2 22..2..8997 

Localverwaltungdfoften im Innern 4,258 

Koften durch tie auswärts angeftell: 

ten controlivenden Beamten . .. 9,205 

Ausfälle, Abgänge, Nachläffe an den 

privativen Gefälen . . .. . 

Rückvergütungen auf privative Rechnung 7,000 

Porto, Kormularien, Begleitfcheine, 


zu übertragen 176,490 — 33,205 


2 
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Uebertrag 176,490— 33,205 
Bleis und Blombirkordel 1,500—2,745 
Ueberzugdfoften . . . . 1,200 
Stellung, Unterhaltung und 
Berfteuerung der Amtölocale, 
ber fonftigen unbeweglichen u. 
beweglichen Inventarienftüäde. . 10,014 
Proceßkoſten, Verwerthung der 


Confiscate....1, 
Außerordentliche Ausgaben . . . 1,000 
. 179,190 

oder 313,583 


Zufammen 362,347 

‚ Und e& bleiben fomit Reinertrag 716,692 

wofür man, im Betracht des niedrigern Ertrags im Jahr 
1833, für die ganze Periode den runden jährlichen Betrag 


von 700,000 fl. angenommen hat, auf deren Genehmigung 


der Ausfchuß ohne weitere Bemerkungen befonderd aus der 
Rückſicht anzutragen fich erlaubt, weil, wegen ber neuerdings 
wieder eingeleiteten Unterhandlungen wegen abermaliger Er- 
weiterung des Zollvereind, dieſer Gegenftand ohnedies noch 
nicht ald abgefchlofjen betrachtet werben Fann ‚und der hoffent: 
lic günftige Ausgang der jegigen Verhandlungen gerade auf 
die Verhältniffe ded Großherzogthums den bedeutendften Ein: 
fluß in der Art ausüben würde, daß der größere Theil un- 
ferer privativen Ginnahmen und Ausgaben Fünftig wegfallen 
muß. — Sind einmal die Verhältnifle firirt, dann dürfte es 
au in Beziehung auf die Zollintraden angemeffen ſeyn, 
wenn fie, foweit dies möglich und von der Großherzogl. Re: 
gierung abhängig ift, nicht mehr im Nettobetrage, fondern im 

ruttobetrage in dem Staatdeinnahme:- Budget erfcheinen und 


die betreffenden Ausgaben fo, wie bei allen übrigen Staatd: 
verwaltungszmweigen und in gleichem Detail, wie es bei bier - 


fen ftattfindet, in dad Ausgabebudget aufgenommen werben. 
Die in dem vorigen Boranfchlage vorfommende Einnah: 
menrubrif: „Lotterie” fehlt in dem WBoranfchlage von 18”), 


ganz, in Zolge der auf landjtändifhes Erfuchen gefchehenen 


Aufhebung der Großherzogl. Elaffenlotterie. 
Hauptabtheilung V. 
Aus verfhiedenen Quellen. 
1. Geldfirafen. (Anlage Nr. 21.) 
Unter diefer Rubrik waren in dem Hauptvoranfchlage von 
‚1830 bis 1882 vorgefehen: 


u 
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An Polizei-⸗, Disciplinar», Eivil» und Cri⸗ 
minalftrafen, Strafen wegen verlester Auflage-Ges 
feße, hinterlegten Strafen, Forftfirafen in Rheins 
heilen, Erſatz an Forftgerichtöfoften in den ſtandes⸗ 
und adelich-gerichtöherrlichen Bezirten . . . 90,000fl. 
Forftftrafen in den DomanialsAemtern von . 
Starkenburg und Oberheffen, Nettvanfa . . BILL fl. 
Succumbenz⸗Gelder in Starfenburg und Ober: 
hefien, welche in dem Budget von 1830 bis 1832 
unter der Rubrif: ‚andere unmittelbare Einnah— 
men der Hauptftaatöfaffe” aufgeführt waren, in ® 
dem Budget von 1833 — 1835 aber unter der 
Rubrik: „hinterlegte Strafen” enthalten find? . 6,300 fl. 
Zufammen 104,811 fl. 
Der Boranfchlag von 1833 bis 35 enthält 
für alle diefe verfchiedenen Poften zufammen. . 99,800 fi. 
alfo weniger H,1Lfl. 
welcher MWenigerbetrag hauptſächlich darin feinen Grund hat, 
weil man für die Finanzperiode von 1835 — 835 von ben 
Zorftftrafen in Oberheffen und Starfenburg gar keinen reinen 
Ueberfchuß erwartet, indem noch ältere Denunciationdgebüh: 
ren Pr vielen durch Arbeit abverdienten Strafen zu berichtis 
gen find. | 
Uebrigens find die Anſätze nah Maßgabe der bisherigen 
Erfahrungen und Durchfchnittäerträge gemacht worden, und 
die Genehmigung des veranfchlagten Gefammtbetragd von 
99,300 fl. unterliegt daher feinem Anftande. 
Die Zolftrafen find unter diefer Rubrik nicht enthalten, 
fondern ald, durdy die befondere Zollrechnung laufend, in dem 
Boranfchlage über die Zollgefälle berüdfichtigt. 


2. Erfaßgelder für aufgehobene, gutöherrliche 
Frohnden. (Anlage Nr. 22.) 


Für diefe Rubrik, welche Seite 635 und 536 des zwei⸗ 
ten Beilage: Bandes der Verhandlungen der zweiten Kammer 
von 18°°/,, fchon hinreichend erläutert worden ift, werben, 
ftatt der für die Periode von 1830 — 1832 veranſchlagten 
6,900 fl. jest 6,850 fl. worgefehen, deren Genehmigung kei⸗ 
nem Anftande unterliegt. ' 

Dem wegen Geftattung von Ablöfungen auf dem Land: 
tage von 18°°/,, zu dieſer Rubrik geäußerten ftändifhen Wunfche 
ift in dem lebten Abfake des N 24. des Landtagdabfchiedes 
vom 1. November 1880 entfprochen worden und es haben 
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aud bereit mehrere Gemeinden in beiden Provinzen ihre 
Frohnd⸗Erſatzrenten hiernach abgelöft. 


8. Andere unmittelbare Einnahmen der Haupt— 
Staatskaſſe. (Anlage Nr. 23.) 


Der Voranſchlag dieſer Rubrik erfcheint in 


dem Budget von 18°%/,, mitt6880 fl. 
in biefer Summe find aber die Succumbenzgelder 
begriffen mit . 6,300 fl. 


und da man nun für pafjender gefunden hat, die: 

felbe in dem Voranfchlage von 18° /,, in die Rubrik 

„Einnahmen an Geldftrafen” aufzunehmen, fo 

bleiben nach Abrechnung derfelben noch . . 529 fl. 

Für die Periode von 18°°/,, werden angenommen : 

1) Erfab aus der Staatöfchuldentilgungs- 

Faffe auf die Penfion ded Gouverneurs 

des verftorbenen Herzogd von Anhalt: 

Köthen. 24009 fl. 
2) Aus der Kammerkaſſe zu Hanau, wer 

gen der Kammerzielerded Amtes Dorheim 40 fl. 

3) Wittwenfaffe, Beiträge ehemald Groß: 
herzoglicher , jebt Königl. Baierifcher 
Beamten zu Amorbady und Miltenberg 39fl. 

4) Beitrag der Stadtkaffe zu Gießen zu Ä 
den Bureaufoften des Kreisrathd wegen 
ber Polizeiverwaltung mit dem 16. Dc: 
tober 1832 anfangen . . . 

5) Beitrag der Polizeifaffe zu Darmftadt 

zu den Büreaukoften der dafigen Poli— 
zeiverwaltung jährlih 400 fl., vom 
1. Sanuar 1834 — mithin '/, 
aus demBeitrag für 1834 u. 1835 mit 267 fl. 

Zufammen 1046 fl. 

Alfo mitden Boranfchlag von 18°°/,, verglichen 

| Mehrbetrag SIT fl. 
Die Bewilligung des Betragd von 1046 fl. unterliegt 

feinem Anftande. 

Im Budget von 18°°%/,, war in diefer Rubrik noch ein 
Poften von 50 fl. enthalten, beftehend in einem Beitrage des 
geiftlichen Landfaftens zu Gießen zu dem Gehalte des zwei: 
ten Hofpredigerd zu Darmftadt, welcher aber ſeit 1832 nicht 
mehr geleiftet wird, ba bie Hofpredigeröbefoldung nicht mehr 
aus der Hauptftaatöcaffe beftritten wird. 


300 fl. 
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Verſchiedene zufällige Einnahmen bei ven Ober; 
Einnehmereien, ald Erlös aus verfauften Inven⸗ 
tarienftüden, Baumaterialien 1. 1. 22 oo eo. 1,260 „ 

Erfegte Proceßkoften. 22222... 1,650 „ 

Veberfchuß aus der Schreibmaterialienrechnung 200 

Erfagpoften, Erlös aus verfauften Gegenftän- 
den und andere zufällige Einnahmen. der Haupt: 
BRAD ae 1,000 

Zinfen von dem Xheile des Betrieböfapitals, 
welcher bisweilen auf einige Zeit verzinslich ange: 
legt werden kann, theils zu 3, theild zu 4 Proc. 10,000 F 

Zuſammen 14,950 fi. 
deren Genehmigung wohl unbedenklich erfolgen wird. 


5) Aus dem Betriebscapital (Anlage 35). 


Nach den den Ständen nunmehr vorliegenden definitiven 
Rechnungsabſchlüſſen betrug das Betriebscapital und der Re— 
fervefond der Hauptftaatscaffe : 

Nach Ablauf der Finanzperiode 18°'/,, — 885,361 fi. 

FERN — 4 


— 837 
nn Bin Ma 
” en „ u 18°°),, — 518,012 „ 


Alfo zufammen 1,878,956 fi. 

Hiervon bleiben, in Folge der desfalls vor: 
liegenden Beftimmungen, unangreifbar . . . .. 1,100,000 „ 
und nach deren Abzug alfo für 18°3/,, disponibel 778,986 fl, 
wovon ein Drittel mit 259,662 fl. 18 jährlicher Zufchuß zur 
Beftreitung der Staatöbedürfniffe in dem Hauptooranfchlage 
von 18°°/,, in Einnahme geftelt werden Fann. Etwaige in 
Folge der Verhandlungen über die Rechenfchaftsablage von 
18°°/,, an biefem Betrage fich noch ergebende Abänderungen 
fönnen bei dem Abfchluffe des Hauptvoranſchlags von 18°), 

berüdfichtigt werben. 
Die in dem aupfooranfchlage von 1830 — 82 in der 
Geuptabtbeitung noch vorkommende Rubrik: Beiträge ber 
serichtöherren zu Befoldungen mit 369 fl. Ertrag ift im Laufe 
diefer Periode erloſchen, weil diefer Beitrag in Folge eines mit 
dem betreffenden Gerichtöherrn abgefchloßenen Vertrags gegen 
R nn 
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Verzichtleiftung deffelben auf Entſchädigung für verlovene 
Gerichts- und Adminiſtrativſporteln aufgehört hat. 


Zufammenftellung und Hauptabfhluß des Staatdeinnahmes 
budgetö für die Sinangperiode von 1833 — 1835, nad) den 
Anträgen des erften Ausſchuſſes. 


Hauptabtheilungen. 
l. Domänen. 


fl. 

1. Sameraldomänen .....::.:.- 907.833 1, 

2. Korftdomänen ....:. . . * —3* BIS 

1. Regalien. 

nach dem Boranfchhlage .....-. 60,662 
— Me rag —— 

Allgemeiner Ausſchlag... . 1,983,500 

2. Steuer von Kürnbah . >... - -» 108 | 1,063,617 

IV. Snodirecte Auflagen. 

1. Srankfteuerr .. 2 442,420, 

2. Ealgregie ... 0er. 49371 

3. Schieß: und Reifepäfle. .. - - . 7,215 

4. Verbrauchfteuer . .:::-:r. 0. 158 

5. Wafferzöle -.... or... 12,210 

6. Rheinfchifffahrtsoctrei. .. .. - » » 100,000 

4 ur — — nn 

‚ Brüden: und UWeberfahrtgeld. . . . 

9. Bon Waagen... .: - : BEER 881 2,505,005 
10. Sporten .... 0... a 67,500 
11 Samuel. 5a re 447,000 
12. Gewerbsconeeffionen. . . 0... 
13, Ein- und Abzugögelder. ...: : - 1,550 
14. Gollateralgelder .... * 34,000 
15. Hundefteuer... 2... ee. 15,500 | 
10: SB: u ae er 700,000 

V. Aus verfhiedenen Quellen. 

1. Geldftrafen .... 2-0 er... 99 300 

2. Frohnderſatzrenten . . * 6,850 

3. Andere unmittelbare Einnahmen ber 381.908 . 

Hauptftaatscafle 3 2** 1,046 — 

4. Zufällige Einnahmen derfelben. . . 14,950 

5. Aus dem Betriebscapital . . - + + » 259,662 


Gefammtbetran 6,702.088 
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4) Zufällige Einnahmen der, Hauptftaafdcaffe. 
| (Anlage Nr. —8 — 
In dieſer, in den früheren Staatsbudgets noch nich 
vorgekommenen, Rubrik ſind vorgeſehen: 
Gewerbſteuernachträge und Strafe. 80 fl. 
Verſchiedene zufällige Einnahmen bei den PR 
Dbereinnehmereien, ald Erlös aus verkauften Ins 


ventarienftüden, Baumaterialien ıc. ꝛc. . 1,260 „ 
Erſetzte Proceßkoſtenn. 0... 1680 „ 
Ueberfhuß aus der Schreibmaterialienredh: 

DRRBL. an Sn en Gin ee. 
Erfaspoften, Erlös aus verfauften Gegenftäns 

den und andere zufällige Einnahmen der Haupt: 

ftaatöcafle . - 1,000 „, 


Zinfen von dem Theile des Betriebskapitals, 
welcher biöweilen auf einige Zeit verzinslich ange⸗ 
legt werden kann, theild zu 3, theild zu 4 Proc. 10,000 „, 

Zufammen 14,950 fl. 
deren Genehmigung wohl unbedenklich erfolgen wird. 


5) Aus dem Betriebdcapital (Anlage 25.) 


Nach den den Ständen nunmehr vorliegenden definitiven 
Rechnungsabſchlüſſen, betrug das Betriebscapital und der Nes 
fervefond der Hauptſtaatscaſſe: 


Nach Ablauf der Finanzperiode 18°/,, — 885,361 fl. 
n " " 15° - Aa 837 " 
" " 7) 7) 18°" /zo = 414,776 " 
72 " [7 " 18 I. en 518,012 „ 


Alfo zufammen 1,878,956 „, 

Hiervon bleiben, in Folge der desfalls vor 
liegenden Beftimmungen unangreifbar . . . 1,100,000 „, 
und nad) deren Abzug alfo für 18'/,, diöponibel 778,986 fl. 
wovon ein Drittel mit 259,662 fl. ald jährlicher Zufhuß zur 
Beftreitung ber Staatöbedürfniffe in dem Hauptooranfchlage 
von 18”°/,, in Einnahme geftellt werden fann. Etwaige in 
Folge der Verhandlungen über die Nechenfchaftsablage von 
18°°/,, an dieſem Betrag fich noch ergebende Abänderungen 
tönnen bei dem Abjchluße des Hauptvoranfchlagd von 18°), 

berüdfichtigt werden. 

Die ın dem Hauptvoranfchlage von 1830 — 32 in ber 
sn noch vorfommende Rubrik: Beiträge der 
Gerichtsherren zu Befoldungen mit 869 fl. Ertrag iſt im 
Laufe diefer Periode erlofchen, weil bdiefer Beitrag in Folge 


rk 


Beilage Nr. 141. zum 20. Protokoll. 


Vortrag des zweiten Ausfchufles, den von Großher— 

zyoglicher Staatsregierung wiederholt vorgelegten Ents 

wurf eined Forftitrafgefeßes betr. (Beilage 12. zum 
6. Protofoll); erftattet von dem Abg. Weyland. 





Meine Herren! | 

Der von der Staatdregierung überreichte, und Ihrem 2. 
Ausſchuſſe zur Begutachtung mitgetheilte Entwurf eined Forſt⸗ 
firafgefeged hat bekanntlich ganz in der nämlichen Geftalt bes 
reits der früheren Kammer vorgelegen, und iſt von berfelben 
ausführlich berathen und begutachtet worden. 

Nur die Auflöfung ded Landtaged hinderte, daß auch die 
Hohe Erfte Kammer ſich über diesvon ber 2. gefaßten und 
derfelben mitgetheilten Befchlüfje äußern Fonnte. 

Da dieſe Befchlüffe faft überall auf großer Stimmen 
einhelligkeit beruhen, und da viele Mitglieder diefer hohen Vers 
fammlung aucd damals fchon ihre Stimmen abgegeben has 
ben, da ferner ihr dermaliger 2. Ausſchuß faft überall die von 
der früheren Kammer audgefprochene Anfichten theilt: fo kann 
ed nur zeiterfparend und gefchäftsförderlich fenn, wenn wir, auf 
den Beriht und die Discuffioien jener Kammer im Allges 
meinen Bezug nehmend, und begnügen, bir früheren Befhlüffe 
unferer Begutachtung zu Grunde zn legen, von biefen nur 
aus fehr erheblichen Gründen abzugeben, und nur alddann 
unfere abweichende Anficht befonderd zu motiviren. 

Ueberall wird daher voraudgefegt, daß die verehrlichen 
Mitglieder diefer Verſammlung ſich mit dem Berichte, der 
Discuffion und den Abftimmungen des vorigen Landtages 
bekannt gemacht haben. 


Der 2. Ausfhuß der vorigen Kammer hatte vorgefchlas 
gen, daß der Art. 16 der Gefeheöpropofition ald Art. 1 dem 
Geſetze einverleibt werden möge. Die Kammer war mit S1 
gegen 3 Stimmen biefem Antrage beigetreten, und hatte ſich 
zugleich mit 30 gegen 4 Stimmen in nachftehender veränder⸗ 
ter Redaktion beffeiben vereinigt: 

Das vorliegende Geſetz beſchränkt ſich, mit Ausfcheibung 
aller über Jagd⸗ und Fiſchereivergehen und über das Verfah— 


“ 


Beilage Nr: 1415 zum 20, Protokoll. 2 


en in Forftftraffachen vörhandenen, in ihrer bisherigen Wirk, 
mkeit fortbeſtehenden Hefe lichen Borfchriften, in ſo weitinicht 
in dem Einführungsgeleke einige proceffualifche Ausnahmöbe: 
ſtimmungen nöthig geweſen find, auf die Beftimmung der 
wegen Forfivergehen und Forfifrevel zu verhängenden Stra⸗ 
fen, fo wie auf die Größe der Entihädigung und Pfandges 
bühren. Alle bisher beftanden habenden Gefege und Obſer⸗ 
vanzen find aufgehoben. > = 7 4, »nm.a 
Durch die veränderte Stellung. des Art. wünfchte- man 
‚gleich im Eingange des Geſetzes dem Leſer eine Weberficht feis 
ned Umfanges und feiner Begrenzung zu gewähren, durch bie 
proponirten Zufäße aber. zugleich Begrenzung und Umfan 
deffelben noch ſchärfer, als & ın dem Geſetzesvorſchlage ges 
ſchehen war, zu bezeichnen. 
In beiderlei Hinficht erklärt ſich der dermalige Ausfhuß 
‚mit dem früheren Kammerbejchluife einverftanden, wiervohl ex 
auf die. veränderte Stellung des Art. Fein befondered Gewicht 
u legen vermag. Nur: zur Vermeidung möglicher Mißvers 
Händniffe wünfcht er, daB an der Mebaftion Folgendes am 
Schluſſe hinter den. Worte „Strafen“ verändert werden möchte: 
„und (auf die Beilimmung) der Größe der Entſchädigung 
und. der Pfandgebühren. Alle (in dieſer Beziehung) biöher 
beftanden habenden (älteren) :Gefege und Verordnungen find 
aufgehoben.‘ | Ä Ä 


Zum Art. J. | 
Der Ausſchuß der vorigen Kammer hatte zu diefem Art. 


folgenden Zuſatz proponirt : ia 

und nicht ald. landwirtbfchaftliche Producte Gegenftand ei 

ned Feldfrevels find.” 
Die Kammer war: diefem Vorſchlage mit 28 gegen 11 
Stimmen beigetreten, und der Ausſchuß findet angemeffen, 
denfelben zu erneuern. Der vorgefchlagene Zuſatz foll nur ans 
deuten, daß nicht alle unter Forftichug geftellte Gegenftände 
darum, weil fie unter Forftfchuß geftellt find, auch nach den 
Beftimmungen des vorliegenden: Geſetzes zu beftrafen feien, 
daß vielmehr die Beſtimmungen diefes Geſetzes zur Beſt 
fung: ‚aller unter. Zorftihug geftellten Gegenftände ni 
hinreichend feien. ae 

Da nämlich häufig auch. Felder, Wiefen und Baumſtücke 
(wenn fie von Waldungen inckavirt find) dieffeitd verordnungs⸗ 
mäßig. unter Forſtſchutz ſtehen: (Beftimmungen, welche übris 
gend ‚lediglich dem. Strafverfahren, alfo diefem Gefeß, feiner 
audgefprochenen Tendenz nach, nicht angehören), fo exfcheint, 


3 Beilage Nr, 14. 


bie Anbeut olche Segenftände bed. Feldſchutzes, wenn 
fie gleich, * —— eo halber, fich 
bed Waldichuges ausnahmsweiſe zu erfreuen haben, doch nach 
den über Feldfrevel beftehenden Particulargefegen zu beſtrafen 
find, keineswegs überflüffig. 

Zum rt. 4. 


Der Ausſchußbericht der vorigen Kammer, und bie bas 
rüber in ber Kammer gepflogene Berathung haben einftims 
mig biefen Art. ald den wichtigften des ganzen Geſetzes, ald 
die Grundlage defielben, anerfannt. Nach langen Berathun: 

en hatte fich endlich die vorige Kammer mit 29 gegen 5 
timmen in dem Befchluffe vereinigt, die Staatöregierung 
u ermächtigen, daß Sie die Holzpreißtarife nach den Ber 
hättniffen für jest feftfeße, und das Geſetz in Ausführung 
bringe, dergeftalt jedoch, daß die definitive Annahme deſſel⸗ 
ben von der Bedingung abhängig gemacht werde, daß von 
der Staatöregierung auf dem nächften Landtage die Tarife 
zur Didcuffion und Annahme vorgelegt würden. 
. Wir müffen diefen Beſchluß aud für die nächſte Land» 
tagöperiode empfehlen. Die Grundlage der Beftimmung ift 
ewiß vortrefflih und, analog den Grundfäßen des gemeinen 
iebftahles, ganz dazu geeignet, um den jebeömaligen wah» 
ren Werth des Entwendeten, und eben dadurch den Maafe 
ftab der Strafe zu ermitteln. Auch dürfen wir wohl unbe 
denflich in die Weisheit der Staatöregierung dad Vertrauen 
fegen, daß Sie bei den einzelnen Zarifbeftimmungen unbillis 
gen u. vorzubeugen im Stande feyn werde. 
ollte die verehrlihe Kammer fi in diefem Befchluffe 
nicht vereinigen, fo würde, da auch diesmal Feine Tarife vor: 
elegt worden find, und höchft wahrfcheinlich in Zeiten nicht 
igebracht werden fönnen, die Ausführung bed ganzen Ges 
ſetzes abermals fcheitern. 


| Zum Art. 6, 

Die vorige Kammer hat, auf einen in ber Discuffion 
ellten Antrag, gewünfcht, daß in diefem Art. zugleich bes 
mt werde, daß die Nevierförfter bei Einfendung von ber: 

leihen Denunciationen an die Forftinfpectoren verpflichtet 
Rn ihre von ber Angabe der Denuncianten davon abwei⸗ 
chende Anſicht ihrem Berichte beizufügen. 

Auch wir halten diefen Zuſatz, aus den in der Discuffion 

aufgeführten Gründen, zumal bezüglid ber Provinz Rhein 
beffen, für angemeffen. 


zum 20. Protofoll: 4 


‘Bum Art. 6 
hatte ber. frühere Ausfchuß vorgefchlagen, bem Worte „Frev⸗ 
ler“ dad. Wort „Thäter“ zu fubftituiven. Die Kammer war 
dem Beichluffe einftimmig beigetreten, und auch wir glauben, 
da der letztere Ausdruck umfaflender if, die Heine Abänderung 
‚zur Annahme empfehlen zu dürfen. 
| Zum %rt. 7. 

Aus den in dem frühern Ausfchußberichte enthaltenen 
Gründen fand man ſich veranlaßt, folgende veränderte Redac⸗ 
tion diefed Art. vorzufchlagen : 

„haben ſich Forftfrevler bei Verübung von Forftvergehen 

zur Anwendung offener Gewalt gegen Perfonen zufams 

mengerottet, oder gemeinfchaftlich offene Gewalt wirklich 

angewendet, fo gehört die Unterfuhung und Entfchets 

bung vor den ordentlichen Richter. Dem Forftftrafriche 

ter bleibt aber vorbehalten, demnächſt Über das eigents 

liche Forſtvergehen zu erfennen.” 

Bei der Berathung machten ſich ſehr abweichende Ans 

fihten geltend, und die Kammer befchlog mit 27 gegen 

7 Stimmen, daß die von dem Ausſchuſſe vorgefchlagene Res 

daction, jedoch mit Hinweglaffung des Wortes demnächſt“, 
aboptirt werde. 

Mir treten diefem Befchluffe aus den dafür angeführten 
Gründen bei, und glauben, daß für die Ausnahmsfälle, in 
welchen der Forfiftrafrichter gleichzeitig, ober früher, als ber 
Griminalrichter zu erkennen vermag, auch die Weglaffung des 
Wortes „demnächſt“ zweckmäßig feyn möchte, 


Zum Xrt. 8. 

Hinſichtlich dieſes Artikels hat ſich die frühere Kammer, 
nad) mancherlei Berathungen, in nachftehender Redaction eins 
flimmig conformirt: 

‚Denn mehrere Perfonen zur "gemeinfamen Verübung 
eined oder mehrerer Frevel zufammen gewirkt haben, fo wird 
gegen jeden einzelnen Frevler die Strafe bed Ganzen erkannt; 
für Erſatz und Koften aber haften fie unter folidarifcher Ver: 
bindlichkeit einfach... Ausgenommen find hiervon Eltern mit 
ihren Kindern unter 15 Jahren, welche nur mit der einfachen 
Strafe belegt werden.” , 

Es fcheint uns, daß diefe Redaction die verfchiedenen bei 
ber Berathung geäußerten Anfichten vereinige, und dem Zwecke 
entfpreche, indem, mit Vermeidung allzugroßer Härten, ſchäd⸗ 
lihe Vereinigungen zu gemeinfanen Freveln aller Art mit 
gefchärfter Strafe belegt werben. s | 
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Zum Art. 10. 

Die frühere Kammer hat fich einftimmig für nachftehende 
Weränderungen in der Medaction diefed Artikeld erklärt: 

Zu pos. 2, „und biejenigen, welchen Minderjährige in 
Dflege gegeben find. 

Zul. Eingangs „Aeltern für ihre leiblichen minderjährigen 
Kinder u. f. w., wenn diefelben bei ihnen wohnen“, dagegen 

Zu 3. „Aeltern für ihre mit ihnen in gemeinfcafts 
lihem Haushalte lebenden großjährigen Kinder”, zu ben 
Morten; 

„welche befondere Hirten halten’ 
„für dieſe“ 
endlich, daß die am Schluffe des Artikeld beftimmte Sſtün⸗ 
dige Frift auf 8 au ausgedehnt werde, 

Auch wir glauben, aus den in dem Audfchußberichte 
und bei ber Didcuffion erwogenen Gründen, diefen Beſchluß 
unbedingt zum Beitritte empfehlen zu dürfen. 


Zum Art. 12, 

Der frühere Ausfhuß hat bei diefem Artikel folgende 

Abänderungen proponirt: 
a) daß, mit Zufammenwerfung aller drei Abtheilungen, ges 
nerel eine Straffhärfung um die Hälfte angenommen, 
by) daß die zur Nachtzeit verübten Frevel ohne Unterfchieb 
mit der Strafe des Doppelten belegt, 
e) daß zu 1, e nachftehende veränderte Redaction fubftituirt 
werde: 

„Wenn er in Fällen einer Entwendung (mit Ausnahme 
der Entwendung von dürrem Lesholze), eined Weidefrevels 
ober eined Gradfreveld innerhalb 24 Stunden zweimal oder 
noch mehreremal bei Verübung eined Forftvergehend berfelben 
Gattung betreten worden, für den zweiten und für jeden fols 
genden Fall; dagegen: 

d) Zu Il. a. 


Wenn er beim Betreten „Namen oder „Wohnort“ falſch 

angegeben hat; 

e) zu 3 a. Wenn gepfändete Gegenftände demjenigen, wel 

cher fie gepfändet hat, ohne Gewaltanwendung hinweg: 

— werben, um fie den Folgen der Pfändung zu ent« 
sieben. 

Alle diefe Anträge find von der früheren Kammer, und 
zwar der Antrag a mit 82 gegen 2 Stimmen, bie übrigen 
einftimmig adoptirt worden. 

Wir wollen die Gründe nicht noch einmal wiederholen, 
fondern lediglich jenen Kgmmerbeſchlüſſen beitreten. 


zum 20. Pretofoll: 6 


Zum Art. 14. 


Der Ausichuß hatte bei diefem Artikel nur bie Srage 
aufgeworfen, ob die Pfandgebühr nicht von 10 fr. auf 9 Er. 
berabzufegen jey. In der Didcuffion ſprach fich die Anficht 
Vieler überhaupt gegen Erhebung der Pfandgebühr aus, und 
bei der Abftimmung wurde der ganze Artikel verworfen. 
„Der Ausfhuß glaubt fich für den Fortheſtand der Pfand» 
gebühr auöfprechen zu müffen, damit der Eifer der Denuns 
cianten rege erhalten werde, und zwar in ber Meife, wie 
in der Discuffion vorgeſchlagen worden ijt, nämlich: 
a) auf 5 kr. wenn der Holzwerth nicht 30 fr.; 
b) 10 kr., wenn der Holzwerth 30 fr. bis 2 fl. und 
ec) 20 fr., wenn der Werth 2— 8 fl. beträgt. 
Ebenfo für Verdoppelung der Pfandgebühr, wenn ber 
— > Sonnenuntergang, oder vor Sonnenaufgang ver: 
t worben. Ä 


Zum Art. 15. 


Der Ausſchuß der vorigen Kammer hatte darauf anges 
tragen, den Schlußfaß dieſes Artifeld als überflüffig hinweg» 
zulaffen, und die Verjährungdzeit für alle Frevel auf Ein 
Jahr feftzufegen, übrigens aber den Artikel zu aboptiren. 

Die Kammer ift diefen Anträgen einflimmig beigetreten, 
und auch wir glauben denſelben beitreten zu müſſen. 

Dagegen kann der Ausfchuß den bei der Discuffion pros 
ponirten, und von der früheren Kammer mit 30 gegen 
4 Stimmen angenommenen Zufaßartifel, welcher lautet: 

„Der befhädigte Eigenthlimer ift binnen 8 Tagen von 
dem ihm zuerfannten Schadend> und MWertherfaß in Kennt 
niß zu ſetzen“; 
nicht empfehlen, da diefe Beftimmung in bad Forftftrafvers 
fahren gehört. | 

Zum Art. 1%. 


Für diefen Artitel hat der Ausfhuß aus ben in bem 
Bericht entwidelten Gründen folgende veränderte Faflung 
vorgefchlagen: 

„Ber diürres ftehended Holz, ungerodeted Stodholz, 

Späne, Lefeholz, oder liegende: Aſt- oder Neiferholz, das 

aber weder abſichtlich gefällt, noch ſchon zum Verkaufe 

oder Verbrauche zubereitet war, fich zueignet, ober in 
folhen Diftricten, in denen an gewiſſen Tagen das 

Sammeln von Spänen, Lefeholz oder ungerodetem 

Stodholz erlaubt ift, außer bdiefen Tagen dergleichen 
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einfammelt, verfällt in die Strafe des einfachen Werthes 

des entwendeten Holzes. Verdoppelt wird bie Strafe, 

wenn dad Vergehen mit Anwendung eined Hauwerk-⸗ 
zeuges verübt, oder zum Zrandport ein Wagen gebraucht 
worden.” 

Die Kammer ift diefem Antrage mit 27 gegen 7 Stims 
men unter ber Voraudfegung beigetreten, daß flatt des in 
Nr. 2 ftehenden Wortes „Wagen, Fuhrwerk mit Ausnahme 
einrädriger Schubkarren“ gefeßt werde. 

Mir finden Feinen Anftand dabei, daß es bei diefer ver, 
änderten Redaction belaffen werbe. 


Zum Xrt. 18. 

In der früheren Kammer ift die Frage, ob man Ent; 
wendungen an bereitd gemachtem, und im Walde aufgeftellten 
Holze ald wirklichen Diebitahl oder nur ald Frevel behandeln 
und beftrafen folle, einer forgfältigen und gründlichen Prüs 
fung unterworfen worden. 

Die Kammer entjchied fidh, gegen ben Antrag ded Aus: 
ſchuſſes, mit 24 gegen 10 Stimmen für die letztere Alterna- 
tive, und folgemweife für Annahme des Gefegedentwurfes. 

Bei der Zweifelhaftigkeit der Srage, und bei den jeden⸗ 
falls fehr erheblichen Gründen der Gefeßgebungspolitit, weldye 
ber Propofition der Staatöregierung zur Geite ftehen, hat 
fi Ihr zweiter Ausſchuß beftimmt gefühlt, Ihnen auch die: 
—— der früheren Kammer zur Annahme zu em— 
pfehlen. 

Diejenigen ſpäteren Artikel des Geſetzesentwurfes, bei wel: 
chen wegen Gleichheit des Grundes von dem damaligen Aus: 
ſchuſſe ebenmäßig auf Abänderung angetragen worden war, 
werden baher diegmal mit Stilfhweigen übergangen werben. 


Zum Urt. 19. 

Diefer Artikel hat zu einer ausführlichen Discuffion in 
ber Kammer Veranlaffung gegeben, auf welche im Allgemei: 
nen Bezug zu nehmen, wir und erlauben. In dem Befchluffe 
wurde derfelbe in der Faſſung der Gefebeöpropofition verwor- 
fen, und angenommen , daß ftatt der darin enthaltenen Gra= 
bation ein für allemal die Strafe des Vierfachen beftimmt, 
zugleic aber der Zuſatz hinzugefügt werde: 

„die Beftimmungen ded gegenwärtigen Artikels finden 

auf Dörner und andere Sträucher feine Anwendung. ‘ 

Zum Art. 24. 
Dieſer Artikel ift bekanntlich bei ver Berathung der vos 
rigen Kammer ſehr verſchieden beurtheilt, endlich aber ber 


zum 20. Prototou. 8 


Antrtag des damaligen Ausſchuſſes, gerichtet auf Verwerfung 
derfeiben ‚und auf Sorians mehrerer die Straffchärfung 
in Wiederholungsfällen bezwedender Artifel, einſtimmig anger 
nommen worden. | 
Auch bier glaubt der Ausſchuß den früheren Kammerbes 
ſchluß zur Annabme empfehlen zu dürfen. 
| Zum Art. 27. 


Der Ausſchuß hatte hier der vorigen Kammer zur Gleich⸗ 
ſtellung mit. einer ähnlichen Beſtimmung des Art. 1 vorges 
Ichlagen, den beiden legten Pofitionen nachftehende Faflung 
u geben: " | 
a „Würde aber ein ftehender. grüner Stamm, eine ftehende 

DR che oder Holzpflanze dergeftalt entgipfelt, oder 

olched fiehendes Holz, durch Anhauen oder auf andere 

Art, dergeftalt befhädigt, daß fie abfterben müflen ober 

in ihrem Wachöthum bedeutend gehemmt werden, fo ift 

der Frevler fo zu beftrafen, als hätte er den ganzen 

Baum, oder dad ganze Holz entivenbet.” 

Die Kammer hat diefe Abänderung .einflimmig angenom: 
men, und ber bei der Discuffion zugegen gewefene Herr Res 
gierungdcommiffär fich einverftanden erklärt. 

Sie darf unter diefen Umftänden unbedingt zur Annahme 
empfohlen werben. 

Zum Xrt. 29. 


In Gemäßheit eined bei der Discuffion geftellten Antras 
ed vereinigte fich die vorige Kammer über nachftehenden Zus 
ab zu diefem Artikel : 

„Wenn mehrmald nach einander bei einem Auffäufer ae: 

ftohlened Holz gefunden wird, fo follen die im Art. 12 

ade Geſetzesentwurfes ausgedrückten Straffchärfungen eins 

reten. ' 
Da ed fchon ben allgemeinen Grundfägen des Criminal⸗ 
rechtes entſpricht, auch Diebshehler in Wiederholungsfällen 
eſchärft zu beſtrafen, ſo rechtfertigt ſich bei dem vorliegenden 
deren Geſetze eine ähnliche Gradation. | 

Der Ausſchuß glaubt nur, daß nachftehende veränderte 
Redaction geeignet ſeyn werde, ein Mißverftändniß zu befeis 

tigen, welches jene- Faſſung leicht erzeugen könnte: | 

„In Miederholungsfällen unterliegt. derjelbe den im Ars 

titel 12 des Geſetzes ausgedrüdten Straffhärfungen.” 

In der Rubrik des dritten Abfchnittes hat ein Beſchluß 
der früheren Kammer bad Wort „O bſt“ zur Aufnahme einhels 
lig empfohlen. F 
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Da ber Inhalt ded Abfchnitte® auch von Obft handelt. 
ſo rechtfertigt ſich en Wunſch von felbft. 


um Art. 82, 

Auf Antrag des ef es hat bie frühere Kammer eins 
flimmig darauf angetragen, unter dem in dem. Art, bereits 
aufgeführten Vieh, auch noch dad Nindvieh und zwar in ber 
erften Klaffe mit 20 fr. einzutra 

Da die Unterlaffung des Sefegesentwurfe vermuthlich 
nur auf einem Redactiondverfehen beruht, jo wird es Feinem 
Anjtande unterliegen, daß auch diefe verebrliche Kammer jes 
nem Befchluffe beitrete. 

m Art. 34. 


Diefer Artikel ift * früheren Kammer aus den zum 
Art. 1 entwidelten Gründen mit 30 gegen 4 Stimmen nit 
angenommen worden. 

Entwendungen an Waldwiefen gehören, wie Entwenduns 

en an Feldwiefen, in bie Kategorie der Entwendungen an 
Felderzennniiten. 

Eine Ungleichheit der Beſtrafung diefer Vergehen in den 
einzelnen Diftricten würde nicht felten zu großen Inconvenien: 
zen führen. Der Ausſchuß trägt daher darauf an, aud) hierin 
dem Beſchluſſe der früheren Kammer N 


Zum Art 
— dieſem Artikel * Br enihere Ausfhu für Die 


— Viehbeſitzer, der Vieh ohne Hirten in den Wald 
laufen läßt, oder deſſen Vieh in dem Walde betroffen 
wir 

nadftepende Fallung 

„der Biehbefiker, defien Vieh ohne Hirten in dem Walde 

betroffen wird‘ 
vorgefchlagen. 

Die Abänderung it nicht erheblih. Da ſo e jedoch zur 
Abkürzung dient, und eben darum von ber früheren Kanımer 
einflimmig angenommen worden tft, fo glaubt Ihr Ausfchuß, 
auch fie empfehlen zu dürfen. 

Zum Art. 37 
proponirt man nach bem Vorgange des früheren Ausfchuffes, 
und früheren Kammer nachitehende veränderte Faflung 
der Worte: 
„Ber Schweine, wozu er berechtigt iſt“ 
in: 


„Wer Schweine zu treiben berechtigt iſt, ober ꝛe,“ 


4— 


‚zum 20. Protofol 10 


Zum Art. 40. 
Der frühere Ausfhuß trug darauf an, diefe Strafe von 
20 fr. auf IO fr. herabzufegen, und die Kammer hat dieſen 
Antrag einſtimmig angenommen. Wirnehmen, da dieje Glaffe 
von Freveln zu den unfchäplichiten gehört, und die ärmfte 
Claſſe der Kandbewohner betrifft, Feinen Anftand, denfelben 
ebenmäßig zur Annabme zu empfehlen. 


Zum Art. 42, 

Diefen Artikel hat die vorige Kammer unter der Bebins 
gung einftimmig angenommen, daß dad Wort „Wieſen“ darin 
geftrichen werde. 

Da diefe Bedingung dem’ ad 1 bemerften entfpricht, fo 
wird e3 feinem Anftande unterliegen, daß auch dieſem Bes 
fchluffe beigetreten ‚werde. 


Zum Art. 59. 
Hier wurde in der Kammer nachftehender Zuſatz: 
„Wer unbefugt Harz reißt, oder Birkens over Ahorn 
—ſaft anzapft“ 
beantragt, und einſtimmig von derſelben angenommen. Auch 
wir glauben diefen Zufag empfehlen zu dürfen. E 
Zu den Art. 59 und 56. 


Für diefe Artikel hatte der Ausſchuß ber früheren Kam⸗ 
mer folgende Redaction vorgefchlagen : 

„Ber unbefugterweife Gränzfteine, Grenzbäume vder ans 
dere Grenzzeichen befchädigt, vernichtet, verrüdt, auss 
gräbt oder unfenntlich macht, wer dad Beichen der Walds 
art ober der Anmweifungd: oder Abgabenummern auf fies 
hendem oder liegendem Holze unbefugterweife vernichtet, 
verrücdt, verändert, unkenntlich macht oder nachmadht, 
unterliegt einer Strafe von 2 bis 10 Gulden. Iſt Bers 
dacht vorhanden, daß damit eine Fälſchung oder Betrug 
beabſichtigt worden fey, ‚fo fteht die Unterfuhung und 
Entfcheidung dem ordentlichen Richter zu.“ 

Dieſe Redaktion ift von ber früheren Kammer im Wefents 
lichen , jedoch unter nachſtehenden Modificationen einftimmig 
angenommen worden, baß 

8 die Befchädigung an — marken nach Maasgabe des 


Geſetzes vom 28. Okto 830 und zwar nad) deffen 
— 18, welcher — — wäre, zu be⸗ 
afen und 


2) der g - Abſatz ded Art. 56 alfo gefaßt werde: 
er dad Zeichen der Waldart, oder Anmeifungds 
oder AbgabeNummern auf ſtehendem oder Tirgendem 


— —— — ⸗ 7 — 
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Holze unbefugterweife vernichtet, verändert ober un- 
kenntlich macht, oder nachmacht, fol, neben der Ver- 
urtheilung zur Herftellung auf eigene Koften, mit 1 bis 
5 fl. beftzaft werden. Stellt fi eine biefer Handlun⸗ 
gen ald wirkliche Fälſchung oder als Betrug dar, fo 
bleibt deren Unterfuhung und Beflrafung dem ordent: 
lichen Richter überlaſſen.“ 

Auch dieſen Beſchluß zur Annahme zu empfehlen, neh 
men, wir mit Rüdfiht auf die in der Didcuffion enthaltenen 
Gründe, feinen Anftand. Auch dem 

| Zum Art. 58 
von der vorigen Kammer —— beſchloſſenen Zuſatze: 

„die Strafe darf jedoch die Summe von 20 fl. nicht 

überſteigen“ 
können wir qur beitreten. 

Znm Urt. 64. 


Der frühere Ausfhuß hatte ed für bedenklich gehalten, 

diefen Artikel in das Gefeß aufzunehmen, und bei der Be 
rathung in ber Kammer fprachen ſich fehr entgegengefeste 
Meinungen aus. 

Bet der Abftimmung wurde er ınit 22 gegen 11 Stim- 
men verworfen. 

Da es nicht leicht frafbare Fälle geben wird, welche 
bad vorliegende Gefeß nicht vorgefeben haben follte, da uns 
bedeutendere Lücken demnächſt leicht im Geſetzgebungswege ers 
gänzt werden können, da ber Grundfag unfered Criminalrechts 

„Keine Strafe ohne beftimmte Androhung” 
zur Befeitigung von Willkühr möglichft aufrecht zu erhalten 
ift, da endlich die Richter in ben feltenen Audnahmöfällen, 
in welchen die Analogie nach der Doctrin platzgreiflich erfcheint, 
foldye ſchon von felbft in Anwendung bringen werden, dages 

en durch die ausdrüdliche Aufnahme des Art. leicht zur 
ennung willkührlicher Strafen verleitet werden könnten: fo iſt 
der Ausfchuß"der Meinung, daß der frühere Kammerbefchluß 
auch diegmal zur Annahme zu empfehlen feyn möchte. 

Bielleicht könnte jedoch dem Wunfche der Staatöregier 
rung Genüge geſchehen, wenn, was wir hiermit beantragen, . 
an die Stelle dieſes Artikels nachfolgende Beſtimmung einger 
rüdt würde: | f 

„Sonftige in dieſem Gefege nicht befonderd aufgeführte 

Beihadigungen am Gegenftänden, die unter Forſtſchutz 

ſtehen, follen mit dem Einfachen des angerichteten Scha⸗ 

dens beftraft werden.” | 


zum. 20. Protokoll, 1? 


Zum Urt. 8. 
Diefer Art. ift von der vorigen Kammer angenommen 
worden, wenn für die Worte: 
„welche Andern zuftändiged Loosholz verkohlen“ 
gefagt würde 
„welche für Andere Loosholz verkohlen.“ 
| Mir können auf diefe Redaktionsänderung ein befonderes 
Gewicht nicht legen, geben daher dem Ermefjen der verehr: 
lichen Kammer anheim, fich für die eine oder die andere Fafs 
fung zu entfcheiben. 
Zum Art. 71. 


Man hat im Ausfchuffe ſowohl ald bei der Berathun 
einftimmig beforgt, daß die hier angedrohte Strafe in einzel» 
nen Fällen allzu große Härten im Gefolge haben möge. 

Der Art. ift daher nur unter der Beſchränkung anges 
nommen worden, daß, ftatt der darin erkannten Strafen, die 
Hälfte des Werthes fteigend bi6 zum Marimum von & fl. 
angeſetzt werbe. 

Dieſe Abänderung möchte ſich von felbft empfehlen. 


, , Zum Art. 73. 

inf * hat die frühere Kammer folgende Abänderung ge: 
wün 

1) daß ſtatt der Worte: „Wer fein Holz nicht zu ber ans 

gegebenen Zeit’ 
gefagt werde: — 
„er fein Holz nicht innerhalb der angegebenen Zeit‘ 

2) daß dem Zwifchenfahe: „auf Gefahr und Koften des 
ſäaumigen Holzempfängerd‘ = 

beigefügt werbe: 

und für Rechnung deffelben “ 
endlih . 

3) daß im zweiten Satze ftatt des Worte „Oder“ „Und“ 

geſetzt werde. 

(ir halten die erſten Abänderungen nicht für erheblich, da 
bie Worte: „zu der angegebenen Zeit" beide Fälle, wenn 
nämlich ein Zermin, innerhalb defien, und wenn ein Tag, 
an welchem dad Holz weggeſchafft werden fol, umfaflen. 
Die zweite Abänderung ſcheint und zu Vermeidung von Miss 
verftändniffen angemeffen). Dagegen können wir die Ber 
wanblung ded Wortes „Oder“ in „Und“ nicht empfehlen. 
Denn wenn die Verfteigerungsbedingungen den Nachtheil bes 
fimmt angedroht haben, fo darf wohl den Forftbehörben die 
Laft einer nochmaligen Aufforderung füglich erfpart werben. 


\ 
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Zum Urt. 79. 

Bei diefem Artikel ift einftimmig von der früheren Kams 
mer gewünfcht worden, daß den Worten: „abgegebene Baus 
holz‘ die Worte „ohne Erlaubnig” hinzugefügt werden möchten. 

Der Grund erhellet aus der Discuffion. 

Auc wir erfennen den Zufag für wünfchenswerth. 

Zum Urt. 77. 

Hierzu bat der Ausfchuß folgenden Zuſatz vorgeichlagen: 

„Der dagegen bei Verübung eines Forſtfrevels mit eigents 

lichen Waffen, ald Flinten, Piftolen, Säbeln ıc. ıc. ver: 

fehen ift, wird noch befonderd mit einer Strafe von 

5 — 10 fl. belegt, oder, je nachdem Verdacht einer be- 

abfichtigten Gemaltthat vorliegt, zur Unterfuchung und 

Aburtheilung an den ordentlichen Richter abgegeben.” 

Die Kammer hat diefen Zufab einftimmig angenommen, 
und der — Regierungscommiſſär damals ſich einverſtanden 
erklärt. Es wird daher der frühere Beſchluß zu wiederhos 


len ſeyn. 
Zum Art. 78, 

Die Majorität des Ausſchuſſes der vorigen Kammer 
laubte die Annahme diefes Artifeld® aus dem Grunde beans 
anden zu müffen, weil derfelbe zu weit führen möchte, und 

allenfalls nöthig fcheinende Ergänzungen einer Fünftigen Mes 
vifion vorbehalten bleiben könnten. 

Ihr dermaliger Ausſchuß dagegen ift in feiner Majorität 
der Meinung, daß derfelbe Feinen Anftoß gebe, weil er der 
Staatöregierung nur die an fich nicht zu beftreitende Befug- 
niß vorbehalte, in einem befchränfteren Umfange localpolizeis 
lihe Anordnungen zu treffen. 

Zum Art. 79 u. 80 

hatte der Ausſchuß der früheren Kammer folgende Ber 
merfungen gemacht: | 

Ueber Unterfuhung und Aburtheilung der in ben ers 
wähnten $. $. enthaltenen Säle jft unfere dieffeitige und 
jenfeitige Gefeggebung und Rechtſprechung längft fixirt. Bes 
leivigungen gegen Staatödiener überhaupt und alfo gegen 
Korftdiener im Dienfte oder in Bezug auf den Dienft werden 
von Amtöwegen unterfucht und beftraft. Es möchte daher 
ber leichförmigkeit der Behandlung wegen rathfam feyn, 
die Forftbeamten den nämlichen Geſetzen und der nämlichen 
Competenz, wie alle übrigen Staatödiener, zu untergeben. 

Auch fcheint es nicht angemeffen, daß der mit dem Gr: 
ceffe in Verbindung ftehende Frevel, wenn er nicht von bem 
Denunciaten unummunden eingeflanden werben follte, unter: 


zum 20. Protofoll. 14 


ſucht und beſtraft werden, bevor die Civilrichter zwiſchen dem 
Denuncianten und Denunciaten entſchieden hat. So wie 
nad Art. 7 in der Regel das ſchwerere Verbrechen zuerſt un 
terſucht und beftraft, demnächſt aber erft der Polizeifrevel ges 
theidigt werben foll, fo feheint hier um fo mehr diefelbe Ord⸗ 
nung eingehalten werben zu müffen, ald Erceffe gegen Forft: 
beamten nicht felten durch Erceffe der Forftdeamten hervor 
erufen werden, und ed in dem lebteren Falle zur Beurtheis 
ung bed Grabe ded öffentlichen Glaubens der Forftbeamten 
bei Denunciation ded Polizeivergehens oft von nicht geringem 
Sntereffe ift, dad Erkenntnig bes Griminalrichterd in der Ins 
jurienfahe und überhaupt die Ergebniffe der vorausgeganges 
nen Unterfuchung zuvor Eennen gelernt zu haben. 
iernach der Artikel 79, jedoch mit Hinweglaſſung 
der Worte: 

„und ohne daß das Ergebniß bed Verfahrens des ordent: 

lichen Richterd über die Mißhandlung abzumarten iſt“ 
einflimmig angenommen, dagegen ber Artifel 80 mit 24 ges 
gen 10 Stimmen abgelehnt worben. 

Wir glauben auch diefe Befchlüffe zur Annahme empfeh- 
len zu dürfen. 

Damit inbeffen die Beftrafung ganz unbedeutender Wer: 
gehen nicht ohne Noth unter zwei Richter, getheilt werde, 
glauben wir, einem fchon bei der Discufjion des vorigen 

andtaged geäußerten Wunfche gemäß, folgenden Zufag beane 
tragen zu dürfen: 

„Dei leichten wörtlihen Injurien, welche gegen einen 

orftbeamten vor dem Forftgerichte felbft ausgeſtoßen 
werben, hat ber Forftftrafrichter das gegen beide öffents 
liche Aemter dadurch verübte Vergehen zugleich zu ahnnen.“ 
Zum Art. Bl u. ne 
Der Gefebedentwurf hat in diefem Abfchnitte einige Be— 
immungen der Verordnung vom 10. Februar 1824 abge 
ert, andere aufrecht erhalten. Der Ausfhuß wünfchte ins 
defien, zur Erleichterung der Weberficht, beide Gefege in ein 
Ganzes verfchmolzen zu fehen. Außerbem fchienen demfelben 
bie im Artikel 84 des Entwurfes firirten Abbüßungsfummen 
gering gegriffen zu feyn, und bie im Artikel 86 beffelben 

Weigerungdfälle angeordnete Correctivmittel mildernder 

nderungen zu bebürfen. | 

Diefe Umftände zufammen genommen beflimmten ihn, 
in den mit den Buchftaben a — g bezeichneten Artikeln eine 

tte Nebaction zu verfuchen. 

Die vorige Kammer beichloß, mit 28 gegen 6 Stimmen, 


... 
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vorbehältlich ihrer Bemerkungen zu den befonderen Artikeln, 
die Hauptanficht einer Verſchmelzung beider Gefege zu adop⸗ 
tiren. 

Auch wir halten aus den oben Fury angebeuteten Grün: 

ben biefen Kammerbeichluß für angemeſſen, und gehen für 
den Kal, daß Sie, in denfelben ebenmäßig einzugeben, ge; 
neigt fenn follten, zur Kritik der oben erwähnten Artikel von 
a — g über. 
Die Artikel a, b, und f find von ber vorhinigen Kams 
mer ohne Erinnerung einftimmig angenommen worden; auch 
wir finden bei denfelben nichts au defideriren und empfehlen 
daher den früheren Kammerbeichluß zur Annahme. 


Zum Art. c. 


Die hierin enthaltenen wichtigen Beftimmungen haben 
in der. Kammer zu mancherlei Erörterungen, endlich aber zu 
nachftehender Abftimmung über die Annahme des Artikels 
ri und über die demfelben beizufügenden Zuſätze ge 

rt 


a) Die Annahme bed Artifeld nach der Faſſung ded Aus: 
fhuffes gefchah mit 27 gegen 7 Stimmen. | 

b) Dagegen erfolgte deffen Annahme einhellig unter folgen« 
den Mopdificationen, daß bemfelben nachftehende Zuſätze 
beigefügt werben: 

a) Alle Arbeitöftrafen müffen im nächften Quartal nach 
der Berurtheilung, und, wenn Hinberniffe entgegen ftehen, 
binnen Sahreöfrift vollzogen werden. Nach Ablauf diefer 
Friſt ift die ER gr befugt, die ihre Arbeitö- 
firafen nicht verbüßt haben, die Sträflinge, zur Verwand—⸗ 
lung und Berbüßung ihrer Arbeitöftrafen im Gefängniß, 
an den competenten Forftftrafrichter zurüdftellen zu Fönnen. 

6) Niemand fol angehalten werden, zur Zeiftung der 
Strafarbeiten fi von feinem MWohnorte weiter ald drei 
Stunden zu entfernen. 

Wir glauben, diefe früheren einhelligen Befchlüffe zur 
Annahme empfehlen zu dürfen, wenn Statt des Mortes 
„Berurtheilung” der Ausbrud „Verwandlung“ gebraucht wird. 

Wir finden und zu diefem Antrage veranlaßt, weil der 
Zeitpunkt von der Verurtheilung bid zur Verwandlung oft 
2 — 2'/, Monate dauert. 

Der Artifel d 
wurde von ber früheren Kammer, jedoch unter ber Bebingung, 
daß der erfte Sag des Art. alfo laute: 

„die Poligeibehörbe hat vorzüglich folche Arbeiten zu wählen, 


— 
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- welche den Walbungen ber Interefienten zum Vortheil 
gereichen “ 
einftimmig angenommen. 

Er darf mit der eben erwähnten Abänderung‘, welche 
wir gleichfald für eine Werbefferung deffelben erkennen, aus 
den in der Discuſſion entwidelten Gründen empfohlen werben. 

Eben fo finden wir nichts dabei zu erinnern, daß der 
Art. e, welchen die frühere Kammer mit dem Zuſatze, daß 
nach dem Worte „Brod“ die Worte: „oder defien Werth“ 
gefeht würden, angenommen hat, abermald durch Beſchluß 
in bdiefer Art anerkannt werden. 

Da der Artifel g ungeachtet mehrerer dagegen in ber 
Discuffion erhobenen Anftände, mit Verwerfung der dazu 
geftellten Amendements, einhellig angenommen worden iſt, 
fo dürfen wir und wohl begnügen, bdenfelben ebenmäßig, 
mit — auf die früheren Motive, zur Annahme zu 
empfehlen. | 

Auch der von dem Audfchuffe proponirte Zuſatzartikel in 
Betreff der gegen dad Forftfchußperfonal zu verhängenden. 
Strafen, welcher bei der früheren Kammer einftimmig gebilligt 
worden ift, dürfte fich von felbft rechtfertigen. 


Mir begnügen und daher mit der Bemerkung, daß in 
die deßfallſige Abftimmung der vorderen Kammer ſich ein 
Drudfehler eingefchlichen hat. Statt der Worte „in den 
Artikel” muß es nämlich heißen „in der Art,” und hinter 
dem zweiten „daß“ ift ein Comma unumgänglich nöthig, 
damit über den Sinn Fein Irrthum entftehen könne. In 
biefer Art lautet auch der Antrag des Ausfchuffes. 


Endlich hat die frühere Kammer mit 33 gegen 1 Stimme 
gewünfcht, daß bei den von dem Außdfchuffe proponirten Zu: 
faßartifeln, die Verfügung aufgenommen werde: 

„daß die Ladungen der betreffenden Perfonen, gegen 

welche Forftvergehen angefchuldigt find, mit Bekannt: 

machung der im Gontumacialfalle eintretenden gefeßlichen 

Strafe zu gefchehen haben.” 

Die Zwedmäßigkeit diefer Verfügung ftellt fich von felbft 
dar; — offenbar gehört fie inbeffen, nebft vielen anderen 
gleich zweckmäßigen Beftimmungen, welche hätten gegeben 
werden können, dem Forftftrafverfahren an, welches dem 
— Geſetze fremd iſt. Der Ausſchuß hatte ſich daher 
beſchränkt, nur ſolche Zuſatzartikel, das Verfahren betreffend, 
zu proponiren, welche zur Ausführung des Geſetzes not h⸗ 
wendig erſchienen. 


17 Beilage Nr. 141. zum 20. Protofoll, 


Sollte es indeffen der verehrlichen Kammer gefallen, auch 
bierin dem BBeifpiele der früheren zu folgen, fo finden wir 
nicht dagegen zu erinnern. Endlich wünfcht der Ausfchuß 
folgenden Zufagartifel zur Aufrechthaltung der in der Vers 
ordnung vom 10. Februar 1824. 8.5 enthaltenenBeftimmung: 

„Notorifch unzahlbaren Forftfrevlern haben zwar die Korfts 

ftrafrichter ihre verwirkten Geldſtrafen anzufeßen. Diefe 

find jedoch, wenn auch die Korftbehörde die Frevler für 
unzahlbar erklärt, fogleich, und ohne daß zuvor nach Vore 
fhrift der. Erecutiondverordnung vom 2. März 1820 vie 

Unzahlbarkeit conftatirt worden, durch Arbeit, und im 

Entftehungsfalle, durch Gefängniß zu verbüßen. 

Dem Forftfrevier bleibt jedoch vorbehalten, fich durch 

ganze oder theilmeife Zahlung der Strafe von der gan— 

AN oder theilmeifen Strafverbüßung zu befreien.‘ 

Die frühere Kammer hat alle bisher proponirten Abäns 
derungen und Zufäße, mit Ausnahme der Art. 4, 64 und 78 
ber Staatöregierung nur ald Wünfche vorzutragen befchloffen, 
von der Zuflimmung in die zu den letztern gemachten Bemer- 
dungen jedoch die Annahme des Geſetzes abhängig gemadıt. 

Da wir nicht verfennen, daß an die Art. 4 und 78 fi 
fehr erhebliche Folgen knüpfen, und daß die Berüdfichtigung 
ber von der früheren Kammer babei erhobenen Umftände bils 
lig erwartet werden dürfe, fo find wir der Meinung, daß ed 
angemefien feyn möchte, fich wenigftend bezüglich der benann⸗ 
— 2 Artikel von den frühern Kammerbeſchlüſſen nicht zu 
entfernen. | 

Eben fo menig dürften die von dem vorigen Ausſchuſſe 
u Vermeidung von Mißverfländniffen und Srrungen vorge 
m, einige Gompetenzbeftimmungen enthaltenden, und 
von ber frühern Kammer einftimmig angenommenen Zuſatzar⸗ 
tifel von 1 — 4 zu beanftanden feyn. 


Beilage Nr. 151. zum 21. Protokoll. 


Antrag des Abgeordneten Glaubrech, die Herabfeßung 
des Tarifs der Ueberfahrtögebühren bei der Oppen: 
heimer Fheinüberfahrt für die Bewohner der Gemein; 
den Oppenheim, Rierftein, Dexheim und Schwabs— 
burg auf die früheren venfelben durch förmlich 
Verträge zugeficherten geringeren Anfüße. | 


| Die NRheinüberfahrten in Nheinheffen wurden befanntlic) 
in früheren - Zeiten zum Theil ‚von befonderd conceffionirten 
und privilegirten SPrivatgefellfchaften betrieben, welche vie 
Veberfahrtögebühren theils nach allgemeinen von den Landes— 
herrn feftgefeßten Zarifen, theils nach befondern ebenfalls 
auf Privilegien beruhenden oder durch fürmliche mit Geneh— 
migung des Landesherrn abgefchloffenen Verträge regulirten 
Anſätzen erhoben. Nachdem in neueren Zeiten es der Groß: 
berzogl. Staatöregierung gelungen, die Privilegien der frags 
lihen Privatgefellfchaften Fäuflich zu erwerben, erfchien ein 
neuer Tarif zuerft für die Nheinüberfahrt bei Oppenheim, 
welcher fpäter auch auf die Weberfahrten bei Worms, Koft: 
heim und Gernöheim ausgedehnt wurde. Diefer neue Tarif 
wurde jedoch ganz allgemein gegriffen, befondere beftehenden 
Bertragsverhältniffe wurden darin, vielleicht weil die betref- 
fenden Urkunden augenblidlich nicht vorlogen, nicht beachtet 
und auf diefe Weiſe die wohlerworbenen Rechte mehrerer bei 
den Ueberfahrten befonderd intereffi en Gemeinden bedeutend 
beeinträchtigt. So namentlich die Rechte der Stadt Worms, 
ber Gemeinde Lampertheim und mehrerer anderer benachbar: 
ter Ortfchaften bei der Nheinüberfahrt von Worms und eben 
fo die Nechte der Gemeinden Oppenheim, Nierftein, Der: 
heim und Schwabsburg bei der Oppenheimer Ueberfahrt. 

Bereitd hat der Abgeordnete Herr Cameſaska in einer 
der letzteren Sigungen im Sutereffe der erftgedachten Gemeins 
ben einen Antrag geftellt, welcher die Hebung der fraglichen 
Beeinträchtigung bezwedt, und ich finde mich daher um fo 
mehr veranlaßt, diefelbe Motion auch im Intereſſe der vier 
andern, bei der Oppenheimer Weberfahrt betheiligten Gemein: 
den zu machen. - 

Die Bewohner der vier genannten Gemeinden Oppens 
heim, Nierftein, Derheim und Schwabsburg haben nämlich 
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fhon vermöge eined im Jahr 1524 aufgerichteten Vertrags 
ein Recht auf einen befonderd billigen Tarif, deſſen Anfäße 
nicht nur geringer, wie die für die funftigen damaligen Pafs 
fanten waren, fondern auch durchgängig und faft ohne Aus: 
nahme weit unter dem jeßigen allgemeinen Tarife ftehen. 
Als unterm 12, November 1710 das Privilegium der Oppens 
heimer Färchergefellfchaft förmlich erneuert wurde, wurden 
auch die Rechte der gedachten Gemeinden auf die herabgefeß: 
ten Weberfahrtögebühren wiederholt und feierlih in dem dar: 
über ertheilten Briefe anerkannt. Durch Vertrag vom Sahre - 
1742 wurde die Anerkennung der nämlichen Rechte abermals 
wiederholt, und al3 in neueren Zeiten, noch ehe der Etaat 
die Acquifition der Ueberfahrt gemacht hatte, die DOppenheis 
mer Sätchergefellfchaft fih mweigern wollte, die alten Tarif— 
Anfäße für die mehrgenannten Gemeinden einzuhalten, er: 
folgte eine Entfcheidung Gr. Minifteriumd des Innern und 
der Zuftiz vom 5. Juli 1823, wodurd die Nechte diefer Ge: 
meinden neuerdings ald begründet erklärt und der Färcherges 
felfchaft aufgegeben wurde, fi) nach den alten Verträgen zu 
richten. Endlich bei der hierauf unterm 24. Februar 1825 
zwifchen dem Fiskus und der Oppenheimer Färchergefellfchaft 
abgefchloffenen Webereinfunft, wodurch Letztere die Ueberfahrt 
an den Staat verfauföweife überließ, trat der Fisfus aus— 
drüdlih in alle Verbindlichkeiten und Laften der Färcher ein, 
fo wie folche in der oben erwähnten Urkunde von 1710 auf 
geführt find. 


Es fann daher hiernach feinem gegrünteten Zweifel un: 
terliegen, daß diefelben Gerechtfame, in deren Befige das 
Gr. Minifterium ded Innern und der Quftiz jene vier Ge 
meinden im Salre 1823 gegen die Färchergefellichaft ſchützte, 
für die nämlichen auch heute dem Fisfus, ald Nachfolger der 
Färchergefellichaft, gegenüber noch beftehen, daß fohin die er 
höheten Anfäge ded neuen allgemeinen Tarifs eine Verlegung 
jener wohl erworbenen Gerechtfame find, und die Stände 
einen Act der Gerechtigkeit ausüben werden, wenn fie die 
Staatöregierung zur Herabfekung diefer erhöheten Anfäge auf 
die alten vertragsmäßigen Gebühren veranlaffen. 


Indem ich demnad) in der Anlage eine Abfchrift des alten 
Churpfälzifchen Privilegiums vom 12. November 1710, welche 
den älteren Tarif enthält, fo wie der Entfcheidung Großber- 
zoglichen Miniftertums des Innern und der Zuftiz vom 5. Zuli 
1823 nebft einem dazu gehörigen Referipte Großherzogl. Pro: 
vinzialregierung zu Mainz vom 18. Juli 1823 und des Ueber 
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tragdactd vom 24. Februar 1825 probucire, Irage ich bei der 
verehrlichen Kammer dahin an: 
Es wolle diefelbe die Großherzogl. Staatöregierung er: 
fuchen, für die Bewohner der Gemeinden Oppenheim, 
Nierftein, Derheim und Schwaböburg diejenigen An: 
ſätze ded dermaligen Tarifs der NRheinüberfahrt bei Op: 
penheim, welche höher als die von ihnen nad) den an 
- geführten rechtöbeftändigen Urkunden von 1710 und 
1742 zu zahlenden Weberfahrtögebühren find, auf dieſe 
lesteren vertragsmäßig beflimmten Beträge wieder hers 
abzufeßen. 


> a 


— — 
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Beilage Nr. 152. zum 21. Protokoll. 
Bericht des zweiten Ausfchufjes über den Geſetzesent⸗ 
wurf, die Competenzerweiterung der Fr.edendgerichte 

in Rheinheſſen betr. (Beil. 13 und 14 zum 6. Pror 
tofoll) ; erftattet von dem Abg. Glaubrech. 


Meine Herren ! 


x 


Es iſt bekannt, daß der Abgeorbnete Mohr auf dem vo: 
rigen — einen Antrag auf. Erweiterung ber Friedens⸗ 
eichterlichen Competenz in Givilvechtäftreitigkeiten bis zum Ber 
Taufe einer Summe von 400 fl. geftellt hat, ein Antrag, wel- 
cher fhon an und für fich ald dad Syſtem des Einzelnrichterd 
im Gegenfage zu der collegialifchen Gerichtöverfaffung betref- 
fenb, noch mehr aber in dem concreten Falle für die Provinz 
Rheinheſſen, da er eine wichtige Abänderung in deſſen Ge 
richtöverfaffung bezwedte, von Bebeutung und Intereſſe war. 

‚Die Gründe, welche damals für und gegen diefe Motion 
vorgebraht wurden, find theild in dem Antrage felbft (Bei: 
lage Nr. 56), theil& in dem Berichte ded damaligen zweiten 
Ausfchuffes, welcher fi gegen die Motion ausſprach (Bei- 
gone Nr. 186) und in ber ftattgehabten Berathung (Protos 
* Nr. * vom 24. Juli 1834) enthalten, worauf man da⸗ 

verweiſt. 

In der Sitzung ber zweiten Kammer vom 29. Juli 1834 
(Prototol 40) wurde ‚die Frage: „Wil die Kammer dem 
Antrage des Abgeordneten Mohr, wegen Ermeiterung der 
Competenz der Friedensgerichte in Rheinheſſen Folge geben?’ 
mit 24 Stimmen gegen 15 Stimmen verneint, dagegen ent 
ſchied ſich die Kammer, veranlaßt durch ein Amendement bed 
Abgeorbneten Brunck, mit 23 gegen 16 Stimmen dafür: 
„daß die Competenz ber Friedendgerichte in Rheinheſſen auf 
200 fl. erweitert werden möge." 

- Diefer Befchluß wurde der erflen Kammer  mitgetheilt, 
welche nach vorausgegangener Berichterftattung und Berathung 
in ihrer Sigung vom 18. September 1834 dem Belchluffe 
der zweiten Kammer einftimmig beitrat. (Beilage Nr. 33. 
Prot. pag. 133 und 158.) See 
‚ „In Gefolge diefer übereinftimmenden Beſchlüſſe und einer 
in Gemäöheit derfelben zu Stande gefommenen gemeinſchaft⸗ 
lichen Aoreffe der beiden Kammern der vorigen Ständever« 
fammlung bat fi) die Großherzogliche Staatsregierung ver: 
anlaßt gefunden, dem gegenwärtigen Landtage den Gefekedent- 
wurf vorzulegen, über welchen Namens des zweiten Ausſchuſſes 
zu berichten ich die Ehre habe, und deffen Inhalt dahin 
qwedt, daß der Betrag von 100 Franken, auf welchen die 

ompetenz der Zriedendrichter in ber Provinz Nheinhefien in 
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rein perfönlichen : und Mobiliarklagen mit Vorbehalt der Ay: 
pellation zu erkennen durch Art. 10 des Gefeges vom 24. Au: 
guft 1790 befchränkt ift, auf die Summe von 140 fl erhöht 


werde. 

Der fragliche Gefegesentwurf lautet nämlich wörtlich fols 
gendermaßen : 

(leg. Beil. Nr. 14) 
und die Vorlage dieſes Gefegedentwurfed war mit nachftehens 
den Motiven begleitet: Ä 
(leg. Beil, Nr. 13.) 

Meine Herren! Damit die Nechiiprehung vollfommen 
ihren Zwed erreiche, find hauptfächlich drei Requifite erforderlich. 

Die Rechtfprechung fol vor Allem eine Linlängliche Garantie 
für die unparteiifhe und gründliche Anwendung der Gefete 
gewähren, mit anderen Worten, fie fol gut jeynz fie fol 
fodann ferner raſch, fo rafch ald ed unbefchadet der Gründs _ 
lichkeit der Unterfuchung gefchehen kann; und fie foll endlich 
fo wenig Eoftfpielig ald möglich feyn. Wenn fchon 
dad erſte diefer Mequifite unftreitig das wichtigfte ift, weil 
hauptſächlich in der Unpartheilichfeit und Gründlichkeit' der 
Entſcheidung der Betheiligte ſtets die eigentliche Bürgſchaft 
dafür, daß ihm fein Recht widerfahren werde, findet, fo läßt 
fih doch nicht läugnen, daß auch die beiden andern von fehr 
großer Wichtigkeit find, und daß fie ebenfalld die größte Be: 
rüdfichtigung verdienen. Denn ed bedarf Feiner Ausführung, 
daß, wenn der Gang der Rechtöpflege zu langfam und jchlep: 
pend wird, die Rechtöverlegungen ſich verewigen, und der 
Verletzte oft dad Ende des Nechtöftreites und die Reparation 
des ihm zugefügten Schadens nicht mehr erlebt, während im 
andern Falle, wenn die Koften allzugroß und unerfchwinglich 
find, dem Unbemittelten und Armen die Pforten zum Tempel 
der Gerechtigkeit für immer verfchloffen bleiben, und er dem 
Wanderer gleicht, welcher düſtend Angefichts der Quelle ver: 
> fchmadtet. Darum war e5 zu allen Zeiten für - Gefeßgeber 
und Männer, welche durch ihre Stellung vorzugsweile zur 
Sorge für dad Wohl ihrer Mitbürger berufen waren, fo wie 
für die gelehrteften Zuriften eine Aufgabe ‚ernfter Meditation 
und tiefen Studiums, zu ermitteln, auf welche Weife jene 
Erforderniffe einer volllommnen Rechtſprechung am beften er: 
zielt, und wie fie am füglichften in ein richtiges Verhältniß 
u einander gebracht werben Fönnten, eine Aufgabe, die um 
I fchwieriger ift, da die Mittel, welche zum Erreichen des 
einen Zweckes erfordert werden, nicht. felten grade mit jenen, 
oe der andere ald nothwendig bedingt, im Widerfpruche er: 

einen. | “ 


. 
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Auch die in Mheinheffen beftehende franzöflfche Geſetzge⸗ 
bung bat dieſes Ziel zu. erreichen geſucht. Es ift bekannt, 
daß fie in der Abficht, um das erfte Erforberniß, die Güte 
oder die Gründlichkeit. und. Unparteilichkeit der Rechtfprechung 
zu fihern, hauptſächlich die collegialifhe Gerichtöverfaffung 
auch in unterfter Inftanz, vorbereitende Snftruction der Rechts⸗ 
fireite durch rechtögebildete Anwälte, Deffentlichkeit der Vers 
bandlungen, manche wefentlicye den Rechtöfchuß fichernde For⸗ 
men, dad Inſtitut der Staatöprocuratur, und in peinlichen 
Sachen Geſchworne ald Richter der Zhatfragen, neben einem 
Suriften:Gollegium zur Anmendung der Gefege, angeordnet 
bat. Sie hat. ferner, um die NRafchheit der. Rechtſprechung 
zu bedingen, dem mächtigen Principe der Mündlichkeit des 
Verfahrens gehuldiget, fie hat dabei viele fchleppenden und 
den Prozeßgang hemmenden Zermine und die vormals fo häus 
figen Friftgefuche abgefchafft, die Cumulation der dilatoriſchen 
Einreden verordnet, die Rechtsmittel vermindert und befchräntt, 
und noch andere wohlthätige Verfügungen gegeben. Sie hat 
endlich, theild im Intereſſe der Rafchheit des Verfahrens, 
theild um auch den legten der oben angegebenen Zwede nicht 
außer Augen zu verlieren und dem Unbemittelten die Nechtd- 
bülfe zu erleichtern, für gewiſſe ihrer Natur nad) fehr drins 
gende Sachen, fo wie für die fogenannten Bagatellfachen, 
auf welche die Klagen der geringeren Klaffen fi, wenigftend 
in der Regel, befchränfen, ein eigned Tribunal, nämlidy die 
Snftitution der Friedendrichter, gefchaffen, und diefen die Er> 
Fenntniß übertragen : 

1) ohne Appell bis zu 50 Franken und vorbehältlich des Ap⸗ 
pel3 bis Ei 100 Franken über alle rein perfönlidhe und 
Mobiliarklagen ; | 

2) ohne Appell bi$ zu 50 Franken und mit Vorbehalt der 
Appellation ohne alle Befchränfung wie hoch auch der 
Betrag fich belaufen möge; 

a) über alle Klagen wegen Schadenserſatz für durch Men: 
fhen oder Thiere an Feldern, Früchten und Erndten 
verurfachten Schaden ; 

b) über alle pofefforifche Klagen ; 

ec) über die dem Miether oder Pächter zu Laſt fallenden ' 
Reparaturen; 

d) über Entfchädigungsflagen der Pächter oder Miether für 
Nichtgenuß, wenn dad Recht der. Entfchädigung nicht 
beftritten ift, fo wie über die von dem Cigenthümer be: 
baupteten Deteriorationen; 

e) über alle Klagen der Dienftboten und Arbeitöleute auf 
Bezahlung ihres Lohns, und über den Vollzug der wech: 
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= g6 igen Verbindlichkeiten zwiſchen Dienſtherrn und 
9 De IE ki ng Belhimpfungen, 3& fereien ind 
a agen wegen Belchimpfungen, Zän un 
leichte Thaͤtlichkeiten. | 
- Die Gefeßgebung hat zugleich ‚für die Verhandlung 
vor den Friebendgerichten ein hoͤchſt einfache, der vorbereis 
tenden Inſtruction faft ganz entbehrendes, und von den mei: 
en Formen, welche in dem ordentlichen Nechtöftreite mit eine 
wefentliche Garantie für den Rechtöfhug der Parthieen und 
die Güte der Rechtfprehung find, befreites Verfahren einge: 
führt und mandyerlei Dispofitionen gegeben, welche wohl bei 
Sachen ber eben angegebenen Art beobachtet, aber niemals 
als allgemeine Regel für dad gerichtliche Verfahren aufgeftellt 
werben können. So 3. B. können die Parthieen freiwillig 
bor bem Friedensrichter erfcheinen und ohne Ladung oder irgend 
einen Schriftfag blos auf ihre mündlichen Erklärungen ihren 
echtöftreit, entfcheiden laffen. So fagt ferner der Art. 15 
ber bürgerlichen Prozeßordnung, daß, wenn ein Rechtöffreit 
am Friedendgerichte nicht fogleich definitiv entſchieden werben 
Tann, fondern erſt ein interlocutorifches Urtheil erlaffen wird, 
der Prozeß, welches auch die Verhältniffe feyn mögen, längs 
ftend binnen vies Monaten entfchieden feyn muß, und daß, 
wenn biefed nicht gefchehen, dad fpäter ergangene Endurtheil 
ungültig, der Appellation, felbft dann, wenn ber Friedens: 
richter zur Erkenntniß über die Sache in letzter Inſtanz bes 
fugt war, unterworfen ift, und von dem höheren Richter ver: 
nichtet werden muß, 

Indem der Gefeßgeber hiernach bei den, den Friedends 
gerichten zur Beurtheilung überwiefenen Sachen offenbar mög- 
lichfte Wohlfeitheit und Raſchheit des Verfahrens als nächfte 
und hauptjächliche Zwede im Auge hatte, hat er das weitere 
Erforderniß, eine Garantie für die eigentliche Güte der Recht: 
bresung, ben Rechtöfuchenden durch den eigenthümlichen 

harakter und Stelung ber Friebendrichter zu verleihen ge- 
ſucht. Nur ein Mann, ber dad Vertrauen ded ganzen Gan- 
tond ſich erworben, follte Friedensrichter werden können; bie 
Bewohner bes Cantons felbft follten ihn durch freie Wahl, 
und jebesmal nur auf eine gewiſſe Anzahl von Jahren (zu: 
erft auf zwei, fpäter auf zehn Sahre) ernennen. 

Sein Charakter follte mehr vermittelnd und verſöhnend, 
als firengrichterlicher Natur feyn. Darum brauchte er auch 
kein Mechtögelehrter, aber er follte ein Mann der Erfahrung 
(deshalb verlangte das Gefeg ein Alter von wenigſtens drei: 
Bi Sahren), er follte ferner ein Freund und Rathgeber der 

ewohner feines Cantons feyn, und ihre Streitigkeiten mehr 
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* Fre pater familias, wie nach dem firengen Gefebe 
en. 

Darum konnten auch die Gefeßgeber bei der Einführung 

diefer wohlthätigen Inftitution fagen : 

„Wir wollen in einem jeden der bezeichnet werdenden 
Bezirke ein Tribunal errichten, welched ein Altar der Eins 
tracht feyn fol. Das Volk, welches ſich in feiner Wahl nicht 
täufchen wird, wird den Würdigften dazu berufen. Diefer 
volksthümliche Magiftrat aber wird die Freimüthigkeit, die 
Tugend und die Rechtſchaffenheit, Mitleidven mit dem Uns 

lüde, und Nachficht gegen Verirrung und Schwächen in 
einem Gefolge haben. Seine Worte werden den Haß zer- 
flören und die Leidenfchaften befänftigen, der Friede wird in 
den Familien berrfchen, und die Verderbten werden ihren ver: 
brecherifchen Plänen entfagen. Eher der Freund, der Ber: 
mittler und der Water feiner Mitbürger, als ihr Richter, wird 
er den Prozeßen durch feine Nathichläge vorbeugen, wie den 
Bergehen durch feine Wachſamkeit; und wenn auch feine 
Hand manchmal dad Schwert der Gerechtigkeit führen muß, 
wird man boch weit öfter nur ben Delzweig bed Friedens 
in ihr erblicken.“ 

Nach diefen Bemerkungen über die mwefentlichen Grund» 
züge der Snftitution der Friedendgerichte, über ihren Geift 
und Charakter, und dad Verfahren bei benfelben, bedarf ed 
wohl Feiner Ausführung, um zu zeigen, daß die Friedendge: 
richte nur ein Erceptiondgericht für geroiffe Arten von Sachen 
feyn können und dürfen, und daß, wie wohlthätig die In: 
ftitution auch für diefe Arten von Rechtöfachen ift, und fich 
feither bewiefen hat, und obgleich die Friedensrichter dermalen 
nur aus Männern, die juriftifche Studien gemacht haben, 
beftehen (wogegen fie aber jet nicht mehr gewählt, fondern 
vom Megenten ernannt, und auch jüngere Perfonen unter 
30 Jahren dazu genommen werben): dennoch es fehr gefährs 
lich feyn, und eine Menge Nachtheile und Inconvenienzen 
mit fich führen möchte, wenn man ihre Competenz entweder 
ganz generalifiren oder auch nur fehr bedeutend in quali et 
quanto ausdehnen würde, 

Hierher würden namentlih, ohne fie alle anzuführen 
und ohne in bad Detail näher einzugehen, gehören: 

1) Der Mangel derjenigen wefentlihen Formen ded Ber: 
fahrens, welche in dem ordentlichen Prozeſſe eine Bürgfchaft 
für die Gründlichkeit und Reife der Verhandlung und des 
Urtheild find, und welche man daher wohl bei Bagatellfachen, 
aber niemalö bei wichtigeren NRechtöangelegenheiten, wo nas 
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türlih Auch alle complicirten Incidentpuncte fich vielfältig 
zeigen, bei Seite fegen darf. , | 

2) Der Mangel gebildeter Nechtöbeiftände, welche man 
in einem Verfahren, wo die Verhandlungsmarime im ſtreng⸗ 
fien Sinne gilt, und der Richter Bein Vertheidigungdmittel 
fuppliren kann, dem der Rechte Unkundigen nicht entziehen 
darf, wenn man ihm nicht mit gebundenen Händen feinem 
geübteren Gegner überliefern will. 

3) Die Ueberlieferung des rechtöunfundigen Publicums in 
die Hände-von fogenannten Winfeladvocaten, welche fich da, 
wo die Thätigfeit der Anmälte geſetzlich ausgefchloffen ift, 
an dem Sike der Gerichte bilden, und wie die Erfahrung 
ftetö bewiefen hat, und auch die neuen Klagen aus Rheins 
preuffen, wo bekanntlich die Competenz in perfönlichen und 
Mobiliarkflagen bedeutend erhöht worden ift, bezeugen, mei: 
ftend den Prozeß führenden Partheien zum wahren Unglüd 
und Ruine find. 

4) Der Mangel ded Inſtituts der Staatöprocuratur, 
welched bekanntlich bei dem Friedensgerichte nicht befteht, 
während gerade diefem Snftitute ganz vorzugsweife die wich» 
tige Fürforge für die Intereſſen der Minderjährigen, der 
Schwach⸗ und Blödfinnigen, der Abmwefenden, und aller der: 
jenigen anvertraut ift, um welche, weil fie nicht felbft gehörig 
fid) vertheidigen können, das Geſetz mit befonderer Sorgfalt 
ſich annehmen mußte. 

Nicht zu gedenken ferner: 

„ 9) aller derjenigen Nachtheile und Inconvenienzen, die 
die Stellung bed Einzelnrichters fchon ohnedieß darbietet, der 
tagtäglich) in 100fältige Relationen mit feinen Gerichtöange: 
hörigen kommen Tann, und allem dem Einfluffe ausgefest ıft, 
den diefe Relationen, die mehr oder weniger audgezeichnete 
Stellung ded einen oder andern feiner Gerichtöangehörigen, 
und viele andere Berhältniffe auf ihn haben können; der fer: 
ner, allein ftehendi, des Rathes und der Kenntniffe von Eol: 
legen gänzlich entbehrt, und, wenn das Snftitut der Anmälte 
ausgefchlojfen iſt, bei den moichtigften Entfcheidungen, ftatt 
durch) den Vortrag rechtögebildeter und inftruirter Beiftände 
erleuchtet zu werden, fich oft von angeblichen Rechtsbe iſtänden 
umgeben fehen wird, die noch unwiffender als ihre Klienten find : 

und endlich 

6) daß felbft die wichtige Garantie, welche der Art. 34 
ber Berfaffungsurfunde durch die Inamovibilität des Richter: 
ftanded gewährt hat, befanntlih dem Frievendrichter ald Ein: 
zeinrichter entzogen worden ift. 

Wenn wir nun aber demohngeadhtet im neuerer Zeit 
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öfterd den Wunfch nach Erweiterung der Friedensrichterlichen 
Gompetenz, namentlich in VPerfonal: und Mobiliarklagen ver: 
nommen haben, fo läßt fich diefes nur durch die großen 
Veränderungen erklären, welchen feit der franzöfiichen Revo— 
Iution alle Arten des Eigentyums und fo viele Beziehungen 
des gefelligen, bürgerlichen und Gefchäftälebens unterworfen 
waren, und welche hauptfächlicy auch den Werth des Geldes 
betroffen haben. Sn der That hat feit den 45 Jahren, feit 
welcher die Snftitution der Kriedendrichter in Frankreich ein- 
geführt worden ift, durch die Abfchaffung des Feudalſyſtems 
mit feinen Folgen, die Zerftüdelung des Grundeigenthums, 
die aufferordentliche Belebung der Induftrie, des Handels 
und Verkehrs, und fo viele merkwürdige an uns vorüberge: 
gangene Ereigniffe und neugefchaffene Verhältniffe, die ganze 
fociale Welt eine folche Umgeftaltung erlitten, daß es natür: 
ih auch auf den Werth des Geldes einen fehr großen Ein: 
fluß äußern mußte, und man daher allerdingd heute Gegen; 
ftände mit dem Namen Bagatellfachen belegen kann, welche 
es im Sahre 1790 keineswegs waren. 

Diefe Betrachtung hat fchon im Sahre 1817 eine Com⸗ 

petenzerhöhung der Friedensrichter in dem ehemald zum Groß: 
berzogthum Warfchau gehörigen Großherzogthum Pofen, und 
im Sahr 1821 in der Provinz Nheinpreußen, fie hat eben fo 
auch die Erhöhung der friedensrichterlichen Kompetenz in dem 
Königreiche Polen veranlaßt. Im lebterem Reiche hat man 
jedoch, indem man die Kompetenz in Perfonal: und Mobiliar: 
Hagen auf 500 polnifche Gulden oder ohngefähr 145 fl. unferes 
Geldes erhöhte, die Sachen der Minderjährigen ausgenommen, 
und folhe, nach wie vor, den Zribunalen erfter Inſtanz be: 
laffen, eine Modification, welche fich indeffen um deswillen 
nicht empfehlen dürfte, weil fie offenbare Ungleichheit im Ge: 
feße erzeugt. 
Die fragliche Betrachtung hat auch in Rheinheſſen, fo 
wie felbft in Frankreich in neuerer Zeit den Wunfc nad) 
Erweiterung der Gompetenz erzeugt, und wenn fie aus den 
eben angegebenen Gründen auch allerdings Berüdfihtigung 
verdient, fo ift doch auf der andern Seite nicht zu verkennen, 
daß man nicht weiter gehen darf, als das Bedürfniß, und 
daß man insbefondere den Charakter und die Wefenheiten 
der Inſtitution niemals außer Augen verlieren barf. 

Wenn daher die Staatöregierung in den Motiven des 
vorgelegten Gefeßedentwurfes fagt: „Daß was bie Frage be: 
treie, um wie viel die in Erwägung zu fommende Summe 
zu erhöhen feyn dürfte, man geglaubt habe, darauf Rückſicht 
nehmen zu müſſen, daß durch die desfallſige Beſtimmung die 
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an bie Friedensgerichte verwiefen werdenden Klagen ben 
Charakter der Bagatellfachen nicht gänzlich verlieren, daß aber 
in dieſer Beziehung, fo wie in der weitern in den Motiven 
angeführten Beyiebun ‚ die bei dem vorigen Landtage von 
den Ständen vorgefchlagene Summe von fl. zu hochge⸗ 
griffen zu ſeyn fcheine, und man es für räthlicher erachte, 
vorerft und bis man über die Erhöhung ber Kompetenz wei: 
tere Erfahrungen gemacht habe, die fraglihe Summe auf 
140 fi. feftzufegen,” fo kann Ihr Ausfhuß nur dem Gefagten 
beiftimmen, indem er fich zu der Anficht bekennt, daß fo wie 
die Verhältniffe gegenwärtig find, ohne Nachtheil für die 
Rechtöbedürftigen und Gefährdung der Inftitution felbft eine 
weitere Erhöhung nicht ftatthaft jey, und daß die Staatöres 
ierung , indem fie den biöherigen GCompetenzbetrag auf das 

reifache zu erhöhen beantragt, Alles gethan hat, was man 
im Interefje der Erweiterung von ihr verlangen Eonnte. Ihr 
Ausihuß glaubt daher Ihnen die Annahme des Geſetzesent— 
wurfd empfehlen zu müffen. | 

Der Entwurf hat übrigens nicht ausdrücklich — 
wie mit denjenigen Sachen zu verfahren ſey, welche im Augen⸗ 
blicke der Publication des Geſetzes bereits am Kreisgerichte 
anhängig gemacht, aber noch nicht definitiv entſchieden ſind, 
ob ſie das Kreisgericht an ſich behalten oder zur Beendigung 
bed biöher bei ihm betriebenen Verfahrens die Partheien an 
das Kriedendgericht verweifen folle.. Eine Verfügung hierüber 
erfcheint daher zweckmäßig, und der Ausfhuß fchlägt Shnen 
demgemäß nach Art. 1 folgenden Zufaßartifel vor: 

„Diejenigen der in vorftehendem Artikel erwähnten Kla- 
gen, welche zur Zeit der Publication diefed Geſetzes bereits 
durch Ladung am Kreidgerichte anhängig gemacht find, follen 
jedoch bei diefem Gerichte fortgefegt und beendigt werden.” 

Diefer Zufat rechtfertigt fih in der Natur der Sache, 
indem ed unpafjend feyn dürfte, die Erfenntnig über eine 
Klage, womit ein Gerichtöfolleg bereits befaßt ift, und worüber 
dafjelbe vielleicht fogar ſchon vorbefcheidlihe Werfügungen 
erlaffen hat, demfelben wieder zu entziehen, und an einen 
Einzelnrichter zu verweifen. Auch würde die Koftenvermin- 
derung, nachdem einmal die Sache anhängig gemacht ift, nicht 
mehr von Bedeutung feyn. 

Der zweite Ausfhuß trägt daher bei der verehrlichen 
Kammer dahin an, dem vorgelegten Gefegedentwurfe mit dem 
vorfiehenden, vom Ausſchuſſe vorgefchlagenen Zufabartifel 
Ihre verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 


—— — — ñ— 
Pu . ⸗ 
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Bericht ded dritten Ausfchuffes, betreffend den Antrag 
ded Abgeordneten Frig wegen des Transports der 
Schüblinge, Vagabunden und Sträflinge (Beilage 
Nr. 93. zum 14. Protokoll); erftattet durch den 
Abg. Dr. Köhler. | 





Meine Herren! 


Der. Gegenftand, worüber ich die Ehre habe, Ihnen 
jetzo Bericht zu erftatten, war fchon auf früheren Landtagen 
zur Berathung und Beihlußnahme gefommen. Ich muß 
mir erlauben, hierauf vworerft Fürzlich zu vermeifen. 

Auf dem Landfage von 1829 und SO ftellte der Abg. 
Fritz den — 

daß die Staatsregierung erſucht werden mögte, dahin 

Verfügung zu erlaſſen, daß die durch Fortſchaffung der 

Schüblinge und Vagabunden entſtehenden Koſten künf— 

tig aus allgemeinen Staatsmitteln und zwar von der 

Oberpolizeikaſſe zu beſtreiten ſeyen. | 

Auf hierauf erjtatteten Bericht und erfolgte Berathung 
wurde fodann von der damaligen zweiten Kammer der Land: 
ftände der einftimmige Befchluß gefaßt: 

die Staatöregierung zu iR ‚ den Transport berjeni- 

gen Schüblinge, Wagabunden ıc., welche nicht zu Fuß 

weiter gebracht werben können, aus den Oberpolizeifaffen 
beftreiten zu laſſen. 

Die erſte Kammer vereinigte ſich mit diefem Befchluß ; 
und ed wurde fofort eine gemeinfchaftliche Adreffe an Seine 
Königliche Hoheit, den Großherzog, erlaſſen, worauf im 
Landtagsabfchied von 1830 $. 54 die Allerhöchfte Verkündi- 
gung erfolgte: | 

daß diefer Bitte willfahrt werben folle. 

» Dad Nähere hierüber, namentlich die Motive bed An: 
tragd, werden Sie aud ben gebrudten Verhandlungen der 
weiten Kammer der Landftände von 1829 und 30, insbe— 
Tonbers aus den Beilagen LXXXVIII und CLIV, fowie aus 
dem 48. Protokoll der Berathungen, felbft entnehmen. 

Auf dem Landtage von 1834 Fam diefer Gegenftand 
abermals zur Sprache. Es wurde nämlich bei Gelegenheit 
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ber Berathung über den Hauptvoranfchlag der Staatdaudga- 
ben für die Jahre 1833 bis 1835, indbefondere über die 
——— IX (f. Prot. 71, ©. 55 ff.) von dem Abg. 

tig behauptet, daß vielen Gemeinden in Oberhefien, der 
beftehenden Verordnung zuwider, zugemuthet werde, Trans: 
portfoften für Schüblinge, die eigentlih vom Staate getra- 
gen werden müßten, aus Gemeindemitteln zu beftreiten, und 
aß überhaupt Hinfichtlic der Verbindlichkeit zu Beſorgung 
von Transporten diefer Art häufig Verwechſelungen vorfa- 
men, Ten wurde zugleich bemerkt, diejenigen Gründe, 
welche für die Uebernahme des Transports von Schüblingen 
auf die Staatöfaffe auf dem Landtage von 1829 auf 30 ob: 

ewaltet hätten, mögten auch noch bei andern Zrandporten 
ähnlicher Gathegorie vorkommen und daher die Uebernahme 
derfelben auf die Staatöfaffe ebenfalls billig feyn. In ber 
hierauf erfolgten Abftimmung wurde einftimmig von ber 
Kammer befchloffen : 

die Staatöregierung zu erfuchen, vorerft zu prüfen und 

hiernädhft den Ständen weitere Vorlage zu machen: Ob 

und inwiefern etwa noch folche fonftige Transportleiftun: 
en von Gemeinden beftritten werden, welche in gleicher 
athegorie mit den in Folge der Befchlüffe des Lands 
tags von 1829 bis 30 bereits ald eine eigentliche Lan⸗ 
deslaft erklärten Leiftungen zu feßen und nach deren 

Analogie ebenfald für Staatölaften zu erklären. feyn 

möchten. (f. Prot. 75, ©. 2 ff.) 

Diefer Beſchluß der damaligen zweiten Kammer der 
Stände blieb indeffen wegen der inmittelft eingetretenen Auf: 
a Sg Landtags ohne Folge. 

Der Abg. Fris bringt nun den nämlichen Gegenftand 
bei der gegenwärtigen Ständeverfammlung in Anregung und 
bemerkt zur Begründung feines Antrags, mit Bezugnahme 
auf die vorderen Verhandlungen, Folgendes: 

„Die bisherige Erfahrung habe gelehrt, daß ber Begriff 
derjenigen Xrandporte, welche auf Staatöfoften, und der 
jenigen, welde von den Gemeinden zu leiften feyen, nod) 
nicht hinreichend firirt fey, indem noch jet den Gemeinden 
viele Transporte zugemuthet würden, welche der Natur der 
Sache nad), nur von der Staatskaſſe beftritten werben follten. 
Hierher gehörten namentlich die Transporte von Arreftaten 
und Entlaffenen aus ben Gentralgefängniffen und in dieſel— 
ben, oder aus einem berfelben in das andere, wodurch den 
in dem Straßenzuge nad Marienfhloß und nad) Darmftadt 
gelegenen Gemeinden fehr viele Audgaben erwüchfen; ſowie 
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auch der Transport fonftiger Schüblinge und Vagabunden, 
welhe durch dad Land (fol wohl heißen: nicht durch das 
Land), fondern in dad Land gefchoben und nur innerhalb 
deſſelben eine Strede zu trandportiren find, und deren Trans 
— neuerdings ebenfalls wieder den Gemeinden zugemuthet 
werde.’ 

Durch diefe Wahrnehmungen — veranlaßt, ſtellt der 
genannte Abgeordnete jetzt folgenden Antrag: 

die Staatsregierung zu erſuchen, dahin Verfügung zu 
treffen, „daß alle Transporte von Kntlaffenen , Anefe 
ten, Bagabunden, Schüblingen und Sträflingen, welche 
im Intereſſe der Landespolizei oder der Strafrechtäpflege 
nothwendig werden, aud der Staatskaſſe zu beftreiten — 
und nur diejenigen Transporte den betreffenden Gemein: 
den auferlegt werden, welche durch die Einlieferung fols 
cher in ihnen verhafteten Subjecte an die vorgelegten 
Gerichts- oder Kreisrärhlichen Behörden, innerhalb diefed 
Serichtö> oder — — erwachſen — oder 
welche durch ſogenannte Bettel- oder Armenfuhren — 
Weiterbringung von erkrankten Bettlern oder vermögens⸗ 
loſen Reiſenden — veranlaßt werden. 

Ihr berichtender Ausſchuß, meine Herren, iſt mit dem 
betreffenden Großherzoglichen Regierungd:Commiffär, Herrn 
Geheimen Staatörath Freiherrn von Lehmann, in Benehmen 
— und hat von demſelben die gewünſchte ausführliche 

rläuterung in einem Schreiben erhalten, das ich die Ehre 
haben werde zu verleſen. 


eg. 

Inhalts: „Nach den i. 3. 1823 ergangenen Verfügungen 
über die Koften ded Transports von unvermögenden Inquiſiten 
und Züchtlingen follen in den Provinzen Starkenburg und 
Dberheffen — (In der Provinz Nheinheffen wurden ſchon 
früher nur die Koften des Transports bid zum Cantondort 
von den Gemeinden beftritten.) 

1) „bei dem erften Transport von Xrreftaten in ein Ge: 
fangniß die Koften (ald Bettelfuhr) von den betreffenden Ge: 
meinden beftritten werden.‘ 

2) „Wenn Inquifiten oder Züchtlinge zum Behuf von 
Bernehmungen oder Confrontationen von einer andern Bes 
börde - requirirt und an den Sitz derfelben gebracht werden, 
fo hat die requirivende Behörde für die Eransportkoften Sorge 
zn tragen.“ 

— „Die betreffende Criminalkaſſe hat die Koſten zu be— 
iten: 
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a) wenn SInquifiten in einer gegen fie eingeleiteten Unter: 
fuchung zum Zwed diefer Unterfuhung aus dem Crimi⸗ 
nalgefängniß an einen anderen Ort gebracht werden 5 

b) wenn SInquifiten aus dem Detentiondgefängnig in das 
Zudt : ‚oder Gorrectionshaus oder nad Haus gebracht 
werden. 

4) „Wenn Züctlinge aud dem Zucht: oder Gorrectionds 
haus auf einige Zeit entlaffen werben , jo hat refp. die Zucht: 
oder Gorrectionshaud-Kaffe die Transportkoſten zu beftreiten.’' 

9) „Bet gänzlicher Entlaffung von Gefangenen aus dem 
Zucht- oder Gorrectionshaus follen die Gefangenen, wie fon= 
flige Arme, auf dem Schub fortgebracht, mithin die Trans— 
portfoften von den betreffenden Gemeinden beftritten werben. 
Nur die Gemeinde Rodenberg foll wegen der häufigen Trans— 
porte eine Vergütung dafür bis auf die nächte Hauptftation 
(in der Regel Friedberg oder Butzbach) erhalten.‘ 

„Auch bei vermögenden Inquifiten follen bei deren Ent- 
laffung nah Haus die Zransportkoften, wenn fie nicht in 
die Unterfuchungsfoften condemnirt werden, aus der betreffen: 
den Griminalfaffe beftritten werden.” 

‚Bei diefen Verfügungen ging die Staatsregierung von 
dem Grundfab aus, daß der erfte Transport von Gefange- 
nen zu dem Sitz eined Polizei- oder Juſtizamts und in ir 
gend ein Gefängnig und eben fo der Transport von Gefans 
genen nach einer definitiven Entlaffung aus einer Strafan: 
ftalt (da fie mit ihrer Entlaffung aus diefer Anftalt aud aller 
Berbindung mit derfelben treten) ferner als Gemeindelaft zu 
behandeln fey, dagegen alle Koften eines ſolchen Transports, 
die fich. bei Gefangenen in der Zwifchenzeit ergeben, aus ber 
Staatskaſſe zu beftreiten feyen.“ 

„Hinfichtlich des Transport3 von Schüblingen und Va— 
gabunden ift fodann im Sahr 1830 verfügt worden, daß — 
— dem Antrage der Stände — in dem ganzen Großber: 
zogthum 

1) die Koften ded Transports folcher Schüblinge. und 
Bagabunden, welhe nad) Conventionen mit andern Staas 
ten von denfelben übernommen werden müffen oder die nur 
zur Durchführung durch dad Land zum weiteren Transport 
in andere Staaten übernommen werden, und 

2) die Koften des Zransportd der im Inlande aufge: 
griffenen Wagabunden von dem Landraths-, Landgerichtö- 
oder Friedensgerichts-Sitz bis in die Provinzialhauptftadt und 
von da in dad Ausland 
aus der Staatöfaffe zu beftreiten feyen; wogegen der Trans⸗ 
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port von Schüblingen und Vagabunden von dem Ort, wo 
fie ergriffen werden, bis zu dem Sitz des Landgerichts ıc. 
ferner, wie bisher, als Gemeindelaft zu behandeln ſey.“ 

‚Nach der Motion des Herrn Abg. Friß werben hiers 
nach noch. Koften einzelner Transporte von’ Gefangenen von 
den betreffenten Gemeinden beftritten , ‚welche nach den befte- 
henden Borfchriften aus der Staatskaſſe zu beftreiten find, 
und bedarf ed hierbei nur einer Anzeige bei den betreffenden 
Staatöbehörden, um fogleich eine Remedur zu bewirken.’ 

„Im Uebrigen dürften: die von der Staatöregierung in 
Uebereinftimmung mit den Ständen angenommenen allge: 
meinen Grundfäße und darnach ertheilten WBorfchriften noch 
immer ald richtig anzuerkennen feyn und bis jest Feine bes 
fonderen Gründe und Beranlaffung zur Webernahme weiterer 
Transportkoften auf die Staatöfafje vorliegen. Insbeſondere 
mögte zu berüdfichtigen feyn, daß die Uebernahme der Koften 
des Transports aller aus den Strafanftalten definitiv entlaf 
fener Sträflinge in ihre Heimath der Staatöfafje eine nicht 
unbedeutende neue Laſt aufbürden würde.” 

Der Inhalt diefes Schreibend wird die verehrliche Kam⸗ 
mer überzeugen, daß die beftehenden, den fraglichen Gegen: 
ftand normirenden Beftimmungen im Weſentlichen ganz mit 
den Grundfäßgen übereinftimmen , deren Annahme im Schluß: 
antrag der Motion des Abg. Fritz empfohlen wird; fowie 
denn ferner auch hieraus erhellet, daß der Begriff derjenigen 
Transporte, welche auf Staatskoſten, und derjenigen, welche 
von den Gemeinden zu leiften find, hinreichend fixirt und in 
jenen Beftimmungen mit Gonfequenz durchgeführt und anges 
wendet if. Wenn aber gleichwohl der Abg. Fritz fich ver: 
anlaßt gefehen hat, bem vorhin verlefenen Antrag zu ftellen, 
fo bemerkt zu deſſen Motiven der berichtende Ausfhuß im 
Einzelnen noch Folgendes: I 

Der Abg.. Fris führt an, daß noch jekt den Gemeinden 
viele Transporte zugemuthet würden, welche der Natur ber 
Sache nach, nur von der Staatskaſſe beftritten werden follten 
und rechnet dahin insbefondere: Die Transporte von Ars 
reftaten und Entlaffenen aus den Gentralgefängnifjfen und in 
diefelben oder aus einem derfelben in das andere. Um aber 
die von ihm felbft gewünfchte Begriffsbeftimmung gehörig au 
firiren , ift ed nöthig, foldhe Individuen, welche fich noch in 
gefänglicher Haft befinden, oder zum Zweck ber Unterfuchung 
aus dem Griminalgefängnig an einen andern Drt gebracht 
werden müffen, oder endlich aus dem Zucht» ober Correc⸗ 
tiondhaus nur auf einige Zeit entlaffen werden, genau 
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bon denjenigen zu unterfcheiden, welche aus dem Zucht: oder 
Gorrectionshaus definitiv entlaffen, folglih von dem Zeit 
punkt ihrer Entlaffung an, nicht mehr in die Cathegorie von 
Snquifiten oder Züchtlingen zu rechnen find. Individuen der 
zuletzt bezeichneten Art treten, wenn nichts Anderes aus⸗ 
drüdlich verfügt wird, mit ihrer gänzlichen Entlaffung aus 
einer Strafanftalt gleichzeitig aus aller Verbindung mit ders 
jelben und ganz in ihre früheren Berhältniffe wieder zurüd. 
Sie fünnen demnad nun, eben fo wenig, wie vor ihrer Ber: 
haftung, in die Klaffe derjenigen gerechnet werben, welche 
im Sntereffe der Landespolizei oder der Strafrechtöpflege auf 
Staatöfoften zu unterhalten und zu trandportiren find. Ers 
eignet fich aber der Fall, daß fie auch nad) ihrer Entlaffung 
noch zum Unterhalte oder zum Xrandporte fremder Unter⸗ 
ftügung bedürfen, fo ift ihnen foldhe nach dem allgemeinen 
auch von dem Abg. Frik gebilligten Grundſatz, als vermö- 
genslofen Reifenden und Armen überhaupt, denn Inquifiten 
oder Sträflinge, haben fie aufgehört zu feyn, von den be 
treffenden Gemeinden zu gewähren. Sollten dagegen, wie 
in Der vorliegenden Motion behauptet wird, auch für Indis 
viduen der zuerft bezeichneten Art, deren Transport nad) dem 
beftehenden WBorfchriften nicht den Gemeinden, fondern ber 
Staatöfaffe zur Laft fallen müßte, in einzelnen Källen gleich» 
wohl die Erfteren in Anſpruch genommen werden, fo liegt 
die Urfache hiervon nicht in einer unzureichenden Firirung der 
Begriffe und in mangelnden Borfchriften, fondern darin, daß 
die beitehenden Normen nicht überall gleihmäßig zur Ans 
wendung fommen. Ein Grund zur Folgegebung der Mor 
tion, wie fie geftelt ift, dürfte demnach hierin um fo weni» 
ger gefunden werden können, ald die Erklärung des Herrn 
Regierungs⸗-Commiſſärs, daß ed nämlich in Fällen diefer Art 
nur einer Anzeige bei den betreffenden Staatöbehörden be— 
dürfe, um fogleih eine Remedur zu bewirken, vollkommen 
befriedigend erfcheint. | 
Eine weitere Bemerkung ded Abg. Fritz, wodurd er, 
zur Unterftügung feiner Motion, glaubt nachweifen zu können, 
daß noch jest den Gemeinden viele Trandporte zugemuthet 
würden, welche der Natur der Sache nad), nur von der 
Staatöfaffe beftritten werden follten, bezieht ſich auf den 
Transport „ſonſtiger Schüblinge und VBagabunden, welche 
durch dad Land (fol wohl heißen: nicht durch das Land) 
fondern in dad Land gefchoben und nur innerhalb defjelben 
eine Strede zu transportiren find, und deren Transport 
neuerdings ebenfalld wieder ben Gemeinden zugemuthet werde.‘ 


‚zum 24. Protofoll, - 7 


> Mach der Mittheilung des Herrn Regierungs⸗Commiſſãrs, 

in deſſen vorhin vorgeleſenen Schreiben, iſt jedoch die im 
Jahr 1830 nach dem Antrag der Stände. über dieſen Ger 
-genftand getroffene Dispofition fo Far, und felbft den in der 
‚Motion des Abg. Fritz aufgeftellten Grundfägen fo ganz ent: 
fprehend, daß ſich nad der Anficht des Ausfchuffes, eine 
„anderweite Normirung oder eine firirtere Beftimmung der bes 
ſtehenden Vorſchrift nicht empfehlen läßt. Es bleibt nämlich 
hiernach nur der Transport von Schüblingen und Bagabun: 
den, von dem Ort, wo fie ergriffen werben, bis zu dem 
Sit ded Landgerichtd ꝛc. ferner, wie bisher, den Gemeinden 
zur Laſt; alle übrigen Transportkoſten dagegen, namentlich 
bei Zrandportirungen durch dad Land oder eine Strede weit 
in dad Land, werden von der Staatdfaffe übernommen. Dieß 
ift ed aber gerade, was der Abg. Fri wünfcht. Eine Ab: 
hülfe auf legiölativem oder reglementärem Wege erfcheint alfo 
auch hier weder nöthig, noch wünſchenswerth; denn follten 
auch bei Zrandportirungen diefer Art in einzelnen Fällen, 
ftatt der Staatskaſſe — der beftehenden Vorfchrift zumider — 
die Gemeinden in Anfpruch genommen werden, fo ift nicht 
zu bezweifeln, daß durch eine Anzeige bei den betreffenden 
Staatsbehörden die erforderliche Nemedur ebenwohl aldbald 
bewirkt werden Fann. 

Wenn nun, wie aus allem bisher Gefagten erhellet, 

1) der Begriff derjenigen Transporte, welche auf Staatö: 
koſten, und derjenigen, welche von den Gemeinden zu leiften 
find, hinreichend und zwar in Uebereinftimmung mit den auf 
früheren Landtagen von den Ständen und jet von dem 
Abg. Fritz felbft empfohlenen Grundfäßen, bereits firirt und 
in den über diefen Gegenftand vorliegenden Beftimmungen 
und Borfchriften, confequent durchgeführt und angewendet 
find; wenn 

2) Abänderungen in dieſen Beftimmungen nicht allein 
inconfequent uud den angenommenen allgemeinen Grundfägen 
zuwider feyn würden, fondern auch allemal die Folge haben 
müßten, daß entweder den Gemeinden oder der Staatöfaffe — 
Lebterer insbefondere in dem Kal, wenn die nicht unbedeu: 
tenden Koften des Transports aller aus den Strafanftalten 
definitiv entlaffenen vorhinigen Sträflinge in ihre Heimath, 
ihr überwiefen werden follten, — neue, bis jest ihnen fremde 
Laften aufgebürdet würden; wenn endlich 

3) die von dem Abg. Friß in der vorliegenden Motion 
bervorgehobenen Defiderien, nach den von dem Herrn Res 
gierungs.Commiffär ertheilten Aufklärungen, nicht fowohl in 
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unzureichenden Normen, ald vielmehr im theilmeifer Nichtbes 
folgung der beftehenden Vorfchriften ihren Srund”haben, je 
doc aber in jevem Augenblid die gewünfchte Abhülfe erhal: 
ten können und — nachdem fie nun der Staatöregierung bes 
kannt geworben find, unbezweifelt auch alsbald Abhülfe er 
halten werben; — 

fo hält Ihr dritter" Ausfhuß, meine Herren, in dieſer Vor⸗ 
audfegung, den Gegenftand der vorliegenden Motion hiermit 
für erledigt und trägt ſonach darauf an, 


berfelben Feine weitere Folge zu7 geben. 


Beilage Nr. 154. zum 21. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausfchuffes , betr. den Antrag des 
Abgeordneten Zulauf, wegen Cinführung gleicher 
Geldmünzen in den deutfchen Bundeöftaaten (Beil. 
Nr. 118. zum 17. Protokoll); erftattet von dem 
Abgeoroneten Pabft. 


Der Abg. Zulauf wiederholt. hier feinen auf dem voris 
gen Landtage in der vierten Sitzung geftellten, auf jenem 
andtage aber nicht weiter zur Verhandlung gefommenen An: 
trag, welcher nad) Beilage S1 zu den Protofollen jened Lands 
taged folgendermaßen lautet: 
| (leg. jener Antrag.) 

Der Antrag, meine — ‚, berührt einen für Deutſch⸗ 
land allgemein wichtigen Gegenftand, und Niemand wird in 
Abrede jtellen, daß die WBerfchiedenartigkeit des Münzfußes 
und der Geldmünzen und namentlich der Umftand, daß die 
Münzen, indbefondere die Echeivemünzen nicht weniger Buns 
beöftaaten in andern gar nicht gelten., oder nur zu einem ge 
ringeren, als ihrem durch dad Gepräge gegebenen Werthe, 
angenommen werden, — allerdings den Verkehr in Deutfch- 
land in vieler Hinficht beeinträchtigen, und daß ed befonders 
für die durch die Zollvereinigung in einen großen freien Hans 
delöverkehr zufammengetretenen Bundesftaaten ſehr wefentlich 
ift, daß ein gleicher Münzfuß in denfelben eingeführt werde; 
eben fo wenig ift in Abrede zu ftellen, daß eine folhe Ver: 
einigung für dad Großherzogthum Heffen indbefondere fehr 
wünfchenöwerth ift, da ed einen großen Theil feiner Grenze 
mit einem Staate theilt, in welchem fogar zweierlei Münze 
fuß gefeßlich befteht und deſſen Scheidemünze namentlidy faum 
- einige Stunden über deffen Grenze hinaus gangbar ift, wäh— 
rend gerabe mit diefem Nachbarlande ein fehr lebhafter Details 
verkehr in Natur> und Kunftproduften beſteht. Dazu fommt, 
daß wegen des früher fchon gangbaren Preifes der Furhefft- 
fhen Scheidbemünze in dem an Kurheſſen grenzenden Theile 
der Provinz Oberhefien der preußifhe Thaler im gewöhnli⸗ 
chen Verkehr zu 1 fl. 48 fr. gerechnet wird, während er an 
ben öffentlichen Kaffen zu 1 fl. 45 fr. gefegt ift und in allen 
ga heilen des Großherzogthums aud nur fo viel gilt, 
ein Umſtand, woburch dem. jein Gelb im Kleinen verdienen 


v 
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ben Arbeiter, Bauer oder Handwerker fortwährend Verluſte 
erwachfen. 

Ein weiterer Mißftand für den Handelöverfehr im Groß: 
Da Heſſen ift dadurch beftehend, daß in der Stadt 
Frankfurt, wenn fchon der Münzfuß dafelbft mit dem unfri- 
gen gleich fenn full, die bei und faft allein nur curfirende 
preußiihe Münze in Geldgefchäften nicht zu dem vollen 
Merthe angenommen wird, welcher bei uns feftgefeßt oder 
doch üblich iſt. Ja fogar die inländifchen Poſtämter nehmen 
bei dem Abonnement für Zeitungen nach Anordnung ber 
Oberpoftdireftion zu Frankfurt, Fein preußifches Geld. 

Eben deßhalb aber, weil alle diefe Mißverhältniffe fo 
fehr in die Augen fallen und fo vielfeitig empfunden werden, 
dürfte Faum zu denken feyn, daß folche die deutfchen Regie: 
rungen nicht längft follen erkannt haben, oder daß wenigftens 
die zum Zollvereine zufammengetretenen Regierungen und na: 
mentlich unfere Staatsregierung, fowohl im Intereſſe ihrer 
Unterthanen , ald in dem ihrer Finanzverwaltung , für welche 
bei den Zollanfägen, Abrechnungen und Ausgleichungen ze. 
die verfchiedenen Münz:, Maas: und Gewichtöverhältniffe, 
befonders befchwerend feyn müffen, — nicht bereits follten 
auf Abftelung jener Mängel Bedacht genommen haben. 
Daß fich dies wirklich fo verhält, dafür liegen die Be: 
weife auch vor; denn in der Zollvereinigungsafte zwiſchen 
Preußen, den beiden Heffen, Baiern, MWürtemberg ꝛc. ift 
Art, 14, ſowie auch in den Verträgen mit den fpäter beiges 
tretenen Staaten, ausdrüdlich gefagt: 

„die contrahirenden Regierungen wollen dahin wirken, 

daß in ihren Landen ein gleiches Münzmaas» und Ger 

wichtöfoftem in Anwendung fomme, hierüber fofort bes 
fondere Verhandlungen einleiten laffen und die nächfte 

Sorge auf die Annahme eines gemeinfchaftlichen Zollge: 

wichts richten.” 

‚Wenn nun demohngeachtet noch Fein Nefultat von den in 
diefer Hinficht bereits eingeleiteten Verhandlungen in’ Leben 
getreten ift, fo läßt fich dies erflären, wenn man in Betracht 
zieht, daß der Zeitpunkt, in welchem fortwährend weitere 
Staaten dem Zollvereine beitraten, noch wenig geeignet war, 
in jener Hinficht zu Ausführungen zu fchreiten. — Für das 
Großherzogthum Beer muß namentlich, bei Einführung von 
gleihem Münzfuße, Gewicht oder Maas in den Zollver: 
bandöftaaten, die Theilnahme der Stadt Frankfurt: von bes 
jonderem Intereſſe feyn, welche Theilnahme wohl aber nach. 
dem Beitritte diefer freien Stadt zum: Zoll⸗ und Hanbelövers - 
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bande weit eher, als vorher denkbar ift. Beſonders muß: aber 
in Betracht fommen, daß- fi beim VBorfchreiten zur Einfüh— 
rung eined gleichen Münzfußes große Schwierigkeiten ergeben 
müfjen, denn bei der Verfchiedenheit des Silberwerths der in 
den betreffenden einzelnen Staaten dermalen gangbaren Mün— 
zen zu ihrem Prägwerthe wird ed eben fo fchwierig ſeyn, alle 
diefe Münzen auf einen anzunehmenden allgemeinen Münz: 
fuß zu rebuciren oder fie einzuziehen und umzuprägen, als 
e3 fchwierig feyn wird, fehr große Koften dabei zu vermeiden: 
Nach diefem Allem ift eben fo wenig zu zweifeln, daß 
diefe verehrlihe Kammer einftimmig den Wunſch ded Antra 
ftellerö theilt, al& e& nicht zu bezweifeln ift, daß es ganz in 
der Tendenz und dem Willen unferer Staatöregierung liegt, 
zur Einführung eined gleichen Münzfußes in den in den Zolls 
verband zufammengetretenen Staaten: kräftigſt zu wirken; dem: 
nach trägt der dritte Ausfchuß darauf an, die möglichfte Bes 
rücfichtigung des Antrags bei fchidliher Gelegenheit der 
Staatöregierung vertrauensvoll anheimzugeben. 


Beilage Nr. 155. zum 32. Protokoll. 


Antrag ded Abgeordneten Prätoriud, die Weidebered: 
tigungen betreffend. 


Der Abgeordnete Goldmann ftellte auf dem Landtage 
1833 den von der damaligen zweiten Kammer genehmigten 
Antrag, auf Vorlage eines Geſetzesentwurfs, wornach die 
MWeideberechtigungen geregelt und den Gutsbefigern die Mög- 
lichkeit gegeben werde, alle auf ihrem Grund und Boden 
haftende Weideberechtigungen durch angemeffene Entfchädigung 
der Berechtigten zu entfernen. 

Beilage Nr. 176. Ausfchußbericht Nr. 252. Berathung 

Prot. Nr. 45. Abftimmung Prot. Nr. 47, 

Die erfte Kammer fchloß fich dieſem Befchluffe der zwei: 
ten Kammer im Wefentlichen an, 

Ausfhußbericht Nr. 44. Berathung Prot. Nr. 25. 
und ed wurde nur die Mobdification befchloffen: dem Antrage 
ber zweiten Kammer nur dann beizutreten, wenn die Bitte 
um Borlage eined Gefegedentwurf im Allgemeinen geftellt 
‘und hinzugefügt werde: 

„mit Berüdfihtigung der in beiden Kammern der Stände 

„gemachten Bemerkungen.‘ 

Prot. Nr. 27, 

Die zweite Kammer erklärte fich fpäter mit diefer Mo- 
bification einverftanden, 

Ausfchußberiht Nr. 390. Berathung Prot. 73. und Ab- 

flimmung Prot. Nr. 76. 
und ed wurde hiernach in einer gemeinfchaftlichen Adreffe, um 
Borlage eined Geſetzesentwurfs gebeten, fofort auch die Vor: 
legung eines folchen Geſetzesentwurfs im $. 20. der Verkün- 
digung der landeöherrlichen Entfchliegungen ıc. Regierungs⸗ 
blatt Nr. 39. von 1834 , zugefagt. 

Der Gegenftand ift indeffen bis jet noch nicht zur Er» 
ledigung gefommen. 

Sch ftelle daher den Antrag: 

die hohe Staatöregierung um Worlage eines Gefebes: 

entwurfd wegen der MWeideberechtigungen in der von 

den Ständen de3 Jahrs 1833 erbetenen Meife, wieder: 
holt zu erfuchen. 


Beilage Nr. 156. zum 22. Protokoll. 


Bericht ded dritten Außfchuffes der zweiten Kammer 
über die Wahl ded Abgeordneten im ſechsſten Wahl: 
bezirfe der Provinz Rheinheſſen; erftattet von dem 
Abgeordneten Hardy. 


Die verehrliche Kammer hat durch Beſchluß v. 11. Mai 
d. 3., die Wahl ded Abgeordneten des fechsten Walbezirks 
der Provinz Rheinhefjen im zweiten Grade für ungültig ers 
Härt. Sie wurde wiederholt und folgeweife damit auch eine 
neue Wahl ded dritten Grades verbunden, bei welcher ber 
— Carl Mohr zu Oppenheim, einſtimmig als 
bgeordneter erwählt wurde. Er erhielt von den im Mahls 
termin erfchienenen 24 Wahlmännern, zu welchen er felbft 
zählte, 23 Stimmen und nur feine eigene Abftimmung war 
natürlich einem andern MWahlcandidaten zu heil geworden. 
Ihr Ausſchuß hat die neuerbingd vorgenommenen Wahs 
len des zweiten und dritten Grades geprüft und dabei die bes 
ftehenden gefeglihen und reglementären Vorfchriften auf das 
genauefte befolgt gefunden; weshalb derfelbe darauf anträgt: 
die am 3, Juni d. J. gefchehene Wahl des Landtagds 
Abgeordneten im fechöten Wahlbezirke der Provinz Rhein« 
hefien für definitiv gültig zu erklären und bie Einberw 
fung des gewählten Abgeoroneten zu veranlaffen. 


Beil.z. d. Berhandt,d. 2.Kam. I. Band, 23 


Beilage Nr. 157. zum 22. Protokoll. 


Bericht des zweiten Ausfchuffes, den Antrag des Abs 
geordneten Glaubrech, die Ernennung eined weites 
ren Mitgliedes. ded zweiten Ausſchuſſes an die Stelle 
des Abgeordneten Langen, mährend der Fortdauer 
der Abmefenheit vdefjelben aus der Kammer betr. 
(Beilage Nr. 121. zum 18. Prot.); erftattet von 
dem Abgeordneten Weyland. 


— — 





Ihr zweiter Ausſchuß, meine Herren, würde über die 
obige Motion unverzüglich berichtet haben, wenn er nicht ge— 
hofft hätte, daß ſich der Gegenſtand derſelben durch den Ein: 
tritt des Abg. Langen in die erſte Kammerſitzung nach den 
Pfingſtfeiertagen von ſelbſt erledigen werde. 

Da indeſſen dieſe Erwartung bis jetzt unerfüllt geblieben 
iſt, fo ſäumt derſelbe nicht länger, der hohen Kammer feine 
Anficht nachftehend vorzulegen. 

Es konnte fich nicht fehlen, daß die nunmehr Gwöchige 
Abwefenheit des fiebenten Ausſchußmitglieds einen nachtheilis 
gen Einflug auf unfere Gefchäfte bereitd gehabt hat. Bei 
der großen Anzahl der uns zugetheilten, mitunter fehr ſchwie— 
rigen und wichtigen Arbeiten wird darauf gerechnet, daß 
fieben Mitglieder des Ausfchuffes anmwefend feyen und Thä— 
tigkeit entwideln. Fällt eines diefer Mitglieder aus, fo ents 
fteht natürlich in den einzelnen Referaten eine Gefchäftslüde. 

Außerdem berüdfichtigt aber auch die Weisheit diefer 
hohen Verſammlung fehon in der Auswahl der Nerfonen die 
Sntereffen der Gegenftände und Provinzen, welche einer bes 
fondern Vertretung bedürfen. Durch die andauernde Abwe⸗ 
fenheit eines Mitgliedes entgeht daher dem Ausfchuffe nicht 
blos ein Referent für die worbereitenden Arbeiten, es entfteht 
daraus ein unter Umftänden noch empfindlicherer Nachtheil 
für die Berathungen im Ausfchuffe felbft. 

Diefen letzteren vorzugöweife zu beachtenden Gefihtspunft 
hat der Here Antragfteller fehr richtis angedeutet, indem er 
die andauernde Entfernung des Dr. ee mit der Motion 
über den Artikel 103 in Verbindung bringt. | 

‚Eine Fünftige gemeinfame und umfaffende Gefeggebung 
wenigftend in ihren Grundlagen herbeizuführen, gebört un. 


Beilage Rr. 157. zum 22, Protofsl. 2 


itig zu den wichtigften Aufgaben dieſes Landtages. Das 
and fieht dem Erfolge mit Erwartungen entgegen, welche 
nur durch die angefirengtefte Thätigkeit der Ausfchüffe gerecht. 
fertigt werben können. Nun bat zwar unfer Referent bezüg« 
lich des Art. 103 fchon feit drei Mochen fchriftliche Anträge 
an und geftellt; wir waren indeffen genöthigt, die Berathung 
bis heute zu verfchieben, weil, wie der Herr Antragfteller 
richtig bemerkt, das Intereſſe der Provinz Rheinhefien bier 
vorzugsweiſe betheiligt ift, und weil daS zweite in der rheins 
Heffifchen GSerichtöverfaffung befonder® erfahrne Mitglied des 
Ausfchuffes von Zag zu Tage vergeblich erwartet wurde. 
Diefe wichtige, vielfach verzweigte, andauernder und ums 
ichtiger Prüfung bedürftige Angelegenheit hat daher bisher 
08 um dieſes Mitgliedes Willen geruht und wird, wenn 
nicht dem Bedürfniſſe abgeholfen wird, auch Fünftig nicht 
ohne große Inconvenienzen in Berathung genommen werben 
Önnen. | 
Ganz einverftanden alfo mit dem dringenden Erforder: 
niffe einer fchleunigen Abhülfe, können wir gleichwohl die 
übrigen Vorfchläge der Motion nicht unbedingt zu den unfris 
gen machen. Denn eine proviforifche Beſetzung der Stelle 
i8 zur Ankunft des Abg. Langen möchte eines Theild unfes 
rem Bedürfniffe, andern Theils den Vorfchriften der Gefchäfts- 
ordnung nicht entfprechen. 
| Unfer Bedürfniß erbeifcht bei der nahen Verbindung, in 
welcher die verfchiedenen und anvertrauten Arbeiten unter fich 
ftehen, einer ununterbrochenen, keinem Wechfel der Perfonen 
unterworfenen , theild vorbereitenden,, theil& berathenden Aus» 
bülfe für alle Gefchäfte, und die Geſchäftsordnung kennt 
nur definitive Befegung der Audfchußftellen, oder, in befon» 
deren Fällen, eine Verſtärkung des definitiv befeßten Aus: 
ſchuſſes. Ob die leßtere irgendwo demnädit erforderlich feyn 
werde, wird die hohe Kammer aus der Befchaffenheit unferer 
Borlagen Fünftig ermeſſen. | 
5 kann daher unſeres Dafürhaltend nur darauf ans 
kommen, ob jest fchon, mit Entbindung des Dr. Langen von 
den Ausfhußgefchäften, zur definitiven weitern Wahl eines 
Ausfhußmitgliedes zu fchreiten, oder ob, bevor Ddiefed ges 
fchieht, von Seiten der hohen Kammer eine Aufforderung an 
den bereit3 gewählten Dr. Langen zu erlafjen fey. 
Wir würden unter günftigeren Verhältniffen den letzten 
Ausweg vorfchlagen. 
Da indefien diefe Maaßregel voraudfichtlich mit einem 
abermaligen mehrwöchigen Verzuge verknüpft ſeyn würde, 
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und doch möglicherweife ohne Erfolg bleiben fönnte, da der 
bisherige Aufenthalt ſchon großen Nachtheil erzeugt bat, und 
fernerer Verzug noch größere en herbeiführen wird, 
da ferner die Verhältniffe des. Abg. Langen, wenn fie gleich 
ald ein vollgültiger Grund zur Entbindung von dem Eintritte 
in die Kammer nicht betrachtet werden fonnten, doch immer 
geeignet fcheinen, um eine Entbindung deffelben von anftren- 
genden die volle Zeit in Anfpruch nehmenden Ausfchußarbei- 
ten zu rechtfertigen, und folchergeftalt feinem MWunfche min: 
deſtens theilweife entgegenzufommen: fo glauben wir unfern 
rt auf die erſte Alternative, und zwar dahin ftellen zu 
müffen : - 


daß der Abg. Dr. Langen von den Arbeiten des zweiten 

Ausſchuſſes entbunden, und an feine Stelle, ein anderes 

Mitglied erwählt werde, 

Weitere die Wahl der Perfon betreffende Anträge werden 
Sie von und nicht erwarten. Diefe Frage kann Fein Ges 
genftand einer Begutachtung, Berathung oder Befchlußfaf: 
fung im gewöhnlichen Gefchaftsgange feyn. Die hohe Kam 
mer wird im ihrer Weisheit auf dem von ber Geſchäftsord⸗ 
ML, bezeichneten Wege die rechte Wahl fchon zu treffen 
wifjen. 


Beilage Nr. 158. zum 23. Protokoll. 


Beriht des erften Ausſchuſſes der zweiten Kammer 
der Landſtände, betr. die Propofition der Staats; 
regierung über die Feftftellung eines Provinzialftras 
Genbaufpftemd und über die Bewilligung des erfor: 
derlihen Credit zur Vollendung der in jenes Syſtem 
aufgenommenen Provinzialitraßen während der näch— 
ften ſechs Jahre (Beilage Nr. 68. zum 12. Prot.); 
erfiattet von dem Abgeordneten Hirſch. 


Die große Wichtigkeit — angelegter Kunſtſtraßen 
und der große Einfluß derſelden auf die Belebung des Ver— 
kehrs iſt in neuerer Zeit allgemein anerkannt worden, und es 
ſind daraus vielfache Wünſche und Anträge hervorgegangen, 
welche nicht nur die Beförderung des begonnenen Straßen: 
bau's, fondern auch die Anlegung ganz neuer Straßen be: 
zweden. Es war daher dringend nöthig, aus diefen verfchie: 
denen Anträgen ein zwedmäßiges Syſtem auszuwählen, wel: 
ches eine fefte Norm für die Fünftige Fortfegung des Straßen: 
bau’3 abgibt, und zugleich die Mittel genau in Erwägung zu 
ziehen, welche zur Erreichung der fo vielfach laut gewordenen 
MWünfche erforderlich find. 

Unter diefen Umftänden konnte es nur erfreulich feyn, 
dag Herr Minifterialraty Eckhardt in der zmölften Sitzung 
der zweiten Kammer, in Auftrag ded Gr. Minifteriumd des 
Innern und der Quftiz, einen Vortrag erftattete, welcher die: 
fen hochwichtigen Gegenftand ausführlich, behandelt und wel: 
cher fich mit dem doppelten Antrage fchließt: 

1) daß das vorgefchlagene Syſtem ber Provinzialftraßen 
in ben ee Provinzen die Zuflimmung der Stände erhal: 
ten, un 


2) der Großherzogl. Staatdregierung die Autorifation 
ertheilt werben möge, diejenigen Summen, welche, neben den 
gefeglichen Audfchlägen des jährlihen Marimums, zur Vollen: 
dung des vorgelegten Syſtems in den nächften ſechs Jahren 
erforderlich find, verzinslich aufzunehmen und biefelben durch 
fortgefegte Audfchläge nach Vollendung des Baues bis zu 
deren Tilgung wied r abzutragen. 

23* 
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Um biefe einflußreichen Anträge gehörig beurtheilen zu 
können, erlaube ich mir, der verehrlichen Kammer, im Auftrag 
des erften Ausfchuffes, Nachftehendes zu bemerken. 


I. Syftem der Straßen 


: Nach dem Gefeß vom 12. October 1830 zerfallen bie 
‚größeren Kunftftraßen in zwei Claffen, und. zwar in Staats: 
und Provinzialftragen. 

Unter Staatöftraßen werben hiernach diejenigen verftan- 
ben, welche vorzüglich zur Belebung des Verkehrs und Trans 
ſits mit dem Auslande dienen, während man unter Provinzial: 
ftraßen diejenigen begreift, welche für den inneren Verkehr 
einer Provinz oder für die Verbindung mit den andern Pro: 
pinzen von Wichtigkeit find. 

Ueber dad Syſtem der Etaatöftraßen hat zwar die Groß: 
herzogliche Staatsregierung bis jest Feine befondere Vorlage 
gemacht. Es ift indeffen aus den Bemerfungen über einige 
Veränderungen in der bisherigen Glaffification der Straßen, 
welche in dem oben erwähnten Vortrage ded Herrn Minifterial: 
rathes Eckhardt vorkommen, vorzüglich aber aus der Karte, 
.. diefem Wortrage beiliegt, dieſes Syſtem leicht zu er: 
ennen. 

Um Shnen daffelbe einftweilen gehörig anſchaulich zu 
machen, und Ihnen dadurd die Beurtheilung des Syſtemes 
der Provinzialftraßen zu erleichtern, hat fich der erfte Aus: 
fchuß veranlaßt gefehen, die unter A beigefügte Weberficht 
lithographiren zu laffen, worauf die Staatöftraßen mit dop- 
pelten, die Provinzialftraßen dagegen mit einfachen Linien 
angedeutet find. 

Außerdem ift unter B ein befondered Werzeichniß der 
bereit3 vollendeten und noch zu erbauenden Staatöftraßen bei: 
gefünt, welches nicht nur alles erforderliche Detail enthält, 
fondern auch die Längen der einzelnen Straßenzüge angibt. 

Alle hierin enthaltenen Staatöftraßen gehören ohne Zweifel 
gefeglih in diefe Kategorie, da fie das Großherzogthum ent: 
weder von bem einen Ende zu dem andern durchziehen, oder 
doch mit bedeutenden Handelöpläigen oder Handelöftraßen in 
unmittelbarer Verbindung ftehen, und die verehrlihe Kammer 
dürfte deßhalb au an den, von der Staatdregierung, vorge 
fchlagenen Veränderungen in der factifchen Glaffification der 
Straßen feinen Anftand finden. 

Aus dem BVerzeichniß_B ergibt fich zugleich, daß fich die 
Länge der bereit3 vollendeten und noch in Ausficht genom: 
menen Staatöftraßen beläuft: | 


zum 23. Protokoll. 3 


a) in der Provinz Oberheſſen auf .. 170,700 Klaftern 
»:»  »  Gtalenbug„ . 12060 „ 
c) ss »  » NRheindefien „» . 9660 „ 
Summe 347,900 Klaftern 
Dividirt man dieſe Zahlen mit den entfprechenden Flächens 
inhalten, fo fommen auf eine Quadratmeile in runder Zahl: 

a) in der Provinz DOberheffen . . . 2,370 Klaftern 

b)» n »  Starfenbug. . . 2, 

On » ” Rheinhefien . . . 2,260 
wad dem Prinzip der Gleichftellung. vollfommen angemeffen 
feyn dürfte, weil die Staatäftraßen, welche für den Verkehr 
mit dem Auslande beftimmt find, in allen Theilen des 
Großherzogthums ziemlich gleichförmig vertheilt feyn müffen. 

Die Provinzialftraßen richten fich dagegen mehr nad 
ben befonderen Bedürfniffen der einzelnen Provinzen, auf 
deren Koften diefelben erbaut werben, fie müffen im Inneren 
berfelben ebenfalld gleichförmig vertheilt und dergeftalt mit 
einander in Verbindung gefeßt werden, daß nirgends bedeu—⸗ 
tende Lücken entftehen, fondern alle wichtigen Orte ded Groß: 
herzogthums auf eine einfache und natürliche Weife mit eins 
ander in Verbindung fommen. | 

Ob diefer Zweck durch das vorgelegte Syſtem gehörig 
erreicht werben wird, läßt fich aus der beigefügten Karte 
(Anlage A) und aus dem dazu gehörigen Verzeichniß (Bei: 
lage C) ebenfalls hinreichend erkennen. 

Die Länge der Provinzialftraßen beläuft fich hiernach : 

a) in der Provinz Oberheffen auf . 112,000 Klaftern 

b) » » =»  Gtarenburg „ . 109,900 „ 

CD) »  Rheinhefien „ . 12370 „ 

im Ganzen auf 345,600 Klaftern 
und es kommen demnad auf die Duadratmeile in runder Zahl: 
a) in der Provinz Oberhefien . . . 1,560 Klaftern 

b)„ » "» Starkenburg . 20 Re 

5 — Kheinhefien . . . 4950 „ 

Diefe Refultate dürften den Verhältniffen der drei Provinzen 
vollfommen entfprechen, da bei den Provinzialftraßen nicht blos die 
Flächen der einzelnen Provinzen, fondern auch die befonderen 
Berhältniffe derfelben, und namentlicy die Dichtigfeit der Bes 
völferung in Anfchlag fommen muß, wenn man eine richtige 
Bergleihung über die — der Staßen anſtellen will. 

Was die einzelnen Straßen betrifft, welche in dem vor: 
gefchlagenen Syfteme vorfommen, fo find diefelben größten: 
theild ſchon auf dem Landtage von 18°°/,, zur Sprade ge 
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bracht, oder doch mwenigftend in befondren Anträgen auf ben 
Landtagen von 1833, 1834 ımb 1835, welche fämmtlih ge: 
drudt And, als höchft nöthig dargeſtellt worden. 


Es kann daher nicht in der Abficht des erften Ausfchuffes 
liegen, die Gründe für die einzelnen Straßenrichtungen 
volftändig zu entwideln, oder gar die einzelnen Krüm: 
mungen zu begutachten, weil hierbei vorzüglich technifche 
Rüdfichten entfcheiden müffen, welche eine Menge von Bor: 
arbeiten erfordern, die erft nach erfolgter Genehmigung ber 
Hauptrichtungen vorgenommen werden können. 


Die nähere Ausführung folcher Details muß, nach der 
Anficht des Ausſchuſſes, lediglich den ausführenden Behörden 
überlaffen bleiben, und derſelbe glaubt fich daher auf die 
nachftehenden Bemerkungen befchränfen zu dürfen. 


1) Die Straßen Num. 1 und 2 der Provinz Oberheffen, 
bie Straßen Num. 1 und 2 der Provinz Starfenburg, und 
bie Straßen Num. 1 bis 12 ver Provinz Rheinheffen, 
nämlich: 

a) Bon Berftadt nad) Nidda, 

b) „ Altenflabt über Staaden nach Ranftadt, 

c) ,„ Beerfelden bis an die Badifche Grenze bei Eberbach, 

d) „ Bensheim nach Lorſch, 

e) „ Mainz über Köngernheim und Wefthofen nach 
Mormö, 

f) „ Niederolm über Niederingelheim bis an den Rhein, 

8) „ Dingen über Genfingen nach Kreuznach , 

h) „ Sadenheim über Bofenheim nad) Planig, 

i) „ Genfingen nach Gauböckelheim, 

k) „ Kreugnacd über Alzei nach Worms, 

I) „Alzei über Gauodernheim nach Undenheim, 

m) „ Blonheim bis in die Staatöftraße zwifchen Wörr— 
ftadt und Alzei, 

n) ,, Pfebderöheim über Monheim und MWachenheim bis 
zur Bairifchen Grenze, 

0) „Pfeddersheim in der Richtung von Frankenthal bis 
zur Bairifchen Grenze, 

P) „ Wörfiadt Über Möllftein bis an die Strafe von 
Kreuznach nach Worms, 

D) „ Gernsheim über Eid) in die Staatöftraße von Mainz 
nah Worms, 

find bereits gänzlich beendigt, und bloß der Bolftändigkeit 
wegen, in das Verzeichniß lit. C aufgenommen worden. 
2) Die Straßen Num. 3 bis 7 der Provinz Oberheffen, 
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— F Straßen Num. 3 dis 5 der Provinz Startenburg,, 
nämli 
a) Von Kirtorf über Homberg nach Grünberg, 
b) „Ranſtadt über Nidda und Schotten RN ie 
c) ,„ Schotten über Laubach nach Wetterfeld, 
d) „ Hungen wi * nach Gießen, 
e) „Voͤhl nad Orke, 
f) „ Gernsheim nach Eberſtadt, ſowie von Roßdorf nach 
Sundernhaufen , Dieburg , Babenhaufen und 
| Seligenſtadt, 
8) „ Höchft über Umftabt nach Dieburg, 
h) , Fürth über Reichelöheim bis in die Staatöftraße 
zwifchen Brensbach und Michelftadt, 
find bereits * früheren Landtagen mit den Ständen vereins 
bart worden, und dürften deßhalb auch auf dem gegenwärtis 
gen Landtage keinem Anſtand unterliegen. 


3) Die Straße von Büdingen nach Gelnhaufen erſcheint 
war in dem vorgelegten Werzeichniffe der Provinzialftraßen;z 
He gehört aber offenbar, ald Fortſetzung der bereitd beftehen: 
den Staatöftraße von Ilbenſtadt nad) Büdingen bis an die 
Grenzen ded Auslandes, in die Kategorie der Staatöftraßen, 
und dürfte deßhalb in dem Verzeichniß der Provinzialftraßen 
zu flreichen, in dem Verzeichniß der Staate ſtraßen aber nach⸗ 
zutragen ſeyn. 


4) Die von der — — Staatsregierung neu 
vorgeſchlagenen Straßen Nr. 8, 10, 11 und 15 von 
Oberheſſen, Nr. 6, 7, 0, 10, 11, — 13, 14 und 16 von 
Starkenburg ’ ſowie endlich die Straßen Nr. 13, 14, 16, 
17, 19, 20 und 21 von Rheinheffen, nämlich: 


a) Bom Schwalbeimer of nach Staaden, 

b) Von Schotten nach Gedern, 

ec) „ Busbach über Lichebis in die Staatöftraße bei 
MWetterfeld, 

d) ,„ Ruppertenrod im Ohmthale bis in die Straße von 
Schotten nach Herbftein , 

e) „ Selterö nad) Ranftadt, 

„Lampertheim über Gernsheim nach Großgerau, 

8) „ Gernsheim nad) Zwingenberg, 

h) „ Fürth nad Weinheim, 

i) Fürth über Waldmichelbach nad Hirfchhorn, 

k) ,„ Bensheim nad) Gadernheim , 

) „ Fürth über Gadernheim bis auf die Straße von 
Eberftadt nad Roßdorf, 
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m) Bon Dieburg über Münfter, Eppertshaufen , Urberach 
und Philippseih nach Zangen, 
) „ Eberftabt über Oberamftadt nad) Roßdorf, 
0) „ Steinheim bis in die Staatöftraße von Offenbach 
nach Geligenftadt, 
P) „ Reinheim über Lengfeld bis in die Straße von 
Höhft nach Umftadt, 
9) „ Sugenheim über Partenheim, Sprendlingen, Bo- 
jenheim nach Kreuznach, 
r) „, MWörrftadt nach Bingen, 
8) ,„, Dbdernheim nach Heßloch, 
t) „ Dfthofen nach Wefthofen und Klomborn, 
u), „ Gaubödelheim über Flonheim in bie Straße von 
Kreuznad nach Worms, 
v) „ Alzei bis zu dem Vorholze, 
w) ,„, ©enfingen über Odenheim und Algesheim nach 
Niederingelheim , 
beruhen größtentheil® auf früheren Anträgen einzelner Abge⸗ 
orbneten; fie gehören überhaupt, wie fchon der blofe Anblid 
ber Karte zeigt, durchaus in das Syftem der Provinzial: 
—— und dürften deßhalb ebenfalls keinem Anftande un- 
terliegen. | 

5) Dagegen bürfte der Bau der Straßen Nr. 12, 18 
und 14 von Oberheffen, der Straßen Nr. 8, 15 und 17 von 
—— und endlich der Straße Nr. 18 von Rheinheſſen, 
nämlich: 

a) Von Wallau über Simmersbach bis an die Grenze, 

b) „ Allendorf über Rennertehaufen bis an die Grenze, 

c) ,„ Alfeld über Eudorf bis an bie Grenze, 

d) „ Babenhaufen bid an die Bairifche Grenze in der 

Richtung von Afchaffenburg,, 
e) „ Nedarfteinach über Hirichhorn nach Eberbach, 
) „Weſthofen über Mensheim bis an die Bairifche 
renze, 

nur alsdann zu bewilligen ſeyn, wenn dieſelben entweder mit 
bereits vollendeten Kunftftraßen des Auslandes in unmitiel 
bare Verbindung kommen, oder wenn durch vorherige Unters 
handlungen die volle Gewißheit herbeigeführt worden ift, daß 
die: — Straßen auch im Auslande gehörig fortgefetzt 
werden. 

Die Straße von Neckarſteinach über Hirſchhorn nach 
Eberbach kann namentlich, nach der Anſicht des Ausſchuſſes, 
blos alsdann in das Syſtem der Provinzialſtraßen aufgenom⸗ 
men werden, wenn dieſelbe nicht nur bis Eberbach, ſondern 
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auch bi8 in die Gegend von Heibelberg von dem Großh. 
Badifhen Gouvernement fortgebaut wird. 


6) Die von der Großherzoglichen Staatöregierung vor: 
gefchlagene Straße von Friedberg über Oberrosbach nach Hom⸗ 
burg vor der Höhe, melde zu einer befferen Verbindung 
zwilchen Friedberg und Mainz über Höchft dienen ſoll, fheint 
dem Ausfchuffe nicht erforderlich, weil die Hauptftraße von 
Sriedberg über Frankfurt nah Mainz diefen Zweck jchon voll: 
ftändig erfüllt, und es dürfte daher auf diefe Straße um fo 
weniger einzugehen feyn, da ber Beitritt Franffurts zum 
“ Bollvereine wohl in. der Kürze zu erwarten fteht, 

N Die von ber — Staatsregierung vor: 
geſchlagene Straße von Itter über Altenlotheim nach Frans 
fenau kann der Ausfhuß ebenfalls nicht zur Annahme em: 
pfehlen, weil die bereits vereinbarte und begonnene Straße 
von Niederorke nach Vöhl, in Vergleichung mit andern Thei- 
len des Großherzogthumd, für die dortige Gegend vollfom: . 
men hinreichen und überhaupt eine nüßliche Hortfegung in 
ber Richtung nach Frankenau nicht zu erwarten feyn dürfte. 

8) Die von der Großherzoglihen Staatöregierung vor: 
geichlagene Straßenrihtung von Wildbah nah Biſchoffen 
möchte zu verlaffen, und dagegen der, von dem Abgeordneten 
von Grolman proponirte Straßenzug von Gladenbach bis an 
die Kurbeffifhe Grenze in der Richtung von Marburg und 
von Gladenbach bis an die Nafjauifche Grenze in der Rich: 
tung von Dillenburg anzunehmen feyn, weil Zebterer den 
Bezirk Gladenbach mehr in der Mitte durchfchneidet und 
überhaupt eine fürzere Verbindung zwifhen Marburg, Glas 
denbady und Dillenburg herftellt. 

9) Die von der Großherzoglichen Staatsregierung neu 
vorgefchlagene Straße von Niederolm nah Selzen möchte 
befjer von Niederolm nach Undenheim zu dirigiren feyn, weil 
diefelbe alsdann als eine Verlängerung der Straße von Alzei 
über Odernheim n-h Undenheim erfcheint, und demungeach- 
tet der beabfichtigte „ * einer Verbindung zwifchen ver Ges 
gend von Ingelheim u. Oppenheim erreicht wird.. 

10) Die Straßen Nr. 17, 18 und 19 der Provinz 
Dberheffen, und die Straßen Nr. 20 und 21 der Provinz 
Rheinheſſen, nämlich : 

a) Bon Grünberg über Londorf an die Kurheſſiſche Grenze, 

b) „ Kirtorf uber Wahlen an die Grenze, 

c) „ Busbah bi8 an die Naffauifche Grenze in ber 
Richtung von Ufingen, 
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d) Bon Alzei bis zu dem Vorholze, 
e) „ Genfingen über Ockenheim und Algesheim nad) 
Niederingelheim, | 
find, auf Veranlaſſung befonderer Anträge einzelner Abges 
orbneten auf dem gegenwärtigen Landtage, in dem vorgeleg« 
ten Syſteme der Provinzialftraßen nachgetragen worden. 

Diefe Straßen find in jedem Falle von fehr großem 
Nusen und dürften deßhalb ebenfall3 von der Kammer zu 
genehmigen feyn. Bei den Poften a, b und ce kann diefes 
jedoch, nach der Anficht des Ausfchuffes, blos alddann ge: 
ſchehen, wenn die hierunter angeführten Straßen in dem Aus: 
lande foriaefeßt werden. 

11) Die Straße von Lindheim bis an die Grenze bei 
Marköbel (Nr. 20 der Provinz Oberheffen) erfcheint als eine 
zwedmäßige Fortfegung der Straße von Lauterbach über 
Herbftein, Gedern, Lißberg, Ortenberg ımd Gelterd bis 
Lindheim, weil bierdurch zugleich eine zweckmäßige Verbin: 
dung mit der Gegend von Hanau auf eine leichte Weife 
hergeftellt werden kann, wie ſich aus der Weberfichtäfarte 
hinreichend ergibt. | | 

Der Ausfchuß glaubt Ihnen daher auch diefe Straßen 
unter der Vorausfegung zur Annahme proponiren zu dürfen, 
daß Diefelbe auf dem Kurheffifchen Gebiet fortgefegt wird. 

Wenn die Bemerkungen unter 3,5,6, 7,8, 9,1 
und 11 berüdfichtigt werden, fo glaubt der erfte Ausfchuß 
Shnen dad vorgelegte Syftem ohne Anjtand zur Annahme 
empfehlen zu können, wobei jedoch ausdrüdlich bemerkt wer: 
den muß, daß die unter 3, 6,7, 8,9, 10 u. 11 vorgefchlagenen 
Modificationen, unter der Vorausfeßung Ihrer Zuftimmung, 
bereits in der Anlage C berüdfichtigt find, und daß legtere 
folglich fhon dasjenige Syftem der Provinzialftraßen voll 
ftändig enthält, welches der Ausſchuß, unter den angegebe: 
nen Bedingungen, als zweckmäßig anfieht. 

Sollte diefe Anficht des Ausſchuſſes von der verehrlichen 
Kammer gebilligt werden, fo werden zugleich folgende Ans 
träge auf Erbauung einzelner Provinzialftraßen, welche auf 
dem gegenwärtigen Zandtage vorgebracht worden find, ihre 
Erledigung finden, nämlid): 

a) ein Antrag des Abg. Stammler auf Erbauung einer 
Provinzialftraße von Allendorf bis an die Kurheffifche 
et: bei Rennertehaufen (Beilage Nr. 34 zum 8. Pros 
tofoll); 

b) ein Antrag der Abg. Obriftlieutenant von Rabenau, 
Prätoriud und Goldmann auf Anlegung einer Provin: 


zum 23. Protokoll. 9 


ialftraße von Grünberg über Londorf bi$ an die Kurs 

beffifche Gränze gegen Marburg (Beilage Nr. 38 zum 
8. Protofoll) ; 

e) ein Antrag der Abg. Prätoriu und Goldmann auf Er: 
bauung einer Straße von Kirtorf über Wahlen dis zur 
Kurhejjiihen Gränze (Beil. Nr. 40 zum 8. Protokoll); 

d) ein Antrag des Abg. Fritz auf Erbauung einer Provins 
ztalftraße zur Beförderung der Verbindung zwifchen Fried: 
berg und Mainz über Höhft am Main (Beil. Nr. 54 
zum 10. Protokoll; ; 

e) ein Antrag ded Abg. Knorr auf Erbauung einer Pro: 
vinzialftraße von Butzbach oder Niedermeifel bis zur 
Herzoglich Naffauifhen Gränze gegen Werborn (Beil: 
Nr. 69 zum 12. Protokoll); 

f) ein Antrag ded Abg. von Grolman auf Erbauung einer 
Provinzialitraße von der Kurheflifchen Gränze bei Wil: 
leröhaufen über Gladenbach), Weidenhaufen und Harten- 
rod bis zur Herzoglich Naffauifchen Gränze in der Rich» 

tung von Dillenburg (Beil. Nr. 70 zum 12. Protofoll); 

g) ein Antrag des Abg. Hellmann auf Erbauung einer Pro: 
vinzialftraße von Fürth bis an die Badifche Gränze bei 
Weinheim (Beil. Nr. 36 zum 8. Protofol); | 

h) ein Antrag defjelben Abgeordneten auf Erbauung einer 
Provinzialftraße von Mörlenbah über Waldmichelbach 
nah Hirfhhorn (Beil. Nr. 37 zum 8. Protokoll), jedoch 
mit einer Abänderung in der Richtung ; 

i) ein Antrag der Abg. Cameſasca, Pabft und E. Schenk 

auf Erbauung einer Provinzialftraße von Lampertheim 

über Gernsheim nach Großgerau (Beil. Nr. 66 zum 

11. Protofoll); 

ein Antrag des Abg. Vergfträßer auf baldige Herftellung 

der Provinzialftraße von Höchſt bis Umftadt (Beilage 

Nr. 79 zum 18. Protofoll); 

I) ein Antrag defjelben Abgeordneten auf Erbauung einer 
Provinzialitraße von Höchſt im Odenwalde über Leng: 
feld und Habigheim auf die Staatsſtraße bei Spach— 
brüden (Beil. Nr. 81 zum 13. Protofol), jedoch mit 
einer geringen Abänderung in der Richtung der Straßen ; 

m) ein Antrag ded Abg. Glaubreh auf Erbauung einer 
Provinzialftraße von Wefthofen über Gundheim, Nieder: 
flörsheim, Mondteim bid zur Baverifchen Gränze bei 
Kleinbodenheim (Beil. Nr. 8 zum 5. Protofol); 

n) ein Antrag bed Abg. Schmitt auf Anlage einer Provins 
zialſtraße von Bingen über Büdesheim, Dromersheim, 


— 
— 


* 
— 
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Aspisheim und Dberhilberöheim (Beilage Nr. 55 zum 
10. Protofol) ; 

o) ein Antrag des Abg. Perrot auf Errichtung einer Pros 
vinzialjtraße von Alzei über Weinheim und Offenheim 
bis an das Jägerhaus im Vorholz (Beil. Nr. 102 zum 
15. Protofol) ; 

p) ein Antrag des Abg. Brunk auf Erbauung und resp. 
Vollendung der Straße von Kreuznach über Planig, 
Genfingen, DOdenheim, — nach Niederingelheim 
in die Rheinſtraße (Beil. Nr. 124 zum 19, Protokoll), 
fo weit derfelbe blos diefe Straßenrichtung betrifft. 
Nach diefen Bemerkungen über dad Syſtem der Provins 

zialftragen geht der Ausfhuß zu dem zweiten Theil des Anz 
traged über, welcher für die Ausführung des vorgefchlagenen 
Syſtems von der entfchiedenften Wichtigkeit ift. 


II. Koften der Provinzialftraßen. 


Die bisherigen Erfahrungen haben das Refultat gegeben, 
daß der Neubau von einer Klafter Straßenlänge im Mittel 
10 fl. Eoftet. Berechnet man nach diefer Zare die Gefammt: 
foften der bereitö vollendeten und noch zu erbauenden Pros 
vinzialftraßen, und zieht man hiervon die bereitö verwendeten 
Summen ab, fo find zur Vollendung des vorgelegten Sy: 
fiemd der Provinzialftraßen am Anfang des Sahres 1836 
noch erforderlich: 

a) in der Provinz Oberhefien . . . . 823024 fl. 
b) in der Provinz Starfendurg . .  . 878884 „ 
ce) in der Provinz Rheinheffen . 4350090 

Summe 2136908 ſl. 


Um diefe Summen mit den gegebenen Mitteln vergleichen 
zu können, ift vorerft zu bemerken, daß fich der Nettobetrag 
bed Steuerauöfchlaged zu 3 Heller von einem Gulden Nors 
malfteuercapital in den Provinzen Starfenburg und Ober: 
heffen, und zu 1'/, Heller in der Provinz Mheinheffen, nad) 
dem neueften Stande der Steuercapitalien beläuft: 

a) in ber Provinz Oberhefien uf . . . 51998 fl. 
— „ Starkenburg uf . . 51917 , 

0) vu „ Rkheinheſſen auf . . . _ 28177 D 
| Summe 132087 fl. 

Sollte dagegen in den Provinzen Starkenburg und Obers 
hefien das gefeglihe Marimum von einem Kreuzer auf ben 
Gulden Normalfteuercapital erhoben werden, fo bleiben nad) 


zum 23. Protofolt 11 


Abzug ber Hebgebühren, Nachläffe und ungiebigen Koften, 
zum Behuf des Provinzialftraßenbau’s jährlidy übrig: 
a) in der Provinz Oberheffen . .: .  . 69824 
b) », » 'n  Starfenburg . 69222 „ 
Di w  Rheinhefien . ... . 281977 „ 
Summe 166723 fl. 
Dividirt man die oben angegebenen Nettobeträge des 
bisherigen Steuerausfchlages in die zu Anfang des Sahres 
1836 noch erforderlihen Summen, fo fieht man, daß, ohne 
alle Rüdficht auf die Unterhaltungdkoften, der Neubau, noch 
dauern wird: | 
a) in ber Provinz Oberheflen.. . » -» . . 16 Sahre; 
J Starfenbug . ..... 17 „ 


EB) 5, SORDERNIDERTENE - 
wobei die übrig bleibenden Brüche jedesmal ald voll gerech« 
net find. 
| Sollen aber, wie es bisher der Fall war, auch die Un: 
terhaltungskoften aus dem Nettobetrage des biöherigen Steuer: 
ausfchlagd beftritten werden, fo ift leicht zu ermefjen, daß der 
Neubau von Jahr zu Jahr langfamer gehen muß, und da 
man dad vorgelegte Syftem nie fertig bringen kann, weil 
fhon vor der gänzlichen Vollendung deſſelben der Kal ein- 
tritt, daß die Unterhaltungskoften, zu 28 Kreuzer von der 
Klafter gerechnet, den ganzen Fonds abforbiren. Will man 
auch dad Marimum, welches das Gefek vom 12. Octob. 1830 
zuläßt, in den Provinzen Starfenburg und Oberhefjen auds 
fchlagen, fo wird zwar die Vollendung des Straßenbaud hier: 
durch befchleunigt werden, allein diefe Steuererhöhung wird 
demungeachtet nicht hinreichen, um den Straßenbau fo rafch 
zu beendigen, wie ed die große Dringlichkeit und Wichtigkeit 
des Gegenftandes erfordert. Man wird ſich alsdann immer 
auf den Ausbau ifolirter Straßenftreden befchränfen müffen, 
welche, vor der gänzlichen Vollendung der Straßenzüge, nur 
als Vicinalwege betrachtet werden können, und welche daher 
nicht geeignet find, die gerechten Anfprüche aller Betheiligten _ 
zu befriedigen. 

Es iſt hiernach außer allem Zweifel, daß die Unterhal- 
tungöfoften, worüber der erſte Ausfchuß bei einer anderen 
Gelegenheit befonderen Bericht erftatten wird, nicht mehr aus 
dem Fonds für den Neubau entnommen werden dürfen, und 
daß das biöherige Syſtem des allmähligen Ausbau's gänzlich 
verlaffen und ein ganz anderes Verfahren an deſſen Stelle 
gelegt werden muß. 


! 
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Um dieſes Verfahren näher zu beftimmen, muß vor allen 
Dingen näher unterfucht werben, welche Zeit in technifcher 
Rückſicht erforderlich ift, um das Syftem- der Straßen zu be: 
endigen und dadurch die Bewohner des Großherzogthums, 
ſobald ald nur immer thunlih, in den Genuß eines Merfes 
zu feßen, deſſen wohlthätige Folgen nicht berechnet werden 

Önnen. = 7 

Zieht man hierbei in Erwägung, daß die vorgefchla- 
„genen Straßen in den einzelnen Baubezirken des Groß— 
herzogthums vertheilt find, und daß im Mittel höchftens 
20,000 Klaftern oder etwa 11 Stunden auf einen Baubezirk 
fommen, fo läßt ſich mit vieler Beftimmtheit annehmen, daß 
die Straßen innerhalb der nächſten 6 Jahre, nämlich in der 
on von 1836 bis 1841 einfchließlich, beendigt werden 
Önnen. 

Unter diefer Vorausſetzung find zur Vollendung des vor- 
geichlagenen Syſtems jährlich erforderlich : 

a) in der Provinz Oberhefien . ... . .- 187,171 fl. 
Bi... " Starfendug . . . . 146,480 
— 5 » Rheindeflen. . - . .» 72,500 


Summe 356,151 fl. 
Zieht man hiervon die oben angegebenen Nettobeträge 
des dermaligen Steuerausfchlages ab, fo find folgende jähr- 
lihe Zufchüffe erforderlich: | 
a) in der Provinz Oberheffen . . 2... 85,138 fl. 
b) vr nn Stafenbug . . ..0.94563 „ 
J—— * Rheinheſſen.... 44323 
Summe 224,064 fl. 
Wird dagegen in den Provinzen Starfenburg und Ober: 
heſſen das gejeßliche Marimum von 1 Kreuzer auf den Gul: 
den Normalfteuercapital auögefchlagen, fo betragen die jährlich 
erforderlichen Zufchüffe nur 
a) in der Provinz DOberheflen . . . . . 67,8 fl. 
5), .;; r Startenbug . . 2... 77,258 
Di 5.24, — Rheinheſſen.... 44328 „ 


Summe 189,428 fl. 


Diefe Zuſchüſſe müffen, weil eine Erhöhung des Steuer: 
ausfchlages Über das Marimum des Geſetzes vom 12. Dctob. 
1830 nicht zuläffig und überhaupt auch nicht einmal räthlich 
iſt, Durch jährliche Anleihen gededt werden, wodurch, einfchließ: 
lich der Zinfen zu 4 pGt. nach Ablauf der erwähnten 6 Sahre, 
folgende Schuld entftanden feyn wird: 
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a) in der Provinz Oberheffien . . . . . 587,581 fl. 

) vn nn .„ Stafndug . .» . . 6652323 „ 

co) 1 0 Rheindeflen . ». » . . 305,754 „ 
j Summe 1,545,668 fl. 

Wird dad gefeblihe Marimum von einem Kreuzer auf 
den Gulden Normalfteuercapital in den Provinzen Starfens 
burg und Oberheſſen audgefchlagen, fo wird nach Ablauf der 
erwähnten 6 Jahre die Schuld nur betragen 

a) in der Provinz Oberhefien . — 
b) EStarkenburg.... 582949 „ 
ec) » m» m  NRheinhefien. . » » . 809,754 „ 

Summe 1,306,730 fl. 

Diefe Schuld Tann nad Ablauf der Bauperiode von 
6 Jahren durch fortgefeßte Steuerausfchläge nad) Maßgabe 
bed Gefeed vom 12. October 1830 wieder abgetragen werden, 
—* zwar unter Vorausſetzung des bisherigen Steueraus—⸗ 

ages: 

a) in der Provinz Oberheſſen in 16 Jahren, 

| ER „»  Starkenburg „13  „ 

€) — " Rheinheffen „ 19 7 
wobei die Bruchtheile des lebten Jahres jedesmal ald vol 
berechnet worden find. s | 

Wird dagegen in den Provinzen Startenburg und Obers 
heſſen dad gefeglihe Marimum. — ſo ſind zur Tilgung 
der unter derſelben Vorausſetzung berechneten Schuld nur 
erforderlich: 
| 2 in der Provinz Oberhefien 9 Jahre. 

„ " " Starkenburg 10 " 
) um „ Rkheinheſſen 16 „ 

Sollte endlich in der Provinz Nheinheffen ebenfalls ein 
Kreuzer auf den Gulden Normalftenercapital erhoben werden, 
fo reichen die Erträge dieſes Ausfchlages vollfommen hin, um 
die vorgefchlagenen Straßen innerhalb 6 Jahren zu beendis 

en, und ed find daher, unter biefer Vorausſetzung, für Rhein⸗ 
Deffen gar Feine Zufchüffe nöthig. 

Der erfte Ausſchuß hat diefe Notizen vorzüglich aus dem 
Grunde vollftändig, hierhergefeßt, um ber verehrlichen Kams 
mer nicht allein eine volftändige Weberficht des pecuniären 
Umfangs der ganzen Operation zu geben, fondern auch bie 
Entfcheidung der Frage zu erleichtern, ob der bisherige Steuer: 
beitrag unverändert beibehalten werden fol, oder ob es zweck⸗ 
mäßiger feyn dürfte, den Steuerausfchlag auf dad Marımum 
bed Gefeßed vom 12. October 1830 zu erhöhen. 
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Es läßt fich keineswegs verfennen, daß für die Erhöhung 
des biöherigen Steueraudfchlages bis zu dem gefeglichen Ma» 
ximum allerdings erhebliche Gründe fprechen, weil alsdann 
die ganze Schuld in kurzer Zeit abgetragen feyn kann, und 
folglich die Bezahlung der Zinfen Feinen fehr bedeutenden 
Aufwand erfordert. Ä 

Zieht man dagen in Erwägung, daß zur Erreichung des 
beabfichtigten Zweckes eine — des bisherigen Steuer⸗ 
ausſchlags nicht unumgänglich nöthig iſt, und daß, wenn 
bie erwähnte Erhöhung nicht eintritt, die veranſchlagten Kos 
fien der gegenwärtigen Generation nicht audfchließend zur 
Laft fallen, fo dürfte ed — ſeyn, in den bisherigen 
Beiträgen der drei Provinzen keine Veränderung einzuführen. 

Faſſen Sie, meine — die Reſultate der obigen Ent: 
widelungen zufammen, jo werden Sie darin die unbebingte 
Nothwendigkeit erkennen, die Propofitionen der Gr. Staats. 
vegierung im Wefentlichen anzunehmen, wenn überhaupt der 
Straßenbau jemals volftändig zu Stand kommen fol, 

Der erfte Ausfhuß nimmt deghalb durchaus Feinen An» 
ftand, fchlieglicy darauf anzutragen: 

1) daß das vorgefchlagene Syftem der Provinzialftraßen, 
mit Rüdficht auf die vorgetragenen Bemerkungen, von der 
verehrlichen Kammer genehmigt, und 

2) der Sroßherzoglichen Staatsregierung die Autorifation 
ertheilt werden möge, diejenigen Summen, welche neben den 
geſetzlichen Ausfchlägen von 3 Hellern auf den Gulden Nor—⸗ 
malfteuercapital in den Provinzen Starkenburg und Oberhef: 
fen und von 1'/, Heller auf den Gulden Normalfteuercapital 
in der Provinz Rheinheffen, zur Vollendung des obigen Sys 
ftemd in den nächften ſechs Sahren erforderlich find, verzinds 
lid) aufzunehmen, und diefelben, nach Vollendung des Baues, 
durch fortgefegte Steuerausfchläge in gleicher Größe wieder 
abzutragen. MER 

Der erfte Ausſchuß ift hierbei vollkommen mit der Aeuſ— 
ferung des Herrn Regierungscommiffärd einverftanden, daß 
ed nur auf diefem Wege möglich ift, ohne Drud der Gegens 
wart ein Werk zu, vollenden, welches fehr bald reiche Früchte 
tragen und zuverläflig den Dank der Nachwelt ärndten wird, 
Der erfte Ausfchuß hegt daher auch die vollfommene Webers 
zeugung, daß Sie diefem Antrage Ihre Zuftimmung nicht 
verfagen werben. 


Beilage B. 





Veberfidt 
der 


Staatöftrafen des Großherzogthums Heffen. 


Provinz Oberbheffen. 


& Bezeichnung der Straßen. u. Bemerkungen. 


"1lStraße von Vilbel über Fried: Diefe Straße ift gänzs 
berg bis an die Kurhefli- lich beendigt mit Aus⸗ 
ſche Gränze bei Gießen, fo nahme ded Brüdene 
wie an die Preuß, Gränze baus über die Eder 


bei Bromdfirhen . » . | 567001bei Battenfeld. 


2Straße von Wetzlar über Gie: 
fen, Grünberg und Aldfeld Diefe Straße ift gang 
biö zur Kurheſſ. Gränze. | 24900ifertig. 


3Straße von der Kurbeffifchen 
Gränze bei auterbach über 
Alsfeld und Kirtorf bis an 
die Kurheſſ. Gränze in der 
Richtung gegen Marburg 
nebft der dieſer Straßen: Bon diefer Straße 
richtung angehörigen Strede find blos 11200 Klaf: 
von Buchenau nach Wallau) 22000 ter fertig. 


4 
Straße von Friedberg nad Diefe Straße ift ganz 
Grünberg k . «| 12400 fertig. 


Straße von Ilbenſtadt über 


Lindheim und Büdingen bis Bon diefer Straße ift 
an die Kurheffifche Gränze noch eine Strede von 
bei Gelnhaufen, fowie von 2700 Klafter Länge 


g Ilbenſtadt nach Windeden; 17500 zu bauen. 


Straße von Lindheim über 
Ortenberg, Gedern, Herb: 
ſtein und Lauterbach nach 
Schlitz und von da bis an 


die Kurheſſ. Gränze in der Von dieſer Straße 
Richtung nach Hersfeld und find erſt 7400 Klaf⸗ 
Fulda.. . .237200 ter fertig. 


Summe der Prov. Oberheſſen 170700 


Provinz Starfenburg. 





& Bezeihnung der Straßen. — Bemerkungen. 








1 or * der in Diee@ t 
ränze bei Heppenheim bis eſe Straße iſt gan 
Frankfurt ® ... +) 20800|fertig. — 


2 Straße von Hirſchhorn über 
Michelſtadt und Darmſtadt 
bis Mainz und von Mi: Bon diefer Straße 
chelftadt bis an die Baie- - find noch 3300 Klaf⸗ 
riſche Gränze bei Neuftadt| 50400 ter zu bauen. 


8 Straße von Dffenbah übel , | _ _ 
Langen und Großgeran bis Diefe Straße ift ganz 
an den Rhein . . . . | 16100ibeendigt. 

4 Straße von Offenbach über j 

Seligenſtadt bis an die Baie⸗ Dieſe Straße iſt ganz 
riſche Gränze . . . | 10000!fertig. 


5 Straße von Wormd über Hep⸗ 


penheim, Zürth, Michel: Bon biefer Straße 
ftadt und Eulbach bis an werben bis zu Ende 
die Baierifhe Gränze . | 28300jdiefed Jahres etwa 
ü en beenbigt 

eyn. 


Summe ber Provinz 
Starkenburg|120600 





Provinz Rheinheffen 





&| Bezeichnung der Straßen. nu Bemerkungen. 


1lStraße von der Naffauifchen 
- Gränze über Mainz, Wörr: 
ſtadt und Alzei bis an die Diefe Straße ift ganz 
Baierifche Gränze. . . | 18600 fertig. 


2Straße von Mainz über Op] 
penheim und Worms bis Diefe Straße ift ganz 
an die Baierifche Gränze | 10400 fertig. 


SiStraße von Mainz nach Bin: Diefe Straße ift ganz 
Da Ba 11500 fertig. 
4Straße von Oppenheim nad) Diefe Straße ift eben» 
Wörfadtt . . . . . | TLOOFANS fertig. 
Summe der Prov. Rheinheffen] 56600 
— — Prov. Starfenb. |120600 
— — Prov. Oberheſſen 170700 
auptſumme des ganzen — 
vn N eo kbenocihuns 3417900 


Beilage C. 





Ueberſicht 


der 


Provinzialſtraßen des Großherzogthums Heſſen. 


Provinz Oberhefſen. 





& Bezeichnung der Straßen. |: rg Bemerkungen. 


Diefe beiden Straßen 
11Bon Berftadt nach Nidda. | 4700) find früher alsStaats— 
firaßen erbaut u. nun⸗ 








2 Von Altenftabt über Staaden mehr in dad Syſtem 
nach Ranftadt . . 4200| der Provinzialftraßen 
3 Von Kirtorf über Homberg übertragen worden. 
nah Grünberg . . . | 10800) DiefeStraßen find be, 
4 Bon Ranftadt über Nidda und reitö mit den Ständen 
Schotten nach Herbftein. | 16500] vereinbart, und zum 
5 Bon Schotten über Laubach Theil ion gänzlich 
nach MWetterfeld. .. . 6400! beendigt, wie aus ber 
6 Von — Lichen. Gießen a er ee Rechen 
7Bon Böhl nah Orfe . „| 46001 fchaftsablage hervors 
geht. 
8 Vom DENE Do - | 
Staaden . . 4000 Die Straßen Num. 8 
bis 15 gehören fämmts 
d Von Schotten nad) Gedern | 5000 Lich zu dem neu vorge: 
ſchlagenen Syſteme; 
10 Von Butzbach über Lich bis in] die Straßen Num. 3, 
die Staatsſtr. bei Wetterfelo] 10400 514 und 15 find indefs 
jen blos auf der Karte 
11/Von Ruppertenrod im Ohm: angegeben,in dem vor⸗ 
thal bis in die Straße von gelegten Verzeichniffe 
Schotten nach Herbftein | 6400| aber vergeffen worden. 
12 Bon Wallau über Simmers- Die Straße von Bü- 
bach bis an die Gränze . | 990°] dingen nach Gelnhau: 
fen ift in das WVerzeich: 
18 Von Allendorf über Nenner: niß der Staatöftraßen 
tehaufen bid an die Gränze 900 Jverſetzt worden, weil 
diefelbe nur aus Perfes 
141 Bon Aldfeld über Eudorf bis hen in das Syftemder 
an die Gränze. . . . | 1800 |Provinzialftraßen ge 
fommen war. 


15/Bon Selters nach Ranftadt | 1600| 





zu übertragen | 91000 


Provinz, Ob 


erhbeffen. 


— m ee = ge vun ch Er 29 Fpne "70 
E| Benennung der Straßen. init. Bemerkungen. 
Uebertrag 91000) 
16 Von Gladenbad) bis an die 
Kurheſſ. Sränze in der Rich: | 
tung von Marburg und bis 
an dieNafjauifche Sränze in! 
der Richtung vonDillenburg| 6000 
17 Von Grünberg über Londorf Die Straßen Num.16 
an bie Kurhefl. Gränze G6000bis 19 find aufBeran- 
18 Bon Kirtorf über Wahlen an lafjung befonderer An: 


die Gränze . . 

19 Bon Butzbach bis an die Naf: 
fauifche Gränze in der Rich: 
tung von Ufingen . 

20 Bon Lindheim bis an die 
Gränze bei Marföbel. 


träge in dem vorge: 
legten Syſtem nad): 
getragen worden. 


2400 


- Summe der Prov. Oberheffen] 112000 
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Provinz Starfenburg. 


= | Bezeichnung der Straßen. 





UVon Beerfelden bid an bie]. 


Sr Gränze bei Eber: 
ba a —— 
2 Von Bensheim nach Lorſch 
Bon Gernsheim nachEberſtadt, 
ſo wie von Roßdorf nach 
Gundernhauſen, Dieburg, 
Babenhauſen u. —— 
4 Von Höchſt über Umſtadt nach 
Dieburg... 
5 Von Fürth über Reichelsheim 
bis an die Staatsſtr. zwi—⸗ 
ſchen Brensbach u. Michelft. 
6 Von Lampertheim über Gerns⸗ 
heim nach Großgerau 
7 Von Gernsheim n. Zwingenb. 
8 Von Babenhauſen bis an die 
Baieriſche Gränze in der 
Richtung von Aſchaffenburg 
9 Von Fürth nah Weinheim 
10 Von Fürth über Waldmichel⸗ 
bach nach Hirſchhorn .. 
11 Von Bensheim n. Gadernheim 
12 Bon Fürth über Gadernheim 
bis auf die Straße von 
Eberſtadt nach Roßdorf. 
13 Bon Dieburg über Münſter, 
Eppertöhaufen, Urberady u, 
Philippseich nach Langen 
14 Von Eberftadt über Dberram- 
ftadt nach Roßdorf . . 
15 Von Steinheim bis auf Die, 
Staatöftraße von Offenbach 
nah Seligenftadt . . . 
16 Von Reinheim über Lengfeld 
bis in die Straße von 
Höchſt nach Umftadt . - 
IT Von Nedarfteinach über Hirfch: 
horn nach Eberbah . . 











nn . Bemerkungen. 
1 Diefe beiden Straßen 
‚find früher alsStaats⸗ 


ftraßen erbaut, u. nun: 
3400) mehr in dad Syſtem 
1600, der Provinzialftraßen 
übertragen worden. 
Diefe 3 Straßen find 
‚bereit3 mit den Stäns 
den vereinbart; auch 
172001 find die Straßen Nr. 3 
| und 4 bereitd im Bau 
7500| begriffen, und zum 
Theil beendigt. Die 
Ä ‚früher ald Provinzial: 
4600) ftragen behandelten 
Streden von Heppen: 
15700 heim bis Ebersberg 
3500 und von Michelftadt 
nach Eulbach find nun 
mehr in dad Syſtem 
2200 Inder Staatöftr. Überge- 
6000 Igangen. 


IT| Die Straßen Num. 6 
bis 17 gehören fämmt⸗ 
lich zu dem neu vor: 

7600| gefchlagenenSyfteme. 


3600 


3500 


Summe der Provinz —— 
Starfenburg! 100900 


Provinz Rheinheffen. 


—— — —— — — — 
* Bezeichnung der Straßen. Bemerkungen. 


1lSauftraße von Mainz über 
Köngernheim und Weithofen 
nah Wormd . . . .. 1181 
2]Ingelheimer: Grundftraße von 
Niederolm über Nieberingels 
heim bis an den Rhein 
3lStraße von Bingen über Gen: | 
‚„Ningen nad Kreuznach. . |. 00 
4 Bofenheimer Straße von Ha- 
ckenheim über Bofenheim nach 
Dianig .: ii. . ci 
5 Hochftraßevon Genfingen nad) 
Saubödelhem . . . - | 
6 Mannheimer: Straße von Die Straßen Num. 1 
Kreuznach über Alzei nad) bis Num. 12 find be: 
Wormd. 2 2... 5] 19200lreitei gänzlich been⸗ 
7 Sauodernheimer Straße v. Al: digt 
zei über Gauodernheim nach | 
Undenheim . . . ...| 90 
8 Straße von Flonheim bis in die]. 
Staatöftraße zwifchen Wörr⸗ 
ſtadt und Age. . . © 
9 Pfrimmſtraße v. 





2100 


uͤber Monsheim und Wachen⸗ 
heim bis zur Baieriſchen 
Crane. . - dgiie nn 
10\Beantenthaler Straße-v: Pfed⸗ 
dersheim in der Richtung von | 
Frankenthal bis zur Baier. 
Sräne. . 2 2... | 2100 
11 Straße von Wörrſtadt über 
Wöultein bis an die Mann: 
heimer Straße » -» . - | 
12, Eicher Straße von Gernsheim 
über Eich in die Staatöftraße 
von Mainz nah Worms 3 


| zu übertragen | 80200 





Provinz Rheinheffen. 


&| Bezeichnung der Straßen. RE. 
un Uebertrag | 80200 





13 Straße von Jugenheim über 
Partenheim, Sprendlingen, 
Bofenheim nad) Kreuznach 

14 Straße von Wörrftadt nach 

Bingen 


15| — von Niederolm nach Un: 
benheim . . ii. . 
16 = * Odernheim nach Heß⸗ 
V em 4 
17) — von Oſthofen nach Weſt—⸗ 


bofen und Flomborn. . 
— 9. Wefthofen über Mons— 
heim bis an die Baie 
riſche GSräne . . . 
— von Gauböckelheim über 
Slonheim in die Mann: 
heimer Straße . 
— von Alzei bid zu dem 
Bobo -. . . 2. 
— von Genfingen überÖden: 
heim und Algesheim nach 
Niederingelheim 


19 


21 


Bemerkungen. 





| 
7500) 
Die Straßen von Nr. 
950013 bis 19 gehören zu 
dem neu vorgefchlage: 
3200 nen Syſtem; die 
[Straße Nr. 19 ift in- 
5200 deſſen blos auf der 
/Charte eingetragen, 
6000 in dem vorgelegten 
Berzeichniffe aber ver: 
Aseſſen worden. 
3500 


3600 


— beiden Straßen 
ſind durch beſondere 
Anträge hervorgeru- 

4000 fen worden. 


Summe der Prov. Rheinheffen! 123700 


Starfenb. |109900 
Oberheffen |112000 


Hauptfumme 345600 





” 
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Beilage Nr. 159, zum 35. Protofol. 


' Antrag ded Abgeordneten ded neunten Wahlbezirfö der 
Provinz Oberheffen (Abg. Schend aus Kelfterbach), 
betr. die baldige Ausführung der bereitö auf dem 
Landtag von 1829/30 genehmigten Provinzialftraße 
von dem Schwalheimer Hof nah Echzel und Bin; 
genheim auf die Staatöjtraße, in der von der erften 
Kammer damald beantragten Direction über Affen: 
heim. 


Meinen in rubro bezeichneten bereits am vorigen Land: 
tag geftelten Antrag fehe ich mich veranlagt andurd aufs 
neue vorzubringen, unter Beziehung auf den Inhalt meiner 
damaligen Eingabe. Beilagen Band I. Nr. 220, 


Beil, z. d. Verband, d,2, Ram. I. Band. 26 


Beilage Nr. 160. zum 25. Protokoll. 


Bericht des dritten Ausſchuſſes über den Antrag der 
Abgeordneten Brund und Grode, die Beförderung 
des Verkehrs durch directe Poftverbindung und Per: 
fonenpoft betr.; erflattet durch den Abgeordneten 
Dr. Schmitt, 


Die Ads. Brund und Grobe haben bei der verehrlichen 
Kammer folgenden Antrag .geftellt : 

(wird verlefen.) 

Der Referent Shres dritten Ausfchuffes, meine Herren, 
an welchen der erwähnte Antrag zur Berichterftattung über: 
wiefen wurde, hat fi) an den Herrn Regierungs-Commiſſär 
gewendet, um die Anfiht der Staatöregierung über diefen 
Gegenftand zu vernehmen, und wurde von Seiten ded Herrn 
Minifterialrathed von Kuder mit folgender Erläuterung beehrt: 

(wird verlefen.) 

Den erften Theil des Antrages betreffend, nämlich bie 
Errihtung einer Perfonenpoft von Mannheim über Worms 
und Alzei nach Kreuznach, fo ift vor Allem zu berüdjichtigen, 
daß, wenn auch von Seiten der Preußifchen Regierung bier: 
über, wie die Antragfteller behaupten, Worfchläge gemacht 
feyn follen, was indeſſen, bei dem gänzlichen Stillfchweigen 
des Herrn Regierungs-Commiſſärs über diefen Punkt nicht 
al3 wahrfcheinlich angenommen werden Fann, außer dieſem 
Staate audy mit dem Königreih Bayern und Großherzog: 
thum Baden eine Vereinbarung erzielt werden müßte. 

In Uebereinftimmung mit der Anficht des Herrn Re: 
gierungd:Commiffärd kann der dritte Ausfchuß außerdem ſich 
nicht der Ueberzeugung hingeben, daß jene Straße von Mann: 
heim nach Kreuznach als Werbindung des Ober: mit dem 
Kiederrhein von einer folchen Perfonenpoft befunderen Nusen 
ziehen werde, indem- die directere und fowohl zu Waſſer ald 
zu Land fo bequem wie häufig beftebende Communication 
über Bingen, Mainz und Worms ohne Zmeifel von den 
Reiſenden zu diefem Zwede forthin ausfchließlich benutzt wer: 
den wird, | 

Der einzige Nutzen, welcher alfo durch diefe beantragte 
Perfonenpoft erreicht werden könnte, wäre eine nähere Ver: 


Beilage Nr. 160. zum 25. Protokoll. 2 


bindung ded Königreich& Preußen mit dem Großherzogthum 
Baden und eine Erleichterung der aus dem oberen Nahethal 
nach Alzei, Wormd und Mannheim Reifenden. | 

Ob nun gleich die Erleichterung und Vermehrung d 
Communication, wo fie immer thunlich ift, ald münfchens: 
werth erfcheint, fo muß fie doch auch durch dad Bedürfniß 
hervorgerufen werden und auf einen Erfab in der Art bie 
Ausſicht eröffnen, daß fie nicht mit ficherem Verluſt begleitet 
zu feyn droht. 

Wenn nun weder ein ſolches Bedürfniß bis jest nicht 
laut gewordeu und wenn eine befondere Frequenz jener Wer: 
bindungdftraße durch Neifende keineswegs ald vorhanden fich 
bewährt hat, daher auch nicht zu erwarten flünde, daß die 
gewünfchte Einrichtung ohne Verluſt und durch das Sntereffe 
des Publikums geboten in’s Leben treten würde, fo kann 
Ihr dritter Ausfhuß fich nicht veranlaßt finden, dieſen Theil 
des Antrages, fo wie er geftellt, zur Berüdfichtigung zu ems 
pfehlen, vielmehr ift er der Anficht, daß ed der Staaföre: 
sierung Überlaffen bleiben möge, bei etwa vorhandenem oder 
fich ergebendem Bedürfniffe und der Hoffnung eined Erfolges 
die geeigneten Rückſichten für eine Perfonenpoft zwifchen 
Mannheim, Worms, Alzei und Kreuznach eintreten zu laffen. 

Der zweite Theil des Antrages betrifft eine in Wer: 
bindung mit der vorhergehenden herzurichtenden Perfonenpoft 
von Alzei über Dppenheim nach Darmftadt. 


Nimmt man aber einmal an, daß die ad 1 beantragte 
Poſt nicht zu Stand kommt, oder daß, wenn fie auch her 
gerichtet werden follte, fie demohngeachtet nad) der von dem 
Sroßherzoglichen Regierungd:Commiffär gegebenen Andeutung 
nicht füglich mit der ad 2 beantragten in Verbindung gefeßt 
werden könnte, fo würde bie legtere vorzugsweiſe nur für 
Alzei und einige in der Nähe, gelegenen Ortſchaften von 
Nuben ſeyn und dann noch weit weniger von wahrem Be: 
dürfniffe hervorgerufen werden, als die vorhergehende, und 
wenn man dabei bedenkt, daß für die wenigen Reiſenden, 
die fich ihrer bedienen würden, die mit einem nur geringen 
Ummege über Mainz zu wählende Fahrt eine volllommen be 
friedigende Communication darbietet, fo kann auch hier Ihr 
dritter Ausſchuß auf Folgegebung der Motion nicht antragen. 


Der dritte Theil ded Antrages endlich betrifft eine ver» 
änderte Einrihtung der bis jest beftehenden Perfonenpoft 
zwifhen Darmftadt und Mainz, und wünſcht, daß die Ab» 
fahrt des Poftcourierd ſtatt des Morgens: des Nachmittags 


3 Beilage Nr. 160. zum 25. Protofoll, 


von Darmftadt und ftatt ded Nachmittags : des Morgens von 
er ftattfinde. 

aß die beitehende Einrichtung dieſer Perfonenpoft:nicht 
fowohl für dad nad) entfernteren Punkten reifende Publitum, 
ald vielmehr für die directe Communication von Nutzen ift, 
darin erklärt fich der berichtende Ausfhuß vollfommen mit 
den Herrn Antragftellern einverftanden, fowie ed richtig fteht, 
baß fie eine befondere Erleichterung für die von Darmftadt 
nah Mainz Reifenden gewährt. 

Menn aber mit diefer Erleichterung für die Einwohner 
Darmftadt3 zugleih der Nutzen für die Stadt Mainz vers 
Enüpft ift, daß die Frequenz erhöht, die Handelöverbindungen 
erweitert und den Kaufluftigen eine größere Bequemlichkeit 
gewährt wird, fo könnte der dritte Ausfchuß mit Berückſich— 
tigung dieſes doppelten Zweckes fich nicht beftimmt halten, 
en ie deffelben eine Veränderung wünfchendwerth 
u finden. 

’ Dagegen aber Fann er fi) nur mit voller Ueberzeugung 
der von dem Herrn Regierungs-Commiſſär geäußerten und 
den Antrag vollfommen erfchöpfenden Anſicht anfıhließen, 
daß ein zweiter Poftcourier, welcher dann feine Abfahrt von 
Darmftadt und Mainz in der in der Motion bezeichneten Weife be: 
werfftelligen würde, fomohl zur Beförderung der Handelöver: 
bindung zwifben Mainz und Darmftadt, als aucd zu dem 
von den Herrn Antragftellern angegebenen Zwede höchſt wün— 
fchenswerth fey. 

Die in neuerer Zeit fo fehr zugenommene Communicas 
tion zwifchen genannten Städten ift hinreichend Bürge da= 
für, daß died Unternehmen, wodurch einem fchon vielfach ge: 
äußerten Wunfche willfahrt würde, fi) auf das vortheilhaf: 
tefte bewähren werde. 

Der Antrag des Ausfchuffes geht fonach dahin, daß es 
der verehrlichen Kammer gefallen wolle, dem dritten Theile 
ded Antrags in der Art Folge zu geben, daß die Großher- 
zoglihe Staatöregierung erfucht werde : 

die Errichtung eines zweiten Poftcourierd zwifchen Darms 

ftadt und Mainz, weldyer bed Nachmittagd von Darm⸗ 

— und des Morgens von Mainz abfahren würde, 

ewerkſtelligen zu wollen. 


Beilage Nr. 161. zum 25. Protofoll. 


Bericht des zweiten Ausfchuffes, den Antrag der Abs 
geordneten Hefle und Knorr, die Erhöhung der Ap⸗ 
pellationefumme von den Untergerichten an die Mit: 
telgerichte. in den Provinzen Starfenburg und Ober; 
hefien betreffend (Beilage Nr. 23.. zum 8. Prot.); 
erflattet von Dem Abg. Ludwig. 


Der rubricirte Antrag, worüber ich der verehrlichen Kams 
mer, im Namen bes zweiten Ausfchuffes, gegenwärtigen Bes 
richt erftatte, lautet folgendermaßen. 


(legatur. ) 
Meine Herren! 


Ob eine Beſchränkung der NRechtömittel, namentlicdy der 
Appellation, nach gewiffen Summen überhaupt zwedmäßig 
und empfehlungswerth fey ? — ift eine Frage, welche in thesi 
allerdings eine verfchiedene Anficht zuläßt, bei der fich aber 
der berichtende Ausſchuß hier nicht aufhalten zu müffen glaubt. 
Er erklärt fih im Allgemeinen für die Affirmative und bes 
merft nur, daß beinahe alle Altern und neuern Particular- 
Prozeßgefeße jene Befchränfung in mehr oder minderem Grade 
tecipirt haben. 

Auch unfere vaterländifche Prozeßgeſetzgebung kennt folche 
feit einer langen Reihe von Sahren. | 

Die altheſſiſche Prozeßordnung von 1724 hat die Devo— 
Iutiondfumme für die Berufung von den Untergerichten an 
die Mittelgerichte auf 20 fl., und für die Appellation an dad 
oberfte Tribunal auf 200 fl. Hauptgeld feftgefegt. Während 
legtere bereit im Sahr 1807 um das Doppelte (auf 400 fl.) 
erhöht wurde, ift die erftere bis zu diefer Stunde unverändert 
die nämliche geblieben. 

Daß auch fie — die Appellationsfumme bei Berufungen 
von den Stadt: und Landgerichten an die Hofgerichte — ans 
gemefjen erhöht werden möge, dies ift ein ſchon längft viel- 
feitig laut gewoordener,, auch wieder in ber vorliegenden Mos 
tion angeregter Wunſch. Es fragt fich nur: wie hoch ſolche 
zu normixen fen ? | | 


2 Beilage Nr. 161. 


Die Herren Proponenten beantragen bie Erhöhung auf 
Fünfzig Gulden. Wirklich war auch ſchon in dem, von der 
im Sahr 1816 dahier conftituirt gewefenen Gefeßgebungss 
Commiſſion ausgearbeiteten, in der Großh. Zeitung Nr. 102 
und 103 de 1818 vorläufig zur Öffentlichen Kenntniß gebrach— 
ten, erften Abfchnitt einer neuen bürgerlichen Prozeßordnung 
für das ganze Großherzogthbum, welcher das gewöhnliche Ver: 
fahren bei den Untergerichten enthielt, — im Artikel 51 die 
Appellationdfumme an die Mittelgerichte auf 50 fl. an — 
wie es dort heißt: — „Capital und Zinfen jeder Art‘ feftge: 
fest worden. Sch werde mir erlauben, Shnen den ermähns 
ten Artikel und dasjenige, was hierzu in den, im nämlichen 
Sahr 1818, von einem Mitglied jener Commiffion im Drud 
herausgegebenen Motiven gefagt wird, zu verlefen. 

leg. der angezogene Artikel in Nr. 103 der Großherzogl. 

zn de 1818, — fodann die erwähnten „Motive‘ 


Denfelben Artikel 51 — nur mit Weglaffung der Worte: 
„an Capital und Zinfen jeder Art’ — finden wir auch wie: 
der in dem, von der Großherzoglihen Staatdregierung, auf 
dem Lantage de 18’%),, den Ständen vorgelegten Geſetzes⸗ 
entwurf, „Die Ordnung des gewöhnlichen Verfahrens bei den 
Stadt» und Landgerichten in bürgerlihen Rechtäitreitigkeiten 
betr.,” aufgenommen. 

vid. Verhandlungen der zweiten Kammer de 18°%/,,, 

Ir Bd. Beil. Nr. XX. 

Indeſſen wurde gleich in den, den Entwurf begleitenden 
Motiven (ibid. Beil. XIX) von dem Herrn Regierungscom: 
miffär bemerkt, daß, wenn in dem Art. 51 die Appellations: 
fumme auf 50 fl. feftgefeßt fey, Ddiefe bedeutende Erhöhung 
lediglich auf dem Verhältnig beruhe, in welchem der Werth 
des Geldes im Jahr 1817 zu jenem im Jahr 1724 geftanden 
hatte, daß fich aber hierin in der Zwifchenzeit eben fo uners 
wartete, ald bedeutende Veränderungen ergeben hatten, und 
die Zuftimmung der Staatöregierung nicht entftehen würde, 
wenn etwa die Stände eine SHerabfegung der erwähnten 
Summe für räthlih erachten follten. 

Died war denn auch wirklich der Kal. Der damalige 
weite Ausfhuß der zweiten Kammer fand in feinem, derſel— 
ben über den Geſetzesvorſchlag erftatteten, Vortrag dafür, daß 
die Uppellationsfumme nicht viel über den feitherigen Betrag 
erhöht werde, den Hauptgrund in der feit dem Jahr 1818 
eingetretenen größeren Werthveränderung des Geldes, wonach 
der Unterfchied gegen dad Jahr 1724 nicht mehr fo bedeutend 


zum :25. Protofoll, 3 


erfcheine, — und nächſtdem noch einen weiteren: Grund in 
der Verfügung ded Art. 24 des Geſetzesentwurfs, nad) wel- 
chem bei nicht appellabelen Sachen gegen ein zweites Con: 
tumacial⸗Erkenntniß gar Feine Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand ftattfinden, in appellabelen Sachen dagegen: deren Ers 
theilung dem Ermeffen des höheren Richters anheim geftellt 
bleiben follte Man: habe fich deßhalb — wurde von dem 
Ausfhuß hinzugefügt — mit der Großh. NRegierungscommif- 
fion vereinigt, die Appellationsfumme auf 25 fl. „Hauptfors 
derung, ohne Zinfen und Koſten“ feftzufeßen. 

ibid. 4. Bd. Beil. CCOXXIV. ©. 78. 

Bei der Berathung in der Kammer erfolgte — 
feine Bemerkung, und bei der Abſtimmung ward die Fixirung 
der Appellationdfumme auf 25 Gulden Hauptforderung, ohne 
Zinfen und Koften, einhellig adoptirt. 

ibid. 5. Bd. Heft 13 ©. 287 und Heft 14 ©. 90, 

Auch in der hohen erfien Kammer wurde folche mit 7 
gegen 4 Stimmen angenommen. 

Daß und warum das vorgelegte Gefeg überhaupt nicht 
in dad Leben getreten ift, ift befannt, 

Es hat nun zwar der Hauptgrund, welcher, wie vorbes 
merft, im Sahr 1826 gegen die nämliche, jetzt wieder von 
den Herren Antragftellern vorgefchlagen, und überhaupt ges 
gen eine fehr bedeutende Erhöhung der feitherigen Ayppellas 
tiondfumme relevirt wurde, inmittelft fein meifte® Gewicht 
verloren, indem notorifch ſchon feit mehreren Zahren der Werth 
bed Gelded fich fehr vermindert hat, während der Werth der 
Grundftüde im Allgemeinen bedeutend geftiegen ift, und auch 
der Preis fo vieler anderer Gegenftände, Arbeitslohn ıc. kei⸗ 
neöwegd ald gering angefehen werden kann. Auch ſcheint 
und der andere, in dem Bortrag des früheren Ausfchuffes 
aus dem Art. 24 der, damald vorgelegten, Untergericht3ord: 
nung abgeleitete Grund wenig erheblich, da, abgefehen davon, 
daß jene Beftimmung noch zur Zeit bei und nicht gefeßlich 
worden ift, der Fall eined zweiten Gontumacial:Erfenntniffes 
an fich zu den feltenen gehört, und die betreffende Parthie 
die Folge fehr oft ihrer eigenen Schuld beizumefjen haben 
wird, Wir verfennen endlich auch im Ganzen die Erheblich- 
feit der übrigen Gründe nicht, womif die Herren Proponens 
ten ihren Antrag motivirenz; demungeachtet aber fünnen wir 
zu einer Erhöhung der Appellationsfumme auf 50 Gulden 
nicht rathen. 

Mag auch der Verluſt einer folhen Summe Bielen, 
welche in den al kommen, bei den Untergerichten Recht zu 


4 Beilage Rr. 161. 


fuchen , oder zu nehmen, wenig ober gar nicht fühlbar ſeyn; 
ed kann und wird eben fo häufig und in fehr hohem Grade 
bei Anderen dad Gegentheil eintreten, ja oft ihr ganzes Wer: 
mögen faum 50 fl. betragen, und dann, wenn diefelben durch 
das unterrichterliche Erkenntniß wirklich in ihren Rechten ver: 
legt feyn follten, oder doch einmal dieſe Weberzeugung haben, 
die Entziehung, felbft der Möglichkeit, bei dem höheren Rich— 


ter Hülfe und beſſeres Recht zu erhalten, eine doppelte Härte 


und die größte Ungerechtigkeit ſeyn. Wir bemerken hierbei, 
daß unſere Prozeßgeſetze bei der Appellationsſumme an die 
Mittelgerichte zu Gunſten der Armenparthie keinen Unterſchied 
Fond — dies bei der Berufung an das oberſte Tribunal 
att findet. 

Daß in mehreren Nachbarſtaaten die Appellationsſumme 
bei Berufungen von den Untergerichten ebenfalls auf 50 fl. 
und zum Theil noch höher feſtgeſetzt, oder neuerlich wenig: 
ftend projeftirt worden tft, beweift eben noch nicht die Noths 
wendigfeit und Zwedmäßigfeit diefer Einrichtung, für die übris 
gens dort manche Gründe und eigenthümliche Verhältniſſe 
fprechen mögen, welche bei und nicht eintreten. 

Alles erwogen glaubt der Ausfhuß vorerft nur für eine 
—— der fraglichen Appellationsſumme auf 35 fl. ftim: 
men zu fünnen, der Weisheit der Staatöregierung und der 
Stände es vorbehaltend, diefe Summe bei demnächſtiger Ein- 
führung einer neuen allgemeinen Givilprogeßorbnung und etwa 
veränderten Suftizverfaffung noch zu mehren, oder auch zu 
mindern. 

Wir haben übrigens hier, gleich den Herren Antragftel: 
lern, blos die Größe der Appellationsfumme vor Augen. 
Hinfichtlich aller fonftigen Beziehungen derfelben, erachten wir, 
möchte ed vor der Hand bei den in den dieffeitigen Provinzen 
beftehenden Grundfäßen, wie fich folche geſetzlich und durch 
die Prarid gebildet haben, zu belafjen feyn. Dies gilt na— 
mentlid in Anfehung der Berechnung der Appellationdfumme, 
wobei dieſſeits nicht (wie, nach der franzöfiichen Gefeßgebung, 
in der Provinz Rheinheſſen) der Werth des Streitobjekts, (die 
summa in judicium deducta), fondern der Werth der vers 
meinten Befchwerde (die summa gravaminis) berüdfichtigt 
wird, und weiters Zinfen jeder Art und Nutzungen, falls fie 
nicht etwa für ſich allein die appellabele Summe erreichen, 
beßgleichen unbedingt Prozeßkoften, nicht in Anfchlag kom⸗ 
men. Grundfäße, für die fich auch fihon bei der oben er: 
wähnten früheren Beranlafjung die beiden Kammern der 
Stände auögefprochen hatten. 


zum 23. Protokoll, 5 


Mit diefen Bemerkungen verbindet der Ausſchuß den 
Antrag: 
die verehrliche Kammer wolle die vorliegende Motion in 
fo fern berüdfichtigen, um die Großherzogliche Staatds 
regierung zur Vorlegung eined Gefegedentwurfed zu vers 
anlaffen, wodurch, vorläufig und bis zur demnächſtigen 
weiteren gefeglichen Beftimmung, die Appellationsfumme 
bei Berufungen von den Untergerichten an die Mittels 
erichte in ben beiden Provinzen Starkenburg und Ober 
Beflen auf 85 Gulden erhöht wird. 


Beilage Nr. 162. zum 25. Protokoll. 


Bericht ded zweiten Ausfhuffes, den Antrag der Abs 
geordneten Heſſe und Knorr, die Erhöhung der Ne: 
pifiondfumme bei den Mittelgerichten der Provin: 
zen Starfenburg und Oberheffen von 150: fl. auf 
300 fl. betr. (Beilage Nr. 29. zum 8. Protofoll); 
erftattet von dem Abgeordneten Ludwig. 


Der vorbemerfte Antrag, meine Herren, hat eine ähnliche 
Tendenz, wie derjenige der nämlichen Herren Proponenten, 
worüber Ihnen der zweite Ausſchuß fo eben Bericht erftattet hat. 


Nach unferer dort erwähnten Prozeßordnung de 1724 
ann, in Givilfadhen, gegen Erfenntniffe, welche von den 
Hofgerichten, — fey e3 in erfter Inftanz (z. B. in Klagfachen 
egen Schriftfäflige) oder in appellatorio, — gefällt worden 
—* das Rechtsmittel der Reviſion bei demſelben Colleg von 
ben Parthieen alsdann gebraucht werden, wenn das Gtreits 
oder vielmehr Befchwerdeobject die zur Berufung an das Ober: 
appellationd» und Gafjationdgericht erforderliche Größe nicht 
erreicht, jedoch auf den Werth von 150 fl. ſich beläuft. Eine 
fpätere Verordnung geftattet den Gebrauch ded gedachten 
Rechtsmittels felbit bei vorhandener Appellationsfähigkfeit des 
betreffenden Gegenftandes, wenn der Gegentheil (Mevife) hierzu 
einmwilligt, in welchem alle aber gegen das in revisorio er: 
gangene Urtheil von feinem Theil mehr an das oberfte Tri— 
bunal appellirt werden fann. Es müffen übrigens Succum— 
benzgelder mit 5 fl. von jedem 100 fl. hinterlegt werden, und 
die Aburtheilung der Sache erfolgt demnächft, mit Ausſchluß 
des früheren Referenten und Gorreferenten, in pleno collegii. 


In der gegenwärtigen Motion wird nun angetragen, 
die Etaatöregierung um Vorlegung eined Gefeßesentwurfs 
zur Erhöhung der Revifionsfumme von 150 fl. auf 300 fl. 


zu erfuchen, 
(leg. die Motion. ) 


&o confequent, meine Herren, es immerhin fcheinen mag, 
nachdem fchon vor bald 30 Sahren (durch Verordnung vom 
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18. Zanuar 1807) in Berüdfichtigung des Verhältniffes, des 
—— Preiſes aller Dinge die Appellationsſumme bei 
ufungen von den ge wa an den oberften Gerichts⸗ 
hof von 200 fl. auf da3 Doppelte erhöht worden und im 
mittelft noch eine, nicht minder bedeutende, Erhöhung ber 
Gerichts-, Stempel: und Anwalts: Zaren eingetreten ift, — 
nun auch die Revifionsfumme in gleichem Verhältniffe hinauf 
zu fegen, fo Fann doch Ihr Ausſchuß dafür nicht flimmen. 

Unleugbar ift und bleibt auch jeßt noch die Summe von 
150 fl. immer bedeutend genug, als daß nicht ihre Einbuße 
für Diejenigen, welchen folche bei dem Hofgerichte abgefprochen 
wird, in vielen Fällen höchſt empfindlich feyn und oft ihren 
völligen Ruin zur Folge haben könnte. Und aud) die Col- 
legialjuftiz gewährt, wenn und fo lange zumal, wie diefjeits, 
dad Recht noch aus fo vielen fremden und einheimifchen Ge: 
feßen, Gommentarien, Hand» und Lehrbüchern gefchöpft wer- 
den muß, Feine abfolute Garantie gegen richterliche Mißgriffe 
und Unredtfprüche. 

Mir find jedoch der Anficht, daß ein Unterfchied zu ma— 
chen fey, zwifchen den Rechtsfachen, welche bei den Hofgerichs 
ten in erfter, und denjenigen, welche in zweiter (Appel 
lations⸗) Inſtanz dafelbft abgeurtheilt werden. 


Sn dem leßteren Sale war die Sache bereitd bei zwei 
verfchiedenen Gerichtöftelen, — zuerft bei dem Stadt- oder. 
Landgeriht, und dann wieder bei dem, dieſem zunächft vor: 
gefesten Zuftizcolleg — verhandelt und geprüft worden. Offen: 
bar ift daher hier eine wirkliche Rechtskränkung der Litiganten 
durch den Nichter weniger zu befürchten, eben daher aber auch 
der Gebrauch ded Nevifionsmittels weniger zu begünftigen, 
als in dem erfteren Salle, wo die Sache nur einer einmaligen 
richterlichen Prüfung und Entfcheivung unterlegen hat und 
folglich) die Befchränfung weiterer Nechtövertheibigung fich 
ungleich bedenflicher darſtellt. Wenn demnach bei zweiten 
Snftanzfprüchen des Hofgerichts, vorläufig und bis zur Fünf: 
tigen neuen Legislation, eine Erhöhung der revifiblen Summe 
auf 250 fl. wohl zu billigen feyn dürfte, fo glaubt dagegen 
der Ausfchuß eine folche bei in erfter Inſtanz ergangenen 
Hofgerichtlihen Erfenntniffen noch zur Zeit nicht empfehlen 
zu können. 

Derfelbe, indem er zugleich dasjenige, was er gegen das 
Ende feines im Eingang angezogenen Berichtd binfichtlich der 
Appellationsfumme, — daß ed nämlidy in allen übrigen Be: 


3 Beilage Rr. 162. zum 25. Protokoll. 


ziehungen, namentlich ber Berechnung berfelben, bei ben hiers 
unter beftehenden Grundfäßen vorerft zu belaffen feyn möchte — 
gefagt hat, auch hierher wiederholt, proponirt Ihnen hiernach, 
dem vorliegenden Antrag nur dahin Folge zu geben: 

dag in ben Fallen, wo die Hofgerichte in zweiter Ins 


‚ flanz — haben, die Reviſionsſumme vorläufig 
auf fl. in geſetzlichem Wege erhöht werden möge. 


Beilage Nr. 163. zum 26. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Glaubreh und Schmitt, bes 
treffend die Mheinüberfahrt bei Bingen. von der lin: 
fen auf die rechte Rheinfeite und den den Pächtern 
diefer Ueberfahrt gebührenden gefeglichen Schuß. 


Bereits auf dem voriger Landtage hat der Abgeordnete 
Glaubrech den rubricirten Antrag geftelt, er fand. indeſſen 
feine Erledigung nicht, und da der Grund, welcher ihn vers 
anlaßt hat, nicht allein in gleichem, fondern in erhöhtem 
Maaße fortbefteht, während nicht nur die Billigkeit, fondern 
auch das Recht die Erledigung im Intereſſe der Pächter der 
Mheinüberfahrt dringend erheifcht, fo erlauben fich die Unters 
zeichneten, indem fie fich auf die dort gegebene Ausführung 
fo beziehen, ald wäre fie dem gegenwärtigen wörtlich einvers 
leibt, die Wiederholung jenes Antrags, dahin gehend: 

die verehrlihe Kammer wolle die höchſte Staatöregies 

rung um Borlage eined Gefebedentwurfes erfuchen, wos 

durch vermittelft entfprechender Strafandrohungen weis 
tere Beeinträchtigungen der Pächter der Rheinüberfahrt 
von Bingen auf das rechte Rheinufer reprimirt werben. 


Beil. z. d. Verhanbl. d. 2. Kam.l. Band. 28 


Beilage Nr. 164. zum 26. Protokoll. 


Geſetzesentwurf, 
die Stellvertretung im Militärdienſte betreffend. 


— — — — — 


Ludwig I « «. 


In Bezug auf die Stellvertretung im Militär: 
dienſte haben Wir, nad) Anhörung Unferes Staatsraths und 
mit Zuftimmung. Unferer getreuen Stände, gejetlich verordnet 
und verordnen hierdurch, wie folgt: 


Ar. 1. i 
Jeder Dienftpflichtige kann fich im Militärdienfte vertve- 
-ten laffen. Dieſes Recht des Dienftpflichtigen hört mit. dem 
Tage auf, mit welchem feine. Dienftzeit anfängt. fa 
Ä Art. 2. Ä un 


| Feder zum Eintritt in das Militär. beftimmte Dienft- 
‚pflichtige, der fich vertreten laſſen will, bezahlt in die Ein: 
stands» Kaffe die Vertretungsſumme von Zweihundert und 
Fünfzig Gulden “in baarem Gelde, er mag zu fechsjähriger 
oder nur zu fünfjähriger Dienftzeit verpflichtet feyn. Iſt die 
Dienftzeit unter fünf Jahren, fo zahlt er für jedes Jahr, 
dad er ganz oder theilweife zu dienen hätte, Fünfzig Gulden. 

Die Zeit, von welcher an die Zahlungen angenommen 
werden , wird von dem Kriegöminifterium beftimmt und öffent: 
lich befannt gemacht. A 

t 


tt. 3. 

Die Einſtandskaſſe trägt die Dienſtpflichtigen, welche die 
Bertretungsfumme bezahlt haben, nad) der Zeitfolge, in wel: 
cher die Zahlungen geleiftet worden find, in ein befonderes 
Bud ein, und bemerkt die DOrdnungdnummer, welche jeder 
Dienftpflichtige in diefem Buche erhalten hat, auf der Quitz 
tung. 


— Dienſtpflichtige producirt die Quittung der Eins 
ſtandskaſſe bei dem Secretariat des Kriegsminiſteriums, von 
welchem der Eintrag auf gleiche Weiſe in ein beſonderes Buch 
gemacht und die Quittung vidirt wird. Erſt durch dieſe Bis 
dirung erhält die Quittung ihre volle Gültigkeit. 


Beilage Rr. 164. 2 


In der: Reihenfolge der auf ſolche Weiſe erhaltenen 
Numniern. werben die Dienftpflichtigen buch Einfteher vers 
‚treten; 
Sollte die Bertretungsfumme von: mehreren zu gleicher 
Zeit bezahlt werden, fo entjcheidet unter Rlude hinſichtlich 
ihrer Reihenfolge, das Loos. 


Art. 4 


‚Wenn bie Einfteher des betreffenden Sahres ıc. in ben 
Dienft wirklich eingetreten find, fo erhält jeder vertretene 
Dienftpflichtige , gegen Aushändigung der von der Einftands: 
zafe ausgeftellten Quittung, von dem Kriegdminifterium eine 
Urkunde dahin, daß er nach vorausgegangener Zahlung der 
Hefeglihen Summe im Milttärdienfte vertreten worden fey und 
— ſeiner Militärdienſtpflicht völlig Genüge geleiſtet 


Art. 5. 


Der Dienſtpflichtige, welcher dieſe Urkunde erhalten hat, 
kann in feiner Beziehung mehr in Anſpruch genommen were 
"den und namentlich haftet er für feinen Einſteher (Art. J.) 

Es wird aber auch von der durch ihn bezahlten Vertre— 
tungsſumme nichtd.zurüc bezahlt, wenn er. an,oder nad) dem 
"&age ,. am: welchem er in den Mititärdienft hätte treten müffer, 
ftirbt ober untauglid) wird. Wenn er Dagegen vor dieferh 
Tage ſtirbt oder urtauglich wird, fo. wird die Vertretungs— 
— nach Abzug von re Guben, zurückbezahlt. 


‚2: Die! Engagirung, a "und Verwendung der Ein⸗ 
ſteher geſchieht lediglich von dem —— oder imter 
a Rang: 


| At. 7 
er Rein. Einſteher vertritt einen — Einſteller. Alle 
wetden nur überhaupt als, Einſteher (Stellvertreter) — 
Dr gen: braun aa DER enthalten bie. Ki 
d 28 


Ari 8.. | 
Der Einfteher — nachftehende Gigenfihafteng haben: 
1) Er muß Inländer ſeyn. 
2) Er: muß wenigſtens in, dem ‚Aue der erſten Klaſſe der 
Dienſtpflichtigen ſtehen. 
* 8) Er darf nicht über 26 oder, wenn ‚er; ſchon eine Capitu⸗ 
lation im inländiſchen wililar ais eingeübter Soldat ger 
2 dienten herr Iahreialt.fenmi. ’Menn es 
für den Dienft vortheilhaft ift, kann das Kriegsminiffe: 
28* 


3 zum 26. Protofoll. 


rium auch Ereapitulanten nach dem S6ften, ſowie Nichts 
ercapitulanten nach dem 26ften Lebensjahre annehmen. 
4) Er muß wenigftens die Größe von 65 Zollen Großhers 
zoglich Hefliihen Maaßes haben. Nur Ercapitulanten, 
deren Annahne dienftlich wünfchendwerth ift, werden auch 
bei geringerer Größe zugelaffen. 
5) Er darf nicht ungeftaltet feyn und muß bie vollftändige 
Förperliche Züchtigkeit zum Militärdienfte haben. 
6) €: muß zureichende Zeugniffe feines Wohlverhaltens beis 
ringen. | 
7) Er muß unverheirathet oder Finderlofer Wittwer feyn. 
Vorzüglich braven Soldaten, welche ohne Außtritt aus 
dem Militärdienfte für Andere einftehen wollen, kann 
jedoch, ihrer Verheirathung ohngeachtet, dad Einftehen von 
dem AEASEIUNEERN DEE werben. 
rt 


Excapitulanten von vorzüglicher Bravheit und Zuverläffig 
keit erhalten, wenn fie einſtehen wollen, Einfteherpatente 
vermöge welcher fie jederzeit vorzugsweiſe als Einfteher ver, 
wendet werben. ® 

Art. 10, 


Die Ercapitulanten (Art. 8, Nr. 3), welche einftehen 
wollen, melden fich bei den Regimentern und Corps, worin 
fie dienen oder gedient haben. 

Die Nichtercapitulanten , welche einftehen wollen, melben 
fih bei Gelegenheit der Mufterung in ben betreffenden Be: 

irfen bei der Rekrutirungs-Commiſſion, nachher bei einer der 
in den verfchiedenen Provinzen beftellten Stellvertretüngsbes 
börden. Die Qualification der Erfteren wird von ten Regis 
ments. und Gorpd:Commandeuren, die der Letzteren von den 
Rekrutirungs.Commiffionen (welche in vdiefer Beziehung dem 
Kriegsminifterium untergeordnet find) und resp. von ben 
Stellvertretungsbehörden geprüft, und in Folge diefer Prü: 
fung über ihre Annahme oder Abweifung vorläufig verfügt. 
Der Zag der Anmeldung fowohl, ald der vorläufigen Ans 
nahme wird in den Liften und auf den Annahmöfcheinen bes 


merkt. 
%rt. 11, Ä 
Zu einer. von bem Kriegdminifterium zu beſtimmenden 
Zeit werden bemfelben die Liften der als Einfteher angenoms 
menen Grcapitulanten und Nidhtertapitulanten nebft den von 
denfelben unterfchriebenen Engagementöurfunden eingeſchickt. 
Das Kriegsminifterium entfcheidet hierauf: definitiv über 
deren Berwendung.: — — — Mr 


Beilage Nr. 164. 4 


Urt. 12, 


Das Kriegöminifterium verwendet von den vorläuflg an« 
enommenen Einftehern, binfichtlich welcher ſich Fein. gefegs 
icher Anftand ergibt, zuerft die mit Einfteherpatent Mr al 
Ercapitulanten, — nach deren Erfchöpfung die nichtpatentifirs 
ten Ercapitulanten, — und wenn diefe fammtlich verwendet 
ind, die Nichtercapitulanten in der Reihenfolge, in welcher 
ſu ſich gemeldet haben. 

Hinſichtlich derjenigen, welche ſich bei verſchiedenen Ber 
hörden an einem und demjelben Tage gemeldet haben, wird 
die Reihenfolge durch das Loos feſtgeſetzt. 


Art. 13. 


Sollte der Fall vorkommen, daß die Zahl derjenigen, 
welche ſich vertreten laſſen wollen, größer wäre, als die Zahl 
der angenommenen Stellvertreter, fo werden diejenigen Dienfts 
pflichtigen, welche demzufolge nicht vertreten werden können, wes 
nigftend vier Wochen vor dem Anfange ihrer Dienft 
zeit davon benachrichtigt, um felbft Stellvertreter aufzufuchen 
und zur Zeit der Completirung — oder, wenn ſich dad Manco 
erft bei oder nach der Gompletirung ergeben hat, innerhalb 
einer von dem Kriegäminifterium zu beftimmenden Frift — 
zu präfentiren, 

Wird ein auf diefe Weiſe präfentirter Stellvertreter def: 
nitiv angenommen, fo erhält derjenige, der ihn präfentirt hat, 
die im Art. 4 erwähnte Urkunde; der Stellvertreter felbft aber 
wird eben fo behandelt, wie die auf eigenes Anmelden anges 
nommenen, namentlich auch in der Beziehung, daß er nicht 
einen beftimmten Einfteller vertritt (Art. 7.). | 

Nach fruchtlofem Ablauf jener Frift müffen die betreffens 
ben Leute felbft dienen und erhalten dann die bezahlte Wer 
tretungäfumme zurüd. — 

rt. 14. 


Jedem Einfteher werben bei feiner vorläufigen Annahme 
Fünf Gulden, und bei feinem Eintritt in den Dienft weiter 
Fünf Gulden ald Handgeld baar ausbezahlt. 

Die Einftanddfumme wird für jeden auf fechsjährige 
Dienftzeit angenommenen infteher auf Zmeihundert- und 
Fünfzehn Gulden feftgefeßt. Bei geringerer Dienftzeit wird 
die Einftanddfumme von dem Kriegäminifterium beftimmt. 

Der Mehrbetrag der nad) Art. 2 geleifteten Zahlungen 
wird, nach Abzug der Verwaltungs und fonftigen Koften, 

Prämien für die einſtehenden Eycapitulanten in dem Ver: 
Bätmig verwendet, daß außer dem Handgeld und ber Ein: 


5 zum 26. Protokoll 


ſtandsſumme der patentiſirte eine doppelte, der nichtpatentiſirte 
eine einfache Prämie erhält. 


Art. 15. 


Die Einſtandsſumme bleibt während der Dienſtzeit des 
Einſtehers in der Einſtandskaſſe als Caution ſtehen und wird 
ihm daraus von ſeinem Eintritt in den Dienſt an verzinßt, 
und zwar mit fo viel Procent, wie die Dienftcautionen ver: 
zinßt werben (Art. 33.). Die Prämien dagegen werden den 
Ercapitulanten im Laufe des Jahres, worin ihre Dienftzeit 
ald Einfteher begonnen hat, ausbezahlt. Sollte vor der Aus: 
zahlung einer der in den Art. 21, 23, 25 erwähnten Fälle 
eintreten, fo ift die Prämie ber Einftandsfaffe verfallen. 


Urt. 16, 


Mährend der Dienftzeit des Einftehers Fann die Gaution, 
fowie der Genuß der Zinßen davon, weder cedirt, noch mit 
Arreſt belegt werden, noch auf andere Weife eine Verfügung 
darüber von Seiten des Einfteherd (außer auf den Todesfall) 
oder von Seiten der Gerichte zu Gunften Anderer ftattfinden. 


Art. 17. 


Einftehenden Ercapitulanten kann in befonders dringen: 
den Fällen nach Ablauf der Hälfte ihrer Dienftzeit auf Ber: 
gung ded Kriegöminifteriums ein Theil der Einftandsfumme 
oder Caution, jedoch höchftens bis zur Hälfte, verabfolgt 


werden. 
Urt. 18, 


Der Einfteher muß die erforderlichen Eigenfchaften zu der 
Zeit haben, wo feine Dienftzeit anfängt. Hat er dieje Ei: 
genfchaften inzwifchen verloren, fo wird feine Annahme als 
Einfteher zurückgenommen und er hat Feinerlei Anfpruch auf 
bie Einftandöfumme; eben fo, wenn fich erft nach feinem 
Dienfteintritt ergibt, daß er wegen eines fchon vorher vor« 
handen gewefenen Fehlers untauglih fey, oder daß er. 
aus einer andern Urfache fehon vor feinem Eintritt die für 
die Einfteher erforderliche — verloren habe. 

rt. 19. 

Wenn ein Einfteher, welcher noch zu einer der ſechs 
Klafien der Dienftpflichtigen gehört, noch felbft-gezogen wird, 
fo hört er auf Einfteher zu feyn, und die als Einfteher bee 
veitd gebiente Zeit wird. ihm als eigene Dienftzeit gerechnet; 
er hat dann an die Einftandsfumme Feinerlei Anfpruch , dies 
— wird vielmehr zur Einſtellung eines andern Mannes ver: 
wendet. 


Beilage Nr. 164. 6 


— | Art. 20, — 

Stirbt der Einſteher nach dem Anfang feiner Dienſtzeit, 
fo wird für jedes volle Jahr, das er noch zu dienen hatte, 
der verhältnißmäßige Zheil der Einftandsfumme zum Vortheil 
der Einftandsfafle einbehalten und der Reſt an die Erben 
oder fonft zum Empfang Legitimirten bezahlt. 

Iſt jedoch der Zod durch den Militärdienft herbeigeführt 
worden, ober ift er im Zelde erfolgt, . fo wird die Einftands: 
fumme unverfürzt bezahlt. | 
21. 


t. 21. 

Sm Fall einer Selbftentleibung ift die ganze Einftande: 
fumme nebft den davon rüdftändigen Zinßen der Einftandss 
kaſſe verfallen. Diefelbe Folge tritt ein, wenn die Indicien 
einer Selbftentleibung dringend find, worüber die Gerichte 
fih) nad) aufgenommenem ne audzufprechen haben. 

— rt r 


Wird ein Einfteher wegen: Untauglichkeit gänzlich entlaf: 
fen, fo erhält er in dem Falle die ganze Einftandöfumme, 
wenn er den untauglich macdenden Fehler im Militärdienft 
und durch denjelben erhalten hat. 

Sn jedem andern Falle wird für jedes volle Jahr, da& 
er noch zu dienen hatte, der verhältnißmäßige Theil der Ein- 
ſtandsſumme zum N — abgezogen. 

| rt. 


Inm Falle der Derfertion eines Einſtehers ift ftetd bie 
Einftanddfumme nebft den davon rüditändigen Zinßen ber 
Einſtandskaſſe verfallen. — — 

rt. 24. 


Wenn ein deſertirter Einſteher zurückkehrt oder wieder 
eingebracht wird, ſo hängt ſeine Wiederaufnahme in den 
Dienſt von der Verfügung des Kriegsminiſteriums ab. Er— 
folgt ſolche, ſo kann ihm, wenn beſondere Billigkeitsrückſich— 
ten für ihn ſprechen, der Verluſt ver Einſtandsſumme theils 
weife erlaffen werben. 

Art. 29. 


Wenn der Einfteher aus dem Militär audgeftoßen oder 
ur Strafe entlaffen. wird, deßgleichen wenn er die Zoded: 
afe erleidet, ferner wenn er fi durch Selbſtverſtümme— 

lung ze. zum Militärdienfte untauglich macht, fo ift die Ein: 
ftandsfumme nebft den davon rüdftändigen Zinßen der Ein: 
ſtandskaſſe verfallen. 


At. — 
In den Fällen der Art. 23 und 25 wird der von ben 
Einftehern der Kriegskaſſe zu leiſtende Erſatz für Vertragniſſe 


J zum 26. Pretokoll. 


> fonftige Verluſte aus dem Wermögen berfelben beige» 
trieben, Ä 
Art. 27. 


Ein Bruder darf unter den nachftehenden Mobificationen 
für den andern einftehen: | 
hab 1) Er muß wenigftens das 1Ite Lebensjahr zurückgelegt 
. haben. 
. 2) Wenn der einftehende Bruder jünger ift, fo tritt, 
wenn deffen Alteröklaffe zur Ziehung fommt, ſtatt deffelben 
der ältere Bruder in deſſen Rechte und Berbindlichkeiten ein. 
3) Die Zahlung einer Bertretungdfumme und einer Eins 
ftandöfumme (Gaution), fowie eines Handgeldes, fällt weg. 
4) Wenn der eingeftandene Bruder defertirt, fo muß 
bey vertretene Bruder feine Dienftzeit ausdienen oder fich auf 
die im Art. 20 bemerkte Weife anderweit vertreten laffen. 


Urt. 28, 


Wenn ein Water für feinen Sohn oder ein Sohn für 
feinen Vater einfteht, fo finden im erften Falle die Beſtim— 
mungen 3 und 4 des vorigen XArtifeld, im zweiten dagegen 
beffen fämmtliche a an . 

rt. 29, TR. 

Ausnahmöweife und mit befonderer Genehmigung des 
Kriegdminifteriums können auch bereitö eingetretene Soldaten 
fich vertreten laffen, wenn ſich diefelben in einer folchen Lage 
befinden , daß fie in beträchtliche Nachtheile gerathen oder ans 
fehnliche Vortheile entbehren würden, ‚wenn fie bis zum Abs 
laufe der gefeglichen Dienftzeit fortdienen müßten. 

Ein Soldat, welcher diefe Erlaubniß erhält, zahlt die 
nad) Art. 2 auf den Reft feiner Dienftzeit kommende Ber: 
fretungsfumme zur apa. 


rt. 0. 

Wenn ein Einfteher die Erlaubniß erhält, fich felbft wie: 
ber vertreten zu laflen, fo erhält er die Einftandsfumme zus 
rück, nach Abzug deffen, was er nach Art. 29 als Vertre⸗ 
tungöfumme zu bezahlen hat. Dies gilt auch für den Fall 
der Auswanderung. (Art. —— vom 21. Juni 1838), 

rt 


Dienftpflichtige der erften Klaffe, welche fich verheirathen 
(Art. 11 des Rekrutirungs-Geſetzes), müffen auf fo lange, 
als fie zur erften Klaffe gehören, eine Gaution für die Vers 
tretungdfumme (Art. 2) entweder baar oder durch Unterpfäns 
ber ded doppelten Werthes ftellen. Dergleihen Cautionslei⸗ 
fiungen werden von den Kreid» und Landräthen refpicitt. 
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Daffelbe gilt von den Dienftpflichtigen der zweiten und 
dritten Klaffe, wenn nach Art. 11 des Rekrutirungs:Geſetzes 
die Heirathsbeſchränkung a —— ausgedehnt wird. 

rt. 32. 


Die in den Art. 2 und 14 feſtgeſetzten Summen gelten 
— 8— bis ſie durch neuere geſetzliche Verordnung anders 

ſtimmt werden. 

Bei bevorſtehendem oder ausgebrochenem Kriege werden 
ſie, wenn eine anderweite geſetzliche Beſtimmung nicht ſchnell 
genug erfolgen kann, bis ae — erhöht. 

rt 


Die Einſtandskaſſe, welche dem Kriegsminiſterium une 
tergeordnet iſt, legt alle Gelder in der Staatsſchuldentilgungs⸗ 
kaſſe an, von welcher ſie ihr mit ſo viel Procent, wie bei 
den Dienſtcautionen der Fall iſt, verzinßt und auf jedesmali⸗ 
ges Erfordern zurückbezahlt — 


rt. 
Die Einftanddkaffe genießt in etwaigen Klagfachen bie 
Stempelfreiheit. * 
rt 


Art. 35. 

Vereine zur gemeinfchaftlichen Aufbringung der Wertes 
tungdfummen find erlaubt. 

Seder Gefchäftäführer eines folchen Vereins muß aber zu 
dem hierzu erforderlichen Patent die Erlaubniß des ginife 
riumd des Innern und der Suftiz einholen, 

r 


t. 36. 

Dad gegenwärtige Geſetz tritt vom 1. Mat 1836 an, 
nach beendigter ordentlicher Truppenergänzung des Sahres 1836, 
in Kraft, bis dahin gelten noch die einfchlägigen Beftimmuns 
gen ded Rekrutirungs:Gefeged vom 20. Juli 1830. 

Die vor dem 1. Mai 1836 in Folge des Refrutirungds 
Geſetzes vom 20. Juli 1830 eingetretenen Einfteher und ihre 
Einftellee werden auch nad) dem 1. Mai 1836 nad) dem ges 
dachten Rekrutirungs-Geſetze behandelt, jedoch mit Ausnahme 
ber Beitimmungen in den Art. 16, 17, 20, 21, 22, 24, 
25, 28 des gegenwärtigen Gefebed, welche vom 1. Mai 1836 
an auch auf fie Anwendung finden follen. 


” 


1) 
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Motive 


zu dem Gefeßesentwurfe, die Stellvertretung im Mi; 
litärdienfte betreffend; vorgetragen durd) Herrn Minis 
fterialrath von Kuder. 


Bei den gegenwärtigen Einrichtungn hinſichtlich der 
Stellvertretung im Militärdienfte haben fi nach und nach 
— Mängel, Inconvenienzen und Nachtheile kund ge— 
eben. | | 
i Einmal in moralifher Beziehung. Die Menfchen galten 
gleihfam als Waare, die dem Meiftbietenden anheimfällt. 
Diefed Verhältniß äußerte feine nachtheilige Folgen in mehr: 
facher, namentlich audy in der Hinficht, daß lange Zeit die 
Einfteher in der Opinion des Publikums und felbft des Mis 
litärs mit etwad zweideutigen Augen angefehen wurden, ja 
daß es noch jetzt verdiente Unteroffiziere giebt, die fich nicht 
entfchließen können, fich ald Stellvertreter für beftimmte Per: 
fonen anmwerben zu laffen. Daß der Grund hiervon nicht in 
dem Begriff des Einfteherd überhaupt, fondern nur in der 
Idee des Hingebens an beftimmte, am meiften bietende Men: 
fhen lag, ergab fich daraus, daß diefelben Perſonen feinen 
Anftand machen, für die Einftandsfaffe einzuftehen, welche 
Art. 51 des Necrutirungdgefekes) für eine feftbeftimmte 
umme Grcapitulanten ald Einfteher engagirt, ohne daß da= 
bei beftimmte Perfonen ald Vertretene bezeichnet werden. 
Dann in Bezug auf den Militärdienft. Der Verluſt, 
welchen der Militärdienft durch die Geftattung der Stellvers 
tretung überhaupt erleidet (indem ihm die höheren Stände, 
die gebildeteren Glaffen faft gänzlich entzogen werden,) kann 
nur dadurch gemindert und weniger empfindlich gemacht wer: 
den, daß nur Leute von durchaus guter Aufführung zum Ein» 
ftehen zugelaffen uud daß diejenigen, welche fchon eine oder 
mehrere Gapitulationen brav gedient haben, nicht allein vor: 
enge ald Einfteher verwendet, fondern auch durch größere 
ortheile zur Uebernahme von Stellvertretungen beftimmt 
werben. Bei den jegigen Einrichtungen ift es, troß aller Bor: 
ficht, nicht möglich, über die gute Aufführung der Einfteher, 


Beilage Nr. 165. zum 26. Protokoll. P 


welche nicht bereits im Militär gedient haben, völlig verfichert 
zu werden. Sodann hängt die Verwendung der Ercapitulans 
ten von dem guten Willen der Einfteller und namentlich der 
Stellvertretungsgefellfchaften ab; diefe haben aber Fein befons 
deres Intereſſe dabei, im Gegentheile gewinnen fie, wenn fie 
ungediente Leute einftellen, weil diefe für geringere Summen 
einftehen. 

Ferner in Bezug auf die Einzelnen. Nach dem beftehen: 
den Gefeße müffen, mit wenigen Ausnahmen, die Einfteller 
in den erften 3 Fahren für ihre Einfteher haften und im Falle 
ihrer Defertion entweder felbft dienen, oder fich anderweit 
vertreten laſſen. Diefe Haftungsverbindlichkeit kann, zumal 
in Kriegdzeiten, den Ruin ganzer Familien herbeiführen, wie 
dieg in Frankreich nicht felten der Fall war. | 

Es ift unnöthig, noch mancherlei andere Inconvenienzen 
anzuführen. Das Gefagte dürfte genügen, um dad Bebürf. 
niß einer anderen Gefetgebung in Bezug auf die Stellver: 
tretung zu rechtfertigen. 
| Bon Seiten der Minifterien hat man diefen Gegenftand 
feit längerer Zeit mit der größten Aufmerkfamfeit verfolgt. 
Das Refultat der gefammelten Erfahrungen und der forgfäls 
tigſten Erwägungen ift der vorliegende Geſetzesentwurf, wo: 
durch die bisher wahrgenommenen- Mängel und Nachtheile 
befeitigt und außerdem noch mehrfache nicht unwichtige Wors 
theile erreicht würden. I | 

Die Hauptzüge des in diefem Entwurfe vorgefchlagenen 
neuen Syſtems find folgende: 

1) die Engagirung und Verwendung der Einfteher wird 
dem Privatverfehr entzogen und von?dem Kriegöminiftes 
rium übernommen. 

2) Kein Einfteher vertritt einen beftimmten Einfteller. Es 
werden nur im Ganzen die Dienftpflichtigen, die fich 
— laſſen wollen, durch eben ſo viele Einſteher 
erſetzt. 

3) Eben darum haftet Fein Einſteller mehr für die Dienft 
treue eines Einftehers. | 

4) Wer fich vertreten laffen will, zahlt 250 Gulden zur 

“ Einſtandskaſſe. 

5) Wer dieſe Zahlung geleiſtet hat, erhält nach erfolgtem 
Eintritt der betreffenden Einſteher in den Dienſt eine 
Urkunde über völlige Erfüllung ſeiner Militärdienſtpflicht. 

6) Von jenen 250 Gulden erhält jeder Einſteher 225 Gul- 

"den an Handgeld und Einftandsfumme. Ä 

7) Die übrigen 25 Gulden werden (nad) Abzug der Ber: 
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waltungöfeften) zu Prämien für bie einftehenden Eycas - 
pitulanten verwendet. R 

8) Bon den Leuten, bie fih zum Einftehen melden, werden 
zuerft die mit Einfteherpatent verfehenen Ercapitulanten 
verwendet und erhalten eine doppelte Prämie Dann 
werden bie Ercapitulanten ohne Patent mit einfacher 
Prämie, und nach gänzliher Erſchöpfung aller Ercapitus 
lanten die ungedienten Leute verwendet. 

9) Die ganze Einftandsfumme wird als Gaution deponirt 
und, wenn ber Einfteher defertirt oder fonft vor beendigs 
ter Dienfizeit abgeht, zur Stellung eines anderen Mans 
ned verwendet. 

Da dad Syftem des Geſetzesentwurfs wefentlich verfchies 
den von demjenigen ift, auf welchem der achte Abfchnitt im 
Recrutirungsgefeße vom 20. Juli 1830 beruht, fo fchien es 
nöthig, diefen ganzen Abfchnitt aufzuheben, und auch biejenis 
gen Beftimmungen defjelben, welche feine Aenderung erleiden 
werden, in den neuen Entwurf aufzunehmen, — ein Berfabs 
ren, welches ſich auch ſchon um der Klarheit willen empfehs 
len möchte. 


Zu Art. 1. 

Diefer Artikel erfegt den Artifel 46 des Recrutirungs⸗ 
gefehes, welcher in Folge ded neuen Syſtems geändert wers 
den und woraus namentlich der zweite Abfat diefem, Eyitem 
gemäß, wegfallen mußte. 

| Zu Urt. 2. 

Durch die Feftfeßung der Bertretungdfumme auf 250 Guls 
den wird fich diejenige Summe, welche bisher an die Stell: 
vertretungsgefellichaft bezahlt werden mußte, um fehr MWenis 
ges oder vielleicht gar nicht erhöhen. Sollte aber auch der 
Betrag eined Gefellichaftömitglieded fih um einige Gulden 
erhöhen, fo wird diefe Fleine Vermehrung der Auögaben bei 
Meitem überwogen, durch den fehr bedeutenden Bortheil, daß 
bei der neuen Einrichtung der Einfteller nicht mehr für den 
Einfteher zu haften hat (Art. 45). 

Da mittelft der Vertretungsfumme von 250 Gulden bie 
Einfteher überhaupt und die Ercapitulanten insbefondere bes 
deutend verbeffert werden, fo wird die Wirkung des neuen 
Gefeged im Grunde Feine andere feyn, ald daß dasjenige, 
was die Dienftpflidhtigen bisher für Gebühren und Koften 
an bie Stellvertretungögefellichaften bezahlten, zum größeren 
Theile zur Verbefferung der Einfteher und befonders zu dem 
wichtigen Zwede verwendet wird, um bem Milttärbienfte mehr 

gediente Leute zu erhalten. 
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Da die Staatsſchuldentilgungskaſſe ſchon jetzt durch die 
mit den Einftehercautionen verbundenen Arbeiten ſehr beläftigt 
ift, fo hat man geglaubt, die in Folge der projectirten neuen 
Einrichtung zu erwartende viel bedeutendere Arbeit diefer Gaffe 
nicht zuweifen, fondern ſolche auf die bereits beftehende Eins 
ſtands kaſſe, welche dann eine größere Ausdehnung erhal 
ten müßte, übertragen zu müjfen. Dieß dürfte fi) um fo 
mehr empfehlen, weil dann das ganze Detail ded Stellvertres 
tungöwefend (auch dasjenige, was bisher von den Regimens 
tern zur — großen Beläſtigung derſelben beſorgt 
worden if) in.der Verwaltung der Einftandscaffe concentrirt 
und dadurch fehr vereinfacht und beffer überwacht werden kann. 

Daß übrigens ein nur zu Sjähriger Dienftzeit Werpflich- 
teter demohngeachtet die volle Vertretungsfumme bezahlen fol, 
bat feinen Grund darin, weil ein auf Sjährige Dienftzeit ars 
genommener Einfteher ſchwerlich fich mit °/,tel der Einftands: 
fumme begnügen wird, zumal da im Frieden dad fehöte Jahr 
meiftend in der Reſerve zugebracht und daher nicht als läftig 
angefehen wird. Biöher find gewöhnlich auch bei fünfjähriger 
Dienftzeit den Einftehern die vollen Einftandsfummen zuge: 
ftanden worden. Man muß alfo für die Mittel forgen, dass 
felbe thun zu können. In der Wirklichkeit wird indeffen, 
wenn bie volle Vertretungsſumme gezahlt wird, aud ein Eins 
fteher mit voller Dienftzeit geftellt werden, wodurch die Ges 
fammtheit gewinnt. — Doch wird man dem Kriegsminiftertum 
freie Hand, namentlich darin laffen müſſen, welche Einſtands⸗ 
fumme den auf ‚weniger ald Gjäbrige Dienftzeit angenomme: 
nen Einfteher zu bewilligen fey, indem dieß von der Werfchies 
denheit der Verhältniffe und von dem Willen der Einfteher 
abhängt. (Art. 14). | 


2.07 Bu Art 8. | 

Je früher hiernach der Dienftpflichtige die Wertretungs: 
fumme bezahlt, defto ficherer ift er, vertreten zu werden. Es 
hängt alfo in der Regel von ihm ab, durch frühzeitige Bes 
zahlung der Summe der, wenn auch fernen Möglichkeit zır 
entgehen, baß er nicht vertreten werben könne und (vielleicht 
mit einem weiteren Koftenaufwand) felbft einen Stellvertreter 
auffuchen müffe. (Art. 13.) 
Zu Art. 4. i 
Es könnte bedenklich fcheinen, ob die Befreiung ber 
Vertretenen von der Haftungsverbindlichkeit, d. h. von der 
Berpflihtung, im Falle der Defertion der Einfteher felbft zu 
marſchiren oder fich anderweit vertreten zu laffen, der Gefamms 
beit der Conſcriptionspflichtigen Beinen Nachtheil bringen werde, 
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ob (mit andern Worten) die in Defertionsfällen heimfallen: 
den Einftandsfummen binreichen. werden, unter allen Um: 
ftänden die entftehenden Ausfälle. durch andere Einfteher zu 
deden, Diefer Zweifel wird aber durch die Anlage a ‚auf eine 
völlig beruhigende Weiſe gehoben. 

.  Weberdied geben die Art. 23, 25 ıc. zu einer intereffan- 
ten Bemerkung Anlaß. Es ift nämlich jo parador als rich⸗ 
tig, daß in Folge des Einftehens jährlich weniger Con⸗ 
ſcriptionspflichtige gezogen werden, als gezogen werden wür⸗ 
den, wenn die Stellvertretung nicht erlaubt wäre, oder wenn 
doch die Beſtimmungen jener Artikel nicht beſtünden. Denn 
ed werden bie Lücken, welche durch Defertion, Ausſtoßung ꝛc. 
der Einſteher entitehen, dur die Einfteller auögefült, 
während an die Stelle deferfirter, auögeftoßener ıc. Conſcrip⸗ 
tionspflichtigen andere Gonfceriptionspflichtigee gezogen 
werden, — und doch würde, wenn. das Einftehen nicht ge⸗ 
ftattet wäre, wenn allo die Einfteller felbft hätten dienen 
müffen, auch bei diefen Defertionen ıc. vorgefommen feyn, und 
zwar (wenn man von ben biöher gemachten Erfahrungen 
ſchließen darf), ſogar mehr,: ald bei. den Einſtehern. 

! Der Grund übrigen’, warum die im Art. 4 erwähnten 
Urkunden erſt nach dem Dienfteintritte der. Einfteher : auöge- 
ftellt werden, fünnen, liegt in dem Art. 18. Erſt nady diefem 
Zeitpunkt kann man be ſtimmt jagen, wie viele Dienſtpflich⸗ 
‚tige vertreten. worden find. 

Zu Art. 6,7. 

Daß der Art. 48 des Rekrutirungsgeſetzes Angich weg« 
fällt, daß ‚die.Stellvertretung ‚(dem Fall des Art. 18: theilmeife 
-auögenommen ) nun nicht mehr. ‚der : freien Webereinfunft: ver 

Intereffenten überlaffen ift, folgt nothwendig aus dem Syſtem 
des Gejekesentwurfd, wornach die Perfonen der Vertretenen 
‚und der Einfteher gänzlich von einander gefrennt ‚werden, und 
bloß ein Vertreten in Maſſe ftattfindet. . Aus dem Resume 
‚am. Ende diefer Motive wird fich ergeben; daß die Aufhe- 
bung des gedachten: Art. 48 für alle en — vor⸗ 
-theilhaft ift.. — 2 | 
r 


Diefer Artikel ſtimmi mit dent: Urt. 4% bes gecrutitunge⸗ 
geſetzes überein, nur daß der Schlußſatz Nr. 2” aus dieſem 
-Artikel, in melden er nicht ganz paßt, 2PPggeRntläheh worden 
iſt, und einen eigenen Artikel (19) bildet. * 

Zu Art: B. R 

Die Einrichtung mit ben; Einfisherniatenten FAR bisher 

ſchon beſtanden, und zwar mit großem Nutzen; denn ſie gel⸗ 
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ten als öffentliche Urkunden eines vorzüglichen Bettagens, 
und ed wird daher auf ihre Erlangung ein großer Werth 
gelegt. | | 
Zu Urt, 12. J 
Es bedarf wohl keiner weitläufigen Auseinanderſetzung, 
wie außerordentlich wichtig es für den Militärdienſt iſt, daß 
ihm eine möglichft große Anzahl gedienter Leute erhalten wer— 
den. Bei der Kürze ber gegenwärtig gefeßlichen Dienftzeit 
ift das in der That eine unerläßliche Bedingung, wenn das 
Militär, zumal im Kriege, feine Beftimmung mit Ehren 
erfüllen fol. In faft allen Staaten haben daher die neueren 
Recrutirungsgeſetze eine vorzügliche Berücdfihtigung der Er: 
capitulanten in Bezug auf das Einftehen zum Augenmerf 
genommen. Namentlich enthalten dad neue Königlih Wür— 
tembergifche und das neue Königlih Sächſiſche Geſetz . die 
unbedingte Vorſchrift, daß nichtgediente Einfteher nır dann 
‚ angenommen werden, wenn feine gediente mehr vorhanden find. 
Der Art. 12 dürfte fi) daher um fo mehr zur Annahme 
empfehlen, ald er in Feiner Hinficht eine Beeinträchtigung 
“der nichtgedienten Leute enthält. Denn jeder der Letzteren 
kann fich durch ſechsjährige brave Dienftleiftung (ſey es als 
Gonfcribirter -sder als Freimilliger oder ald  Einfteher) die 
Anſprüche auf die den Ertapitulanten 'eingeräumten Bortheile 
und Vorzüge erwerben. I | 


Zu Art. 13. | 


©. oben zu Art. 3. — Der Art. 18 fest übrigens die 
Dienftpflichtigen nicht in fchlimmere Lage, ald worin fie bis— 
ber waren. Denn auch bisher fchon. fonnte-der Kal eintreten, 
daß es an Leuten, welche für die gewöhnlichen Summen 
‚einftehen wollten, fehlte, und in biefem Fall hätten fich die 
jenigen, ‚die vertreten feyn wollten, zu größeren Opfern. be: 
quemen, im äußerfien Falle aber hätten fie felbft denen 
müſſen. Died wird auch die Folge des Art. 13 feyn, wenn 
er jemald zur Anwendung kommen foltee Die in Folge 
deffelben zur eigenen Auffuhung von Stellvertretern anfgefor: 
derten Dienftpflihtigen werden, (außer der zur Einſtandskaſſe 
bezahlten Vertretungsfumme ), noch eine weitere Summe auf: 
wenden müffen, um Andere zur Anmeldung als Einfteher zu 
beſtimmen. X 
* Zu Art. 14.— en N 

©. oben zu Art. 2. — Das hier beftimmte Handgeld 
war bisher üblich; man wird ed daher dabei laffen müſſen, 
indem. ſich fonft vieleicht, weniger Einfteher melden würden. 
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Die Prämien für die Ercapltulanten werden ohne Zweifel 
von fehr guter Wirfung feyn, indem die Zahl der einftehen: 
den Ercapitulanten dadurch vermehrt, diefe Claſſe von Soldas 
ten dadurch mehr gehoben und auögezeichnet, und denjenigen, 
welche fich in der erften Gapitulation befinden, ein nicht uns 
wichtiges Motiv mehr gegeben werden wird, durch braves 
Betragen fi) demnächſt Anfprüche auf dieſe Vortheile und 
Auszeichnungen zu erwerben. 

Die Ercapitulanten werden dadurch) immer noch lange 
nicht fo vortheilhaft geftellt werden, wie z. B. in Würtemberg 
und im Königreih Sachſen, indem fie dort 400 fl., hier 
(gleich allen Einftehern) 360 fl. erhalten. 

Die Bevorzugung der patentifirten Ercapitulanten vor 
den nicht patentifirten Fann, als Prärogativ der Auszeich— 
nung in Betragen und Dienfteifer nur Wetteifer erweden 
und für den moralifchen Zuftand des Großherzoglichen Trups 
pencorps, befonders in der wichtigen Glaffe der Unteroffiziere, 
nur von den wohlthätigften Folgen feyn. 

Bu Art. 19. 


Die Deponirung der ganzen Einftanddfumme ald Gaus 
tion ift bei dem neuen Syſtem unerläßlich, indem es fonft 
nicht möglich wäre, für einen im Anfang feiner Dienftzeit des 
fertirenden Einfteher einen — ſtellen. 

t 


u Art. 16. 

Was der Art. 49 des Recrutirungs-Geſetzes am Schluſſe 
beftimmt, ift bier, um der Abficht jener Beſtimmung voll: 
ftändiger zu entfprechen, näher präcifirt worden. Denn es 
find folhe Fälle einer Arreſtbeſtrickung der Zinfen von ben 
-Einfteher:Gautionen, einer gerichtlichen Smmifften in die Gaus 
tion ıc. vorgefommen, durch Beided und Aehnliched würde 
aber der Zweck verloren gehen, daß der infteher durch die 
Gewißheit, nach Endigung feiner Dienftzeit die ganze Summe 
zur freien Dispofition zu erhalten und während feiner Dienfts 
zeit die Zinfen bavon zu Bieben, — Dienſt gefeſſelt würde. 

u Art. 18. 


Entſpricht dem Art. 55 des Recrutirungsgeſetzes. 
| u Art. 19. 
S. oben zu Art. 8. 
Art. 26, 


Zu 
Bisher wurde bei dem Ableben des Einfteherd bie ganze 
Gaution an die Erben ıc. bezahlt. Man hat dieß wahrfcheins 
lich als eine confequente Folgerung aus der (im Art. 5 ent 
haltenen) Beflimmung angefehen, daß, wenn der Vertres 
tene (Einfteller) nah dem Anfang feiner Dienftzeit ftirbt, 
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von der bezahlten Vertretungsfumme nichts zurüdbezahlt wird. 
Es ift in Folge dieſer Ietteren Beftimmung auch richtig, 
daß die Gefammtheit nicht verlieren würde, wenn die Eins 
ftandöfumme eined mit Tod abgehenden Einftehers feinen 
Erben ſtets ganz bezahlt würde, daß mithin die Gefammtheit 
gewinnt, wenn die vorgefchlagene Beftimmung ded Art. 20 ° 
angenommen wird, wenn nach berfelben an die Stelle ges 
ftorbener Einfteher aus den heimfallenden Einftandefummen 
andere Einfteher geftellt werben. Diefer Vortheil liegt aber 
(wie fehon zu Art. 4 bemerkt worden) in dem Snftitut der 
Stellvertretung überhaupt, er erwächft der Gefammtheit audy 
bei Defertionen, Ausftoßungen ꝛc. ꝛc. Weberdieß möchte — zus 
mal bei dem neuen Syftem, wonach fein Einzelner einen 
Einz.Inen vertritt — Fein zureichender Grund vorliegen, was 
rum die Einftandsfaffe für einen Mann, der nur einen Theil 
der übernommenen Verpflichtungen erfüllen konnte, die für 
die vollftändige Erfüllung feftgefeßte Summe bezahlen, warum 
bie Erben eines Einfteberd, der vielleicht furz nach dem Ans 
fang feiner Dienftzeit ftirbt, demohngeachtet die ganze Sums 
me lucriren ſollen. Dieß gilt felbft von dem Falle, wenn 
ein Mann in der Abficht eingeftanden ift, um vermittelft der 
Einftandsfumme, die Verhältniffe feiner Familie zu verbefs 
fern: denn der Tod bdeffelben ift alsdann ein unglüdlicher 
Zufall, welchen ftet3 der zunächſt Betheiligte trägt. 

Sleihmwohl Fönnen über diefen Punkt verfchiedene Ans 
fihten ftattfinden. Auch die Gefeßgebungen der verfchiedenen 
Staaten weichen hierin von einander ab. Das Königlich 
Sähfifhe Necrutirungögefeß vom 26. Detober 1834 enthält 
z. B. eine der. vorgefchlagenen ähnliche Beftimmung, wäh: 
rend in Bayern und Mürtemberg die Erben des geftorbenen 
Einftehers die ganze Summe erhalten. 

Sedenfalld dürfte aber die Schlußbeftimmung des Art. 20 
ber Billigfeit entfprechen. 

Zu Art. 21, 


Die Selbftentleibung muß wohl, in der hier zur Spras 
che fommenden Beziehung, entweder aus dem Gefichtöpunft 
- einer Defertion angefehen, oder dem Falle gleich nn wers 

den, wenn ein Einfteher ſich felbft zum Militärdienft untaug> 
lich macht. Hier, wie dort, muß (confequent mit Art. 23 und 
25) die ganze Einftandsfumme eingezogen werden. 

Diefe Beftimmung würde aber in der Regel ohne Bes 
beufung feyn, wenn die Verwaltung jedesmal die Selbftents 
Jeibung juridifch beweifen müßte, wad in den meiften Fällen 
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nicht möglich iſt. Darum fchien ed nöthig, zugleich feſtzu⸗ 
fegen, wie vie Selbftentleibung in der vorliegenden Beziehung 
ald erwiefen anzunehmen fey. 


Zu Urt. 22, | 
Auf diefen Artikel findet ungefähr daſſelbe "Anwendung, 
was zu Art. 20 bemerkt worden ıft. 
Zu Art. 24, 
Der zweite Sat hat befonderd dem nicht felten vorkom⸗ 
menden Fall im Auge, wo einer gerichtlich ausgefprodyenen 
Defertion weniger die eigentliche Abficht, ſich dem Dienfte 
zu entziehen, ald eine Nachläffigkeit zum Grunde liegt, indem 
} B. ein Beurlaubter fih ohne Erlaubniß an_einen unbes 
annten Ort begiebt und demzufolge von einer Einberufungds 
ordre nicht erreicht werben kann. In foldhen Fällen, welche 
häufig zur Milderung der erfannten Gefängnißftrafen ıc. Ans 
laß geben, ift e& zuweilen fehr hart, wenn nicht auch der 
Berluft der Einftanddfumme theilweife erlaffen werden Fann. 


Zu Xrt. 25. 


Dem Art. 58 des Recrutirungd:Gefeged glaubte man 
noch den Fall beifügen zu müffen, wenn der Einfteher mit 
dem Tode beftraft wird. 

Zu Art. 26. 

Die hier erwähnten Erfagleiftungen find bisher von den 
Einftehercautionen vor deren Abgabe an bie Einfteller oder 
an die Einſtandskaſſe abgezogen worden. Nach dem Syſtem 
des Geſetzesentwurfs kann dieſes (unbedeutende) fiscalifche 
Antereffe, aus dem zu Art. 15 angeführten Grunde, nicht 
mehr berüdfichtiget werben. 

Zu Urt. 27. 


Entfpricht dem Art. 54 des Recrutirungsgeſetzes, welcher 
die 4. Beftimmung in Folge ded neuen Syſtems angefügt 
werben müßte. 

Zu Art. 28, 


Diefer Fall ift in dem Rerrutirungdgefege nicht vorgefes 
ben, und doch dürfte hier die — einer Caution noch 
härter ſeyn, als bei dem Einſtehen des Bruders. 

VUebrigens iſt der Fall des Einſtehens eines Vaters für 
ſeinen Sohn wirklich vorgekommen, — und der umgekehrte 
all kann eintreten, wenn z. B. ein im 16 Jahr freiwillig 
in das Militär getretene Mann nach ausgedienter 6 jähriger 
Gapitulation, alſo in einem Alter von 22 Jahren, feinen 46 
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jährigen Water vertreten will, welcher Soldat ift und nur in 
Folge des Art: 29 des vorliegenden Gefeged dad Militär vers 


laffen kann. 
Zu Art. 29. 


Entſpricht dem Art. 56 des Recrutirungdgefeged. — Die 
Beftimmung diefed Artikels, daß für einen fich vertreten laf- 
fenden Soldaten ein Ercapitulant geftellt werden müſſe, ift 
bei dem neuen Syſtem nicht mehr anwendbar, indem nad) 
demfelben alle Ercapitulanten ſchon vornweg verwendet wor— 
den find, (Art. 12) alfo nachher in der Regel Feine weitgre 


mehr vorhanden find. ; 
Zu Art. 30. | 
Die eben gemachte Bemerkung gilt auch hier. 
Zu Art. 31. 


Diefe Mobdification des Art. 11 im Mekrutirungsgefege 
ift eine nothwendige Folge ded neuen Syſtems. 


Zu Art. 32. 


Die Veränderungen im Geldwerth und in den fonftigen 
Verhättniffen können von Zeit zu Zeit eine andere Reguli⸗ 
rung der Vertretungs- und Einſtandsſummen nöthig machen. 
Wenn aud im Allgemeinen hierzu ein neuer Act ber Geſetz⸗ 
gebung nöthig iſt, ſo muß doch zur Kriegszeit der Verwal⸗ 
fung eine Befugniß zu proviſoriſchen Beſtimmungen hierüber 

egeben werden, indem eine geſetzliche Abänderung nicht ſo 
chnell erfolgen kann, als ed dann nöthig iſt. 


Zu Art. 33. 


Dieſer Artikel dürfte um deßwillen keinen Anſtand ha⸗ 
ben, weil die Gelder, welche die Einſtandskaſſe in der Staats⸗ 
ſchulden⸗Tilgungskaſſe anlegt, aus Cautionen beſtehen und 
weil (nah dem zu Art. 2 Bemerkten) die Einftanddfaffe 
hauptfächlich. zur Erleichterung der Arbeiten ber Staatöfchuls 
ben⸗Tilgungskaſſe beftimmt it. 

Zu Art. 34. 

Auch hierbei wirb Fein Anftand feyn, da die ganze neue 
Einrichtung im Allgemeinen Intereffe getroffen wird. 

Zu Urt. 35. | 

Da die Stelivertretungsvereine die Intereſſen einer 
Menge von Familien fehr nahe berühren, fo möchte eine Ein 
wirtung ber Staatdaufficht dabei wenigftend in fo weit nö 
tbig ericheinen, daß die von ben BR einzubolens 
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ben Patente, nicht ohne bie Erlaubniß des Minifteriums des 
Innern und der Juſtiz ertheilt werden. Dergleihen Erlaubs 
nißertheilungen find ohnehin nach, der beftehenden Geſetzge⸗ 


bung bei vielen andern, weit weniger wichtigen Gefchäftöbes 
trieben, erforderlich. 
Zu rt. 36. 


Für die ordentliche Completirung des Jahrs 1836 kann 
das neue Geſetz nicht mehr wirkſam ſeyn, da mit der im Mai 
d. J. beginnenden Muſterung, die Einlagen in die beſtehenden 
Stellvertretungsgeſellſchaften bereits erfolgt, und da, ehe das 
Geſetz erſcheinen kann, die Engagements der Einſteher für den 
1. April 1836, wenigſtens zum größten Theil, ſchon vollzogen 
feyn werden, mithin bei einer gleichbaldigen Ausführung des 
a. zahlloſe Verwirrungen, Proceffe ec. unvermeidlich feyn 
würden. 

Der Anfang der Gefegeöfraft ift daher auf den 1. May 
1836 beftimmt worden, da die Completirung des nächften 
Jahrs am 1. April erfolgt, im Laufe des Monats April aber 
noch manche Veränderungen vorgehen. 


Nach dem Gefagten dürften fich aus den vorgefchlagenen 
neuen Einrichtungen folgende bedeutende Vortheile ergeben. 


1, 3m Allgemeinen. 
a. Aufhören des Menfchenhandels. 
b. Große Bereinfahung der Gefchäfte, 
2., $ür bie einzelnen Dienftpflichtigen. 

Sehr bedeutender Vortheil, daß fie für Feine Einfteber 
mehr haften müffen, — während zugleich die Summe, welde 
biöher in Stellvertretungägefellfchaften bezahlt wurde, gar nicht 
oder nur fehr unbedeutend fleigen wird. 


3, Für die Einfteber. 

a. Erhöhung ded Einſtandsgelds überhaupt und für die Er: 
capitulanten inöbefondere. ‚Die Vortheile der Letzteren 
kann ſich jeder Dienftpflichtige, Sreiwillige und Einfteher 

durch 6 jährige brave Dienftleiftung erwerben. 

b. Erfparung von Gängen und Koften dadurch, daß fie in 
ihren eigenen Bezirken (durch die Recrutirungscommiffios 
nen) geprüft und angenommen werden. 


4, Für den Militärdienft. 


a. Größere Garantie, daß nur Einſteher von guter Auffühs 
sung angenommen werben. 
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b.' Vermehrung. der Ercapitulanten-Einfteher. 

- e. Erwedung einer gewiffen Aemulation unter ben Soldas 

ten, fich durch guted Betragen ıc. Anſprüche auf bie den 

Ercapitulanten zugeficherten Wortheile zu erwerben. 

A. Vortheilhafter Einfluß auf die Dpinion, wenn Fein Eins 
zelner mehr für einen Einzelnen einfteht. 

e. Erledigung der vielfachen Beſchwerden der Regimenter 
über die vielen, ihnen durch die Einſtehercautionen ꝛc. 
verurſachten Arbeiten. 

5., $ür die Staatsfgusen -Zilgungstaffe 
| Bedeutende Arbeitöverminderung. 


J 
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| Einfteher find bdefertirt. — 
⸗ —— — — — —r — s —— 
im im ins im im im 
, erften | zweiten |" dritten | vierten | fünften | fechften 
vi Sahr Dienfts | Dienft« | Dienfts | Dienft- | Dienft | Dienft- Zufammen. 
jahr jahr jahr jahr jahr jahr 
181 | 5] |: | 21 18 
1532 | 4 | 3| :|:=:]|)%8)| 1.10 
BEIN —7— 6 
| 


1834 ı 2 | - | 2| 5]: 
Angenommen, es befertiren bei Ausbruch eines 
Krieges 40 Einfteher, fo fallen deren volle Ein: 
ftanddfumme a 215 fl. zur Einſtandskaſſe mit 8600 
Es wird nach allen Erfahrungen eine fehr 
mäßige Annahme feyn, wenn man rechnet, daß 
davon 10 Mann wieder zurückkehren oder einge: 
bracht werden. 
Diefe müffen wieder 6 Sahre dienen; es 
müffen alfo 80 neue Ginfteher, und darunter 3 
(ftatt 13) mit 6 jähriger Dienftzeit geftellt worden. 
Angenommen, die Einftandöfummen find un 
auf das Doppelte (450 fl.) geftiegen, fo werden 
jene 30 neue Einfteher Foften: 











a. 3 mit 6 jähriger oder, | oder er 
wenn die obigen 3 zu = _f, Mitte 
Ende des 1. Dienft: fl. fl. 


jahrs defertirt find, mit 
9 jähriger Dienftzeit | 1850 | 1125 |1237:/, 
b. 6 mit 5 oder # jäh: 


riger Dienftzeit 2250 | 1800 12025 
c. 7 mit 4 oder 3 jäh: 
tiger Dienftzeit 2100 | 1575 |1837'), 
d. 5 mit 3 oder 2 jäh— 
tiger Dienftzeit. 1125 | 750 | 937"), 
e. 3. mit 2 oder 1 jäh: 
tiger Dienftzeit. 450 | 225 | 337%), 
f. 6 mit 1 jähriger Dienft- 
zeit oder gar nicht, 30 | — 1225 
Zufammen] — — 16600 6600 





Die Einſtandskaſſe behielte alfo Ueberihuß 2000 
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Bericht ded dritten Ausſchuſſes der zweiten Kammer, 
betreffend Borftellung und Bitte ded Ortöbürgerd 
Heinrich Fuchs aus Heckersdorf, im Kreife Nidda, 
— Rechtshülfe; erſtattet von dem Abgeordneten 

norr. 





Bei dieſer verehrlichen Kammer iſt eine Vorſtellung des 
Rubrikaten folgenden Inhalts übergeben worden: 
(leg. die Vorſtellung.) 

Aus diefer unklaren Eingabe, welcher ein Flurbuchdauss 
zug und mehrere Befcheide und Verfügungen des Großhers 
zoglichen Landgerichts Schotten beigefügt find, ift nicht zu 
erſehen, daß Petens die gefeglichen und verfaffungdmäßigen 
Wege, um bei den Staatöbehörden eine Abhülfe feiner vers 
meintlichen Befchwerden zu erlangen, bereitö vergeblich eins 
gefchlagen habe, und es ıft Überdies hieraus nur die Abficht 
abzuleiten, eine Einwirkung auf den Gang der eingeleiteten 
gerichtlihen Verhandlungen zu veranlaffen. 

Hiernach bedarf wohl der Antrag feiner weiteren Bes 
gründung : 

„daß ber übergebenen Vorſtellung Feine Folge zu geben, 

folche vielmehr Lediglich zu den Acten zu nehmen ſey.“ 
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Bericht des dritten Ausfchuffes Der zweiten Kammer, 
betr. Borftellung und Bitte ded Großherzog. Hof: 
gerichtöadvofaten Reh zu Darmftadt, wegen Rüd: 
gabe der von ihm zur Nachweiſung feiner Wählbar: 
feit ald Abgeordneter hinterlegten Staatspapiere; 
erſtattet von dem Abgeordneten Knorr. 





In einer bei dieſer verehrlichen Kammer übergebenen 
Vorſtellung iſt von Seiten des Großherzoglichen Hofgerichts— 
Advokaten Reh dahier die Bitte vorgebraͤcht worden: 

„Hochanſehnliche Ständeverſammlung geruhe Ihre Ver⸗ 

wendung dahin eintreten zu laſſen, daß Großherzogliches 

Miniſterium des Innern und der Juſtiz meinem Geſuche 

um Verfügung der Rückgabe der von mir bei Großher⸗ 

zoglichem Stadtgericht dahier zum Zweck der Nachwei⸗ 
fung meiner Wählbarkeit als Abgeordneter deponirten 

Staatspapiere anſpricht.“ 

Zur ſicheren Beurtheilung dieſes Geſuches muß ich mir 
erlauben, ſowohl die übergebene Vorſtellung, als auch das 
deßfalls auf Erſuchen erhaͤltene Schreiben des Herrn Geh. 
Staatsrathes Knapp vor allem wörtlich vorzulefen, 

(leg. die Vorſtellung und das angeführte Schreiben.) 

Hiernady hängt alles von der Auslegung der Vetord— 
nung vom 31. März 1820 über die Wählbarfeit der Gapita- 
liften ab, und es erachtet Ihr berichtender Ausſchuß für ans 
gemeffen, zu diefem Ende unter Hinweifung auf jene Vers 
ordnung, fo wie die Beftimmmungen des Art. 55 der. Ver: 
fafjungs-Urfunde und des Art. 6 des Edicts vom 6. März 
1820 folgende allgemeine Betrachtungen vorauszufchiden. 

Hinfichtlich der öconomiſchen Verhältniffe der Abgeorbne: 
ten zur zweiten Kammer fteht als oberfter Grundfaß feft, daß 
Diefelben ein zur Sicherung einer unabhängigen Eriftenz ges 
nügendes Einkommen befigen follen. Alle weitere Beſtim⸗ 
mungen in dieſer Beziehung erſcheinen nur als Anwendungen 
dieſes oberſten Grundſatzes, und es iſt namentlich die Ver— 
ordnung vom 31. März 1820 über die Wählbarkeit der Ca— 
pitaliſten, in fo weit fie dieſe Mählbarfeit zum Gegenftande 
hat, als eine foldye Anwendung zu betrachten, und als folche 
wirklich bezeichnet. Erwähnte Verordnung feßt nun die Bes 
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dingungen feſt, unter welchen ein Capitaliſt die Stimmfaͤhig⸗ 
keit. und en bei der Wahl der Abgeordneten der 
Mahlbezirte und Städte erlangen kann, und verordnet zu 
diefem Ende in Art. 1 und 2, in fo weit es hierher gehört, 
daß zur Erlangung bdiefer Stimmfähigfeit und MWählbarkeit 
der Beſitz von 20,000 fl. an Großherzeglichen Staatöpapieren 
nöthig ift, und folche mit der Verpflichtung hinterlegt werben 
müffen , folhe nicht vor Ablauf von 6 Jahren zurüdzuneh: 
men. Dem erften Theile diefer Beftimmung liegt nad) dem 
Eingange der Verordnung die Borausfeßung zu Grunde, daß 
der Bezug der Intereſſen von 20,000 fl. dem Steuerbetrag 
von 100 fl. entfprehe, und fomit eben fo ald Nachweifung 
eined zur Sicherung einer unabhängigen Eriftenz genügenden 
Einfommend anzufehen fey, und. durch den zweiten Theil 
diefer Beftimmung wird ebenfalls nach den Worten des Ein: 
gang bezwedt, der Wandelbarkeit des fraglihen Mobiliars 
Vermögens vorzubeugen, fomit dem Deponenten während 
ber feftgefegten Frift die Möglichkeit einer anderweiten Ver: 
wendung defjelben zu entziehen, und folgeweife die einmal 
erlangte Stimmfähigkeit. und Wählbarkeit defjelben von feiner 
Willkühr während jener Zeit unabhängig zu machen. In ben 
Art. 3 und 4 jener Verordnung wird indeſſen weiter bes 
ſtimmt, ddB die hinterlegten Papiere vor Ablauf der 6 Jahre 
ausnahmsweiſe alddann zurüdgenommen werden fönnen, wenn 
der Deponent entweder aus einem anderen Grunde die Fähig- 
feit zur Ausübung der ftaatsbürgerlichen Rechte verliert, oder 
wenn fein Recht des Nießbrauchs an den hinterlegten Staatds 
papieren aufhört, und baß ferner die erlangte Stimmfähig- 
Zeit und Wählbarkeit fo lange andauert, ald bie erwähnten 
Papiere hinterlegt bleiben. Aus diefen Beftimmungen leuche 
tet die dem Zwede und der Vorausſetzung entfprechende Abs 
ſicht hervor, die im Art. 2 bezeichnete Verpflichtung theild 
auf die Dauer der Möglichkeit der Ausübung der durch die 
Depofition erworbenen Rechte, theild auf die Dauer bes 
Rechts des Nießbrauchs des Deponenten an ben hinterlegten 
Papieren zu befchränfen. | 

» Eine Anwendung. bdiefer allgemeinen Sätze führt, nach 
der Anfiht Ihres dritten Ausfchuffes, meine Herren, zunächſt 
zu dem Refultat, daß die in der übergebenen Borftellung 
sub 1 herausgehobene, vorzugsmeife aus der Auflöfung des 
. früheren — und dem Ergebniſſe der Wahlen zu dem 
gegenwärtigen Landtage abgeleiteten Gründe nicht geeignet 
etfcheinen, um damit das vorgebrachte Gefuch zu rechtfertigen. 
-Zur Begründung diefer Behauptung dürfte fehon die Ber 
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merkung genügen , daß die Beftimmungen ber entſcheldenden 
Verordnung vom 81. er 1820 lediglich die bier nad) wie 
vor fortbeftehende Stimmfähigkeit und Wählbarkeit bei der 
Wahl der Abgeorbneten zum Gegenftande haben, fich dager 
gen auf den wirklichen Eintritt in die Kammer und den 
Austritt aus berfelben, auf die Rechte und Pflichten ber Mit» 
glieder einer Kammer durchaus nicht beziehen, fomit auch 
hiervon nicht abhängig feyn Fönnen. Hiermit ftimmen auch 
die klaren Worte der Verordnung und, nach dem Schreiben 
bed Heren Geheimen Staatörathd Knapp, auch des * 
tions· Scheines vollkommen überein, indem hiernach die 
pflichtung, die hinterlegten Papiere nicht vor Ablauf von 
6 Jahren zurückzunehmen, unbedingt ausgeſprochen wird und 
resp. übernommen worden ift, während nicht allein übers 
haupt die Rechte aus den Wahlen der Abgeordneten in einer 
fürgeren Zeit erlöfchen können, fondern auch in gewiſſen Zäls 
len dieſe Wahlen der Abgeordneten nothwendig auf eine fürs 
zere Zeit erfolgen müfjen. Auch fpricht hierfür endlich die in 
der betreffenden Verordnung deutlich ausgefprochene Abficht, 
der Wandelbarkeit diefes Mobiliar⸗Vermögens dadurch vorzus 
‚beugen, daß daffelbe bei einer öffentlichen Behörde hinterlegt, 
und binnen einer beftimmten Zeit nicht zurückgenommen wird. 
Bei dem Mangel eines befonderen Grundes der Unfähig— 
feit zur Ausübung der ftaatöbürgerlichen Rechte ift demnach 
hier nur noch in Betracht zu ziehen, ob der sub 2 der Bor: 
ftellung berauögehobene Umftand, daß mehrere der deponirten 
‚Obligationen bei der Verloofung herausgefommen find, einen 
Anſpruch auf Zurüdnahme der deponirten Papiere gewähre, 
namentlich nad den Worten und dem Geifte der Verordnung 
ber darin gebrauchte Ausdruck, ‚wenn das Recht ded Nießs 
brauchs an den hinterlegten Staatöpapieren aufhört,” hierauf 
anwendbar erfcheine. In diefer Beziehung feheint die Groß 
herzogliche Staatsregierung von der Anficht auszugehen, ‚daß 
fid) jener Ausdrud nur auf die adeligen Staatöbürger beziehe, 
Ihr dritter Ausfchuß vermag jeboch nicht, diefe Anfi t zu 
theilen, erachtet vielmehr gedachten Ausdrud auch auf bie 
nicht adeligen Staatsbürger anwendbar. Diefe Anficht des 
britten Ausſchuſſes ſtützt fich theild auf die oben herausgeho⸗ 
benen allgemeinen Säge und bie hieraus fich ‚ergebenden Fols 
gerungen, theild weiter darauf, daß ber bezeichnete Ausdruck 
ganz allgemein gefaßt ift, daß überdieß irgend ein Grund zu 
einem Unterfchiede zwiſchen adeligen und nicht abeligen Staatds 
bürgern in ber fraglichen Beziehung nicht wohl aufzufinden 
eyn dürfte, und daß endlich die im Artikel 1 der Verordnung 
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gebrauchte Worte: " ‚welcher an ‚Großherzoglichen: Staatöpas 
pieren 20,000 fi. befigt”’, eben ſowohl den Beſitz des Nugries 
Bers, ald den Befig ded Eigenthümerd in -fich begreifen. Was 
nun die Auslegung mehrgedachten Ausdrudes in der von dem 
Ausſchuſſe angenommenen Allgemeinheit anlangt, fo ift auf 
ber einen Seite mit Rüdfiht auf den gewöhnlichen Sprach— 
‚gebrauch wohl anzunehmen, daß man bier zunächft den Fall 
im Auge gehabt habe, in welchem dem Deponenten nicht das 
Eigenthum, fondern nur das Necht ded Nießbrauchs an den 
hinterlegten Staatöpapieren zufteht, auf der andern Seite ift 
‘Dagegen zu beachten, daß der betreffende Ausbrud, feinem 
Mortfinn nach, audy auf den dem Eigenthümer zuftehenden 
Nießbrauch, auf dad Recht deffelben, von den hinterlegten 
"Papieren Sntereflen zu beziehen, ohne befonderen Zwang aus⸗ 
gedehnt werden kann, und daß .befondere Beftimmungen über 
diefen letzten Punkt nicht vorliegen. Es ift demnach hier auf 
‘den Grund der Verordnung, auf die Abficht des Geſetzgebers 
befonderes Gewicht zu legen und ed möchten hieraus wohl 
Argumente für erwähnte Ausdehnung abzuleiten feyn. Die 
ganze Verordnung geht nämlich von der Vorausſetzung aus, daß 
der Bezug der Intereffen von 20,000 fl. an Großherzoglichen 
Staatöpapieren dem GSteuerbetrag von 100 fl. gleich zu adhs 
ten und fomit eben fo als Nachweifung eines zur Sicherung 
einer unabhängigen Eriftenz genügenden Einkommens anzu: 
fehen fey, ceffit nun abes die Möglichkeit von ſämmtlichen 
hinterlegten Staatöpapieren, oder von einem Theile derfelben 
Intereſſen zu beziehen, fo fällt damit auc erwähnte Voraus: 
fegung hinweg, der Deponent gehört nicht mehr zu denjeni— 
gen, welche nad) der Annahme der Verordnung ein * Si⸗ 
cherung einer unabhängigen Exiſtenz genügendes Einkommen 
beſitzen. Mit dieſer Vorausſetzung ſtehen die Beſtimmungen, 
in Folge welcher nicht dad Eigenthum, ſondern nur der Bes 
fig von 20,000 fl. an Großherzoglichen Staatöpapieren, fo: 
mit die Möglichkeit des Bezugs der Intereffen hiervon als 
Bedingung zur Erlangung der Stimmfähigkeit und MWähl: 
barkeit bezeichnet und die Erlaubniß zur Zurüdnahme der 
hinterlegten Papiere im Falle des Aufhörens des Nießbrauchs 
an denfelben eingeräumt wird, offenbar in Verbindung, und 
es bürfte daher, in foweit ed die: gegenwärtige Frage betrifft, 
der Abficht des Geſetzgebers entfprechend erfcheinen, jene Ers 
laubniß auch auf den Fall auszudehnen, in weldem dem 
Eigenthümer die Möglichkeit, Zinfen von den hinterlegten Pas 
- pieren zu beziehen, entzogen worden ift, und folgemeife die 
ber Berorbnung zu. Grunde liegende Voraudfegung nicht mehr 


' 
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eriftirt. Hiergegen möchte wohl eingewendet werben, daß es dem 
Deponenten freiftehe, die herausgefonmenen Papiere gegen 
andere umzutauſchen, und daß dem Deponenten doch immer 
noch der Nießbrauch an der ganzen Rückgabe biefer Papiere 
ausbezahlt werdenden Gapitalfumme zuftehe; allein ed läßt 
fih hierauf nicht ohne Grund erwiedern, daß eine Werpflichs 
tung zum Umtaufche, deren Erfüllung ohnehin möglicher Weiſe 
ar nicht, oder nur mit großen Schwierigkeiten thunlich feyn 
Önnte, in der Verordnung durchaus nicht begründet ift, daß 
ferner die Verordnung lediglich auf den Beſitz von Großher: 
zoglihen Staatöpapieren auf den Nießbraud an diefen bafirt 
erfcheint, das fonftige Gapitalvermögen dagegen durchaus nicht 
berüdfichtigt, und daß endlich die angeführte Capitalfumme 
während der Depofition der betreffenden Papiere nicht zu ers 
— fomit auch während dieſer Zeit nicht nutzbar anzue 
egen ift. 

Zu dieſen Ausführungen fügt man noch an, daß ber 
unter Vorbehalt der Rechte zur Vermeidung pecuniärer Nach» 
theile einftweilen wirklich erfolgte Austaufh, dem gegenwärti⸗ 
gen Gefuche nicht im Wege ftehen, und ein theilweiſes Zus 
rückbehalten der hinterlegten Papiere nach den oben entwidel« 
ten allgemeinen Säßen nicht wohl im Geifte der Verordnung 
liegen dürfte. 

Nah allem diefen bleibt ed mindeftens zweifelhaft, ob 
dem bier erhobenen Anfpruh — auf Zurüdgabe der hinter: 
legten Papiere die Beftimmungen der einfchlagenden, über: 
haupt nicht fehr Klaren Verordnung vom 31. März 1820 zur 
Seite ftehen, oder nicht. Sm Kalle eines folchen Zweifel, 
verdient nun nad) den Negeln der Interpretation im Allges 
meinen ſchon die gelindere Meinung ben Vorzug, und e3 
ſteht überdieß dem Vorzug der gelinderen Meinung bier noch 
die Rüdfiht zur Seite, daß die Verordnung qu. hauptfäch- 
lich im Intereffe der Gapitaliften erlaffen worden ift, und eine 
gegentheilige Auslegung leicht gegen bie Abficht des Gefeß: 
geberd große Härte zur Folge haben Eönnte. 

Shr dritter Ausſchuß fühlt fi) daher zu dem Antrag 
aufgefordert : 

„Daß es der verehrlichen Kammer gefallen möge, die 

von dem Petenten nachgefuchte Verwendung auf die 

geeignete Weife eintreten zu laſſen.“ 

Sämmtlihe Mitglieder des Ausfchuffes find mit diefem 
Antrage einverflanden, einige Mitglieder jedoch zum Theil 
aus anderen Motiven und behalten ſich dieſe vor, ihre ab— 
weichenden Motive mündlich zu entwideln. 
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Bericht des dritten Ausſchuſſes der zweiten Kammer 
der Stände, betr. die Bitte ded Johannes Baus 
nıann von Schaafheim, um Aufnahme ald Ortss 
bürger zu Babenhaufen, Kreifes Offenbach; erftats 
tet von dem Abgeordneten Hardy, 


Br ein an die verehrliche Kammer eingefommenen Vor⸗ 
ftellung, hat Nubricat über die ihm verweigerte Ortöbürgers 
aufnahme zu Babenhaufen Befchwerde geführt und gebeten, 
fein Gefuh um jene Aufnahme der höchften Staatsbehörde 
zur Berüdfichtigung zu empfehlen. Cr gibt, geftüßt auf ein 
Zeugniß des Großherz. Bürgermeifterd von Schaafheim, fein 
Vermögen dahin an: daß er 

1) an liegenden Gütern . . 22 20050 fl. 
2) eine Forderung an feinen Bruder . . „ 80 


8) an baarem Gele . - » 2 2 2.2.60, 
und 

4) an Kleidungen und Gerätbfchaften . . 60 ,„ 

im Ganzen alfo . 200 I. 
Vermögen befibe, daß die von ihm erbotene Depofition von 
90 fl. baares Geld nicht angenommen worden fey, und man 
man ihm hierauf die Annahme als Ortöbürger zu Babenhaus 
fen verweigert habe; — welche Berweigerung dann auch höch— 
ften Orts wiederholt worden wäre. Der Bittfteller glaubt 
ein Vermögen von 140 fl., den Werth feiner Mobilien uns 
angefehen , nachgewiefen zu haben, und da bei Aufnahme 
von Snländern in eine andere Gemeinde, nad) beftehender 
reglementärer Berfügung ein Vermögen von nur 125 fl. vor: 
une fey, er ſich auch zeither ſtets ordentlich und fleißig 
etragen habe, und fich von feiner Profeffion ald Zimmermann 
gehörig ernähren Fönne, auch feine Werlobte die Wittwe von 
Heinrih Knapp zu Babenhaufen eine gefunde und fleißige 
Frau fey: fo glaubt er durch Alles diefes die obengedachte 

Bitte zureichend zu motiviren. 


Ueber die combinirte Anwendung der Art. 46 und 50 
der Gemeindeordnung, haben auf dem vierten Landtage Vers 
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handlungen ftattgefunden, welche die höchfte Staatöregierung 
veranlaßten, zunächft in Bezug auf Art. 50 wegen des Ins 
ferendum3 und deffen Nachweiſung unterm 26, Detbr. 1831 
verfchiedene Beſtimmungen zu treffen, nach melden unter 
andern, wenn durch den Befiß von Immobilien dad Infe— 
rendum nachgewiefen werben foll, ein Zeugniß des Orts— 
vorftandes erfordert wird, daß die Smmobilien mit Feiner 
gerichtlichen Hypothek beftrict feyen und daß der Ortsvorſtand 
nicht wiffe, auch nach der Perfönlichkeit des Bittſtellers nicht 
glaube, daß folhe mit außerordentlichen Schulden belaftet 
feyen. In der Vorlage ift ein Ortövorftandszeugniß durchaus 
nicht vorhanden. Die von dem Bürgermeifter zu Schaafheim 
audgeftellte, oben allegirte Befcheinigung, Fann die Stelle ei: 
ned Ortsvorſtandszeugniſſes nicht vertreten, Indem ein Tolches 
von dem Ortsvorflande, folglih von dem Bürgermeifter und 
den Mitgliedern des Gemeinderathd audgeftellt und unterzeichs 
net feyn muß. Diefer Anftand berührt die ebengedachte Bes 
fheinigung in allen Beftandtheilen derfelben. Da jedoch folche 
— im erſten Satze einen Güterbeſitz im Werth von 50 fl. 
ezeugt, ohne wegen deren ſchuldenfreien Beſitz irgend etwas 
zu erwähnen, und die zum vierten Gabe der Vermögensan⸗ 
gaben des Bittftellerd gedachte Kleivungen und Geräthfchaf: 
ten im Betrag von 60 fl. bei dem Inferendum nicht in Ans 
fchlag kommen fönnen, fo würde, felbft wenn man das Zeug: 
niß ded Bürgermeiſters für genügend annehmen wollte, das 
Inferendum fich auf die 90 fl. Baarfchaft befchränken, welche 
der Bittfteler zu deponiren erbötig ift, womit aber das vers 
orbnungsmäßige Inferendum von 125 fl. nicht hergeftellt wird, 
Der Herr Regierungscommifjfär hat auf die mit demfel: 
ben gepflogenen Communication, dem Referenten Ihres Auss 
(huffes eröffnet, daß dad rubricirte Geſuch um deßwillen uns 
erhört geblieben fey, weil nach dem Berathungd:Protofoll des 
Gemeinderath3 zu Babenhauſen vom 20. Dezember 1834 und 
dem Kreisrathsbericht vom 26. März d. J. der Bittſteller 
1) dad vorſchriftsmaͤßige Inferendum noch keineswegs ges 
hörig nachgewieſen und er 
2) den Ruf einer guten ſittlichen Aufführung nicht für ſich 
hat, auch er 
8) menſchlichem Anſehen nach ſich zu Babenhauſen rechtlich 
nicht zu ernähren vermag. 


Dieſe auf den Grund der Akten ertheilte Auskunft ſtimmt 
binfichtlich der Unzulänglichkeit deö Inferendums mit der vor 
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gefehten Bemerkung genau überein, und beftätigt im Uebrigen 
alle die Wermweigerungsgründe, welche nach Art. 46 der Ge; 
meinbeorbnung der Aufnahme von Drtöfremden entgegengefegt 
werben konnen. 
Solchem nad) find wir verpflichtet, darauf anzutragen: 
= bier vorgebrachten Beſchwerde Feine Folge zu 
geben. 


o.- 
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Bericht ded erften Ausſchuſſes der zweiten landftändis 
ſchen Kammer über den Hauptvoranfchlag der Staats⸗ 
ausgaben für die Jahre 1833, 1834 und 1835, 
ausfchlieglih der Hauptabtheilung VI. (Militär und 
Milifäranftalten) und der Abtheilungen X 7 C. D. 
E. und 10. E. (Unterhaltung und Neubau der Chauſ— 
feen, Zerritorials, Fluß: und Dammbau, Unter 
haltung der Rheinbrüden 2); erffattet von dem 
zweiten Präfidenten Echend und dem Abgeordneten 
Goldmann. 





Der erfte Ausfhuß hält es für nöthig, feine Berichtöers 
ftattungen über den Hauptooranfchlag der Staatdaudgaben 
für die laufende Finanzperiode mit der Entwickelung der Ans 
fichten zu beginnen, welche er zur Richtſchnur feines Verfah— 
tens nehmen zu müffen geglaubt hat. 

Denn ed fpringt in die Augen, daß bie eigene Lage, 
worin fich die Kammer in Bezug auf das Budget für eine 
ihrem Ablauf fhon nahe Finanzperiode befindet, die fonftigen 
Geſichtspunkte für die Prüfung und Behandlung dieſes Bud—⸗ 
gets theilweife verändern muß. 

1 


Eine der Hauptbeftrebungen der diegmaligen Ständevers 
fammlung muß, nach dem Dafürhaltın des Ausfchuffes, dahin 
gerichtet feyn, aus den biöher ftetd nöthig gewordenen Pro— 
viforien in Bezug auf dad Finanzgeſetz herauszufommen und 
es möglich zu machen, daß dad Finanzgeſetz für die neue mit 
tem nächften Sahre beginnende Periode fogleich mit dem An: 
fang diefer Periode ins Leben trete. Died kann nur dann 
gefchehen, wenn das Finanzgefeß für die Jahre 1836 — 1838 
wenigftend zwei Monate vor dem Anfang des Jahres 1836 
mit der Staatöregierung vereinbart if. Da nun dieſes neue 
Finanzgeſetz nicht eher zur ftändifchen Prüfung vorgelegt wers 
den kann, ald nach Erledigung des Budgets für die jet noch 
laufende a ee fo ift es dringend nöthig, daß dieſe 
Erledigung fo bald, als ed nur immer möglich ift, erfolge. 

® - 
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Die Erreichung biefed Zweckes wird wefentlich erleichtert 
und gefördert durch die in Bezug auf dad Budget der lau: 
fendenden Finanzperiode vorhandenen Vorarbeiten; denn es 
liegen über die Rechenfchaftsablage für die Finanzperiode von 
18°°/,,, fo wie über die Beftandtheile des Ausgabebudgets 
für 1833 — 1835, theild nach vorausgegangenen fehr gründs 
lichen Verhandlungen gefaßte Beſchlüſſe der vorigen zweiten 
Kammer , theild 'erfchöpfende Berichte des erften Ausfchuffes 
derfelben vor. 

Dies alles berückfichtigend und dabei erwägend, daß Die 
gegenwärtige Finanzperiode ihrem Ende nahe ift, und daß 
daher die Befchlüffe der Kammer Über dad Budget diefer Pe— 
riode von Feiner bedeutenden Wirkung mehr ſeyn Fönnen, glaubte 
fich der erfte Ausfhuß möglihfte Kürze zum Geſetz bei feis 
nen Berichtöerftattungen über die Beftandtheile diefes Bud: 
get3 machen zu müffen, und zwar befonderd dann, wenn er 
mit den auf dem vorigen Kandtag gefaßten Befchlüffen, oder 
mit den von dem Ausſchuſſe geftellten Anträgen einverftanden 
ift. Ein folches run: liegt meiſtens vor. 


Bei den früheren Landtagen hat der erfte Ausfchuß die 
Regel: befolgt, daß zuerft über die Rechenfchaftäablage von 
den abgelaufenen Sinanzperioden und nach deren Erledigung 
von Seiten der Kammer über dad Budget der folgenden Fis 
naanzperiode, und zwar zuvörderft über die Ausgaben und dann 
über die Einnahmen, Bericht erftattet wurde. 

So fehr die Confequenz für dieſes Verfahren zu fprechen 
ſcheint, fo ift ed doch unverkennbar und durd die Erfahrung 
fattfam beftätigt, daß aus der firengen Einhaltung jener Rei: 
henfolge unvermeidlich eine große Verzögerung und Hemmung 
ber Arbeiten der einzelnen Ausfhußmitglieder und folgerecht 
auch der Kammer hervorgeht. 

Grade die Prüfung der Nechenfchaftsablagen ift mit be— 
deutendem Zeitaufwand verbunden, und e& ift Daher nicht fels 
ten, ja gewöhnlich vorgefommen, daß die Audfchußreferenten 
mit ihren Berichten über die einzelnen Abtheilungen ded Buds 
get3 größtentheild längft fertig waren, ehe der Bericht über 
die Rechenſchaftsablage in die Kammer gelangte. 

Wäre der letztgedachte Bericht und die Befchlußnahme 
barüber nicht für abfolut präjudiciel angefehen worden, hät: 
ten vielmehr die Neferenten des Ausfchuffes die Berichte über 
die einzelnen Pofitionen des Budget jedesmal gleich nach der 
Berathung im Auöfchuffe erftatten können; fo würde die Kams 
mer im Stande gewefen feyn, den größten Theil ded Bud- 


zum 26. Protokoll. 3 


getd noch vor der Werichtderftattung tiber die Mechenfchaftss 
ablage zu erledigen, und ed würde hierdurch die Dauer des 
Landtags um Monate abgekürzt worden feyn. | 
Der Ausfhuß will gegenwärtig nicht näher erörtern: ob 
und in wie weit e& unter den gewöhnlichen Umftänden 
und Verhältniffen möglich und rathfam fey, das lettgedachte 
Berfahren einzufchlagen, namentlich ob und inwieferne die 
dabei obwaltenden Bedenklichkeiten durch gewiffe Vorbehalte, 
welche bei den Befchlußnahmen über Budgetgegenftände vor 
Erledigung des Rechenfchaftöberichted gemacht werden, befeis 
tigt werden könnten. Er glaubt, diefen allerdings fehr wich: 
tigen Gegenftand der Prüfung der fommenden Landtage übers 
lajfen ge müffen. 
ber darüber ift er auffer Zweifel, daß auf dem jegigen 
Landtage die Einhaltung der bisher beobachteten Reihenfolge 
ohne allen Zwed und Nußen feyn würde, und daß es dage 
gen zum Zmwed der baldigen Grledigung des Ausgabebudgets 
unerläßlich fey, ohne Ruͤckſicht auf den Rechenſchaftsbericht, 
die einzelnen Berichte über dad Budget und zwar ohne Prior 
rität der Ausgaben vor den Einnahmen fogleih nad deren 
Berathung im Ausfchuß zu erftatten; denn die Rechenfchaftd- 
ablage von 180/, ift auf den beiden le&ten Randtagen, wie 
fhon bemerkt, fehr ausführlich erörtert und bereits größten⸗ 
theild befeitigt worden, fo daß nur wenige Gegenftände der: 
felben eine nochmalige ausführliche Bearbeitung bedürfen. Es 
liegen alfo da, wo bei Begutachtung ded Ausgabebudgets 
auf die Vergangenheit Rüdficht zu nehmen ift, die wejent: 
lichften Materialien hierzu vor, und übrigens kann der Aus— 
ſchuß auch diejenigen Notizen jest fchon benußen, welche der 
früher vorgelegten vorläufigen Rechenfchaftsablage von 18°°/,, 
nachgegeben worden find, nachdem fich diefe im weiteren Ber; 
ug der Zeit zu einer definitiven Nechenfchaftsablage geftal: 
tet hat. ; 
Die neuerdings vorgelegte vorläufige Rechenſchaftsablage 
von den Sahren 18°°/,, aber bietet, fchon der Natur der Sache 
nach, einen allzu ungenügenden Stoff zu einer Berüdfichti: 
gung für die Berichte Über dad Budget bar. 
Der Ausfhuß wird daher in dem angegeben Sinne ver: 
pen und glaubt dabei Shrer Billigung verfichert feyn zu 


” 


onnen. 


3. 
In Bezug auf diejenigen Separatverhandlungen, welche 
über einzelne Ausgabepoſten ihrer Eile wegen oder aus andern 
Gründen ſtatthaben, wiederholt der Ausſchuß zur Wahrung 
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der Gerechtfame der zweiten Kammer bie auf ©. 1 der Beis 
lage Nr. 248 der Verhandlungen der zweiten Kammer vom 
vorigen Landtage enthaltene Bemerkung und Verweiſung auf 
dasjenige, was ©. 110 bis 118 des zweiten Beilägebandes 
der Verhandlungen der zweiten Kammer von 18°°/,, entwidelt 


worden ift. 


4. 

Da die Kinanzperiode 18°°/,, ihrem Ablaufe fo nahe ift, 
fo werden die Bewilligungen, welche in Betreff der Ausga⸗ 
ben für die Finanzperiode von 18°°/,, flattgefunden haben, 
ben vorzüglichften Anhaltspunft für die Prüfung der Auss 
gabepoften für die Periode 18°°/,, abgeben müfjen. Wenn 
diefe Bewilligungen nicht überfchritten find, fo wird der Aus: 
fbuß die betreffenden Ausgabepoften Shrer Genehmigung em» 
Pen: fo lange nicht erhebliche Gründe zur Beanftandung 
vorliegen. 

ied fchließt nicht aus, Defiderien zu ftellen, und der 
Ausſchuß wird deßfallfige Anträge machen, befonderd für die 
Br ‚ von welchen geſagt werden kann, daß fie auf das 
ünftige Budget von Einfluß find. Wünſche, die auf die 
vorgelegten feften Etat3 Bezug haben, dürften in den Bes 
richt, welchen der Ausfchuß baldthunlichft über diefe erftatten 
wird, aufzunehmen feyn. 


Bei den Beichlußnahmen über dad Budget für eine faft 
ganz fehon der Vergangenheit angehörende Periode wird fich 
die Kammer dahin ausfprechen müſſen, daß in der Bewillis 
gung eined Ausgabepoftens für diefe Periode nicht die Ges 
nehmigung ber Verwendung des Betragd für die Vergans 
genheit liege, daß vielmehr die Prüfung folder Verwendun⸗ 
gen den auf dem nächften Landtage zu pflegenden Verbands 
lungen über die ———— vorbehalten bleiben. 


Was die Beſoldungen betrifft, ſo iſt der Ausſchuß der 
Meinung, daß ſolche nur inſoweit zu bewilligen feyen, als 
fie von den betreffenden GStaatödienern gegenwärtig wirklich 
bezogen werden. Befoldungdvermehrungen, welche in dem 
laufenden Budget in Ausficht genommen, aber noch nicht an= 
ne find, werden bis zum folgenden Budget audzufegen 
eyn. 

Ob bei den in der laufenden Finanzperiode ſtattgehabten 
Beſoldungs-Ertheilungen und Vermehrungen nichts zu ers 

innern ſey, hat der Ausſchuß einer vorläufigen Prüfung uns 
terworfen. Die Hauptprüfung kann erft dann eintreten, wenn 
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über die definitive Rechenſchaftsablage in Bezug auf die ge⸗ 
genwärtige Finanzperiode — wird. 


Sn dem Hauptvoranſchlag von 182/, find viele Aus⸗ 
gaben vorgefehen, deren Bewilligung von den Ständen zu 
erwarten, deren Verwendung aber bis jekt wegen mangelnder 
Bewilligung nody nicht erfolgt ift, und in der kurzen Periode 
von ihrer jest noch erfolgenden Bewilligung bis zum Ablauf 
ded Jahres 1835 auch nicht mehr oder doch nur zum Theil 
erfolgen kann. Es würde natürlich dad Budget von 18°°)/,, 
ohne reellen Zweck auf eine allzu große den Ununterrichteten 
fehr auffallende Art in bie Höhe bringen, wenn man alle Aus» 
gaben der Art aus dem Budget von 18°°/,, in das von 18°°/,, 
ohne Weiteres übertragen, und letzterem zu feinem eigenen 
Bedarfe zufegen wollte. 

Der Ausfhuß hielt daher für angemefjen, vorerft das 
ganze für 18”°/,, vorgelegte Ausgabe-Budget auch hinfichtlich 
der Audgaben, welche im Kaufe des Jahres 1835 möglicherweife 
nicht mehr zu machen find, fo zu begutachten, als wenn bie 
Sinanzperiode eben erſt begonnen hätte, fofort hiernady auch 
die erforderlichen Beſchlüſſe der Stände zu beantragen , al& 
dann aber erft nach völlig abgefchloffenem und durch ftändis 
[he Bewilligungen firirten Einnahme: und Ausgabe Budget 
einen befonderen Vortrag darüber zu erftatten, welche Auss 
gabepoften erft jebt zur Verwendung gelangen Fünnen, obs 
gleich fie für volle drei Jahre verwilligt worden find, und 
wie ed hinfichtlih der Fünftigen Werwendung und Berrech 
nung biefer zum Xheil wenigftens für die Vergangenheit bes 
willigten Mittel zu halten feyn möchte? | 

— 

Der erſte Ausſchuß der erſten Kammer iſt mit den Ans 
trägen in diefem Berichte bid auf wenige Ausnahmen eins 
verftanden. Seine abweichende Anfichten werden an den bes 
treffenden Stellen erwähnt werben. 


Hauptabtheilung I, N 
Laften und Abgänge. 
1) Laſten auf den Gameraldomainen. 


(Anlage 26.) 


‚ Unter Beziehung auf den über diefe Abtheilung auf dem 
vorigen Landtage erftatteten Audfchußbericht (Beilage 248 
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S. 2 — 4 der Berhandl, der zweiten Kammer), worin die 
Beftandtheile diefer Rubrik, fowie die Gründe des Mehrbe, 
trags derfelben gegen den Voranſchlag von 18°°/,., näher an 
gegeben find und die darüber erfolgte beiftimmende Beſchluß 
nahme der zweiten Kammer, trägt der dermalige Ausſchuß 
auf die Verwilligung der unter dieſer Rubrit geforderten 
163,896 fl. an. | 

Da wegen ber bisher noch nicht erfolgt gewefenen defi- 
nitiven Bewilligung alle unter diefer Rubrik vorgefehene Neus 
bauten (unter denen, außer den in dem allegirten Berichte 
erwähnten Pfarrhäufern, auch die Kirche zu Echafheim mit 
8522 fl. zu erwähnen ift) bis jest noch nicht begonnen wor— 
den find ; fo befinden fich unter dem obigen Betrage im Gans 
zen 23,840 fl., oder jährlich zu '/, — 7,947 fl., welche zu 
den, zwar jest zu verwilligenden, allein erft noch nachträglich 
zu verwendenden oben ſchon im Allgemeinen berührten Aus: 
gaben gehören. 


2) Laften auf den Forftdomainen. 
(Anlage 27.) 

Mit Rücficht auf die zu diefer Rubrik in dem angeführ- 
ten frühern Ausfchußbericht (Seite 5 und 6) ertheilten Er— 
läuterungen, dürfte die geforderte Summe von im Ganzen 
99,828 fl., deren Bewilligung von der zweiten Kammer ſchon 
auf dem vorigen Landtage erfolgt war, auch jebt wieder zu 
bewilligen feyn. 

8) Laften auf den Sameral: und Forftdomainen, 
(Anlage 28.) 

Sn gleicher Weife trägt der Ausfhuß auf Bewilligung 
der unter diefer Rubrik veranfchlagten, fchon auf dem vorigen 
Landtage verwilligt gewefen 51,819 fl. an. 

Vergl. den alleg. Ausfchußbericht Seite $ u. 6. 


4. Brandverfiherungsbeiträge. 
(Anlage 29.) 

Die abermalige Bewilligung der unter diefer Rubrik ver: 

anfchlagten 3,978 fl. unterliegt nicht dem mindeften Anftande. 


5) Befondere Beiträge zu den Öffentlihen Ans 
falten in Darmftadt. 
(Anlage 80.) 
Unter diefer Rubrik waren für die Periode 18’°/,, bes 
—— "a ee 6. tu ee era m LEHE NE, 
Für die Jahre 1333 — 35 find veranfchlagt: 2838 „, 
alfo mehr 1184 „, 
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Die Beftandtheile des jetzigen Voranſchlags von 2838 fl. 
beftehen in folgenden: _ 
1) Unterhaltung der privatherrfchaftlichen Waſſer⸗ 
leitungen, d. h. derjenigen Waflerleitungen, 
welche blos für herrfchaftliche Gebäude, Staats⸗ 
anftalten, den Hof u. f. w. beftimmt find. fl. 
2) Gemwöhnliche Unterhaltung der. mit 
der Stadt Darmftadt gemeinfchafts 
lihen Brunnenleitungen zur fid> 


califchen Hälfte . » 2 2. 663 fl. 
Erneuerung des Marftbrunnend, 

Anfchaffung von 18 neuen Bruns. 

nenbütten für die gemeinfchaft: 

lihen Brunnen zur fiöcalifchen 

Hälfte. » J08, 


541 


u 
3) Unterhaltung ‘der dem Fiscus gehörigen öffents 
lihen Pläge, einfchließlih der Koften für 
Hfläfterung des weißen hurmplages ' . .. 2887 „ 
4) Herftellung der Banquete in der Sand: und _ 
Hügelftraße, nebft Unterhaltung der Baums 


pflanzungen auf denfelben . » o 2... 296, 
5) Reinigung der Plätze und Straßen vor ben 
fiscalifchen Gebäuden . ee ee. N, 


Zufammen 8514 fl. 

alſo zu '/, auf 1 Jahr . .... 28s fl. 
Bei den Poſten unter Lund 5 findet der Ausſchuß durchs 

aus nichtd zu erinnern; was fodann den Poften unter 2 be: 
trifft; fo will der Ausſchuß, in Erwägung, daß bisher diefe 
Leiftungen von dem Staate beftritten worden find und in 
der Erwartung, daß fich die Stadt, bei der dermalen mit ihr 
angefnüpften Unterhandlung über eine ihr aus der Staat3: 
kaſſe zu gemwährende Abfindung für die Uebernahme der bis— 
herigen fiscalifchen Leiftungen möglichft billig finden laſſen 
und mit der Staatsregierung wegen Bewilligung einer ab: 
lößbaren Entfchädigungsrente übereinfommen wird, auf eine 
weitere Unterfuchung des eigentlichen Grunded oder Ungruns 
des der biöherigen Leiftungen nicht mehr eingehen und ebens 
falls auf Bewilligung des veranfchlagten Betragd anfragen; 
Dagegen glaubt er, daß von dem Anfabe unter 3. 800 Gul⸗ 
den für Ketten um den Platz vor der neuen Ganzlei, 
als noch zur Zeit entbehrlich, nicht zu -bewilligen feyn möchten, 
und daß auch der Anſatz unter 4 mit 296 fl. eigentlich ganz 
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wegfallen muß, weil diefer, weder nach ber hiefigen Obfervanz, 
noch nad dem über die Beiträge zu den öffentlichen Laſten 
der Reſidenz Darmftadt beftchenden Regulative, der Staatds 
kaſſe zur Laft fallen kann, daß jedoch hiervon jeßt nur noch 
bie noch unverwendeten 221 fl. zu ftreichen ſeyen 

Hiernach würden an dem Voranfchlage von 2,838 fl. 
abgehen: 

”/, aus 800 fl. und 221 flaoder. . . . 340 


— — nn — 


mithin noch zu bewilligen ſeyn 2,498 fi. 
wovon die oben unter 2 genannten 3,077 fl, ſowie die unter 
dem Poften 3 enthaltenen 1,062 fl. für Pfläfterung des weißen 
Thurmplages zu den bereits erwähnten, unverwendeten und 
jest noch nachträglich zu verwendenden Fonds gehören. 

Ein Mitglied des Ausfchuffes (der Referent) ift mit diefen 
Anträgen nicht einverftanden , glaubt vielmehr, daß für den 
ganzen Poften unter 2. Feine eigentliche priwatrechtliche Ver: 

indlichfeit vorliege, mithin zwar für diesmal noch die 
bereitö verwendeten Unterhaltungsfoften mit 663 fl., Feines: 
wegs aber der Anfat für neue Anſchaffungen mit 3,078 fl., 
fo wie auch fernerhin nicht? mehr für Unterhaltung der ftädtis 
[hen Brunnen aus der Staatöfaffe zu bewilligen feyen, fo 
wie auch, daß die blos im Intereſſe der Stadt liegende 
Pfläfterung des weißen Thurmplages , wenigſtens noch zur 
Zeit, erſpart werden könnte. Die Gründe für dieſe Anſicht 
ſollen in der Berathung der Kammer entwickelt werden. 


6) Entſchädigung für Staats-Jagd- und gutsherr— 
liche Frohnden. 


(Anlage 31.) 


7) Entſchädigung für den verlornen Bezug 
indirecter Abgaben. 


(Anlage 32.) 


8) Entſchädigungsrenten für aufgehobene Leib— 
eigenſchaftsgefälle. 
(Anlage 33.) 
9) Andere Renten. 
(Anlage 34.) 

Unter Hinweifung auf die bepfallfigen Aeußerungen in 
dem vorhin allegirten Ausfhußberichte, Seite 7 bis 9, und 
bie frühere Abftimmung der zweiten Kammer, trägt der Aus: 
ſchuß auf die Bewilligung der geforderten Beträge an und 
jwar: 
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zu6)mitt . . . 72,000 fl. 


” „ 


” „ nn. ! „ 


10) Ausfälle, Abgänge und Nadläffe 
. "(Anlage 35.) 


Der Ausfhuß trägt auf Wiederholung ber frühern Bes 
willigung zu biefer — a — geforderten Betrage von 


um fo mehr an, als dieſe Ausgaberubrik, nach dem, was in 

ber Beilage 3, ©. 9 der diesjährigen Verhandlungen ber 

zweiten Kammer von dem Herrn — dar⸗ 

über geäußert worden iſt, den Voranſchlag in der Wirklichkeit 

überſchreiten wird, weil auch die betreffenden Einnahmen ſich 

höher als veranfchlagt belaufen werden. , 
Vergleiche übrigend den alleg. Ausſch. Bericht vom 
vor. Landtage Seite 9 bis 12, 


Hauptabtheilung II. 
Berzinfung und Tilgung der Staatsſchuld. 
’ i (Anlage 36.) 


Unter Beziehung auf die über diefen Gegenftand auf dem 
vorigen Landtage gepflogenen Verbandlungen und in Ueber: 
einffimmung mit den damaligen Befchlüffen beider Kammern, 
Berhandlungen der zweiten Kammer: 

Ausfhußberiht: Beil. 233. S. 1— 8. Berath. 48ftes 
Prot. S. 3-34. Abftimmung: 503 Prot. S. 71 - 72. 
Berhandlungen der erftien Kammer: 
Ausfhußbericht: WVeil. Nr. 48. Berath. 295 Prot. Abs 
flimmung 303 Prot. S. 206208, 
trägt der berichtende Ausſchuß darauf an: 
1) den veranfchlagten Bedarf von 
554,808 fl. unveränderliche gefeßliche Zinfens 
und Kapitaltilgungds Dotationz 
43,500 „, weiterer fländiger Tilgungsfond 
9,833 „, Vermehrung der Dotation wegen 
fpäterer Zugänge zur Gtaatös 
ſchuld. 


Zuſammen 608,141 fl. zur Verzinſung und Tilgung, 
fodanın 6,570 „ zu Befoldungen und 
1,449 „, zu Ganzleifoften, 


alfo im Ganzen 616,160 fl. zu bewilligen ; 
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2) die Staatsregierung um baldige Vorlegung des Do— 
mäneninventars zu erſuchen; 

3) die Stelle des Iandftändifchen Directord der Staatds 
fhuldentilgungsfaffe wird feit Anfang des Jahrs 1834 durch 
ben auf dem — von 18?%/,, von beiden landſtändiſchen 
Kammern erwählten Subftituten, defjelben, den Abg. Golds 
mann, verfehen, indem der frühere landeöherrliche Director, 
Herr Geh. Rath Balfer, durch feine Gefundheitumftände 
gendthigt wurde, um feine Entlaffung nachzuſuchen und deſſen 
Stelle hierauf von der Staatäregierung dem landftändifchen 
Director, zweiten Präfidenten Schend, übertragen wurde; und 
die Stelle des landftändifchen Controleurs wird ebenfalls feit 
Kurzem durch den Subftituten, Hrn. Oberappellationdgerichtös 
Secretär Heumann verfehen, weil der feitherige Controleur, Oberfis 
nanzrath Kleinſchmidt, mit Tod abgegangen ift. — Da nun übers 
dies aud) eine neue landftändifche FR ablperiobe — iſt; ſo 
ſind daher dermalen von beiden Kammern, in Gemäßheit der 
$. 13 u. 14 des Staatsſchuldentilgungsgeſetzes vom 29. Juni 
1821 und des $. 17. pos. 6 des Landtags-Abſchieds vom 
25. Suni 1827, zu erwählen: 

1) ein landftändifcher Director der Staatöfchuldentilgungds 
kaſſe und ein Subftitut derfelben, welche aus Mitgliedern der 
Ständeverfammlung beftehen müffen, für die Dauer der ders 
maligen landftändifchen Wahlperiode; 

‚ 2) ein Gontroleur der Staatsſchuldentilgungskaſſe und 
ein Subftitut deffelben, mit unbejchränfter Mahlfreiheit, 
und der Ausfehuß trägt daher auf nunmehrige Vor— 
nahme diefer Wahlen von Seiten der zweiten Kams 
mer an. 


Hauptabtheilung II. 


Penfionen. 
(Anlage 87.) 


Der zu dem SHauptvoranfchlage von 18335 — 35 über: 
gebene Penſions-Etat enthält ald Bedarf am 1. Nov. 1832 
die jährliche Summe von 539,618 fl. 30'/, kr., es find aber, 
in der Erwartung bedeutender Heimfälle im Laufe der Pe— 
riode, als Boranfchlag für das Budget nur aufgenommen 
worden 500,000 fl., womit aber voraudfichtlich für die Periode 
von 1835 — 35 nicht ausgereicht werden wird, weil der Stand 
der Penfionen felbft jegt im Jahr 1835 noch nicht bi$ auf 
die veranfchlagte Summe von 500,000 fl. herabgefunken ift, 
wie aus dem VBortrage des Herrn. Regierungd:Commiffärs ‚in 
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ber Beilage 8, S. 10 der diesmaligen Verhandlungen her: 
vorgeht. Es unterliegt daher wohl nicht dem mindeften Bes 
benfen, daß unter allen Umftänden dermal die Bewilligung 
auf den veranfchlagten Betrag von 500,000 fl. erfolgen Fann, 
fo fehr ed auch zu bedauern ift, daß fortwährend nicht blos 
eine fo enorme Summe zur Beftreitung der Penfionen erfors 
derlich und fogar noch eine Weberfchreitung des veranfchlagten 
Betrags Schon im Voraus angefündigt ift. 

Sich im Uebrigen, was biefen$Gegenftand betrifft, auf 
die ausführlichen Erörterungen deffelben in den Werichten des 
erften Ausfchuffes der zweiten Kammer, und zwar 

über die Finanzverwaltung in der Perivde 1880 — 32 

in den Berhandlungen von 1832 —33, Beilage: 
Band II. ©. 627 bis 634, 

in den WBerhandlungen von 1834, Beilage 128, 
©. 2 und $, 

über einen Theil des Ausgabe-Budget3 von 1833 — 35 

in den Berhandl. von 1834, Beilage 311. S.1— 3. 
beziehend, glaubt der Ausſchuß zugleih auf Wiederholung 
des in fchon viele Jahre ſtändigen Defideriumd antragen 
zu müffen: | | 

daß ed der Staatdregierung gefallen wolle, die drüdende 
Laft des Penfions:Etatd, durch Benusung aller fich hier: 
zu ergebenden Veranlafjungen, mittelit Wiederanftelung 
noch tauglicher Penfionäre und möglichft feltener Vor: 
nahme neuer und nur der unvermeidlichften Penfionis 
rungen, endlich nach und nach auf einen leiblichen Zus 
ftand herabzubringen. 

Der Ausfchuß rechnet um fo fefter auf die Berückſichti⸗ 
gung diefed Defideriumd von Seiten der hohen Staatöregies 
rung, als in ihr eines der vorzüglichften Mittel liegt, die 
Zufriedenheit der Stände und des Landes mit der Staatövers 
waltung zu begründen, indem namentlich die Klage über die 
enorme Größe ded Penfionsftandes leider in dem Lande all: 
gemein verbreitet und auc in diefem zu einem allgemeis 
nen und ftändigen Defiderium . geworden, wie allen Abges 
ordneten hinlänglich befannt ift. 

Der erſte Ausfhuß der erften Kammer vermag dem 
bei diefer Gelegenheit projektirten Defiderium nicht beizutres 
ten, ift vielmehr der Anficht, daß die StaatSregierung fort: 
während bei Penfionirungen alle die NRüdfichten Ant eintreten 
laffen, welche bei Gelegenheit jenes Defideriumd empfohlen 
find, und daß die Penfionslijte feinen Fall bietet, der einen 
irgend begründeten Anftand rechtfertigen könnte daß insbe: 
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fondere es allerdings die Dienftpragmatif ift, welche unter 
Umftänden der ren, unüberfteigbare Hinderniffe 
in den Weg legt, die Penfions aft zu mindern; und daß bei 
diefer Rubrik außerdem nicht vergefjen werben darf, daß bie 
erhöhte Penfionslaft zum Theil die Folge nothwendiger, von 
ben Landftänden gewünfchter Organifationsmaßregeln und der 
Entlaftung anderer Etats war, infofern alfo die Laft felbft 
eine vorübergehende ift. | 


Hauptabtheilung IV. 


Bedbürfniffe des Großh. Haufes und Hofes. 
(Anlage 88,) 

Unter Beziehung auf die deßfallfige fpecifike Aufführung 
in der Beilage 248, Seite 12—14 der Verhandlungen der 
zweiten Kammer vom vorigen Landtage und die hierauf er: 
. folgte einftimmige Bewilligung der zweiten Kammer, findet 
ber berichtende Ausfchuß bei dem veranfchlagten jährlichen Bes 
darfe von 762,877 fl. nichtd zu erinnern. 


Hauptabtheilung V. 
Landſtände. 
(Anlage 39.) 
Statt des für diefe Rubrik geforderten jährlichen Bedarfs 
von 20,000 fl. hatte die zweite Kammer auf dem vorigen 


Landtage, auf Antrag des erften Ausfhuffes (Beil, 248. S 14) 
dad Doppelte mit 


40,000 fi. 
bewilligt, und da die damals vermuthete Nothwendigkeit ber 
Ueberfchreitung des aufgeftellten Voranſchlags wirklich einges 
treten und auf diefem Landtage von dem Herrn Regierungds 
Commiffär beftätigt worden if (Beilage 3, ©. 10); fo dürfte 
wohl der Befchluß der frühern Kammer aud) jest wieder zu 
faffen feyn. - 


Hauptabtheilung VII. 
| Geheimes Staatsminifterium, 
Staatsrath und Geheime GabinetdsErpedition. 


(Anlage 41.) 
Veranſchlagt find: 
1) der Gehalt eines Geheimen Staatsraths im außer 


orbentlihen Dienfte von 4000 fi. 
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Uebertrag 4000 fl. 
2) der Gehalt de Geheimen Cabinets⸗ Sekretärs 


666666 
3) der Gehalt des Protokolliſten bei ber Geheimen 

Gabinet3:Erpedition von - » .. :,. +. 800, 
4) der Gehalt für das Generalfefretariat bei dem 

Staatdrath von 500 „ 


5) die Kanzleitoften der Geheimen Gabinetö-Erpe: 
Dion VON - = “0 ernennen, IR, 
6) die Kanzleikoften des Staatsraths von. .. 150 
£ 0260 
Der erfte Ausfhuß der vorigen Kammer beanftandete 
von dem Gehalte des Geheimen Cabinets-Sekretärs 10 fl., 
fodann die Poften 1, 4 und 6 der Rubrik, die beiden erftern 
um deßwillen, weil er ſich von der Nothwendigkeit eines als 
Referent befonderd falarirten Staatsraths und eben fo wenig 
von dem Bedürfniß eined befonderd bezahlten Subalternpers 
fonald für den Staatsrat nicht überzeugen fonnte, und trug 
auf die Bewilligung von 4600 fl. ftatt 9260 fl. an. 
Beilage 311, Seite 52. 
> der Kammer Fam der Gegenftand nicht mehr in Ber 
rathung. 
Sbhund in wie weit die erhobenen Anftände gegründet find, 
wird bei der Begutachtung der definitiven Etats von und ers 
Örtert werden. Für die Sinanzperiode 1833 — 35 tragen wir 
auf die Bewilligung der veranichlagten 9260 fl. um fo mehr 
an, ald Nr. 1 eine längft beftehende Befoldung enthält, und 
Nr. 4 für die Finanzperiovde 1830 — 32 genehmigt worden ift. 
Die Befoldungen der Mitglieder und des Subalternper: 
fonald der Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten, des 
Snnern und ber Zuftiz, und der Zinanzen, fowie die Kane 
leifoften diefer höchften Behörden , welche früher in die Haupts 
abtheilung Geheimes Staatöminifterium, Staatsrath und Ges 
heime Gabinet&-Erpedition aufgenommen waren, erfheinen in 
‘ dem Staatöbudget der Finanzperivde 1833 - 85 unter vers 
fchiedenen ihren untergebenen Dienfizweigen unmittelbar vors 
angehenden Rubriken. Die Zweckmäßigkeit diefer Abänderung 
bedarf Feiner Ausführung. 


Hauptabtheilung VII. 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
(Anlage 42 und 43.) 

Diefe Rubrik enthält folgende Anfäge: 
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1) Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
a) Befoldungen . : . . 29040 fl. 
b) Kanzleifoften . . . . 1800, 


— 80840 fl. 
2) auswärtige Verhältnifie - . . 2 2... 
einfchließlich des Zugangs von 800 fl, we; 
gen eines Additiondfehlers in der Anlage 43 
des Staatöbudgetö pos. 1. Gefandtfchaften 
3) Behörden und XAnftalten, - welche von dem 
Minifterium der auswärtigen Angelegens 
heiten dependiren 
a) Poftwefen . . 2. 416 fl. 
b) Staatsarchiv 4400 fl., er: 
mäßigt nach dem Ableben 
des Dberarchivard auf. . 3400 „ 
— — — 3816, 


Zu Ir356 „ 
Für die, Finanzperiode 1830 — 32 betrug die Verwilli— 
gung 


| 1 0 RE FE ee .. 29040 fl. 
yo Ä 
FE Be FE 


| 30640 fl, 

„ 2. — 76805 „, 
Eee 416 „ 
nn iron. 400, 

4816 „ 





112261 „ 


Wenn Sie die Forderung für die laufende Finanzperiode 
mit der Bewilligung für die verfloffene Finanzperiode vers 
gleichen, fo werden Sie finden 
1) daß beide bei den Befoldungen des Minifteriums der 
auswärtigen Angelegenheiten und bei dem Poftwefen gleich 


find; | 

2) daß die Forderung für SKanzleikoften (1. b.) 200 fl. 
mehr ald die Bewilligung beträgt, und 

3) daß für dad Staatdarehiv 1000 fl. und für die aus: 
wärtigen Verhältniffe 105 fl. weniger gefordert werden, als 
früher bewilligt waren. 

Die Anftände, welche auf dem vorigen Randtage in Be: 
treff der Befoldungen des Minifteriumd der auswärtigen Ans 
gelegenheiten erhoben worben find (Beilage 311, ©. 45 
gehen die definitiven Etats an und follen in dem Berichte über 
biefelben erörtert werben. 
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Was die Forderung für die auswärtigen Verhältniſſe be 
trifft; fo erkennt zwar der berichtende Ausfhuß mit Vergnü⸗ 
gen dad Beftreben der Staatöregierung an, folche immer 
mehr zu ermäßigen, er lebt aber in ber feften Ueberzeugung, 
daß weitere Erfparniffe thunlich find, und hofft, dag fünftig 
ein Erflekliched weniger gefordert werden wird, indem Mans 
ches von Demjenigen, was auf dem vorigen Kandtage in dem 
Ausfchußberichte und. bei der Berathung geäußert worden ift, 
—— verdient. 

Beilage 277, Seite 1. Protokoll 68, Seite 1— 64 und 
Protokoll 74, Seite 8. | 

Bon dem Voranſchlag für dad Staatsarchiv find 1000 fl. 
einem Gehülfen des Archivard beftimmt. Da die Anftellung 
deſſelben noch nicht erfolgt ift, und jedenfall3 bis zur nächften 
Finanzperiode auögefegt bleiben Fann, angenommen, daß die: 
felbe überhaupt nöthig erfcheint, fo ermäßigt fich für die lau: 
fende Finanzperiode dad Bedürfniß der Hauptabtheilung VIH. 
um weitere 1000 fl. Die bleibenden 106356 fl. mögten zu 
bewilligen feyn. 


won 


SHauptabtheilung IX. 


Gefhäftszweige des Minifteriums bed Snnern 
und der Juſtiz. 


1) Minifterium des Innern und ber Juſtiz. 
(Anlage 44.) 


Bon denjenigen 86634 fl., welche für die Finanzperiode 
18°°/,, für das Geheime Staatdminifterium, für den Staats 
rath und für die Geheime Gabinetd: Erpedition bewilligt wors 
ben waren, betreffen 26184 fl. an Befoldungen und 1600 fl. 
an Ganzleikoften, zufammen 27784 fl., dad Minifterium des 
Innern und der Juſtiz. Ä 

Für die Finanzperiode 18/,, werben in Bezug auf diefe 
höchfte Behörde gefordert: 
| 1) an Befoldungen. . 2 2 2 2. 28670 fl. 

2) an Sanzieitoften. een. 2000 fl. 


alfo 2896 fl. mehr. - 

Die neue DOrganifation der Adminiftrativbehörden hat die 
Geſchäfte des Großherzogl. Minifteriumd ded Innern und der 
Suftiz bedeutend vermehrt, und großentheils die bemerkte Er: 
böhung deſſen Bedürfniffes herbeigeführt. In Berlidfichtis 
gung Ddiefed, und in Erwägung, daß die Vemerkungen und 
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Anträge, weldye der Ausfchuß der vorigen Kammer in feinem 
erftatteten Bericht Beil. 311 ©. 45 gemacht hat, hauptfäch» 
lich Folge feiner Anfichten über die definitiven Etats find, 
daher fpäterer Erwähnung vorbehalten bleiben, tragen wir 
auf die Bewilligung der veranfchlagten 30,670 fl. an. 


2) Behörden und Anfltalten für die Zuftiz. 
A.Gerichtshöfe. 


(Anlage 45.) 
Für die Gerichtshöfe wurden pro 18°°),, bewilligt: 
1) an Befoldungen . . . .„ 146,182 fl. 
2) an Ganzleifoften . . . . 12,690 „ 
158,872 fl. 
Für die Finanzperiode 18°°/,, werden 
verlangt: 
1) an Befoldungen . . . . 156,758 fl. 
2) an Ganzleifoften . . . . 13810 
170,563 „ 
Die Forderung für 18”/,, beträgt 
demnad mehr, als die Bewilligung 
für 18%),.: 
1) bei den Befoldungen . . „. 10571 fl. 
2) bei den Kanzleifoften.. . . 1,120 „, 
11,691 „ 


Die Erhöhung des Gefammtbetragd der Befoldungen 
und Ganzleifoften gegen das vorige Budget fol ihren Grund 
theild in der Weberweifung der Polizei= nnd Forfiftrafgericht3- 
barfeit an die Gerichtöhöfe, theils in der allgemeinen Ge: 
ſchäftsvermehrung der Gerichtshöfe haben. 


Die vorige Kammer bewilligte, befonders in Folge der 
Verhandlungen über die fefte Befoldungsetatd (Beilage 277 
©. 8. Prot. 68. ©. 64 — 104. Prot: 74 ©. 6) für das 
Dberappellationdgericht nur 38,750 fl. ftatt 42,710 fl. und 
bei dem Hofgericht dahier nur 44,494 fl. ftatt 45,379 fl., im 
Ganzen nun 165,718 fl. ftatt 170,563 fl._ Bon der Weni: 

erbewilligung & 4845 fl. follten 3495 fl. auf den Etat der 

Denfionen übertragen werden. Mit den weiteren 1350 fl. 
bat es folgende a. Die Näthe des yroviforifchen 
Gafjationshofes für NRheinheffen, welche theild Mitgliedir des 
Dbrrappellationsgeriäh, theild Mitglieder des hieligen Hof 
gerichtd waren, bezogen eine jährliche Zulage von 150 fl. 
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Mit der Auflöfung des proviforifchen Caffationshofes 
hörte diefe Zulage für die Hofgerichtömitglieder auf. 


Diefelbe blieb aber nicht nur denjenigen Mitgliedern des 
Oberappellationdgerichtes, welche bei dem proviforifchen Gafs 
fationshof angeftellt waren, fondern fie wurde auch den übri— 

en Mitgliedern des Dberappellationdgerichtö gegeben. Die 

— d. h. nach der Conſtituirung des Oberappellationsge⸗ 
richts als Caſſationshof für Rheinheſſen, angeſtellten Oberap⸗ 
pellationsräthe haben dieſe Zulage nicht zu beziehen. 


Wir ſind, gleich der vorigen zweiten Kammer, der Anſicht, 
daß von dem Tage an, an welchem das Großherzogl. Ober⸗ 
appellationsgericht, Caſſationshof für Rheinheſſen geworden iſt, 
eine Remuneration für die Caſſationshofsgeſchäfte nicht mehr 
hätte ſtattfinden ſollen, und daß die fragliche Zulage den äl— 
teren Mitgliedern des Großherzogl. Oberappellationdgerichtes 
fo wenig. gebührt, als fie den jüngeren bewilligt worden ift. 
Allein wir glauben, daß für die beinahe abgelaufene Finanzs 
periode anf die Beanftandung der ihretwegen geforderten 
1350 fl. zu verzichten feyn möchte, und ftellen, in der Vor: 
audfegung Ihres Einverftändniffes mit unferen Anfichten, dem 
Antrag auf die Bewilligung der für die Rubrik Gerichtähöfe 
veranſchlagten Zotalfumme von 170,563 fl., Shnen anheims 
gebend, ob Sie die Staatöregierung erfuchen wollen, für bie 
inansheriobe von 18°°/,, die den älteren Mitgliedern des 
- Großherzogl. Oberappellationdgericht für die Beforgung ber 
Kaffationshofsgefchäfte gegebene widerruflihe Zulage nicht 
mehr in Budgetanfaß zu bringen. 


Ä Der erfte Ausfhuß der erften Kammer ift, abweichend 
hiervon, der Anficht, daß die fragliche Zulage von 150 fl. 
den älteren Mitgliedern des Oberappellations- und Gaffa- 
tiondgerichtd allerdings gebühre, und daher nicht der Mei: 
nung, daß bie Staatöregierung erfucht werben möge, für die 
Kinanzperiobe von 18°%/,, jene widerrufliche Zulage nicht mehr 
in Audgabeanfag zu bringen. — Nach feiner Anficht erfcheint 
die fraglihe Zulage für diejenigen Mitglieder, welche fie zur 
Zeit noch beziehen, ald Nemuneration für Anftrengungen und 
Erfag für anzufchaffende Hülfsmittel, die ihrem urfprüngli: 
chen Dienftverhältniffe fremd waren und darum auch deren 
Fortbezug für die älteren Mitglieder ded gedachten Gerichtd 
bofes, fo lange fie den Dienft leiften, billig und gerecht. 
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B. Stadt: und Landgerichte. 
( Anlage_46. ) 
Die Forderung für diefe Rubrik in. . . 120,050 fi. 
beftehend, beträgt 4672 fl, mehr, ald die Summe 
v0 ‘ 115,380 ‚, 


n [) * ⸗ + * * . * . [) . . 
welche dafür pro 18°°/,, bewilligt worden war. Die Mehr: 
forderung hat ihren Grund theil in der Errichtung eines 
Landgericht3 zu Battenberg, theils darin, weil in Folge der 
Veberweifung der Polizei: und Korft-Gerichtöbarfeit an die 
Stadt» und Landgerichte die Vergütungen der Actuarien fix 
Schreibereiz und Bureau-Koften neu regulirt, und hierbei um 
3,828 fl. gegen früher erhöht werden mußten. Dagegen fallen 
die ben Landräthen wegen der Forftgerichte bewilligt gewefenen 
Copialgebühren im Betrag von 1,923 fl. und außerdem noch 
1,900 fl. bei den Kreisräthen an Bureau: und Schreiberei- 
Koften wegen ber PolizeigerichtSbarkeit weg. 
. „ Die vorige Kammer bewilligte den Budget: 
Anfag von een en 120,080 fi. 
und außer demfelben no VE RE 50 
um welche die Bureaukoften bei dem zu errich 
tenden Landgericht Battenberg zu gering angege: 
ben waren allo - . » 2 2 222. . 120,100 „ 
S. Beil. Nr. 277 ©. 8. Pr. 69. ©. 1—19, 

Nr. 74. ©. 8. | 

Eine gleihe Bewilligung von Seiten der jetzigen Kams 
mer kann feinem Anftand unterliegen. 
C. Bifitations: Commiffion der Stadt: und Land— 

gerichte. 
(Anlage 47.) 

Diefer von ber vorigen Kammer genehmigte Ausgabe: 

poften von 3000 fl. wird auf Ihre Bewilligung rechnen können. 


D. Friedensgerichte, —— und Polizeige— 
richte. 


" 


(Anlage 48.) 
Mit Bezug auf den Bericht des vorigen Ausfchuffes tiber 


biefe Rubrik, 

Beil. Nr. 277. ©. 16, 
woraus Sie die Beftandtheile derfelben, fo wie den Grund 
der Mehrforderung von 570 fl. erfehen werben, fragen wir 
auf die Bewilligung der verlangten 19,730 fl. mit dem: Be 
merken an, daß diefelbe auch von der früheren Kammer ftatt 
gefunden hat. ©. Pr. 74. ©. 9. 
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E Griminaltoften. 
(Anlage 49.) 
a) Gewöhnliche: 
Unter diefer Rubrik find für die Finanzperiode vort 1833 
bis 35 veranfchlagt worden: 
für die —— aſſe zu — .. 24,500 fl. 
u „ Damfabtt . . . . 25,380 „ 
" Main. .» » 2. . 59,200 „ 
a das Correctionshaus zu Darmftadt — Bo 
„„Zucht⸗ und Beſſerungshaus Marienfchlof 39.400 ', 
Zufammen 17 310 fi. 
Hiervon wurden fehon auf dem vorigen Landtage, 
nad Anleitung ded damals erftatteten Ausschuß: 
betichtö, bewilligt: 
Auf dad Budget ded Minifterrumd bed In: 
nern und ber Juftiz . . 133,220 „, 
Auf das Miitärbudget die ae Bi wegen 
ber ——— zu — aeg 
-und Main . Er « 24,690 „ 
E Zufamnien 157,910 fl. 
Der Ausfhuß, indem er fich den früheren Anträgen ars 
fließt und namentlich gegen folgende, noch nicht vergebene, 
fondern nur vorgefchlagene, Brfoldungserhöhungen, als 
zu Gießen: 


fl. fl. fl. 
fiir den 1. Griminaltichter von 1500 auf 1600 alfo um 100 
M i ẽriminalgerichtsactuat „ 150 * 400 ne a 250 
2 t 650 
zu Darmſtadt: 
fl. fl. 
für den 1. Griminalrichter von 1500 atıf 1600, alfo um 100 
wogegen ber Gehalt des 2, | 
Griminalrichterd von . 1500 1400, 100 
eg werden fol, nichts zu erinnern findet, p trägt bar: 
auf an: 
1) im Ganzen von der geforderten und früher fchon be: 
twilligten Summe von. . i 157,910 fi. 
nah Abzug der erft in der nächſten dFinanz⸗ | 

geriode eintretenden Gehaltderhöhungen von 650 50, 

noch zu bewilligen 157,260 60 fl. 
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und zwar für diesmal noch ganz auf dad Budget des Mi- 
nifteriumd des Innern, weil die Trennung der Koften für 
die Militärcommando's nicht rückwärts volljogen werden kann; 

2) die in der Sitzung vom 4. Mai 1833 eingefommene 
nachträgliche Anforderung einer mit 2,526 fl. 30 Er. auf den 
Etat der Criminalkoften zu übernehmenden Entfchädigung der 
Kriegskaſſe wegen Stellung der. zu den Commando's zu 
Siegen, Marienſchloß und Mainz gehörigen Unteroffiziere 
und Spielleute, gleic; der vorigen Kammer, jedenfalls hier 
ehrerbietigft abzulehnen; 

3) die Staatöregierung zu erfuchen, alle durch die ers 
wähnten Militärcommando's entftehende Koften vom Zahr 1836 
an auf das Militärbudget zu verweifen und von dem Budget 
des Minifteriums des Innern auszufcheiden. 

Bei der in diefem Budget zur Gleichſtellung des Mili— 
tärcommando’3 in Gießen mit dem in Marienſchloß für das 
erſtere vorgeſchlagenen Löhnungszulage von 4 fr. pr. Mann 
findet der Ausfhuß nichts zu erinnern. 

b) Außerordentliche. 
Unter diefer Rubrik find im Budget jährlich 20,000 fi. 
oder für 3 Sabre vorgefehben - - - = 2 2... 60.000 
Davon follten verwendet werden: 
a) Zur Unterhaltung der Gefängniffe 8,000 fi. 
b) Zu Neubauten zur Vergrößerung 

von Marienfhlg . .» . . . 27,000 
e) Zur Erbauung einer Wachtftube 
und einer Verwalterswohnung bei 

dem Arreſthauſe zu Gießen (2,000 

+ 60 fl) . 2 2 2 2. 


oder: 
fatt der erftern zur Anlegung_ einer 
Militärcaferne bei dem Arrefthaufe 
mit Veräußerung der jegigen. . 13,000 
und zur Verwalterdwohnung . . . 6,000 „ 
d) Der Ueberreft zu den am dringendſten erfcheinenden 

Central» und Gefängnißbauten. 

Der erfte Ausfchuß der zweiten Kammer auf dem borigen 
Landtage hatte auf Bewilligung der Poften unter a und b, 
fodann wegen des Poftens c, auf Bewilligung von 11 big 
12,000 fl. ge Erbauung einer Gaferne ohne Offizierswohnung 
und auf Bewilligung des Poſtens d mit vorzugsweifer Bes 
rückſichtigung der Erbauung von Gefängniffen zu 

Lauterbach, 
Ortenberg, 


I > 


8,000 fi. 
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Michelftadt oder Erbach, 
ig und 


ö 
angetragen, wornach auch die — — der Kammer erfolgte. 

Der dermalige Ausſchuß trägt ebenfalls auf Bewilligung 
der für jedes Jahr der Finanzperiode von 1833 — 1835 ver- 
anſchlagten 20,000 fl. (im Ganzen 60,000 fl.) mit dem Bes 
merken an, daß, nach einer ihm mährend der Bearbeitung 
des gegenwärtigen Berichtd zugefommenen Eröffnung des be: 
treffenden Herrn Regierungscommiffärs, dieſer Betrag im 
Laufe der Jahre 1833 und 34 nicht nur ſchon vollftändig 
verwendet — fonbern auch bereit überfchritten worden ift, 
weil die Erbauung der neuen Arrefthäufer zu Gießen und 
Darmftadt, nebft dem mit leßterm verbundenen Bezirföges 
fängniffe, fowie die nothwendig gewordene Erweiterung der 
Militärcaferne zu Marienfchlog, mit den auf dem Landtage 
von 1850 zu Gefängnißneubauten bewilligten Fonds nicht 
beendigt werden fonnten und in der laufenden Periode fort: 
giebt werben mußten, auch die Unterhaltung und Verbefferung 
er Gefängniffe mehr, als man erwartet, ges 
ojtet hat. — 

Bon der Erbauung von Bezirkägefängniffen aus dem 
für 1833 — 35 veranfchlagten Fond kann daher unter biefen 
Umftänden Feine Rede mehr feyn und es wird die Bewils 
ligung der veranfchlagten 20,000 fl., ohne weitere Beftimmung 
derfelben zur Erbauung neuer Bezirfögefängniffe (welche der 
nächften Periode vorbehalten bleiben muß), erfolgen können. — 
Für das Jahr 1835 beabfichtigt man, folche, neben der lau— 
fenden Unterhaltung, zu dem jetzt beginnenden, von den Stäns 
den bereitd genehmigten Neubau zu Marienfchloß, ſowie zur 
Erbauung der Wachtftube, der Verwalterswohnung und Ber: 
börftube bei dem Arrefthaufe zu Gießen (zufammen zu 8,000 fl. 
veranfchlagt) zu verwenden, indem das Großherzoglihe Mis 
nifterium ded Innern und der Juſtiz, nach einer, unterm 
11. Mai der zweiten Kammer gemachten Eröffnung, von der 
früher beabfichtigten Erbauung einer Gaferne bei dem XArreft: 
haufe zu Gießen, wegen des damit verknüpften größern Aufs 
enthaltd und Koftenaufwandes, abftrahirt hat. 

8) Polizei: und fonftige Adminiftrativ:Behörden 
und Anftalten. 
A) ProvinzgialsCommiffäre und Kreisräthe. 
(Anlage 50.) 
Einverftanden mit dem Antrage des erften Ausſchuſſes 
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der vorigen Kammer auf Bewilligung der für biefe Rubrik 
geforberten 68,300 fl. empfehlen wir biefen Ausgabepoften 
Shrer Genehmigung, indem wir und hinfichtlich feiner Bes 
ftandtheile auf den Bericht gedachten Ausfchuffes (Beilage 
Nro. 311. ©, 60 bis 66) beziehen. 


B) Adminiſtrativ- Suftiz+ und Lehnhof. 
(Anlage 51.) 
Für diefe bei der neuen Organifation errichtete Behörde 
werden gefordert: 
1) an Befoldungen , » » .. .14270 fl. 
2) an Ganzleifoften . » » » . . 1,200 „ 
in allem 15,470 , 
für deren Bewilligung der Ausſchuß voriger Kammer (Beis 
lage 311. ©. 66) angetragen hat, und Ihr Ausſchuß anträgt. 


0) Provinzial:Direction zu Mainz. 

‘ (Anlage 52.) 

Für biefe Behörde, an deren Stelle bekanntlich im Laufe 
biefed Jahres Kreisräthe getreten find, werden 26,550 fl. ge: 
fordert, während die Bewilligung pro 18°°/,, 33,800 fl. be: 
tragen hat. Das Minderbedürfniß ift Feine Erfparung, fon: 
dern lediglich dem Umftande zuzufchreiben, daß das gefammte 
Communal-⸗, Kirchen: und Stiftungsrechnungsmefen an die 
Rechnungskammer, die Leitung des technifchen Theils des 
Civil» und Provinzialſtraßen-Bauweſens an die Oberbaudirec- 
tion, und die obere Leitung des Volksſchulweſens an den 
Oberſchulrath übergegangen ift. 

Wir vereinigen uns mit dem von dem erſten Ausſchuß 
der vorigen zweiten Kammer auf die Verwilligung der ver— 
anſchlagten 26,590 fl. geſtellten Antrage (Beil 311. ©. 67.) 


D) Mepdicinalcolleg. 
(Anlage 53.) 
Für diefe neue Behörde werden gefordert: 
- 1) an Befoldungen . . . .. 2,300 fl, 
2) an Ganzleioften - . 2» 2 360, 


2,600 ‚, 
Die Gebühren, welche die Mitglieder der früher beſtan— 
denen Provinzial: Medicinalcollegien ftatt Gehalt bezogen ha— 
ben, werden zum großen Theil nach Art. 9. des Edicis über 
die Drganifation der Mebicinalbehörden durch den Stempel 
erhoben, und fliegen ſonach in die Staatskaſſe. Wie viel die; 
jelben betragen, und in wie weit fie bie für Befoldungen ans 
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efedten 2300 fl. decken, bat der Ausfchuß nicht ermitteln 
nnen. 

Die Bewilligung der. geforderten 2600 fl. wird mit Er 
folg nicht zu beanftanden feyn. Dasjenige, wad ber Auds 
fhuß der vorigen Kammer (Beil. 314 ©. 68) inöbefondere 
gegen den Gehalt des Directord von 600 fl. angeführt bat, 

etrifft mehr die definitiven Etat$. 


E. Dberconfifttorium 
(Anl, 54.) 

Nach einer dem Ausfchuffe gewordenen Mittheilung des 
betreffenden Herrn: Regierungscommiffärd betragen die Befols 
dungen, welche wegen bes Oberconſiſtoriums dermalen gezahlt 
werden, die veranfchlagten 12770 fl. 

‚ Der Ausfhuß trägt auf die Bewilligung berfelben, fo 
wie der Kanzleikoften von 2000 fl., alfo auf Die Bewilligung 
von 14770 fl., an. Ob die Befoldung des Regiftratord, 
welche dermalen 1200 fl, beträgt, auf 1100 fl. gefeßt werden 
fol, worauf der Ausſchuß der vorigen Kammer (Beil. 311 
S. 69) angetragen hat, bleibt dem Berichte über die definiti⸗ 
ven Eiats zur Begutachtung vorbehalten. 


F. Oberftudienrath 
G. Oberſchulrath. 


(Anl. 55 und 56.) 


Mir finden bei den für den Oberſtudienrath in Anja 
gebrachten 1500 fl. und bei den für den Oberſchulrath gefor- 
derten 6250 fl. nichts zu erinnern und erflären und, gleich 
dem Ausfchuffe des vorigen Landtags (Beil. 311 ©. 70), für 
die Verwilligung beider Summen. 

H. Rehnungsfammer-Suftificatur; 
Zweite Abtheilung. 
(Anl. 57.) 

Diefem auf 22000 fl. veranfchlagten Ausgabepoften möchte 
ohne Bedenken die Genehmigung zu ertheilen ſeyn, ein Ans 
trag,. welchen aud auf dem vorigen Landtage der erfte Aus: 
ſchůß geftelt hat. (B. 311 ©. Ti. 

2 Da indeffen, wie allgemein bekannt, bei diefer Behörde 
noch die Revifion vieler vordern Rechnungen in Rückſtand ift, 
fo hält es der Ausfhuß, in Uebereinftimmung mit einem Deds 
falfigen Wunfche des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 
für angemeffen, daß bie Stände an die Staatöregierung bad 
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Erfuchen richten, die Arbeitöfräfte der Rechnungskammer⸗Ju⸗ 
flificatur zweiter Abtheilung möglihft bald, mittelft vorübers 
ehender Aushülfe, zu dem Entzwede zu vermehren, daß Die 
Rüchtände in Fürzefter Frift aufgearbeitet werben. 


I. Eontrolirende Beamte. 


(Anl. 58.) 


Mit dem Bemerken, daß künftighin diefe Rubrik wieder 
verfchwinden wird, indem die beiden fogenannten controlivens 
den Beamten, von welchen für den erften 2000 fl. und für 
den zweiten 1800 fl. in Anfag gebracht find, auf den Etat 
des Minifteriumg des Innern und der Juſtiz geſetzt werden 
ſollen, tragen wir auf die Verwilligung der veranſchlagten 
3800 fl. an. 


X. Localpolizeibeamte und niedere Polizei— 
| Dfficianten. 


(Anl. 59.) 


Statt der für die Finanzperiode von 18°°),, wegen der 
Rubrik niedere Polizeiofficianten bewilligten 133 fl. werben 
gefordert: 

1) an Befoldungen . . » . . 193 fl. 
2) ,„, Bureaufoften. - » ..600 fl. 
2533 fl. 

Die Mehrforderung ift die Folge der Anftelung eines 
eigenen Polizeidirectord für Mainz mit einem Gehalte von 
1800 fl. und einer Bureaufoftenvergütung von 600 fl. 

Melde Anftände gegen die Anftelung eined Polizeidirecs 
ford für Mainz von dem erften Ausfchuffe der vorigen Kams 
mer erhoben und wie Diefelben von dem der erften Kammer 
nicht getheilt worden find, dies, fowie den Antrag auf die 
Nichtbewilligung der erwähnten 2400 fl., werden Sie aus 
bem erftatteten Ausfchußberichte, Beilage Nr. 311 Seite 75 
und 74, erfeher. 

Da inzwifchen bie Stelle eines Polizeidirectord für Mainz 
wieder eingegangen iftz fo halt es Ihr Ausſchuß für räthlich, 
die Streitfrage nicht weiter zu berühren, indem er die Weber: 
zeugung hegt, daß die Staatöregierung von dem ihr nad) 

rtifel 12 der Gemeindeordnung zuftehenden Rechte ohne die 
erheblichften Gründe fernerhin feinen Gebrauch machen werde; 
und indem er bemerkt, daß fich wegen der anderweiten Ver— 
wendung des Polizeidirectord im Laufe der Finanzperiode die 
geforderten 2400 fl. auf 1400 fl, vermindert haben, empfiehlt 
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er unter den vorliegenden Umftänden den fraglichen Ausgabe⸗ 
poften mit 1588 fl. Ihrer Genehmigung. 


L. Bezirtöboten 


(Anl. 60.) 

Bei der Forderung von 4000 fl. für bie Bezirköboten, 
welche der Bewilligung für die Fimanzperiode von 18°°/,, 
gleich ift und auf dem vorigen Landtage nirgends beanſtandet 
wurde, bat der Ausſchuß nichtd zu erinnern. 


M. Kultus, öffentliher Unterriht und fonft auf 
Beförderung nügliher Kenntniffe. 
a) Landesuniverfität Gießen. 
(Anlage 61.) 

Kür die Finanzperiode von 1830 — 1832 waren für bie 
Univerfität Gießen (außer den unter Laften und Abgängen 
begriffenen Entſchädigungsrenten für abgetretene Gefälle von 
resp. 12,220 fl. und ungefähr 2,000 fl., weil legtere nad) 
dem Preife der Naturalien fteigt und fällt) bewilligt worden: 

1) Urfprüngliche Dotation (Auff. Beil. Nr. 34, ©. 292 
der Verhandlungen von 1820—1821) . . 13,000 fl. 
und . x... 9,986 „ 
2) weitere landftändifche Bewilligung . . . . 10,000 „ 
3) die früher widerruflich bewilligt gemefenen . 1,200 „ 
4) Erfaß der Zinfen eines zum Baumefen aufges 
wendeten Capitald aus dem Univerfitätöfond 200 „ 
Zufammen . . « 
Hierzu wurden für 1833 —1835 bei Aufitel- 
lung des Voranfchlagd weiter verlangt: 
a) wahrfcheinliched Deficit der Unis 
verfitätöfafle- - -» 0... 
b) beabfichtigte neue Anftellungen 
und Gehaltderhöhungen, incl. 
* 1,300 fl. fürd Gymnafium . . 7,900 „ 
ec) weiterer Aufwand für das Eli: 

nicum, dad Mufeum und bie 

Bibliotbd - -» 2... 3700 ,„ 

— 16,242 fl. 
wovon man aber durch Rückſtände, 
heimfallende Gehalte ıc. zu beden 


offte » ® » ‘ “ u . .' ‚628 IT 


bleiben an Mebrforderung für 1838 — 1855, 10,614 fl 


4,622 fl. 
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Im Ganzen wurden alfo verlangt . 45,000 fl. 
Hiervon wurden auf dem vorigen Landtage 
ausgefchieden und der Bewilligung für das Gyms 
nofium zu Gießen zugefeßt: 
Ohngefährer Betrag der Gehalte 
der Spmnafiallebrer . . » . ... 6,600 fi. 
Die oben unter b erwähnten Ge: 
haltövermehrungen für Gymnafials 
ehe > 00 00 1200, 
Sonftige Ausgaben der Univerfis 
tätöfaffe fürd Gymnafium . . . 000 „, 
=B s 
Nach Abzug ded Didactrumd mit 1,600 " 
7,200 „ 


Es wurden mithin, nad Abzug derfelben, 
ber Univerfität allein bewiliet . . 2. 2... 37,800 fi. 
durch einen Rechnungsverſtoß in dem Ausfhußberichte vers 
anlaßt, aber nur 36,800 fi. 

Da für die Finanzperiode von 1883 — 1835 nicht mehr 
von der Trennung der Gymnafiale von der Univerfitätöver: 
waltung rüdwärtd die Rede feyn kann; fo ift natürlich für 
diesmal noch das Gymnafium als ein Beftandtheil der Uni» 
verfität zu betrachten, 


Nach dem von dem Ausfchuffe überall befolgten Grund» 
fage: daß Gehalte oder fonftige neue Ausgaben, welche in 
dem Hauptvoranfchlage bloß vorgefchlagen, und als noch 
nicht bewilligt aufgeführt find, geftrichen werden müßten, weil 
hierbei eine rüdwirfende Verwendung nicht eintreten Tann, 
hatte der Ausfchuß die Abficht, für die Univerfität wegen ‚der 
Sabre 1833 — 1835 vorläufig bloß auf Bewilligung des für 
1830 — 1832 bersilligt gewefenen Betrags von 34,386 1; 
fomit auf Nichtbewilligung des jetzt verlangten Mehrbedarfs 
von 10,614 fl. anzutragen, dagegen aber den Berhandlungen 
über dad Budget der Jahre 1836—1838 eine weitere gründ: 
liche Erörterung des Zuftandes und Bedarfs ber Univerfität 
vorzubehalten; von Seiten des betreffenden Herrn Regierungs: 
commiffärd wurde jedoch biergegen bemerkt, daß der Zuftand 
der Univerfität, und namentlich die Erhaltung mehrerer der 
ausgezeichnetfien Profefforen, denen unter fehr günftigen Be: 
dingungen auswärtige Wocationen zugefommen feyen, bie 
Regierung genöthigt habe, die verzögerte Feſtſtellung des 
Staatöbudget3 nicht länger abzumarten, fondern einftweilen, 
und zwar größtentheild im Jahre 1835, viele der von ihr 
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beabfichtigten und von der zweiten Kammer im Jahre 1834 
fchon bewilligt gewefenen Befoldungsverbefferungen und neuen 
Einrichtungen in dad eben treten zu laffen, daß mithin die 
Univerfität für die Sahre 1833 — 1835 mit dem frühern Zus 
ſchuſſe ohne Eingriff in ihr, unter allen Umftänden zu con: 
fervirendes Gapitalvermögen nicht beftehen Fünne. — Es wurde 
zugleich dem Ausfchuffe eine Nachweifung übergeben, woraus 
hervorgeht, Daß wenn man auch durch Erfparungen,, einges 
hende Rüdftände ıc. dad oben erwähnte Deficit der Univers 
fitätsfaffe von 4,642 fl. zu deden im Stande fey, für die 
Periode von 1833 — 1835 zur Beftreitung der bereits 
wirklich bewilligten Gehaltözulagen und neuen Einrichtun— 
gen ſtatt der früher verlangten 10,614 fl. an jährlichem weis 
term Zufchuffe dennoch erforderlich feyen: 
zu Befoldungen und Zulagen für Univerfitätsangehörige 
und Symnafiallebrer . > 2 2 2 m nn nn 2,788 fl. 
für die clinifhen Anftalten. » 2 2 22. 2,333 „- 
für die Bibliorhet . 2 2 2 2 2 nen 
an außerordentlichen Baufoften, namentlich für 
bad chemifche Laboratorium . ae ee ra . 1, n. 
zufammen . . . 6916 fl. 
wofür jest eine Bewilligung von 6,900 fl. unter der Zufiches 
rung angefonnen wird, daß, wenn ed dem Univerfitätöfond 
möglich ſeyn follte, aus laufenden Einnahmen (ohne Minde: 
rung des Gapitalfonds) noch einen Theil diefed Bedarfs zu 
beftreiten, diefer Zufchuß der Haupftaatsfaffe zu Gut fommen, 
und um fo viel weniger aus derfelben entnommen werden folle. 
Aus Rüdfiht auf die erwähnten ganz befonderen Ver: 
hältniffe und die auf dem vorigen Landtage bereitö von ber 
zweiten Kammer erfolgt gewefene Bewilligung des höhern 
Betrags von zufammen 45,000 fl. fur die Univerfität und 
dad Gymnafium, glaubt daher nun der Ausfhuß auf die 
Bewilligung der jest modificirten Uaerung von 34,386 fl. 
und . . } * 
zufammen . . 41,286 fl. 
anfragen zu können, wozu er jedoch dad Erfuchen an bie 
Staatöregierung vorfchlägt: 


1) daß den Ständen mit dem Voranfchlage für die Unis 
verfität auf die Periode von 1836 — 1838 zugleich eine ge 
naue Ueberficht über den gefammten Vermögens: und Bes 
bürfnißftand der Univerfität und die Berwaltungseinrichtungen 
bierfür vorgelegt wird, mit den erforderlichen Vorſchlägen 
zu einer durchgreifenden Verbefferung der Univerfität und einer 
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Vereinfachung ihrer jetzigen complicirten und ausgedehnten 
Vermögensverwaltung; 


2) daß vom Jahre 1836 an dad Gymnaſium ganz von 
der Univerfität getrennt und mit feinem eigenen wahren Bes 
darfe, unter der Rubrit „Symnafien“, volftändig in dem 
Hauptvoranfchlage aufgeführt wird. 


b) Symnafien. 
(Anlage 62.) 


Unter Beziehung auf dad, was fo eben hinfichtlich der 
Univerfität bemerkt worden ift, und auf die Xeußerungen des 
erften Ausſchuſſes auf dem vorigen Landtage (Beilage 27% 
©. 32 — 34), fodann mit Rüdficht darauf, daß vorgefchlas 
gene Neuerungen bei dem nahe bevorftehenden Ablaufe der 
Sinanzperiode nur für die Zufunft eintreten können, beantragt 
der Ausſchuß: 

1) Die Bewilligung der für die Periode von 1833 — 35 
veranfchlagten und geforderten Zufchüffe: 

für dad Gymnafium zu Gießen . . . 100 fl. 
:. 3 E ⸗ Darmſtadt .73590 
⸗ : Büdingen . . 1500 

2) Dad Erfuchen an die Staatöregierung um völlige Zrens 
nung des Gießener Gymnaſiums von der Univerfität 
ve sand Borlegung eines eigenen Voranſchlags für 

daſſelbe; 

8) Die Bitte um ungeſäumte Prüfung der Möglichfeit und 
Räthlichkeit einer baldigen Vereinigung des Gießener und 
ded Büdinger Gymnafiums, um deffallfige weitere Vor: 
lage mit dem Staatöbudget für die nächfte Finanzperiode; 

4) Die Bitte um künftige Gleichftellung des Didactrums 
bei den beizubehaltenden beiden Gymnafien zu Darm: 
ſtadt und Gießen oder Büdingen, in fo weit diefe etwa 
noch nicht befteht, was wir, nach einer Aeußerung des 
Herrn Regierungscommiffärd auf dem vorigen Landtage, 
noch nicht beftimmt wifjen können; indem durchaus Fein 
Grund vorliegt, dad Didactrum ‚für ein Gymnafium in 
Oberheſſen geringer zu beftimmen, als für Darmftadt, 
wo ohnebied fehon alle übrigen Bedürfniffe theurer find. 


ec. Schullchrerfeminarien. 


(Anlage 63.) 


‚ Unter Beziehung auf bie deffallfigen Verhandlungen des 
vorigen Landtags: 
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Ausfchußbericht Beil. 277. ©. 34 — 36. 
Berathung 69. Prot. S. 74 — 82, 
Abftimmung 74. Prot. ©. 11. 
trägt der Ausſchuß auf abermalige Bewilligung an, von 
5200 fl. Dotation ded Seminars zu Friedberg ; 
2100 " „ " „ Bensheim; 
600 ,, zur Unterftüßung armer Seminariften; 
1667 ,, zur Erbauung zweier Schulfäle für das 
Seminar in Friedberg; 
117 „ zur Anfchaffung von Mobilien für daffelbez 
Zufammen 9684 fl. wovon der Poften von 1667 fl. zu dene 
jenigen Ausgaben gehört, deren Verwens 
dung biöher nicht erfolgt und daher nach⸗ 
träglicy noch zu bewirken ift. 
Die weiter nachträglich zu bem Haupt: 
voranfchlage verlangten, auf dem vorigen 
Landtage bereitd bewilligt gemwefenen 
280 fl. beabfichtigte Befoldungdverbefferung der 
Lehrer zu Friedberg, 
100 fi. a Bensheim, 
können für die Periode von 1835 — 35 nicht mehr zur Vers 
wendung fommen, und eignen fich daher zur Aufnahme in 
den Hauptvoranfchlag von 18’°/,,. 
d) Befoldung der Schullehrer in Bolköfchulen. 
(Anlage 64.) 
Unter Beziehung auf die zu diefer Rubrik auf bem vos 
rigen Zandtage ftattgefundenen Verhandlungen : 
AENSURANE Bei. a — 36 
. Prof. ©. — 
Berathung |70. = S.2 — 17. 
Abftimmung 74. Prot. ©. 11 — 13. 
trägt der Audfchuß auf Bewilligung des nach ben Bewillis 
ungen für die Periode von 18°°/,, jetzo vorhandenen wirfs 
lichen Bebarfd von 13636 fl. an, (28 fl. weniger, als für 
18°°/,, bewilligt waren). Die von der Staatsregierung unter 
dieſer Rubrik weiter vorgefchlagenen 8087 fl., mittelft deren 
die geringft dotirten Stellen in Starfenburg und Oberheffen 
auf ein Minimum von 150 fl. gebracht werden follten, fo 
wie die auf dem vorigen Landtage nachträglic) verlangten 
7000 fl. zur Bildung eined Denfionsfonds für Schullehrer, 
und endlich ber weitere Bedarf von 1500 fl. zur Verbefferung 
der geringft botirten Stellen in Dberheffen und Starfenburg 
bis auf das bei den Rheinheſſiſchen Schulftellen bereit er⸗ 
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reichte Minimum des jährlichen Einkommens von 155 fl., 
welchen der erſte Ausfhuß ohne vorherige Anforderung der 
Staatöregierung zu bewilligen vorgefchlagen — und welche 
drei Poften auch die zweite Kammer auf dem vorigen Land: 
tage ſchon bewilligt hatte, Fönnen für die Periode von 1833 
bis 35 nicht mehr zur Verwendung fommen, und e3 ift da= 
her der Staatöregierung anheim zu ftellen, diefe drei, auch 
dem jeßigen Ausfchuffe als billig erfcheinende, Erhöhungen in 
den Hauptvoranfchlag für die Jahre 18°°/,, aufzunehmen. 


e) Beitrag zu Freipläßen am bifchöflichen 
Seminar zu Mainz ıc 
(Anlage 69.) 
Die Forderung von 964 fl. wird ohne Anftand zu be: 
willigen feyn. 
| f) Befoldung der Geiftlihen. 
(Anlage 66.) 
Unter diefer Rubrik find, einfchließlih der deßfallfigen 

‚nachträglichen Anforderungen, vorgefehen : 

;- 1) Befoldungen der Geiftlihen -» . . . . 90,087 fl. 
2) Zuſchuß zu denGehalten der Superintendenten 2,000 „ 
3) Koften der bifhöflihen Kanzlei . 3000 fl. 

4) Reiſekoſten des Bifhof® . . . 600, 
zufammen 83600 fl. 
und zwar für Die Zeit vom erften 
Oct. 1833 bis Endel835 zufammen 8100 „ 
alfo auf drei Jahre vertheilt . . . x. 2,700 „, 
5) Bureaukoften für die drei evange— 


lifchen Superintendenten . . . 8300 fl 
6) Reife» und Bifitationskfoften für _ 
diefelben und die Decane . . .. 3000 


ufammen . 3500 fl, 
blos für 1834 und 1835, alfo im 
Ganzen. » 2 2 2 22. 06600 „ | 
und hiernach mit 3 getheilt auf ein Jahr 2,200 „ 
| Zufammen 96,987 fl. 
i Die Kammer hatte auf dem vorigen Landtage hierfür 
‚bewilligt: 
den Poften 1 ganz mt . . 2 2 0 2. 90,087 fl. 
» von dem Pofter 2, nad Abzug derjenigen 
700 fl., welche nach einer Aeußerung des Herrn 
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Uebertrag 90,087 fl. 
Regierungscommiſſärs in der Berathung noch nicht 
verwendet waren » >» > an een. 1800 fl. 
von dem Poften 3 den Betrag für 
21/, Sabre mit . » 2» 20 2.. 608 
von dem Poften 4 die Hälfte für 
denfelben Zeitraum - » » 2 2... Ei: 
| 7125 „ 
getheilt auf 3 Sabre 2. 2 2 0 een 
ftatt der Poften 5 und 6 jährlich nur 600 fl. 
und zwar auf 1’/, Sabre. . . ... no fl. 
mithin hiervon auf drei Zahre vertheilt . . 300 
ferner auf einen Antrag des Abg. 


2475 „ 


.  Mühlberger zur Gründung einer Fatho- 


Iifchen Pfarrei im Landraths Bezirk Er: 
Bath: Jabtih 
für die noch übrigen 1'/, Sahre der 
Finanzperiode alfo im Ganzen -. RI R 
mithin auf ein Saht : » 2 2 2 2... 100 „ 
, Zufaınmen 94,262 fl. 
Der bermal berichtende Ausfhuß, indem er fich ‚auf die 
Verhandlungen des vorigen Landtags bezieht, ſtellt zu diefer 
Rubrik folgende Anträge: 
1). Auf Bewilligung ded Poftens von . .;.. 90,087 fl. 
2) auf ebenmäßige Anerkennung des von ber 
Staatöregierung mit diefem Voranſchlag über: j 
gebenen neuen Befoldungs-Etat5 der Geift- 
fichen in Rheinheſſen; 
3) auf Bewilligung des Zufhuffes zu den Ges 
halten der Superintendenten, nach. der Er: 
läuterung ded Herrn Regierungs-Commiſſärs, 
dermalen jährlichen nur. . . . 1300fl. 
. und zwar nur für 1834 und 1835 
zufammen . . 


[3 2 . * “ + 17) 
alfo auf jedes Jahr ber Neriode 2... 867 „ 
4) auf Bewilligung des Aufwands für die bis 
fchöflihe Ganzlei nach der, frühern Anforde⸗ 
rung und Bewilligung, mit'/, aus 3000 fl. 
für 2'/, Jahre, oder 6750 fl... -» . «2,200, 


fowie 
5) der Meifekoften des Biſchofs, mit Rückſicht 
auf die bisherige Erledigung des Biſchofſitzes, 
nach dem Befchluffe der vorigen Kammer . 225 „ 
6) auf Bewilligung der Bureaufoften für die drei 


Seite 93,429 fl. 
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Uebertrag 93,429 fl. 
Superintendenten mit 100 fl. für jeden, alfo 
auf die zwei Jahre 1834 und 1835 600 fl. 
oder mit 3 getheilt-. - > 2 2 2 2 = 

7) Diäten und Reifekoften derfelben und der De- 
cane, in Rüdficht auf die Zweckmäßigkeit 
Öfterer Vifitationen und ber fonftigen unver 
meidlihen auswärtigen Gefchäfte, jährlich 
8000 fl., alfo für die Sabre 1854 und 
1835 ee fl. 


200 „, 


er ei 2,000 ‚; 
Zufammen 9,629 „ 
Für Errichtung einer neuen Fatholifchen Pfarrei im Bes 
zirke Erbach ift, wegen des bevorftehenden Ablauf der Fi⸗ 
nanzperiode, eine Bewilligung in dem gegenwärtigen Budget 
nicht mehr erforderlih, und ed mag baher der Staatäregie- 
rung anheimgeftellt bleiben, veßfalld in dem Hauptvoran⸗ 
ſchlage für die nächfte Finanzperiode dad Geeignete den Stäns 
den. vorzufchlagen. 


8) Beitrag zu den Koften des Fatholifhen Gottes» 
bienfted in Darmftabt. 


mit 3 getheilt > 2 2. 


(Anlage 67.) 
Unter Beziehung auf die Verhandlungen bed vorigen 
Landtags | 
Ausſchußbericht, Beilage 277, Seite 46, 
Berathung, 70. Prot., ©. 25 bis 39, 
Abftimmung, 74. Prot., ©. 14 und 15, 
trägt der Ausfhuß darauf an: 
1) den Anfab von 768 fl. wieder zu bewilligen, 
2) die Staatöregierung zu erfuchen: 

a) mit Aufhebung der frühern Garnifondpredigerftelle, 
ftatt des hierfür in dem Militär-Budget biöher vor— 
gefehenen Betrag: von 9836 fl., die Summe von 
900 fl., wegen Anftelung eines weitern Batholifchen 
Geiftlihen in Darmftadt, in dad nächſte Staatd- 
Budget zur Dispofition des Minifteriums ded Ins 
nern aufzunehmen ; fofort aber 

b) fowohl diefen, ald auch die übrigen Poften biefer 

Rubrik Fünftig in dem Hauptooranfchlage unter der 
Rubrik: „Befoldung der Geiftlihen” aufzuführen 
und dagegen die befondere Rubrik: „Koſten des ka⸗— 
ER Gottesdienftes zu Darmſtadt“ ganz aufs 
zubeben. 
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h) Mufeum, 
ober vereinigte Anftalten der Hofbibliothek, Bildergalerie, 
Zeichnenfchule, Naturaliencabinet und Gehalt für Schriftfteller. 

(Anlage 68.) 

Für biefe bi zu Ende des Jahres 1830 größtentheils 
aus der Civilliſte unterhaltene Anftalten waren für die Pe 
riode 18°°/,, nur bewilligt: 

für die Bibliothek ...5018 fl. 

Bildergallerie und Zeichnenfhule. . . . 1,602, 

Naturaliencabinet . . . 168 


Gehalt des Hiftoriographen RE 500 „, 
Summe 7,288 „ 


Es werben aber jest, und zwar ſchon vom 

1. Sanuar 1831 an, verlangt . 220.0. 18000 fl, 

alfo mehr als früher. ». » 2 2 2 2202.» 1072, 
amli 


nämlid) 
für die Bibliothet . . . . 12,308 fl. 
Bildergalerie, Nafuraliencabis | 
net und Mufeum . . . 5,010,,} 18,000 , 
Zeichnenfchule s Be 
Hiftoriographengehalt . . . —— 
Die näheren Verhältniſſe hinſichtlich der bedeutenden jetz i⸗ 
gen Mehrforderung ſind kurz folgende: 
ach einer auf dem fuͤnften Landtage den Ständen ge⸗ 
machten Eröffnung der Staatsregierung ie. 68 des 1. Bei⸗ 
lage-Bandes der Verhan lungen der zweiten Kammer von 
18°°/,,) hatte der höchftfelige Großherzog mittelft einer Ur⸗ 
Funde vom 12. Juli 1820 verorbnet, daß die zum größten 
Theile aus der Civillifte angefcyafften gewöhnlich unter dem 
Namen Mufeum begriffenen Sammlungen, fowie die ganze 
Hofbibliothet, Fünftig als unveräußerliches Familien-Kideicom: 
miß bei dem Großherzoglihen Haufe ‚verbleiben und als 
Staatöeigenthum betrachtet werden follte, und in Folge diefer 
Diöpofition ift nun vom 1. Januar 1831 an der gefammte 
durch jene Anftalten entftehende Aufwand aus der Staatd 
kaſſe beftritten, auch zugleich in der Hauptvoranfchlag für die 
iegt ablaufende Finanzperiode mit den oben angegebenen Be: 
tragen aufgenommen worden. | u 
Schon bei der Prüfung der vorläufigen Rechenfchaftsab: 
lage für die Finanzperiode von 183°/, wurde die Genehmigung 
der beöfallfigen Ausgaben von Seiten des erften Audfchuffes 
der zweiten Kammer beanftandet. ; 
Verhandl. der zweiten Kammer von 18°°),,, Ir Beil 
Band ©. 668. 


” 


>%6+ 
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und, nachdem die Berathung und Befchlußnahme hierüber 
bis zur Prüfung des Hauptvoranfchlags für 183'/, ausgefegt 
worden war, in dem Berichte über diefen Hauptvoranichlag 
auf dem Landtage von 1834. (Beilage 277. ©. 46 u. folg.) 
die frühere Beanftandung wiederholt und auf Nichtbewil- 
ligung der mehrgeforderten 10,712 fl. angetragen, von den 
Gefichtspunften ausgehend, daß in der Dispofition des höchſt— 
feligen Großherzogs der Uebernahme diefer Kaft auf die Staats— 
kaſſe nicht erwähnt feye, diefe Uebernahme alfo nicht nochnadhträg- 
lich als darin enthalten betrachtet werben Fönne, überdies auch 
in die frühere und jegige Givillifte ausdrüdlich ein angemef- 
jener Betrag wegen Beſtreitung der Zufchüffe für die frag» 
lichen Anftalten aufgenommen worden feye. 

Diefe Anträge und Entwidelungen des Ausfchuffes, 
weldye man mit den fämmtlichen über diefen Gegenftand ge: 
pflogenen Verhandlungen nachzulefen bitten muß, weil deren 
Wiederholung bier zu weit führen würde, veranlaßten am 
2. Dftober 1834 in der 70. Sikung der zweiten Kammer 
(Seite 40 u. folg.) eine fehr ausführliche Discuffion, in wel- 
cher, fomohl von Seiten der Negierungscommiffäre, als auch 
von einzelnen Kammermitgliedern, die Anträge des Aus— 
ſchuſſes, theild unter Beziehung auf die Wortfaffung in der Stif- 
tungsurkunde des verewigten Geber, theil$ unter Hinweifung 
auf die rechtliche Natur der einmal bewilligten, dem Regenten 
zur unbedingten freien Dispofition und laftenfret überwiefenen 
Givillifte und deren Entftehung, fowie unter Berufung auf 
den Nechtöfaß: daß Die Erwerbung eined Vermögens auch 
die darauf haftenden Laſten in fich begreife, beftritten und die 
bisherigen Zufchüffe der Givillifte zur Unterhaltung jener An— 
ftalten als Ausfluß der reinen Liberalität und der Willkühr 
des Negenten charakterifirt wurden, welche denfelben eben fo 
wenig binden könnten, ald andere Ausgabszweige der Civil- 
lifte, welche bei deren Bildung zufällig genannt worden feyen 
und deren Ausdehnung oder Einfchränfung ebenfal3 dem 
Willen des Negenten unbedingt überlaffen fey. 

Das Refultat diefer Berathung war, daß man fich zu⸗ 
letzt der Anforderung der Regierung durch Bewilligung einer 
höhern als der vom Ausſchuſſe vorgeſchlagenen Summe allge— 
mein geneigter zu zeigen ſchien und die Sache an den Aus- 
ſchuß zurüdverwies, um bezüglich einer mit der Staatsre— 
gierung zu treffenden Uebereinkunft das Erforderliche zu uns 
terhandeln und demnächft weiter zu berichten. 

Diefe Unterhandlung ift auch, nach den Acten des erften 
Ausſchuſſes, dadurch begonnen worden, daß deſſen Referent 
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unterm 21. Oftober 1834 in einem an ben betreffenden Herrn 
Regierungecommiffär erlaffenen Schreiben nochmal die in 
der Berathung für die Anficht der Staatöregierung vorges 
brachten Gründe zu widerlegen fuchte, und bei der Behauptung 
ftehen blieb, daß entweder. die Givillifte die fernere Unterhal: 
tung der fraglichen Anftalten beftreiten, oder um den ihr hierfür 
bei ihrer Bildung beigefchlagenen Betrag von jährlich 20,000 fl. 
wieder vermindert werden müffe, zugleich jedoch bemerkte, daß 
man von Geiten des Ausfchuffes auf einen höhern als den 
bisherigen Zufhuß aus Staatömitteln anzufragen geneigt fey, 
zu dem Ende jedoch eine nähere Mittheilung darüber wünfche, 
wieviel man fernerhin aus der Civillifte zum Bedarf der Ans 
ftalten zuzufchießen erbötig fen, und welche Einrichtung man 
mit denfelben zu treffen beabfichtige? Ä 

Bon Seiten des betreffenden Herrn Regierungscommiffärs 
wurde am 23. October 1834 hierauf geantwortet, daß die 
Staatöregierung, der Gegendeduction ohngeachtef, ihre frühere 
Anfiht noch immer für die richtige halte, daß fie fi darum 
auch nicht entfchließen könne, auf die — Baſis 
in weitere Unterhandlung zu treten, wohl aber bereit ſeye, 
ſich auf eine ſolche Verhandlung auf die Baſis einzulaſſen, 
daß das Muſeum ıc. als reine — von der Givillifte ganz 
— Staatsanſtalt betrachtet und allein aus der Staats— 
affe dotirt werde, in welchem Falle dann auch den Ständen 
auf dem nächſten Landtage definitive Befoldungsetat3 und 
die übrigen Vorfchläge der Staatsregierung über die weitere 
Behandlung der Anftalter vorgelegt werden follten. Mit 
diefem Schreiben fchließen fich die Unterhandlungen, denn uns 
mittelbar darauf erfolgte Die Auflöfung des Landtags. 
. Der dermalige Ausschuß, der nicht durch ausführlichere 

Wiederholung der frühern Verhandlungen die jegige Begut- 
achtung auszudehnen wünfcht, und fich Daher nun im Weitern 
lediglich auf das Frühere bezieht, ift der Anficht: ö 

1) daß die mehrerwähnte Stiftung der fraglichen Anftals 
ten von den Ständen dankbar zu acceptiren ſeyn möchte; 

2) daß diefelben fernerhin aus StaatSmitteln zu dotiren, 
dagegen aber auch ald eine dem Minifterium des Innern 
untergebene reine Staatsanftalt zu behandeln wären, daß. 
Dagegen j 

3) eine Verbindlichkeit der Givillifte zur Leiftung 
eines desfallfigen beftimmten Zufchuffes nicht weiter zu bee 
baupten wäre, wohl aber 
- . 4 von der Vorausſetzung ausgegangen werden könne, 
daß Se. Königliche Hoheit der Großherzog fernerhin die frage 
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lichen Anftalten nicht blos Ihrer befondern Protection wür⸗ 
digen, fondern auch — ohne deöfallfige beftimmte Verbindlichkeit 
— nad Ihrem Ermeffen freiwillig aus der Givillifte möglichft 
unterflügen werden. 
zen wird . 
) folgen, daß die für die Jahre 1833 bis 1835 mit 
Beibehaltung des bisherigen Befoldungsbedarfs veranfchlagten 
17,500 fl. zu bewilligen, jedoch | 
6) die Staatöregierung meiter zu erfuchen feyn wird, 
a) mit dem mächften Budget einen definitiven Perfonals 
und Befoldungsetat für die fraglichen Anftalten vorzus 
legen und in dieſem auf eine Verminderung des der. 
malen für die verfchiedenen Anftalten zufammen allzu zahl: 
reihen Perfonald um fo mehr Bedacht zu nehmen, als 
gerade hierzu der unlängft eingetretene Abgang mehrerer 
Ungeftellten Gelegenheit darbietet, 
b) zugleih aber auch den Ständen den Plan vorzulegen, 
wie fämmtliche Anftalten fernerhin nun eingerichtet und 
verwaltet werben follen. 


Die zur Beſoldung des Hiftoriographen vorgefehenen 
600 fl. möchten, da diefe Stelle, freilich unter fortwährendem 
Widerfpruch der Stände, bisher beftanden bat, für die Jahre 
1833 — 35 wieder zu bewilligen feyn. 


1) Botanifher Garten und botanifches Gabinet. 
(Anlage 69.) 


Mit Beziehung auf die Verhandlungen des vorigen Land⸗ 
tags, inöbefondere aber auf das hierüber in der Berathung 
in ber 71. Sigung, Seite 1—9 de3 Protokolls, Bemerkte, 
tragt der Ausfhuß auf Bewilligung der für diefe Rubrik 
veranſchlagten 1,250 fl. an. 


k. Baufdulen. 
(Anlage 70.) 


In Uebereinftimmung mit den Befchlüffen der. Stände 
auf dem Landtage von 18°?/,, trägt der Ausſchuß auf Bes 
willigung der verlangten 9000 fl., mit dem Wunfche an, dag 
diefe Rubrik, den nunmehr veränderten Verhältniſſen anges 
mefjen, künftig die Rubrik „Realfchulen” führen und in den 
Staatöbudget3 unmittelbar nad der Rubrik: „Gpymnafien” 
erſcheinen möge. . 
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N. Deffentlide Sidherheit und Ar 
menpflege: 


a) Gensd'armeriecorps. 


(Anlage 71.) 
Der Voranfchlag für die Periode von 1833 — 35 beträgt: 
1) mit Beibehaltung der bisherigen Gage: und 
Löhnungdetatdanfäke : 
Gage der Dfficiere . . nn. 78329 fl. 
Fourage für die Offi icieräpferbe ; . . 1,460 
Löhnung der Unterofficiere und Gemeinen . . 46,852 „ 
Zourage für deren Pferde . 
Sonſti ige REIHE — das 5 Corps und Ser 
vicefoften . . . 14,395 ”„ 
— 81,716 fl. 
2) Borgefchlagene Etatserhöhungen: 
Avancemen: eined Rittmeifterd zweite, 
Glaffe in die erfte Klaffe —* 
onscommandeur von Starkenburg) 300 fl. 
Avancement eines Premierlieutenants 
zum Rittmeiſter zweiter Claſſe (Dis 
een ‚von Par — 
" 
Dienfiulage des Premier: 
lieutenantd, welcher Divi⸗ 
fonteomemanbant uStbein 
lekung fein 8 2 
erabfegu einer Gage 
gem 912 RL auf —* 12 „ 
Fourageerhöhung von 1 auf 2 Ras 
tionen für den Adjutanten . . 146 
—— 6 fr. täglich für 
10 Görporale der teitenden Gens: 
d’armerie .. 560 „ 
Desgl. 5 Er. täglich für 67 Gemeine 
der teitenden Gensd’armerie . . 1,206 „, 


woran jedoch wegen Minderung 
der perfönlichen Zulagen der vor» 


zu übertragen 2,888 „ 81,716 fl. 
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Uebertrag 2388 fl. 81,716 fi. 
mals Rheinheflifchen Gensd'armen 
abgehen. 21354, 


2234 
Der ganze Budgetanſatz betrug daher 


” 


Hierzu wurden aber noch nachträglich gefordert; 
Für Anftelung eines Secondlieute: 


a 


nants in Oberhefien . . . . 700 fl. 
Fourage für denfelben. . . . . 292 „ 
‚Diäten zur Abhaltung öfterer Rund: 
SON 3 wo on Br 
1,392 „ 
⸗ Geſammtbetrag 85,342 fl. 


Zugleich ift, mit Rückſicht auf eine gewiffe Gleichftellung 
ber Gensd’armerieoffictere mit den Officieren der übrigen Corps, 
ein definitiver Perſonal- und Befoldungsetat mit Dienftalterss 
zulagen für die Dffictere der Gensd’armerte vorgelegt worden. 

Bei der Bewilligung ded auf die bisherigen Etatfäße 
berechneten dermaligen — Bedarfs von | 


für die Sahre 1833 — 35 waltet nicht der mindefte Anftand ob. 


Sie war auch auf dem vorigen Landtage bereits erfolgt. 
Was dagegen die Zufunft betrifft; fo glaubt der Ausfchuß: 

1) in Beziehung auf die Offictere dermalen eine weitere 
Erörterung unterlaffen und die desfallfigen weiteren Vorlagen 
der Staatöregierung in dem Hauptvoranfchlage von 1836 bis 
1838 abwarten zu miffen, indem er ed für möglich und 
wahrfcheinlich hält, daß man auch in Beziehung auf die Gens— 
b’armerieofficiere jegt andere Vorfchläge zu machen fich ver: 
anlaßt finden dürfte, nachdem man hinfichtlih der Officiere 
der andern Corps die frühern Vorſchläge verlaffen und erft 
unlängft der gegenwärtigen Ständeverfammlung ein neues 
Syſtem für Dienftalterözulagen vorgelegt hat; 


2) den Antrag einer Löhnungszulage für die Gorporale 
und Gemeinen ber reitenden Gensd’armerie hält der Ausſchuß 
für billig; er glaubt jedoch vorfchlagen zu müffen, daß folche 
für die Gorporale und Gemeine gleich, und zwar auf 4 Fr. 
täglich, beftimmt werden möge, was im Ganzen nur einen 
jährlichen ohngefähren Mehraufwand von 280 fl. betragen 
würde. Die Gründe für diefe Abweichung von dem Vor— 
ſchlage der Staatsregierung feheinen dem erften Ausſchuffe fo 
vollftändig in der Berathung auf dem vorigen Landtage ents 
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widelt worben zu feyn, daß er benfelben nichts beizufügen 


Indeſſen wird, auch wegen diefer Ausgabe, ba bie Fi: 
nanzperiode ihrem Ende nahe ift, ein Anfaß nicht mehr in 
dem Haupfvoranfchlage von 18335 — 35, fondern erft in dem 
von 18°°/,,, eintreten können und. die Staatdregierung nur 
zu ermächtigen feyn, dieſe jedenfalls fehr billige und daher 
möglichft bald zu realifirende Zulage hiernächſt noch für den 
Reſt des Jahres 1835 eintreten zu laffen und den besfallfi- 
gen unbedeutenden Aufwand feiner Zeit ald Weberfchreitung 
des dermaligen Boranfchlagd zu verrechnen. 

Vebrigens trägt der Ausfhuß, in Uebereinftimmung mit 
den bedfallfigen Neußerungen des früheren Ausfchuffes, weis 
ter auf ein Erfuchen an die Staatöregierung dahin an, daß: 

1) die Stelle eined Stab3quartiermeifterd der Genöd'ar— 
merie, wofür dermalen im Gagenetat 1056 fl. und ferner als 
NRemuneration für Führung der Gensd’armeriecaffe 100 fl. 
jährlich veranfchlagt find, bei der erften erfolgenden Gelegen: 
heit eingezogen — und dafür eine andere Einrichtung getrof— 
fen werden möge, wornach für diefen Dienftzweig im Ganzen 
nicht: mehr. als 5 — 600 fl. jährlich aufgewender zu werden 
brauchen; 

— 2) daß die Stelle eines Inſpecteurs der Gensd’armerie, 
obgleich für dieſelbe keine Bewilligung verlangt wird, aufge— 
hoben werden möge, indem fie, ohne reellen Zweck, nur die 
Schreibereien und den Gefhäftsgang vervielfacht und jeden: 
falls eine unzweckmäßige und nachtheilige Zerfplitterung der 
Berantwortlichkeit in dem Commando der Gensd’armerie her: 
beiführen muß. 

b) Armenanftalten,, 
(Anlage 71.) 
1) Bettelhbaus zu Main; 

Die für die Jahre 1833 — 35 veranfchlagten 2200 fl. 
werben zu bewilligen ſeyn. 

Was Dagegen die Zukunft betrifft; fo muß vor Allem 
ber Ausihuß bemerken, daß in den bisherigen Landtagsver— 
handlungen weiter Nichtd über die Werhältniffe des Bettel- 
hauſes zu Mainz vorkommt, ald die Bemerkung, daß es als 
eine Fortfegung eines ehemald zu Frankenthal beftandenen 
größern Bettlerdepot3 angefehen werden müffe, worin die bei 
Auflöfung der Frankenthaler Anftalt der Provinz Nheinheffen 
zurüdgefandten Individuen verpflegt würden, in welchen jetzt 
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aber auch folche Perfonen aus der Provinz Rheinheffen vers 
forgt würden, deren Unterhalt man einer einzelnen Gemeinde 
nicht zumuthen zu fönnen glaube. In einem am 12, Sept. 
1833 an den erei Ausſchuß der zweiten Sammer erlaffenen 
Schreiben bemerkt aber der betreffende err Regierungscom⸗ 
miſſär noch weiter, daß in dem Bettelhauſe auch die durch 
das Zuchtpolizeigericht zu Gefängnißſtrafen verurtheilten Per⸗ 
ſonen verpflegt und außerdem daraus einige fonftige Perfonen 
unterftügt würden, zu deren Unterftügung feine beftimmte 
Gemeinde verpflichtet fey. 


Nach dem gleichzeitig mitgetheilten fpeciellen Verzeichniffe 
ber bermal durch das Bettelhaus zu Mainz verpflegten Per: 
fonen, beftehen folche in 


4 Perfonen, welche in 
1 Perfon, welche außer dem Haufe verpflegt werden 


und aus dem Depot in Frankenthal herſtammen; 


2 —— Unwiſſenheit entlaſſene, vermögensloſe 

ehrer; 

1 Lehrerswittwe, 

* Geldunterſtützungen (40 fl., 80 fl. und 50 fl.) 
erhalten ; 

1 mit einer uͤnheilbaren Krankheit behaftete Perfon, welche 
auf Koften des Bettelhauſes in dem Mainzer Hospitale 
verpflegt wird; 

15 Perfonen, wovon die jüngfte 19, die ältefte 47 Jahre 
alt ift, welche ald Gewohnheitsbettler und Landftreicher 
in dad Bettelhaus gefperrt worden, bid man Befferung 
hofft und die zum Theil deshalb von dem BZuchtpoligeis 
gericht zu Gefängnißftrafen verurtheilt worden find. 


Der Ausfhuß ift der Anficht, daß man das befondere 
Etabliſſement des Bettelhaufes zu Mainz fernerhin nicht mehr 
fortbeftehen laſſen — fondern diefen Gegenftand gerade fo, wie 
in den andern — behandeln, mithin die Ernährung 
der Bettler und Vagabunden resp. den betreffenden Gemein- 
ben oder dem Fond für Dberpolizeifoften — die Ernährung 
der zur Gefängnißftrafe Berurtheilten aber dem Griminalfoften: 
fond in gleicher Art, wie bei allen übrigen Verhafteten, über: 
weifen, die Unterhaltung des einen mit einer anſteckenden 
Krankheit behafteten Pfleglings aber dem Hospital Hofheim 
und die Unterftügung ber ehemaligen Lehrer und der Rehrerds 
wittwe irgend einem andern dazu geeigneten Fond überlaffen 
folle. Er trägt fomit auf ein Defiderium in biefem Sinne an. 
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2) Landeswaiſena nftalt. 
(Anlage 71.) 


“ Hierfür beantragt der Ausſchuß die ſchon auf dem vori« 
gen Landtage erfolgte Bewilligung des veranfchlagten Deficits 
von 10,000 fl., mit Wiederholung des Defideriumd, daß die 
Stelle eined eigenen Waifenhausdienerd nad) dem Abgang 
des jegigen eingezogen werben möge. u 


c) Oberpolizeitaffen. 


Mit Beziehung auf den fchon mehrfach allegirten, auf 
dem vorigen Landtage erftatteten Ausfhußbericht (Beil. 277, 
Seite 60) trägt der Ausſchuß auf Bewilligung des gefor: 
derten, fchon auf dem en Landtage bewilligt gewefenen _ 
Bedarfs für die Oberpolizeifaffe zu Gießen von .. 9,320 fi. 
für die Oberpolizeifaffe zu Dammfladtt . . . . 4,700 „ 


in Summe . . 10,020 fl. 
an. 
0. Medbicinalwefen. 


(Anlage 72.) 
a) Mebdicinalperfonal s Befoldungen. 


Der bisherige Befoldungd » Etat in biefer Rubrik beftand 
in folgendem: | 
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Belol: | Kou: | Zufam: 
dungen] rage | men 
Phyfifatsärzte a io fl. 
mit 50 fl. bis 800 fl. Gehalt. 


= in Starfenburg 








22 in Oberheffen 
13 in Rheinhefjen 


(15 in Starfenburg) 48 Phyf. Chirur: 
22 in Oberhefien / gen mit 50 se 2281 300| 7581 
1 in Rheinheffen ) 360 fl. Gehalt. 


zufammen 56 . | 22953/ 7630| 30583 





3 practifche Aerzte in Starfenburg 


mit 110, 150 und 300 fl. Gehaſt! 560] — 360 
2 Geburtshelferinnen in Darmftadt | 1240| — 1240 
39964 


7 in Oberheſſen {zwar 14 mit 300, 
3 in Rheinheffen ‚1 mit 100und1 mit 
1200 fl. Gehalt . | 4500| 2250| 6750 

zufammen | 46714 

Die Bewilligung für Die Pertode von 18°°/,, 
beitand in REIMANN 
Mithin ift folche überfchritten worden um 514 


Indem der Ausfchuß für die Sahre 1833 — 35 jeden: 
falls auf Bemilligung des dermaligen wirflihen Etats an— 
trägt, welcher auch (wenn gleich in einer unrichtigen Summe) 
fhon auf dem vorigen Landtage bewilligt worden ift, glaubt 
berfelbe zugleich, wa3 die Zufunft betrifft, Folgendes beifüs 
gen zu müjlen: 

Die Staatdregierung hatte in Beziehung auf die Phyfis 
katsärzte, Chirurgen und Thierärzte einen neuen definitiven 
Befoldungsdetat vorgelegt, welcher enthalten follte: 


Phyſikatsärzte: in Oberheffen 22 
„ Starfenburg 21 
„ MRheinhefien 183 
Zuſammen 56 mit 
einem Gehalte von 500 fl. . . 28,000 fi. 


zu übertragen 28,000 fi. 


| 6 in Starfenburg 16 Thierärzte, und 
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| Uebertrag 28,000 fl. 
51 Kouragerationen für diefelben (2 Phyſici Ä 
in Darmftadt, 2 zu Mainz und 1 zu 
Wimpfen follen keine Fourage er: 
baten) 2 2 2 nenn TR.’ 
Chirurgen: in DOberhefien 22 
Ze „  Starfenburg 15 
„Rheinheſſen 11 
Zufammen 48 mit | 
Ä einem Gehalte von 150 fl. . . 7,200 
Thierärzte: in DOberhfien 7, 
„ Starkenburg 6 
„Rheinheſſen 5 
Zuſammen 18 mit 
| 300 fl. Gehalt . . .» .. 5,400 ,- 
17 Kouragerationen für diefelben (der zu 
BöHl fol Feine erhalten) . . . . 2,00, 
Zufammen 90,800 ,, 


wogegen nach und nach alle die Beträge eingezogen werben 
follen , welche dermal über diefen Etat oder außer demfelben 
von einzelnen Phnfitatsärzten, Chirurgen, ptaktiſchen Aerzten 
oder Geburtöhelferinnen bezogen werden, was auf 8046 fl. 
berechnet wurde. 


Der Ausfhuß ift, im Wefentlichen mit dem Audfchuffe 
und der zweiten Kammer vom Sahr 1834 übereinftimmend, 
der Anfiht, daß diefer Etat vom Sahr 1836 an fo zu greifen 
feyn möchte, daß: 


1) die Hälfte der Phyſikatsärzte mit 500 fl. und die Hälfte 
mit 400 fl. befoldet werden, und daß 51 derfelben You: 
ragerationen beziehen; 

2) ſämmtliche Phyfikatächirurgen mit 200 fl., dagegen 

3) die Thierärzte nach dem Vorſchlage der Staatsregierung 
befoldet werden , jedoch 

4) die Zahl der lesteren um zwei erhöht wird, auch ber 
Kreisthierarzt zu Butzbach, fo lange derfelbe dieſe Stelle 
blos als Nebenftelle verfieht, bei feinem bisherigen Ge: 
halte verbleibt, übrigens aber " 

9) alle dermalige Gehaltöbezüge, welche den neuen Etat 
überfteigen, oder ganz eingehen follen, ſchon jest, wie 
died in allen_ähnlichen Fällen gefchieht, dem Penſions⸗ 
Fond zu überweifen und bei dem allenfallfigen Fortrücken 
der Berheiligten in einen Gehalt, welcher die Penfionds 
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Quote ganz ober theilmeife abforbiren fann, wieder in 
angemeſſene Aufrechnung zu bringen find, 

b) Entbindungs: und Hebammenlehr⸗Anſtalten. 
Die veranſchlagten 6200 fi. werben, wie früher, wieder 


Die hierfür veranfchlagten 2807 fl. find jedenfalld zu 
fireichen , da fie noch nicht verwendet find, und auch 
in der Periode von 1833 — 35 nicht mehr zur Verwendung 
fommen Ffönnen. — Mas die Zukunft betrifft; fo wünfcht 
der Ausſchuß, übereinftimmend mit dem Befchluffe der vorigen 
Kammer, daß von diefer Anftalt abftrahirt und dafür in das 
neue Staatsbudget Nichts aufgenommen werde. 

Der erfte Ausſchuß der erften Kammer, fowie ein Mit: 


Beftandes, als dag zwedmäßigfte — und 

2) die Beibehaltung der Einrichtung, nach welcher das Rand: 
geftüt, gegen Zahlung der bisherigen Averfional:Summe , 
durch die Givilifte und in Verbindung mit dem Groß: 
herzoglichen Marſtall, erhalten wird, im allgemeinen 
Intereſſe am wünſchenswertheſten erſcheint 
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Er wünſcht, daß bie Staatsreg ng bei ihren demnädhe 
fligen Vorſchlägen von diefen beiden Geſichtspunkten ausgehen 
möge und trägt daher aud auf ein deßfallſiges Erfuchen der 
Stände an. Ä 


Q. Handelsfammern zu Mainz und DOffenbad. 
‘ (Anlage 74°) 
Die veranfchlagten 1400 fl. find zu bewilligen. 


R. Maas: und Gewichtskoſten. 


(Anlage 75.) 
Unter Beziehung auf den hierüber auf dem vorigen Land» 
tage erftatteten Bericht des erften Ausſchuſſes 
(Beilage 277, Seite 71 und 72.) | 
trägt der Ausſchuß auf Bewilligung der veranfchlagten 
1100 fl. an, 
S. Beitrag zur Hospitalanftalt zu Hofheim. 
| (Anlage 76.) 

Unter gleichmäßiger Beziehung und unter Wiederholung 
des Vorbehalts, daß die etwaigen Erfparniffe an der Be: 
willigung nicht weiter zur Vermehrung des Kapitalftodd ver: 
wendet werden, fondern in den Ueberichüffen der Hauptftaatd- 
kaſſe verbleiben follen, trägt der Ausihuß auf Bewilligung 
der veranfchlagten 22,500 fl: an. 


T. Beitrag zur. Regulirung der nicht [hiffbaren 
| Flüſſe. | 


# Ä (Anlage 77.) 

Für die. Regulirung der nicht fchiffbaren Flüſſe waren in 
dem Hauptvoranſchlage urfprünglich 8000 fl. für ein Jahr vors 
gefehen, wie fi aus Beilage Nr. 77 näher ergibt. Da in: 
deſſen ſchon ein großer Theil der Finanzperiode verfloffen war, 
ald diefer Gegenftand bei dem vorigen Landtage zur Eprache 
kam; ſo wurde dDiefer Audgabepoften von Seiten der Staat: 
regierung von 8000 fl. auf 3000 fl. reducirt, um hiermit nur 
die dringendften Ausgaben beftreiten zu können. 

Hierher gehört insbefondere die Wollendung ber fchon 
längft angefangenen Regulirung der Horloff in der Provinz 
Oberheffen, welche durch einige Diſſidien mit Naffau über die 
Regulirung der Horloff bei Reichelöheim bisher aufgehalten _ 
worden war. Diefe Diffidien find indeffen durch eine Ueber— 
eintunft mit Naffau — worden, und es iſt nunmehr 
dringend nöthig, die begonnenen Arbeiten, fo bald als nut. 
immer möglich, zu vollenden. | 


’ 
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Aus diefem Gruf®® wurde auch auf dem vorigen Land: 
tage die veranfchlagte Summe einftimmig genehmigt, wie fich 
aus den Abflimmungen in dem 75. Protofolle der vorigen 
zweiten Kammer ergibt. 

Es murde jedoch bei diefer Gelegenheit ebenfall3 ein- 
ſtimmig befchloffen, die Staatöregierung zu erfuchen, im fol- 
genden Staatöbudget die Rubrik: „Beitrag zur Regulirung 
nicht fhiffbarer Flüffe” ganz aufzuheben, und bei nothwendig 
erfcheinenden derartigen Unterftüßungen an Gemeinden jedes: 
mal fpecielle Vorlagen mit Planangaben und genauen Koften- 
verzeichniffen den Ständen vorzulegen. 

Der erfte Ausfhuß hält diefen Munfch ebenfalls für 
zwedmäßig, und trägt deßhalb nicht allein auf die Bewilli— 
ung der verlangten 3000 fl., fondern auch auf die Wieder: 
Bis bed eben angeführten Wunfches hiermit an. 


U. Beitrag zu den Uferbauten an Klüffen, welche 
Die Landesgrenze bilden. 
(Anlage 78,) 

Hierzu ift vorerft zu bemerken, daß die dafür in dem - 
Hauptooranfchlage vorgefehenen 500 fl. dazu beftimmt find, 
die Landeögrenze an ſolchen Stellen unverrüdt zu erhalten, 
wo bdiefelbe durch Flüffe gebildet wird, bei denen eine Ber: 
änderung der Ufer zu befürchten ift. Die veranfchlagte Summe 
wird daher nur alddann verwendet werden, wenn wirflich 
ſolche Uferbauten zum Schutz der Grenzen erforderlich feyn 
folten, wie es namentlich früher bei der Lahn der Kal ges 
wefen iſt. Unter diefen Umftänden, und da der ausgeworfene 
Betrag von 500 fl. ohnehin für den beabfichtigten Zwed nur 
als geringfügig betrachtet werden Tann, glaubt Ihr erfter 
Ausihuß, auf die ungefchmälerte Bewilligung diefer Summe 
anfragen zu können, und bemerft zugleih, daß in der vori- 
gen zweiten Kammer weder bei der Diöfuffion noch bei der 
Abftimmung hierbei irgend ein Anftand gefunden worden ift. 

V. Zur Berbefferung der Landwirthfchaft. 

| (Anlage 79.) | 

Die fernere Bewilligung des unter diefer Rubrik vorge: 
— frühern Betrags von 8000 fl. unterliegt keinem Ans 

ande, 


W. Beiträge zu den auf den Etapenftraßen ent: 
ſtehenden Koften. 

Ä | (Anlage 80.) R 

‚„, Unter Beziehung auf die über diefen Gegenftand auf den 

frühen Landtagen, insbeſondere auf dem lebten berfelben 
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‚Beil. 277, ©. 75: bis 78, | | BT 
72. Prot., ©. 46 u. 47, und Anhang dazu ©. 1—11, 
75. Prot., ©. 61.7. 

gepflogenen Verhandlungen trägt der Ausfhuß darauf an: - 


1) den veranfchlagten Betrag von 7250 fl. zu bemilligen; 

2) die Staatsregierung zu erfuchen, nach ihrem eventuellen 
Erbieten, den Mehrbetrag, welcher fich durch die Zah: 
lung der preußifchen Vergütungsgelder in Gold Über den 
Normalanfas von 18 fr. Silbergeld ergibt, in die Staats— 
kaſſe fließen und dagegen aus diefer die nothwendig wer: 
denden Vergütungen für die wegen der Durchmärfche be: 
ſchäftigten Localbeamten leiften zu laffen ; 

8) ferner die Staatöregierung zu erfuchen: die, nach: den 
Anlagen zum Budget, verfuchöweife eingeführte Einrich- 
tung, nach welcher ein Theil der preußiichen Vergütun⸗ 
gen nicht mehr im Ganzen an die — und 
von dieſer an die Betheiligten, ſondern unmittelbar an 
die Etapenbehörden bezahlt wird, wegen der hiermit bes 
ſonders wegen Berechnung der Goldantheile u. ſ. w., 
leicht verbundenen Irrungen und ſonſtigen Inconvenien— 

zen und dadurch für die Etapen-Commiſſäre entſtehenden 
Arbeitövermehrung, für welche bereits eine demnächftige 
Erhöhung ihrer bisherigen Belohnungen als unvermeid: 
lich, angekündigt ift, wieder aufzuheben und die frühere 

‚Einrichtung herzuftellen; endlich | 

4) aber der. Staatdregierung die fernere VBorforge wegen 
einer dem wahren MWerthe der Leiftungen angemeffeneren 
— von Seiten der betheiligten Mächte zu über— 

laſſen. 


4) Koften, welche die Zuftif und Polizei zufam: 
| men betreffen. | — 
A. Diäten, Reiſekoſten und Remunerationen. 
J (Anlage 81.) | 
Auf dieſe Rubrik waren für die Periode von 1830 — 1832 

bewilligt worden: 7,400 fl.; es werden aber jest gefordert: 

13,400 fl., alfo 6,000 fl. mehr. — 

- Bet diefer bedeutenden Verfchiedenheit und der nach den 
Verhandlungen über die proviforifiche Rechenfchaftsablage von 
der Periode 1830 — 1832 in dieſer Rubrik ftattgefundenen 
anfehnlichen Weberfchreitung, fo wie bei der auf dem vorigen 
Zandtage erfolgten von dem Voranſchlage fehr abweichenden 
Bewilligung von nur 8,000 fl. im Ganzen, fand es der Aus, 
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ſchuß angemeffen, ſich von den nun definitiv feftgeftellten 
wirklichen Ausgabebeträgen ber verfchiedenen Abtheilungen 
diefer Rubrik in den Sahren 1830 bis 1834 eine genaue 
Ueberficht und Durchſchnittberechnung mittheilen zu laſſen, 
um biernach den Voranſchlag der Staatöregierung für die Pe: 
riode 1835 — 1835 mit größerer Zuverläffigkeit beurtheilen 
zu fünnen. . | 

Das Refultat derfelben ift: 

Recrutirungsfoften Die Bewilligung für 
1830 — 1832 war 1,800 fl.; die Forderung für 1833 — 1835 
ift 2,000 fl. ; der wirktiche Aufwand in der Periode 1830 — 1832 
war im Durchfchnitt 2,102 fl., in den Sahren 1833 — 1834 
aber, in welchen neue Gommiffäre eintraten, 2,458 fl. Der 
Voranſchlag ift alfo augenfceinlich eher zu gering, als zu 
body, mithin fann daran nicht, wie auf dem vorigen Lands 
tage gejhehen, eine Minderung bis auf 1,800 fl. flattfinden, 
fondern er muß ganz bewilligt werden; 

2) Bifitationsfoften. Kür 1830 — 1832 waren hier⸗ 
für im Ganzen bewilligt 2,100 fl., für 1833 —1835 aber 
werden gefordert: 

wegen Bifitation der Stadt: und Kandgerichte 1,200 fl. 
deögleichen der Frievensgerihte . . 500 


deögleichen der Adminiftratiobehörden . . . 2,000 2 


= 3,700 fl. 

Der Durhfchnitt der im den Jahren 1830 bis 1 
wirklich erwachfenen Koften für BVifitation von Stadt: und 
Landgerichten. beträgt 1,16% fl., der Anſatz von 1,200 fl. ift 
daher angemefjen. 

Der Anfaß wegen Bifitation der Friedensgerichte iſt neu, 
und nad) der Anſicht dese Ausſchuſſes zu billigen, doch wird 
eine Bewilligung von jährlichen 200 fl. hinreichen, indem 
bi8 zum Jahr 1834 einfchließlich noch gar fein Bedarf in 
diefer Rubrik ftattgefunden hat. 

Vilitationen der Adminiftrativbehörden find in der 
Periode von 1830 — 1832 gar Feine, in der Periode von 
1833 — 1835 aber erſt wenige vorgefommen, für welche ein 
Anfag von 300 fl. hinreichen wird. 

8) Abhaltung der Marktgerichte, Bewilligung 
für. 1830— 1832 400 fl., Voranfchlag für 1833 — 1835 nur 
ein fl., was mit dem biöherigen wirklichen Bedarfe überein⸗ 

immt. 

4) Rundreiſen der Kreisräthe. Bewilligung für 

830 — 1832: 1,400 fl. Voranſchlag für 1838 — 1835: 2,000 ff. 
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Durchſchnitt hr dem wirflichen Bedarfe in den Sahren 
1830— 1832 1,380 fl. Es werben alfo 1,400 fl. zu bewillis 
gen feyn. 

5) Ueberzugsfoften von Gollegialdienern. Die 
frühere Bewilligung und der jegige Voranſchlag von 300 fl. ftims 
men beiläufig mit dem bisherigen Bedarfe überein, und fie werben 
daher zu bewilligen feyn. ” 

6) Diäten x. für Mitglieder des Oberſchul— 
raths und der an LEE BU NOnEn Der diesfall⸗ 
fige Voranfchlag von 1,800 fl. ift ein ganz neuer Poften, 
der aber dem Ausfchuffe etwas hochgegriffen ſcheint. Da 
überdies der wirkliche Bedarf in den Jahren 1833 und 1834 
fih nur auf einen Durchfchnitt von 1,293 fl. berechnet; fo 
bürfte eine Bewilligung von 1,400 fl. wohl hinreichend er: 
fcheinen. 

T) Diäten ıc. für Mitglieder des Oberſtudienraths. 
Ein neuer Poften, — 500 fl. Da der bisherige 
Bedarf durchſchnittlich nur fl. betrug; ſo dürfte wohl 
eine Bewilligung von 300 fl. genügen; 

8) Sonftige Diäten, Gebühren, Proceßkoſten 
und Remunerationen waren für 1330 — 1832 bewilligt 
1,400 fl., und jest werben veranfchlagt 2,800 fl. 


Somohl nah den ſchon vorhin erwähnten neuern No: 
tigen, als auch nach den Verhandlungen des vorigen Land: 
tags über die Finanzverwaltung in den Jahren 1830 — 1832, 
ift, diefer Voranfchlag um wenigſtens 1,000 fl. zu gering ges 
griffen, er muß al» vorausfichtlich in der Kirch it bedeu⸗ 
tend überfchritten werden, wenn nicht die Stände, worauf 
der Ausfchuß hiermit anträgt, den dem Durchfchnitte anges 
meffenen Betrag von 8,800 fl. bewilligen. 

Nah Allem dem würden für die fämmtliche vorftehende 
Rubrik zu bemilligen feyn: Ä 

1) Recrutirungsfoften . 2,000 fl. 

2) Viſitation Stadt: und Sandgerichte, "der 
— und BIS ER IE .. 1,700 „ 

arktgerichte . - Er Sure r 
; en — der Kreisräthe. oe 0. . 1400 „ 
Ueberzugöfoften . . u * 
Diäten des Sberfchulraihs EEE 1,400 „ 
„  DOberftudienratd . . 2... ‚ 

8) Sonftige Diäten, Remunerationen ic. . . 3800, 


Zufammen . .„11,2u0 fl. 


* 
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Man vergleiche übrigens hierzu folgende Verhandlungen 
der zweiten Kammer auf dem vorigen Landtage: Beil. 128, 
S. 36-37. Beil. 77, S. 78 - 81. 28. Prot. S. 3 u. 4. 
29. Prot. ©. 96. 72. Prot. S. NGIl. 75. Prot. ©. 7. 


B. Kür die Austheilung des Regierungsblattes 
an Geiftlihe und Gemeinden. 
(Anlage 82.) 

Die Bewilligung der veranfchlagten 3,900 fl. unterliegt 
feinem Anftande und war auch auf dem vorigen Landtage 
ſchon erfolgt. 

C. Korfigerihtöfoften in den ſtandes- und abelich 
| gerichtöherrlichen Bezirken. 
(Anlage 88.) 

Die für diefe Nubrit nad) dem wirklichen Bedarfe in 
den Jahren 1830 und 18831 veranfchlagten 2,400 fl. werben 
zu bewilligen feyn. 

Die Wiederholung des in diefem Betreff von der zweiten 
Kammer auf dem vorigen Landtage befchloffenen Defideriums: 

„daß fein bei dem Korftgerichte Bungirender, der in 

dem Drte wohnt, wo das Forftgeriht abgehalten wird, 
Diäten zu beziehen haben folle,” 
hält der Ausſchuß ebenfalls für zweckmäßig. 
5) Beiträge zu Wittwen- und Waiſenkaſſen. 
(Anlage 84.) | 

Unter Beziehung auf den zu dieſer Rubrik auf dem vos 

rigen Landtage erflatteten Ausfchußbericht 

(Beilage 277, ©. 82 und 83.) u: 

trägt der Ausihuß auf die Bewilligung bes veranfchlagten 
Betragd von 36,499 fl. und auf ein Erfuchen an die Staatds 
vegierung an, daß die biöher unter diefer Rubrik vorgefehene 
Unterftügung der Invalidenfaffe im Betrage von 5,000 fl. 
vom Jahr 1836 an aud derfelben entfernt und in dem Mili- 
tärbudget in Anſatz gebracht werden. möchte. Mit der auf 
dem vorigen Landtage von der zweiten Kammer vorgenommes 
nen Kürzung diefes Voranfchlags um den Betrag von 1,500 fl. 
an. den der Givildienerwittwenkaffe gebührenden Sterbauartalen 
ift der dermalige Ausſchuß nicht einverftanden, weil der in 
dem Haupfvoranfchlage enthalterre Anfag auf dem Durchſchnitt— 
betrage des wirklichen Bedarfs in ben Sahren 1829 — 1831 
und die ganze Leiftung überhaupt auf einer rechtlihen Ber: 
bindlichkeit beruht, am welcher die Staatdregierung eine Abe 
änderung vorzunehmen nicht befugt ift. 


a4 
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6) Beiträge zur Staatsunterſtützungskaſſe. 
(Anlage 85.) | 
— werben für die Periode 1833—1835 veranſchlagt: 
isherige urfprüngliche Dotation . . . 4000 fl. 
Spätere Bewilligung zur Unterftügung  bils 
a ee Zaubftummer, ftatt der biöherigen 


Bufammen 6000 fl. 
deren Bewilligung unbedenklich erfolgen kann, indem, nad) 
ben vorliegenden Notizen, ber wirkliche Bedarf — Unterſtü⸗ 
tzung Taubſtummer in den Jahren 1880 — 1832 etwas mehr 
als 2000 fl. jährlich betragen hat. 

Der Ausſchuß glaubt, hierbei nur noch darauf aufmerf- 
fam machen zu müffen, daß bisher die Staatöregierung bie 
Anficht gehabt hat, daß Über die Verwendung des Poſtens 
von 4000 Gulden und überhaupt Über die ganze Staats 
unterftügungsfaffe den Ständen feine Rechenfchart abgelegt 
u werben brauche und daß die Verbindlichkeit hierzu blos 
infichttich bed Beitrages wegen der Zaubftummen von 1500 fl. 
beftehe, daß jedocdy auf dem vorigen Landtage von Seiten 
der Staatöregierung die Zuficherung gegeben worden ift, daß 
fie vom Sabre 1833 an über die ganze Verwaltung ber Staatds 
unterſtützungskaſſe den Ständen Rechenfchaft abzulegen bereit 
. fey, womit der deßhalb erhobene Anftand befeitigt worden ift. 

Man vergleihe Verhandlungen der zweiten Kammer deb 
Landtages von 18°/,, II. Beil.:Band ©. 679-684. Bon 
1834 Beilage 18 ©. 37 — 39, Beil. 277 ©. 83 und 3, 
28. Prot. ©. 4 und 5. 72. Prot. ©. 8—71. 75. Prot. 


Hauptabtheilung X. 
In Gefhäftszweigen des Minifteriumd der 
‚Sinanzen. 
1) Minifterium der Finanzen. 
(Anlage 86.) | 
Für dad Minifterium der Finanzen — veranfchlagt: 


1) an Bejoldungen . : 120 fi 
2) an Ganzleilofien . » .» . 900 „ 
26,020 „, 
ftatt * * . » I J J 3— * F ‚970 7) 
welche für die Firranzperiode 18’°/,, bewilligt 
waren, | 


Am een 3280, 
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Die Mehrforderung rührt hauptfächlich von der Ernen⸗ 
nung eines britten oe ber, welche den Ständen 
bereitd auf dem vierten Landtage angefündigt war. Mit dem 
Bemerken, daß die Ernennung eines dritten Minifterialrathes 
die Erfparung eines Direftord der rn mit einer 
Beſoldung von 2200 fl. zu Folge gehabt hat, und daß die Ber 
anftandungen im Ausfchußberichte der vor. Kammer Beil. 311 
©. 45 gegen einzelne Anfäße die definitive Etatd betreffen, 
tragen wir auf die Bewilligung der veranfchlagten 26,020 fl. an. 


2) Etatöwefen und Buchhaltung bei dem 
Sinanzminifterium felbit. 
(Anlage 87.) 
Wir finden bei diefem auch von dem Ausfchuffe der vo» 


rigen Kammer Beil. 311 ©. 75 unbeanftandeten Ausgabes 
poften von 2500 fl. nichts zu erinnern. 


3) Rechnungskammer nebft der erften Juſtifi— 
caturabtheilung. 
| (Anlage 88.) 

Einverftanden mit dem Antrage ded Audfchuffes der vos 
rigen Kammer Beil. 311 ©. 76 auf die Bewilligung der ver: 
anfchlagten 28,770 fl. an Befoldungen und 1614 fl. an Ganzs 
leifoften, empfehlen wir den Betrag beider Smmen mit 30,384 fl. 
Shrer Genehmigung. 

4) Hauptftaatsfaffe. 
(Anlage 89.) | 
5) Berwaltungscollegien: 
A. Oberfinanztammer. 
(Anlage 90.) 
B. Oberforftdireftion. 
(Anlage 91.) 

Mit Beziehung auf den Bericht des erften Ausſchuſſes 
der vorigen Kammer Beil. 311 S. 7679, woraud Sie die 
Beftandtheile. der. fraglichen Rubriken, fowie die Bewilligun- 
gen pro 18°°/,, für diefelben erfehen werden, wieberholen wir 
die in gedachtem Berichte geftellten Anträge auf die Bewillis 
gung des Voranſchlags 

1) für die —— von 17,265 fl. 
»  „ Oberfinanztammer von 49,343 
3) „ „ Oberforfidireftion von 24,451 „ 
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C. Oberbaudirektion. 

| (Anlage 92.) J 
Kür die Oberbaudirektion find vorgeſehen: 
1) an Befoldunden . » .  . 16,020 fl. 
2) an Canzleikoſteen. „170 „ 


(WO „ 
Die Bewilligung für die Zinanzperiode von 18°%/,, bu 


1) an Befoldtuneen . . . .. 210 fl 
2) an —— 0 1400, 


trug 


16,930 „ 

(S. Beil. 311. S. 80 und 81 der Verhandl. des voris 
gen Landtages.) 

Die Mehrforderung von 840 fl. kommt daher, weil die 
Oberbaudirektion in Folge der höchften Verordnung vom 14. 
September 1832 die Gentralbehörde des fämmtlichen Civil: 
Straßen: und Wafferbaumefens geworben ift, während früher 
das Mafferbaumefen der Provinz Oberheffen zum Gefchäftd» 
freife der Negierung zu Gießen, und dad ganze Givilbaumwes 
fen, fo wie das Provinzialftraßenbaumefen in Rheinheſſen zum 
Geſchäftskreis der Regierung zu Mainz gehörte. Bei der durch 
die ftattgehabte Organiſation unbezweifelt entftandenen Gefchäftds 
vermehrung der Oberbaudirection nimmt der Ausfchuß feinen 
Anftand, auf die Bewilligung der veranfchlagten 17,770 fl. 
anzutragen. 

6) Localverwaltung, Erhebung, Kaffe: und 
Rechnungsweſen. 
A. Streitige Rechtsverhältniſſe und Proceß— 
führung. 
(Anlage 93.) 

In — mit dem Ausſchuſſe des vorigen 
Landtages Beilage 277. ©. 84 tragen wir auf die Bewilli— 
gung der geforderten 14,700 fl. an. 


B. Rentämter für Gameral: und Forſtdomänen. 
(Anlage 94.) 

Unter Beziehung auf die Beilage Nr. 277. S. 85 — 88 
ber Verhandlungen ded vorigen Landtags trägt der Ausſchaß 
a Bewilligung des veranfchlagten dermaligen wirklichen Bes 

arfd von 


50,655 fl. 
mit dem weitern Vorfchlage an, daß die Staatöregierung er- 
ſucht werden möge, die den Meceptoren zu Wimpfen, Hirſch— 
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horn und Voͤhl bewilligte Fouragevergütung vom Jahr 1836 
an einzuziehen und flatt derfelben diefen Beamten, im Falle 
nothwendig werbender auswärtiger Werrichtungen, befonvere 
Zransportboften zu vergüten. — Die Gründe diefed Antrags 
enthält der oben allegirte frühere Audfchußbericht, aus wels 
dem übrigens das über die Nheinoctroi «Erhebung Gefagte 
durchaus nicht hierher gehört. | 

€. Elementarverwaltungstoften ber Gamerak 


Domänen. 
(Anlage 95.) . 
Unter Beziehung auf den zu diefer Rubrik auf dem 
vorigen Landtag erftatteten Ausfhußbericht (Beil. 277. S. 68 
‚und 89) trägt der Ausfhuß darauf an, ftatt der geforderten 
69009 fl. nur 68009 fl. zu bewilligen, indem die in dem Vor: 
anfchlage vorgefehenen 1000 fl. zu Extraremunerationen an 
dad Speicherperfonal (Speicherverwalter und $ruchtmeffer) 
biöher noch unverwendet geblieben find und nicht, nachträglich 
zur Verwendung kommen fönnen. | 
Für die Zukunft wird ohnedieß von diefem Poften, wes 
nigſtens in der vorgefchlagenen Weife, keine Rede mehr feyn 
können, indem die nun hoffentlich nahe bevorftehende all ge 
meine Ablöfung aller fiscalifhen Grundrenten für die ges 
ſammte Elementarverwaltung der Gameraldomänen, und. nas 
mentlich die Speicherverwaltung, eine totale Reform fehr. bald 
herbeiführen wird. 


D. Techniſche Forftverwaltung und Forſtſchutz. 
(Anlage 96.) 

Unter gleichmäßiger Beziehung auf den foeben erwähnten 
frühern Ausfhußberiht (S. 89 bid 98) trägt der berichtende 
Ausſchuß darauf an: 

a) ben für Befoldungen, Bureaufoften, Fouragevergüituns 
gen, Vicariatöfoften und Anfchaffung von Äctenſchrän⸗ 
en für die Forftinfpeftoren vorgefehenen Betrag von 
161083 fl. zu bewilligen ; 


b) — ben Betrag der Forſtviſitationskoſten mit 


3 
c) hinſichtlich des für „andere Koſten“ veranſchlagten, in 
dem erwähnten Ausfchußberichte nad) feinen einzelnen Bes 
ftandtheilen aufgeführten Gefammtbetrags von 167391 fl. 
bemerkt der Ausſchuß, daß er \ 
zum Poften 3. mit dem Antrage des frühern Ausfchuf: 
fed, an dem Anfage für Culturkoften den Betrag von 1350 fl. 


⸗ 


zu ſtreichen, nicht einverſtanden iſt, indem er eine Beſchrän⸗ 
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kung dieſer Audgabe nicht für eine wahre Erfparniß- anfehen 
fann, in einer Zeit, in welcher die Anforderungen an. ben 
Wald täglich bedeutend fteigen und auch ‘von Seiten der 
Korftbehörde -eine Reihe von Jahren hindurch mit Erfolg das 
Beftreben bethätigt worden ift, der Staatskaſſe von Jahr zu 
Sabre eine höhere Einnahme aus. den Forſtdomänen zuzus 
wenden. 

Ä Zum Poften 4, Die für Jagd- und Fifchereikoften vers 
anfchlagten 4586 fl. find der Ausgabepoſten, welcher mit. der 
Einnahme von 2162 fl. aus felbftbefchoffenen Jagden cor⸗ 
reſpondirt und beſteht aus folgenden Beträgen: 

a) Koſten der Selbſtadminiſtration ——— Jagden 

in der — Oberheſſen . . 18 ff. 

b) desgleichen einiger Jagden im Freien in der Pro: 
vinz Starkenburg, deren Ertrag ‚größtentheild 
(von 85355 Morgen) käuflich an die Großherz 
zogliche Hofhaltung abgegeben wird . . 

e) Umzäunungskoften, Fütterung, Zreiberlohn. Schuß: 
geld ꝛtc. 2c., veranlaßt durch den DarmftädterParf, 
welcher aus 10365 Morgen Fläche befteht, wos 
von dermalen ‚6500 Morgen wirklich zu Wilds 
parken benugt werben . 

d) deögleichen vom Gerauer Part, "3500 Morgen, | 
— ohngefähr. 1600 Morgen ald Park benugt Ä 


.15 

e) Bohlen der Fafanerie (Bütterung, Shußge und 
Transportkoſten) " 
) Ankauf von Ameifeneiern we er 


Zufammen 4586 fl. 
Hierunter befinden ſich an jährlichen Umzäus 


ngsfo 
Unterhaltung am Darmftädter Part . .. . :1047fl 


Herftellung des baufälligen Zauns am Gros: 

erauer Park von zwei Seiten, ſtatt der an: 

Fnglich projectirt geweſenen und a eh, 
‚veranfchlagten Erweiterung . ö 
Einfriedigung im Parke zu Gulturen . . 2.800, 


Da der Voranfhlag im Ganzen von dem vorbern Vor⸗ 
anfchlage nur um Hfl. differirt und durchaus nichts für neue 
Anlagen enthält; fo findet der Ausfchuß bei der Berilligun 
des veranfchlagten, ohnedieß bereit ohne Zweifel, fchon eat 
ganz verwendeten Gefammtbetragsd von 4586 fl. nichts zu er: 
IRnBN, er ——— jedoch den ſchon auf dem zweiten —* 


— 
” 


U 
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tage von dem erften Audfchuffe der zweiten Kammer (Außer 
ordentliche Beil. XI. ©. 80) auögebrüdten Wunſch, daß auf 
möglichfte Verminderung ber Koften diefer Ausgaberubrik Ber 
dacht genommen und dad Mißverhältniß zwifchen derfelben 
und der entfprechenden Einnahmerubrif immer mehr zu befeis 
tigen gefucht werden möge. 

Zum Poften 10. glaubt der Ausſchuß auf die Bewils 
liaung de3 vorgefchlagenen Mehrbedarfd von 500 fl. zur Er: 
ya ber Diäten der Forftinfpeftoren von 1 fl. 30 fr. auf 
2 fl. 80 fr. antragen zu fönnen, indem die Gehalte dieſer 
Beamten à 1100 fl. und 1400 fl. keineswegs von der Größe 
find, daß ihnen bei ihren häufigen auswärtigen Berrichtungen 
noch ein befondered Opfer daraus zugemuthet werden kann; 
ohnedieß entfpricht auch der bisherige Diätenanfab, in Ver⸗ 
gleihung mit den Diäten anderer Beamten, weder dem Dienfts 
grade, noch den dienftlichen Anforderungen, welche in der Stel: 
lung der Forftinfpectoren liegen. 

Der Ausſchuß trägt fomit auch für die Rubrik: „andere 
Koften” auf Bewilligung der geforderten 167, F 
fomit im Ganzen für techniſche Forſtverwaltung und Forſt⸗ 
fhuß auf die Summe von — —*F fl. 
an, mit dem Bemerken, daß hiervon 

1350 fl. Verwendung auf Culturen, 
337 , für die Actenfchränfe der Korftinfpeftoren, alfo 
1687 fl. im Ganzen oder für 8 Sabre . . . 50601 fl. 
noch unverwendet find, alfo zu den noch nachträglich zu vers 

wendenden Poften gehören. 
- E. Bermwaltungsfoften der directen Steuern, inbis 
recten Auflagen und Regalien. 
(Anlage 97.) 

Unter Beziehung auf die betaillirten Angaben, welcdye 
über diefd Rubrik in der Anlage 97 des Staatöbudget3, fo 
wie in dem auf dem vorigen Landtage erftatteten Ausſchuß— 
berichte, Beilage 277. ©. 98. und folgende, enthalten find, 
trägt der Ausfhuß auf die Bewilligung folgender Anſätze an: 

Il. Befoldungen: Ä 

A. wegen ber divecten en Auflagen 
zugleich: 
für die Steuercontrole . . » . » . 7700 fl. 
„nm PDbereinnehmer . . 2... . m 
„, Sentralcaffe zu Main . . . 7158 „ 
» m, Oberfteuerboten . . . . . 8100 , 
„ außerordentliche Aushülfe beidenfelben 400 „” 
Zufammen 86608 fi. 


— 
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in welchem Betrage mithin nun wieder ber Nebengehalt des 
die Steuercontrole dirigirenden Oberfinanzraths mit 300 fl. 
weil diefer auch ſchon bisher von den Ständen bewilligt ges 
wefen, begriffen ift. 
Dagegen find diejenigen 1400 fl. nicht berückſichtigt, welche 
zur Ber eifenms des Dienfteinfommend der Unterfteuerboten 
ar veranfchlagt worden, allein bis jeßt unverwendet geblies 
en find. — Es wird der Staatöregierung zu überlaffen feyn, 
ihren beßfallfigen Vorfchlag in dem Hauptooranfchlage von 
18°°/,, zu wiederholen. " 
B. Wegen ber birecten Steuern, 
Befoldungen, Bureau: und Reifefoften:Vergütungen ber 
Steuercommiffüre - 2 2 2 64,00 fl. 
nach den dermalen wirklich ftattfindenden Stande der Ges 
halte ꝛc., welcher in feiner neuen Regulirung den auf dem 
Landtage von 18°°/,, bewilligten Betrag um 200 fl. über: 
fteigt, die der Ausfhuß, da ihm die neue Gehaltöregulirung 
angemefjen zu feyn fcheint, nicht beanftandet; eben fo wenig 
laubt er, diejenigen einzelnen für nothwendig erfannten Er: 
öhungen beanftanden zu können, welche durch Verminderung 
ded Einfommend oder gänzliche Aufhebung anderer Stellen 
diefer Dienftcategorie gededt worden find. 
C. Wegen der indirecten Abgaben. 
Der Ausſchuß trägt darauf an, daß von den 
geforderrtienn. 27,600 fl. 
die neu in Antrag gebrachte Zulage für den Con⸗ 
troleur bei der Heumage in Darmftadt mit . . 75 „ 
geftrichen, fomit der Betrag von . 2 2 22. 2I,TM fl. 
_ bewilligt wird, unter dem Erfuchen an die Staatöregierung : 
1) die Heuwaaganftalt zu Darmftadt, welche jetzt mehr ko— 
ftet, ald fie einträgt, für Rechnung ded Staatd nicht 
länger beizubehalten; 
2) entweder die fchon früher für entbehrlich erachteten Thors 
fchreiberftellen in Gießen 
(S. Seite 209 des 2, Beilagebanded der Verbands 
lungen von 18°°/,..) 
aufzuheben, oder im nächſten Hauptvoranfchlage die Noths 
wendigfeit ber Beibehaltung derfelben (wie died fchon 
früher verlangt worden ift) näher nachzumeifen. 
1. Erhbebungdfoften. 
A. Bon den directen Steuern. 
Bon den hierfür veranfchlagteen . . . 61,431 fl. 
fallen u8 »- 2 2 —8õ fl. 
und e8 bleiben . . 2 2 2 2.2. 52,686 fl. 
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ald der Betrag ber Hebgebühren, nach dem bisherigen Sage 
von 3'/,, zu bewilligen. Die ausfallenden 8776 fl; beftehen 
in der. Erhöhung der — um !/,°/,, welche von der 
Staatöregierung vorgefhlagen und auch von dem : vorigen 
Ausſchuſſe für billig erkannt worden ift, allein, wegen er: 
mangelnder ftändifcher Zuſtimmung noch nicht in Vollzug ges 
fest werden Tonnte Es wird deßhalb in dem Hauptvorans 
—— für die Periode 18°°/,, das Nöthige vorgeſehen werben 
nnen. 


B. Bon Regalien und indirecten Auflagen. 


Die veranfchlagten 94,767 fl. werden zu bewilligen feyn ; 
doch wird fich in der Wirklichkeit einiger Minderertrag dadurch 
ergeben, daß die für drei Jahre veranfchlagte Provifion der 
Salzauöwieger in der Provinz Oberheffen nur für 1'/, Sahre 
ber Periode nothwendig geworden ift, wogegen aber auch die 
für drei Jahre weggelaffenen Hebgebühren von der Salzfteuer 
noch. für 1'/, Jahre fortbeftanden haben. 

IL Ganzleibedürfniffe und Drudkoften. 


Die veranfchlagte Summe von 24,762 fl. wird ohne Weis 
ters zu bewilligen feyn, 


IV. Allgemeine Berwaltungsfoften. 


‚Bei der Genehmigung der veranfchlagten Summe, eins 
Thließlich zweier nachträglich übergebener Poften, von 252,505 fl. 
an ſich waltet fein Anftand ob. — Da inzwifchen 
darunter enthalten find: 

78,100 fl. Ankauf⸗, Transport» und allge: 
meine Koften wegen der Salzregie in der Provinz 
Dberhefjen, diefe aber nur während der Hälfte der 
Sinanzperiode beftanden hat, fo kommen noch in 
Abzugg... an aa DR 
und es bleiben unter diefer Rubrik nur zu bewilligen 213,455 fl. 
wornac fich fofort der ganze Bedarf an Verwaltungskoſten 
der bireften Steuern, indireften Auflagen und Regalien wie 
folgt abſchließt: 

1. Befoldungen: 
A. wegen der directen und indirec- 
ten Auflagen zuglih . . . 836,608 fl. 
B. wegen der directen Steuern . 45,800 
C. wegen der indirecten Abgaben 27,794 „, 


zu übertragen 110,208 fl. 
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Uebertrag 110,202 fl. 
U. Erbebungkoften: * 


A. Von den directen Steuern .: 52,655 fl. 
B. Bon den. indirecten Auflagen . 
und Regalin .. -» - - 94,767, 


f 147,422 „ 
IM. Ganzleibevärfniffe ic... - - . .. 4,762 „, 
IV. Allgemeine Verwaltungskoſten . . + _. 218,458, 
| Zufammen 49,841 fl. 
7) Baumefen, — 
A. Techniſche Localdie ner fürs Bauweſen. > 
(Anlage 98) 
In Bezug auf dieſe Rubrik wurden für die Finanzpe— 
riode von 1830 — 32 gefordert und bewilligt: 
1) an Befoldungen . » > >. n 0. 21L088f 
2) an Bureau: und Zranspartloften , ,. 929% „ 
3) an befonderen Koften . Pe ‚29 





... nämlid) | 
a) für Aushülfe in den Arbeiten des Landbau⸗ 
meifters zu Gießen und des Baudirectors 
.zu Main... 5 en. 1400 fl. 
b) für Aufarbeitung der Rückſtände auf 
dem Baubureau: zu Main; . » 1333 
| 29,963 „, 
PR Kür die Finanzperiode von 1835 — 85 werben veran, 
agt: | 
1) an Beloldungen für die Kreisbaumeifter Ans 
fangd 26,400 fl. und fpäterhin nach dem Ab: 
gang eines Baumeilterd . - + « 26,200 fl. 
2) an Befoldungen für21 Bauaufjeher erfter Klaſſe 
300 fl. für jden „. » - 2... 
3) an Bureaufoften . . 2 een. 2,100 „ 
45 an Bransportloflen » » >, 
5) an Ueberzugskoſten 500 fl. und für. Regie: 
rungsblätter O fl » » ne. + —— 
| Ä 37,730 „, 
Zur Aufklärung der bedeutenden Mehrforberung von 
8167 fl. wird in der oben allegirten Anlage 98 bemerft: 
„Bu der Verwilligung pro 1830 — 32 von 29,565 fl. 
müffen noch weiter folgende Beträge gerechnet werben: | 
3) vie Befoldung, welche MWafferbaumeifter Geis 
fuß zu Worms feither aus bem Einkommen 
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ber Dämme und Weidenpflanzungen jährlich 
bezog, und weldhe in Folge der neuen Drs 
ganifation der Kreisbaumeifter eingezogen wors 
DER HE ME 3 wa, ee 
2) die im Staatäbudget auf dem Etat der Mes 
— vorgeſehene Beſoldung des Waſſer⸗ 
aumeiſters Kohlermann zu Gießen mit . . 1200, 
3) Die im Staatöbudger mt . „2 2 2... 190 * 
vorgeſehenen Gehalte der Eichinſpectoren, da 
deren Funktionen den Kreisbaumeiſtern über— 
tragen worden ſind; 
4) die Befoldungen und Dienftpferbvergütungen 
ber beiden in Rheinheſſen angeftellten MWegbaus 
auffeher Kall und Rauch, welche vom Sabre 
1831 an auf den Etat der Baubeamten über: 
nommen worden find, mit zufammen . . . 1500 F 
5) die Gehalte der Bauauffeher Hofmann und 
Schöne, welche feither unter den Koften des 
Hof: und Centralbauweſens verrechnet worden 
find, mit zufammen . 2 2 a 2 2 2 730 „, 
und es ftellt ſich hiernach eine, als ſtaatsbudgetmaͤ⸗ 
ßige Verwilligung zu betrachtende Summe heraus von 35,143 „ 
Da nun die neue Organifation für die Kreiss 
baumeifter und die Bauauffeher erfter Klaffe einen 
dermaligen Aufwand erfordert, wie oben von. . 37,350 „ 


fo erfcheint gegen 18°%/,; in: der Tommenden is 
nanzperiode ein jährlicher Mehraufwand von . . 2207 — 
Dieſer Mehraufwand wird jedoch bis auf eine Kleinig⸗ 
keit durch die Erſparniß gedeckt, welche, wie die nachſtehende 
Vergleichung zeigt, künftig gegen das ſeitherige Bedürfniß 

an den Chauſſeewärterlöhnen ftattfindet. | 

‚ Nah dem Staaföbudget pro 18°°/,, find nämlich für 
Chauffeewärterlöhne verwilligt jährlih .. . . . 16,205 fl. 
In Folge des Zugangs neuer Straßen war 
aber, wie dad Actenftüd Nr. 3, zur Anlage Nr. 100. 
dieſes Staatöbudgetd zeigt, dad feitherige Bedürfniß, 
welches ohne die neue Organifation der Auffeher 
erfter Klafie Feine Verminderung hätte erleiden Fön: 
nen, auf 18,545 fl. geftiegen, und müffen daher als 
weitere ſtaatsbudgetsmaͤßige Verwilligung betrachtet 
DDR: 20 en nz 
18,545 „ 
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| Ueberjrag 18,545 fl. 
Nach Ausweis der erwähnten Anlage zu dies 

fem Staatöbudget ift aber für die Aufleher zweiter 
Klaffe Über die dermalen ausgeführten Staatöftraßen 
nur eine Bedirfnißfumme von . ». .» 2.2. 
in Ausficht genommen, folglidy gegen feither gerin: 
DIEB a ee a er: 2 
Hiernach find alfo für Befoldungen ꝛc. der Kreisbaumei— 
fer und der Bauauffeher erfter und zweiter Klaffe, zufammen 
— pro 18/,, jährli nur noch 62 fl. mehr vorge⸗ 
eben, als die vorbemerkten hier in Aufrechnung zu bringenbe 
Bermwilligungen zufammen betragen.‘ 

Bei der vorliegenden Erläuterung der Mehrforderung, 
und in Berüdfichtigung, daß den verzeichneten Beträgen auch 
noch die Bureaufoften,, welche Wafferbaumeifter Kohlermann, 
Wegbauaufſeher Kal und Wegbauaufſſeher Rauch bezogen 
oder veranlaßt haben, beizufügen find, trägt der Ausihuß, 
vorbehältlic fpäterer Begutachtung der flattgehabten Drgani: 
fation der Baubehörden, fo wie der übergebenen Perfonals 
und Befvldungd »Etatd, auf die Bewilligung der vorgefehenen 
87,730 fl., ſodann, im Einverftändniß mit dem erften Auß: 
fhuß der vorigen Kammer (Beilage 311. ©. 83), auf ein 
Erſuchen an die Staatöregierung dahin an: 

mit dem nächften Hauptvoranfchlage zugleich den Stäns 

den eine Weberficht vorlegen zu wollen, woraus crfichts 

lich ift, was jeder einzelne Baumeifter in jedem der 

Sabre 1833, 1834 und 1835 an Diäten aus Staatd, 

Provinzials, Communal⸗, Kirchenkaſſen und öffentlichen 

Stiftungsfondd bezogen hat. 


B. Eivilbaumwefen. 
(Anlage 99.) 
In diefer Rubrik waren: 


1) für dad Gameralbaumefen ftatt ber für 
die Periode 18°°/,, bewilligt gewefenen 26020 fl., 
für die Periode von 18°°/,, veranfhlagt . . 2089 fl. 
ieran waren auf dem vorigen Landtage, 
auf deffen Verhandlungen man fich hierbei bes 
ziehen muß, 
| (Beil. 277. ©. 111. 112, 
72. Prot. ©. 71— 88, 
75. Prot. ©. 8) 
nicht bewilligt worden : 


’ „ 
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Uebertrag 82089 fl. 
Für — der — zu ar 


Desgleihen zu S often . . .... 846, 
— ch i8620, 


und die Bewilligung betrug hiernach 30200 f. 
Der berichtende Ausſchuß ift der Anficht, daß in diefem 
Augenblide, in welchem den Ständen ein Gefeßedentwurf 
wegen allgemeiner Ablöfung aller fiscaliſchen Grundgefälle 
vorliegt, von neuen Speichereinrichtungen feine Rede feyn 
darf, daß vielmehr, wenn gegen Verhoffen ein Einverftänd- 
niß der Stände mit der Regierung wegen des fraglichen Ges 
feßed nicht erfolgen follte, es der letztern zu überlaffen ift, 
deßhalb fpäterhin weitere Vorlage zu machen, vor ber — 
— die Verwaltung in der bisherigen Weiſe fortzuführen 
iſt daher nicht blos mit der — — des Voran⸗ 
— bis auf die Summe von . . 30260 fl. 
einverftanden, fondern fehlägt vor, hieran noch wei⸗ 
ter, aus dem angegebenen Grunde, folgende, von 
der vorigen Kammer zwar bewilligt geweſene, bis 
jest aber noch unverwendet gebliebene Beträge zu 
ürzen: 

Verbeſſerung des Battenberger Speichers 200fl. 

Speicherbau und DREHUNG 
zu Vilbel . .1430 „ 
Speicherbau zu Gladenbach . . . 2838 Pr 
———— —— 4463 HM. 
mithin nur noch zu bewiligen . . 25797 fl. 

wovon ein Betrag von 
im Ganzen 297 fl. fe — Hofpflaſter auf der Wallbrunn'⸗ 
n 


6000 „für ereung des Homberger Schloſſes, und 
2391 ,, für Baumwefen auf dem Häuferbofe, 
Zufammen "8688 fl. oder jährlich 2896 fl. 
zu den unverwendet gebliebenen, jetzt erft nachträglich zu vers 
wendenden Poften gehören. 


Die Bewilligung der für Herftelung des Schloffed zu 
Homberg veranfchlagten, auf dem vorigen Landtage in dem 
Ausfchußberichte beanftandeten, von der zweiten Kammer nachs 
ber aber doc) bewilligten 6000 fl. glaubte der Ausſchuß aus den in 

der damaligen Berathung angegebenen Gründen nicht ferner beans 
—— zu dürfen, indem das fragliche Gebäude auch in Zukunft 
(3. B. durch Beſtimmung zum Landgerichtsgebäude x.) ſelbſt 
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alsdann doch immer noch zum Wortheil des Fiscus benukt 
:werben Tann, ‘wenn aucy vielleicht etwa in Folge der vorge 
fhlagenen ‚allgemeinen. NRentenablöfung fpäterhin das Rent: 
amt — ganz aufgehoben und den Rentämtern Alsfeld 
und Grünberg zugetheilt werden ſollte. 
2) Für das Forſtbauweſen werben, ſtatt des 
- für 180%),, bewilligt gemwefenen Bedarfs von 
8749 fl. jest veranfchlagt rn 
Hieran waren, nad den Anträgen ded ers 
ften Ausſchuſſes (Beil. 277. ©. 113 — 115) 
von der vorigen Kammer nicht bewilligt wors 
den: 
die Erbauung einer neuen Mauer an der 
Steinheimer Fafanerie aan ed 
begleichen zweier Forftfchügenwohnungen 
— Revieren Jägersburg und Virn⸗ 
J 
Bauweſen an der Revierförſterswohnung 


zu rn... FE ee 
die Erbauung einer Forftfhüsenwohnung 
am Schiffenbag -» » 2.2 .. 83, 
— 02103, 
0° Die Bewilligung betrug fomit 10410 fl. 
Der berichtende Ausfhuß ift hiermit, mit Ausnahme der 
Nihtbewilligung für Erbauung der Forftfhügenmohnungen 
in den Revieren Sägerdburg und Virnheim, einverftanden, 
glaubt vielmehr, nah erhaltener näherer mündlicher Erläus 
terung, außer dem Betrage von . » 2... 10410fl. 
auch auf die Bewilligung obiger . . x... 1467, 
fomit im Ganzen auf 11877 fl. 
anfragen zu müffen, indem namentlich die erwähnten beiden 
Forftihligenwohnungen nicht in Ortfchaften, fondern im Forfte 
felbft, zur unumgänglich nöthigen Aufrechthaltung des fonft 
fehr gefährdeten Horfifhußes erbaut werden und nur an bie 
Stelle bisher fehon vorhanden gemwefener, wegen Baufälligkeit 
nicht mehr beizubehaltender Wohnungen treten follen. 


Bon dem zur Bewilligung vorgefchlagenen Betrage von 
11877 fl. 


find übrigens dermal noch unverwendet und im Falle der 
Bewilligung nachträglich zu verwenden: 

fl. oder zu °/, jährlich: 4214 fl. 
,, Auch die nicht bewilligten Beträge von zufammen 936 fl. 
jährlich find noch Disponibel. 


64 Beilage Nr. 169. 


8, Hofbauwefen. ° — 

Kür die Periode von 1830— 82 waren in diefer Rus 
brik bewilligt: - >» >» 2 2 ee en ne. 82108 fl. 

Die jegige Forderung beträgt -» - » » . 80197 fl. 
und es find deren Beftandtheile in dem auf dem vorigen 
Landtage erftatteten Ausfchußberichte (Beil. 277 ©. 115 bis 
118) aufgeführt, jo wie auch aus demfelben die Beitandtheile 
desjenigen Betrags von 2133 fl. zu erfehen find, welchen die 
vorige Krammer durch Bewilligung eines Gefammtbetragd von 
28064 fl. ihre Zuftimmung verfagt bat. 

Der dexmalige Ausihuß tragt, mit Beziehung auf die 
damaligen Erörterungen und Befchlüffe 

73. Prot. S. 2 bis 20. 

79. Prot. ©. 9 und 10. 
fodann mit Rüdficht darauf, daß die Staatd-Regierung, in Ers 
mangelung eine mit den Ständen vereinbarten Budget, 
unter allen Umftänden zur Erhaltung des Vorhandenen in 
bem bisherigen Zuftande und zur Vorkehrung fonftiger uns 
auffchieblicher Maasregeln verpflichtet war, darauf an, daß 
von der Korderung von 2 2 2 2200. 80 
bie fhon auf dem vorigen Landtage wegen Auer: 
bach und Wolfsgarten geftrichenen, jest noch nicht 
verwendetie Een . 
in Abzug gebracht, die Übrigen . . .» . „29,297 fl. 
aber verwilligt werden, wovon jedoch der Betrag von 8267 fl. 
erft noch nachträglidy zur Verwendung kommt. 

Zugleich glaubt der Ausfhuß hierbei noch den Antrag 
ftellen zu müſſen, daß, zur Beſeitigung Fünftiger Anftände, 
bie Staatöregierung erfucht werden möge: 

1., die Sagdfchlöffer Molfsgarten und Mönchbruch auf 
das Forftbaumefen zu übertragen, fofort diejenigen Beſtand— 
theile derfelber, welche nicht ald Befoldungdwohnungen für 
Forftbeamten beibehalten werden, unverzüglich) auf den Abbruch 
derfteigern zu laffen; 

2., dad Teichhaus zu Darmftadt ebenwohl baldigft zu 
veräußern; 

3., dad Jagdhaus, welches durchaus nicht mehr für Hofs 
zwecke verwendet wird, ald ein Staatöcentralgebäude behans 
deln zu laffen und dem Fond für das Gentralbauwefen zu 
übermweifen. 

4., Dad Kametzkyſche Haus ebenfalld im Sntereffe der 
Staatöcaffe für öffentliche Zwecke zu verwenden. 

Durh Erfüllung dieſer Wuͤnſche würden zugleich bie 
Erwartungen befriedigt, welche man, wie aus der neuen 


Ai 
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Berathung wohl unbezweifelt hervorgeht, im Jahr 1830 in 
dem erften Audfchuffe bei der damaligen Verhandlung mit 
der Staatöregierung wegen Audfcheidung der von dem Staate 
und ber von der Givilifte zu unterhaltenden: Gebäude audger 
fprochen, und zu deren Erfüllung man; wenigftend bamais, 
gegründete Hoffnung haben mußte 


Der erfte Ausfchuß der .erften Kammer ift mit dem vor 
ftehenden Defiderium nicht einverftanden. 


4., Sentralbauwefen. 


Der berichtende Ausfhuß ift, gleich der vorigen Kam⸗ 
mer, der Anficht, daß an dem für Centralbauweſen verans 
fchlagten — von 11,295 fl. zu ſtreichen ſeyen: i 
Anlegung von Lehrfälen für das Schullehrerfeminar zu Bend 
heim in der dafigen Klofterfiihe . . 1667 fl. 
ei glaubt er ferner, daß bierher ge: 

ören: 


wegen Anlegung eines Brunnend für's 
EL 4 0 ee 
Be en mehrerer Verbefferungen in dem: | 
BIO u ee era 

2,127 fl. 


fo daß zu bewilligen wären 9,168 fl. 
zn 2265 fl. aber nur nachträglich in Verwendung fommen 
nnen. A 


Die wegen Neubauten in dem Seminar zu Bensheim 
geftrichenen 2127 fl. find ebenfall3 noch unverwendet und der 
Ausſchuß glaubte, auf Nichtbewilligung derſelben vorläufig 
barum anfragen zu müffen, weil er in den vorliegenden Ac⸗ 
tenftüden Feine genügende Nachweifung über die Nothwendig— 
feit dieſes Bauweſens finden konnte und daher fulche mit 
‚dem naͤchſten Hauptvoranfhlag, für welchen jedenfalls dieſe 
Poſten ausgeſetzt bleiben können, vorerft zu erhalten wünfcht. 


. Da übrigens in bem Boranfchlage des Gentralbaumwefens, 
neben dem jesigenPädagoggebäude zuDarmftadt (dem vormaligen 
Waiſenhaus), auch noch dad alte jegt leerſtehende Pädagog 
mit Unterhaltungdfoften vorkommt; fo trägt der Ausfhuß 
auf ein Erfuchen an die Staatöregierung dahin an, daß dad alte 
———— wieder zu einem Staatszwecke benutzt, oder 

beftmöglichft veräuſſert werben möge, um die Koſten ber 

Unterhaltung zu erfparen. | 





tr 
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Der Abſchluß der Rubrik: Civilbauweſen“ würde ſich nach 
vorfiehenden Anträgen des Ausſchuſſes wie folgt formiren: 
1., GSameralbauwefen . » » . 25,797 fl. 
2., Horftbaumeien . . . . . 11,877 fl. 
3, Hofbauwelen . . . 2... 29,297 fl. 
4., Gentralbauwefen . . . 9,168 fl. 


Gefammtbetrag 76,139 fl. 
8) Münzwefen. 
(Anlage 108.) 
Für die Finanzperiobe 18’°/,, waren für biefe Rubrif 
bewilligt: 

Beloldung bes Münzmeifterde  . . . .  500fl. 
Entfhädigung defjelben wegen ber Wohnung 350 

Miethe für Aufftelung, fodann für die Unter: 
haltung der Prägftöde und Werkzeuge . . . 800 „ 
Erbauung der neuen Mine . . .  . 0,000, 
Zufammen 10,150 


Dermal, nachdem nun die neue Münze erbaut und im 
Betriebe ift, werden gefordert: 


" 


Befoldungen der Münzbeputatin . . . 500 fi. 
Desgleichen der Müngbeamten . . .  . 2,100 


2 [2 

Anfhaffung der Dampf» und Prägmafchinen, 
der Stredwerfe ıc., Unterhaltung und Serftels 

lung der Geräthſchaften u . 2. 20.0.3884 „ 

Bufammen 6,434 


was auch mit dem veranfchlagten Einnahmeertrage aus dem 
Münzregal übereinftimmt. , Auf dem vorigen Landtage was 
ren indeffen nur bewilligt worben : 


Gehalt, Wohnungsvergütung ꝛtc. für den Münz: 
meifter, ſtatt der veranfchlagten 1800 fl. nur 1,500 fi. 
(mit dem Bemerken, daß die geftrichenen 300 fl. 
dem Penfionsfond überwiefen werben folten) 
“ Gehalt des Gontroleums . - 2 2 20.800 „ 
Für Mafchinen, Gerätbfchaften ı. . . . 8500 „ 
Summa 5,300 „ 
Die Trage: ob und in wiefern bie — beſoldete Münz⸗ 
deputation, welche erſt mit ber neueren Ausdehnung, oder eis . 
gentlih dem Mieberaufleben der Münzanftalt in das Leben 
getreten ift, fernerhin beizubehalten und ob ber Gehalt bes 
E} 
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Miünzmeifterd von 1800 fl. auf 1500 fl. zu rebuciren feyn 
möchte? näher zu beleuchten, behält ſich der Ausfhuß bis zur 
erg der definitiven Etats und des Hauptvoran—⸗ 
fchlagd von 18°°/,, bevor. Für die Periode von 1833 —1885 
dagegen glaubt er — namentlich aus Rückſicht auf das erit 
in diefer Periode wieder eingetretene Aufleben des Münzinftis 
tut3, welched in der lebten Zeit wegen Abtretung der alten 
Münze zur neuen Infanteriekaſerne ganz geruht hatte, — 
umfomehr für die Bewilligung des ganzen veranfchlagten 
Bedarfs von 6434 fl. fich audfprechen zu müffen, als jetzt auch 
die Fabrikation des Stempelpapierd und deffen Gontrolirung 
mit der Münze verbunden ift und der ganze Aufwand burch 
die Einnahme vollftändig gededt — ein Gewinn aus ber 
Münzanftalt aber nach den bisherigen Grundfägen bei uns 
gar nicht bezweckt wird. e 


9) Reifefoften und Diäten. 
(Anlage 104.) 
Statt ber für die Periode von 18'°/,, verwilligten 6390 fl. 
werben bermal veranfchlagt : 6500 


beren Detail aus dem auf bem vorigen Zandtage erftatteten 
Ze BUBBEN: (Beil. 27% ©. 125) näher erfehen werden 
ann 


Unter Beziehung auf diefen Bericht, die darüber gepflos 


gene Berathung 
— 73. Prot. ©. 49 bis 52. 
un te immun 
i 75. Dit. ©. 12 und 18, 

trägt der Ausſchuß auf Bewilligung des von ber vorigen 
Kammer ſchon bewilligt gewefenen Betragd von im Ganzen 
5500, fl. um fo mehr an, ald derfelbe, nach dem bei der Ne 
chenfchaftsablage für Die Periode von 18°°/,, fich ergebenen wirf: 
lichen Durchfchnittöbedarf, wohl auch für die Periode 18°°/,, 
hinreichen wird. Für die nächfte Periode ift wohl eine wei: 
tere Herabfegung diefes Bedarfes zu hoffen, indem immittelft 
mehrere technifche Werke eingegangen oder veräußert worden 
find und auch bei der Großh. Oberfinanzfammer, da deren 
Berwaltungszweige nun ſämmtlich geregelt und vereinfacht find, 
ein geringeres Erforderniß erſcheinen wird. | 

Uebrigend haben alle Behörden, mit Ausnahme der Ober: 
baudirektion und Oberforſtdirektion, ihren bierunter erforderli- 
hen Bedarf nur in folle ohne nähere Nachweifung angeges 
ben; die Oberbaudirektion dagegen hat ibn für ihre verſchie 
dene WVerwaltungdzweige getrennt angegeben und die Ober: 


i 


68 Beilage Nr. 169. 


forftdireftion ihren Anſatz mit einer Durchfchnittberechnung des 
frühern wirklichen Bedarfs belegt. — Der Ausfhuß bemerkt 
dies darum, weil er wünfcht, daß alle Behörden, für welche 
in diefer Rubrik ein Anſatz zu machen ift, Fünftig folchen auch 
etwas näher zu motiviren und nachzumeifen fuchen möchten. 


10) Ausgaben, welche nicht zur laufenden Verwal— 
tung gehören: 


A, VBerfertigung des Domänen:Inventars. 


(Anlage 105.) , 
Die Bewilligung der veranfchlagten 50 fl. unterliegt Feis 
nem Anſtande. 


B. Landesvermeffung und Verfertigung defini— 
tiver Gatafter. 


(Anlage 106.) 

Unter Beziehung auf die hierüber auf dem vorigen Lands 
tage in ber zweiten Kammer gepflogenen Verhandlungen und 
erfolgte Bewilligung 

Ausſchußbericht Beil. 277. ©. 126. 127, 
Berathung 73. Prot. S. 52 — 73, 
Abftimmung 75. Prot. ©. 13. 

trägt der Ausihuß auf abermalige Bewilligung ber verans 
fchlagten 56,000 fl. an. 


C. Bermeffung und Abfhäsung der Domänen 
waldungen. 
(Anlage 107.) 

Der Ausfhuß trägt zwar, indem er fich zugleich auf die 
näheren Xeußerungen zu bdiefer Rubrik in dem Berichte des 
erften Ausfchuffes auf dem vorigen Landtage (Beil. 277. ©. 
127 und 128) bezieht, auf Bewilligung der veranfchlagten 
8600fl. an; er glaubt jedoch hierbei bemerken zu müffen, daß 
ohnerachtet die hier geforderte Summe nicht bedeutend ift, es 
immerhin auffallend erfcheint, daß man von Seiten der Obers 
forftdireftion befondere Geometer für die Vermeſſung der Dos 
manialwaldungen zum Behuf der Chartirung der Korften 
binfichtlich der Schlageintheilung angenommen hat, da diefe 
Arbeiten von Seiten der fchon vorhandenen Gataftergeometer 
ebenfalls gegen eine billige Remuneration beforgt werden kön— 
nen, woburd der Koftenaufwand geringer werden würde. 

Es ift ferner hierbei anzuführen, daß man in den Do- 
manialmaldungen jest auch alle Wege und Viehtriften befon- 
ders ausmeſſen und mit einer Breite von 35 Fuß in Grä« 
ben legen läßt. Da die Graben 10 Fuß Breite wegnehmen, 


.zum 26. Protokoll, 69 


für Weg und Viehtrift mithin nur 25 Fuß übrig bleiben, 
was für bedeutende Biehheerden zu ſchmal ift und worauf 
bei der in Oberheffen gewöhnlichen breiten Wagenfpur kaum 
zwei Magen neben einander vorbei fommen können; fo mwers 
den diefe Wege bei fchlechtem Wetter fogleich wieder fo vers 
dorben, daß das Ausbrechen von benfelben nicht zu vermeiden 
ift und dadurch fehr viele Leute ohne Verfehulden in Strafe 
verfallen. | 
D. Koften der Domänenveräußerung. 
(Anlage 108.) 

Die veranichlagten 600 fl. werden zu bewilligen feyn. 

Der vorhin erwähnte Audfchußbericht (Beil. 277. ©. 128) 
hat den Anfab genügend nachgewiefen; übrigend hat in ber 
Periode von 18°°/,, der wirkliche Bedarf etwas mehr als 
das, was jebt für 18’°/,, veranfchlagt ift, betragen. 


Hauptabtheilung XL 


Allgemeine Koften in den beiden Gollegiens 
bäufern. 
(Anlage 110,) 

Der Audfhuß trägt darauf an, daß die veranfchlagten 
5960 fl. ebenfo bewilligt werden möchten, wie dieß auf dem 
vorigen Landtage geichehen ift, und bezieht fich im Webrigen 
auf, die Beilage 248 ©. 14 u. 15 der Verhandlungen ber 
zweiten Kammer von 1834 


Digitized by Google 


Digitized by Google 





- Beilage Nr. 170. zum: 27. Protokoll. 


Antrag. des Abgeordneten ‚Hardy, betr. die Bewillis 
gunggeines jährlihen Beitrags zu Befoldung eines 
katholiſchen Geiftlihen im Landrathöbezirke Erbach. 


Der Abg. "Mülberger hat bei: dem vorigen Landtage an 
bie verehrlihe Kammer den Antrag geftellt: zu Salarirung 
eines Fatholifhen Pfarrerd im Landrathöbezirfe Erbach, einen 
„ jährlichen Zufhuß von 200 bis 300 Gulden aus Staatdmits ' 
teln zu bewilligen. 

Diefer Antrag ift in der Protokoll-Beilage Nr. 161 im 
erften Band abgedrudt. Ä | 
In dem hierüber erftatteten Berichte des erften Aus⸗ 


ſchuſſes | — 

Beil. Nr. 277, 2r Bd. 
wurde Seite 45 auf Bewilligung der gebetenen Unterſtützung 
von jährlich 200 fl. angetragen und diefe auch durch Kams 
merbefchluß vom 10. Dctober 1834 g 

Prot. 74, ©. 14, Fr. 72, I Bo. 

einftimmig genehmiget. 
Durch die bald darauf erfolgte Auflöfung der Ständer 
verfammlung ift, der Gegenftand. in erfter Kammer nicht zur 
Berathung und Abftimmung gefommen und der Antrag ohne 
Erfolg geblieben. | | 

Ueberzeugt von der Nothwendigkeit, daß einer namhafs 
ten Anzahl unferer Staatdangehörigen die Ausübung ihres 
Gultus eben fo gewährt werden möge, wie darauf allgemein 
billige und gerechte Rüdficht genommen wird und daß unter 
den dermaligen Berhältniffen die Katholiten im Lanbrathöbes 
zirke Erbach jener Wohlthat gänzlich beraubt ſind, wiederhole 
ich den gedachten Antrag des Abg. Mülberger dem ganzen 
Inhalte nach, insbeſondere auch dahin: > > 9.9 

baß es der verehrlihen Kammer: gefallen; wolle, bie 
fragliche Unterftügung ald dringend nothwendig, fowohl 
für die Zukunft, ald auch noch für die zweite Hälfte der 
dermalen laufenden Finanzperiode,: nach bem Beſchluſſe 
ber. vorigen Kammer gut zu heißen. - F 17 
k —W 4 


— — 
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Beilage Nr: 171. zum: 27. Protokoll. 


Bericht. des dritten Ausfchuffes der zweiten ‚Kammer 
der Stände, betr. Vorftellung ‚der Stadt «Dieburg 
wegen der ‚Befoldung des Lehrers an. der ‚vierten 
Schule dafelbft; erftattet durd den Abgeordneten 
Dr. Köhler. — 





® Meine Hetren! | N 

"Der Gegenftand, worüber ih Namens Ihres dritten 
Ausſchuſſes zu berichten die Ehre habe, wurde bexeits auf 
dem Landtage von 1833 bei der zweiten Kammer der Lands 
fände angebracht , blieb jedoch bis hierher unerledigt. - 

Sch muß mir erlauben, vorerft die Vorftellung der Ger 
meinde. Dieburg, wie fie — unterzeichnet vom Bürgermeifter 
und Gemeinderath dafelbft — damald der zweiten Sammer 
überreicht worden war , wörtlid zu verlefen. | 

- (leg. die Vorftellung.) . — 

Dem damaligen dritten Ausſchuß zur Berichterſtattung 
übergeben, kam jedoch dieſes Geſuch in der. Sitzung von 1833 
nicht mehr zum Vortrag. | 

Es wurde auf dem Landtage von 1834 mittelſt einer 
Eingabe ded Bürgermeifterd zu Dieburg, worin ſich auf Die 
eben verleſene Vorftelung bezogen wird, erneuert; “alsbald 
von dem Ausſchuß, nad) vorausgegangener Communication 
mit dem betreffenden Großherzoglichen Regierungs-Commiſſär, 
in Berathung "genommen; fofort zur Discuffion und Be 
ſchlußnahme der Kammer gebracht, und die Frage: 

Will die. Kammer die. Staatöregierung erfuchen, dem 

Berlangen ded Gemeinderath von Dieburg. durch anders 
weitige Anftellung des dermaligen Lehrers an ber vierten 
Schule und Anftelung eines anderen Lehrers mit der 
von .befagtem Gemeinberath, verwilligten Befoldung von 

300 fl. an Geld,. ein Steden Holz und 50 Stüd Wel⸗ 

len baldigſt zu entſprechen? 
mit 23 gegen 9. Stimmen bejaht. 

Die in Ihren Händen befindlichen gedruckten landſtändiſchen 
Verhandlungen von 1834 worauf ich bitte, mich hier, beziehen 
zu dürfen, insbefondere Band UI. der. Beilagen ‚: Beilage 271 
und Band IH. ber Protofelle, Protofol 57 und 58, werben 
Sie von den Gründen und Erwägungen in Kenntniß feßen, 


s 


Beilage Nr. 171. zum 27, Protokoll. 2 


Obgleich die erforderlihe Communication an die hohe 
erfte Kammer peit PALaHEN kapeben 'war, fo: blieb doch we⸗ 
den ber inmittelft erfolgten Auflöfung des Landtags die Sache 
abermald ohne definitive Entfcheidung, - —— 

Der Bürgermeiſter zu Diebung bringt ſie nun von Neuem, 
mit Bezug auf feine früheren Petitionen, in Anregung, und 
ftellt an. die jegt verfammelte zweite Kammer der Landſtände 
dad Erfuchen: 

Hohe Kammer wolle geruhen, diefe Angelegenheit, und 

zwar in der bereits vorgetragenen Intention, auf gegens 

wärtigem Landtage zu erledigen. | 

She berichtender Ausfhuß, meine Herren, ift mit dem 
betreffenden Großherzoglichen Regierungd:Commiffär, Herrn 
Regierungsrath von Bechtold, in Benehmen getreten. Es 
bezog fich derfelbe in der hierauf ertheilten Antwort im All 
gemeinen auf dad von dem früheren Heren Regierungs-Com⸗ 
miffar an den dritten Ausſchuß de3 vorigen Landtags erlaf- 
fene Schreiben und auf die von ihm-felbft damals in der 
Discuffion gegebenen weiteren Erläuterungen, mit dem Ans 
fügen jedoch : Ä : 
| „daß die. Staatöregierung beabfichtige, bet der nächſten 

Vacanz der vierten Schullehrerftelle zu Dieburg den mit 

diefer Stelle verbundenen Gehalt anderweit und zwar 

nach den Wünfhen des Stadtvorftandes zu 

Dieburg zu reguliren.‘ 

Meitere Verhandlungen ded Ausſchuß⸗Referenten mit dem 
genannten Herrn N hatten zur Folge, 
daß we Erklärung der Großherzoglichen Staatöregierung 
noch die ausdrüdlihe Bemerkung hinzugefügt wurde: 

„daß man eine Gelegenheit würde herbeizuführen fuchen, 

‚den mehrgebachten Schullehrer zu Dieburg von feiner 

gegenwärtigen auf eine andere Stelle zu verfegen. 

Ber bdiefen, dem vorliegenden Petitum entfprechenden Er: 
klärungen, die eine baldige Abhülfe. nach dem Wunfche des 
Stadtvorftandes zu Dieburg nicht bezweifeln laffen, fieht ſich 
ber Ausſchuß der Nothwendigkeit. überhoben „ auf die Motive 
des Gefuches näher einzugehen; er trägt demnach fan: 

en der Petition hiermit als erledige zu bes 

en. 
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Beilage Nr. 172. zum 7. Protokoll. - 


Bericht des dritten Ausfchuffes der zweiten Rammer 
der Stände, betreffend dad Geſuch des Bürgermeis 
fterd und. Gemeinderaths zn Steinheim wegen Vers 
legung des Landgerichtöfißed von Steinheim nad) 
Seligenftadt; erftattet durch den Abgeoröneten Dr. 
Köpler. 





Bürgermeiſter und Gemeinderath zu Steinheim‘ haben 
bei diefer verehrlichen Kammer eine Vorftellung übergeben, 
welche die Bitte enthält, bei Sr. Königlichen Hoheit, dem 
Sroßherzoge, dahin. Verwendung eintreten zu lallen, daß der 
Sitz des Großherzoglichen Landgerichts, das in neuefter Zeit 
von Steinheim nach Seligenftadt verlegt worden ift, am erfte- 
ven Orte verbleiben möge. | 

Ich erlaube mir, die Borftellung wörtlich zu verlefen. 

. (leg. die Borftellung.) 

Der betreffende Großherzogliche Regierungs-Commiſſär, 
Herr Geheime Staatörath Dr. Knapp, ertheilte. auf Erfuchen 
bes dritten Auöfchuffes nähere Auskunft und Erläuterung 
- Über die vorgebrachte Petition in einem in der Anlage befinds 

lichen Schreiben, das ich gleichfalls die Ehre haben werde, 
zu verlefen. , 
(leg. Schreiben des Herrn Regierungd:Commiffärs , 
fammt Anlagen.) 
Meine Herren! 

She berichtender Ausihuß hält nach diefen Mittheilun: 

gen ded Herrn Regierungs⸗Commiſſärs die Maafregel der 

roßherzoglichen Regierung, von ver es fich hier handelt, 
für vollkommen gerechtfertigt. Wenn auch nicht zu läugnen 
it, daß dem Städtchen Steinheim durch die Verlegung des 
Landgerichtsfiges nach Seligenſtadt manche Vortheile entges 
hen und daffelbe fich noch ausfchließlicher, wie bisher, auf den 
Betrieb der Tandwirthfchaftlichen Induſtrie und anderer ihm 
zu Gebote ſtehenden Erwerbszweigen beſchränkt ſieht; fo ift 
hierbei auch nicht zu verkennen, daß die Stadt Seligenftadt, 
welche fih im Laufe der Zeit fo manche bedeutende Quelle 
ded Erwerbs entzogen fehen mußte, noch weit gegründetere 
Urſache zur Befchwerde gehabt haben würde, wenn ihrem 


Beilage Mr. 17%, zum 27. Protokbll. 2 


wiederholten Gefuche um Verlegung bes Landgerichtäfikes in 
ihre Mitte, unter Den bermaligen Verhältniffen, nicht wäre 
Statt gegeben worden. Hierzu tommt aber insbefondere noch, 
baß diefe Verlegung des Landgerichtöfiges, welche bereits ver 
fündigt, vorbereitet und dermalen in Ausführung begriffen 
iſt, augenfällig dem Intereſſe der Mehrzahl der Bewohner 
bed Bezirks und den Intereſſen des Dienftes als angemeffen 
erfcheint, was in den Mittheilungen des Herrn Regierungs« 
Commiſſärs fo ausführlich dargethan ———6 wird, 
daß eine nähere Beleuchtung der Gründe füglich wird unters 
bleiben können. Der Ausfhuß tägt demnach darauf an: 


dem vorliegenden Gefuche Feine Folge zu geben. 


’ 1 


3 Unteranlage 4. zur Beilage Ar: 472. 


ni” Sr. Hochwohlgeboren 2 ro Ui 
dem Herrn. Oberthnſſtotiaſtach SERHIET dahlen. = 
ut lebender? So premier 
„Bei der im Jahre 1821. erfolgten Auftöſung der Fon 
niſtrativ⸗ und Juſtizämter in den ———— u 
berheſſen und dee Bildung der Landraths⸗ und Landgerichte 
— —— der Anſicht ausge⸗ 
gengen, DaB e billig dey, in ber Regel die Sitze der Kaupe 
rüthe und ber, Kanbgerichte an. yerfchiedene „Orte, zu verlegen 
um dis Daraus, enfipringenben „Wortheile, nicht eingm,-& 
bed Bezirks allein zuzuweiſen und fo gefchah ed, daß für den 
Bezirk Seligenſtädt der Sitz des Landraths bafelbft, für den 
Sit ded Landgerichts aber dad Städtchen Steinheim beftimmt 
wurde. Schon im Sahr 1823 reclamirte die Stadt Seligen⸗ 
ſtadt dagegen und bat um Verlegung des Landgerichtsſitzes 
in ihre Mitte. Im Jahre 1824 wurde dieſe Bitte von den 
Städten Seligenftadt und Babenhaufen in einer gemeinfchafts 
lichen Vorftellung wiederholt; dem Gefuche wurde aber das 
malö Feine Folge gegeben. 


Als im Jahre 183% die Verwaltungsbehörden in den 
Provinzen Starkenburg und Oberheffen neu organifirt wur— 
ben und Geligenftabt dadurch aufhörte, der Sitz eines Lands 
raths zu feyn, wiederholte die Stadt ihre frühere Bitte, um 
Verlegung des Landgerichtd von Steinheim in ihre Mitte. 


Der Grund, welcher die Staatsregierung früher abger 
halten hatte, auf diefes Gefuch einzugehen, war nun wegge: 
fallen und der Kreisrath zu Offenbach wurde über das er: 
neuerfe Geſuch der Gemeinde Seligenftadt mit Bericht gehört, 


Er fprach fih, wie die Anlagen ausweiſen, für die Ge— 
währung des Geſuchs aus. 

Außer den von ihm angeführten Gründen Fam noch in 
Erwägung: 

. 1) daß die bei Seligenftadt vorhandene Poft: und Chauf 
fee:Berbindung zu Steinheim gänzlich mangelt ; 

2) daß die am meiften durch die Verlegung ded Lands 
gerichtsfißes gewinnenden Städte GSeligenftadt und Babens: 
haufen, nicht nur die bevölfertften des Bezirks, fondern auch 
die am meiften Handel und Gewerbe treibenden find, deren 
Bewohner eben dorum weit öfter veranlaßt werden, gerichts 
liche Hülfe in Anfpruch zu nehmen, als diefes bei denjenigen 
Bürgern der Fall ift, welche fich hauptfählih, oder aus⸗ 
fehließend,, mit dem Aderbau befchäftigen; 


—8 set m, 1 RN PURTEERE) 2 


* beſſere und zahlt 
un a Beeren 


'in nen Kita — ‚noch | — werden * 
und daß ar my 
Ber it: Seligenftadt fowohl'diefe, als bie ſonſt noch 
durch die Verlegung des Landgerichtöfiged entflehenden Koften 
aus eigenen Mitteln zu beftreiten freiwillig übernommen hat, 
wie bie weitere Anlage bezeugt. 
: — ichtigung dieſer Gründe und Verhältniſſe hat 
80 erung im Intereſſe der —— der Bewohne 
—38 die Verlegung des Landgerichtsfitzes bon Stein, 
kom 6 — die "dazu erforderlichen Einrichtungen een 
le 5 bereits —— verkündigt, daß die Funktion: 
— Hg am I. Zuli dieſes abs in Seligenſtadt b 
urn 


i 
ich die mir mitgetheilte an die Stände des Groß— 
herzo * gerichtete Petition des Bürgersmeiſters und Ges 
meinderaths zu Steinheim hier wieder remittire, füge u bie 
Bee volllommenſter Hochachtung bei. 


N, am 12, Juni 1835. 


untegeine 3 
Knapp 
3 Sr Sage 7 tun 
\ A 
a — 4 F 
X A Sr, 
PR at mn 1 } 
219 et R „id Tun, 3 er ) 
j GEHT. Mn 
. KB; ? ) 
rt 8 0) art 
a a: } 
DAN Na MMS, a 2 a a Se it Yu 
RA OBERE OPT | 
Bun Mc tn ' | x due — 
Bid En a Sun, De — —— — 
Do u ee Ti 5 006 
la ld a ae sähe syn ee td 
Sn ll Er sen ae. 
IE) une pr a EEE TER u 


mal de de dere hen —— 


5 Unteranlage: 2. zur Beilage Nr. 172. 


Yudzug aus dem Bericht des Großherzogl. Kreisraths 
zu Offenbach d. d..29, Mai 1834 zu Nr. Ku D, 8214 
Behr. das Geſuch des Gemeindevorftandes zu 
Seligenftadt, um: Verlegung des Landgerichts 
figed von Steinheim nad) Seligenſtadt. 
nd PERLE 7 et I ze 11.13 78 
or Sidaapene ‘ 





In der. bierbei zurüdfolgenden Vorſtellung wird die ges 
betene Verlegung. des Landgerichtöfiged von Steinheim: nach 
Seligenftadt ganz befonders im Intereſſe des Nahrungsftandes 
der. Ginwohnerfchaft reclamirt. Meines Erachtens; fann in» 
deffen ſolchen egoiſtiſchen Motiven, wobei man bie entgegen» 
ftehenden Sntereffen zwei einzelner gleichberechtigter. Drte,-.in - 
Kampf ſetzt, bei einer Frage von fo allgemeiner, Wichtigkeit 
burchaus feine Bedeutung zugeftanden ‚werben. :- Will „man 
jedoch auch auf diefe Verhältniffe Nüdficht nehmen, fo. fann 
im vorliegenden Kalle unbedenklich verfichert werden, daß bei 
der Verlegung die Stadt Steinheim vnge verlieren, als die 
Stadt Seligenſtadt gewinnen würde. enn es iſt wahr, 
daß die Conſumtion, welche in Folge des Landgerichtsſitzes 
herbeigezogen wird, der Stadt Steinheim durch die Nähe von 
Hanau und die dortige beſſere Gelegenheit zum Theil wieder 
entgeht, während dies bei Seligenſtadt nicht der Fall ſeyn 
würde. 

Sieht man aber allein darauf, in wie fern ein Ort an 
ſich zum Sitze des Landgerichts geeignet und welche Einrich⸗ 
tung der Mehrheit der Bezirksbewohner am vortheilhafteſten 
ift, fo kann man ſich bei einem Blid auf die Karte oder eis 
niger Zocalfenntniß nicht verhehlen, daß in der That Seli⸗ 
genftadt entfchiedenen Vorzug vor Steinheim hat. — 

Steinheim liegt in der norböftlihen Ede bes fchmalen 
von Norden nad) Süden weit audgedehnten Bezirks, an Feis 
ner Haupt» und Feiner chauffirten Straße, während Seligen: 
‚ ftadt, der Mitte nahe gelegen, leichtere Communication nach 
allen Richtungen hat. Was die erforderlichen Räume für bad 
 Gerichtölofal und Wohnung des Perfonald betrifft, fo ift auch 
dafür in dem herrfchaftlichen Abteigebäude, und wenn bied 

nicht ausreichen follte, im Rathhauſe zu Seligenftadt weit 
beffere Gelegenheit, als zu Steinheim, wo dabei die ficalis 
fhe Wohnung des Landrichterd ganz überflüffig würde, wäh: 
rend dagegen die Unterhaltung der öffentlichen Gebäude zu 
Seligenftadt unter feinen Umſtänden erfpart werben Bann. 


ns 


tr TE AT Nee ER 


Um Vortheil und Nachtheil eignet der Entfernungen 
in Zahlen De jr u habe heil = — * Yen * 

! —5 tabellariſche Vergleichung entworfen, „wobei ich be⸗ 
* e, daß. bie —3 in — anderer Noti en 
is den flatiftifchen Weberfichten der Gemeindevoranſchläge hie 
nommen iſt was für den vorliegenden: Zweck hinlänglich ges 

nau feyn dürfte, die Entfernungen aber nad) befannter Ans 

nahme eingezeichnet Find. — Die Tabelle ergibt, daß Bei der” 
Verlegung des Landgerichtöfiges nach Seligenftadt die Entfer⸗ 
nungen vom Landgerikhtöfige von 51'/, fummarifchen Weg: 
Stunden auf 4'/,, alfo um 6'/,, etwa den achten Theil, 
vermindert wiirdem;, ind daß eine Verminderung für die grö— 
fere Seelenzahl in ‚bebeutenderem Verhältniſſe eintritt, als 
die Vermehrung, für die geringere Seelenzahl: ed würden das 
bei.12,172 Einwohner in.14 Gemeinden und. zwar 8 bis zu 
2 Stunden — gewinnen, uͤnd nur 7521 in 11 Ortſchaften 
— darunter nur 3 bis zu 2 Stunden — verlieren. 
Ich nehme demnach einen Anftand, mic für die V 


gung des Landgerichtöfiges nad Seligenſtadt —— 
auszufprehen. ©; 17 $ 
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nr 3. Fur Beil. Nr. 172. zum 27. Protoboll 
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Summen [20329 au A7, 


Noiotginteräntgeäl zür Blilahe dernu 8 


Ye getgenſtart um 81, Det. 1894, 

Bortrag ded Großherzogl: »Bürgermeiftergni mıÜhinn! 
Gowm an ſämmtliche Mitglie der ded Stade n10 
vorftandgdi mit Q 

Die Verlegung de8 ee: 
von Steinheim nach Geltgenftapt betr. 
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Zufolge einer unter ſſten Worftellung an Se. Königs 
liche — unſers KH a Großherzogs aller 
—— exan and Herrn, uf der Stadtvorftand um 
rubritirte Verlegung nachgeſucht, aber ſich über 
die Ueberzugskoͤſten Einrichtungen der Lokalitäten, Anlegung 
und Verbeſſerung der Gefängniſſe nicht ausgeſprochen. 


Ich fordere Sie, meine Herren Mitglieder des Stadt⸗ 
vorftandes, hiermit auf, Ihre Erklärung zu geben, da allers 
dings die Verlegung ded Landgerichtöfiges für unfere Bewoh⸗ 
ner in mehrfacher Beziehung von dem größten Werthe ir, 
ob und welche Koften Sie übernehmen wollen. 


Hierauf erklären nun die fraglichen Mitglieder, daß man 
a) die Ueberzugsfoften aller Akten und ‚Regiftratur, 


b) die Einrichtung des Amtslokals je nachdem dad Erfors 
derniß entweder im Rathhaus dahier, oder in einem fidcalis 
fhen Gebäude, fo auch 


c) die Verbeſſerungen und Einrichtungen der Wohnung 
bed Großherzoglihen Herın Landrichterd und zwar, wenn 
folhe ihm in der Wohnung des Großherzoglihen Herrn Mes 
vierförfter Stamm, welche gegen die frühere Amtöwohnung 
umgetaufht fey, dem Herrn Mevierförfter feine etwa gemachte 
Borlage für Einrichtung aus ftädtifhen Mitteln zu entfchädis 
gen, auch gleichgemäß die Wohnungen der Apothefer Binfad 
und Rentamtmann Bange Wittwe, wenn biefe angefprochen 
werden follten, und auch 


d) nebft den vorhandenen 7 Gefängniffen, deren fo viel 
auf dem Steinheimer Thor:Zhurm herfellen laffen zu wollen, 
als dafelbft anzubringen feyen, und hierfür, fowie für ‘alle 






inhaltlich) bezeichneten oder fonftigen hierbei nöthigen Erfor« 


berniffen die Koften aus ftädtifhen Mitteln zu tragen. 


9 Unteranlage 4. zur Nr. 172. zum, 27. Protokoll, 


s,e) Endlich feye man erbötig, erforberlichen Falls aus Com⸗ 
minen Mitteln eine Wohnung für den Großherzoglichen Herrn 
Landrichter in hiefiger Stadt erfaufen zu wollen. 

Vorgeleſen, wechfelfeitig anerkannt und unterfchrieben. 
Der Bürgermeifter 
Goy. 


Dom Reuß, Gemeinderath. 
Böfinger, Gemeinderath. 

Franz Bauer, Gemeinderath. 
Joachim Bauer I. 

Peter. Kipper, Gemeinderath. 

A. Strohbmberg, Gemeinderath. 
Joh. Sofeph Reuß, Gemeinderath. 
Thomas Schäfer, Gemeinderatp. 
Sofeph Reuß, Gemeinderath. 


Beilage Nr. 173. zum 30; Protokoll, 


G eſetzesentwurf, 
die Rechnungsabſchlüſſe der Rechnungs kammer betr, 





Ludwig IL xc. 


Mir haben nad) Anhörun Unferes Staatsraths und mit 
Zuftimmung Unferer getreuen Stände verordnet, und verordnen 
hiermit wie folgt: — 

r 


Die von der Rechnungskammer formirten Kechnungss 
abfchlüffe, gegen welche innerhalb einer Frift von zwei Mo: 
'naten der Recurd an den Staatörath oder das zuftändige 
Gericht nicht ergriffen, und nicht innerhalb derſelben —* 
daß er ergriffen ſey, bei der Rechnungskammer — 
worden iſt, erlangen hierdurch die Ei —* rechtskräftiger 
Ertenntniſfe und dieſelbe — eit. 


Die im Art. 1 — Pi von zwei Monaten läuft 
von dem Tage an, an weldhem dem Rechnungöpflichtigen, 
oder feinem Stellvertreter, oder Nechtönachfolger ‚der De 
nungdabfchluf infinuirt worden ift. 


Beilage, Nr. 174. zum- 30, Protokoll, 


Motive zu dem. Gefegedentonrt,. die Rechnungdabs 
fchlüffe der Rechnungskammet betr. ; vorgetragen von 
Herrn Minifterialrath "Eithardt.- — 





Die Ergreifung des Recurſes gegen Entſcheidungen der 
Rechnungskammer, in Bezug auf die ihr zur Reviſion über: 
voiefenen Rechnungen, wat bisher .an Feine, Frift gebunden. 
(Nur in Bezug auf die, nach der fraͤnzöſiſchen Geſetzgebung 
von dem Rechnungshofe abzuhörenden Mechnungen war eine 
Frift von drei Monaten zur Recursergreifung beſtimmt). 

Es Fonnte daher bisher das Nechnungs: und Kaflewefen 
eines Fonds, noch Jange nach dem Abfchluffe einer Rechnung; 
un Nächtheile des Fonds oder des NRechnungspflidtigen 
Fe in Ungemwißheit bleiben, und noch im Erecutionsverfahs 
ren die Entfcheidungen der Rechnungskammer angefochten 
werden. 

Diefem Uebelftanide abzuhelfen, erfcheint es als nothwendig, 
beftimmte Friften „zur Necurdergreifung, entweder an den 
Stäatdrath, oder das zuftändige Gericht, feitzufegen. | 
Diieſes iſt WVeranlaffung und Zweck des vorftehenden 
Geſetzesentwurfs, welcher fid) auf alle und jede von der Rech— 
nungskammer revidirt werdenden Nechnungen erftredt. 

Zu den einzelnen Artikeln des Gefeßesentwurfs wird bemerft: 

ad Art. 1. Menn eine beflimmte Friſt zur Recurser—⸗ 
reifung gegen Entfcheidungen der Rechnungsfammer, welche 
He auf den Grund der Revifiiondverhandlungen in der Form 
von Rechnungsabfchlüffen ertheilt, feftgefeßt wird, fo folgt 
hieraus von felbft, daß falls nicht binnen jener Frift der Res 
curd ergriffen wird, jene Entfcheidungen nicht mehr weiter 
angefochten werden fünnen, und fie daher die Wirkungen 
rechtöfräftiger Erfenntniffe, und fomit auch diefelbe Vollzieh— 
barkeit erhalten müffen. 

Mas die Beſtimmung der Friſt zur Mecurdergreifung 
betrifft, fo erfcheint es nicht räthlich, ſolche zu kurz zu greifen, 
und es dürften wohl zwei Monate den Sntereffenten der bes 
treffenden Fonds, wie der Mechner, auf gleiche Weife ents 
fprechen. | 

ad Urt. 2. Obgleich fchon unter der collectiven Benen⸗ 
nung „Rechnungspflichtige” angebeutet ift, daß darunter nicht 


Beilage Nr. 174. zum 30. Protokoll, 2 
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ners — Deren Se en find, fo kann ed doch = 
ne aut 9eöPe Fi dpa ierien, wenn der Sieliv 
oder — iger der ee Behnungspfiihtigm ausd io 


erwähnt wirb. 

Der Ausführungdverorbnung muß es vorbehalten bleiben, 
ſowohl die Art der Infinuation, ald auch die Behörden, durch 
welche fie zu bemwerkftelligen if, und die: Foxm der von ber 
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Beilage Nr. 175 zum 30. Prototofl.. 


ochetenwut ‚ die Vervollftändigung- des Scaberb⸗ 
— SA | 


Ludwig II. xc. 


Mit Rückſicht auf den Art. 6 des Serverbfleuergefeges 
v. 16. Suni 1827 und auf den Art. 2 des Geſetzes vom 22, Nos 
vemper 1833 haben Wir, nah Anhörung Unferes Staats 
rathes und mit Zuflimmung unferer getreuen Stände, vers 
ordnet, und verordnen hiermit wie folgt: 

Einziger Artikel. 

Das nachſtehende Verzeichnig derjenigen Gewerbe, welche 
entweder in den früheren Verzeichniffen gänzlich fehlten, oder 
bei welchen eine Abänderung in der Klaffeneinreihung "erfor: 
derlich war, fol als integrivender Beftandtheil des Gewerb- 
fteuergefeged vom 16. Juni 1827 angefehen, und ftatt ber 
einfchlägigen Beflimmungen zur Anmendung gebracht 
werben. 


Urkunblich ıc. 
Darmſtadt ıc. 


Beilage Nr. 175. zum 30° Protofoll. 2 


Nachtrag zur foftematifchen Elaffififation der Gewerbe 
in dem Gefeß vom 16. Junius 1827. 


/ 


I. Elaffe 
Abtheilung B. 


Verbältnigmäßiger Zufab nach dem Miethwerthe 
des Gewerbslokals. 


Apotheker mit drei oder mehreren Gehülfen. 
Wahstuchfabritanten mit eilf oder mehreren Gehülfen, 


Il. Elaffe 


Berhältnigmäßiger Zufag nah dem Miethwerthe 
bed Gemwerbölofals 


Apotheker mit einem oder zwei Gehüfen. 
Wachstuchfabrikanten mit fechd bis zehn Gehülfen. 


111. Claffe: 


BEcDäIEnIEmANIge: Zufag ——— dem Miethwerthe 
des Gewerbslo 


Wachstuchfabrikanten mit höchftens ar Gehülfen. 
IV. Ela ffe 


a) ————— Zuſatz nach dem Miethwer— 
he des Gewerbslokals. 


Apotheker — Gehülfen. 
Unternehmer von Vergantungsanſtalten. 


b) ———— 7 nach der Anzahl der 


Silberarbeiter mit zwei oder mehreren Gehülfen. 

V. Claſſe. 
Verhältnißmäßiger Zuſatz nach der Anzahl der 
Gehülfen. 

Silberarbeiter mit höchſtens Einem Gehülfen. 
VI. Claſſe. 
Verhaͤltnißmaäßiger — nach ber Anzahl der 


ah es ‚ welde ihr Gewerbe nur hauſirend bes 
treiben, u 





Beil z. d. Verhandl.d. 2.Ram.i. Band, 31 


“ 


Beilage Nr. 176. zum 30, Protofon. 


Motive zum Geſetz über die Vervollitändigung des 
Gewerbfteuertarifd; vorgetragen von Herrn Mini: 
ſterialrath Edhardt. | 


Seit der Erfcheinung ded Gefeßed vom 22. November 
1833 haben ſich abermald einige Gewerbe gefunden, weldye 
der beftehenden Verhältnijfe wegen, eine abgeänderte Beitims 
mung im Gewerböfteuertarif erfordern. Dieſe Veränderungen 
werden durch nachftehende Gründe ihre Rechtfertigung finden. 

I. Claſſe, Abth. B. 

1) Die Apotheker ftanden feither ſämmtlich in ber 
weiten Claſſe der Gewerbfteuer, obgleich die Werdienfte der: 
Felben fehr bedeutend verfchieden find , befonderd feitdem den 
bomdopatifhen Aerzten die Erlaubnig zum Selbftdispenfiren 
ihrer Arzneien ertheilt worden if. Es ift daher vorläufig bes 
. ffimmt worden, daß die Apotheker ohne Gehülfen in die vierte 
Glaffe, die Apotheker mit einem oder zwei Gehülfen in die 
weite Claſſe, und die Apotheker mit drei oder mehreren Ges 

ei in die Abtheilung B. der erften Claſſe gefest werden 
möchten. 

2) Eben fo ftanden die Wachstuchfabrikanten feite 
ber fammtlich in der I. Claſſe, Abth. B. Bei diefer Glaffifi 
cation hatte man nur ſolche Fabrikanten im Auge, welche we— 
nigftens zehn Gehülfen befchäftigen. Indeſſen haben fi in 
neuerer Zeit auch ſolche Wachötuchfabrifanten etablirt, welche 
weniger ald zehn Gehülfen haben, und für dieſe erfchien die 
feitherige Claſſification zu hoch. Es wurde daher eine neue 
Claſſification der Wachstuchfabrikanten dahin verfügt, daß die 
Wachstuchfabrikanten mit höchſtens fünf Gehülfen in die dritte 
Claſſe, diejenigen mit ſechs bis zehn Gehülfen in die zweite 
Claſſe und endlich diejenigen mit eilf uud mehr Gehülfen in 
die erfte Claffe, Abth. B. eingereiht werden follen. 

II. und II. Glaffe. 

Die bier aufgeführte Pofitionen der Apotheker und Macht: 
tuchfabritanten haben fchon oben ihre Rechtfertigung erhalten. 
‚IV. Elaffe. 

1) Die Gefchäfte eined Vergantungsinſtituts, wel 
es in dem Gewerbfteuertarif nicht erwähnt ift, beſtehen da» 


Beilage Nr. 176. zum 30. Protofoll. 2 


rin, daß von bemfelben für eine gewiffe Provifion allerlei Ges 
genftände zur öffentlichen Berfteigerung übernommen werben. 

Da der Fall vorgefommen war, daß ein folches Inſtitut 
wirklich an einem Drte des Großherzogthumd (in Gießen) er- 
richtet worden, fo wurde dieſes Sechäft in die vierte Claſſe 
—— weil es dem Gewerbe eines Maklers mit Waaren 
analog iſt. 

2) Die Silberarbeiter ſtanden ſeither ſämmtlich in 
der vierten Claſſe der Gewerbſteuer. Es kommen indeſſen 
auch Silberarbeiter vor, welche dieſes Geſchäft nur in äußerſt 
geringer Ausdehnung betreiben, und wvelche in der Regel nur 
für andere Silberarbeiter arbeiten. Es wurden daher für bad 
Gefchäft der Silberarbeiter zwei Abflufungen in der Art eins 
geführt, daß künftig die GSilberarbeiter mit höchftend einem 
Gehülfen in die fünfte Claffe, und die Silberarbeiter mit 
r oder mehreren Gehülfen in die vierte Claſſe zu ftehen 

mmen 


8) Der Grund für die Einſchaltung der Apotheker ohne 
Gehülfen iſt bereits bei der I. Claſſe angeführt worden. 


V. Elaffe. 
Hinſichtlich der Silberarbeiter mit höchftend Einem Ges- 
hülfen wird man fi auf die Bemerkungen zur IV. Claſſe 
beziehen dürfen. — 
Cla 


laſſe. | 

In dem Gewerbfteuertarife find hinfichtlih der Häute⸗ 
händler nur zwei Abftufungen gemacht worden, indem darin 
nur zwifchen Häutehändlern im Großen und Häutehändlern 
im Kleinen unterfchieden wird. 

Es kommen jedoch auf dem Lande biöweilen ſolche Häutes 
händler vor‘, welche dieſes Gefhäft haufirend, und nur in 
einem geringen Umfange betreiben, und ed möchte daher ans 
emeffen feyn, in den Gewerbfteuertarif guch noch bie haus 
ee nden. Häutehändler aufzunehmen. Diefelben dürften in 
die VI. Gewerbſteuer⸗Claſſe zu feßen und der verhältnigmäßige 
Zuſatz nach der Anzahl der Gehülfen zu beflimmen feyn. 


31? 


Beilage Nr. 177, zum 30. Protokoll. 


Geſetzesentwurf, 
die Vollendung des Syſtems der Staatsſtraßen betr. 


Ludwig II. xc. x. 


Um den Neubau der Staatskunſtſtraßen ohne allzugroßen 
Druck der Gegenwart mehr zu beſchleunigen, haben Wir nach 
Anhörung Unteres Staatsraths, und unter Beirath und Zus 
flimmung Unferer getreuen Stände verordnet, und verordnen 
wie folgt. 


| Art. 1. 

Die der Staatöfaffe zur Laft fallenden Koften des mit 
den Ständen vereinbarten Neubaus von Staatskunſtſtraßen, 
werden durch jährliche Audfchläge auf die Steuer&apitalien 
der gefammten directen Steuern aufgebracht, die jedoch ohne 
befondere Zuftimmung Unferer getreuen Stände, das jährliche 
Marimum von einem Heller auf ben Gulden Normalitener: 
Capital, nicht überfchreiten — 


rt. 2. 

Inſofern dieſe jährlichen Ausſchläge nicht hinreichen, den 
Neubau der Staatskunſtſtraßen in der kürzeſt möglichen Zeit 
zu vollenden, ſollen zur Vervollſtändigung der hierzu jährlich 
erforderlichen Summen dur Wermittelung Unferer Staatös 
Schuldentilgungdfaffe verzinfliche Geldaufnahmen gemacht 
werden, welche durch fortgefegte Ausfchläge, welche jedoch 
ohne Zuftimmung Lnferer getreuen Stände die im vorigen 
Artikel feftgefegten Gränzen nicht überfchreiten follen, wieder 
abgetragen werden müffen. — 

| rt. 8. 


Ueber die Verwendung der gefammten Köften des Neus 
baued der Staatöfunftftraßen fol nah Wollendung jeder ein- 
zelnen Straße, fowie nach Ablauf einer jeden Finanzperiode 
Unfern getreuen Ständen Nechenfchaft abgelegt werben. 


k 


Beilage Nr. 178. zum 30. Protokoll. 


Motive zum Öefeßesentwurf, die Vollendung ded Sys 
ſtems der Staatöfunftftraßen betr. ; vorgetragen von 
Herrn Minifterialratb Eckhardt. | 





Bei jedem Straßenbau ift ſchon in technifcher Beziehun 
eine rafche Vollendung nothwendig, wenn nicht durch ftü 
weife Bearbeitung große Nachtheile entftehen follen; für den 
Staatöftraßenbau insbefondere ift eine rafche Vollendung um 
fo unerläßlicher, da die durch Staatsſtraßen beabfichtigten 
ftaatöwirthfchaftlichen Zwede nur dann erreicht werden können, 
wenn der ganze Straßenzug dem Zranfit ohne Unterbrechung, 
auf einmal geöffnet werden kann. 

Sol diefen Vorausſetzungen gemäß der Staatöftraßenbau 
mehr befchleunigt werden, als bisher gefhehen, fo find hierzu 
auch bedeutendere jährlihe Summen erforderlich, als bisher 
darauf verwendet wurden. Die Gtaatöregierung hält es jes 
doch nicht für angemeffen, in Zukunft mehr als 1 Heller vom 
Gulden Normalfteuercapital zu diefem Behuf auszufchlagen, 
wonad nur ungefähr 57,000 fl. jährlich auf den Staats⸗ 
ftraßenbau verwendet werden könnten. Da nun nach den 
Voranſchlägen die noch zur Vollendung des Syſtems erfor: 
derlichen Staatöftraßen, im Ganzen einen Kofteraufmand von 
700,000 fl. verurfachen werden, fo ift der jährliche Bedarf, 
wenn diefelben in 6 Jahren vollendet werden follen, 117,000 fl.; 
ed ift daher nothmwendig, während des Baued eine Gomples 
mentarfumme von jährlich 60,000 fl. aufzunehmen, um die 
jährlichen Ausgaben zu deden. 

Die bi zur Beendigung des Baues durch diefe fucceffi 
ven Aufnahmen entftehende Schuld von 412,000 fl. in runder 
Summe, müßte dann durdy fortgefegte Ausſchläge von 1 Hels 
ler vom Gulden Normalfteuercapital, nach Vollendung des 
Baued in ohngefähr neun Jahren wieder abgetragen werden. 

Zur Ausführung diefer Maafregel find gefeßliche Beſtim⸗ 
mungen erforderlih, da die Staatdregierung nicht ermächtigt 
ift, zum Behuf ded Ausbauens folcher Staatöftraßen, welche 
mit den Ständen vereinbart worden find, Auöfchläge bis zu 
einem gewiffen Marimum anzuordnen, wie dies bei den Pro⸗ 


2 Beilage Nr. 178 zum 30. Protokoll, 


vinzialftraßen in Folge des Geſetzes vom 12. October 1830 
bereitö geſchieht. 

Der vorftehende Gefebesentwurf hat ben Zweck, der 
Staatöregierung diefe Befugniß für die Staatöftraßen eben 
fo, wie bei den Provinzialftraßen, zu ertheilen, indem ohne 
eine folche Befugniß die Bildung eined Tilgungsfonds nicht 
wohl möglich ift, und daher jene für dad Großherzogthum fo 
bochwichtige Maafregel ohne großen Drud der Gegenwart 
nicht auögeführt werden Fönnte, 


+ 


Beilage Nr. 180. zum 31. Protofol. 


Antrag. der Abgeordneten Frefenius, Goldmann und 
Prätoriud auf Abänderung des Art. 55. der Se 
meindeprdnung. 


Auf den beiden letzten Landtagen wurden Antväge übers 
eben und berathen, welche eine Abänderung ded Art. 55 der 
— bezweckten; bei den Abſtimmungen aber 
wurden ſowohl die Anträge, als verſchiedene Amendements 
zu denſelben verworfen. 


Das Gemeinderechnungsweſen iſt ziemlich complicirt, und 
es erfordert, wie die Erfahrung lehrt, einen gewiſſen Grad 
von Grfahrung und Gemwandheit, wenn nicht bedeutender 
Schaden für die Gemeinden und "für die Rechner entftehen 
fol. Leute, welchen diefe Gewandheit eigen ift, find aber 
nicht in allen Gemeinden zu erhalten, und es mag bierin ein 
Grund liegen, daß die Reviſion der Gemeindsrechnungen 
jetzt nicht raſcher von ſtatten geht, indem ein großer Theil 
der gegenwärtigen Rechner, den Forderungen, welche jest von 
* Reviſionsbehörde gemacht werden müffen, nicht entfprechen 
ann. 


Mir find daher überzeugt, daß unter den dermaligen 
RVerhältniffen, wenn nicht technungäverftändige Leute als 
Gemeinderechner angeftellt werden, die fo wünfchenswerthe 
Drdnung im Gemeindehaushalt nimmermehr allgemein wird 
bergeftellt werden können. 


Wir run daher den in der legten Ständeverfamms 
lung in der Aſten Sisung der zweiten Kammer geftellten, 
Beilage Nr. 221 abgedrudten Antrag, daß es der ade 
Kammer gefallen möge: 

„Die Staatöregierung um Vorlegung eines Geſetzesent: 
wurfs zu erſuchen, wodurch beſtimmt würde, daß der Ge⸗ 
meindeeinnehmer auch außerhalb des Bezirks feiner Einnebs 
merei wohnen fünne, wenn der Gemeinderath feine Ein— 
willigung ertheilt habe.“ 

Der bieferwegen in der 1834. Ständeverfammlun 

ftattete Bericht ift Beilage Nr. 241 abgedrudt, die Berat ums 


2 Beilage Nr. 180. zum 31. Protofoll. 


im 4Often Protokolle enthalten, und bie Abflimmung im 
60 ſten Protofolle, Seite 73 zu finden, 

Der auf dem Landtage 1838 geftellte Antrag iſt im erften 
Band Beilagen, Nr. 69, Seite 267 und der Ausfchußbericht 
im vierten Band Beilagen, Nr. 492, Seite 369 abgebrudt. 
Berathung fand in der 124ften Sisung ftatt (Protokoll 
fechdter Band, Seite 326), und die Abftimmung erfolgte in 
F— Te Sisung (Seite 238 des fiebenten Bandes Pros 

ocolle). 


* 


Beilage Nr. 181. zum 31. Protokoll. 


Beriht des dritten Ausfchuffes der zweiten Kammer 
der Stände über die Befchwerdevorftellung. der 11 
Hubenbefiger zu Kreidach, Kreifed Heppenheim, 
den NRechtöftreit der Gemeinde Kreidach aegen die 
SHubenbefiger wegen Eigentbum am Walde, bier 
insbefondere Aufbringung und Ausſchlagung Der 
Koften ded Anwaltd der Gemeindez erftattet yon 
dem Abgeordneten Hardn. 


— — 





Bereits bei dem fünften Landtage haben die 11 Huben— 
beſitzer Leonhard Schmitt und Conſorten zu Kreidach ſich an 
die zweite Kammer der Stände mit einer Beſchwerdevorſtel⸗ 
lung, in Bezug auf die von der dafigen Gemeinde wegen bed 
Gemeindewalded erhobenen Anfprüche und zunächft hinfichtlich 
ber Aufbringung der Prozeßfoften, gewendet. Die Sahe fam 
dort nicht zum Vortrage und eine Erneuerung der Befchwerde 
beit dem fechdten Landtage hatte gleiches Schidfal. Da fie 
nun neuerlich an diefe verehrliche Kammer wiederholt wurde, 
fo bin ich vom britten Ausfchuffe beauftragt, Shnen, meine 

erren ! hierüber Bericht zu erftatten. Sch verlefe vor allem 
die Vorftellungen, welche bei der fünften Ständeverfammlung 
und nun eingereicht wurden. 
legatur. 

Nach der mit dem betreffenden Herren Regierungscommif: 
fär gepflogenen Communication, wurden dem Meferenten ded 
Ausfchuffes die Minifterialacten und jene der vormaligen Groß: 
berzoglichen Regierung dahier mitgetheilt. Vor allem ift aus 
diefen zu Begründung ber formellen Competenz der Kammer 
zu bemerken; daß bie in der erften Vorftellung der Querus 
lanten allegirte, aber nicht beiliegende Verfügung der vormali: 
” Großherzoglichen Regierung dahier vom 2. Novbr. 1830 

ei den Regierungdacten vorfindlich ift und daß ſich folche auf 
die ebenfalld vorliegende Minifterial:Refolution vom 13. Dfto- 
ber 1830 bezieht, wodurd die Gefuche der Befchwerdeführer 
ald gefegwibrig abgefhlagen wurden. Die Gompetenz der vers 
ehrlichen Kammer ıft demnach formell begründet. 

Die thatſächlichen Verhältniffe ergeben ſich folgenderge- 
fialt: In der Gemarkung der Gemeinde Kreidach befinden 
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ſich Waldungen von zweierlei Eigenſchaft. Solche, welche 
Apertinenzien von Hubengütern und demnach unbeftrittenes 
Privateigenthum der Befiger der Hubengüter find, und ſolche, 
welche unter der Benennung Heden im Flächengehalte von 
118 Morgen 3 Viertel 24 Ruthen in ihrer Eigenfchaft bes 
firitten find. — Bor Einführung der Gemeindeordnung beftand 
die Bevölkerung der Gemeinde Kreidach in 11 Hubenbefigern 
und einer Anzahl Beifaßen. Diefe hatten bereit bei den 
Churpfälzifchen Gerichten (Kreidach gehörte bis 1802 zur Chur: 
pfalz) Prozeffe geführt, um die von ihnen angefprochenen 
Nutzungsrechte an jenen Heden geltend zu machen; fie unter: 
lagen aber, wie wir aus den ber Befchwerbevorftellung beis 
gefügten und verlefenen — erſehen haben, in dem 
Rechtsſtreite bis zur höchſten Inſtanz und die Eigenthümer 
der Hubengüter blieben in dem alleinigen Beſitz und Genuß 
ber ſämmtlichen Waldungen. Auf den Grund dieſer rechts⸗ 
kräftigen Erkenntniſſe, hatte die von den gedachten Beiſaßen 
bei den Großherzogl. Heſſiſchen Gerichten demnächſt inſtituirte 
Klage, den nämlichen Erfolg. 

Die Gemeindeordnung und namentlich die Beftimmuns 
gen des Artikels 93 derfelben gaben nun der Sache eine an— 
dere Geftalt. Der Begriff von Beifaßen war damit erlofchen 
und indem nun diejenigen Ortöbürger zu Kreidach, welthe 
an dem Befiß und Genuß ded angeblichen Gemeindemwaldesg, 
bie Heden genannt, nicht betheiligt waren, ihre Anſprüche an 
diefe Betheiligung im Verwaltungswege bei der Großherzogl. 
Regierung dahier gültig zu machen, verfuchten, handelte «8 
fih nicht mehr von Anfprüchen der Beifaßen gegen die Hu— 
bengutöbefiger, fondern von Anfprüchen der Gemeinde im 
Sinne der Gemeindeordnung gegen die Mitglieder der engeren 
Gemeinde. Indem nun die obere Verwaltungsbehörde, Großs 
berzogliche Regierung der Provinz Starfenburg, im Sntereffe 
der Gemeinde einzufchreiten fich für verpflichtet hielt, wurden 
die Berhältniffe des Gegenftandes in allen Beziehungen näher 
geprüft und die zum VBorftande der Gemeinde dienenden Mos 
mente zu erheben gefucht. 

Man ließ den Begriff von Huben, als Corporation, nicht 
unberüdfichtigt und indem man den Genuß des angefproches 
nen Gemeindeeigenthums von Seiten der Hubenbefiser nur 
als Ausfluß ihrer frühern ausfchließlichen Eigenfchaft als Ge: 
meindöleute betrachtete, glaubte man jenen Genuß zum Vor: 
theil der Gemeinde im Sinne des Xitifeld 93 der Gemeinde: 
ordnung vindiciren zu müſſen. Als Beweismittel zu dieſem 
Zwecke wurden angeführt : Ä | Ä 
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U Das Kreidacher Steuer» oder Schatzungsbuch von 
1747. Der bei den Acten liegende Auszug aus demſelben 
beſagt, daß 118 Morgen 3 Vrtl. 24 Ruthen (Wald) Hecken 
gehannt, Eigenthbum der Gemeinde find. 

2) Daß eben diefe Parcellen ſchatzungsfrei waren und im 
Pfälzifchen die Steuerfreiheit ald eine ausfchließliche Gathegorie 
bed Gemeindegrundeigenthumd galt. 

‚ 3) Daß die Kreidacher Gemeindegüter und unter ihnen 
die ftreitige Waldparcelle abgefondert von den Gütern der Hus 
—— in dem Steuer » oder Schatzungsbuche eingetragen 
in 


"Da man nun die Autenticität und Beweiskraft des Kreis 
dacher Steuer» oder Schatzungsbuches ald wohl fundirt ars 
ſah, fo wurden die erhobenen Momente um fo mehr als fehr 
gewichtig betrachtet. 

Dazu fommt: 

4) Daß die Kaufbriefe bei Veräußerungen der Huben⸗ 
güter pofitiv und negativ die Eigenfchaft der fraglichen Wald» 
Fr ald Gemeindegut anerkenne. Pofitio, weil darin ver: 
hiedentlich die Begränzung einzelner Hubenbeftandtheile durch 
gemeinen Wald bezeichnet iſt; — negativ, weil in den ges 
dachten Kaufbriefen ausbrüdlich gefagt wird, daß ber frag: 
liche Gemeindewald nicht zu den einzelnen Huben gehört. 

5) Auch die BVertheilung der Huben in '/,, "a, "a 
u. f. w. ſchien entfcheidend gegen die Anfprüche der Hubens 
befiger an dem fraglichen Gemeindewalde zu gleichen Xheilen 
zu fprechen. 

‚. Um nun der Behandlung des Gegenftandes die erforbers 
liche Förmlichkeit zu gewähren und weil nach gefeßlicher Be⸗ 
flimmung (Artikel 75 der Gemeindeordnung) der Gemeinberath 
diejenige Behörde ift, welche den Bürgermeifter autorifiren 
kann, Activ» und Paffio : Prozeffe im Namen der Gemeinde 
zu führen, der Gemeinderatb zu Kreidach aber lediglidy aus 
— beſtand, ſchien es nothwendig, einen neuen 

emeinderath pro hoc actu aus denjenigen Mitgliedern ber 
Gemeinde, welche nicht Befißer von Huben find, und durch 
diefe erwählen zu laffen; — welchem vorgängig die Großherzugl. 
Provinzialregierung der Gemeinde die Ermächtigung zu Kb: 
rung de3 Prozeſſes auf Vindication des Gemeinde» Waldeigzen« 
thums ertheilte. 

Ihr Ausſchuß ift weit entfernt, fich in irgend eine Kür 
bitung diefer erhobenen Verhältniffe und Gründe einzulafjen- 

ir glaubten diefelben nur zur näheren Verftändigung des⸗ 
jenigen, worauf es eigentlich anfommt, zum voraus bemer ken⸗ 
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biebei aber Ihrer Aufmerkfamkeit eigends empfehlen zu müfs 
fen, daß die gerichtlichen Entfcheidungen dem factifchen Bes 
ſitze des fraglichen Gemeindewaldes durch die Beliger der Hus 
bengüter zur Seite ftehen. ° 
Der Schritt zur gerichtlichen Klage hat Koftenaufwand 
zum unvermeidlichen Gefolge. Weber die Art deffen Aufbrin: 
ung hat die Großherzogliche Provinzialregierung dahin ver: 
fügt: daß folche nach Art. 82 und 83 der Gemeindeordnung 
ald zu Erhaltung ded Gemeindevermögend aufgerwendet, — 
als eine Ausgabe erfter Klaffe, von dem in die Gemeindecaffe 
fließenden Ertrage ded Gemeinde-Vermögens beftritten werden 
fol und da ein folcher einfließender Ertrag von Gemeindes 
vermögen zu Kreidac durchaus nicht vorhanden ift, jene Kos 
ften auf diejenigen umgelegt werden follen, welche Gemeinde- 
eigenthum im Genuß haben und da endlich die Genußtheile 
gleicdy find, die Umlage nach Röpfen gefchehen müſſe. 


Nur allein hierin beruht die von den Hubenbefigern zu 
Kreidach erhobene und an die Ständefammer gelangte Be: 
fhwerde, Mir glauben den Mortfinn des Art. 88 der Ges 
meindeordnung, daß zur erften Klaſſe der Gemeindeausgaben, 
die Bedürfniffe für die Erhaltung des einentlichen Gemein: 
devermögend gehören follen, nicht anders verftehen zu fönnen, 
ald daß die Erhaltung den Beftand wirklihen Gemeindever: 
mögens vorausfekt. 

Berbunden muß damit der’Zuftand angenommen werden, 
daß ſolches Gemeindevermögen entweder von der Gemeinde 
oder einzelnen Mitgliedern derſelben, als Gemeindevermögen 
benußt wird. Diefe Vorausſetzung können wir aber in dem 
vorliegenden Falle nicht als eriftent finden. Das zur Sprache 
fommende Grundeigenthum befindet fih nicht im Befige der 
Gemeinde, fondern die befchwerenden Hubeneigenthümer haben 
ſolches nicht nur im faftifchen, fondern geftüßt auf die erfolg: 
ten Enticheidungen der einfchlagenden Gerichtöbehörden, aud) 
im juriftifchen Beſitze. Sie müffen bei defjen unzweifelhafter 
Eriftenz fo lange ald eigentliche Privateigenthümer angefehen 
und behandelt werden, ald ed der Gemeinde nicht gelungen 
ift, den ihr hinfichtlich diefes Eigenthbums nachgelaffenen Be: 
weis zu erbringen. Es kann alfo dad im Streite befangene 
Grundeigenthum nicht als Gemeindevermögen betrachtet wers 
den und fomit find auch die Beſitzer deffelben nicht zu denje— 
nigen zu zählen, welche Gemeinde-Eigenthbum im Genuß und 
Beſitz haben. Wenn alfo hinfichtlich des fraglihen Grunds 
eigenthbums ein Gemeindevermögen noch gar nicht befteht, fo 
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kann es fich auch von beffen Erhaltung und Verbefferung im 
Sinne des Art. 83 der Gemeindeordnung nicht handeln. 

Durch den eingeleiteten Nechtöftreit ſoll vielmehr vorerft 
ein im juriftifchen Beſitze dritter Perfonen befindliche Wer: 
mögen für die Gemeinde vindicirt und erworben werden. Die 
durch den erhobenen Anſpruch der Gemeinde erwachfenen und 
noch erwachfenden Koften können alfo in fo ferne fie der Ge: 
meinde zur Laft fallen, keineswegs auf die Befchmwerdeführer 
allein, fondern fie müffen auf fämmtliche Gemeindeglieder, 
welche alle bei der Vindication und dem Erwerb bed fraglis 
chen Gemeindeeigenthbums gleich betheiliget find, ausgefchla- 
gen und von ihnen in derfelben Weile aufgebracht werden, 
in welcher dergleichen Gemeindeausgaben bei Ermangelung 
—* beſonderen Gemeindevermögens überhaupt anfzubringen 
ind. 

Wenn wir hiernach die, gegen die fragliche von der höch— 
ſten Staatsbehörde beſtätigte Verfügung der Großherzoglichen 
Provinzialregierung erhobene Beſchwerde für begründet anſe— 
hen, ſo verbinden wir damit an die verehrliche Kammer den 
Antrag: 

Dieſelbe wolle, der Beſchwerde Folge gebend, die hohe 
Staatsregierung erſuchen, die fragliche Verfügung zu— 
rück zu nehmen und dagegen zu verordnen, daß die ges 
dachte Koften von fämmtlichen Gemeindegliedern zu Kreis 
bach in der Art aufzubringen fenen, in welcher alle der: 
gleichen Gemeindeausgaben, in Ermangelung eines bes 
fonderen Gemeindevermögend überhaupt, aufgebracht wer: 
ben müffen. 
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Beilage Nr. 182. zum 32. Protokoll, 


Antrag der Abgeordneten Krauskopf und „Ritgen, bie 
Einführung einer Tabadöproduftionäfteuer betr. 





Der oben bemerkte Antrag wurde fchon auf dem voris 
gen Landtage geftellt,, 
(Band II. Beilage 244. zum 48. Protokoll.) 

er aber, wegen erfolgter Auflöfung deffelben, nicht zur Ers 
edigung 

en fih nun die Berhättniffe, welche jenen Antrag her⸗ 
vorriefen, im wefentlichen nicht ‚geändert haben, fo wollen 
ihn die ————— hiermit wiederholen. 


Beilage Nr. 183. zum 32%. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Ritgen, Hardy, Köhler und 
von Rabenau (Obriftlieutenant) auf Abänderung der 
Verordnung über die Wählbarfeit der Kapitaliften 
zur zweiten Rammereder Landflände. 


Die über die Wählbarkeit der. Capitaliften zur zweiten 
Kammer der Landftände beftehende Verordnung vom 31. März 
1820 erwedt in ihrer dermaligen Faſſung mancherlei Wünfche 
zu einer nähern Präcifion und. theilmeifen Abänderung ihrer 
Beftimmungen. Die Nothwendigkeit diefer Maaßregel hat 
9 wohl auch durch die bisherige Erfahrung genügend be— 
währt. 

Wenn wir daher eine abgeänderte Redaction jener Wer: 
ordnung beantragen werden, fo glauben wir die von uns be: 
merkten erbeblichften Anftände eigend erinnern zu müffen. 

Sie find: 

1) Eine Beftimmung, ob die zur Mählbarkeit erforder: 
lichen Großherzoglichen Staatöpapiere.vor oder nach der Wahl 
deponirt werden follen, fehlt gänzlich und dürfte auf eine 
oder die andere Art nothwendig feyn. 

2) Wenn der eigenthümliche oder nußnießliche Beſitz 
einer gewiffen Wermögensquote in Großherzuglichen Staats: 
papieren, die Landftandsfähigkeit begründen fol: fo dürfte ed 
wohl auch angemeffen feyn, irgend eine Beflimmung zum 
Beweis dieſes Beſitzes feftzufegen, der wohl in feinem Falle 
durch die Depofition der gedachten Staatöpapiere ald erbracht 
angenommen werden kann. 

3) Eben fo möchte die Qualität der zu deponirenden 
Staatöpapiere nicht außer Acht zu laffen und namentlich feft: 
zuſetzen feyn: daß unverzinsliche Staatöpapiere bei diefer De: 
pofition gar nicht angenommen werden fünnen. Die Ber: 
ordnung fpricht den Zwed ganz deutlich aus: daß der ade 
liche Staat?bürger bei ermangelndem fteuerbaren Gtundeigen: 
thum, eine dem aefeglichen Steuerbetrag ohngefähr gleichfoms 
mende jährlihe Einnahme von 3000 fl. und der Staatöbür: 
ger unadelichen Standes eine folche von 1000 fl. haben müſſe. 

iefer Zwed Fann bei dem Beſitz unverzinslicher Staatöpa: 
piere keineswegs ald erreicht angefehen, und ed können alfo 
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auch diefe zur Depofition, Behufs der herzuftellenden Land» 
ftandöfähigkeit, nicht angenommen werben. 

4) Die Verordnung vom 81. März 1820 ift zu einer 
Zeit in’d Leben getreten, in welcher bie Sroßherzogl. Staats⸗ 
papiere mit 5 Mocent vetzinst wurden. Die zur Depoſition 
angenommenen Summen berfelben zu 60,000 fl. und 20,000 fl. 
ftiimmen mit dem feftgefegten jährlichen Einfommen von 3000 fl. 
und 1000 fl. genau überein. Diefe Berhältniffe gehören aber 
nun der Vergangenheit an und da die Großherzogl, Staatds 
papiere in ihrer Mehrzahl dermalen mit 4 vom Hundert vers 
—8 werden, ſo müßten unter den ee Umftänden die 

epofitiondfummen auf 75,000 fl. und 25,000 fl. feftgefekt 
werden. Angemeffen dürfte es aber feyn, die Depofitiondfums 
men nad dem wandelbaren Zinsfuße der Staatöpapiere, mit 
fteter Rüdfiht auf die aus dem Zinfenertrage zu erhebende 
und beizubehaltende Jahreseinnahme von 3000 fl. und 1000 fl. 
zu beftimmen. 

5) Die im Artifel 3 der mehrgedachten Verordnung über 
die Zurüdnahme der deponirten Staatöpapiere gegebenen Bes 
ftimmungen laffen den Sal der Auflöfung eines Landtags 
unberührt. Es dürfte angemeffen feyn, auch ihn hier we 
nehmen und von dem Gutfinden des Deponenten die Zurüd: 
nahme der deponirten Staatöpapiere, in folhem Falle abhän⸗ 
gig zu machen. 

Der Begriff ded Nießbrauchs und die Anficht beffelben 
im Sinne ded Geſetzes, möchte denn auch hier näher zu prä— 
cifiren feyn. 

Wenn die verehrliche Kammer unfere hier audgefproches 
nen Wünfche theilt, fo ftellen wir an diefelbe den Antrag: 

die hohe Staatöregierung zu erfuchen, einen Gefeßedent: 

wurf über eine veränderte Rebaction der Verordnung 
über die Wählbarfeit der Gapitaliften vom 31. März 

1820, mit Berüdfichtigung der bier indicirten Defiderien, 

zur ee Berathung und Beſchlußnahme mittheilen 

zu wollen. 


u Beil, }» d. Verhand. d. 2. Kam. L, Band, 32 
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Beilage Nr. 185. zum 33, Protokoll, 


Bortrag ded erften Ausfchuffes über den Antrag ded 
Abgeordneten Prätorius wegen Aufhebung des Mühl: 
bannd (Beilage Nr. 44. zum 9. Protofoll); erftats 
tet von dem Abgeordneten Goldmann. 


Sn einer ald Beilage Nr. 44 zu unfern Verband: 
lungen abgedrudten Motion hat der Abg. Prätoriud den Ans 
trag geftelt, daß die über den vorbemerften Gegenftand auf 
dem letzten Landtage gepflogenen, wegen erfolgter Auflöfung 
deffelben aber nicht definitiv erledigten Verhandlungen wies 
der aufgenommen und gemeinfchaftliche Befchlüffe beider Kam: 
mern darüber zu erzielen gefucht werden möchten. 

Da die Staatöregierung auf den beiden legten Landtagen 
fhon durch die Beimohnung eines Commiſſärs bei den über 
diefen Gegenftand in beiden Kammern gepflogenen Berhands 
lungen ihr Sntereffe an einer baldigen und fachgemäßen Er: 
ledigung defielben bethätigt hatte; fo fand man es von Seiten 
Ausſchuſſes angemefjen, den dermaligen erneuerten Antrag 
durch den Referenten zur Kenntniß ded betreffenden Herrn 
Regierungscommiſſärs bringen und an biefen die Anfrage ftels 
len zu laffen: ob etwa die Staatdregierung die Abficht habe, 
den Ständen auf diefem Kandtage eine den Mühlbann bes 
treffende Propofition zu machen, und beöhalb eine nähere 
Begutachtung der vorliegenden Motion vorerft noch wohl 
unterbleiben könne? und e& ift hierauf dem Referenten folgende 
fchriftlihe Antwort des Herrn Minifterialrathbd von Kuder 
zugefommen : 

„Auf das gefällige Schreiben vom 12, d.M., den Ans 
trag des Abg. Prätorius wegen Aufhebung des Mühlbanns 
betreffend, beehrt fich der Unterzeichnete zu erwiedern, daß 
die Großherzoglihe Staatöregierung ‚mit einem Gefeßes: 
entwurf über diefen Gegenftand befchäftigt ift, und ven 
Ständen in der angegebenen Beziehung demnächſt eine 
Propofition zu machen beabfichtigt, daß ed deshalb zweck⸗ 
mäßig feyn dürfte, die Berichtöerftattung über die obige, 
bier wieder angefchloffene Motion bis dahin zu unterlaffen. 

Da hiernach eine Snitiative der Staatöregierung über 
diefen Gegenftand bevorfteht, und baburch - Zweck de 
3 
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Antrags erfüllt wird, indem der Staatöregierung bie biöheris 
gen bedfallfigen ftändifchen Verhandlungen vorliegen, dieſe 
alfo auch ohne Zweifel bei der weiteren Bearbeitung benußt 
werben; fo trägt der Ausfhuß darauf an: 
„bie verehrliche Kammer wolle vor der Hand bie vor: 
liegende Motion ald erledigt betrachten und derfelben Feine . 
weitere Folge geben.” 


— — un m m nt — — —— 


E 
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Beilage Nr. 186. zum 34. Protokoll. 


Bericht ded zweiten Ausfchuffes über den Entwurf 
eined Geſetzes, die Oeffentlichfeit der Verhandlun— 
gen in Strafſachen in der Provinz Rheinheſſen be: 
treffend, erftattet von dem Abg. Heffe. (Mr. 127. 
zum 19. Protofoll.) 


Es darf als befannt vorauögefegt werden , daß der 
Grundfag unbedingter Deffentlichkeit, ſowie benfelben ohne⸗ 
bin der Art. 87 deö Code de procedure nicht anerkennt, in 
neuerer Zeit fowohl doctrinell als legislativ gewichtige Gegner 
gefunden hat. 

Man ift, wie die Motive des Geſetzesentwurfes ausfpres 
hen, zu der Ueberzeugung gelangt, daß insbefondere in Uns 
terfuchungsfachen der Nuken, welchen das’ gemeine Mefen 
aus ber Deffentlichkeit der Verhandlungen ziehen foll, Gons 
trole des Publikums, Abfcheu vor dem Verbrechen und Furcht 
vor ber Strafe — bei der Natur einzelner Berbrechen, fowie 
bei der Richtung, welche bie Unterfuhung Behufs der Ers 
forfhung der Wahrheit, zu nehmen genöthigt ift, zuweilen 
nur theilweife erreicht werden kann, und daß die Nachtheile, 
welche die Eigenthümlichfeit mancher Verhandlungen noths 
wendig nad) fich ziehen, die unterftellten Vortheile des öffent: 
lichen Verfahrens aufwiegen Fönnen. Sale der Art werden 
vorkommen, bei Unterfuchungen über Sleifchesverbrechen, die, 
wenn einer Seits Efel erregend, doch andrer Seitz ganz da⸗ 
zu geeignet find, Lüfternheit zu weden; fie Finnen vorfom- 
men bei einem Berfahren über das Verbrechen ber Kinderab: 
treibung, des Kindermordes , bei Vergiftungen, zuweilen auch 
bei Verbrechen gegen den Staat u. X. m. 


Wenn nun auch, namentlich von 
Mittermaier im neuen Archiv XI. pag. 336, 
hat behauptet werden wollen, daß in der angegebenen Bes 
ziehung eine Rüdficht auf die guten Sitten aus falſcher Ems 
pfindfamfeit und affectirter Tugend hervorgehe, und daß eine 
ſolche Rüdficht vorausfege, es feyen die Gerichtöpräfidenten 
nicht im Stande, den Verhandlungen eine Richtung zu ges 
ben, bei welchen eine Verlegung des Anftandes nicht zu ber 
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fürchten feye; fo fteht einem folchen NRaifonnement entgegen, 
daß öffentlihe, Verhandlungen ber angegebenen Art noitio 
eine Beförderung ded Laſters, fowie der Verbrechen werden 
können, und daß ed nicht in der Hand bed Präfidenten — 
der nur Wahrheit zu erforfchen die WBerbindlichkeit Hat — 
liegt, dem Angeklagten oder den Zeugen, dann den Mund 
zu fchließen, wenn fie den guten Gitten nachtheilige oder 
fonft gemeingefährliche, jedoch aber zur Sache gehörige, Erzäh: 
lungen zu machen im Begriff find. 

Da ein ſolches Einfchreiten des Gerichts, ober beffen 
Vorſtandes rechtlich unmöglich ift, fo find bereits werfchiedene 
legiölative Verſuche zur Beſeitigung des angeregten Mißftans 
ded gemacht worden, von denen indbefondere die Charte vom 
Sahr 1814 und 1830, fomwie der Niederländifche und Wür⸗ 
tembergifhe Entwurf eines Verfahrens in. Straffachen, Ber 
achtung verdienen. 

Die erftere enthält, was darüber in den Motiven bes 
Gefebedentwurfed gefagt ift, ber zweite aber läßt überhaupt 
das größere Publicum nur zu den Schlußverhandlungen, zu 
dem eigentlichen Verfahren aber nur eine gewiſſe Klafje höher 
ftehender Staatdangehörigen zu, infgferne nicht der Gerichts - 
hof, wa3 ebenmwohl in feiner Befußhiß liegt, wegen zu bes 
— öffentlichen Aergerniſſes, eine Ausnahme eintreten 
ä 


ßt. 

Der Würtembergiſche Entwurf kennt nur ein öffentliches 
Schlußverfahren, zu dem achtbaren Männern ber Zutritt vers 
ftattet ift, mit Ausnahme einzelner, fpeciell genannter Fälle. 

Wenn ed nun an und für fi ſchon ſchwierig ſeyn 
möchte, ohne Kränkung für die übrigen Staatsangehoͤrigen, 
diejenigen richtig audzufcheiden, welchen vorzugöweife die Bes 
fugniß, allen Griminalverhandlungen beizumohnen geftattet 
feyn fol, fo möchte, ohne vor der Hand über den Werth 
ober Unwerth jener legiölativen Projekte abfprechen zu wollen, 
eine folche Unterfcheidung zwifchen angefehenen und weniger 
angefehenen Staatöbürgern dann gar nicht nothwendig erfcheis 
nen, wenn ben Gerichten im Allgemeinen die Befugniß zus 
fteht, da, wo wirklich Nachtheil aus öffentlicher Verhandlung 
zu erwarten fteht, die Gerichtöthüren zu fchließen. 

Shr zweiter Audfhuß, meine Herren, ift hiernach der 
Anſicht, daß zur Befeitigung des in den Motiven, fowie im 
Eingang diefed Berichtes gerügten Mißftanded und Nach 
theiles der öffentlichen Verhandlungen in Unterfuchungdfachen 
ber, durch den Entwurf vorgezeichnete Weg der zweckmaͤßigere 
ſeye, e& ift aber auch weiter der Ausfhuß bes Dofürbaltens, 
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baß gegen den Inhalt und die Faflung ber einzelnen Artikel 
mit Auönahme des Art. 2. ein erheblicher Anftand nicht vor« 


liege, 

i Der Art. 1. fpricht fich, zur Beſeitigung eined jeden et- 
waigen Anftandes, für Aufrechthaltung des Prinzips ber 
Deffentlichkeit der Gerichtöverhandlungen in Unterfuhungds 
fahen aus. 

Art. 2. präcifirt näher die proponirten Ausnahmen und 
zählt darunter Verhandlungen, welche gefährlid erfcheinen 
a) für die öffentliche Ordnung und Sicherheit, b) für die gus 
ten Sitten und e) für den guten Ruf und die Ruhe nicht 
betheiligter Individuen oder Familien. 

Die beiden erften Ausnahmen find, nach der Anficht 
Ihres berichtenden Ausſchuſſes wohl begründet; denn wenn 
au, nach dem Prinzip der jenfeitigen Gefeggebung, der Ans 
geihuldigte darauf, daß die Verhandlungen öffentlich gepflo: 
gen werden, eim Mecht hat, fo ift doch diefes Intereſſe nur 
ein Privatintereffe und ed muß bdaffelbe im Gollifionsfalle 
dem öffentlichen Intereſſe, welches allein nur jene Ausnahmen 
des Artikels im Auge haben, weichen. 

Dagegen hält der Ausſchuß die in dem Artikel vorgefes 
bene dritte Ausnahme Ms zweifachem Grunde nicht für ges 
rechtfertigt. 

Eines Theiles deßhalb nicht, meil fie beruht auf dem 
SSntereffe von Privaten, diefed aber vor demjenigen ded An: 
gefchuldigten, welcher die Deffentlichleit in Anfpruch zu neh: 
men befugt ift, keinen Vorzug hat; andern Theile, weil 
die beanftandete Stelle des Artikels in der Anwendung zu 
weit führen und fo das öffentliche Verfahren zur Ausnahme, 
das bei gefchloffenen Thüren aber, zur Regel machen könnte. 

Einen weiteren Anftand findet der Ausfhuß in der Aufs 
nahme der einfachen Polizeigerichte in den Art. 2, denn bei 
biefen Gerichten fommen nicht wohl Unterfuchungsfachen vor, 
welche der öffentlihen Ordnung und Sicherheit, fowie den 
guten Sitten Gefahr drohen, zudem fungiren aber auch bei 
den Friedensgerichten weder Staatdprocuratoren, noch Anwälte 
und es könnte daher — wollte man bie einfachen Polizeiges 
richte nicht audfcheiden — je nady der verfchiedenen Anficht 

ber einzelnen Sriedendrichter, in Bezug auf Deffentlichkeit oder 
Nichtöffentlichkeit, ein ganz verfchiedenes Werfahren entftehen. 

Ueber die fonftige Faſſung des Artifeld bemerkt fodann 
ber Ausfhuß Folgendes: 

Der Ausdrud Griminalgerihtöhof und Zuchtpoligeigericht 
Fönnte zu Anftänden Beranlaffung geben, denn auch das 
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Gaffationdgericht hat firafrechtliche Attributionen, das Dbers 
gericht ift die Appellationsinftang in Zuchtpolizeifachen, für 
gewiffe Beamte, nach Art. 483 des code d’instruction erimi- 
— ein forum privilegiatum und dennoch Fein Zuchtpolizeis 
ericht. 

: Wenn nun gleichwohl anzunehmen ift, daß der Entwurf 
unter Griminalgerichtöhöfen und Zuchtpolizeigerichten, ſolche 
Gerichte verftehe, welche in, Strafiachen im Allgemeinen zu 
entfcheiden befugt find, fo wird es doch angemeffen feyn, dies 
feö deutlicher auszudrüden. 

Der Ausſchuß fchlägt, feinen bisherigen Ausführungen zu 
Folge, nachftehende Kaffung des Art.2. vor: 

Wenn nämlih in Criminal» oder Zuchtpolizeifachen 
vor einem, für die Provinz Nheinheflen angeordneten, 

Gericht eine Verhandlung ftattfindet, welche gefährlich 

erfcheint für die öffentliche Ordnung und Sicherheit oder 

für die guten Sitten, fo fol dad Gericht befugt feyn, 

Verhandlung bei verfchloffenen Thüren zu verordnen. 

Mas die Frage betrifft, auf welche Weiſe dad Erfenntniß 
darüber, ob öffentlich oder nicht öffentlich verhandelt werden 
folle, herbeizuführen feye; fo glaubt Ihr zweiter Ausihuß, 
meine Herren, unterftellen zu müffen, daß e8 zwar die Sn: 
tention des Entwurfed fene, die Verhandlung über diefe Frage 
nicht bei geöffneten Gerichtöthüren halten zu laflen, weil ja 
gerade durch Entwidelung der Gründe für und gegen, ber 
Zwed eines demnächitigen Erkenntniffes, daß nicht öffentlich 
zu verhandeln feye, vereitelt werden würde. 

‚Da jedoch der Entwurf hierüber möglicherweife einem 
Zweifel Raum und zu demnächfliger unrichtiger Rechtsſpre⸗ 
hung Veranlaffung geben könnte, fo möchte es rathfam feyn, 
einen Zufaßartifel zwifchen den Art. 2 und 8. einzufchalten, 
bed Inhalts: 

Die Verhandlung darüber, ob und in wie weit eine 

Sache bei verfchloffenen Thüren verhandelt werden foll, 

geſchieht nicht öffegtlich. 

Der dritte Artikel enthält Mehreres, was in Ber 
gleihung mit den Beftimmungen ber franzöfifhen Charte, 
dem Art. 8% des Code de procedure und den oben erwähn: 
ten legislativen Berfuchen, Sur verdient. 

Es ift hier, wie nach dem Art. der Charte, nur dad 
Gericht, welches über die Frage: ob eine der Ausnahmen 
des Art. 2 plabgeeiflich feye, zu entfcheiden hat, und es läßt 
ber Entwurf dad Geriht unabhängig von dem Einfluß einer 
Adminiſtrativbehörde, indem es nach dem Art. 3 gerade fo, 


PT 
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wie nach dem Inhalt der Charte, nur fich felbft, nicht aber, 
wie nad) dem Art. 87 ded code de procedure oder dem Ars 
tifel 128 des Würtembergifchen Entwurfes, der Staatöbehörbe 
oder dem Juſtizminiſter Nechenfchaft über feinen Beſchluß zu 
geben verbunden ift. 

Es hat fodann der Entwurf, nach der Anficht des bes 
richtenden Ausfchuffes, darin einen Vorzug vor der neueren 
franzöfifchen Gefeßgebung, daß er nicht nur wirklihe Mas 
giftrate und Gerichtöangehörige, fondern auch die Anwälte 
und Stage Advocaten, unter allen Umftänden, zu den Grimis 
nal= und Zuchtpolizeiverhandlungen zuläßt, indem hierdurch 
dad nad) der jenfeits rheinischen Gefeßgebung als nothwendig 
unterftellte Prinzip der Deffentlichfeit, infoweit, als ed mit 
dem öffentlichen Intereſſe vereinbar ift, aufrecht erhalten und 
namentlich nicht wie nach der 

Gazette des Tribunaux vom Jahr 1827, Nr. 678. 674; 

vom Sahr 1828, Nr. 864. 869. 973. 

von einzelnen franzöfifchen Gerichtshöfen gefchehen ift, ein 
Stand audgefchloffen werden wird, welcher neben der in der 
Zulafjung des größeren Publicums gefuchten Gontrole, vor: 
zugöweife zur Aufrechthaltung der Geſetze und Vertheidigung 
ber Angeklagten berufen ift, zudem auch, feiner wiffenfchaft: 
lichen Ausbildung wegen, wefentliched® Intereſſe dabei hat, 
allen Verhandlungen in ihrem Detail beimohnen zu dürfen. 

Daß nach) Verfündigung des, die Deffentlichkeit befchräns 
fenden Erfenntniffes, das Publicum ſich alöbald und ohne 
daß ein Recurd gegen folhe Verfügung platzgreiflich erfcheint, 
zurüdzuziehen die Verbindlichkeit hat, ift, wenn anders der 
Zweck des Geſetzes erreicht und gleichzeitig prompte Juſtiz 
abministrirt werden folle, eben fo nothwendig, al3 dem Ge: 
richt Mittel gegeben werden müffen, feinem Beſchluß unge 
fäumte Folge zu verfchaffen. 

Analog mit dem Fall der Renitenz gegen dad in dem 
Urt. 3 des Entwurfed erwähnte Urtheil fcheint dem berichten: 
den Ausfhuß allerdings der in dem Art. 504 des code d’in- 
struction eriminelle vorgefehene Exceß. 

Der allegirte Artikel fagt, überſetzt, Folgendes: 

Wenn in der Audienz oder an jedem anderen Orte, 
wo ein gerichtliche Werfahren öffentlich vorgenommen 
wird, eine oder mehrere Perfonen, welche babei zugegen 
find, öffentliche Zeichen des Beifall3 oder der Mißbilli— 
gung geben, oder auf irgend eine andere Art Unruhe er» 
weden, fo läßt der Präfivent ober der Nichter fie bins 
audweifen. MWiderfegen fie fich feinem Befehl oder kom⸗ 
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. “a 
men fte zurüc, fo befiehlt der Prafident oder der Richter fie 
in VBerhaft zu nehmen und nach dem Arreſthauſe abzus 
führen... Er erwähnt dieſes Befehls in dem hierüber ab: 
zuhaltenden Protokolle, welches dem Gefangenbüter des 
Arrefthaufes vorgezeigt wird, worauf die Ruheſtörer dort 
aufgenommen und 24 Stunden lang feftgehalten werben. 
Erft dann, wenn dad einfache Ausweifen aus dem Sigungds 
faale nicht zureicht und wenn eine pofitive Widerſetzlichkeit eins 
tritt, fol dem Präfidenten oder Richter die Befugniß, die 
Renitenten auf 24 Stunden im Arreſt feftzuhalten, geftattet 


feyn. 

Der Ausfhuß ift, abgefehen von der Analogie, der An: 
ſicht, daß eine folche Strafe nichts weniger ald zu hoch ges 
griffen erfcheine, weil diefelbe dienen fol zur Aufrechthaltung 
des richterlichen Anfehens und zur Ausführung des proponirs 
ten Gefeßes. 

Menn übrigens der zu dem Art. 2 gemachte Vorſchlag, 
daß bie einfachen Polizeiggrichte ganz auszuſcheiden feyen, 
die Billigung der verehrlichen Kammer finden follte, dann 
würden auch in dem Art. 3 die Worte: 

oder felbft von Amts wegen 
wegbleiben können, weil diefe ohne Zweifel nur mit Rüdficht 
auf jene Gerichte eingefchaltet worden find. 

Der Ausfhuß trägt daher darauf an, die Worte: 

oder felbft von Amts wegen 
in bem Art. 3 zu ftreichen. 

‚ „Der Artikel & geht von dem Gefichtöpunft aus, daß 
die Beichränfung der Deffentlichkeit nicht weiter reichen folle, 
ald nach Beſchaffenheit eines jeden einzelnen Falles durchaus 
nothwendig erfcheint, 

Es ift möglich, daß nicht eine ganze Verhandlung, fons 
dern daß nur die Abhör diefes oder jened Zeugen bes einen 
oder bed andern Angefchuldigten dem öffentlichen Intereſſe 
Nachtheil drohe. Ä 

Sn einem ſolchen Fall, würde, wollte man während ber 
ganzen Verhandlungen die Gerichtöthüren fchließen, eine theils 
weiſe annöthige Ausnahme von dem gemacht werden, was 
bie jenfeitige Gefeßgebung im Allgemeinen für nothwendig er: 
kennt; deßhalb die fachgemäße Beftimmung des Artikels, daß 
die Anordnung der verfchloffenen Thüren für einen Theil der 
—— oder für deren ganzen Verlauf ſtattfinden 

nne. 


urtheiles unter allen Umftänden öffentlich vollzogen wiffen 


Wenn fodann der Entwurf die Verfündigung bed Ends 
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voill, fo findet hierauf das fo eben Gefagte — in⸗ 
dem die öffentliche Verkündigung des Urtheils, eines Theils 
nicht wohl einen derjenigen Nachtheile herbeiführen kann, deſ— 
fen Befeitigung der Entwurf bezwedt, anderen Xheild aber 
die Vornahme diefed Aktes vor dem Publikum zu fehr als 
Audfluß des jenfeitigen NRechtöfyftemes betrachtet werden muß, 
um ohne erhebliche Weranlaffung einer Beſchränkung unter 
worfen zu werben. 

- Mad aber die Öffentliche Erklärung der Gefchwornen bes 
trifft, fo möchte derjelben Folgendes entgegen ftehen. Nach: 
dem ber Präfident die Fragen geftellt und die Gefchwornen 
inftruirt hat, läßt er den Angeklagten abführen. 

Urt. 341 ded Code d’Inst. crim. 

Die Gefchwornen treten wieder ein, und es gibt beren 
Borfteher ihre Erklärung ab. 

Art. 348 eg. 

Der Präfident läßt nunmehr den Angeklagten wieder vors 
führen, es wird in feiner Gegenwart die Erklärung der Ge: 
ſchwornen verlefen, ed können, wenn dieſe dad „Schuldig” 
audgefprochen haben, auf den Grund der Art. 362 und 363 
un —— ſtatt finden, und nun erſt erfolgt das 

rtheil. 

Wollte man nun bei dieſem Gang des Verfahrens den 
öffentlichen Ausſpruch der Geſchwornen beibehalten, ſo würde 
der Nachtheil entſtehen, daß man das Publikum für eine kurze 
Zeit hereinlaſſen und ſogleich wieder ausweiſen müßte, was 
leicht zu Störungen Veranlaſſung geben könnte; oder es fönnten, 
wollte man von Eröffnung des Ausfpruhd der Gefchwornen 
an bis zum Endurtheil, in Fällen ded Art. 2, die Publicität 
beibehalten, gelegentlich der Verhandlungen über Anwendung 
der Strafgefege, noch alle die anftößigen öffentlichen Erörtcs 
rungen eintreten, welche durch den Gefebedentwurf verhütet 
werden follen. 

Da nun aber dad Wiederbeginnen der Deffentlichkeit in 
biefer Lage ded Prozeſſes dann unnöthig feyn würde, wenn 
der Gerichtöpräfident, ſowohl bei der ordonnance de mise en 
liberte (Art. 358), ald auch bei dem condemnatorifchen Er: 
fenntniß gefeßlich verpflichtet wäre, die Erflärung der Ge: 
ſchwornen entweder gleichzeitig verlefen zu laffen, oder aber 
in den zu verfündigenden Befchluß wörtlich einzurüden, was, 
wenn Letzteres auch regelmäßig gefchehen mag, durch Art. 357 
seg. des Code d’Inst. erim. nicht ausdrücklich vorgefchrieben 
ift, fo trägt der Ausfhuß darauf an, daß die Worte deö 
Artikels 4: 
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und bei dem Aſſiſengerichtshof die Erklärung der Ger 
ſchwornen 
wegzulaſſen ſeyn möchten. 
agegen würde folgender Zuſatzartikel nothwendig werden: 
Wenn auf den Grund der Art. 2 und 4 bei dem Affi« 
fengerichtöhofe die Erklärung der Gefchwornen nicht öf: 
fentlich gefchieht, fo hat der Präfident, gleichzeitig mit 
dem ken oder verurtheilenden Erkenntniß, die 
Erklärung der Gefchwornen öffentlich verlefen zu laſſen 
oder feinem Erfenntniß wörtlich einzurüden. 

Zweifelhaft könnte die Beantwortung der Frage fcheis 
nen, ob der Entwurf nicht auch dad Resume des Präfidenten, 
unbedingt zu denjenigen Handlungen hätte zählen follen, welche 
bei nicht verfchloffenen Thüren vorgenommen werden müßten, 
indem fich dafür allerdings anführen ließe, daß dem Präfi- 
denten des Alfifenhofes fo viel Gewandtheit zuzutrauen feye, 
um in feinem Vortrag indbefondere dad Gemeingefährliche 
auszufcheiden. 

Ihr zweiter Ausfhuß, meine Herren, ift indefjen ber 
Anficht, daß ein folcher Zweifel der proponirten Beftimmung 
des Art. 4 mit Grund nicht entgegen gefeßt werden könne, 
weil der Präfident, indem er zu den Geſchwornen fpricht, in 
dad Detail der Verhandlungen, in die Einzelnheiten des Ver: 
brechend, einzugehen oftmald genöthigt feyn wird, und weil 
gerade diefe Einzelheiten ed find deren übeln Eindrud zu ver: 
' meiden vorzugdweife die Tendenz des Geſetzesentwurfes if. 

Zum Art. 5. Die Zweckmäßigkeit dieſes Artikels ift be— 
reits oben in der Begutachtung bes Art. 3 anerkannt worden. 

Zum Art. 6. Der —8 weiß demjenigen, was die 
Motive des Entwurfs ſo richtig bemerken, nichts beizufügen, 
und hegt die Ueberzeugung, daß der chriſtlich-religiöſe Sinn 
der Bewohner der Provinz Rheinheſſen in. der Beſtimmung 
dieſes Artikels dankbar die Fürforge der gefebgebenden Gewalt 
für einen Gegenftand erkennen werbe, welchem nicht zu allen 
— Pr ihm gebührende,, Aufmerkfamkeit geſchenkt 
worden ift. 

Wenn nun glei auf den Grund dißfes Artikel zu er: 
warten fteht, daß die Prälidenten der Gerichte, eine folche 
Eintheilung in Firirung der einzelnen Sachen machen werben, 
damit zur Beendigung eined Verfahrens die dem Sonn: ober 
Feiertag voraudgehende Nacht nicht leicht wird zu Sr ges 
nommen werden müflen, fo fann doch ein folcher Fall eins 
treten, und es wird daher nicht ſowohl um Nichtigkeiten abs 
zuſchneiden — denn dieſem ſtünde der Artikel entgegen — 
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ald vielmehr zur Beförderung des Gefchäfts und zur Wermei: 
dung nachtheiliger Unterbrechungen angemefjen feyn, dem Ars 
titel 6 zuzufegen: 
Jedoch ift es bei Verhandlungen vor den Affifen erichs 
ten dem Gericht geftattet, zur Beendigung einer egons 
nenen Sache die dem Sonn» oder Deiertag vorherges 
hende Nacht zu benugen. 
Geftügt auf diefe Ausführungen, meine Herren, ftellt 
Ihr zweiter Ausfhuß den Antrag: 
daß ed Ihnen gefallen möge, dem von ber Staatöregie: 
rung übergebenen Gefeßesentwurf, mit Berüdfichtigung 
der beantragten Amendement3, Shre verfaffungsmaäßige 
Zuflimmung zu ertheilen. 


Beilage Nr. 187. zum 34. Protokoll. 
Bericht ded zweiten Auöfchuffes zum Gefeßedentwurf, 
betreffend Merfonalarreft in Beziehung auf die, in 
der Stadt Offenbady eingegangenen, Handeldverbinds 
lichkeiten; erftattet von dem Abg. Heffe. 


Die Großherzogliche Staatsregierung hat von der Kams 


mer die Zuftimmung zu einem Gefeßesentwurf begehrt, wels _ 


cher zum Zwed hat, gejegliche, den Zeit: und Drtöverhältniffen 
entfprechende Beftimmungen über Perfonalarrefi, wegen zu 
Offenbach eingegangener Hanbdelsverbindlichkeiten, ind Leben 
treten zu laflen. 


Ihr zweiter Ausfchuß, meine Herren, dem bie Propofts 


tion der Staatöregierung zum Bericht zugegangen ift, hält 
ed für feine Aufgabe, fich darüber gutachtlich zu äußern: 


1. ob das projectirte Gefeg im Allgemeinen nothwendig 


oder räthlich erfcheine, und 
II. ob die einzelnen Artikel nach Inhalt und Faſſung 
ihrem ne — 


a 
ad 1. die Nothwendigkeit oder Näthlichkeit des Geſetzes 
im Allgemeinen betrifft, fo war Offenbach von jeher Fabrikort, 
und ift in neueren Zeiten, durch den Anfchluß des Großhet: 
— an das Preußiſche Zollſyſtem, ſo wie durch den ſpäteren 
eitritt der meiſten deutſchen Staaten zu dieſem Verein, nicht 
unbedeutender Handels⸗ und Meßort geworben. 
In letzterer Beziehung hatte ſchon die Einführung des, 
in der nahe gelegenen, auf den Verkehr in Offenbad fo wer 
fentlich influirenden, Stadt Frankfurt, geltenden Wechſelrech⸗ 
tes, fo wie die Abkürzung des gerichtlichen Verfahrens in 
pe durch die Verordnung vom 4. März; 1829 
für das handeltreibende Publicum in Offenbach bejondered 
Sntereffe. Inzwifchen blieb, wie fich nicht verfennen läßt, 
für den Verkehr, in gefeglicher Pi eine Rüde — näm: 
ih der Mangel genügender Beitimmungen über den Perfos 
nalarreft gegen fäumige Debitoren — eine Lüde, welche für 
den Handelöftand zu Offenbach, nad) Maafgabe des Stand« 
punctes, welchen er in neuerer Zeit eingenommen. hatte, um 


fo empfindlicher feyn mußte, ald alle andere bedeutende Han 


delöpläße, insbefondere Frankfurt, fich concernenter legiölativer 
Anordnungen, oder unwiderfprechlichen Gewohnheiten, welche 
die Stelle der erfteren erſetzen, zu erfreuen haben. 

Schon diefes allgemeine Anerfenntniß der Nothwendigkeit 
gefeglicher Normen über fraglichen Gegenftand wird, bei dem 
Mangel zureichender gemteinvechtliher Beftimmungen, bem 


* 
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vorgelegten Entwurf zur Empfehlung gereichen, es wird fich 
aber aud) diefe Nothmwendigfeit aus folgenden Iegislativen 
Betrachtungen noch deutlicher herausitellen. 

Auf einen Handels: und Meßplatz, auf welchem nas 
mentlich zu gewiſſen Zeiten in» und ausländifche Kaufleute 
ufammenfommen, deren fich viele gar nicht oder nur dem 
ame nach kennen, auf welchen die erfte Vorausſetzung des 
wechfelfeitigen Verkehrs, Zutrauen in die Solidität und Recht: 
lichkeit der Mitcontrahenten ift, auf welchem, ſoll anders der 
Handel proßperiren, die Geſchäfte fchnell abgethan werden 
müffen, und auf dem es insbefondere nicht möglich ift, vor— 
erft Bürgfchaft für die Zahlbarkeit eines auswärtigen Con: 
trahenten zu erlangen, auf einem folchen Pla muß die Ge: 
feßgebung den verkehrenden, Handelsleuten die Weberzeugung 
verfchaffen, daß ed auch dem böswilligen Schuldner fehwer 
fallen werde, fich feinen Zahlungdverbinvdlichkeiten zu entziehen 
und, für gewöhnliche Fälle gegebene Prozeßgeſetze zu benugen, 
um durch Verfchleif die Befriedigung des Gläubigerd zu vers 
eiteln. 

Zur Erreihung dieſes Zweckes ift, wie bie Erfahrung 
beweist, nichts förberlicher , al die Wiffenfchaft des handeln- 
deh Publifums, daß an einem folchen Meß- oder Handels 
plag gegen morofe Debitoren ernftlich procedirt, namentlich 
aber, nach vorgängig glaubhafter Befcheinigung, mit Arreft 
vorgefahren werde. 

So wie hierdurch einerfeit3 das Vertrauen der Gläubi- 
ger gehoben und fomit der Verkehr befördert wird, fo wirft 
anderfeitö bei übel geſtimmten Schuldnern die Furcht, mit 
Chikanen den Zwed eined Verfchleifes nicht zu erreichen, fich 
der Gefahr eines Perfonalarrefted auszufegen oder auf einem 
befuchten Handelsplatz fernerhin nicht erfcheinen zu Fönnen, 
äußerft wohlthätig und es wird fchon allein durch diefe Re— 
flerionen manchen ungegrünbeten Bahlungöverweigerungen vors 
gebeugt werden. 

Abgefehen von diefen allgemeinen Rüdfichten möchte auch 
da für Sun eines zwedmäßigen Arreftprocefies in Hans 
delöfachen in der Stabt Offenbach fprechen, daß in dem be- 
nachbarten Frankfurt, die Sicherheit der Gläubiger befonders 
refpicirende, Verordnungen beftehen und daß ed mit dazu beiz 
tragen dürfte, ben dieffeitigen Verkehr zu heben, wenn das 
SIntereffe des Handelöftandes in der angegebenen Beziehung 
—_ fo in Offenbach, wie in Frankfurt, gewahrt werben 
wir 


Den angeführten, theilweife aus dem in neuerer Zeit 
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vermehrten Verkehr und ber Nähe von Frankfurt entnommes 
nen, für den Gefeßedentwurf fprechenden, Gründen wird ent: 
gegengefegt werden können, daß, allgemeiner Sage nach, der ' 
Beitritt der freien Stadt Frankfurt zu dem preußifchen Zoll: 
verband bevorftehe, daß im Fall diefer Beitritt frattfinden 
follte, der Handel zu Offenbach feine bisherige Bedeutung 
und fomit das projectirte Gefeb feine practifche Wichtigkeit 
verlieren dürfte,. weßhalb e3 nicht räthlich fcheine, gerade in 
dem gegenwärtigen Augenblid legislative Aenderungen der 
‚ angetragenen Art ind eben treten zu laffen. 

Ihr zweiter Ausſchuß, meine Herren, verhehlt fich nicht, 
daß, fo lange die Stadt Frankfurt dem Zollverband noc) 
nicht beigetreten ift, das projectirte Gefch für die Stadt Ofs 
fenbach von größerer Wichtigkeit ift, ald es Fünftighin feyn 
wird, allein der Ausschuß glaubt demohnerachtet nicht, daß er 
fich durch diefe Betrachtungen dürfe abhalten laffen, im All 
gemeinen auf Annahme des Geſetzes anzutragen, eineötheil, 
weil er, der Ausſchuß, immerhin als ungewiß betrachten 
muß, wann der Beitrit der Stadt Frankfurt zum Zollvereine 
ftattfinden werde, anderentheil$ aber, weil, wenn gleich ein 
folher Beitritt muthmaßlich den Verluft einestheils des — 
dels der Stadt Offenbach zur Folge haben dürfte, demohner: 
achtet dort nicht aller Handel verfchwinden, vielmehr ein 
Theil des Commiſſions- und Epeditionshandeld erhalten wer: 
den, auch mit dem abnehmenden eigentlichen Handel die 
Sabrifthätigfeit fich heben und diefe alfo wie 
derum eine Bermehrung ded Handel3 mit eigenen 
Erzeugniffen zur Folge haben wird. 

Erwägt der Ausfhuß, noch neben dem bisher Gefagten, 
daß dasjenige, was, wenn auch ungenügend, in der 

Prozegordnung von 1724. Th. J. Tit. VIIL 11. 
Kabenellenboger Landrecht Th. I. Tit. VUL 
Mainzer Landrecht Zit. XXI. 
über Anlegung von XArreften verordnet ift, in dem Landgericht 
Offenbach Feine gefegliche Gültigkeit hat, und, daß es fomit 
dort an zwedmäßigen Beftimmungnen über fraglichen Gegen» 
ftand gänzlich fehlt, fo kann er fich auch hierdurch nur ver- 
anlaßt finden, den vorgelegten Gefegedentwurf im Allgemeis 
nen Ihrer verfaffungsmäßigen Zuftimmung zu empfehlen. 
Er geht fofort zur Begutachtung ber einzelnen Artikel 


über: 
Zum Urt. 1. 
Es Fönnte den Anfchein haben, als ob ed gegen bie 
Nechtögleichheit anftoße und eine Bevorzugung der Inländer 
Meil. d.Verbandt.d, 2. Kam.l Band. 33 
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enthalte, dad Gefeb nur gegen Ausländer gelten zu lafjen. 
Dem ift indeſſen bei näherer Erwägung nicht alfo. 

Zur Mealifirung der Anfprüde gegen Snländer genügt 
der gewöhnlice Schuß inländifcher Gerichte und der den 
Handelsplatz beziehende Greditor kann bei dem Landgericht 
Offenbach, als dem foro contraetus feine Anfprüce geltend 
machen. 

Das Geſetz foll nur allein gegeben werden zum Schutz 
des Gläubigerd, damit dieſer nicht genöthiget werde, fih ar 
die Gerichte ferner Yande zu wenden, e& fol gegeben werben, 
damit der Schuldner cin Sntireffe dabei habe, den Nechtds 
ftrett an dem Meßort audzutragen und die Rechte ded Gläus 
bigerd nicht dadurch zu vereiteln, daß er feine Perfon und 
feine Güter den hierländifchen Gerichten entziehe und fomit 
ein Verfahren bei dem Gericht des eingegangenen Contract 
wirfungslos mache. 

Das Geſetz wird aber nicht erlaffen, um einen Bellag- 
ten, der vielleicht gearlindete Einwendungen in der Haupts 
fache hat, durch den Arreft indirect zu nöthigen, feine Einre— 
den aufzugeben oder aber dem Gläubiger dafür, daß der Schulds 
ner nicht bezahlt, sine Satisfaction zu gewähren. 

Sind aber diefed die Nüdfichten, von denen man bei 
Beurtheilung des Gefeßedentwurfd ausgehen muß, dann Fann 
auch darüber, daß der Art. 1. mit Recht nur von ausländi- 
fhen Schuldnern fpreche, nicht wohl ein Zweifel obwalten. 

Die Gefeße und Gewohnheiten anderer Handeldorte ents 
halten daſſelbe. 

Wenn fodann der Art. 1. im Allgemeinen von Hans 
delöverbindlichkeiten fpricht und nicht näher präcifirt, was 
er unter folchen verftehe, fo könnte deßhalb dem Entwurf ans» 
fcheinend der Vorwurf der Unbeftimmtheit gemacht werden. 

Inzwiſchen läßt fi der Begriff von Handeldverbindlich: 
keiten nicht wohl fpeciell definiren, es muß über deffen Eriftenz 
im einzelnen Fall das richterlihe Ermeſſen urtheilen und es 
wird die Faſſung des Artikels zu weniger Anftänden Veran» 
laffung geben, ald wenn darin von Handeldleuten, welche in 
Offenbach Verbindlichkeiten contrahirten, die Rede wäre. 

Dad Mort: „fälligen“ fcheint dem Ausfhuß, nachdem 
‚bereit davon, daß einer Berbindlichkeit in beftimmter 
Brit nicht genügt worden, die Nede war, einen Pleonasmus 
zu enthalten. 

Darüber, wo ein Impetrat, Behufs des Perfonalarreftes, 
von dem Landgerichte Offenbach ergriffen werden könne, mußte 
eine Grenzlinie beftimmt werden. Diefe Grenze auf die Stadt 
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Offenbach beſchränken zu wollen, würde zur Umgehung des 
Geſetzes Veranlaſſung geben, eine Ausdehnung auf eine Pros 
—— oder auf das ganze Großherzogthum aber würde zu weit 
ühren. | 
Deshalb ift der Ausſchuß mit der Beftimmung des Kir 
tikels einverftanden. 

Zum Art. 2. 

Auch bier könnte feheinen, daß der Inländer durch den 
Entwurf zur Ungebühr bevorzugt werde, weil nur dem au 
ländifchen, nicht aber dem inländifchen Smpetranten der Nach— 
weis des Befiges inländifcher Immobilien oder die Stellung 
eined Bürgen angefonnen wird. 

Indeſſen ift hierbei nicht außer Acht zu laffen, daß ber 
Befis von Immobilien oder die Stellung eined Bürgen Vor— 
audfegung der Mechtöverfolgung im Allgemeinen nicht feyn 
kann, auch gemeinen Rechtens nicht ift und daß der ausläns 
difche Impetrant blos darum zum Nachweis der pos. I bes 
ftimmten Vorausſetzungen verpflichtet werden fol, damit ge 

en ihn demnächſt Schadenderfaganfprüche realifirt werden 
Önnen. 

Dhne Zweifel wird ed in der Intention bed Entwurfes 
liegen, daß ein folcher Schaden demnächft nur bei dem Land—⸗ 
gericht Offenbach als dem foro continentiae causarum ex con- 
nexitate verfolgt werden könne, der Ausfchuß hält aber zur 
Vermeidung demnächfliger Anitände für angemeffen, dieſes 
durch einen Zufagartifel auszufprechen, aljo lautent: 

Megen der, auf den Grund eines erwirkten Perfonals 

arreftes, anzuftellenden Schadenserſatz- und Injurien⸗ 

lagen ift ausfchließlich dad Landgericht Offenbach com» 
petent. 

Die Beftimmungen pos. 2 ded XArtifeld fcheinen dem 
Ausfhuß zweckmäßig. | 

Wer fein orbnungsmäß ges Handelsbuch führt oder fich 
nicht bei Zeiten mit einer, fein, Recht befcheinigenden Urkunde 
verfieht, mag es fich felbften beimeffen, wenn feinem XArrefts 
gefuche nicht deferirt wird, 

Bei Beurtheilung deffen, was eine, die Verbindlichkeit 
Mar darlegende Urkunde ſey, bat das richterliche Ermeilen 
‚ weiteren Spielraum, indeffen wird ſich, auch nach der Anficht 
Ihres berichtenden Ausfchuffes, dad, was der Artifel fagen 
will, nicht leicht fpecieller faffen laffen, ohne für, einzelne Fälle 
den Impetranten zu fehr zu beſchränken. 

Eine Zeugenabhör ift mit einer augenblidlih zu erbrin 
genden Befcheinigung nicht zu vereinigen, der Eid aber ift 
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als Befcheinigungsmittel offenbar unzuläffig, weil, abgeſehen von 
der in einzelnen Fällen wohl zweifelhaften Frage: wer ihr 
ableiften fol? die Befcheinigung mit dem Refultat der Haupte 
fache demnächſt in einen widerlichen Gontraft kommen könnte. 


Zum Art. 8. 

Der Inhalt diefes Artikel erläutert fich von ſelbſt. Der 
Ausſchuß hält indeffen, damit über die fernere Anwendbarkeit 
gemeinrechtlicher procefjualifcher Grundfäße in den dazu geeigs 
neten Fällen, Fein Zweifel entftehe, vathjam, nach dem Wort 

überdieß 
einzufchalten : 

gleich wie der Perfonalarreft. 

Zum Art. 4. 

Die Beftimmungen diefes Artifels im Allgemeinen find 
eine Folge davon, daß der Impetrant die zur Erlangung feie 
ned Rechts nothwendigen. Koften vorlegen, der Impetrat aber 
unterhalten werben muß. Daß, wenn den Anforderungen 
des Berichtes, zum Behuf der Unterhaltung des Impetraten, 
nicht entfprochen wird, Aufhebung des Arreftes erfolgt, vers 
fteht fih von felbft und daß zur Vorlegung der jedesmal 
nothwendigen Koften ein fehr kurzer präjudicieller Termin 
anberaumt werden müfje, folgt daraus, weil außer dem Im— 
petranten niemand vorhanden tft, dem man eine interimiftiiche 
Unterhaltung des Arreftaten zumuthen Fönnte. 

Empfehlenswerth würde dem Ausfchuß fcheinen, zur Vers 
meidung richterlicher Willführ, gefeglich zu beftimmen, welche 
Unterkaltungsfumme regelmäßig von dem Impetranten per 
Tag vorzulegen fen, wenn fich nicht in einzelnen Sahren Die 
Preife der Dinge fo verändern könnten, dag dann das geſetz⸗ 
liche Maaß nicht mehr paffend wäre. 

Zum Art. 5 und 6, 

Der Inhalt diefer beiden Artifel rechtfertigt ſich damit, 
dag die Mittel nicht weiter gehen follen, als der Zweck erheifcht. 
Zum Art. 7. 

Das Gefeß fol nicht dienen zur Befriedigung der Xeis 
denjchaft und des Haffes gegen den Schuldner. Deßhalb 
darf ed nicht von ber Willführ des Gläubigerd abhängen, den 
Impetraten auf unbeflimmte Zeit im Arreft zu laffen. 

War der Schuloner, wie in dem Artikel vorgefehen, zwei 
Sahre lang arretirt und er hat während diefer Zeit nicht bes 

ahlt, oder aber feine Angelegenheit mit dem Gläubiger auf - 
irgend eine Art nicht ausgeglichen, fo laßt fih mit Grund 
annehmen, daß er die Mittel zur Befriedigung des Impetrans 
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ten nicht habe und daß ſomit weiterer Arreſt ohne practiſchen 
Nutzen ſeyn werde. 
Die Dauer des Arreſtes von 2 Jahren könnte hoch ges 
griffen fcheinen. 
Der Ausfhuß hat jedoch, im Betracht, daß einem bös—⸗ 
willigen Schuloner Mittel, um einen Prozeß in der Haupt 
fache zu verfchleifen, leicht zu Gebot ftehen und daß darum 
die Arreftzeit auch nicht zu kurz beftimmt werden darf, ges 
glaubt, ein Bedenken gegen die proponirten 2 Jahre nicht 
erheben zu müſſen. 
Zur Befeitigung von Anftänden in ber Anwendung des 
Gefeßed wird es dienen, wenn nach dem Worte: . 
unterbrochen 
eingerücdt wird: 
und wegen einer unb derfelben Forderung, 
weil eö'fonft den Anfchein haben könnte, ald ob der Artikel Drits 
ten präjudicire, auch dem Smpetranten felbft wegen anderer 
Forderungen dad Necht, weiteren Arreſt zu impetriren,. nicht 


zuſtehe. 
Zum Art. 8. 
Wer einen Arreft impetriven will, mag fi vorher mit 
dem dazu Erforderlichen verfehen. 
“ Eine Verhandlung über Smmobiliarbefiß und Sicherheitds 
leiftung würde außerdem in vielen Fällen dazu dienen, ben 
Schuldner zur Umgehung des Arreſtes zu veranlaffen. 

Daß über die Koften des Unterhalts der Heigung u. f. w. 
ein Verfahren nicht ftatt finden Fönne, verfteht ſich darum 
wohl von felbft, weil richterliche Verfügungen über diefen Ges 
genftand oftmals einen Aufſchub nicht zulaffen. 

Daifelbe hat Anwendung auf die Diöpofition der Artis 


fel 7 und 8. 
Zum Art. 9. 

Die fahgemäße Anwendung bed zu erlaffenden Geſetzes 
, hängt, wie alle Proviforien, vorzugsweife von dem Gerichte 
erfter Snftanz ab. Deſſen Verfügungen müffen daher und weil 
Sudpenfiveffeet den Zwed des Verfahrens in den meiften Fällen 
vereiteln würde, fo lange aufrecht erhalten werden, bis ber 
obere Richter fich von der Unrichtigfeit dieſer Verfügungen über 
zeugt und folche rechtöfräftig audgefprochen hat. 

Zum Art. 10 und 11. 

Diefe Artikel find, in Betracht deffen, was in dem Ars 

titel 9 feftgefegt ift, ein Gebot der Gerechtigkeit. 
‚ Denn wird Rechtömitteln- gegen Erkenntniffe des Lands 

gerichtd Fein Sudpenfiveffect vergönnt, fo muß auch zu Guns 
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ſten des appellirenden oder revidirenden Theils ein möglichſt 
rag Verfahren in zweiter und britter Inſtanz flatts 
inden. | 

Die vorgefehenen Sriften fcheinen dem Ausfhuffe den 
Werhältniffen entfprechend, nur fchlägt er vor, die Frift zur 
Urtheilsfällung bei dem oberften Gerichte von 20 auf 30 Tage 
zu erhöhen, weil in britter Inſtanz bie Acten fih vermehrt 
haben, auch hier die Perfon des Recurrenten oftmald wechſelt. 
| Zum Xrt. 12, 

Da die Beftimmung und Hinterlegung der Succumbenzs 
gelder dem, durch die Art. 10 und 11 beabfichtigten, Zweck 
zumider ſeyn würde, demohnerachtet aber fein Grund vorliegt, 
fo lange Succumbenzgelder gefetlich beftehen, deren Verluſt, 
geeineten Falles, in Arreſtſachen nicht eintreten zu laffen, fo 
ſcheint, was der Art. 12 verordnet, ſachgemäß. 


— —— —— 


Nach dieſen Betrachtungen über den Geſetzesentwurf im 
Allgemeinen und in ſeinen einzelnen Theilen, glaubt Ihr 
zweiter Ausſchuß, meine Herren, daxauf antragen zu müſſen, 
daß es Ihnen gefallen möge, dieſem Entwurfe, mit Be 
achtung der geftellten Amendements, Ihre verfaffungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen. 


Beilage Nr. 188. zum 34. Protokoll. 


Weiterer Vortrag des eriten Ausſchuſſes der zmeiten 
Kammer der Landſtände über die Hauptabtheilung X. 
ded Hauptvoranfchlagd der Staatdaußgaben für vie 
Sinanzperiode 1833, 1834 «und 1835, insbeſon— 
dere über die Ausgaberubrifen C, D und E der 
Tten Unterabtheilung und über die Ausgaberubrif E 
der 10ten Unterabtheilung (Beil. Rr. 122. zum 18. 
Protofoll); erftatter von dem Abg. Hirſch. 


— —— —— 


Die erſte Kammer der Stände iſt den Beſchlüſſen der 
zweiten Kammer über die Hauptabtheilung X. des Haupt: 
voranfchlaged der Staatsausgaben für die Finanzperiode 1833, . 
-1834 und 1835, insbeſondere über die Ausgaberubrifen C, 
D und E der Ten Unterabtheilung und über die Ausgabe— 
rubrik E der 10ten Unterabtheilung volllommen beigetreten, 
und hat in ihrer 1Oten Sitzung noch weiter befchloffen: - 

1) die Staatöregierung zu erſuchen, während der nächſten 

Finanzperiode auf die Abtragung der fteilen Stellen in 

der Straßenftrede zwifchen Alsfeld, Grünberg und Hun— 

gen die möglichfte Nüdficht zu nehmen; und 
2) den MWunfch audzufprechen, daß nicht nur der Bau dir 

Brüde über die Ever bei Battenfeld, die Errichtung ei: 
ner Ufermauer bei Koftheim und der Bau eines dafelbft 
erforderlichen Gebäudes, fondern auch die übrigen in 
der Rubrik „Chauſſeeneubau“ verzeichneten Bauten un: 
verzüglich angefangen, und möglichit befchleunigt wers 
den möchten. 

Mas nun den erften Punkt betrifft, fo findet Xhr Aus: 
fhuß bei dem Befchluffe der erften Kammer durchaus Nichts 
zu erinnern, da allerdings in der erwähnten Straßenrichtung 
mehrere Stellen vorfommen, bei denen cine baldige Verbeſ— 
ferung wünſchenswerth iſt. 

Rückſichtlich des zweiten Punktes iſt zu bemerken, daß 
Ihr erſter Ausſchuß, wie ſich ſchon aus der Diskuſſion vom 
4. Juni I. J. ergiebt, bei Erftattung feines früheren Berich⸗ 
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ted über die oben erwähnten Abtheilungen des Budgets ganz 
von berfelben Anficht ausgegangen ift, wie die erfte Kammer, 
unb daß die Befchleunigung des Baus ber Brüde über die 
Eder blos deshalb befonderz hervorgehoben wurde, weil bier 
über ein befonderer Antrag vorlag. | — 


Der erſte Ausſchuß trägt daher darauf an: 
ben Befchlüffen der erften Kammer beizutreten. 


Beilage Nr. 189. zum 35. Protokoll. 


‚Bericht ded dritten Ausfchuffes der zweiten Kammer 
über dad Geſuch der Gemeinde Goddelau, Kreifes 
Dornberg, den Voranſchlag Ddiefer Gemeinde für 
1835, inöbefondere die Herftellung ‘ded Wegs von 
Goddelau nad) Hospital Hofheim betr.; erſtattet 
von dem Abgeordneten Ritgen, 


Die Gemeinde Goddelau ftellt in ihrem an die Stände 
erichteten Gefuche vor, fie werde durch dad Minifterium des 
Pre und der Zuftiz, auf Antrag ded Kreisrath zu Dorns 
berg, angehalten, wider ihren Willen einen Weg von Gobdes 
lau nad) Hospital Hofheim auf ihre Koften zu chaufliren. 
Sie wünſche aud mehreren Gründen von diefer Auflage bes 
freit zu feyn. R 

Erftlich fey der zu chauffirende Weg Fein folcher, wels 
chen die Gemeinde für den Abfab ihrer Erzeugniffe gebrauche. 
Derjenige Weg, welcher zu diefem Zmwede diene, führe zu den 
Eberftädter: und Niederramftädter Mühlen, weldye daher von 
der projectirten Chauffee in weöhalb dann auch der 
Weg von Goddelau nad dem Mühlthal wenigftens 4'/, Stuns 
den betrage, während man auf geradem Wege in 3 Stunden 
von Soddelau nach Eberftadt fommen könne. Diefer gerade 
Meg fey auch zu jeder Zeit fahrbar. Die Gemeinde Gobde: 
lau könne diefemnad die gedachte Chauffee nicht anders al& 
jeden andern Gewannweg benugen. Auch andern Gemeinden 
n der Nähe gewähre die Chauffee Feinen nur einigermaßen 
erheblichen Vortheil. | 

Zweitens, Die Koften der Anlage der Chauffee, ftehe 
in feinem Berhältniffe zu den Kräften der Gemeinde, indem 
fie 3284 fl. betragen, wovon im laufenden Jahre ?/, ausges 
ſchlagen, die beiden andern Drittel aber durch Kapitalanfs 
nahme in der Art gedeckt werden follen, daß dad aufzunche 
mende Kapital durch Umlagen in 2 Jahren wieder abgeträs 
gen werde. Diefer Anordnung zufolge würden in jeden ber 
‚ näcften 3 Sahre wenigftend 1800 fl. unter die Steuerpflids 
- tigen audgefchlagen werben müflen, während ber Ausfchlag 
bis jeßt nur 700 fl. jährlich betragen habe. € würben fo« 
Beil, 3. d. Verband, d.2. Ram. 1. Band, 34 
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nach die jährlich auszufchlagenden Steuern ‚weit mehr als 
um dad Doppelte dis Biöherigen erhöht werden. Die Ge: 
meinde, welche als joldye wenig Vermögen befite, habe 20,700 fl. 
ppotheffchulden und die Gemeindeangehörigen habe unge 
fähr den vierfachen Betrag an gerichtlich hypothecirten Schuls 
den, fo daß fich wohl kaum 10 Ortsbürger in Godbelau bes 
fänden, deren Vermögen mit feiner Hypothek belaftet ſey. 

Drittend. Die Gemeinde Godbelau, habe ihren Ab: 
geordneten erfucht, den Antrag auf Anlegung einer, von Groß; 
gerau über Goddelau nach Lampertheim und weiter nad 
Mannheim führenden Etraße zu ftellen, wodurch dann Die in 
Frage ftehende Chauffee von Goddilau nad) Hofheim mit der 
anzulegenden - Provinzialitraße zuſammenfallen und die Ge 
meinde von der Kertigung jenes Straßenftüds auf ihre Koften 
fofort befreit feyn würde. ee 

Die gedachte Gemeinde ſtellt daher die Bitte, die Kams 
mern der Stände mögen ſich bei der Staatdregierung dahin 
verwenden, . 

daß die anbefohlene Chauſſeeanlage unterbleibe. 

Zugleich jtellt die Gemeinde Goddefau noch vor, daß. ihr 
‚Gemeinderath ſich weigere, die zur Aufnahme des Kap.tals 
für den mehrerwähnten Chauffeebau erforderlichen Urkunde zu 
unterzeichnen und fügt die Bitte hinzu: 

es möge den Ständen gefallen, auch in der Beziehung 

Verwendung bei der Staatöregierung eintreten zu lafs 

fen, daß der Gemeinderatb mit Zwangsmaaßregeln, 

welche die Unterzeichnung der audzuftelenden gedachten 

Schuldurfunden bezwecken, verschont bleibe. 

Ä Der Herr Regierungscommiffär, Regierungsrath v. Beh 
told, theilte folgende Aufſchlüſſe über den Stand der Sadıe 
bei den Adminiftratiobehörden mit, x 

„Weber den hier in Rede fichenden Vicinalwegbau fans 
‚den bereitd in.den. Sahren 1827 — 1830 zwifchen dem Orts— 
»vorftande zu. Goddelau und den Behörden Verhandlungen 
ftatt, welche jedoch, obgleich der Gemeinderath felbft den Ber 
ſchluß gefaßt hatte, daß jener Weg nad) und, nad, wie es 
die Srafte der Gemeinde und der Gemeindeglieder erlaubten, 
verſteint werden follte, zu Feinem Refultate führten, weil bis 
ber der Drtövorftand die erforderlichen Koften in den Bub: 
getö der Gemeinde vorzufehen, unterlied. Bei Gelegenheit 
der Aufitellung und Berathung des Voranſchlags für das 
Jahr 1835 brachte, der Großherzoglihe Kreidrath zu Dorn» 
berg jenen MWegbau neuerdings zur Sprade.” 
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„Der: Gemeinderath zu. Goddelau, aufgefordert, hierüber 

zu berathen, ecklärte in den Berathungsprotokollen vom 20 
und 30. May 1834, daß er die Koften: der .Herftellung des 
fraglichen Weges in den Voranſchlag nicht aufnehmen könne, 
weil fein Fond dazu. vorhanden wäre, die. Erhebung von Um⸗ 
lagen dafür den Einzelnen zu drüdend; ſeyn würde, und weil 
ferner -jeher- Weg. von den Einwohnern: von Goddelau nicht 
benußt würde, leßtere ‚vielmehr, ihre, Producte auf dem kürze⸗ 
* Wege längs der Sandbach nach Eberſtadt, abzuſetzen 
p egten.“ ER F ‘ s : 
Der Großherzogliche Kreisbaumeifter zu Großgerau, mit 
welchem fich der Großherzogliche Kreisrath benahm, gab fein 
Gutachten dahin ab, daß zwar der von dem Ortsvorſtande 
‚zu Goddelau ‚erwähnte Weg längs ber Sandbach, um in die 
Modaner Mühlen zu gelangen, wohin Goddelau feine Früchte 
abfeße, naͤher fey, ald derjenige über das. Hospital Hofheim 
und Grumftadt auf die Provinzialftraße von Pfungftadt nad) 
-Gernsheim,: daß. er aber gleich wohl nicht für die Herftellung 
‚jenes Wegs, fondern nur für die des letzteren ſich auöfprechen 
‚könne, weil, um jenen Weg benutzen zu können, eö nothmen- 
dig fey, daß derfelbe auch in den Gematkungen von Eſcholl⸗ 
brücken und Pfungftadt, durch welche er ziehe, bergejtellt werde, 
„bei dem geringen Intereſſe aber, welche diefe Gemeinden. bei 
dem: erwähnten Wegbau hätten, nicht zu erwarten fey, daß 
diefer Weg in den Gemarkungen- jener Gemeinden fobald -hers 
‚geftellt würde; der Weg über Crumſtadt dagegen, welcher 
zugleich den Vortheil gewähre, daß er Goddelau nicht blos 
‚mit der öftlichen, fondern auch mit der ſüdlichen Gegend, bes 
fonderd mit Gernsheim in WVerbindung feße, fey bereits. in 
‚der Grumftädter Gemarkung chauſſirt, daher für Goddelau 
nur deſſen Herftellung. bis. an das Hospital Hofheim nöthig.“ 
„Auf den. Grund diefer Verhandlungen und des aufges 
ſtellten Ueberfchlages, wonach bie Koften der Verfteinung jenes 
MWeges 3284 fl. befragen follten, verfügte der Großherzogliche 
Kreisrat) bei Genehmigung ded Voranſchlags die Gerkellung 
dieſes Wegs und, nahm: die Koften in- das Budget auf. Nach 
dem hierauf der Voranſchlag nochmals offer gelegt und der 
„höchftbefteuerte Forenſe von der durch die Verfügung des Kreits 
.irathß noͤthig gewordenen Erhöhung, der, von dem Minifterium 
des Innern und der Juſtiz genehmigten Umlagen in Kennt ⸗ 
iß geſett worden war, ergriff der Bürgermeiſter zu Godde⸗ 
lau. argen die kreisräthliche Verfügung den Recurs an das 
Miniderium des Innern, und der, Juſtiz und. ſuchte denfelben 
«Am; Wefentlichen: Durch die, auch in der bei — verehrlichen 
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zweiten Kammer unterm 12. vorigen Monats eingereichten 
orftellung entwidelten Gründe, zu unterſtützen.“ ne 

„Der Großherzogliche Kreidrath zu Dormberg, mit Bes 
richt hierüber gehört, fegte diefen Gründen entgegen: es fey 
ungegründet, daß die Steuerpflichtigen die Koften jener ohnes 
dieß nicht in einem, fondern in mehreren Zahren durch Um— 
lage zu erhebenden Koften-nicht aufzubringen vermöchten, bes 
fonderd, da die Einzelnen: ihre’ Beiträge großen Theils abver— 
dienen könnten; eine fahrbare Verbindungsſtraße mit Pfung- 
ftadt und Eberftadt, wohin die Goddelauer ihre Früchte an 
die Müller verkaufen, vverde den MWohlftand erhöhen, indem 
biöher jedes Malter Frucht in Godbelau um 20 — 30 fr. 
wohlfeiler habe verkauft werden müffen, weil man bei einigem 
Negenwetter mit Fuhren dahin nicht gelangen könne; eine 
Gemeinde, welche 225 Morgen Weiden unbenußt liegen laſſe, 
fey nicht arm zu nennen; es fey unmwahr, daß ber Weg von 
Goddelau nach dem Hospital und nad) Grumftadt ein Ge: 
wannweg wäre, er fen ein eigentlicher Vicinalweg; höchft 
unzwedmäßig würde es ſeyn, den Weg von Goddelau nad) 
Eihollbrüden zu chauffiren, da diefer in Goddelauer Gemar⸗ 
tung noch einmal fo weit, folglih noch einmal ſo Eoftfpielig 
feyn würde, ald der Weg von Godbelau nad) dem Hoßpital; 
jener Weg finde außerdem an der Ejchollbrüder Gränze Feine 
gebahnte, chauflirte, fondern eine eben fo grundlofe Fortfegung, 
während die Verlängerung ded Wegs nach dem Hospital von 
da bis nach Srumftadt bereit chauffirt fey und von da bis 
an bie Bruchmühle es in der Kürze werde; der Umweg über 
Grumftadt und Hahn betrage höchftens '/, Stunde, aber auf 
gut chauffirten Bahnen ıc. ıc.“ | 

„Das Großherzogliche Minifterium de3 Innern: und der 
Juſtiz betrachtete durch dieſe Ausführungen die Einwenduns. 
gen des Goddelauer Drtövorftandes für genügend widerlegt und 
verwarf daher, unter Genehmigung der Freiräthlichen An— 
träge, den Recurs der Gemeinde Godbelau durch Reſcript 
vom 22. Januar diefed Jahres.” — 

„Aber auch hierbei beruhigte ſich der Ortsvorſtand zu 
Goddelau nicht, ſondern remonſtrirte abermals, die früher vors 
getragenen Gründe wieberholend und damit die Bitte verbine 
dend, eine unpartheilfche Commiffion an Ort und Stelle abs 
zufenden und ben Nuten oder Nachtheil des fraglichen Weg 
prüfen zu laffen. Um alles zu erichöpfen, entfprach das Mis 
niſterium ded Innern und ber Juftiz der Bitte und beaufs 
tragte die Großhergogliche Oberbaubdirection, durch ein Mits 

glied ihres Collegs den fraglichen Weg befichtigen: zu laffen 


\ 


$ zum 35. Protofoll. > 


und fodann über die Nothwendigkeit und Zwedmäßigkeit ber 
Chauffirung jened Weges fich gutächtlich zu äußern. &n Folge 
dieſes Auftragd. berichtete die Großherzogliche Oberbaudirection: 

„„Der mehrerwähnte Weg fey nicht) wie die Gemeinde 
Goddelau behaupte, ein bloßer Gewannmweg, er verbinde viels 
mehr bie beiden: Orte Goddelau und Crumſtadt mit einander 
und mache außerdem einen Theil der Straße aus, welche die 
dortige Gegend mit der Provinzialftraße von Eberftadt nad) 
Gernsheim in der Fürzeften Directiondlinie in Verbindung 
bringe und wovon bereit der Theil vom Hospital nach Crum⸗ 
ſtadt ganz fertig, der Theil von Grumftadt bis zur Provins 
zialftrage bei der Bruchmühle aber im laufenden Jahre volls 
endet werden folle: Die Vortheile diefer Straße habe ber 
Großherzogliche Kreidrath zu Dornberg fchon hinlänglich ans 
jegeben, aber abgefehen von dieſen befonderen Bortheilen, 

önne die Nothmwendigkeit, diefelbe zu chauffiren, nicht in ben 
eringften Zweifel gezogen werden, ba der große durch bie 

bauung der Staatds> und Provinzialftraßen beabfichtigte 
Zwed erft dann vollftändig erreicht werde, wenn fich die Das 
zwiſchen liegenden Drte durch chauffirte Wege mit einander 
ın Communication festen und an jene Straßen anfchlößen.” 

„Unterm 8. April diefes Sahres erfolgte hierauf die Mis | 
niftertalentfchließgung, daß ed bei der Verfügung vom 22. Ja⸗ 
nuar dieſes Jahres fein Bewenden behalten müſſe.“ 

Da dem Geſuche der Gemeinde Goddelau bie Abficht 
der Staatöregierung zur Seite fteht, eine Provinzialftraße von 
Großgerau nach Lampertheim anzulegen, welche möglicher 
Weiſe über Goddelau und Hofheim laufen könnte, wann 
nicht deren Richtung. über Stodftabt vorgezogen werden follte, 
fo glaubt, meine Herren, Ihr dritter Ausſchuß, darauf antras 
‚gen zu müffen, daß ed. der verehrlihen Kammer gefallen 
möge, ER 
: die Staatdregierung zu erfuchen, von dem Zwange ber 
Gemeinde Goddelau zur Anlegung einer von Goddelau 
nach Hospital Hofheim führenden Chauffee jedenfalls fo 
lange zu abftrahiren, bis ed entichieden feyn wird, ob 
eine über Goddelau laufende Provinzialftraße von Groß⸗ 
gerau nach Lampertheim werde angelegt werben, ober 
nicht, 
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Gefegesentwurf,,. 
die Verwandlung der. Theilabgabe von Weinbergen in 
der Provinz Rheinhefien in, jährliche ftändige Geld 
renten betr. 





Um Unfere Abficht, die Landwirthfchaft durch Entfernung 
ber ihr entgegen ftehenden Hinderniffe immer mehr zu heben, 
auf jede Weiſe zu befördern, haben Wir, nah Anhörung 
Unfered Staatörathes, auf den Wunfh und mit Zuftimmung 
Unferer getreuen Stände, gefeglih verordnet und verorbnen, 
wie folgt; — 

— 


——— welchen die Verbindlichkeit obliegt, von 
Weinbergen in der Provinz Rheinheſſen einen gewiſſen Theil 
der Erndte an einen hierzu Berechtigten abzugeben, können 
jederzeit die Verwandlung dieſer Naturalabgabe in eine jähr⸗ 
liche ftändige Geldrente nach den durch das gegenwärtige Ge 
ſetz beftimmten Normen verlangen. 

Art. 2. 
Bu der Verwandlung einer folchen Theilabgabe in eine 
Geldrente ift erbbeftandsherrliche Einwilligung nicht: nöthig. 
Dem Erbzinsmann und überhaupt dem. jeweiligen Nußs 
nießer einer Theilabgabe, deren Berwandlung. erfolgt, ſteht 
deßhalb der Megreß gegen den Erbzinsherrn oder überhaupt 
den directen Eigenthlümern der. Theilabgabe nicht zu. 

Auch Tann eine folhe Verwandlung von den Nachfol—⸗ 
gern der Berechtigten und Pflichtigen, welche bie Verwand⸗ 
lung vornehmen, nicht widerfprochen werden, und die ftatt 
der dermaligen Sheilabgabe künftig mit einer Geldrente be: 
laſteten Grundftüde find in Anfehnng des. Erbbeftandsheren 
und der Nachfolger im Erbbeſtands- oder Zinsgut denſelben 
Rechtöverhältniffen unterworfen, welchen die mit der Theils 
abgabe behafteten Grundſtücke unterworfen waren. 

Bloſe Zemporalbeftänder oder antichretifche Inhaber theil« 
pflichtiger Grundftüde dagegen können die Verwandlung in 
eine Rente weder verlangen, noch widerfprechen; bie beßfall 
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a Si hängt vielmehr lediglich von dem Eigen⸗ 
De | 


| Art. 8. 

? Um die Verwandlung der Theilabgabe in eine Rente 
verlangen zu fönnen, bedarf der Vormund eines Minderjäh: 
rigen oder Interdicirten keines Beſchluſſes des Familienraths 
und keiner Genehmigung (Homologation) des Kreisgerichts. 
BWVon mehreren Miterben oder anderen Miteigenthümern 
iſt die Einwilligung oder Provocation eines einzigen derſelben 
auch für die übrigen verbindlich, und bei theilabgabepflichtigen 
Grundſtücken, welche dem Rechte eines Wiederkaufs unters 
liegen, hat nicht blos der jeweilige Eigenthümer, ſondern, 
während der für den Wiederkauf beſtimmten Zeit, auch der 
zu deffen Vornahme Berechtigte, die Befugniß, auf Ver 
wandlung der Theilabgabe ” Bar Rente zu provveiren. 


Die Verwandlung der Theilabgabe kann gegen den Willen 
bes Berechtigten nicht von dem einzelnen Pflichtigen verlangt 
werden, fondern nur für alle einem und demfelben Berechs 
tigten in einer Gemarkung — Theilberechtigungen 
ſtattfinden. — Wenn aber in einer Gemarkung die Befiger 
der größeren Hälfte der einem und demfelben Berechtigten 
pflichtigen Grundftüde (nah dem Flächengehalte berechnet) 
die Verwandlung der Theilabgabe in eine Geldrente wollen; 
fo iind auch die übrigen Befiger von Grundftüden, welche 
demfelben Berechtigten in eben der Gemarkung theilpflichtig 
find, verbunden, ſich die N gefallen zu laſſen. 

rt, ©. 


Dem Berechtiaten, wenn er ſich mit den Pflichtigen 
nicht in Güte vereinigen kann, fteht die freie Wahl zu, ob 
er die an die Stelle der Naturalabgabe treten follende Gelds 
rente nach dem Durchfchnittertrage der lebten 18 Jahre, von 
dem Zeitpunfte der begehrten Verwandlung an rüdwärtd, 
oder durch Abſchätzung nad der Güte der pflichtigeu Grund⸗ 
Häge und mit NRüdficht auf die bisherige ort3übliche Bebau— 

ngsweiſe, ausgemittelt" haben. will. — Der Weg der Abs 
fhäkung bleibt der’ einzige, wenn es an zuverläfligen Mate: 
rialien zur. Berechnung des achtzehnjährigen Durchfchnittö« 
ertraged gebricht , oder menn der Berechtigte diefe Materialien 
nicht zeitig genug den Sachverftändigen zuſtellt. (Siehe un: 
ten Art. 10,) her M 
Wenn dagegen zwar. hinfichtlich ded Ertrag eine 18jäh⸗ 
rige Durchſchnittsberechnung aufgefielt werden Tann, allein 
hinſichtlich ‚der Beziehungs« und Verwaltungskoſten Feine ge: 
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nügende Materialien hierzu vorliegen, dann kann ber Berech⸗ 
tigte zwar in_ber erfteren Beziehung fich für Aufftelung ber 
18jährigen Durchfchnittöberechnung enticheiden, im letzterer 
Beziehung muß aber die Abſchätzung durch Sachverſtändige 
eintteten. — 

ri. VvV. 


Sobald die in den Art. 2, 3 und 4 angegebenen Be 
dingungen vorhanden find, unter welchen bie Verwandlung 
der Theilabgabe verlangt werden kann, haben alle diejenigen 
Pflichtigen, welche fie wollen, in fofern fie nicht vorziehen, 
mit dem Berechtigten, ohne auf die in diefem Geſetze vorge 
fehriebenen Normen zu recurriren, deßfalls gütlich in Unters 
handlung zu treten, ihre Erflärung bei dem einfchlägigen 
Kreiörathe abzugeben, und die über ihr Verlangen errichtete 
Urkunde, oder, wenn fie ſich mündlich erflären, das bei dem 
Kreidrathe darüber aufzunehmende Protokoll, fämmtlich zu 
unterfchreiben. Der Kreisrath hat alsdann dieſe unterfchries 
bene Erklärung mit der erforderlichen Atteftation: ob die Uns 
terzeichner die gefegliche Majorität (Art. 2, 3 und & diefes 
Gefeßed) der Pflichtigen bilden, an Unfern Adminiftrativ - Zus 
ftizhof einzufenden, welcher, wenn er das Dafeyn der in den 

rt. 2, 3 und 4 angegebenen Vorausfegungen anerkennt, eis 
nen Regierungscommiflär zu der definitiven Leitung des Ges 
ſchäfts beftimmen wird. — 
rt. 


T. 

Der ernannte Commiſſär theilt alsdann die Erklärung 
ber Pflihtigen dem Berechtigten mit und fordert diefen zu⸗ 
gleich auf, ſich binnen drei Monaten zu erklären, welchen 
von den beiden Wegen ber Ausmittelung der Rente, unter 
welchen ihm nach Art. 5 die Wahl zufteht, er eingefchlagen 
haben wolle? 

Diefe Aufforderung ift mit dem Präjudiz zu begleiten, 
daß, wenn die Erklärung binnen der gefeglichen Frift nicht 
erfolge, Die Ausmittelung der Rente auf dem Mege der Abe 
ſchätzung, melden man dann ald gewählt annehmen werde, 
geichehen folle. — Iſt die Erflärung der Pflihtigen einmal 
auf die in diefem Artikel beftimmte Weife an den Berechtig⸗ 
ten mitgetheilt worden, fo kann fie ohne beffen Einwilligung 
nicht mehr zurüdgenommen werden. 

rt. 8. 

Die für bie Naturalabgabe eintretende Gelbrente wirb, 
wenn ſich die Parthieen nicht in Güte vereinigen, durch brei 
befonderd dazu zu seeibigende Gachverftänbi ende ausgemit⸗ 
telt, von welchen, wenn beide Theile nicht über bie zu wähe 
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lenden Perſonen Gbereinfommen, einer von ben Pflichtigen, 
einer von den Berechtigten und der dritte von dem Commils 
fär zu beftimmen ift. — In dieſem leßteren Falle dürfen Die 
Sadverftändigen weder aus der Gemeinde, in welcher bie 
Verwandlung vorgenommen wird, noch aus andern Gemein: 
den, in welchen noch Xheilabgaben beftehen, genommen 
werben. 


Art. 9. | 

Wenn die Pflichtigen nicht gleich im ihrer erften Erklä⸗ 
rung (Art. 6) einen Sahverfländigen ernannt haben, in wel⸗ 
chem Falle der. Berechtigte den von feiner Seite zu ernennen⸗ 
den in der nah Art. 7 abzugebenden Erklärung zu beftims 
men bat, fo beraumt der Commiſſär in dem Decrete, in wel⸗ 
chem er verfügt, welcher Ausmittelungsweg nach den Beftims 
mungen des gedachten Art. 7 ftattfinden folle, zugleich beiden 
Theilen eine vierwöchige Frift zur Ernennung der von ihrer 
Seite zu beflimmenden Sadyverftändigen mit dem Präjudiz 
an, daß im Kalle ded Nichthandelnd, der zu ernennende Sachs 
verftändige von Amtöwegen werde ernannt werben. 

Die Vereidigung der ernannten Sachverftändigen ift von 
dem Friedendgerichte, in deſſen Bezirke die pflichtigen Grunds 
ftüde gelegen find, auf Erfuchen ded Commiſſärs vorzunehs 
men, weldyed den hierzu anberaumten Termin beiden interefs 
firten Theilen befannt machen muß, damit fie, wenn fie wol 
len, der Verpflichtung Ne Den ein: 

rt. 10. 


Soll die Grundrente nad) dem Durchfchnittertrage der 
legten 18 Jahre ausgemittelt werden, fo hat der Berechtigte 
innerhalb vier Wochen nach erfolgter Wereidigung der Sachs 
verftändigen dieſen die nöthigen Materialien zur Aufftellung 
ber Ertragsberechnung einzuhändigen. — Es bleibt alsdann 
den Sacdverftändigen zugleih die Beurtheilung über die Zus 
verläfftgkeit der ihnen vorgelegten Materialien und ben das 
von zu machenden Gebraudy, vorbehaltlid der gegen ihre 
deßfallſige Erkenntniffe nad) den Beftimmungen der Art. 16 
und 17 diefed Gefeßed zuläffigen Recurfe, überlaffen. 

Welcher Ausmittelungdweg aber auch ftattfindet; fo wer⸗ 
ben immer alle an dem rauhen Ertrage etwa ftatifindende 
Abgänge, fo wie die Hälfte fämmtlicher jährlicher Bezie— 
bungöfoften Rat gebracht und nur ber hiernach hö 
berausftellende jährliche reine Ertrag giebt den WBetrag bet 
Fünftig ftatt der —— — zu entrichtenden Rente. 

——— | 


Bern wegen einer Zpeilberechtigung bisher befonbere 
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Kelters und Kellergebäude nöthig..waren, fo müſſen die Un: 
terhaltungskoſten derſelben nach einem .billigen Anfchlage und 
eben fo die Zinſen für das in, beniclben fledinde Kapital, 
nach einem. Anjchlage, wie, fie zur Zeit der Verwandlung zu 
verkaufen feyn würden, ald Beziehungsfoften mit in Aufrechs 
nung und von ‚dem: rauhen Ertrage der Zheilabgabe zur 
Hälfte in Abzug Fommen. | 
Wenn dagegen dergleichen. Gebäude für die Theilberech— 
tigung aus mehreren Gemarkungen zuſammen beftimmt find, 
dann findet der. deßfallſige verbältnigmäßige Abzua au dem 
rauhen Ertrage der bitheiligten Gemarkungen nur dann ſtatt, 
wenn die Verwandlung in allen diefen Gemarkungen zugleich 
eintritt. 
Art. 12. 

Auch die Belohnungen und Befoldungen desjenigen Pers 
fonald, welches von den Berechtigten, der Zheilabgabe wegen, 
Slifee werden muß, kommen als Beziehungsfoften zur 


alfte in Abzug. 
* Art 13. 


Wenn die Durchſchnittberechnung des Theilertrags ganz 
oder zum Theil ſich in Naturaleinkommen ergiebt, ſo iſt die— 
fer Naturalertrag nach einem Durchſchnittspreiſe aus den leg- 
ten 10 Sahren ın Geld au — 

rt. 1 


Bei Ausmittelung des Theilertrags, gefchehe derfelbe nun 
mittelft einer Durchfchnitiertra Sberechnung, oder mittelft einer 
Abſchätzung, darf auf den Abzug, welchen der Grundeigenthü:- 
mer dem Berechtigten wegen der für die Berechtigung mit 

zu tragenden Steuerlaft zu machen befugt iſt, Feine Rüdficht 
genommen, fondern der Ertrag der Abgabe muß vollftändig 
und nad) dem Betrage angenommen werden, welchen die 
Berehtigung ausdrückt. — Daffelbe findet auch binfichtlich 
ber Beziehungs- und fonftigen nad) diefem Geſetze aufjzurechs 
nenden Ausgaben ftatt. — 

TE rt. 15. 


Wenn unter den Sachverſtändigen eine Verſchiedenheit 
ber Anfichten über die Abſchätzung oder über ven zu beflims 
menden Betrag der Rente ftattfindet, fo ift jedesmal die Mitte 
aus den verfchiedenen Abfchäßungen oder den beflimmten Bes 
trägen auszumitteln, und diefe als die richtige Beſtimmung 
der Abſchätzung oder des ne betrachten. 

ü rt. 16, 


Das ſtets motivirt zu aebende Gutachten der Sachver⸗ 
ſtãndigen erfordert, um al3 Entfheidung ‚zu ‚gelten, wenn 


zum ı 33: Protofolks i 6 


beide Theile ſich mit: feinem ;Refultate für zufrieden: erklären, 
nur einer Beſtätigung des Commiſſärs. Wenn Dagegen der 
seine oder der andere Theil ſich nicht damit zufrieden. erklärt, 
ſo muß der Commiffär dad. Gutachten an. Unfern Adminiſtra⸗ 
tiojuftizhof zur Verfügung -einfchiden, ; welcher aber,- wenn 
feine Kormfehler oder fein Mangel oder Unrichtigkeit in den 
factiſchen oder gefeglichen Vorausſetzungen für daffelbe vor⸗ 
handen iſt, die —— — hat. Er 
ey, - Urt. . 14 
Wenn der Berechtigte, oder auch die Pflichtigen durch 
— Gutachten der Sachverſtändigen erfolgende Ent, 
cheidung des Adminiftrativjuftizbofes beſchwert zu ſeyn glau⸗ 
ben, ſo iſt der Recurs innerhalb vier Wochen nach erfolgter 
Belanntmadung der Entfcheidung bei Unferm Staatsrathe 
anzuzeigen, deſſen, nad vorberiger Unterfuchung, erfolgte Ent 
scheidung ohne ‚weitere Rüdficht zur Vollſtreckung gebracht 


wud,. 47 . 
Art. 18. ? 
Der Staatörath kann, zum Behuf der vorzunehmenden 
Unterfuchung, eine Segenfhäßung, wenn diefe rechtlich mög» 
‚lich und zuläffig iſt, verfügen. Ein Recurs der Pflichtigen 
kann übrigens nur durch die Majprität derfelben in Gemäß 
heit des Art. 4* ergriffen werben, 
Iſt die im Art. 17 beſtimmte Friſt von vier Wochen ab» 
‚gelayfen, ohne daß die Entfheidung des Adminiftrativjuftizs 
ofed von einer ber Parthieen angegriffen worden wäre, & 
gi der gefchehene Ausſpruch in Mechtöfraft über, und wers 
den alödann Feine — — angenommen. 
hie | rt. 19: 
,. Die für bie ganze Theilberechtigung regulirte Rente hat 
diejenige Gemeinde, in deren Gemarkung die Theilweinberge 
liegen, auf Martinitag eines jeden Jahrs in ungetrenntem 
Betrage, und zwar am ben Ort, wo bisher der Berechtigte 
‚den reinen jetzt in Rente verwandelten Ertrag der Berechti⸗ 
gung frei bezogen hat, ebenfalls ftei abzuliefern, Sie haftet 
dafür als Selbſtſchuldner, erhebt fie aber von den einzelnen 
Pflihtigen, we . J | 
art 


rf, . 
‚ „Zur Beftreltung ber Koſten, welche ben Gemeinden durch 
die Untervertbeilung, Erhebung und Ablieferung der an die 
Stelle der Theilabgaben tretenden Rente zuwachſen, fol dem 
Bi Ang Betrage diefer Renten fogleich bei deffen Ausmit⸗ 
telung für die einzelnen Pflichtigen überall ein Auffag von 
veigeſchlagen, vorfchriftämäßig -mitvertheilt, 


drei vom Hundert 


q Beilage Nr.d 190; 


bei den Mlichtigen miterhoben und Beides, jedoch mit abge 
ſonderter Angabe, in den — ee zur Einnahme 
eſtellt werden, in welchen dann auch die wirkliche Abliefe⸗ 

ng der dem Berechtigten gebührenden urſprünglichen Rente 
in Ausgabe gehörig — ——— 


Der Betrag des in dem vorhergehenden Artikel verord 
neten Aufſatzes von Drei vom Hundert fließt in die Gemein— 
defaffen, welchen dagegen die Verpflichtung obliegt, den Ges 
meinderechnern, oder wer fonft von den Gemeinden: mit der 
Erhebung der Renten von den einzelnen Pflichtigen beaufs 
tragt wird, die etwaige deßfallſige befondere Belohnung zu 
leiften und die Koften der Ablieferung det: Renten zu beftreie 
ten. Der hiernach etwa fich noch ergebende Weberfchuß oder 
— an dem Aufſatze der Drei von Hundert kommt den 

emeindekaſſen zu gut oder zur Laſt, weiche auch für einen 
etwaigen Abgang an ber an den Berechtigten abzuliefernden 
Mente einzuftehen haben. _ 
: Art. 22:: :. Ä 

Der Art. 81. der Gemeindeordnung findet auch auf die in 
Be bes gegenwärtigen Gefeßed von den Gemeinden zu er 

ebenden Rentenbeiträge Anwendung. | Ä 
Art. 28, . Ä 

Die BVertheilung der Nenten auf die Einzelnen gefchieht 
nad) dem in Hinficht der Befteuerung Maffenweife abgefchäßs 
ten rauhen oder Zotalertrage der pflichtigen Grundftüde. 

Die auf folhe Weife conftituirten Renten haften als 
wirkliche Reallaften auf den Grundftüden,, von welcden bie 
Zheilabgabe zu entrichten war, und gehen auf jeden. britten 
Befiger derfelben über. 
Art. 24. 

Die allgemeinen gefehlihen Beflimmungen wegen Siches 
rung, Verfteuerung und Ablöfung von Renten finden auch 
auf die in Folge ded gegenwärtigen Geſetzes entftehenden 
Renten Anwendung; namentlich werben fie in Beziehung auf 
die Ablöfung ald Geldrenten behandelt. 

Art. 25. 

Damit die Vertheilung der ftatt der Theilabgabe eintres 
tenden Mente auf die Einzelnen alsbald: vorfchriftsmäßig er: 
folgen kann, ift jede vollzogene Verwandlung, fie mag nun 
nad) den durch diefed Geſetz vorgefchriebenen Normen, oder 
mittelft gütlicher Webereinfunft ber Parthieen zu Stande ges 
kommen feyn,. fogleich ber Oberfinanzfammer anzuzeigen, das 
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mit djefe,die Wertheilung der Rente ‚der geeigneten. erbe⸗ 
a | u‘ pioneten pn Ä 


Art. 26. 
Ale, bie Verwandlung des Theilertrags in fländ ae 
‚sente beireffenbe Verhandlungen, welche * ‚Selge s gegen: 
wärtigen. Geſetzes bei den Werwaltungsbehörden gepflogen 
— find von den Stempel⸗ und Einregiſtrirungsgebühren 
efreit. | % z 
Die fonftigen Koften, welche bei Ausmittelung ber Rente 
bis zur Bekanntmachung der Entiheidung auf dasGutachten 
der drei Sachverftändigen entftehen, wie auch die Koften, 
welche mit der Verfertigung bed erften nn verfnüpft 
find, tragen die Pflichtigen. Für die Fortführung Des Er 
en ‘in dem folgenden Jahren hat die Gemeinde zu 
örgen. ; 
s u Wirdaber die Regulirung des Grundrente im Wege des 
Necurſes Unſerem Staatdrarhe zur Entfcheibung übergeben; 
fo werden die hieraus entfpringenden Koften von dem unterlie: 
‘genden. Theile, oder. bei.erfolgender ‚Reformation der Entſchei⸗ 
ung, von beiden heilen — re 
.  &rt 


Die Laſten, welche außer der Steuerlaft, etwa auf Theil 
<berechtigungen haften, : und nicht in die, Cathegorie ber oben 
erwähnten Abgänge, Beziehungd» und. Verwaltungskoften ges 
hören, — auf den Beſitzer der an deren Stelle tretenden 
‚Rente: über, kommen aber in dieſem Falle dann auch bei Aus⸗ 
mittelung der Rente nicht: an dem rauhen Ertrag der Be⸗ 


recht in Abzug. Te J 
—— ic. ei | RETTEN 
"+... Darmftadt den | | AU ES2T Bu ı3 470, —— 
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er Beilage Nr. 191. zum 35. Protokoll, ” 


Vortrag des Minifterialratbd von Kuder zu dem Ges 

„ fegeöntwurf, betreffend Die Verwandlung der Theiks 

+: abgabe von Weinbergen in. der Provinz ‚Rheinhefr 
fen in jährliche ftändige Geldrenten, | 


| Hochgeehrtefte Herren! | 8 
Die Staände haben wähtend des Landtags von 1633 an 
des Großherzogs Königliche Hoheit die Bitte gerichtet, ihnen 
einen Geſetzesentwurf vorlegen zu laffen, durch welchen bie 
Beſtimmungen des Gefeged vom 18. März 1824 über die 
Verwandlung der nicht figcalifchen Zehnten mit den geeigne⸗ 
ten Modtficationen auf die der Zehntentrichtung ähnliche Abs 
gabe einer: Quote. des Naturalertrags gewiſſer Weinberge in 
Rheinheſſen angewendet werden. | 
Seine Königlihe Hoheit der Großherzog haben diefem 
Wunſche zu willfahren geruht und ich bin beauftragt, den 

iernach bearbeiteten Geſetzesentwurf zur landſtändiſchen Prüs 
“fung und Beſchlußnahme hiermit. vorzulegen. 
"Aus der Verieſung deffelben werden Sie, meine Herren, 
etſehen, daß man bei. defien Abfaffung im Allgemeinen ganz 
“bei der bon dem’ Ständen gewünichten :Grindlage, dem Ges 
fege vom 13. März 1824, ftehen geblieben iſt und nur einige 
wenige Mopdificationen dabei hat eintreten: laſſen, welche ents 
weder durch befondere Verhältniife in der Prowinz Rheinhefien 
überhaupt, oder durdy Eigentbümlichkeiten des vorliegenden 
Gegenftandes felbft, oder durch biöherige, bei Ausführung der 
Zehntverwandlungdgefege gemachte Erfahrungen geboten, oder 
ald zweckmäßig dargeftellt worden find, und worüber ich, ers 
forderlichen als, bei der Berathung in den Audfchüffen und 
he Kammern nähere Erläuterungen zu geben mir vors 

alte. 
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Beilage 9 Ne. 13. sum .36. Proton. | 


Vortrag des Herrn. Präfisenten des Finanzminiſie⸗ 
riums Freiherrn von Hofmann Ereellenz über die 
Frage: „ob jeit dem Beſtehen der Berfaffung und 
feit der eriten landftändifchen Bewilligung im Jahr 
1821 wie eigentlichen Berwaltungdausgaben, “und 
namentlich die Sinanzverwaltungdauögaben ‚größer 
oder geringer geworden find? 


9 


_ Meine ‚Herren! 2 
Bei dem Schluße der heutigen Berathung finde PA mid 
veränlaßt, auf einer Gegenftand zurückzukommen, der gelegen: 
heitlich ‚der vorläufigen Rechenſchaftsablage für die Fehre 
-1830 bis 1832 auf dem vorigen Landtage zur Sprache ges 
kommen, allein keineswegs genůgend erörtert worden iſt, den 
ich aber für hinreidhend wichtig’ halte, um Ihre — 
keit wiederholt in Anſpruch zu nehmen. 


Es ift die Frage: 

ob. feit dem Beftehen der Berfaffung und feit der citen 
Iandfländifchen Bewilligung im. Sahre 1821 die eigents 
lichen Verwaltu Hgsaudgäben, “und namentlid) die, Firlanz« 
verwaltungsatisgaben, größer oder geringer geworden. find? 


Der erfte Ausfchuß der vorigen Kammer war der Meis 
nung, daß dieſe Ausgaben fid von Finanzperiode zu Finanz⸗ 
periode beträchtlich vermehrt hätten, -und:-hatte- fic- bemüht, 
diefe Behauptung durch aufgeftellte Berechnungen nachzuwei⸗ 
fen, deren nähere Prüfung ich mir in der Sitzung vom 27, Suni 
’„ 1884 vorbehalten mußte Auf dem vorigen Landtage bot fich mir 
„„ Feine Gelegenheit mehr dar, die Stände des Großherzogthums 

von dem Reſultate dieſer, Furz vor Auflöfung des and 3 

. vollendeten Prüfung in Kenntniß zu ‚ieten. und ich eine 
“mir. daher, dieſes jetzt nachzuholen, völlig überzeug t, daß Sir, 
meine hochgeehrteften Herren, an einer gründlichen Ünterfuhäng 
‚jener Frage Sntereffe nehmen werben. 


Vorerſt ſcheint es mir nöthig, den Perfonalbeftand 
de im Reffort der Finanzverwaltung im Jahre 1821 ‚arges 
en Beaniten mit dem gegenwärfigen' zu vergleichen, um 


.. 


2 Beilage Nr. 192. 


gu prüfen, ob etwa die Anzahl der befoldeten Angeftellten 
vermehrt worden ift. EL RER —— 

Nach einer von der Buchhalterei des Finanzminiſteriums 
aufgeftellten Vergleichung, welche ich Ihnen hiermit zu übers 
reichen die Ehre habe, (Anlage Lit. a), waren im Reſſort des 
„Finanzminifteriums im Sahre 1821 angeftellt : 
1) Präfidenten, Directoren, wirkliche Raͤthe 

i . ... 48 Individuen 


und Affefloren . ER ET 
2) Secretäre, Regifträtoren und andere 
Subalternen bei den Finanzcollegien. 52 | , 
8) Beamten bed Kaffe: und Rechnungs: 
wefend, außer dem beffallfigen fchon | | 
oben mitbegriffenen Nathöperfonale . 85 . 
4) Rentbeamten, Hauptforftrechner und 


Forftcafliere . . er A . 
6) Steuerperäquatoren, Steuerinfpectionds 
beamten und Steuercontroleue . . 65 PR 
6) Rocalbaubeamten . » 2 2.2.2... Pr 
7) Localforftbeamten, mit Ausſchluß der 

blos ſchützenden Forftdienee . . . . 171 * 


im Ganzen43 Individuen. 
Dagegen find in ben nun vorliegenden, von des Groß» 
herzogs Königlicher Hoheit allergnädigft genehmigten Etats 
vorgeſehen: 
1) Präfidenten, Directoren, wirkliche Räthe 
- und Allefforen: . . » 2. 2 2 0. 
2) Secretäre, MRegifiratoren und andere 
- „ Kanzleiangeftelte -. . . 2 2... 
8) Beamten des Kaffes und Rechnungs: 
weſens, audfchließlich der Näthe . . 40 - „ 
4) Rentbeamten und Obereinnehmer . . 237 I 
5) Steuercommiffarin . 2... 
6) Localbaubeamten . . 222... 21 = 
7) Localforfibeamten -. - - 2 2.2. 108 : 
im Ganzen . 298 Individuen. 
Die bermaligen: definitiven Etatd enthalten folglich ges 
‚gen den Stand vom Jahre 1821, 180 Individuen weniger, 
oder 182 Individuen, fobald die dermalen noch beftehenden 
"beiden Oberforftmeifterftellen demnächft eingehen werden. 
- Daß biefe beträchtliche Verminderung des in der Finanz» 
verwaltung angeftellt gewefenen Perfonald auch eine fehr bes 
. deutende Erfparniß an den Befoldungen zur Folge gehabt 
„baben müffe, ift ſchon an ſich feloft Elar, und geht auch zum 


27 Sndividuen 
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Theil fehon aus den von dem erften Audfchuffe ber vorigen 
zweiten Kammer, theild in feinem Bericht über die Rechens 
fchaftöablage pro 18°°/,,, theild in dem Bericht tiber die defis 
nitiven Etatd aufgeftellten Berechnungen hervor. 


Ich nehme diefe Berechnungen zur Grundlage ber meis 
nigen an, bemerfe aber, daß, wenn folche richtige Refultate 
liefern follen, den neuen Etats und resp. den im Staatöbuds 
get pro 18°°/,, für Befoldungen und Kanzleifoften x. ıc. in 

nfas gebrachten Bebürfnigfummen gegenüber, den ftaatd- 
budgetmäßigen Bermilligungen in allen vorderen — hier zur Bers 
leihung gezogenen $inanzperioden, vor allen Dingen diejenigen 

efoldungen und Dienftemolumente beizuzählen — oder, mit 
andern Worten, den neuen Etat gut zu fchreiben find, melche 
früher auf anderen — nicht zur Finanzverwaltung gehörenden 
Etatd und Rubriken ftaatsbudgetmäßig verwilligt waren, oder 
früher, ohne durch die Staatscaſſe zu laufen, von den Unters 
thanen unmittelbar an die Beamten entrichtet wurden, nun 
aber, in Folge der neuen Etatöfeftfegung für die Finanzvers 
waltung, entweder weggefallen find, oder unter folcher als 
mitbegriffen erfcheinen. 

Diefe Anficht hat zwar auch der erfte Ausſchuß der voris 
gen Kammer dadurch für richtig erkannt, daß bderfelbe auf 
meine Erinnerung: 


a) den neuen Etatd für die Rentämter und Steuercommif- 
farien gegenüber: ben Verwilligungen des Staatsbudgets 
pro 18.7, auch die damals von biefen Beamten bezo— 

enen Sporteln in einem Anfchlage von jährlich 9,000 fl. 
Ai Erftere und von 8,700 fl. für Letztere zugeſetzt; — 

b) dem neuen Etat für die Oberforfidirection gegenüber: 
ben fiantöbudgetmäßigen VBerwilligungen pro 18%:/,,, 
18°*/,, und 18°°/,, auch die damals auf dem Etat des 
A verwilligte Befoldung eines Oberforftraths 

eigezähltz — 

e) dem neuen Etat für die Localbaubeamten gegenüber: pro 
18°*/,, und 18°°/,, auch die Befoldungen des früher auf 
dem Etat der Regierung zu Gießen geftandenen Waffers 
baumeifterd und die unter ven Maaf- und Gewichtäfoften 
verwilligten Befolbungen der Eichinfpectoren — fodann 
pro 18°'/,,, 18°*/,, und 18°°/,, aud) einen Befoldungds 
theil eined Kreisbaumeiſters, welcher früher mit jährlich 
250 fl. unter den Ausgaben wegen der Elementarverwals 
tung der Dämme und Weidenpflanzungen verrechnet 
wurde, in Anfat gebracht — und endlich 


Beil.z d. Verhandl.d. 2. Kam. I. Band, 
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d) dem neuen Etat für die Münze gegenüber: pro 18°'/,,, 
18°*/,, und 18°°/,, auch das Früher von dem Münzmeis 
fter bei Ausmünzungen bezogene Münzhonorar, fowie 
eine früherhin bezahlte, jährliche Vergütung für die Füh— 
rung der Münzcontrole, — in Zufaß gebracht und das 
durch dem neuen Etat gutgefchrieben hat. 

Es unterliegt aber wohl durhaus keinem Zweifel, daß 
aus denfelben Gründen: | 

a) dad Gutfchreiben der Befoldungen des oben unter lit. o 
bezeichneten Wafferbaumeifterd und der Eichinfpectoren 
mit den jährlichen Beträgen von resp. 1200 fl. und 
1900 fl. auch bei den ftaatsbudgetmäßigen Verwilligun— 
en für die Periode von 1R°/,, aud dem Grunde ges 
Üheben müffe, weil diefe Befoldungen in jener Finanz» 
— ſchon vorhanden waren und bezahlt wors 
en find; — 

b) daß dem neuen Etat der Rechnungskammer gegenüber: 
pro 18°'/,,, 18°°/,, und 18°°),, auch bie, früher auf 
dem Etat der Regierung zu Darmftadt verwilligt gewe⸗ 
fene Befoldung eines für dad Gemeinderechnungswefen 
angeftellten Regierungsraths, und zwar für die beiden 
en Finanzperioden mit jährlich 1200 fl. und für vie 
legtere mit 1400 fl. zugefeßt werden müffe, weil für dies 
ſes Verfahren ganz biefelben Gründe fprechen, als wie 
für jenes, welches der erfte Audfchuß der vorigen Kams 
mer bei der Befoldung des oben bezeichneten Oberforft: 
raths beobachtet hat; — 

und endlich 

ce) daß dem neuen Etat der Rentämter gegenüber: 
ben ftaatöbudgetmäßigen Wermwilligungen pro 18°'/,,, 
18°°/,, und 18°)/,, aud Diejenigen jährlichen 1050 fl. 
beigezählt werden müffen, welche den Domanialreceptoren 
u Hirfchhorn, Wimpfen und Vohl in den vorderen 

inanzperioden an Wohnungd:, Dienftpferd: und Bus 
reaufoften-VBergütungen auf dem Etat der Landräthe vers 
willigt waren, da diefe Vergütungen, wenn folche nicht 
auf den Etat der Landräthe gefegt worden wären, offens 
bar auf jenen der Rentämter hätten übernommen wers 

. ben mülfen. 

2) Ferner muß ich bemerken, daß der erſte Ausfchuß der 
vorigen Kammer auch dadurch ein unrichtiges Refultat für 
die Vergleichung herbeigeführt hat, dag von ihm die Beiträge 
ber Gemeinden und Corporationen zu ben Befolbungen der 
Revierförfter und fchügenden Forftdiener, welche bekanntlich 
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erft ſeit neuerer Zeit dem Staatsbudget in Einnahme und 
Ausgabe einverleibt worden find, nicht auögefchieden, — fons 
dern unter den Ausgaben der fpäteren Perioden ftehen- gelafs 
fen, und den früheren Perioden mit ihren damaligen gerittges 
ren Beträgen zugefegt worden find. 

Bekanntlich find die Nevierförfter und Forſtſchützen nicht 
blos für die Domanial« und Staatöwaldungen beftelt, fon» 
dern ihre Amtöfunctionen erftreden fich auch über die Coms 
munal= und Gorporatiynswaldungen, und die Communen fos 
wohl, als wie bie betreffenden Stiftungen, mitunter felbft 
Privaten, haben für diefe im ihrem Intereſſe gefchehenden 
Dienftleiftungen des Forftperfonald, einen Beitrag zu deffen 
Befoldungen zu leiften. 

Jene Beiträge der Gemeinden ıc. können aber, ihrer Nas 
tur nach, unftreitig weder ald eine eigentlihe Staatdeinnahme 
betrachtet, noch Fan der Theil der Befoldungen des Forfts 
perfonald, welcher durch diefe Beiträge gedeckt wird, ald eine 
- eigentliche Laft der Staatöfaffe angefehen — und dem Bes 
foldungsaufwand für die Staatöforftverwaltung beigerechnet 
‚werden, um fo weniger, ald folche in jedem Staatöbubget 
* eine correspondirende gleich große Einnahme bilancirt 
wird. 
| Deßhalb waren auch in den drei erften Finanzperioden 
in ben Staatöbudgetd die Beiträge von Gemeinden ꝛc. zu den 
Forftdiener-Befoldungen nicht in Einnahme, und die Befols 
dungen jened Perfonald nur infoweit unter den Ausgaben 
in Anſatz gebracht, als fich folche nach Abzug der Beiträge -- 
ber Gemeinden ıc. ald eigentliche Laft der Staatökaffe heraus- 
ftellten; und wenn die Beiträge von Gemeinden nunmehr 
feit 1830 in den Staatöbudgetd in Einnahme und die Bes 
foldbungen vollftändig in Ausgabe erfcheinen, fo gefchteht dieß 
befanntlich blos um das Staatöbudget mit bem Verfahren 
in den Rechnungen in Einklang zu bringen. 

Es kann folglih in der von dem erften Ausfchuffe ber 
vorigen Kammer durch die aufgeftellte Zufammenftellung beabs 
—— Vergleichung auch bei den Beſoldungen ꝛc. der Re⸗ 
vierförfter und bed Forſtſchutzperſonals nur von der Laſt der 
Staatskaſſe Hinfichtlich diefer Befoldungen die Rede feyn. 
. Und um zu ermitteln, was als ſolche in den vorderen Fi- 
nanzperioden ſtaatsbudgetmäßig verwilligt worden, und was 
in dem neuen Staatöbudget vorgefehen erfcheint, müffen noth» 
wendig am denjenigen Summen, welche ber erſte Ausfhuß 
der vorigen Kammer in ber Zufammenftellung ald die voll⸗ 
ſtändig en Beſoldungen ıc. des fraglichen oxſtdienerperſo⸗ 
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nald in Anfag gebracht hat, diejenigen Beträge in Abzug 
fommen, welche in den Staatöbudget3 pro 18?t/,, und 18'/,, 
ald Beiträge von Gemeinden an dem Gefammtbetrage der 
Korftdienerbefoldungen in Abzug gebracht — in den Staats» 
budgets pro 18°°/,, und pro 18°/,, aber unter der Einnahme 
aus Forſtdomänen mit aufgenommen find, und in folchen, 
gleich wie in den Staatörechnungen, nunmehr eigentliche durch: 
laufende Poften bilden. Als folhe Beiträge von Gemeins 
den ıc. find aber in den Staatöbudgets: 

pro 18°'/,, abgezogen jährlich . » . . 16,960 fi. 

„ I8°*"/2g deögleihen . © 2 0 0.2. 26,196 „ 
„ 18°/,, der Einnahme zugefegt jährlih 33,506 „ 
„ 19°/,, debaleihen - - 2,0... , — 

Weiter habe ich ſodann bei der von dem erſten Ausſchuffe 
der vorigen Kammer gefertigten Zuſammenſtellung zu bean⸗ 
ftanden, daß in folcher 

1) bei den Befoldungen der Obereinnehmer pro 18%*),, , 
18°°/,, und 18°/,, nicht auch die Befoldungen ıc. der 

Gentralkaffe zu Mainz mit 7158 fl. in Anſatz gebracht 

find, da doc) folche unter der Staatsbudgetsſumme pro 

18°'/,,, Rubrik: „Provinzgial:Finanzcollegien, Provinzials 
- Taffen 2. mitbegriffen ericheinen, — und daß 
2) bei ven Befoldungen wegen der Münze ıc. in ber Cos 
lumne: ‚Neue Etat3,' der jährliche Anfchlag von 200 ft. 
von der Dienftwohnung ded Münzmeifterd, — und in 
der Columne: „Finanzperiode 18°'/,,, 18°*/,, u. 18°°/,..“ 
zwar bad frühere Münzhonorar ded Münzmeiſters und die 
Vergütung für die Münzcontrole in Anfag gebracht, — das 
gegen aber die frühere jährliche Befoldung des Münzmeifters 
von 500 fl. und der Anfchlag und resp. die Vergütung für 
feine frühere Wohnung, welche in dem Gtaatöbudget pro 
18°°/,, mit jährlich 350 fl. vorgefehen ift, außer Vergleihung 
gelaffen worden find. 

E3 unterliegt aber wohl durchaus feinem Zweifel, daß 
unter den Anfäßen für die vorderen Finanzperioben bie Das 
mals ſchon ftaatöbudgetmäßig bewilligte Befoldung des Münzs 
meifterd nicht fehlen darf, und daß auch der Anfchlag und 
die Vergütung für deffen Dienftwohnung mit zur Verglei— 
chung fommen muß, weil befanntlid der Wohnungsgenuß, 
oder eine deßfallſige Entfchädigung einen Theil der Befoldung 
eined Beamten bildet. 

Endlich hat ſich , 
bei der Prüfung der von dem erſten Ausſchuſſe der vorigen 
Kammer gefertigten BZufammenftellung gefunden, daß darin 
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pro 18°/,, die Befoldungen der Nevierförfter gegen ben In: 
halt der Anlage Nr. 28 jenes Staatdbudgetd um 3,366 fl. 
und pro 18°°),, die Bureaufoften der Nentbeamten gegen 
den Inhalt der Anlage Nr. 87 diefed Staatöbudget3 um 
1000 fl. zu gering in Anſatz gebracht worden find, 
Die Zufammenftellung , welche der erfte Ausfchuß ber 
vorigen Kammer feinem Berichte angefügt hat, enthält: 
für —— — guſammen. 
fl. fl. fl. 
für die Finanzperiode von 18°'/,, 511,545 35,029 546,574 
— * 18394 137 83,249 477,386 
77 „ 7} „ 1 408,167 86,939 495,106 
, „ 35 
und respective die neuen’ Etat® 418,170 70,632 497,802 
Werden aber in folcher die oben von mir angebeuteten 
und motivirten Zufäße und Audfcheidungen gemacht, fo erges 
ben fich für die von dem erften Ausfchuß der vorigen Kams 
mer nad eigener Auswahl zur Vergleihung gezogenen Fir 
nanzbehörden ald ftaatöbudgetmäßige Verwilligungen für Bes 
foldungen , Kanzleikoften ıc. 
pro 18°"/,, jährlich 508,251 fl. 35,929 fl. 689,180 ft. 


8 841.149 461 448 
„ 26 „ ’ „ J n 1; „ 
Fe 1 384,219 „ 83,839 „ 473,008 „, 
fodann | 
als Summen des neuen 


Etatd und resp. des 

Staatd » Budget3 pro 
18°°/,, jährlihb . . 890,989 „ 79,632 „ 470,621 „ 
Sie erfehen, meine Herren, aus dieſer Berechnung, de: 
ven Richtigkeit, wie ich hoffe, der Herr Verfaffer jener Auss 
fchußberichte nach näherer Prüfung felbft anzuerkennen fein 
Bedenken tragen wird, daß der Befoldungdaufwand für 
die dem Finanzminifterium untergeordneten Behörden in Ver: 
gleichung mit demjenigen, welchen die Stände auf dem erften 
andtage bewilligt hatten, um die beträchtliche Summe von 
jährlich 112,262 fl. vermindert worden ift, und wenn fchon - 
die Kanzleis und Bureaufoften in natürlicher Folge der, Durch 
bie Organifation vom Jahr 1821 gebildeten größeren Bezirke 
für den Wirkungskreis der Rocalbeamten um jährl. 48,708 fl. 
geftiegen find, fo daß die reine Erfparniß jährl. nur 68,559 ft. 
beträgt, fo ift doch auch 'diefe Summe ſchon fehr beträchtlich, 
und außerdem find 'wenigftens in Beziehung auf die Pen: 
fiondfähigkeit der Zinanzbeamten, jene vollen 112,262 fl. ale 
Erſparniß zu betrachten. | 
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Ich glaube aber, daß bei dieſer Vergleihung des Beſol⸗ 
dungsaufwandes vom Sahr 1821 mit dem gegenwärtigen noch 
ein andered Moment nicht überſehen werden darf. 

Sn der erften Finanzperiode waren die Staatdbeamten 
als ſolche Feiner directen Befteuerung irgend einer Art unters 
werfen, und wurden von ben indirecten Auflagen nicht in 
bedeutend ftärferem Maaße, ald der größte Theil der übrigen 
Bevölkerung bed Landes betroffen. 

Lego müffen fie mit ihren Perfonalftenerfapitalien zu 
allen Staats: und Gemeindeabgaben beitragen ‚ und die Ges : 
feßgebung über bie indirecten Auflagen hat eine Richtung ges 
. nommen, durch weldye zwar die ärmeren Klaffen der Unters 
thanen wefentlich erleichtert worden find, für die wohlhabens 
deren aber, und namentlich für die Staatöbeamten, deren 
häuslicher Aufwand nicht immer von ihrem freien Willen, 
fondern mehr von ihrer Stellung im Staatödienfte abhängt, 
bie Nothwendigkeit herbeigeführt worden iſt, ſehr bebeutend 
— Beiträge zu den allgemeinen Staatsbedürfniſſen zu 
leiften, 

Die Beiträge der Befolbeten zu ben Staats: und Ges 
meindebebürfniffen, welche fie auf ihre Perfonalfteuerfapitalien 
entrichten müffen, betragen jährlich im geringften Anfchlage 
50,000 fl., und wenigftens eben fo hoch kann ihr erhöheter 
Beitrag zu den Indirecten Auflagen angefchlagen werden. 

Es ift aber fowohl in Beziehung auf die Befoldeten, 
welche alle ftenerbaren Objecte, die fie befigen, noch befon: 
ders verfteuern müffen, ald wie in Beziehung auf die Iutes 
treffen bed Landes völlig einerlei, ob dieſe 100,000 fi. der 
- Staatöfaffe im Wege der Befteuerung in Einnahme fommen, 

oder in en einer gleich großen Gehaltöyerminderung in Aus 
gabe erfpart werden, und da ed Niemand leugnen wird, daß 
die Befoldungen der Beamten nach den nothwendigen und 
ihrem Stande angemefjenen Bedürfniffen derfelben abgemeffen 
werben müffen, jo Tann auch nicht bezweifelt werden, daß 
peifcuen einer Vermehrung der nothwendigen Bedürfniffe der 

eamten durch Beiziehung zu Abgaben, von deren Entrich» 
tung fie vorher befreit waren, und einer geih großen Vers 
minderung ihrer Befoldungen in der That Fein Unterfchied ift. 

Sch erfläre Übrigens ausbrüdlich, daß ich diefe Bemer— 
fung lediglich in Beziehung auf die Vergleihung des Befols 
bungsaufwandes vom Jahr 1821 mit dem gegenwärtigen 
vorgetragen habe, und daß bei ben von mir angegebenen 
Summen nidt blos die Fingnzbeamten, fondern fammtliche 
Staatödiener in Rechnung genommen worden find, 
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Endlih, meine Herren, bitte ich Sie, in ——— 
zu ziehen, daß die Dienſtgeſchäfte der Staatsbeamten, un 
insbeſondere der Finanzbeamten, ſich in Folge der Verfaſſung 
ſeit dem Jahr 1821 ſehr bedeutend vermehrt haben, und um 
vieles ſchwieriger geworden ſind. 
Die beſtändig nothwendigen Vergleichungen der Credite 
mit den zu ertheilenden Decreturen, die Vorbereitung und 
Aufftelung der vielfachen. Arbeiten, welche den Ständen vors 
elegt werden müflen, die Berhandlungen mit den Ständen 
* ,‚ und die vielfachen Controlen, durch welche ſich jede 
obere Behörde dagegen fichern muß, daß nicht von ber ihr 
Untergebenen die ertheilte Vollmacht überfchritten werde, bes 
fchäftigen ein fehr zahlreiche Perfonal, und ich glaube be» 
haupten zu können, daß ein großer Theil ded Befoldungsaufs 
wandes im Gefchäftöfreid des Finanzminifteriumd auf Rech 
nung der landftändifchen Verfaſſung gefchrieben werden muß, 
und daß von dem feit 1821 fo jehr verminderten Perfonal 
ber Finanzbeamten jetzo bei weitem nicht mehr geleiftet wird, 
al3 von En fo viel zahlreicheren Perfonal vor 1821 geleiftet 
worden iſt. 
Sch überlaffe nun Ihrem Urtheil, meine Herren, ob Sie 
. nach Allem diefem der Anficht des erſten Ausfchuffes der vo⸗ 
rigen Kammer: 
„daß der Großherzoglichen Finanzverwaltung das Zeugs 
niß:- allen billigen Anfprüchen auf Verminderung des 
Aufmandes für Befoldungen entfprohen zu haben, 
nicht ertheilt werden könne“ 

beitreten wollen. 

Dad Finanzminifterium hat das Bewußtſeyn, auch in 
diefer Beziehung feine Pflichten erfüllt zu haben, und ich bin 
feft überzeugt, daß, ald die Stände auf dem erſten Landtage 
die Meinung äußerten, daß an dem gefammten Befoldungd: 
aufwand für die Beamten in allen Zweigen der Verwaltung 
80,000 fl. erfpart werben könnten, fie nicht der Meinung 
waren, daß mehr als °/, diefer Erfparniffe allein 
in dem Departement der Finanzen flattfinden könnten 
und fellten. 

Schon auf dem vorigen Landtage hatte ich in ber, 
Berathung über die Nechenfchafts » Ablage für die Sahre 
18°°/,, die damalige Kammer auf die Erfparniffe, welche in. 
den Ausgaben der Finanzverwaltung feit dem Jahr 1821 
flatt gefunden haben, aufmerffam gemacht, und den Wunfch 
geäußert, daß meine Angaben von Seiten der Kammer felbft 
einer Prüfung unterworfen werden möchten, um das vater: 
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ländifche Publitum über diefe, mir noch immer fehr wichtig 
feheinende Thatfache, außer Zweifel zu ſetzen. 

Der erfte Ausfchuß der vorigen Kammer hatte ſich mit 
biefer Prüfung befchäftigt, allein in feinem Berichte (Beilage 
Nr. 128 zum 20. Protokoll) meine Behauptungen widerfpro« 
chen, und namentlich Seite 72 und 73 dieſes Berichtd eine 
Berechnung aufgeftellt, nach welcher die wirklichen Ausgaben 
für Befoldungen und Bureaufoften der Finanzbeamten in ber 
— 18°°/,, gegen 18'"'/,, um 58,040 fl. geſtiegen ſeyn 
ollten. 

Da dieſe Behauptung von mir in der Sitzung vom 
‚ 27. Juni v. J. nicht genügend widerlegt worden ift, theils 
weil mir bamal3 von Empfang de3 Ausfchußberichted bis zur 
‚ Berathung in der Kammer eine allzukurze Zeit vergönnt war, 
um ihn gründlich zu prüfen, theild weil mich gerade zu jener 
Zeit der unerwartete Verluſt eined geliebten Kindes in eine 
Stimmung verfeßt hatte, in welcher ed mir nicht möglich war, 


mich meinen Gefchäften mit der fonft gewohnten Pünktlichkeit 


hinzugeben, fo glaube icb um jo mehr, heute auf diefen Ges 
genftand zurückkommen zu müffen, als ich gegenfalld beforgen 
müßte, daß vielleicht Mancher unter Shnen, in Erinnerung 
an jene Verhandlung, dasjenige bezweifeln möchte, was id) 
fo eben vorzutragen die Ehre hatte, obgleich der erfte Aus— 
fhuß der vorigen Kammer in feinem fpäter erftatteten Bericht 
über die definitiven Etats, Beilage VI, bereits zugeftanden 
hatte, daß an. den Befoldungen und Bureaufoften der Finanzs 
beamten nach den neuen Etats, gegen den Stand derfelben 
auf dem erften Landtage eine Erfparniß von 48,772 fl. ftatt- 
gefunden habe, welche fich jedoch nach demjenigen, was ich 
er die Ehre hatte, in der Wirklichkeit auf 68,559 fl. 
erhöht. 

Sch gehe daher zu einer Vergleichung der wirklichen Aus—⸗ 
gaben in den Perioden von 18°/,, und 18°°/,, über, und be= 
merke darüber Folgendes: 

Mollte man annehmen , daß, während die Vergleihung 
bed Budgets und der fländifchen Bewilligungen eine jährliche 
Erfparnig von 68,559 fl., alfo für drei Jahre der Finanzpe: 
riode eine Mindberausgabe von 205,677 fl. eraiebt, den: 


noch in der Finanzperiode von 18°), in ber Wirklichkeit. 


eine Mehrausgabe von 58,040 fl. ftatt gefunden habe, 
fo könnte dieß möglicherweife nur entweder in Folge einer 
dem Finanzminifterrum zur Laft fallenden ganz erorbitanten 
Ueberfchreitung bed budgetmäßigen Credits für Befoldungen 
und Bureaukoſten der zur Vergleichung gezogenen Behörden 


4 
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in der legten Periode , oder in Folge einer gleich großen En 
fparniß an den Bewilligungen der erften Periode entftanden feyn. 
Eine folcye Weberfchreitung hat aber, wie Sie ſich, meine 
Herren, aud der Verhandlung über die vorläufige Weberficht 
des Staatöhaushaltd pro 18°°/,, erinnern werden, keineswegs 
flattgefunden. . 
Nac einem Auszuge aus biefer Weberficht, welchen ich 
die Ehre habe, Ihnen hierbei zu überreichen (Anlage Lit. b), 
war dieſe Weberfchreitung — auf die enorme Summe von 


’ di 

welche, wenn dieBerechnung ded erften Audfchuffes der vorigen 

Kammer richtig wäre, ald folche nothwendig erjcheinen müßte, 

fondern nur auf die Summe von 12,593 fl. oder per Jahr 

4198 fl. angegeben, welche namentlich darin beruhte, daß die 

Beiträge von den Gemeinden ıc. zu den Forftdienerbefolduns : 

gen in der Wirklichkeit gegen die Annahmen im Staatsbudget 

zurüdgeblieben waren. 

Hiernach ift alfo ſchon von vorne herein Far, daß jene 
in dem Berichte ded erften Ausfchuffes der vorigen Kammer 
über die. vorläufige Nechenfchaftsablage aufgeftellte Berech⸗ 
nung unrichtig ift, und daß aus berfelben nur entweder auf 
eine beträchtliche Erfparniß an den zu den Finanzverwaltungds 
ausdgaben in der eriten Finanzperiode bemwillisten Summen, 
oder auf eine beiläufige Webereinftimmung der Vergleichungs— 
refultate der wirklichen Ausgaben, mit denen der Budget3- 
fummen gefchloffen werden kann. 

Daß diefe leßtere wirklich vorhanden ift, wird fich leicht 
nachweifen laffen. Die Fehler in der Berechnung des erften 
Ausfchufles der vorigen Kammer find nämlich: 

1) daß auf die, durch die Verfchiedenheit der Naturaliens 
preife veranlaßten Unterfchiede in den Naturalbefoldungen 
feine Rüdfiht genommen worden ift; 

2) daß fich darin durch einen Rechnungsirrthum die Auss 
gaben auf Befoldungen der Finanzeollegien pro 18°°/,, 
um 4000 fl. zu gering eingetragen: befinden; 

3) daß in berfelben die Sporteln, weldhe im Sahre 1821 
von den Rentbeamten und Steuerperäquatoren bezogen 
wurden, nicht aufgenommen worben find; — 

4) daß die aus den Beiträgen der Gemeinden zu den Bes 
foldungen ber Forftdiener geleifteten Zahlungen, welche 
durch correfpondirende Einnahmen gededt werden, und 
nur der Rechnungsform wegen durch dad Staatsbudget 
laufen, als wirkliche Staatdausgaben behandelt worden 
find — endlich 


12: Beilage Nr. 192. 


5) daß zur Bafid ber Vergleichung nicht der Ausgabenbe- 
darf der Finanzverwaltung im Jahre 1821 vor ber in 
in eben dieſem Sahre größtentheils fchon ausgeführten 
neuen Organifation, fondern die zufammengeftellte Aus⸗— 
gabe in den drei Sahren der erften Finanzperiode angee 
nommen worden ift. 

Denn da ber Zwed der Vergleichung doch Fein anderer 
feyn fol, als zu unterfuchen, ob der Verwaltungsaufwand, 
fo wie ihn das Finanzminifterium bei dem Beginnen feiner 
conftitutionelen Wirkſamkeit vorfand, und folder auf dem 
erften Landtage von den Ständen als nothwendig anerkannt 
und bewilligt wurde, ſeit dem fich vermehrt oder vermindert 
habe, fo ift ed Elar, daß der Anfangspunft der Vergleihung 
vor dem Zeitpunfte gefucht werden muß, wo die neue 
Drganifation der Finanzverwaltung ſchon eingetreten war, 
und ihre Wirkung auf die Verminderung der VBerwaltungds 
ausgaben bereitd geäußert hatte. | 

Es müffen daher, um die Vergleihungsbafis richtig zu 
ftelen, den wirflihen Ausgaben auf die zur Vergleihung 
gezogenen Rubriken in den Sahren 1821 bis 1823 diejenigen. 
Erfparniffe wieder zugefegt werben, welche an eben diefen 
Rubriken in Folge der neuen Finanzorganifation, gegen den. 
dreifachen Betrag des Staatöbudgetd ſchon in ber * Fi⸗ 
nanzperiode ſtattgefunden hatten. 

Ich überreiche Ihnen, meine Herren, hierbei eine, mit 
Berückſichtigung dieſer Bemerkungen aufgeſtellte genaue Be— 
rechnung (Anlage Lit. ce). Sie ergiebt als Reſultat der Ver: 
gleichung, daß die wirklichen Ausſsgaben in der Periode von 
18'°/,, um 206,752 fl. oder in einem Jahre um 68,917 fl. 
geringer waren, ald im Zahre 1821 vor der neuen Drganifas 
tion, und ich hoffe durch diefe Berechnung, welche mit der, 
ſich bei Vergleihung der Budgetdanfäge ergebenden jährlichen 
oben auf 68,559 fl. berechneten Erfparniß fo nahe übereine 
ftimmt, bei Shnen auch den leifeften Zweifel gegen bie Rich: 
tigkeit meiner Angaben befeitigt zu haben. 

Uebrigend babe ich auf diefe Darftellung Feinen befondes 
ren Antrag zu gründen, aber ich wünfche, daß es Jedem 
unter Ihnen gefallen möge, ſich von der Richtigfeit der That: 
ſachen, welche ich vorgetragen habe, felbft zu überzeugen, — 
wozu die gedrudten Landtagsverhandlungen alle erforderlichen 
Materialien darbieten, und bebalte mir vor, mid, wenn es 
bei fpäteren Verhandlungen nöthig werben follte, auf dieſe 
Thatſachen zu beziehen. 


— — — — —— 
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Anlagen zu dem Bortrage Gr. Excellenz ded Herrn 
Präfidenten ded Finanzminifteriumd Freiherrn von 
Hofmann. 


Bergleihung 


der Anzahl der Beamten in der Finanzverwaltung im Jahre 
1821 mit den Beftimmungen ded im Jahre 1832 von Gr. 
Königl. Hoh. dem Großherzoge genehmigten definitiven Etat. 


Sn dem Sahre 1821 waren In ben definitiven Etats v. 
angeftellt: 3. 1832 find vorgefehen: 

1. Präſidenten, Directoren, wirkliche Räthe und Affefloren: 

24 Beamten bei den beiden 11 Beamten bei ber Dberfis 


Hoflammern, nanzfammer, 
4. bei dem Oberbau⸗ 
colleg, 
3 ,,  beider©berrche 4 ,„ bei der Oberbau⸗ 
nungs⸗Juſtifica⸗ direction, 
tur, 
3 ,„ be den beiden 7 bei der Oberforſt⸗ 
ofkammer⸗Ju⸗ direction, 
ificaturen, 
1 „beſi der Forſtrech⸗ 
nungs⸗Juſtifica⸗ 
tur, und 
1 , bei der Generals 
kaſſe, 
1 , bei dem Ober 5 b. d. Rechnungs⸗ 
forftcolleg, und fammer. 
1 „  b.v.Staatöcalcu: 


latur zu Mainz. 


43 Beamten im Ganzen. 27 Beamten im Ganzen. 
Die definitiven Etatd enthalten alfo gegen 1821 weniger 

21 Beamten. 

I. Secretäre, Regiftratoren und andere Subalternen bei den 

Ganzleien der Finanzcollegien. 
31 Individ. bei den beiden 20 Individ. b. d. Oberfinanz 
Hofkammern, kammer, 

E „bei dem Oberbau- 6 ,„ bei der Oberbaus 

colleg, direction, 


14 Beilage Nr. 19. 
In dem Bahr 1821 waren In den befinitiven- Etat v 


angeftellt: J. 1832 find vorgefehen: 
16 Individ. bei dem Ober- O Individ. bei deu. Oberforft- 
forftcolleg, direction, 
und un 
u bei der OSbaerei 59 „ b. d. Rechnungs 
nungs⸗Juſtifica⸗ kammer. 
tur. 


52 Individuen im Ganzen. 40 Individuen im Ganzen. 
Die definitiven Etats enthalten aljo gegen 1821 weniger 
12 Individuen. 


IH. Beamten ded Kaffen: und Rechnungsweſens, namentlich : 
Generalfaffiere, Kammerzahlmeifter, Buchhalter, Rechnungs⸗ 
Suftificatoren, Neviforen, Galculatoren, Probatoren und 
Juſtificatur⸗Acceſſiſten: 

18 Individ. bei den Hofkam-⸗ 6 Individ. b. d. Oberfinanz- 


kammern, kammer, 

1 ,, beidemOberbau⸗; 3 ,, beider Oberbau⸗ 
colleg, direction, Ä 

7 be dem Ober: 3 „bei der Oberforfts 
forftcolleg, direction, 

2  ,, beider Regierung 197° „b. d. Rechnungs . 
zu Mainz wegen fammer, 
der Staatöcalcus 
latur, 

% 5 bei der General: 11 „ bei ber Haupt: 
caffe zu Darms ftaatscaffe, eins 
ftadt, einſchließl. fchließl. des Rech⸗ 
des Mechnerd der ner3 der Chauſſee⸗ 
Flußbaucaſſe. u. Flußbaucaſſe. 


35 Individuen im Ganzen. 40 Individuen im Ganzen. 
Die definitiven Etatd enthalten alfo gegen 1821 mehr 
5 Individuen. 


IV. Rentbeamten, Obereinnehmer, Hauptforftrechner und 
Forſtcaſſiere. 
45 Rentbeamte in Oberheſſen 20 Rentbeamte und Recepto⸗ 
und Starkenburg, ren 
3 Hauptforſtcaſſiere, und , 
26 Forftcafiere. 7 Obereinnehmer. 
74 im Ganzen. ‚27 im Ganzen. 
Die definitiven Etat3 enthalten alfo gegen 1821 weniger 
47 Individuen. 
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V. Steuerinfpection zu Mainz, Steuereommiffär ıc. ıc. 
und Gontroleure. 


In dem Sahr 1821 waren 
angeftellt: 
66 Steuerperäquatoreni.Ober: 
heffen und Starkenburg, 
8 Beamten für die Steuer: 
infpection in Mainz, 
nämlich 1 Infpector und 
2 Kanzliften, und 
6 Steuercontroleure f. Rheins 
heſſen. 


65 im Ganzen. 


In den definitiven Etats v. 
J. 1832 ſind vorgeſehen: 
35 Steuercommiſſarien für die 
3 Provinzen des Groß: 

herzogthums. 


35 im Ganzen. 


Die definitiven Etats enthalten hiernach gegen 1821 


weniger 30 Beamten. 


VI. 
10 Beamten für dad Civilbau⸗ 
weien, 
I. 9 „ den Straßens 
bau und 


7 u; „den Slußbau. 


28 im Ganzen, und außerdem 
beftanden noch als befols 
dete Nebenftellen: 

1 Oberflußbaudirector , 

1 Secretär deffelben und ver: 
fchiedene Chauſſee-Com⸗ 
miffäre. 


Rocalbaubeamten. 


1 Hof: und Militärbaumeis 
er 
3 Provinzialbaumeifter, und 


17 Kreisbaumeifter. 
21 im Ganzen 





Die definitiven Etats enthalten biernach gegen 1821 
weniger 7 Beamten, und außerdem auch die bezeichneten 


Nebenftellen nicht mehr. 


VI. Localforftbeamten. 


8 Ober⸗ und wirkliche Forſt⸗ 
meifter in Oberheffen u. 
Starfenburg, 

39 Oberförfter in den 3 Pros 
pinzen und 
124 Revierförfter in den 8 Pro: 
vinzen. 
171 Beamten im Ganzen. 


ftelen kommen werben. 


2 Dberforftbehörden, 


19 Forftinfpectoren und 
32 Nevierförfter. 


ü 103 Beamten im Ganzen. 
Die definitiven Etats enthalten folglich 
niger 68 Beamten, wozu noch fpäter tie 29 


gan 1821 wes 
erforftbehörben« 
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Nach dem Vorſtehenden find hiernach in den befinitiven 
— gegen die im Jahre 1821 beſtandenen Perſonalanſtel⸗ 
ngen: | 


mehr vorgefehen, weniger vorgefehen. 


und Aflefforen.....:... — Stellen 21 Stellen 
2) Secretäre und fonftige Canzs 

leiangeftellten ... 22... . — , 12 
3) Beamten des Kaffen: und Rech: 

nungdwefend „2.2.22... 6 „ — „ 
4) Rentbeamten, Obereinnehmer 

und Forftcaffierre ....... — „ 7 , 
5) Localfteuerbeamten....... . — 5 0 
6) Eocalbaubeamten....... — fr u: 
7) Localforfibeamtn ...... — 68 


[Li " 
5 Stellen. 185 Stellen. 
ober überhaupt weniger 180 Stellen, welche fich fpäter 


noch um die dermalen noch beftehenden Oberforftbehörbenftels 
len vermehren werden. 


, Aufgeftellt von der Buchhalterei des Sroßherzoglichen 
Minifteriums ber Finanzen. | 
Darmftabt den 16, October 1834. 
unterzeichnet 
= Jaide, 
Buchhalter. 


Lit. b. zu Beilage 192. 19 
Vergleichun 4 

des in der vorläufigen Rechenſchafts-Ueberſicht pro 18°°/,, ent» 

haltenen Aufwandes ‚an Befoldungen ıc. für die nachftehenden 

Finanzbehörden, mit den correfpondirenden Staatöbudgetöverwils 

Iigungen, wobei die unter ber wirklichen Ausgabe enthaltenen 

NMaturalien s Mehrvergütungen außer Anfat geblieben find. 








— ——— — — ——— —— — — 7 
9 Staatstudg Aufwand Letztr. beträgt 
. ehörden. ——** —* der 
8 une 9, Ohren Ueberfiht. mehr Imenia. 
1lEtatöwefen und Buchhal:| fl. fl. fl. fl. 


tung bei d. Finanzminift.| - 7500| 7350 
2iRehnungsfammer nebft 
Suftificatur . . . . | 88272] 89185 913} — 


sl Hauptftaatskafle . . . | 56280] 53316| — | 2964 
berfinanzkammer . . | 162975 157713| — | 5262 
5lOberforftdirection . . . ! 80826] 75645| — | 5181 
WOberbaudirection . . . | 50790| 50708 — 82 
TlKammeranwälte . . . | 1770| 170 — | — 
8 Rentämter für Kameral: 
und $orftvomänen. . | 137628| 140910| 3282| — 
9 Oberforftbehörden, einfchl. 
Korfivifitationskoften . | 18300) 18363 63 — 
10 Korftinfpektoren | 90210) 90120 — 


11,Revierförfter (tie eigentliche} 

Laft der Staatskaſſe). ? 273954) 294790 20836 
12 Forftfchußperfonal (defgl.)\ | 
13'Befoldung und Lohn we: 

gen der Elementarver: 

waltung der Kameral: 

- Domänen ... . .| 35009} 45180| 1711| — 
14. Obereinnehmer u. Gentralf.| 63925) 64421] 496) — 
15/0berfteuerboten . . . | 25500) 25625] 125 — 
16'Steuerfommiffarien . . | 136800| 1368001 — | — 
17|Berificator und Rentmeifter 

in Rheinhefien . . . | - 189001 189001 — | — 
18 Rocalbeamten für die ver: 
fchiedenen Zweige des | 
Baumwefend . . . . | 151473| 151909] 436, — 
Summe . . . |1426042|1438635 30333 10720 
} — 1426042113729) — 


So zeigt die vorläufige | 

Veberfiht gegen das 

Staatöbudget für die 3 
Jahre eine Mehrausgabe 


von 12593112595] — 
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welche hauptfächlich darin beruht, daß die Beiträge der Ges 
meinden zu den Forftdiener Befoldungen in der vorläufiger 
Ueberſicht, welche auf wirklichen Ergebniffen und Voranfchlä= 
gen beruht ‚ gegen bie Vorausfegungen des Staatöbudgets 
eträchtlich geringer erfcheinen , folglich die eigentliche Laft der 
Staatskaſſe in Beziehung auf diefe Befoldungen , die Annahme 
des Staatöbudget5 um fo viel überfteigen muß. 

Darmftadt, den 16, October 1834. 
Die Buchhalterei des Großherzoglichen Minifteriums 

‚ber Finanzen. 

Unterzeichnet: 
es Saide, 
Buchhalter. 


zum 35. Protofoll, 19 


Lit. o. zu Beil. 192. 

. Bergleibung 
ded aus der vorläufigen Nechenfchaftsüberficht pro 18°°/,, tes 
fultitenden Aufwandes für Befoldungen, Kanzlei» und Büs 
reaufoften der nachfiehenden Finanzbehörden und Anftalten mit 
dem correfpondirenden Aufwande in der Zinanzperiode von 
18°t/,, wodurch zugleich die deffallfige Be und in dem 
Berichte des erften Ausfchuffes der zweiten ftändifchen Kams 
mer über die obige Rechenſchaftsablage auf Seite 72 und 73 
ihre Berichtigung findet. 


Behörden und Anftalten. in — 


1. Der Ausſchußbericht enthalt für Beſoldun- fl. han 
gen ıc. der Finanzverwaltungscollegien ıc. 467088 436242 
Hier müffen pro 18°'/,, abgezogen 
werden 18,142 fl., weldhe aus den 
467,085 fl. auf die weiter unten fols 
gende Rubrik : „Rentämter,” als deren 
. Büreaufoften gehören. Pro 18°°/,, aber 
find 4000 fl. zuzufegen. Da die vorläus 
—— nicht 436,242 fl. ſondern 
‚242 fl. Aufwand enthält. 
Meiter müffen aber der vom Aus: 
ſchuſſe angegebenen Xuögabe pro 18°'/,, 
360 fl. zugefegt- werden, welche an 
den Nominalbefoldungen in diefer Pe⸗ 
riode durch Naturaliens Wenigervergüs- 
tungen erfpart wurden, und dagegen 
pro 18°°/,,. 6324 fl. abgesogen wer: 
den, welche unter dem AR als 
Naturalien-Mehrvergütungen enthalten 


ind. 

Hiernach gehen alfo an den Sums 

men im Audfchußberichte: 

pro 18°'/,, zu: 8860 fl. ab: 13142 fi, 
überhaupt ab: i — 4282 


pro 18°°/,, zu: 4000 A. eb: 
überhaupt ab: . . . : — 
bleiben zur Vergleihung : « . 462806 433918 
2. Der Ausfchußberiht enthält: an Be | 
foldungen ıc. der Fißcalanwälte . . 9630 18078 
a find an ftattgefundenen Naturaliens 
nigervergütung pro 18°"/,, zuzu⸗ 


zu übertragen . . 9630 18078 
Beil, 4 d. Verhand. d, 2. Kam. I. Band. 36 


* 
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Behörden und Anftalten. | in er 


Ueberttrag . . 9630 18078 
fegen, und an Naturalien-Mehrvergü: 
tung pro 18°°/,, abzuziehen . . . 249 378 


bleiben zur Bergleihung -. - . 9879 17700 


‘3. Der Ausfchußbericht enthält für Beſol⸗ 


dungen ic. der Rentämter, Haupt: 
und Forfirehner -. » 2 2 2... 182561 141610 
Hier müffen pro18?'/,, zugeſetzt werden: . 
a) die oben sub. 1 bemerften 13142fl. 
b) eine Naturalbefoldungs: 
Menigervergütung von . 191fl.. 





13333 

Pro 18'°/,. dagegen abgezogen werben 

die unter dem Aufwande begriffene Nas 
turalien-Mehrvergütung von . . . . 700 
Außerdem müffen aber der Ausgabe 

in 18°'/,, noch die Sporteln zugefeßt 

werden, welche die Rentbeamten im 1. 

Semefter 1821 nod) neben ihren Be 

foldungen zu beziehen hatten, mit circa 4500 


erfcheinen als richtige Vergleichungsfum. 150594 140910 


4. Der Ausfchußbericht enthält an Befol- 


5. Der Ausfhußbericht enthält an Beſol— 


dungen und Lohn bed wegen der Ele: 
mentar » Verwaltung der Kameraldomäs an 
nen angeftellten Perfona® . . . .. 46965 45180 


wobei nichts zu erinnern ift. 
dungen des Forfiperfonald . . . 485133 491326 
Hier müflen pro 18°°/,, an ftattgefun: 
denen Mehrvergütungen wegen der Be- 
foldungdquoten im Naturalienpreis, ab: 
gezogen werden 4000 fl. 
Außerdem müjjen aber an dem bezeich: 
neten Aufwande die Beiträge von Ge: 
meinden zu ben Befoldungen der Res 
vierförfter und der fchligenden Korftdies 
ner in Abzug kommen, wie folche in 
den Rechnungen pro 18%:/,, wirklich 
vereinnahmt und in der vorläufigen 


zu übertragen . 485133 491326 


zum 35. Protokoll, 21 


Behörden und Anſtalten. "im — 


Vebertrag . . 485133 491326 
Ueberficht pro 18°°/,, unter den Staats: 
Einnahmen mitbegriffen erfcheinen, näm⸗ Ä 
lich pro 18°'/,, mit 64194 fl. und pro ur 
18°0/,, mit 84054 fl. € find ſonach 
im Ganzen abzuziehen . +... . __64194 8804 
und bleiben zur Vergleihung 420939 403272 


6, Der Bericht des landftänd. Ausſchuſſes 
enthält an Befoldungen ıc. der Ober: 
einnehmer, Centralkaſſe, Oberfteuerbos 
ten, Steuerperäquatoren, Inſpectoren 
und Steuercontroleud . - - . . 161889 226225 
Hier müflen dem Aufwande pro 18° /,, 
an Naturalien:Wenigervergütungen zus 
gefeßt werden 2077 fl. Dagegen müfjen 
aber auch pro 18°°/,, 620 fl. zugeſetzt 
werden, weil die vorläufige Ueberſicht, 
nach Abzug des Naturalien.Mehr, nicht 
226,225 fl. fondern 226,845 fl. enthält 2077 620 


163966 22684 
Außerdem müffen aber dem Aufwande Bun 
von 18%/,, noch zugefegt werben die 
von den Steuerperäquatoren bis zut 
DOrganifation diefer Dienftbranche, wel: 
che erft im Jahr 1822 erfolgte, neben 
ihren Befoldungen noch bezogenen 
Sporteln, im Anfchlage von mindeftens 10875 
Hiernach ergeben fich ald richtige Sum 
men zur Vergleihung » « ._-, . 194841 226845 
7. Der Ausfchußbericht enthält an Beſol⸗ 
dungen der Domänen: und Eintegiftti- 
rungsverwaltung in Rheinheſſen, eins 
fhlieglich der Nentmeifter . - .- -» 15657 18900 
woran nichts zu beanftanben ift. 
8. Der Ausfchußbericht enthält an Befol- 
dungen c. der für bie verſchiedenen 
Zweige des Bauweſens angeftellten 
technifchen Localdiener . » - - . 
Hier müffen pro 18°/,, die Natura: 
zu übertragen - . 153501 152905 


* 


153501 152903 


22 Deilage Nr. 192. 


Behörben und Anftalten, in — — 


Uebertrag.. 153501 152903 
lien:Wenigervergütungen zugefeßt — bas 
gegen pro 18°°/,, die ftattgehabten Nas 
furalien-Mehrvergütungen abgezogen 
werden, ae. 2 2 2 2 2 2 2 2.120 994 
Verbleiben zur Vergleihung . 153621 151909 
Nach diefer Michtigftellung ver zur Vergleichung zu zies 
benden Summen, ift dad Refultat der Bergleichung Folgendes :. 


Aufwand:  Ilesterer birat. 
Behörden u. Anftalten. Im —— 18°°),. A In 
Es find aufgewendet wor⸗ fl. fl, fl. | 
ben für: 
1Beſoldungen ber Finanz: 
verwaltungdcollegien . | 462806| 433918! — 28888 
2 Belpldungen ec. der Fiscal: | 
Anwälte... .. 9379| 17700 as2| — 
83 Beſoldungen ꝛc. der Rent: 
ämter, Haupt: u. Forſt— 
rechner 
Beſoldungen und Löhne 
wegen der Elementarver: 
walfung der Kameraldo: 
mann 2.2.2.2 .| 469651 180 — 1785 
5 Beſoldungen des Forftper: 
jonald. . . ... .1 420939] 403272] — 17667 
6 Befoldungen der Oberein: 
nehmer, Gentralfaffe, 
Oberfteuerboten, Steuer: | 
peräquatoren, Inſpekto— 
ren und Gontroleus . | 174841] 226835 52004 _ 
7 Befoldungen ıc. der Domä⸗ | 








150394| 140910} — | 9484 


nen= u, Eintegiftrirungs: 
Verwaltung in Rheinhef: 
fen ıc. einfchließlich Veri— 
ficator und Rentmeifter ıc. 
8 Beſoldungen ber für Die ver: 
ſchiedenen Zweige d. Bau⸗ 
weſens angeſtellten tech: 
nifchen ocaldiener . . | 153621| 151900] — | 1712 


— —— — — — 
— — 


Summe , . 1143610211958634/63068159536 





15657| 18900] 3243| — 








zum 35. Protofofl, 23 


Es enthält hiernach die vorläufige Weberficht pro 18°°/,, 
für Befoldungen ıc. der voranbezeichneten Finanzbehörden in 
Vergleihung mit dem wirklichen Aufwande für die correfpons 
direnden Behörden in 18°'/,, nicht, wie der Ausfhuß in feis 
nem Berichte Seite 73 unrichtig berechnet hat, einen Mehr 
aufwand von 58,040 fl., fondern vielmehr nur einen Mehr 
aufwand von 3532 fl. 


U. Bergleihung 


bed in 18°'/,, für die oben bezeichneten Finanzbehörden flatts 
Be wirklichen Aufwandes an Befoldungen, Kanzleis 
often ıc. mit den correfpondirenden Berwilligungen. des 
Staatöbudget3 derfelben Periode; wobei jedoch den Summen 
des Staatöbudget3 die damald noch beftandenen Sporteln 
der Rentbeamten und Gteuercommiffäare im Sjährigen An— 
fhlage von 27,000 fl. und resp. 26,100 fl. der, wirklichen 
Ausgabe dagegen dieſe Sporteln nur in fo weit zugefeßt 
worden find, als folche in fraglicher Periode von den Bes 
zeichneten noch bezogen wurben, und wobei ferner dem wirks 
lihen Aufwande diejenigen Befoldungserfparniffe zugefeßt 
worden find, welche nicht an den Nominal:Gehalten, fondern 
burch Naturalien-Wenigervergütungen erzielt wurden : 


I) 
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ummen 
Zunte ſeebterer birägt 


de 
Behörden u. Anftalten. zur wand in 





— mehr |meniger 


1Sinanzeollegien, Red: fl. fl. ft. I fl. 
nungöbehörden. und 
Hauptkaflen . - . | 528419) 4628000 — | 60613 


2lKammeranwälte. . . 8430| 9879| 1499| — 


El fentämter und Forſtrecep⸗ 
en. u 





264102| 150394| — |113708 


4 Befoldungen bei der Ele: 
mentarverwaltung der 
Kameraldomänen (die 
Berwilligung mit den 
wirklihen Ausgaben 
gleich geoß angenommen)) 46965) 46965| — | — 


S]Forftperfonals Befoldungen 
(Laft der Staatöfaffe) | 478767| 420989 — | 57828 


6 Dhereinnehmer, Steuerpe: 
räquatoren, SSnfpectoren 
und Gontroleurd ıc. . | 140843) 17484134408] — 


VBefoldungen der Domä: 
nen= und Einregiftris | 
rungd » Verwaltung in 
Rheinhefien . . . 18018| 15657) — | 2361 


8 Beſoldungen der Localbe⸗ 
amten für die verfchies 
denen Zweige bed Bau: 


wefens . 165342| 1538621] — | 11721 








Summen . . 11645886|1435102 35947]246231 


. Die wirkliche Ausgabe mit dem Staatöbudget verglichen 
zeigt alfo gegen legtered bei den bezeichneten Finanzbehörden 
die bedeutende Erfparniß von 210.284 fl. 


zum 35. Protokoll, 25 


Zieht man nun von dieſer Erſparniß von . 210,284 fi. 
welche im Laufe der Finanzperiode von 18°'/,, 
felbft an den correfpondirenden ſtaatsbudgetmä⸗ 
en Verwilligungen für die fraglichen Finanz⸗ 

ehörden ftattgefunden hat, ab diejenigen . . 
um welche der wirklihe Aufwand in 18°), 
nach der vorläufigen Weberficht gegen den wirk⸗ 
lichen Aufwand in 18°'/,, größer geweſen iſt; 
fo ergiebt ſich, daß bie vorläufige Ueberſicht 
pro 18°°/,, gegen dad Staatsbudget von 18%), 
und alfo gegen den Stand des Au% 

abe » Bedürfniffes zu Anfang des 
— 1821 eine Erſparniß enthält von . . 206,752 fi. 
oder für 1 Zah von . 2 20. SENT. 
Aufgeftellt von der Buchhalterei des Großherzoglichen 
Minifteriumd der Finanzen. 
Darmftabt, den 16. October 1834. 
Unterzeichnet : 


3,532 fi. 


Saide, 
Buchhalter. 





* 
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Beilage Nr. 193. zum 36. Protokoll. 


Antrag der Abgeordneten Stammlet, Operforftmeifter 
von Rabenau, Frefenius und Schneider, gegen dad 
Weofangen u. f. mw. der Inſekten vertilgender Vögel, 





In der Verordnung vom 23. Auguft 1809 (Gigenbrobtd 
Handbuch Sr Band pag. 261) wurde, um den Beſchädigun— 
gen entgegen zu atbeiten, die durch mehrere Arten von Ins 
Ken den Wäldern, vorzüglich den Nabelholzwaldungen zuges 

igt werben können, den unbefugten Vogelſtelletn, und fons 

fligen Liebhabern, nicht minder auch der Jugend, alled San: 
gen, Blasrohrfchießen oder fonftige Methode der Habhaftwers 
dung, fowie auch dad Ausheben von Eiern und Neftern nüg: 
licher und eine ungeheure Menge fchädlicher Inſecten jährlich 
verzehrender Vögel, z. E. der Würger: und Neuntödterarten, 
der Kukuk, Spechte, Spechtmeifen, Wendehälfe, Baumläufer, 
Wiedehopfen, Finken, Ammer und Droffelatten, der lies 
genfänger und Bachſtelzen, Hauptfählih fämmtlicher klei⸗ 
ner und zahlteihen Sängeratten, fowie der Meiſen- und 
Scwalbenarten, — in fämmtlihen Großherzog. Forft: und 
Sagdbezirken, auf dad Nahdrüdlichfte, und bei Vermei⸗ 
bung einer berrfchaftlihen. Strafe von fünf Gulden (wovon 
der Denunciant, wenn die Strafe baar eingeht, ben britten 
Theil erhalten fol) oder einer angerneffenen Förperlichen Strafe 
unterfagt, auch verfügt, daß binfichtlich der der contravente 
renden Jugend angefeßt werdenden Strafe, die Eltern und 
Bormünder haften follen. 

Diele Verordnung vom 28, — hat nur Gul⸗ 
tigkeit für die beiden biefleit3 des Rheins gelegenen Provinz 
gen, und fie hat nur den Schuß der Großherzogl. Waldungen 
vor Augen, da aber in der Provinz Rheinheſſen ebenfalls 
Großherzoglihe Waldungen fich befinden, für melde dieſe 
Verordnung von Nugen feyn muß, — da die Großherzogl: 
gr und Jagdbezirke nicht allein, fondern auch bie ber 

tanbeöherren, der Communen und Privaten ic. ıc. eines 
Schutzes gegen Beſchädigungen, die a mehrere Arten von 
Infecten den Wäldern zugefügt werden können, bedürfen, — 
und ba die Landwirthſchaft einer gleichen Fürforge, wie bie 
Großherzogl. Forſt- und Jagdbezirke würdig ift, indem auch 
Beil..d. Werhandt,d. 2.Kam. l. Band, 37 
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hier fehr viele den landwirthfchaftlichen Erzeugniffen fchädliche 
Inſecten find, die in den Vogeln aber ihre Vertilger finden; 
— fo tragen wir hiermit darauf an, daß die verehrliche Kam 
mer bie Großherzogl. Staatöregierung um einen Gefeßegent- 
wurf erfuche, in welchem die in der Verordnung vom 23. Aus 
guft 1809 gegebenen Vorſchriften generalifirt, und dem bier 
und da höchſt verberblihen Wegfangen u. f. w. nüßlicher, 
Infecten vertilgender Vögel, zugleich mit Vorbeugung gegen 
die allzugroße Vermehrung derjenigen Vögel, bei welchen der 
Nugen, den fie durch BVertilgung ſchädlicher Infecten bringen, 
mit dem Schaden, welchen fie den Erzeugniffen der Kandwirths 
ſchaft ıc. ıc, zufügen, in fehr ungleihem Verhältniß fteht, wie 
i DB. der Sperlinge, Weindroffel, Dohlen u. f. w. Schran⸗ 
en geſetzt werden. 

Dabei tragen wir indbefondere darauf an, daß in dem 
zu erlaffenden Gefege firenge Maafregeln, fowohl gegen das 
Einfangen der Nachtigallen, als deren Halten in Käfigen 
—— und bier nicht allein der Einfänger mit einer ans 
gemeijenen Strafe bebroht, fondern auch der, welcher eine 
Nachtigall in einem Käfig hält, mit einer Abgabe entweder 
ad pigs usus, oder zur Drtsarmenkaffe belegt werde, wie 
dieſes in einer Kurfürftlich Heffifchen Verordnung vom 28. Seys 
tember 1802 und in einer Gr. S. Weinarifchen Verordnung 
vom 25. Juli 1826, von welchen beiden Verordnungen wir 
bier Abfchrift beilegen, beftimmt worden ift. 


Abſchrift. 


Kurfürſtl. Heſſiſches Regierungs-Ausſchreiben vom 28, Sep⸗ 
tember 1802, wodurch das unterm 21. May 1798 erlafiene 
Ausfchreiben gegen dad MWegfangen, ‚Ausheben, und Tödten 
berer, von Inferten fich nährenden Vögel, nochmals gefchärft 
wiederholt wird. 

Unfern günftigen Gruß und fteundfichen Dienft zuvor 

Edler und Veſter guter Freund, | 

In Gemäßheit einer höchften Refolution ift zwar bereits 
durch ein von dem vormaligen Oberforftamte unterm 21. Mai 
1798 erlaffened Auöfchreiben, das Wegfangen, Ausheben und 
wödten folher Vögel, welche fich von Raupen und andern 
Inſecten nähren, bei 10 Rthle. Strafe unterfagt worden, 
gleihwohl find feither öfters Anzeigen gefchehen, daß dieſer 
Unfug auf eine Außerft freche Art überall wieder überhand 
nimmt, wobei nicht nur ben Machtigallen beſonders nachges 
or wird, ſondern auch felbft die Vogeleier nicht verſchont 

elben. 


zum 36. Protofoll, - 3 


Damit nun dergleichen Frevel, durch deren fernere Vers 
vielfältigung in der Folge für Felder und Waldungen uner: 
jesliher Schaden entſtehen müßte, möglichſt verhütet werben, 
fo wird auf höchſten Befehl das obenerwähnte Gebot derges 
ftalt hier wiederholt, daß dafielbe ſich Fünftig auf alle Vögel, 
die Sperlinge allein ausgenommen, und zugleich auf das 
Cierfammeln erfireden, übrigens auch jeder Beſitzer einer ans 
geblih im Auslande gefangenen Nachtigall, dafür jährlich 
einen Ducaten ad pios usus erlegen, und außerdem ben Vers 
fäufer nahmhaft machen foll, 

Wir begehren daher Serenissimi nomine an Euch, diefed 
Ausſchreiben gewöhnlicher Weiſe publiciren zu laſſen, und 
nn: deffen genaue Befolgung mit gebührender Sorgfalt zu 
wachen. 

In deffen WVerfehung bleiben Wir Euch günftig und 
freundlich zu dienen geneigt. 

Caſſel den 28. Sept. 1802, 


Fürſtlich Heflifche Regierung hierfelbft. 


Abſchrift. 


Großherzoglich Sachſen-Weimariſche Verordnung wegen 
des Haltens der Nachtigallen d. d. 25. Juli 1826. 

achdem Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog dem 
Antrag des Landtags, auf Einführung, einer Abgabe zu den 
Drtdarmencaffen von jeder im Käfig Bea nen Nachtigall, 
höchfte Genehmigung ertheilt, und und griadigft — ha⸗ 
ben, eine Bekanntmachung wegen dieſer Abgabe zu erlaſſen, 
und wegen Erhebung derſelben die nöthigen Anordnungen 
überall zu een: fo machen wir deßhalb Folgendes zur all: 
gemeinen Nachachtung bekannt. 

1) Mit dem Jahr 1827 anfangend, ift von jeder, im Käfig 
gehaltenen Nachtigall, die Sproffer mit eingefchloffen, 
eine Abgabe von 6 Thalern zur Armencaffe des Orts 
‚jährlich praenumerando zu entrichten. 

2) Mer bereit eine Nachtigall oder einen Sproffer im Käfig 
hält, ift verpflichtet, fpäteftens biö zum 1. May 1827 
bei der Polizeibehörde ded Orts Anzeige davon zu Mar 
hen. Die Unterlaffung diefer Anzeige hat die Entrich⸗ 
tung des doppelten Betrags der geprbneten Abgabe mit 
12 Thalern als Strafe der beabfichtigten Defraudation 
zur Folge. Der Anzeiger empfängt davon, bei Verſchwei— 
gung feines Namend, bey dritten Theil mit 4 Thalern, 
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3) Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher eine nad) bem 
1. May 1827 befommene Nachtigall, oder einen Sprof: 
fer 24 Stunden im Käfig hat, obne ber Ortspolizeibe⸗ 
hörde Anzeige davon zu machen. Der Anzeiger erhält 
ebenfalls ein Drittheil bes Strafgeldes. 

5) Die Polizeiunterbehörden des Großherzogthums haben 
ben Behörben für Verwaltung der ‚Armencaffen, reap. 
ben Rechnungsführern bderfelben, Einnahmefcheine über 
bie angezeigten Abgabes und Straffälle, zum Behuf ber 
Erhebung der angefallenen Geldbeträge, pünctlich auszu— 
ftellen, und über die genaue Befolgung der vorftehenden 
Anordnungen zu wachen. 

Weimar den 25, Zuli 1826. 
Großherzogl. Sächfifche Landespirection. 
v. Schwenbler, 


Beilage Nr. 178. zum 30. Protokoll. 


Anlage zu den Motiven ded Gefeted » Entwurfs, Die 
Bollendung der Staats-Kunſtſtraßen betreffend. 


Nach den approrimativen Voranfchlägen der technifchen 
Behörde werden zur Vollendung ded Syſtems der Staatd- 
Kunftftraßen AT ee Summen erfordert, wobet voraus: 
gefegt wird, daß die bereits für die laufende Finanzperiode in 
da3 Staatöbudget zu diefem Behufe aufgenommenen Poften 
‘die Zuftimmung der Stände erhalten werden: 

1. Für die Straße von Wormd nad) Lorfc nad): 

träglich ........ EEE TEN PURE SEEN 12,000 fl. 
2. Kür die nach dem Antrage der Staatöregierung 

als Staatöftraße zu vollendende Straße von 

Lorfch über Heppenheim, Fürth nach Eberöberg. 138,000 „, 
3. Kür die Kortfesung der Straße von Höchſt bis 


an die Bayerifche Gränze... .............. 39,000 „ 
4. Vollendung der Straße von Beerfelden nad) 

Hirfhhorn ........... 24,000, 
5. Chauſſirung der Straße von Koſtheim nach 

Kaftel .........- TE 15,000, 
6. Straße von Alsfeld über Kirtorf in der Rich— | 

tung nach Marburg ..................... 97,500 „, 


7. Kür die nach dem Antrage der Staatöregierung 
als Staatöftraße zu vollendende Straße von 
Selterd über Gedern nach Herbftein, Yauterbach, 
Schlitz bid an die Kurheflifhe Gränze ...... 250,000 

8. Umgehung ‚der Böllfteiner Höhe und Vereini— 
gung mit der Straße von Fürth nad Rei: 


F .. 43,500 „ 
9. Erhöhung der Chauffee an der Lahnbrüde bei 
Gießen ........... .... .............. 4000, 
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Vortrag des erſten Ausſchuſſes über die Finanzver— 
waltung in der Finanzperiode von 1830 bis 1832; 
erftatter von dem Abgeordneten d'Orville, 


Wenn ſich der Ausſchuß bei feiner gegenwärtigen We: 
richt3erftattung im Allgemeinen auf die früheren in diefer Hin 
ficht fchon gehaltenen Vorträge der erften Ausfchüffe der Lands 
tage von 1833 und 1834 beziehet (Ir Bd. Beilage 1883, 
Beilage 430, Seite 582 und Ir Bd. Beilage Nr. 128 von 
1834), fo. muß jedoch, da gegenwärtig alle Rechnungen bes 
Staated von jener Periode definitiv abgefchloffen find, und 
mithin andere und zwar beſtimmte Refultate gegen früher vors 
liegen, der Bericht aud in allen Detaild neu aufgeftellt wer» 
den, wobei man indeffen denfelben Gang, wie früher, befols- 
gen wird. — Nach diefer vorläufigen Bemerkung gehet man 
nun zu den einzelnen: Theilen der Finanzverwaltung über. 


: A. Staatd:Einnahmen, 


Hauptabtheilung J. 

u Domänen. 

1. Kameraldomänen (Anlage zum Staatdbudget Nr. 1). 

. A. Bon Domänen unter der Verwaltung | 
der, Großherzoglichen Oberfinanzfammer 

ergibt ſich nach abgeichlojfenen Staatsrech⸗ 

nungen in den 3 Jahren ein Einkommen 


fl. Er. 
2,850,414 11°/, 


von . . » = . . D . . . » * 
während in dem Staatöbudget für diefelbe 
Zeit ald Einnahme nur . . . » . . 2,224,825 15 
vorgefehen waren, und mithin eine Mehr⸗ 
einnahme von . « .... 634,589 56°), 


erfcheint. Diefer Ueberfchuß ergibt 
. a) von Gütern, Häufern Fig 3 
und Mühlen mit „. . 188,158 8'/, 
b) von &ülten, Renten 
und Zinfen. . . . 269,692 9), 
e) von Zehnten, Theilgüs 
u zuu übertragen 458,850 15 634,588 — 
; 4 
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. 
Uebertrag 453,850 fl. 15Fr. 634,588 fl. 56 °/, ir. 
tern und Schnitthäms 
men. co... . . 191,163 20°), 
d) von Bannkeltern . 77 39 
e) „ Reohnden . . . 232 19 
f) „ Einnahmen vers | 
fchiedener Urt. . . . 11,556 9 Fr. 


636,879 42'7, 
Hiervon abgezogen 
8) den geringeren Ertrag 
der häfstelen gegen 
dad Budget mit . . 2,290 45°), 


— —— — 


Vergleicht ſich mit obigem Ueberſchuß von 634,588 56°/, 
Dieſe ſehr bedeutende Mehreinnahme gründet ſich haupts 
ſächlich auf weit vortheilhaftere Preiſe bei den Verkäufen von 
Früchten, indem laut mitgetheilter Tabelle Ziffer I. deren Er— 
= nn den Anjchlag im Staatöbudget um 523,659 fl. 3 Er. 
überftieg. | 
Der Ausfall bei den Schäfereien wird durch Verwand— 
lung von Schaafweidberechtigungen in Grundrenten, ungüns 
flige Verpachtungen und den geringen ‚Ertrag der im Rents 
amte Großgerau unter eigener Verwaltung ftehenden Schäfes 
zeien gerechtfertiget. Ä i 
B. Bon Domänen unter der Verwaltung Groß: 
berzogl. DOberbaudirection ergibt fich nach abs 
geichloffenen Staatörechnungen eine Ein fl. fr. 
nahme von . © 2 de een. . 168,322 16°), 
wofür im Staatöbudget nur vorgefehen waren 68,577 12 
und mithin in ber Periode von 1830-1832 
eine Mehreinnahme von. . . 2... 
erfcheint. Diefer Ueberſchuß ergibt fich 
a) aus dem Ertrag der Däm— 
me und Weidenpflanzun fl. Er. 
gen... 2 0 ee. . 0,394 451), 
b) aus dem Ertrag der Stein: 
brüche 25 4 





9,745 4',, 


c) der Baumpflanzungen” an 
ben Chauffen . . . . 
d) Einnahmen verſchiedener 
>. ı GE 
Zuſammen 46,363 23'/, 

zu übertragen 46,863 28), 00,748 4'), 


zum 30. Protofoll. 3 


Uebertrag 46,363 fl. 23'/, Er. 99,745 fl.4'/, Er. 
was nad) Abzug ded Ausfalles 
bei der Rheinfifcherei gegen das 
Budget von . » » .....11648 

einen Weberfhuß von 46,246 35'/, 
bildet. Ferner aud dem Webers 
ſchuß aus den Berg:, Salz: 
und Hüttenwerken in Ober: 
en.20217 21 
und endlich 


aus dem Ertrage der Saline 
Theodorshalle von..33281 7'/, 

Vergleicht fi) mit oben angeführten 99,745 4/, 
wobei folgende Erläuterungen nöthig erfcheinen: 

Für Steinbrühe, Baumpflanzungen an den Shauffeen 
und Einnahmen verfchiedener Art war ım Staatöbudget nichts ' 
vorgefehen, und das bedeutend vortheilhafte Ergebnig von dert 
Dimmen und Weidenpflanzunegn beruhet theild in größerem 
Holzertrag xc., theild in höheren Verkaufspreiſen bei den Ver: 
fleigerungen. Der Ausfall von 116 fl. 48 Er. bei der Rhein: 
fifcherei ift nur fcheinbar, indem diefer Rubrik irriger Weiſe 
ein Poften von 831 fl. 46 Er. zur Laft, und ein anderer von 
50 fl. irrig zu Gunften gerechnet wurde, fo daß alſo eigent: 
Pr * eines Ausfalls, eine Mehreinnahme von 167 fl. 58 fr. 

attfindet. 

Das Nefultat der Verwaltung der Berg:, Salzs, Hüt: 
ten= und Hammerwerke ergibt fich aus den vorliegenden Bes 
legen und Zabellen unter Ziffer I. und II. und erfcheint in 
nachftehender Weberficht näher beleuchtet. 
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BR I benen Geldüber: 
der bei ben Salinen, Berg:, Hütten: u. Dammeriverfen in ber Provinz Oberheffen, in den Jahren 1830 big 1832 ſich ergebenen ü : 
ſchuſſe und ftattgehabten Zuſchüſſe, mit Bemerkung des veränderten Activ: Vermögens, Ende 1832 im Veraleich mit jenem zu Ende 1829 
Das Activ⸗Vermögen der Werte 
betrug zu Ende 1932 im Vergleich mit 


Namen d er Werke baater Ueherſchuß Joagrer Zuſchuß gesf___ Mt jenem zu Ende 1829 
abgeliefert, leiftet worden. Vlehr. Weniger. 


J— PR. fr. fl, r, ft. fe. I = fr, 
Saline zu Salghaufen. 2 2222222222... | N 22620 


Für die Jahre 1830 dis 32 find 























"Seline zu Wiffelöheim 2 oe een 863 21'/, 2,159|49!/, 
Badeanftalt zu Salzhaufen . . 2.22 22.22.. 631 46'/, 19943 
Fabrik von Salzfäure und Bitterfalz dafelbft . 2,988,28'/, 3.030136 
Braunfohlenwerk daſelbſt ..........3 1,361j12'/, 253 


23 


[anpun- 














.| Braunfohlenwerf zu Dorheim ......... 39,896 51’ /, 16,071|20'), 
| Ludwigshütte (jedoch nach Abrechnung von circa | | 
20,000 fl., welche in diefer Periode außerordentl. "Reife zu 
at en — —— zu on | 
edeu auten und zu empinnun Rerer en⸗ 
ſteinvorräthe aus dem — 13,580 9 /, | | 6,678 39'/, 
5.1 Kupferwerk Thalitter oo onen. 18436 361/ 1925 30/. 
9. | Deögleichen Silberg und Breidendah .....1 | 132638), | | _ 12740, 
3,92445'/.1 21,229 57 {16,071 .20'/,'14,602112 
ab ..... 121,229|57 | 14,602,12 
Hauptfumme .. . 37,694 48/. | 10 8 
Hierzu die Einnahme verſch. ält. Ausitände mit 860 27/ 





Ausgaben beftritten . . . 


| und btieb reiner Ueberſchuß 
wofür im Budget nur .. 


und MER. u 


Beträgt die Summe des Ueberfchuffes ... . . . 
Hiervon wurden jedoch noch an außerordentlichen 


Er u Te We Dr jr ee Ge Tl 


’ ” s - ” (2 * “ ” “ ” 


» * » + “ > [2 » “ * . 


—— — —— 


38,559116'/, 





10,399143' ,, 


28.155133 


7,938|12 vorgefehen waren, 


99.217121 


*** 


— 


zum 30. Pretofohl, 5 


Nichts deſto weniger zeigt dieſe Auseinanderſetzung zur 
Genüge, — nur hauptſächlich dem Dorheimer Kohlenwerk 
und der Ludwigshütte der Verdienſt zuzuſchreiben iſt, und 
die übrigen Werke dem Fiscus am Ende eher Schaden als 
Nutzen bringen werden, mithin, wenn die Einſtellung eines 
Theils dieſer Anſtalten, in Rückſicht der darauf angewieſenen 
armen Menſchen, nicht möglich erſcheint, wiederholte Verſuche 
zur Veräußerung ſehr räthlich ſeyn würden. Man glaubt 
bierzu um fo mehr rathen zu können, indem ed eine bekannte 
Sache ift, daß Werke diefer Art in den Händen eines Privas 
ten oft zu einer ergiebigen Gewerböquelle fich geftalten, wähs 
rend foldhe dem Staate feinen Nußen bringen, da biefer in 
ber Verwaltung, willführlihen Benutzung, Aufſicht u. |. w. 
nicht alle die VBortheile und Erfparniffe eintreten laffen Fann, 
welche jenem, dem Privatmanne, zu Gebote ftehen. 


Für die Saline Theodorshalle war im Hauptvoranfchlage, 
in Folge der Verhandlungen mit den Ständen und der da: 
durch entftandenen Herabfegung des Verkaufpreiſes des Salzes 
von 4 fl. auf 2 fl. pr. Gtr., weder Ueberfhuß, noch Zubuße 
vorgefehen ; indeffen hat dieſes Werk dennoch durch bedeutende 
Erfparniffe in der Adminiftration und noch bedeutendere 
in den Betrieböfoften, wozu vorhandene Vorräthe benußt 
wurden, ohne größeren Verkauf den angeführten Nutzen von 
33,281 fl. 7'/, fr. zur Staatskaſſe abgeliefert. 


Es kann diefed zufällig befonderd günftige Nefultat diefer 
Finanzperiode jedoch nicht als Anhaltöpunft für die Folge die: 
nen, und wenn man die Einnahmdpoften der unter Anlage IV 
mitgetheilten Weberfiht der Einnahmen und Ausgaben der 
Saline Theodorshalle näher beleuchtet, fo findet man darun—⸗ 
ter ald zufällige und nicht ftändige Einnahmen unter: 


Nr. 1. aus Revifionsbemerkfungen fi 
herer Rehnungen . .». .. 31.35 Mr. 
„ 4%. für verkaufte Abfälle, Brenn: | 
holz und Befoldungshol; . . 12,984 fl. 33°), Fr. 
und unter 

„ 9. als wenigftend zum Theil nicht 

ftändig, verfchiedene Einnahmen 

und Anfchlag von Befoldungd: 
wohnungen ıc. mit . . . . 4,310 fl. 30%), Er. 
Zufammen 17,326 fl. 39'/, fr. 
Indeſſen erfcheint dad Refultat dieſes Werkes in der vor: 
liegenden Abrechnung, wenn man auch von dem wirklich ge: 
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lieferten ueberſchuß von . . 2.335281 fl. 7), Er. 
ben ganzen Betrag ber unter 1, 4 und 

9 bemerften Pofter mit. . .„. . . 19,326 fl. 39'/, Er. 
abziehet, wonach ald Netto: Ergebniß . . 15,954 fl. 28'/, Er. 
übrig bleiben würden, bei dem Verkaufspreis bes Salzes von 
2 fl. pr. Etr. dennoch ungleich günftiger, als in der vorher: 
— Finanzperiode von 18°°/,,, wo nach dem Berichte 
ed erften Ausfchuffes, Beilage Nr. 113 Seite 266, auf der 
Saline Theodorshalle eine wirklihe Zubuße von 54,515 fl. 
47° /, kr. nachgewiefen werden fol. 

Schließlich wird noch bemerkt, daß der Verkauf eines 

ſtarken Vorrathes von Brennholz aus früheren Jahren durch 
den eingefüheten Steinfoplenbrand ftatt finden konnte. 


2) Forſt-Domänen. 


Nach den abgefchloffenen Staatörechnungen war der — 
der Forſtdomänen von 1830 bis 1832 2,605,261 fl. 35°/, fr. 
wofür im Staatöbudget für diefelbe 


Periode nur . . 2,337,000 „ — u 
vorgefehen waren, und mithin ein Ueber: 
fhuß von 318,261 fl. 35°/, fr. 
Eugen — Dieſe Mehreinnahme fallt auf folgende Rubri⸗ 
ken und zwar 
auf Brand⸗, Bau⸗ und — mit 267,542 fl. 21 Er. 
2) „ BEA PIE DNRRBUNAEN ; . 63,829 er 
3) „ Sag den 5 ‘ 2,122 „ sF), „ 


49 5 — Gefälle u. andere Rechte 2,683 „ 38 
5) ,„ Einnahme verfchiedener Art . 4,062 „14 To er 
6) „ Ueberihußg am Hotzmagazin in 
| Darmitadt .. -« 9,031 „ 29), ” 
Summe der Mehreinnahine 349,771 m 46'/, Er, 
Hiervon abgezogen den geringeren Ertrag 
1) von Miethen von Befoldungsgebäus 
den, Grundftüden und —— 
mit. 2 2000. 3,949 fl. M/, kr. 
2) von Fiſchereien. 1,069 —— 
3) von Beiträgen der 
Gemeinden u. Pris 
vaten zu Forftdie: 
nerbefpldungen . . 26,891 Pe || 1. AR 
| 31,510 „10'), „ 


erſcheint obiger Ueberfhuß von . . 818,261 fl. 35°/, fr, 
Zu deſſen Rechtfertigung folgende Erläuterungen gebocen: 


zum 30. Protofoll. 7 


In dem Hauptooranfcjlage für. 1830 bis 1832 war nur 
folgende Naturalholzerndte in Ausficht genommen: 


a) in ber Provinz Oberheflen 382,908 fummarifche Steden, 


b)„u ” Starfenburg 277,481 " n 
Ü)u un " Rheinheffen 25,920 " " 


686,259 fummarifche Steden, 
wozu jedoch, in Folge der ——— ein wei⸗ 
terer Holzhieb im Nettobetrage von 78, fl. für diefe 
drei Jahre genehmigt wurde, was eine weitere Fällung von 

19,521 Steden für Oberheffen , 
und 13,224 , _,„ Starlenburg, 
32,745 ſummariſche Steden, 
mit Berechnung der Koften zur Folge haben mußte, und 
mithin im Ganzen für diefe Finanzperiode 719,004 fummaris 
fhe Steden vorgefehen wurden. 
Aber auch dieſer vorgefehene Holzhieb mußte in Folge 
des außerorbentlichen und lange dauernden Winters von 18°°/,, 
überfchritten werden, fo baß die faktifche Holzerndte in den 
drei Jahren 
a) in Oberhefien . . . 425,797 Steden, 
b) „ Startenburg . . 295,679 , 
c) ,, Rheinhefien . . . 22,355 * 

im Ganzen 743,831 ſummariſche Stecken bes 
trug und mithin die Annahme im Staatöbudget um 24,827 Stes 
den überftieg. Dadurch alfo, fo wie durch höhere Holzpreife, 
und endlich dadurch, daß der verwilligte ftärfere Holzhieb, 
nyr mit der Nettoeinnahme von 75,068 fl. vorgefehen 
war, erklärt ſich hauptfächlich die sub Nr. 1 erfcheinende bes 
beutende Mehreinnahme von 267,542 fl. 21 fr. auf Brand, 
Baus und Werkholz. 

— Der Ueberfchuß auf Waldnebennußungen von 63,829 fl. 
28'/, Er. ergibt fich befonderd aus dem Ertrage von Hadwals 
dungen und Rinden, fo wie aus dem Erlöfe ir Laub, Gras, 
— und Mood. Auf Erſtere hatten die hohen Holzpreiſe 

influß bei der Rinden-Verwerthung und von Letzteren wur 
den bedeutend ftärfere Quantitäten abgegeben. 

Die Mehreinnahme für Jagden beruhet auf höheren Er: 
lößen, diejenige von fländigen Gefällen darauf, Daß im 
Rentamte Umftadt die Gefälle für Loosholz, Maft und Weide 
aus dem Forftwalde nicht nach den verfchiedenen Rubriken, 
fondern größtentheild hier erſcheinen. Einnahmen, vers 
fHiedener Art Laffen ſich ihrer Zufälligkeit halber nie vor« 


S 


— — — — 
— — — 
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oudbeftimmen, und. war für diefe im Staatöbudget nichts 
vorgefehen. 

Dagegen wird die Wenigereinnahme für Miethe von 
Befpldnngögebäuden, Grundftüden und Zeitbe: 
durch den Minderbetrag des Pachtes aus Forſtgrund⸗ 

üden gerechtfertiget, welcher durch ben fortfchreitenden Anbau 
der Bloͤßen veranlaßt wurde, fo wie der Ausfall’ an den Fi: 
ſchereien in ungünftigen a feinen Grund hat, 
‚amd endlich die Weninereinnahme an Beiträgen der Ge: 
metnden zu Forftdiener:Befoldungen dahin erläutert 
wird, daß die beffallfige neue Organifation ber Erhebung, 
wie ſolche im Staatöbubget aufgenommen wurde, nicht ind 
Leben treten konnte, und auch die neue Mepartition ber Nee 
vierförfterbefoldungen wegen Widerfprüche in Dberheflen erft 
den 1. Zuli 1832 und in Starkenburg erft Anfangs 1883 zur 
Vollziehung kam. j 


Wiederholung der Einnahme aus Domänen. 


nad) den 
Staatds Mil Dei Mehr. 
red nungen. ' 
Kameraldomänen. fl. fr. fl. * fl. kr. 
Aus der Verwaltung | 
| 


der Oberfinanzfam- 
JJ 2,859 1al11?/, 2,221,825|15] 634,588 56°, 
Aus der Verwaltung | | 

der Oberbaudirection] 168,322,16'/,1 68,577,12) 99,745) 4'/, 
Forftpomänen.. . 12,655,261|35°/ 12,337,000|—| 318,261|35°), 
Eumma ber Einnahme 

aus Domänen . . j5,682,908| 4 |4,630,402 27i1,052,595 37 
Hierzu die Einnahme 

aus Revifionsbemer: 

Fungen d. Rentämter nd PR N 4,300:48 
Sf Kotaleinnahme . 15,687,298,52 14,630,402 2711,056,896 25 








zum 30. Protokoll. ‘9 


Sjauptabtheilung II, 

| Regalien 
ı* "Mad den abgefchloffenen Staatöreche 
nungen ‚war bad KRegalitätdeinfommen im : 
Ganzen 2 2 ren nenne. , 202,168 181, 
—* im Staatsbudget nur....141,864 — 


Mn 





vorgefehen waren, und mithin ein Webers x 
ſchuß von 2 een. 60200 18°), 
erſcheint, wovon | 
a) auf Redynung bed Eins 
fommensd von Waſſer⸗ 


fllen 2 2 22. 408f. 6 Fr. 
b) auf Rechnung ded Sas 

Iinens und Bergwerk; 

vegld . 2. 2... 83320, 9 „ 
e) auf Rechnung des‘ 

Münzrega8 . . . 21,9837,, 26'/, „ 
d) auf Rechnung fonftis 

ger Negalien . ... 4683,37 „ 
zu — ſind, was ſich 


mit obigen . . . . 60,299, 18'/, „ 


vergleicht. Die Urfachen der bedeutenden Mehreinnahme vom 
Salinen: und Münzregal find bereitö aus dem Vortrage 
Sr. Ercellenz des Herrn Präfidenten des Finanzminiſteriums 
zu entnehmen, und gründen ſich auf Mehrertrag ded Salz 
zehntens und Einnahme der für Errihtung des Münzgebäus 
ded zurüdgelegten Summen. Die übrigen Einnahmen find 
zufällige und nicht vorher zu beftimmende. Ä 


Sauptabtheilung II. 
Directe Steuern. 


Hierfür wurden erhoben laut Staats⸗ 
rechnung von 18°), . Er 


und waren für diefe Periode im Staatds 
budget nur Es ® “ “ ® ⸗ 5,950 851 7} — 


— 


vorgeſehen, was einen Ueberſchuß von 144,838 „ 27 „ 
ergiebt, welcher bereitd früher durch dad prorogirte Finanzges 
feg vom 12. Juni 1827 in dem Jahre 1880 erklärt if. 


6,095,689 fl. 27 tx. 
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KHauptabtheilnng IV. 
Sndirecte Auflagen. fl kr. 
Die Einnahme indirecter Auflagen beträgt 
nach den Staatörechnungen von 18°°/,, im Ganzen 5,841,022 41 
wofür im Budget diefer Periode nur . . _. 5,276, 781 — 
vorgefehen waren, und mithin Mehreinnahbme 665,291 4 
erſcheinen. Hieran find betheiliget: | 


1) die Salzregie und Salzfteuer 
mit - 2» 22 202020. 82423 55 
2) die Schladhtaccife. - . . 186,228 50 
3) „Verbrauchſteuer u. Con: 
trolgebühren von Sa . . 4,266 15 
4) die Wafferzöle zu Stein: 


DEIBI ..  4: 5 0% ' 
5) Rheinfchiffahrtsocrei . . 139,347 49 
6) Brüdengeld und für Ueber: 


fahtten . 2 2 2 2 2. 728314 
7) von öffentlichen Waagen 488 27 
8 „ Spell... : 16,548 37 
9) Estempel 99,157 31 


10) Ghewerböconceffionen, Zünfte 
und Mälle . . 2... 235 18 
11) Einzugs- und Abzugdgelder 15,502 — 
12) Collateralgeder . - . . 81,886 51 
15) Abgabe von Hunden . . 363 45 
590,873 50 
Ziehet man hiervon 
abdasMinderergebnig fl. Er. 
J) der Zranffteuer mit 14,824 13 
2) der Scieß: und , 
Reiſepäſſe . -» . 2513 56 
3) des Chauffeegeldes 2544 — 
4) der Lotterie . . 5700 — 
Zufammen 25,582 9 
fo vergleicht fich diefed mit obigen . . . . 565,291 41 
_ und werben hierzu folgende Erläuterungen ertheilt: 

Die bedeutende Mehreinnahme bei der Salzregie und 
Salziteuer findet ihren Grund in dem gegen die Vorauss 
feßungen im Staatöbudget ftatt gefundenen größeren Salzbes 
darf in den Provinzen Starfenburg und Rheinheffen. 

Für die Schlachtacciſe war im Staatöbubget, Fe 
$. 2 des Finanzgefehed vom 29. Dct. 1830 nicht3 vorgefehen, fte 


zum 30. Protofoll, 11 


wurde aber nach den Beflimmungen des früheren Gefeged im 
Laufe des Jahres 1830 noch forterhoben und erfcheint mithin . 
hier natürlich als Mehreinnahme. 


Die Mehrergebniffe ver Wafferzölle zu Steinheim 
und des Nheinfhiffahrtöoctroi find ohne Zweifel 
Folge der Erleichterungen der Rheinfchiffahrt. 


Der Ueberfhuß der Einnahme an Brüdengeld und 
Ueberfahrten beruhet auf der in biefer Finanzperiode erfolgs 
ten Acquifition der Wormfer Ueberfahrt. Unter der Rubrik 
von Sporteln, welche ebenfalld eine bedeutende Mehreins 
. nahme lieferten, blieb dad Einfommen der Eichämter mit 
978 fl. 24 fr. gegen die übrigen Intraden zurüd, was durch 
die Herabfegung der Gebühren der Krahnenwaage zu Mainz 
auf 2 Gentimen vom metrifchen Gentner gerechtfertiget wird. 


Die Einnahme von Stempel ift nie vorher zu beftims 
men, ſtets ſchwankend, und mit jedem Jahre geftiegen, denn 
1830 betrug ſolche 453,010 fl. 11 fr. wofür im Durchfehnitt 
1831 " n 015 „ 23 „ nur 
1882 „ „ 489,631 „ 57 „ 
435,500 fl. pr. Jahr vorgefehen waren, und mag dieſe grös 
—*— Einnahme leider in vermehrten Proceſſen ihren Grund 

nden. 


Der Ueberſchuß auf der Rubrik: Einzugs- und Abs 
ugögelder, melde nur mit 1860 fl. für 3 Jahre vorges 
Behen waren, und.die Summe von 17,362 fl. erreichten, fins 
det ohne Zweifel feinen Grund in den bedeutenden Auswan⸗ 
derungen nach Amerika. 


Die Einnahme von Collateralgeldern ift immer 
zufällig und nie vorher zu beftimmen. 


Was nun den Ausfall auf dem Ertrage der Trank—⸗ 
ſte uer anbelangt, fo mag folder theild in ungünftigen Zeits 
verhältniffen, theild in der Unzulänglichkeit der Gefebgebung 
in Bezug auf Defraudationen, feinen Grund finden. 

Die Gründe der geringeren Einnahme auf den Rubriken 

Schieß- und Reifepäffe, 

Chaufeegeld und 

Lotterie 
find bereits in tem Ausſchußberichte von 1833 angeführt, 
worauf man fich, ſowie überhaupt auf Alles, was über ins 
directe Auflagen in gebachtem Bericht Seite 600 bis 606 
gefagt ift, beziehet. 


\ 
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Hauptabtheilnna IV'/. 


Zollgefälle 


Der Ertrag bdiefer Einnahme, beläuft fich nach abge— 
ſchloſſenen Staatsrechnungen auf Netto 2,080,875 fl. 7'/, Er. 
und war für diefe Finanzperiode nur mit 1,800,000 „ — 
in Ausſicht genommen, alſo mehr. „. 280,875 fl. 7'/, Er. 

Es hat fi demnach das günftige Nefultat nody um mehr 
als dad Doppelte gegen die Erwartungen des Ausfchußberichtes 
von 1833 Seite 606 gefteigert, und man- bezieht fich vorders 
famft, um in feine Wiederholungen zu gerathen, an Alles, 
was in diefer Hinficht in nedachtem Berichte von Seite 606 
bis 610, fo wie in dem Vortrage Sr. Ercellenz des Herrn 
DMräafidenten ded Finanzminifteriumd Ir Band, Beil. Nr. 9, 
Seite 60 bis 63 über diefen Gegenftand angeführt ift. ö 

Mit dem größten Vergnügen fchließt ſich aber der jetzige 
Ausihuß der Anficht des früheren an, daß feine Maaßregel das 
Wohl und die Zufri:denheit der Völker mehr befördern Fonnte, 
ald dad allmählige Verſchwinden der Beſchränkungen, welche 
dem freien Berkehr der deutfchen Bundesftaaten im Wege 
ftehen, und daß unferer Staatöregierung das Anerfenntnig 
nie entgehen wird, den Grundftein zu diefem großen Werfe 
gelegt zu haben. In einem Augenblide, wo der Zutritt eines 
neuen bedeutenden Staatd, des Großherzogthbums Baden, 
kaum mehr zu bezweifeln fteht, und in deſſen Folge der Beis 
tritt einiger andern Staaten zu hoffen ift, wodurch der Zoll: 
verband Deutfchlands ein großes zufammenhängendes Ganze 
bilden würde, fiehet unfere Staatöregierung der Erreichung 
des großen Zwecks ihrer Bemühungen entgegen. Es kann 
jedoch der Ausfchuß den Wunfc nicht unterdrüden, daß es 
unferer Regierung bei diefer Gelegenheit, vereint mit andern 
Staaten, gelingen möge, die noch in Bezug auf ungleiche 
innere Befteuerungen beftehende läſtige Ausgleichungsabgaben 
unter den Bereindftaaten zu befeitigen, welche nody allein 
bindernd dem gänzlich freien Verkehr im Mege ftehen, und 
mit den Grundfägen einer natürlichen Handelsbilanz und 
dem freien Austaufc der Natur: und Kunftprodufte der vers 
bundenen Staaten unvereinbarlich erfcheinen. 


Hauptabtheilung V. 
Aus verfchiedenen Quellen. 


Nach der vorliegenden Aufftelung würde zwar unter 
fer Rubrik eine Wenigereinnahme von 105,192 fl. 18'/, Tr. 
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erſcheinen, dieſes iſt aber nur feheinbar, indem der in Ein⸗ 
nahme hier ins Staatsbudget gebrachte Poſten von 353,565 fli 
aus dem Betriebskapital nicht gebraucht und nicht erhoben 
wurde... — KR X ut 
Da nun nad den Staatdrechnungen iimsn, flo 2 Bw 
Laufe der Finanzperiodg wirklich eingegangen find, 686,199 46 fe 
und dafür a hicht gebrauchten Refer: —_ _ ._ 
vefonds und Betrieböfapitald von 353,568 fl. im + _ 
Staatöbubget nur... en EN ESNBDT N 
vorgefehen waren, fo erfcheint keine Minder: fon 
dern eine fattifche Mehreiinahme von +... . 248,372 46), 
Daran find betheiliget A : EEE. 
3) Geldfteafen mit...» 128,081 21° — 
2) Andere unmittelbare Eins yo — Hk 
nahmen der Hauptſtaatskaſſe, eins : © 
ſchließlich eingezogener Emolu⸗ | 
mente von Zuftizs, Polizeis und SEE wer 
Medicinalbeamten aus 18%/,, .. 9,757 830°, 
8) Succumbenzgelber „.... » » 4515 7 
4). Zufällige Einnahme... . 138,334 35 Re 
5) Brandentichädigungsgelder “ 1,692 8 | ee 
un 2 5 297,880 39°], 
Htervon abgezogen das Mins- 
berergebniß Ä 
I) auf Forfiftrafen fl. fr. 
in den Domaniallans 


X 
..4 


ben me oo 000.» 33 — 
2) auf Beiträge ber 

Gerichtöheren zu Be: 

foldungen .... . - 733 — 
3) auf Erfaßpoften 


29,007 53 

Bergleicht fi mit Obigem . . 248,372 46°), 

Um in Feine wörtliche Wiederholungen zu verfallen, be: 

ieht man fich bier im Allgemeinen auf die in dem Ausſchuß— 
ericht von 18383, Seite 612 bis 615 gegebenen Erläuterun: 
gen, und fügt nur noch hinzu, daß unter dem bedeutend 
höheren Ertrag der Geldftrafen der eine Poften wegen verlegs 
ter Auflage:Gefete allein 82,851 fl. 6 fr. mehr, ald im 
Budget vorgefehen war, aufbrachte, und daß die Mehrein 
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nahme, füt zufällige Einnahme ber Hauptſtaats⸗ 
Faffe von 138,334 fl. 33 kr., laut Beilage Ziffer VI, genau 
nachgewiefen: ift, fowie Beilage VII den Nachweis über die 
Rubrik Erfaspoften wegen aufgehobener gutsherrliher 
Frohnden ‚enthält. | 
Außerorbentlihe Einnahme. 

Diefe befteht, wie aud dem Vortrage Sr. Ercellenz des 
5 — des Finanzminiſteriums Seite 27 zu ers 
ehen iſt: - | 
. 2 aus Veränderungen im Grund » und Kapitalvermögen, 
| nämlich Domänenkauffhillingen, Ablöfungs> und Alo: 

„bificationögeldern mit >... ._ . 907,088 fl, 17°/, Er. 

2) in dem Betrage ded- befonberen: 
Ausfchlages zum Provinzialftras. 
Benbau mit . . . 2 "0. 
wozu noch zu rechnen find: 

Weberfchußgelber aus der Verwals 
tung des heimgefallenen v. Scholley': 
fhen Lebens mit. . . » 22. 
| und erfcheinen ald Summe ber | 

außerordentlichen Einnahme .  » . 788,065 fl. 2 Er. 


2880, 12 „ 


166 „ 32‘), „ 





"Arten der 
Einnahmen. 


Aus nod 
nicht ange: 
führten 
Reviſions⸗ 
bemerkun⸗ 
gen bei der 

aupt⸗ 
Gaatötaple 

I. Domänen 

II. Regalien 

III. Directe 
Steuern 

IV.Indirecte 
Auflagen 

IV'/,. Zoll: 
einfünfte 

V. Aus ver: 
fchiedenen 
Quellen 


Summe ber 


nahme 
Summe der 
außeror: 
dentlichen 
Einnahme 


Hauptfum: | 


me der 


Einnahme) 21,279,407|17°/, 


zum 30. Protofoll. 
Die Staatdeirmahmen .. ftellen fich demnach im Vergleich 


zu dem — ——— folgendermaßen zuſammen: 


nach den 
Rechnungen. 


fl. er 


93| 4 
5,687.298|52 

202,163 18 
6,095,689|27 
5,841,022|41 


2,080,875| 7 


586,199140°/,| 








18,186,675 





nach dem 


Budget. 
fl. fr. 


4,630,402/27 
141,864 


5,950 851] — 
5275,731— 
1,800,000| — 


337,827] 





za 








27 





45 


Mehr. | 
ee 


„. 
1,056, 896 5 


| 


— 
144,838 27 
565.29141 


280,875| 7 


218,372140°), 


2o, 493 a2 15/. 18,136,675 27| 2,356 ‚606,48°/, 


3.142,73150°/, 





zu übertragen 8,142,731 60°/. 
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Alſo Mehreinnahme . .342731 |. 50°), fr. 
Rechnet. man zu der Mehrein: ‚m. 
nahme hinzu, daß unter den oben ame .. un... 
geführten fpeciellen . Budget: Anfägen 
Seite 1 der Zufammenftellungen des | 
Staatöbudgetd Ä En 
a) für Domänen unter der Verwal: | 
fung der — 
famme ... 1fl, 15 fr. 
mehr ald Seite 4 im | | 
Abſchluß, und ebenſo 
b) für Berg⸗, Hütten⸗ 
und — Zu 
€ Seite . 7) 12 W773 | 
mehr als Seite 4 im a ; I | 
alſo zufammen . . 42 
mehr erſcheinen, ſo ergiebt ſi deine mirtlhe a, 
Mehreinnahme von. 8,142,733 fl. 17°), Er. 
und hiervon abgezogen die, dem Staates - 
budget aus dem Betriebskapital unter | 
Einnahme aus verfchiedenen Quellen "*": 
binzugefügte, aber nicht erhobenen . 353565 fl. — Mr. 


„ 


bleiben nach der Staatsrechnung Mehr⸗ 
einnahe . * 2.789, 168 „ 17 1) er. 


wa3 mit dem neueften Vortrage St. Ereellenz ded Herrn 
Präfidenten des BIRAHERIHNEELUNS, wen 3. Seite 2, übers 
einftimmt. | " 


B. — 


Aus Reviſi lentbemertungen frũherer fl. kre 
Rechnungen. he en 3208 24), 


I. Hauptabtheilung. 
Laſten und Abgänge. 
| ach ben; 1 abgefchloffe fl. fr. 
nen Etaatörechfru jen betrus , 
gen die Ausgaben für Laften 
und Abgänge . . 2,210,065 46'/, 


und waren Dafür ImStnats: 
budget nr . . . . 1953654 — 


’ ’ 


vorgefehen, mithin eine Mehrausgabe von 286,411 46'/, 
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Uebertrag 2860411 fl.46'/,Er. 
erſcheint Dieſe Mehrausgabe —— 


D aue den Laften ber Kameral: 

domän ecltei br doriv „5,686 38 
2) aufben ajten ber For os 

män BR 50,622 10 


8) befondere Beiträge zu öffent: 

lihen Anftalten in Darmitadt 212 3), 
4) Ent chädigungsrenten für 

— Jagd⸗ und getzbern 


liche Frohnden. 33 49'), . 
5) ——— görenten “für | 

ben verlornen Bezug indirecter 

Abgaben . 46,716 35‘), 


6) desgleichen für ‚aufgehoben ( 
rn enfchaftögefälle . . « 658 18), 
usfälle, Abgänge und 
— und zwar 
a) auf Einfom- 
men an Kam: fl . Er. 
meraldöomänen 14,426 ©), 
b) auf Einfom- 
men von Forft: 
bomänen . . 4,929 2'/, 
c) auf Ginfom: ; 
men an bitecten 
Steuern . . 21,069 22°), 
d) auf Einkom⸗ 
"Zulagen — 50825 3) 
uflagen.. . 190, . | 
ſ 191,249 38 
Zufammen mit . . 29,129 13 
und hiervon abgezogen bie 





Minderausgabe 
1) auf Laften der fl. Kr. 
Forſt⸗ und Kameral⸗ 
domänen . ; R . 4,952 11?/; 
2) auf Bran 


fi — — "3,765 14°), 
Zufammen mit . . . 8,717 26'), 


Vergleicht fi) mit Obigen . . 286,411 46‘), 
und muß hierzu folgerided erläuternd bemerkt werben: 
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Zu Nr. Lund 2. Laften auf Kameral: und Forft: 
domänenz beruhet der Mehraufwand auf gefeglichen und 
Privatverbindlichkeiten, ald Grundlaften, Steuerbeiträgen ıc., 
und Eonnte von der Verwaltung nicht vermieden werden. 

Zu Nr. 4 Entfhädigungsrenten für Staatd«, 
Jagd- und gutöherrliche Frohnden, finden fich in der, 
den Staatrechnungen beigefügten Tabelle VII, vollftändig 
nachgewiefen, und was im frühern Ausihußberiht, Beil. 480 
Seite 621 und 622, darüber gefagt ift, findet hierin, fo 
wie in der Uebereinftimmung ded Refultates mit dem Budget, 
feine Erledigung. | 

Zu Nr. 5 und 6 Entfhädigungsrenten für den 
verlornen — —— indirecter Abgaben und auf— 
aufgehobene Leibeigenſchaftsgefälle, ergiebt ſich die 
Mehrausgabe aus den im Laufe dieſer Finanzperiode außer 
den im Staatsbudget vorgeſehenen, weiters regulirten Renz 
ten und Zahlungen, welche in den der Ueberſicht der Staats— 
en angefügten Zabellen IX und X ſpeciell nachgewie— 
fen find. n 

Zu 7. Ausfälle, Abgänge und Nachläſſe und 
zwar: 

a) bei Einfommen der Kameraldomänen fommen 
außer vielen minder beträchtlichen inerigibeln Poften 
unter andern 

4215 fl. 34°), Er. für Nachlaß an Zehntgrundrenten, in 
Folge eingetretener Mißerndten, 
21,830 ,, 48°), „ für Nachläffe wegen Ueberihwem: 
mungen ıc. 
2,615 ,, 27° ,, wneinbringlihe Beftandgelder aus 
den Jahren 1823 und 1824 ıc. vor, 
| ferner erfcheint 

b) bei den Forfidomänen desfalls eine Mehrausgabe, 
weil eine Heraudgabe von Holz an die Gemeinden Die; 
burg und Großzimmern, die dem Fiscus oblag, nicht 
vorgefehen war, und 

e) von den directen Steuern die Mindereinnahme 
ihren Grund in den Nacläffen wegen Unglüdsfällen 
bat, fo wie endlich 

d) bei dem Einfommen der indirecten Auflagen, 
der Ausfall fi hauptfächlih, auf Denunciationsgebüh— 
ren und Strafantheilen, auf unrichtigen Anfägen, und 
‚auf uneinbringlichen Geldftrafen findet, worüber eben« 
falls die den Rechnungen angefügte Tabelle unter XI 
den vollftändigften Nachweis liefert. 
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I. SHauptabtheilung. 


Verzinfung und Zilgung der Staatöfhuld. 


Hierfür waren im Staat$- fl. kr. 
budget vorgeſehen..... 1,852,734 — 
und wurden laut Staatsrech⸗ 
nungen wirklich bezahlt. . . 1,852,710 7/. fe fr. 
wornach alfo eine Minderausgabe von . . . 28 52°), 
erſcheint. Es erfcheint dieſe Erfparniß in 
Folge einer Minderausgabe le 8% 
r Befoldung, Kanzleikoften von 2,270 °/, 
und Mehrausgabe für Verzin: 
fung eined Zuganges zur Staats⸗ 
hub mit . 2. 2 2 2 2 2 





246 8 
23 5%), 
worüber die den Rechnungen beigefügten Ta⸗ 
bellen XII und XIII Belege enthalten, und 
ber befondere Bericht über Verwaltung ber 
Staatöfchuld Ausweis ertheilen wird, 
II. Hauptabtheilung. 
Denfionen. 
Nach den Staatörechnungen 
wurden in ber Periode 18°°/,, fl. kr. 
an Penfionen bezahlt . . . 1,510,794 
und waren dafür im Staats⸗ 
budget nur . . 2. ....1,440,000 — 
vorgefehen, fo daß alfo eine Mehrausgabe von 70,794 44 
ftattfand. | 
Es war bekanntlich nach dem Bericht des erften Aus: 
ſchuſſes von 1833, Beilage Nr. 480, Seite 627, der Pen- 
ftond-Etat für dieſe Finanzperiode nad) dem Stande vom 
1. April 1829 von . . 511,880 fl. 34'/, fr. in Erwartung 
eined Heimfalles von . 31,880 „ 34‘), „ 
nur zu... . 480,000 ,„ — „, für 1 Jahr 
oder zu. . „1440,00 „ — „ für 8 Sabre 
angenommen worben. ER 
In der Wirklichkeit haben aber leider dieſe Erwartungen 
fich nicht bewährt, und nach den dem Ausſchuſſe vorgelegten 
tabellarifchen Weberfichten von XIV bis XXV finden feit 
1. April 1829 folgende Ab- und Zugänge an Penfionen ftatt: 


U 
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Der Abgang 06 find folglich 
betrug mehr Abgang. mehr Zugang, 
— — — — — — —— —— nn nun 
— fl. IR. . | EB) E 
1! Sn dem Zeitraum vom 1 April bis Ende 1829 | 23,653159 27.005 1 er | — | 3,352|12 
2 &m Jahr 1880 222er een | 22012 24632/175750, — | — 
Pe 11113——— | 35210587] 8osal | — | — 
4) „ erften Semefter 1832. .... 2:00.» 15,277132'/,| 8,705|32 652 27) — | - 
5) Sn den Monaten Juli, Auguft, September 
und October 1332... 22.2220... | 10,616122°/]| 67,236,49 — | — 156,620,25'/, 
6] Sn den Monaten November und December 1832 10.308|52 9516 27 787125 Br —— 
144,368 171,319j29 |83,029 6'/,| 59,972 37° 
Ä m 114 3081581 u ” r 
und es ergibt fich alfo ftatt des erwarteten Ab: — 
ganges in dem Zeitraum vom 11 April 1829 | 
is Ende 1832 ein Zugang von... . +. | 26,950|31 | 


Kerner erhellet aus diefen Weberfichten, daß ber 


Stand der Penfionen nie auf die erwartete Summe 


1 er ee >. 480,000 f. — Er. herabgefunfen war, fondern 
am 1 Zanuar 1830 noch » » > > > + +. 515,232, 46'/| „ betrug, bierauf fich 
WU ML... 90, 6 5 
ud, UL „u 182 u: 0000 0, Sn gemindert hatte, dagegen aber 
un, 1888 wieber U... 88, 5 beſonders in Folge der neuen 
Drganifation im Iehten Semefter, 1832 gefttegen war. 


Wäre die neueOrganifation nicht gerade in das legte Semefter 1832 gefallen, fo würde Die Weberfchreitung des 


Staatöbudgetö noch bedeutender feyn. 


Es ift diefer Gegenftand übrigens aufallen früheren Landtagen, und insbeſondere 


in dem Ausfſchußberichte von 1888 von Seite 627 bis 634 jo ausführlich behandelt, daß man fich Lediglich darauf oezieht. 


zum 30. Protofol 21: 


IV. Hauptabtheilung. 


Bebürfniffe des Großherzogliden Haufes und 
Hofſtaates. 


Hierfür find nad) den Staatsrech— J 
nungen ausbezahlt worden . . . . 2,144,084 fl. 5°/, fr. 
und waren vorgefehen . 2. 2... 2084,06, — 


wodurch eine Mehrausgabe von. . . 89,568 ,, 5), „ 
erfcheint, wovon indbefondere von der früheren Kammer 
1) 30,998 fl. 19 Er. als Auszahlung der der höchftfeligen 
Sroßherzogin Königl. Hoheit zu einem 
Schuldentilgungd » Fonds vwerorbneten 
- Handgelderzulage über den Zeitpunkt 
des letzten Regierungswechfeld hinaus, 
und. ferner | 
2) 24,019 fl. 26 Er. ald fortentrichtete Deputate Sr. Königl. 
Hoheit über den Zeitpunkt Ihres Re; 
gierungdantrittes neben der Givillifte, 
vom 6, April bis 1. Zuli 1830 
beanftandet wurden. — Was nun den Poften 
ad 1. anbelangt, fo ift diefer Gegenftand in den früheren 
Berihten und Protofollen der Landtagsverhandlungen 
von 1833 und 1834 fo erfchöpfend behandelt worden, 
HProt: BO vom 8. October 1833, Seite 95.148 
und Prot. 27 vom 26. Suni 1834, ©. 10-72.) 
Di Den Ausfchuffe nur wenig mehr darüber zu fagen | 
ibt 


Da indeſſen unwiderruflich der Thatbeſtand erwiefen und 
von allen Seiten eingeräumt erfcheint, daß — 
a) Sr. Königlichen Hoheit dem Großherzoge 1819 das Recht 
zuſtand, die Zahlung der fraglichen Schulden auf die 
Staatskaſſe zu verweiſen, 
b) die Gläubiger durch die Urkunde von 1819 ein wohler⸗ 
worbenes Recht an den Staat erlangt haben, indem 
folhe offenbar nur im Vertrauen auf die Garantie des 
Tann, die gefchloffene Webereinkunft genehmigten, und 
mithin 


c) die Zahlungen nach dem 1819 von Sr. Königl. Hoheit 
dem Großherzoge genehmigten Schuldentilgungsplan eine 
Berbindlichkeit ded Staates waren, deren fich berfelbe 

auf Feine Weiſe rechtlich entziehen konnte, 

fo vermag der Ausfhuß nicht zu erklären, wie der Staat die 
Erfüllung feiner Verpflichtungen gegen die Greditoren hätte 


n 
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verweigern können ? Diefe Anficht fcheint die verehrliche 
zweite Kammer von 1834 zum großen Theil ebenfalls getheilt 
au haben, indem folche diefer Ausgabe bei der unterm 1. Zuli 
834 erfolgten Abftimmung nur mit der Mehrheit einer eins 
zigen Stimme ihre Anerfennung verfagte. Die Zahlungs: ” 
termine waren Verpflichtungen, bie der Staat zu, erfüllen 
verbunden war, und der Ausſchuß kann nach reiflicher Er: 
wägung aller über diefen Gegenftand entwidelten Anfichten, 
die feinige-nur dahin auöfprechen : 
„daß die Zahlung der beanftandeten 30,998 fl. 19 Er. 
“  geleiftet werden mußte, und ed der verehrlichen Kam: 
mer demnach gefallen möge, folche als gerechtfertigt ans 
uerkennen.“ 
Ein anderes Verhältniß erſcheint 
ad 2. bei dem Poſten von 24,119 fl. 26'/, fr. Der Auss 
fhuß, Inden er ſich auf die beßfallfigen früheren Ver 
handlungen bezieht, vermag nicht, diefe Zahlung ald ge- 
rechtfertigt. zu betrachten, und überläßt daher hierüber 
bie weitere Entjcheibung der verehrlichen Kammer, 


V. Hauptabtheilung 
Landtagskoſten. 


Hierfür wurden nach den Staatsrech⸗ 
nungen bezahlt . » = 2 2 2... 86,189 fl. 16°), Er. 
und waren nur vorgefehen für 3 Jahre . 48,000 , — 
und eriheinen : . . 2 0200. .88189,, 16°), „ 
ald Mehrausgabe für Koften ded Landtags und landftändi« 
hen. Archivs, die Feiner Erörteruug bedürfen, indem bie 
Staatöregierung hierzu zum Voraus ermächtigt war. 





VI. Hauptabtheilung 


Unterhaltung des Militärs. 


Diefe Hauptabtheilung hat bereits auf dem Landtage von 
18”/,, ihre definitive Erledigung erhalten, 


' VO. SHauptabtheilung 
Geheimes Staatöminifterium, Staatsrath und 
Geheimes Eabinet. 


Diefe haben betragen laut abgefchloffene Staatserch⸗ 
vechnungen: 


zum 30. Protokoll. 23 


1) für Befoldungen  . . 2. » 262,260 fl. 51 Er. 
2) „ Kanzleifoften . . ..... 24180, —,„ 
Zufammen 286,390 „, 51 „ 
wofür nach dem Staatöbudget nur . . 259,902 „ — „ 
verwilliget waren und mithin im Ganzen 26,488 „ 51, 
mehr in Ausgabe erfcheinen. 
Die Ueberfchreitung des Befoldungs: 
eald von. - - 2 0 ner 0. 
nach Abzug für Mehrvergütung auf Na: 
turalbefoldungen von: . ». ..: 0.» 7791, — 
mit 11,067 „ 51 „' 
iſt bereitö in dem Ausfchußbericht von 1833, Beilage Nr. 480 
Seite 649 — 656, weitläufig erörtert, und indem man ſich auf 
den Inhalt diefer Auseinanderfegung beziehet, da die Reful: 
'tate fich hierin nicht geändert haben, bemerkt man ledig: 
lich, daß die Mehrausgabe auf Kanzleikoften von 7,630 fl. 
durch befondere außerordentliche Umftände gerechtfertigt wird, 
welche bei den Minifterien eine bedeutende Ar— 
beitsvermehrung herbeiführten, worunter der Todesfall 
bed Höchftfeligen, fowie der Regierungsantritt Sr. Königlichen 
Hoheit des jegigen Großherzog, die beiden in diefe Finanz» 
periode gefallenen Landtage, die tumultuarifchen Auftritte in 
Dberhefjen zc. ıc. zu: zählen find, wobei noch zu bemerken ift, 
daß die Ausgabe wegen bed Lokals der Soldatenkinderſchule, 
welche zwar im Budget mit 1100 fl. auf dad Militärbudget 
übertragen ift, in ber That aber erſt 1831 ftatt fand, und 
mithin die eigentliche Weberfchreitung bier nur mit 6,530 fl. 


erfcheint. 
VI. Hauptabtheilung 


Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 


Hierfür wurden laut Staatsrech⸗ 
nungen verausgabt . . 2. 2... 
und waren dafür im Budget nur vor: 
gehen. ee 2, — „ 
‚..., „alfo Mehrausgabe . 35,069 „ 54'/, „ 
welche lediglich ihren Grund in den Bundeslaſten findet, die 
durch die Approvifionirung der Feftungen Mainz und Lurem- 
burg herbeigeführt wurden. 
Solche überfchritten dad Budget um 41,16fl. S'/, kr. 
wogegen auf Gefandt: 





279,932 fl, 54°), fr. 


zu übertragen 41,516fl. 8'/ Er. 
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| i uebertrag 41,516 fl. 3'/, Pr, 
ſchaften, ftändige Com: 


miffionen ..... -. 5,667 fl. 56°/, Er. 
und auf Poftwefen und 
Staatsarhiv .... 778,12 „ 
zufammen 6,446, 8°), , 
gefpart wurden, was ſich mit obigen . 39,069 fl.54/, Er, 
vergleicht. Indem man fich hier ebenfalld an die Ausfchuß: 
berichte von 1833 und 1834 
(Ir Bd. Beil. Nr: 480 Seite 656 — 660) 
Ion, n, nn 18 „ 24 u 25) 
beziehet, um in feine Wiederholung zu gerathen, bedarf e& 
deßfalls Feiner weiteren Bemerkungen. | 


IX. Hauptabtheilung 
- Minifterium des Innern und der Zuftiz. 
Die fammtlichen Ausgaben in den 
Geſchäftszweigen des Minifteriums des 
Innern und der Juſtiz betragen, nach ' 
den abgefchloffenen Staatsrechnungen 83,584,284 fl. 29"), Fr. 
wofür nach dem Budget nur verwil 
liget waren. 2» > 2 0 3,291, 135, — 5, 
ed erfcheint demnach Mehrausgabe 293,149 „, 29"), „ 
I) Behörden und Anftalten für die Juſtiz. 
A. Gerichtshöfe. 


an Befoldungen an Kanzleikoſten. 
— ——— — 





Hiefür betragen die 
Ausgaben . . ..... 40 468 fl. ab/, kr. 83 417 fl. 11°/, Er. 
und waren verwilliget. 438,546, — 0, — „ 


alfo Mehrausgabe · 20,922,, 40°/,, 19,347, 1P/: „ 

Auf die Befoldungdtheile in Naturalien wurden mehr 
vergütet 8,68% fl. 55 fr, und ed reducirt fich die eigentliche 
Befofdungsüberfehreifung auf 12,237 fl. 45°), fr., welche 
ihren Grund in der Nothwendigkeit der Anftellung 

von zwei Obergerichtöräthen zu Mainz, 

und zwei Hofgerichtsaffefforen zu Gießen | 
findet. Won der Ueberfchreitung der Kanzleitoften fommen 
allein circa 10,000 fl. auf Rechnung der Möblirung des 
neuen Juſtizpallaſtes zu Mainz, der Reft auf vermehrte Ge: 
ſchäfte, bie nicht zu vermeiden gewefen. 


zum 30. Protokoll, | 25 


B. Stadt» und Landgerihte. 


Die Ausgaben betragen . . . 355,788 fl. S1'/, fr. 
die Berwilligung war . +... 34610 ,„ — ',„ 
mithin Weberfchreitung 9,645 „ S1°/, „ 
worunter 8,43% fl, 39'/, fr. Mehrvergütung für Naturalien 
ſich finden, die eigentliche Ueberfchreitung von 1,210 fl: 11?/s Fr. 
beruhet auf größerem Bedarf für Vikariats- und fonftige 
Koften. | 
C. Friedens-, Handeld> und Polizeigerichte, 
Die Ausgaben für Befoldungen, Kanz- 
lei = und Bureaukoften betragen . . . 53,717 fl. 24 fr. 
und waren verwiliget . . . 2... 8148, — „ 
mithin Mehrausgabe 2,234 ,, 24 , 
worunter an Mehrvergütung für Naturalien 1,323 fl. 48 Fr. 
erfcheinen und mithin nur 910 fl. 41 Er. Ueberfchreitung ftatt 
fand, welche mit den erſt neu hinzugefommenen den Friedens: 
richtern für Reviſion der Civilftandsregifter vermil: 
ligten Remunetationen, welche ſich in 3 Jahren auf 1,780 fl. 
belaufen haben, gerechtfertiget wird. 
D. Eriminalfoften. 
terfür wurden bezahlt | 
a) für gemöhnlibe . » 2 2... 594,210 fl. 28/. Er. 
b) „ außerordentliche‘ (Neubauten) . 130,152 ,, 40°), „ 


— zuſammen 684,363 , /, 
und waren nur verwilliget Br 


a) für gewöhnlide . . 384,840fl, 
b) , außerorbentlihe „. 120,000, . 
| 504,50, — „ 
Alſo Mehrausgabe 179,523 ,, 9), „ 
Laut der dem Ausſchuſſe vorgelegten Ueberfiht A findet 
fih die Ueberfchreitung der gewöhnlichen Criminalkoſten: 
1) auf der Criminal: ar ” 
kaſſe zu Gießen mit 25,414 fl. 2’/. tr. _ 
2) auf der Criminal: — 
kaſſe zu Darmſtadt J—— 
mit...... 34110, 17 
3) auf der Criminal⸗ i re 
kaffe für Rheinheſ⸗ — 
1: 62,670, 66 
zu übertragen 122,213 fl. 15°/,Er. 
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Uebertrag 122,213 fl. 15°/.Er. 


4) auf ber Eorrectiond» 
hauskaſſe zu Darm: fl. fr. 
adt ..0 1 nr. 0.0.8 17,600 7) 22 "_ 
5) auf der Zuchthaus: 
kaſſe zu Mariens 
IE 222.2... 20556, 61 7, 33 





Der 169,370 n 28° / un 
ierzu bie Weberfchreitung der Kos_ 
ften für Neubauten mit 2... 10,152 „ 40°), „ 
Vergleicht fi) mit obigen 179,523 „, 9), „ 
Die Gründe ded außerordentlichen Aufwandes für eigents 
liche Criminalkoſten find immer diefelben, welche bereitö bei 
der Rechenfchaftsablage über diefen Poften aud der Finanz: 
periode von 18°’/,, angeführt find, und wird nur nod bins 
ugefügt, daß ſich die criminellen Unterfuchungen mit jedem 
Kehre bedeutend vermehrt haben, die Zahl der Arreftaten ftet3 
ugenommen hat, und die Bictualienpreife in der verfloflenen 
inanzperiode viel höher waren, ald vorgefehen werben Fonnte. 
Die Mehrausgabe für 
außerordentliche Griminalkoften (Neubauten), welche ebenfalls 
in einer überlieferten Anlage B. genau nachgewiefen ift, beru: 
het in ber Fortfegung des Baues der neuen Arrefthäufer da: 
bier, zu Gießen und zu Mainz. 
2) Polizei und fonftige Abminiftrativbehörden 
und Anftalten. 


A. Provinzialregierungen. 
Hierfür wurden verausgabt . . . 290,420fl. 51?/,Er. 
und waren nur vorgefehben. . . 289,208, — 


mithin Mehrausgabe 1,217fl. 51’/, Er. 
Es fand nämlich 
beiden Kanzleikoften eine 
Ueberfchreitung von . „ 15,001fl. 67°/, Er. 
und bei ven Befoldungen 
eine Erfparniß von... . 13,784 ,, 5°), „ 
ftatt, was fi mit obigen 1,217 fl. S1!/, Er. 
vergleicht, und wird hierzu bemerkt, wie zu ben Erfparnifjen 
an Befoldungen noch 4,272 fl. 57°/, Er. Mehrvergütung 
für Naturalien hinzugefügt werben müffen, was ſolche auf 
18,057 fl. 3'/, fr. erhöhet, fo wie, daß dieſe Erfparniß haupt⸗ 
ſächlich ihren Grund in der Aufhebung der Regierungen vom 
16. Oktbr. 1882 an findet. 


zum ‚30. Protokoll. 27 


Dagegen wird die Mehrausgabe für Kanzleikoften 
a) durch vermehrte Gefchäfte und Copialgebühren, 
b) die nöthige Aushülfe bei den, bei den Regierungen bes 
ftandenen Rechnungsbureaud, , 
c) die neu hinzugefommene Revifion der Tatholifhen Kirs 
chenrechnungen in Rheinheffen, und endlich | 
d) durch die in Folge ded Regierungswechſels entflandenen 
mancherlei Koften, gerechtfertiget. 
ei en En a 
ierfür waren nach dem Budget für 18°°/,, 
eat ... ee ee EEE 
die Ausgaben haben nur betragen. . . 19,123fl. 18 fr. 
ergibt fich eine Erfparniß von 1,348 fl. 42 fr. 
welche lediglich ihren Grund in der Aufhebung diefer Behörde 
am 16, October 1832 findet. | 


C. Kirhen: und Schulräthe. 
Hierfür wurden verausgabt 
a) an Befoldungen . . . 59,774fl,.44 Tr. 
und waren vorgefehen . . 54,348, — „ 
Ä | alfo Mehr 1,426f.44 Fr. 
b) für Gangleifoften . . 9,650fl. 16°/, fr. 
und waren vorgefehen . . 8,880, — „ 
alfo Mehr 8,770 , 16°), 
im Ganzen Mehrausgabe 5,197fl. —/, ir 
Was die Befoldungen anbelangt, fo find darunter 1,185 fl. 
44'/, fr. für NMaturalienmehrvergütung begriffen, und reducirt 
ſich hierdurch die eigentliche Heberfchreitung auf 240 fl. 59'/, Er. 
— Man beziehet ſich hierbei auf das im erften Audfchußbes 
richt von 1833, Seite 664 bid 666, Gefagte, wornac die 
Ausgabe nicht mehr beanftandet wurde, und was ebenfalls 
auf Die Weberfchreitung der Ganzleikoften Anwendung findet. 
D. D. Landrathöperfona 
Hierfür waren verwilliget 206,910fl. — Fr. 
und wurden bezahlt . 194,106fl. 53'/, „ | 
erfcheint Erfparnig 12,803 fl. 6°), Er. 
welche fich auf Aufhebung der Landräthe am 16. Oct. 1832 
—* ſich Übrigens durch. Hinzurechnung von 8, 286fl. 22'/, Fr. 
ir Naturalien, die dem Etat zu gut fommen müffen, auf 
die Summe von 16,589 fl. 29'/, fr. erhöhet. 
Serner D.LIX. 
Neu organifirte Behörden vom 16. October 1832 an, 
für welche im Budget nichts vorgefehen 
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war und die mithin in einer Mehrauds 
gabe von 22 en nn. 7018 fl. 49°), Er. 
erfcheinen, und zwar: 
j Befoldungen. Ganzleifoften. 
| fl Er. f. kr. 
1) Provinzial: Commiffäre und _ 
Kreisräthemitder Summevon | 
17,367 fl. 48 fr. beftehend au& 9,511 18'/), 7,856 29'/, 


2) der Adminiftrativs, Juſtiz und 
Lehnhof 3,034 22'/, 266 36 


3) die Provinzial:Direction zu 

Mat) 2 2022. . 4410 501), 

4) das Mevicinafcolleg ve. 4% 4), 187 52 
5) das Oberconfiftorium . . 2,688 39 602 15 
6) der Oberftudienratb . . . 214 35 - 383 42 


7) der Oberfchultath.. . ... 1024 5 853 33 
8) die Rechnungsfammer:Sufti- 
ficatur zweite Abtheilung . . 8,449 49'/), 1,299 10 

9) Gontrolirende Beamte . . 73441), 

Befoldungen 25,564 12 11,449 37°], 
Ganzleifoften 11,449. 37°), 
Zufammen 837,013 49'), 

„ Bon den‘ Befoldungen iſt eine Mehrvergütung für Nas 
turalien mit 719. 26 kr. in Abrechnung zu bringen, wor: 
nach. folche. fi) auf. 24,844 fl. 46 Fr. vermindern. 

Es erſcheint hier nörhig, um diefe Weberfchreitung in Folge 
der neuen Organifation, richtig zu ‚beurtheilen, daß man. ſolche 
mit den Ausgaben. der früheren aufgehobenen Behörden in 
Bergleich und zufammenftellt, und es ergibt ſich darnach fol» 

gende Weberficht: 

A. Alte Behörden und Anftalten. 
Ueberfchreitung. Erfparniß. 

1 fl fr. 

1) Regierungen, Befoldungen. | 

(incl. Mehrvergütung für Na: 

cn, 1) 18.057 $!), 
2): Regierungen, ch dee 15,001 57'/: 

3) Oberforfigericht , Befolduns 

gen . . » . — » . . .. 
4) Kirchen: und Schulräthe, Bes 

foldungen . 2.2.2. 240 59'), 

zu: übertragen 19,545 fl. 25'/,E: 15,242 fl. 66/.kr. 


1,488 22 


zum 30. Protokoll, ‚29 


| Uebertrag 19,545 f1.25°/, fr. 15 — 50). fr, 
5) Kirchen: u. RN Ganz 

leifoften. . +. 3,770 18, 
6) Sandrathöperfonal — 16,589 20/. 
7) unter L Beiträge zu Polizei: 

und andern Anftalten in Gies 


gen und Darmſtadt . . 1,029 10 
B. Neu organifirte Ber 
hörden. 


Beſoldungen.28,564 12 
en 0. + 11,49 37°), 
56,027 3_ 37164 ©), 
die Erſparniß ab mit 37, 164 4 8). 
Bleibt Ueberfchreitung 18,862 58'/, 
welche theil8 in den unter Nr. 2 und 5 bemerften höheren 
Ganzleikoften der älteren Behörden begründet ift, und theils 
als Folge unvermeidlichen Aufwandes bei den Ueberzügen der 
Provinzialeommiffäre und Kreisräthe erfcheint, 
. Niedere PolizeisÖfficianten. 
Nach dem Budget waren ver: 
willigt 399 fl. — fr. 
die Ausgabe hierfür betrug 305 fl. 17'/, Er. 
| alfo weniger 3 fl. 42°), kr. 


F. Kultu3, öffentlicher Unterricht. und fonft auf 
Beförderung nützlicher WERRTUNIE 

Unter dieſer Abtheilung 

betragen die Ausgaben 504 318fl. 81?/ Er. 

und waren dafür nach 

dem Budget verwilligt 490,998 fl. 


Me 13,320fl. S1?/ kr. 
a) Landes-Univerfität Gießen. 


Es wurde laut — an — | 
ſchuß bezahlt . . ..104,448 fi. 55 fr. 
und waren nur verwilligt . 2.0. 0.108188 fl. — kr. 
Mer 1,290 fl. 55 fr. 
welche Mehrausgabe i in ber Einrichtung einer Forftlehranftalt 
begründet ift, welche die Univerfität aus eigenen Mitteln zu 
bereiten außer Stand geweſen⸗ 
ymnafien. 
1) zu Gießen wurden bezahlt und verwilligte 300fl. — Fr. 
zu übertragen 300 fl. — fr. 
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Uebertrag 300 fl. — ki. 
2) zu Büdingen deßgleichen. 4,500f. — 
8) zu Darmfladt bezahlt . . . 2... 16,311. 11°), „, 

21,111. 11°/, „ 
Da für dad Darmftädter Gymnafium 

19,500. fl. verwilliget waren, fo erfcheint 
hierauf eine Erfparniß von 0. 8,188fl.48°), „ 
und zwar in Kolge eines früheren Vorrathes von 1830, der 
jetzt erſt zur Verwendung Fam. 

ce) Schullehrer-Seminarien. 


Hierfür wurden verausgabt . . . 2. . . . 21,600 
und waren nur verwilit . . 2 2... 19,800 ft. 


alfo Mehrausgabe . . . 1,800 fl. 
welche für dad Seminar zu Bensheim verwendet wurden und 
bereitö im Audfchußberichte von 1833, ©. 667 erläutert ift. 


d) Für Befoldungen von Schullehrern in Volks— 
fhulen waren vorgefehen . . . . 40,992 fl. — Er. 
und wurben nur verwendet. . . . 38,942 „48 * 

alfo weniger 2,049 „, 12 , 
in Folge heimgefalfener perfönlicher Zulagen aus dem allge: 
meinen Schulverbefferungsfonds, die erft fpäter wieder ver: 
wendet wurden. 

e) Beitrag zu $reipläßen im bifhöflihen Semi- 
nar zu Mainz waren verwiligte . 2,892 fl. — Er. 
wurden begabt © » 2 2 2.2.2... 2,891 „52 * 

| Wenige — „8, 

H Befolbungen der Geiftlichen waren vorgefehen mit 

272,685 fl. — 


und wurben nur veraudgabet . . . 269.678 n 29 F 

alfo weniger 3,006 „, 31 ,, 

was feinen Grund in heimgefallenen und nicht wieber verges 

— Zulagen an Geiſtliche in Oberheſſen und Starkenburg 
ndet. 


8) Beitrag zu ben Koften des Fatholifchen Got: 
teöbientes zu Darmftadt, hiefür wurden ya 


und waren bafür nur vorgefehen . . 2307 , — * 


— rrttie — — — 


die Mehraus gabe von 659 „34 „ 


ift bereits in dem Auöfchußbericht von 1833, Seite 668 voll« 
fländig erläutert. 


zum 30. Protofoll, 31 


h) Bibliotheten und an Schriftfteller und 


i) Bildergallerie und Seihenfäulc: 2 diefe er⸗ 
fcheinen in Ausgabe . . 41,178 fl. 42 Er. 
und waren nur verwilliget ._ F 21.864 nn 

alfo mehr 19,314 „42 
was fich _ oeaug einer Mehrvergütung auf Naturalien 
von 339 fl. 2 0 Er. auf Befoldungen zu 18,075 fl. 22 fr. 
mindert. 
| Diefe Mehrausgabe beruhet befanntlich darauf, daß bie 
früher desfalld aus der Kabinetökaffe beftrittenen Koften auf 
die Staatskaſſe übertragen wurden. Man kann hierbei nur 
auf die früheren Landtagsverhandlungen und zwar auf dem 
Ausfhußbericht von 1833, Beil, 480. Seite — 672, und 
Ausſchußbericht von 1834, Beil. 128. Seite 25, fo wie auch 
auf das 81. Prot. von 1838, S. 182, dad 70. Drot. von 
1834 ©. 40 — 99 verweifen, "und be iehet man fich hierüber 
ferner auf den desfalls bereits erffatteten Ausfchußbericht 
über die Ausgaben für die Finanzperiode — wonach 
die Ueberſchreitung zu genehmigen ſeyn wird. 


k) Bauf — für Gießen und ROM: war für jede 
verwilliget 1, 3,000 — 
eö wurden aber uur für Darmfladt : 1,500 „ — 


verwendet, und erfcheint Erfparniß . 1,500 
welche ihren Grund barinnen findet, weil die projektirte Schule 
zu Gießen nicht vor Ende 1832 ind Leben ‘teten konnte. 
Es ergiebt fi) demnad für Kultus, öffentlichen Unter 
richt c. Mehraudgabe: 
für die Landes-Univerfität . » . . . 1,290 fl. 55 fr. 
„ Schullehrerfeminarien . . .. 180 ,— „ 
„ den Fatholifchen Gotteöbienft . ns „3 „ 
„ das Mufeum -. » » 2 2... 198314 „42, 





a — | 
auf Gymnafin . . .  8,188fl. 48! /,Er. 
„ Schullehrerbefoldungen 2,049 „12 „ 
; un] zu Sreiplägen 

am bifchöfl. Seminar -—, 8 „ 
u —— * — 

s3006, 31, 

Baſqhuln ...150,— „ 


dad Weniger abgezogen mit 9,724 „ 89), „ 
vergleicht fich mit Anfangs angeführten 13,320 „ 81°), „ 


- 
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G. Deffentlihe Sicherheit und Armenpflege 
Hierfür waren verwil- 
it .. 0... .816512f. — Er. 
und wurden nur ver: · 
wendet . ...:. 806,764 , 37), 
| alfo Erfparnig 9,747 fl. 22'/, Er. 
Es waren nämlich im Einzelnen verwilligt und wurden 
wirklich bezahlt: - 
a) für das Gendarmeriecorps 
vervilligt 2. 2.2 2 222. 254,832 f.— Er. 
‚und wurden nur verauögabt . . 241,205 „38'/, „ 
alſo Erfparniß 13,626 „21'/, „ 
was feinen —— — findet, daß die Verſtärkung dies 
ad Zeggdeſerſt in der zweiten Hälfte 
bed Jahres 1830 ftatt fand, 
b) Für Armenanftalten: 

1) für das Bettelhaus zu Mainz 
waren verwilliget - . . . ..6mM0f. — Fr. 
ed wurden gebrauht . . . 685,7 „ 

BG Erfparnig 54 „ 53 

2) für das Waifenhaus zu Darms ö 2 
ſtadt wurden bezahlt . . „28, „MM „ 
ed waren verwiligt . . . 27780, — „ 

mer 999 „9 „ 
ab die Erfparniß . 4,58 „ 
| ‚ bleibt Mehrausgabe 455 ,„ 4 „ 
Die Mehrausgabe bei dem Waifenhaus zu Darmftadt be: 
ruhet auf der größeren Anzahl der Waifenkinder. 
c) Für Oberpolizeifaffen: 

‚zu Gießen wurde Mehr . . .  H184fl. 9), Er. 

zu Darmfladt Weniger. . . . 760 „ 14), „ 

ald vorgefehen, gebraucht, alfo im 

‚Sanzen Mehr... 2... 423,5 „ 

Die Ueberfchreitung ber Polizeikaffe zu Gießen findet ih— 

ten Grund in ber ſich fo fehr vermehrten Ausgabe für Ver: 

pflegung und fonftige Koften für Vagabunden und Schüb: 
inge. 


Es find alfo ’ | 
Weniger Ausgabe: 
bei dem Gendarmeriecorps .. 13,626 fl. 21:/, Er. 
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Mehrausdgabe: fl. kr. 
bei den Armenanftalten 255 1 4 kr. 
bei den Polizeilaffen . 3,423, 50 „ 
_— 135978, , 
und bleibt wie oben im Ganzen Weniger 9,947 „ 22), „, 
HA. Medicinalweſen. 
Hierfür wurden wirk · 
lich bezahlt . . 160,088 fl. 36'/, Er. 
und waren nur ders 
wiligt . . - 15920 , — u 
alfo Mehrauögabe 2,888 „ 36"), „ 
Es fand nämlich auf Befoldungen des Medicinalperfonals 
eine Erfparniß ftatt von . . » +. . 1,6805. 58’), Ir. 
welche fich durch Hinzufügung der Mehrvers 
gütung für Naturalien um 2,711 fl.40'/, Er. 
erhöht, u. fich demnach auf 4,342 fl. 33/, Tr. 


ellt. 
Diefe beruhet auf dem Eingehen meh: 
verer zweiten Phyſikatsarztſtellen und ber, 
Ende 1832 noch nicht beendigten Medicis 
nalorganifation. 
Auf den Entbindungsanftalten zu Gie⸗ 
Sen und Mainz; wurden 
zu Mainz Weniger 708 fl. 11 fr. 
zu Gießen Mehr 70 „ — „ 
alfo Weniger 5,1 
gebraucht, und im Ganzen Weniger . . 1,686 „ #'), 
Dagegen entfland durch Maafregeln 
egen die Verbreitung der Cholera ein Kos 
enaufmand vn » «= 2 0... 4024 „4 
welcher nicht vorgefehen, übrigens in einer 
Anlage Lit. C genau nachgewieſen ift, und 
keiner Rechtfertigung bedarf. 
Hiervon abgezogen die Erfparnig . . 1,686 „ 4, 
ergiebt fich obiger Mehraufwand von 2,888 „ 36"), 
I. Landgeftüt. 
Bei der deßfallfigen VBerwilligung von 68,000 fl. — 
findet weder Weberfchreitung noch Erſparniß flatt. 
X. Handelöfammern zu Mainz und Offenbach. 
Hierfür waren verwilliget . . 4.500 fl. — gi! 9 
und wurden verausgabt . 3,978 = 21 = 


folglich Erſparniß 521 fl. 39 Er. 
ar% 


E 
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L. Befoldungen und Beiträge zu Polizei» und 
andern Anftalten. 
Es waren hierzu vorgefehen 14,820 fl. — kr. 
und wurden nur bezahlt 13,790 » 50 » 
alfo Erfparniß_1,029 fl. 10 fr. 
weldhe ihren Grund in der Aufhebung dieſer Anſtalten in 
Folge der neuen Organiſation findet. 
M. Maas- und Gewichtskoſten. 
Für Maas: und Gewichtskoſten waren 
vorgefehen . .» . + 8100fl. — fr. 
und verausgabet —F 7,681 : : 15), = 
giebt Erfparnig 418 fl. 44"), Pr. 
N. Beitrag zur Hospital: Anftalt Hofheim. 
Es waren verwilli iget für 3 Jahre 39,000 fl. 
und findet weder Ueberſchreitung noch Erfparniß ftatt. 


0. Beitrag zur u nicht [chiffbarer 


Hierfür waren verwilligt 80,000 fl. — Er. 
und wurden nur verwendet 27, 705 =: 35 - 
bleibt Erfparniß 2,204 fl. 15 Er. 
Die Ausgaben find verwendet a 
der —— mit 8,764 
inkelbach 2,800 
Selz 10, 103 
em 
erfpren 
— 550 


“nn u MW 
“mn mn Mom 
all Er 
vw am MH 


39 
für Reiſekoſten 66 » 
27,795 fl. 45 Fr. 

P. Beitrag zu Uferbauten an Flüſſen, welde 
die Landesgrenze bilden. 
Es waren laut Budget verwilliget 1,500 fl. — Er. 
und wurden nur verwendet 295 - 59: fi 
alſo Weniger 1204 fl. °/, Er. 
Q. Zur Verbefferung der Landwirthſchaft 


Hierfür waren engel für 3 
Sabre. . 24.000 fl. — fr. 


und wurden nur verwendet 15,984 : sr, 
mithin Weniger 8,015 fl. 2/, Er. 
Der landwirthſchaftliche Verein konnte erſt 1831 ins Les 
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m treten, weshalb der Beitrag eined Jahrs unverwendet 
lieb. 


R. Zu Unterftügung der Hagelbefchädigten. 
Es waren verwilligt 2. 0 ..999 fl. 
nnd wurden verwendet für die Wetterbefchädigten: 
in Oberheffen 6,760 fl. 
: Gtarkenburg 1,000 ⸗ 
: Rheinhefien 1,500 » 
Zufammen 9,260 fl. 
alfo Weniger 739 fl. 


S. Koften in den Etapenbezirken, der Vorfpann- 
leiftungen und Fourage für fremde 
Truppen. 

Die hier ohne Bewilligung im Budget 
verwendeten . .. 2 000 . 5916 fl. 10°), Er. 
beruhen auf dem befonderen Antrage der Stände (2. Bd. 
Beil. Nro. 265. Seite 491 von 18°°/,,) der nah $. 48 deö 
Landtagsabfchieded genehmigt wurde. 


T. Koften wegen des Durchmarſches der Polen. 


Die hier durch die Pflichten der Menfchlichkeit gebotene 
unvorhergefehene Audgabe zu Unterftügung ange: 
von . . * . . * 92 e 2 12, 84 fl. 16 kr. 
wird nicht beanſtandet werden. 

3., Behörden und Koſten, welche Juſtiz und 
Polizei zuſammen betreffen. 
A. Geſetzgebungs-⸗Commiſſion. 

Hierfür wurden verausgabt . . . . 671 fl. 56 Fr. 
wofür im Budget nichtö vorgefehen war. Es wurde dieſe 
Commiſſion jedoch erft im Juli 1830 aufgehoben, fo wie im 
früheren Ausfchußbericht von 1833 Seite 676 bereits erläus 


tert iſt. | 
B. Lemter - Bifitationd : Commiffions » Befols 
dungen. . 
Hierfür wurden verauögabt 8,380 fl. 2 Er. 
und waren nur verwiligt 8,130» —⸗ 


Veberfchreitung 250 fl. 2 Er. 

Diefe beruhet auf 205 fl. 47 fr. Mehtvergütung für 

Naturalien und der Befoldungdzulage, welche dem Aemter« 

Vifitationd = Sommiffär vom 4. Sept. 1882 an mit 290 fl. — 
jährlich zugeftanden wurde. 
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C. Bezirksboten. 


Hierfür waren verrilligt 12,000 fl. — fr. 
und wurben bezahlt . . 11,681: 61: 


alfo Weniger SIE fl. O kr. 


D., Diäten, Reifetoften, NRemunerationen. 
Hierfür betrug die Ausgabe 38,733 fl. 50 fr. 
und waren nur verwilligt 21,000: — = 
mithin Mehrausgabe 17,733 fl. 50 Er. 
an biefer — des Budgets beziehet 
man ſich lediglich auf den Ausſchußbericht von 1833 Beil. 
480 Seite 676 — 679 und indbefondere den neueren von 1834 
Beil, 128, Seite 26 bis 36 mit dem. Bemerfen, daß die 
Mehraudgabe, welche früher zu 18,653 fl. 53 fr. angegeben 
war, aus dem Grunde nun um 920 fl. 3 fr. niedriger er 
ſcheint, weil mehrere Poften Ende 1832 noch nicht nachge- 
wiefen und definitiv decrefirt waren, worunter befonderö Die 
in dem Berzeichniffe von 1832 unter No. 40. 57. 58. 60. 
69. 156 und 159 angeführten, erfcheinen follen, die demnach 
in fpäterer Rechnung in Ausgabe erfcheinen werben. 


E. Für Austheilung der Regierungsblätter 
an Geiftlihe und Gemeinden. 
Hierfür waren verwilligt 11700 fl. — Fr. 
und wurden bezahlt 11,628: 12 = 
alfo Weniger 71 fl. 8 kr. 


F. Kür Korftgerichtöfoften in den ſtandesherrlichen 
Bezirken. 


Die Audgabe betrug 7,479 R. 55'/, fr. 
und waren nur vorgefehen 4,500 - — =: 
mithin Weberfchreitung 2,979 fl. 55'/, Er. 
welche durch geftiegene Anzahl von Forftfreveln als unvers 
meidlich gerechtfertigt wird. 
4., Beiträge zu Wittwen» und Waifen«- Kaffen. 
Es wurben hierfür 
veraudgabet . . „ . 108,535 fl. 31'/, Er. 
und waren verwilliget 10135 «+ — : 
alfo Mehrausgabe 2,150 fl. 31'/, Fr. 
Die Ueberfchreitung beruhet in dem höheren Betrag ber 
Sterbquartale und wird beflätiget, wad in bem en 
Berichte desfalld gefagt if. 
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5) Beiträge zur EEE De 


Me 

Hierfür wurden verausgabt . 18,276 28:/, 
und waren nur verwilligt . .. 16,500 

Alfo Mehrausgbe . . . 1,006 28, 

Diefe Ueberfchreitung gründet ſich | 

auf Umterhäbungen für Taub⸗ 


* 


ſtumme, indem 2,069 48 
1 . . 2202 8 
1832 . . 2,004 32), 


zufammen 6,276 23'/, 

hierfür verwendet wurden, im Bud» 
get de nu .». * .0 } 
vorgefehen waren, woburd obige 1,776 23'/, 

erechtfertigt erfcheinen. Man bezieht fich übrigens an das in 

eilage 480 von 1833 Seite 679—664 und in Beilage 128 
von 1834 Seite 37 —39 hierüber Gefagte, und Tann biefe 
Ausgabe um fo weniger beanftanden, ald ohnehin auf dem 
jegigen Landtage eine weitere Unterftügung für dieſe Unglüd- 
lichen zur Sprache gebracht wurde. 


Es ergeben ſich demnach für die Verwaltung in ber 
neunten Hauptabtheilung in den Geſchäftszweigen des großh. 
Minifteriumd ded Innern und ber Juftiz bei den Ausgaben 
gegen dad Bubget, folgende Refultate: 


Gegen dad Budget. 
„mir, Zeige F 
1) Gerihtöhöte > 2. 3020952, 
2) Stadt» und Landgerichte 9,645 51/. 
8) Friedens Handels⸗ Polizei — 


ericht.. 
4) Griminaltoften . . . 179523 9), 
5) Provinzialregirungen . 1,217 51‘), 
6) Oberforftgerichtöbefoldungen 1,848 42 
I) Kirchen: und Schulräthe 5,197  °/, 
— Landrathsperſonal. 12,803 6°), 
9) Neu organifirte Behörden 37,013 49'/, 
10) Niedere Polizeiofficianten 8 42!) 
11) Kultus, öffentlicher Unterricht 
und fonft auf Beförderung der 
Kenntnfe ©»... 18320 37°), 


zu übertragen 284,4221.80°/,Fx. 14,155 71.31'/ fr 
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Uebertrag 284,422 fi,30° — 14,155 —2 


12) Deffentliche Sicherheit und 


Armenpflge . » 
13) Medicinalwefen . . . 
14) Handelöfammern zu N 
und Offenbach 
15) Befoldungsbeiträge zu Poli- 
eye und andern Anftalten 
16) Maaf: und Gewichtskoſten 
17) Beitrag a Regulirung * 
ſchiffbarer Zlüffe . 
18) Beiträge an Uferbauten an 
Flüffen der Grenze 
19) Zur Berbefferung der Lands 
wirthfchaft 
20) Zur Unterftügung der Ha: 
en i 
21) Koften in ben Etapenbe— 


zirken 
29) Koften wegen Durchmarſch 
28) 8 Br er FR Mi ’ 
eſetzgebungskommiſſion 
24) Aemter⸗Viſitations⸗ Com: 
a En jo ungen 
25) Bezirköboten 
26) Diäten, Reifekoften und 
NRemunerationen . 
e rue des Regierung, 


28) Forftgericteloften in ben 
ftandeöherrlihen Bezirken . 

29) nn zu Wittwen⸗ und 
MWaifenkaffen . . 

30) —— zur Staatsunter⸗ 
flüßungdlafe . » . .» 


ab 


Mie Anfangs bemerkt, Ki 
Mehrauögabe . . . 


2,888 36'/, 


5.916 10°), 


12,784 16 
671 56 


250 2 
17,733 50 
2,99 55°), 


2,150 31:), 
1,176 2331), 


331,574 12 
38,424 42'), 


‚149 29'/, 


9,747 22), 


621 39 


1,029 10 
418 44), 


2,204 15 


1,204 °/, 
8,015 2'/, 
739 


s18 9 


71 48 


38,424 421), 
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X. Hauptabtheilung 


Minifterium der Finanzen. 
Die in den Gefchäftszweigen des Minifteriumd der fl. fr. 
Sinanzen ftattgefundenen Ausgaben an 1a ca 4,137,560 39'/, 
wofür im Staatöbudget nur - . . . N 4.628) 415 — 


vorgefehen waren, und mithin Mehrausgabe > 2... 109,145 39'/, 
erfcheinen. 

Hieran find betheiliget bie — * — 
nanzverwaltung mit . . . } 3,349 38°/, 
und zwar betrugen die Hubgaben : 


— Weniger. 
1) Etatsweſen und Bub» fl. fa Er. 
haltung beim Minifterium 33 5 
2) Rechnungskammer nebft 
Suftificatur: 
a) Befoldungen . . . 8,896 29'), 
b) Kanzleitoften .. . . 496 11'/, 
3) Hauptſtaatskaſſe: 
a) Befoldungen . 291 
b) Kanzteitoften und Geld⸗ 
transporte. 1,096 46'/, 
4) — Collegien. 
A. Oberfinanzkammer: 
a) Befoldungen . . 3,040 55 
b) Kanzleifoften . . 685 47 
B. Oberforftdirection : 
a) Befoldungn . . 1,983 7 
b) Kanzleitoften . . 6,160 41'/, 
O. Oberbauirection: 
a) Befoldungen „. . 971 42"), 
b) Kanzleikoſten — sı 11/. 
Mehr 12,845 3), 8405 24°), 
abgezogen das Weniger 8.495 24°), 
Vergleicht ſich mit Obigen 3,319 38/, 
etrachtet man bie Befoldungen be: 
ſonders, fo ergibt fi) hierauf eine Erſpar⸗ 
niß von . . nn 3068 18), 
welche mit Hinzurechnung der Ausgabe 
für Mehrvergütung auf den — 


quoten im Naturalienpreis von . . . BB — 
einen ——— an Befolunge 
vn ..- 22222, 12851 18, 


zeigt. 
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Die Ueberfchreitung der Kanzleikoſten wird durch 
nothrendig gemworbene Anftellung momentaner aufßerore 
dentlicher Hülfe gerechtfertigt, und insbefondere hinficht 
lich des bier einfchlagenden Poftens bei der Oberforfts 
direction erläuternd bemerkt: 


„Man habe mit den hier im Ganzen für 18°°),, 
verwilligten 24,700 fl. eben fo wenig wie 18?7/,, aus 
reichen fönnen, weil eined Theils die wirklich verlies 
henen Befoldungen bei Aufftelung des Budgets von 
18°°),, 22,836 fl. 5 fr. betragen hätten, und bei Ver— 
weifung des verminderten Betrages auf den Denfiondfond 
nichtö gewonnen worden wäre, weil der von der Bes 
hörde aufgeftellte Voranfchlag über bie Kanzleikoften 
im Betrag von 4,106 fl., mit Berückſichtigung des 
wirflihen Bedürfniffes auch von den Ständen in 
feinen einzelnen Pofitionen nicht beanftandet worden fey. 
Der Reft von 1,864 fl. für Kanzleitoften nach Abs 
zug ber Verminderung des ganzen Bedürfniffes durch 
die Stände habe demnach unmöglich hireichen Eönnen. 


5) Local:VBerwaltung, Erhebung, Kaffe: und 
Rechnungsweſen. 
A. Streitige Rechtsverhältniſſe und Pro: fl. Er. 
seßführung Eofleten . . . . . 52144 12:/, 
und waren verwiligt . . . . 88,100 


Mehr:Audgabe 14,044 12V), 
und zwar 


a) für Befoldungen der Advokaten, 
Prokuratoren mehr . . oo. 
‚b) für Reiſekoſten, Deferviten und 
und Copiaien . . ... . 18465 12!), 
14,044 12'/, 
Der Mehraufwand bei 
ben Befoldungen der Kam: 
meranwälte beruht lediglich 
in ben flattgefundenen Natu: 
raltenmehrzahlungen. Was 
ben Mehraufwand für Pr fl. Er. 
eßkoſten, Reifekoften ıc. von 13,465 12‘), 
etrifft, fo müfjen hiervon 
bie in ben Sahren 18°°/,, 
von den fiöcalifchen Geg⸗ 


zu übertragen 14,044 fl. 12:/, tr. 
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 Webertrag 18,465 fl.12'/,Fr. naa Aa fl.Ia/tx. 
nern wieder erſetzten Koſten 
Men. HF 


in Abzug gebracht werben, wel: 
che unter zufälligen Einnahmen 
erfcheinen, fo daß die eigent: 
liche Mehr⸗Ausgabe nur . 3,828 9), 
beträgt. 
B. Rentämter für Camerals» und Forftd — 


Die Ausgabe hat betragen . . - - 149,869 58°), 
und waren nach dem Budget verwilliget 143,091 — 


alfo mehr . . 6778 58!/, 
und zwar betrugen die Aus: 
gaben Mehr. Weniger. 
fl. kr. fl. kr. 
a) für Beſoldungen .. 28%3 4), 
b) „ Remifen . . - 2,664 10°), 
c) „ Wohnungund&ü: _ 


iſer 26 40 
d) für Bureaukoſten. 4,997 250/. 
e) „ Dienftpferdvergüs 
tungen » 0... 294 36'/, 
f) fürRentamtödienerund 
4,209 7°), 


Boten.. 
g) für Ueberzugskoſten des 
Rentamtöperfonald . 774 42 
‚Mehr . 11,809 22'/, 4,530 24 
abgezogen dad Weniger 4,530 24 
vergleicht fich mit obigen 6,778 58'), . 
a) Die Mehraudgabe für Befoldungen reduzirt ſich 
da darunter eine Naturalien-Mehrvergütung von 1,270 
begriffen ift, eigentlih auf 1,603 A. 4'/, kr., welde 
durch die bei den Rentämtern Grünberg, Nidda, Schot- 
ten, Großgerau und ber Rezeptur Itter nöthig gemwefes 
nen Vikariate herbeigeführt wurden. 
b) Die Mehrausgabe für Kemifen der Nentämter 
„> durch größere Einnahme in Rheinheſſen gerecht- 


gt. 

d) Der größere Bedarf von Bureaufoften gründet 
ſich auf die Nothwendigkeit, mehreren Rentämtern hö⸗ 
here und andern, die gar keine hatten, Bureaukoſten 
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zu verwilligen, um bie bringendften Erforderniffe des 
Dienftes beftreiten zu können. 
f) Die bedeutende Erfparniß für Befoldung der 
Rentamtsdiener und Boten erläutert fich durch den Um: 
fand, daß die in der ſtaatsbudgetmäßigen Befoldungs- 
fumme vorgefehene DOrganifation diefes Dienftperfonals 
nicht volftändig zur Ausführung Fam. 
C. Elementar:Berwaltungdfoften ber Kameraldomänen. 
Hierfür wurden lautStaats 


rechnungen bezahlt fe Er. 
a) für Befoldungen . . 45,181 19°), 
b) „ Koften ded Kanes 
ralflußbaues . . ! 16,212 50°/, 
c) für andere Koften . 102,567 32°), 
und waren hierfür verwil: 163,961 43'/, 


liget nach dem Budget : 
a) für Befoldungen. . 45,000 — 
b) „ Koften des Kame: 
ralflußbaus . . . 23,90 — 
c) für andere Koften . 120621 — 
‚. 189,570 — 
Hiervon abgezogen die wirk⸗ 
lichen Zahlungen von . 163,961 43°), 
bleibt Erfparniß . 25,608 16°), 

Die Wenigerausgabe von 7,727 fl. 10'/, Er. wegen bes 
Kameralflußbaues hat ihren Grund in? dem Umſtande, daß 
von den in dem Hauptvoranfchlage in Ausficht genomme- 
nen Pflanzungen der größte Theil nicht in Ausführung kom 
men Fonnte, indem die WVerlandungen nicht in dem Grabe 
vor fich gingen, als folhe in Ausfiht genommen waren. 

Die Erfparniffe auf denen unter der Verwaltung der 
Oberfinanzkammer ftehenden Kameraldomänen unter der Bes 
nennung „andere Koften” finden fich hauptſächlich 

a) in Erhebungs- und Zrandportkoften , 

b) in Koften der eigenen Verwaltung , 

c) in geringerer Indörr und Abgang. 

D. Techniſche Forfiverwaltung und Forſtſchutz. 

Die Ausgaben nah den fl. kr. 5 fr. 
Staatörechnungen betragen . 951,374 13°), 
und waren nach dem Bubget 

nur verwilliget . . . . . 908,228 — 
mithin Mebhrausgabe 48,151 18'/, 
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Es waren vorgefehen, und wurden dagegen wirklich bes 


ierzu wird in Hinficht der Poften, 


ir nach dem 
Budget 
vorgefehen. 
fl. 
1) Kür Oberforftbehörben . 15,900 
2) „ Korftvifitationdkoften . 2,400 
3) ,„ Borflinfpectoren 90,210 
4) „ Revierförfer - - 233,556 
5) ,„ Sorftichußperfonal . . 140,916 
6) ,, Ueberzugäfoftend. Forſt⸗ 
perſonals...* — 
7) Für Se . . 827,900 
8) rndte und Aufbewah: 
zung der Nebennugungen 4,200 
9) Kür Kulturkoften . - - 49,950 
10) ,„ Jagd- und Fiſcherei⸗ 
13,731 
11) Kür Unterhaltung der Wege, 
> Brüden und Grenzen ., - 4,500 
12) Kür Vermeſſung und Ein: 
theilung . - > re. 2,280 
13) Kür Verkündigungs- und | 
Verfteigerungdfoften . : 6,543 
14) Kür Bothenlohn » 1,236 
15) „ Düten . 0...» 8811 
16) „ Entichäbigung und be 
ſſondere Belohnungen. - - 5,040 
17) Kür Verſtärkung des Forſt⸗ 
ſchutzes durch bewaffnete 
Macht 1,050 


— 


nach den 


Staatsrechnungen 


bezahlt. 


659 56 
858,170 32 


4,634 30'/, 
49465 6°), 


17,910 35°/, 
6,451 37°), 
2424 19°), 
8452 7 
1.044 56°), 
7,60 27°), 
5,532 51°/, 


268 321), 





008223 051,374 18'/, 


Weberfchreitung des Budgets erſcheint, nur 


a) bei dem Poſten Nr. 4 für Re 


aufwand von 7,067 fl. 20 fr. 


für Naturalmehrvergütung 
müſſen, ſowie 


wo eine bedeutende 
bemerkt, daß 

vierförſter, wo ein Mehr⸗ 
erſcheint, hierauf 5,646 fl. 


in Abzug gebracht werden 


b) ſich die Mehrausgabe für Holzmadherlohn aus dem ſtär⸗ 
keren Holzhieb erläutert, wie folches aus dem. einichlas 


genden Einnahmspoſten und dem 


1833, Seite 695 zu erfehen iſt; 


Ausfhußberihte von 
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e) eben fo ift die Mehrausgabe für Jagd⸗ und Fifcherei: 
foften genau nachgewiefen und beruhet zum Theil auf 
Ausgaben, weldhe im Staatöbudget nicht vorgefehen was 
ren, im — 2237 fl. 2'/, fr. und ferner mit 
1,942 fi. 82°/, Er. in der Sammlung der reichen Eichel: 
— von 1831 und 1832, welche nicht jedes Jahr 
gerathen. 

Dieſe letztere Extraausgabe, welche eigentlich erſt auf 
die Finanzperiode von 182/, validiren ſollte, muß in 
dem nächſten Budget bei den Fonds für Jagdkoſten in 

Anſchlag gebracht werben. 

d) Die Ueberfchreitung des Budgets bei der Unterhaltung 
ber Wege, Brüden und Grenzen findet ihren Grund 
darin, weil bei dem WBoranfchlage, die für lebteren 
Gegenftand, die Grenzunterhaltung, vorgefeben ges 

. wejene Summe von 1,060 fl. per Sahr, geftrichen wor: 
den war, was nicht hätte gefchehen follen, weil ver 
erwwartete Abverdienft durch Forſtſtrafen nicht fo veichhals 
tig auögefallen ift, und nicht einmal die nothmwenbigften 
Arbeiten für Unterhaltung der Wege mit den disponiblen 
Fonds erzielt werden konnten. 

e) Die Ueberfchreitung für Verkündigungds und Werfteige 
—— beruhet hauptſächlich auf den bedeutenderen 
Holzverkäufen. 


E. Verwaltungskoſten der directen Steuern, in— 
directen Auflagen und Regalien. 


Hierfür wurden nach den fl. kr. fl... 
Staatsrehnungen bezahlt. . 1,873,298 19 
und waren hierfür verwilliget. 1,333,347 — 
mithin Mehrausgabe 39,951 19 
ieran erfcheinen betheiliget : 
a) Befoldungen mit einer Mehraudgabe von 34411 58°), 
b) Kanzleibedürfniffe und Drudkoften.. . 1,163 15°), 
- ec) Allgemeine Verwaltungdkoften mit. . 89,378 47), 
on. "43,983 55°), 
und hiervon abgegogen 
Ed) die Erſparniß auf Erhebungskoſten mit 4,032 86°. 
. Vergleicht fich mit obigen 39,951 19 
ad a) Die Ueberfchreitung des Budgets 
von.... 7 © 3 66/. 
ifte nur fcheinbar, indem darunter für Natus 


» 
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volmehevergütungen - 22... 2Mfl.—Er. 
begriffen find, und mithin eigentlih . . - 82 1), 
weniger für Befoldungen bezahlt wurden. u 
ad b) Die Mehrausgabe für er ra und 
Drudkoften laſtet hauptfählih auf, Koften wegen ber 
Stempelpapiers» Habritation in Dberheffen und 
Starkenburg, deren WVerbefferung und neue Einrichtung 
allein einen Koftenaufwand von 8,191 fl. 20 fr. verurfachte, 
und im Staatöbudget nicht vorgefehen werden konnte. Es 
würde demnach die Weberfchreitung unter dieſer Rubrik noch 
viel bedeutender erfcheinen, wenn nicht, auf einer andern Seite 
durch geringeren Formularienbebarf bei der Gteuercontrole 
und geringeren Papierbedarf bei der Gtempelverwaltung an 
fehnliche Erfparniffe eingetreten wären. 
ad c) Die allgemeinen Ber: 
waltungöfoften inclusive ded Salz 
anfaufes und Zrandportes in Starken 
burg und Rheinheſſen erfcheinen mit 
einer Mehraudgabe von » . . =.» 
berüdfichtiget man aber darunter 
1) die wirkliche Mehraudgabe für Salzs 
anfauf und Transport mt . . 81368, 197° „ 
2) größere Koften bei der Salzregie 
in Folge größeren Abfated mit . 2411, #), 
3) dergleichen bei der Stempelverwals 
tung wegen größeren Debitd . „ 1857, 3), „ 
4) Mehraudgabe PR Tantiemen der 
Gontroleurd bei den Gerichtd: und 
Berwaltungdbehörden . . » . 8180, 49), „ 
6) deögleichen für Gerichtöfchreiber in 
Rheinhefien. -» » » 2... 9, — -„ 
6) deögleichen für Paßerpeditiondge: 
DEBRN 2.0.6 0 ee 64, 16 „ 
N deögleichen für Steuem. . . .» 108 „ 10), „ 
welche Mehrausgaben von 39,119 „, 21'/, „ 
auch mit correfpondirenben größeren Staatseinnahmen in Ber: 
bindung ftehen, und ihrer Natur nach nicht befchränkt werben 
konnten, fo bedarf ed Feiner weiteren Erläuterungen in biefer 
Hinſicht. 
‚ad d) Erhebungskoſt en finden den Grund ihrer Ver⸗ 
minderung hauptfächlich bei den Rubriken: 
von directen Steuern, | 
von den Regalien. 


39,378 fl. 41°), Er. 
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Erftere, die Hebgebühren von directen Steuern waren, nach 
dent Finanzgefes von 1829 berechnet, während folhe von 
1831 an vermindert wurden, und bei legteren die Hebgebühr 
für Schlachtaccife noch voranfchlaget, welche von Anfang 1831 
aufhörte. Ohne diefe beiden Morten, würden nafürlid) die Er: 
hebungskoſten in Betracht übereinftimmender höherer Einnabs 
men dad Staatöbudget überfchritten haben, wie diefed auch 
aus allen andern einzelnen Pofitionen erhellet. 


6) Baumefen. 


Hierfür waren laut Bub: fl. 8%. fl. Er. 
get vorgefehen - . . . .„ 1.067,99 — 
und wurden laut Staatörech: 
nungen bezahlt. . . . 1,060,739 54'), 
alfo weniger Ausgabe 7,254 5°), 


Es waren nemlich vorgefehen und wurden wirklich ber 


zahlt 
nach dem nach den 
Budget. Staatsrechnungen. 
——— — —⏑⏑ — 
fl. fl. Mr. 


A. Für techniſche hö— 

here £ofaldiener für 

die verfchiedenen Zweige 

des Bauweſens .... 88,689 — 92,079 58 
B. Für Civilbaumefen 219,363 — 216,088 33')/, 

 „ Unterhaltung 

der Chauffeen ... 478605 — 470,452 20°/, 
D. Zerritorial:, Fluß— 


und Dammbau... 219,000 — 216,254 48), 

E. Unterhaltung der | | 
Brüden ..... — 62,337 — 65,864 13V), 
nach dem Budget 1,067,994 — 1,060,739 34). 


nach den Staatörechnungen 1,060,739 54), 

bleibt Weniger Ausgabe . 7254 5/, 
ierzu wird Folgendes erläuternd bemerkt: 

8) bie Ueberfchreitung des Budgets für tech: 

nifche Lofaldiener von 3,390 fl. 58 Er. 

findet auf Befoldungen und Dienftpferde- 
vergütungen mit . © 2 2.2.2.2... 44218fl. 45 ir. 
flatt, wogegen auf Bureaufoften . . . 1,027, 47 — 
erſpart wurden, fo daß nuc 3,3890, 58, 

Ueberfchreitung bleiben, worunter indeffen | 
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für Naturalmehrvergütung . » » - . 1889 fl. — Er. 

begriffen find, und mithin eigentliche Weber: 

ſchreitung ut 2 en ee. 1801, 58, 
bleiben, und hierunter find 1500fl. für Befoldung und Dienfts 
pferdvergütung der beiden Wegbau⸗Aufſeher in der Provinz 
Rheinheſſen begriffen, welche erft in Folge des Gefeßes über 
die Provinzialftraßenbauten vom 12. October 1830 fpäter hier: 
ber übertragen wurden. 

b) Sm Givilbaumwefen hat eine Erfparniß von 3,274fl. 26'/, fr. 
ftatt gefunden und zwar wurden 
1) beim Hofbauwefen 12,749fl. 24'/, fr. 

weniger, dagegen 

2) bim Cameral-, 

Forſt-und Central: 

bauwefen .. . - 9474,58 „ 
mehr auögegeben, bleiben 3,274 ,, 26'/, „ 

Die Erfparniß bei dem Hofbauweſen, beruhet auf 
dem Umftande, daß die Ausführung verfchiedener im Staatds 
budget vorgefehener, Bauarbeiten unterblieben ift, fo wie hin: 
gegen beim Gamerals und Forfibaumefen mehrere nicht 
vorgefehene, aber unumgänglich nöthige Gebäude und Repara- 
turen ausgeführt wurden, wobei indefjen noch angeführt wer- 
den muß, daß circa 3000 fl. für Exlöfe verfteigter alter Ges 
bäulichkeiten bei den einfchlagenden Rentämtern wieder in 
Einnahme erfcheinen. 

c) Kür Unterhaltung der Chauffeen ift weniger 
AuSaabe: 3. 8 ee 
und wurden für gewöhnliche 
Unterhaltung der Chauffeen und 
Pflaſter incl. 8 fl. 46/, kr. wer. fl. - Er. 
niger Verwaltungsfoften . . 11,252 19')/, 

nicht verwendet, Dagegen, 
dur Zugang neuer 
Straßen für Chauffee: 
WALIER s: 4.8 % 
und für Verferfigung 
von Chauffeefarten, wo: 
für nicht vorgefehen 
war, weitere. . . . 1,459 50 

Zufammen 3,099 40 
- mehr veraudgabt, nach deren Ab: 
Zug obige . ar 
- fich vergleichen. 





11. TE 
'8,152 39'/, 


fl. u 
1,639 50 


8,152 391), 
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d) Eben fo find auch auf dem 
erritorials, Fluß: u. Dammbau 2,745 fl. 11’/,& 

auf den Berwilligungen, insbefondere auf 

den Arbeiten innerhalb des Rheindurch- 

ſtichs am Geyer erfpart. 

e) die Ueberfchreitung für ee 

tung der Brüden . .. 8,8927 fl. 13'/, Er. 
gründet, fih auf die Acquifi ition der MWormfer Brüde, für 
welche;im Staatöbudget nichts vorgefehen war. 


N) Münzwefen. 
ierfür waren nach dem rs nur vorgefeben 
a) Befoldungd- und Wohnungds 
vergütung des Münzmeifters 2,550 _ 
b) andere Berwaltungsfoften . 0 — fl. 
zufammen 3,460 
Es wurden ; jedoch in der 


That — hit: 


a) die Befoldung bed —— ——— 
meiſters mit . 2572 7 
b) die andern Berwaltungefos 
fien mit . . 1,154 59 
und ferner, wofür gar nichts vor: 
efehen war: 
c) Befoldungen der Münzdepu: | 
tation mit . . 129 30 


d) Bureaufoften des Münzmeifters 29 43 
e)Befoldung des Münzeontroleus 75 — 


/ 8961 19 
Hiervon abgezogen obige 3450 — fl. & 


bleibt Mehrausgabe . . 511 19 
Die ‚Mehrausgabe ber Befoldung beruhet auf Naturaß 
— Die im Budget angeführten 300 fl. pr. Jahr 
für Aufbewahrung der —— bezog der man 
nur bi Dctober 1832 mit 850 fl. — 
Dagegen mußten neue Schnelzöſen auf 
geführt werden, welche . . 304 fl. 59 %. 
fofteten, und hierdurch — bie für 
bie Verwaltungskoſten bezahlten . . . . 1,154 fl. 59 fr. 
BRUT DET 
Die Ausgaben e, d und e find Folgen ber 1832 einge 
tretenen neuen Einrichtungen, wobei nur bemerkt werden muß, 
dog die Befoldung des Münzcontroleurd bei ber Stempelver- 
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waltung dagegen gefpart wird, wo folcher entbehrlich und hier 
nöthig erfchten. j 
8) Lithographifhes Inſtitut. 
Die Stelle eined Inſpectors des lithographifchen Inſti⸗ 
tuts, wofür vorgefehen waren 1,800 fl. — Er. 
— — 1832, in Folge 
er Etatsfeſtſetzungen eingezo⸗ 
gen und nur bezahlt . . - 1,621 fl. 40 Er. 


alfo Minderausgabe . . . 148fl. 20. 


9) Reiſekoſten und Diäten. 
Hierfür waren verwilliget 18,900 fl. — fr. 
und wurden nur gebrauht 15,803 „ 21'/, „ 
mithin wurden erfpart . . 3,006 fl. 38'/, Er. 
Auf den zu rubricirtem Behuf vorgefehenen Summen 
fürd Minifterium felbft, für die Oberfinanzfammer, Oberforfts 
direction und Oberbaudirection fanden Erfparniffe ftatt, und 
nur bei der Rechnungsfammer, in Folge nöthiger Kaffe-Bifis 
tationen, zeigt fich eine Weberfchreitung. 


10) Ausgaben, die nicht zur laufenden Verwals 
, ‚ „tung gehören. 
Hierfür betragen die Ausgaben fl. , tr. 
laut der Staatörehnung . . 920,519 19°), 
und waren nad) dem Budget 
nur verwilliget . . 484,023 — fl. kr. 
folglich Mehrausgabe . . . 36,496 19'/. 
Es waren nämlich vorgefehen 
und wurden wirklich bezahlt 
| nach den Staates 
nach dem Rechnungen 
Budget bezahlt. 


Ä fl. 8. 
A. für Verfertigung des Domänens 
nventalb . - = 580 38 
B. für Landeövermeffung und Ferti- 
gung definitiver Katafter . . . 168,000 167,812 29 
©. für VBermeffung und Abſchätzung 
der Domänen-Waldungen . . „ 8M0 7,722 48'), 
D. für Koften wegen Domänen :Bers 
äußerungen - = =» 2 2 2 0... 1,980 2,448 55 
E. für Koften des Handelscongreſſes 15,538 27): 
F. für Koften ded Gr. Lubwigsordend 3,186 54'/, 
zu übertragen 179,550 197,200 9). 


50 Beilage Nr. 179. 
G. für Chauffee : Neubaufoften: 
a) Straße von Bromskirchen bis 
b) Straße von. Gladenbach "big 
Gießen . . 29,964 29,149 51 
Koftheim . 2» 2 2 222 0 27,426 39,871 5 /, 
d)StraßevonGroßgerau bistangen 44,780 44,097 26'/, 
Derbeim . EHE TEEN 
f) Straße von Beerfelden bis 
none. 23,800 17,682 49'/, 
8) Erwerbung der Ueberfahrt bei | 

MWormd . 31,304 29,736 51 

Chauſſee⸗Neubaues von Dorheim 

nach Wölferöheim . . . 700 — 

Münze: 

a) Wegen des Münzbaues felbft 25,000 26,141 57'/. 
484,023 520,519 19"), 
abgezogen den Budgetbetrag . . . 484,023 — 
Sierzu ift Folgendes zu bemerken: 

Der Aufwand für Koften der Domänen-Veräußerungen 
ferungen ab. 

Die im Budget gar nicht vorgefehene Ausgabe von 
beftehet in Reifefoften und Diäten, welche durch nothwen— 
dige Sendungen mehrerer Staatöbeamten nach Berlin, im 
in an bie bereit bis Ende Juny 1832 von dem früheren 
landftändifchen Ausfhuß gegebenen Erläuterungen bezogen. 
Ludewigs-Otdens an die dem erften aufgelößten Landtage 
gegebenen Erklärungen bezogen. 

Chauffee:-Neubaufoften beziehet man fich vorderfamft 
auf den Bericht des Ausfchuffes von 1833, Beilage Nro. 480 


Uebertrag 179,550 fl. 197,290 f[.9'/, Pr. 
DBievenkopf . 106,036 112,416 56‘ /, 
ce) Straße von Großgerau bis 
e) Straße von Oppenheim bis 
im. . 14,663 15,342 14 
Hirſchhorn . 
.h) Nachträgliche Koften wenen bes 
H. Koften der Erbauung einer neuen 
b) ,„ der Rrainftallverfegung 2,000 8,089 58 
bleibt obige Mehrausgabe von 36,496 19'/, 
ift natürlich zufällig und hängt von der Menge der Beräufs 
15,538 fl. 24°/, wegen Koften des Handels» Gongreffes 
Intereffe des Zollvereind entftanden find, und wird fih bier: 
Eben fo wird fi) wegen der Koften des Großherzoglichen 
Hinſichtlich der Weberfchreitung des Budgets bei den 
Seite 704 — 706, wo berfelbe bereit auf 10,915 fl. berecy 
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net war, nun aber 11,524 fl. 14 fr. beträgt, ſich mithin nur 
noch um 619 fl. 3°/, kr. erhöhet hat, und wird babei wieder: 
holt bemerkt, daß auch bei der größten Sorgfalt die Voran⸗ 
fchläge diefer Art nur aprorimativ gegriffen werden fönnen, indem 
nicht alle Folgen von Naturereigniffen, Zerrain xc. ıc. vorges 
fehen werden können. Es gewährt übrigens Die. der Staat: 
rechnung angefügte Zabelle Nro. XXVII die genauefte Ue— 
berficht über die Verwendung fämmtlicher Fonds. 


Was die Weberfchreitungen ber- Ausgabe für den neuen 
Münzbau gegen die vorgefehene Summe von im Ganzen 
27000 fl. einjchlieglich der Verſetzung des Trainſtalls anbes 
langt, fo ift daran betheiliget. 

a. der Münzbau felbft mit 1,141 fl. 57° /, ir. 
b. die Zraintall  Berfegung mit 6,089 : 58 » 
Zufammen 7,231: S'/, > 


Die erftere Mehraudgabe findet ihren Grund in Aufftels 
lung der Münzwerkzeuge, wofür nichts vorgefehen war, obs 
wohl dadurch bedeutende Koften an Material und Arbeits: 
lohn entftanden. 


Was dagegen die Koften wegen der Zrainftallverfegung 
betrifft, welche man auf dem Landtage von 18°°/,, nur zu 
2000 fi. angefchlagen hatte (2. Bd. Beil, S. 538 und 539); 
fo find dazu nach Webereinfunft mit der Militär: Berwaltung 
aud der Kriegsfaffe 1,500 fl. zugefchoffen worden, welche uns 
ter zufälligen Einnahmen pro 1831 erfcheinen, und mit der 
Rechenſchaftsablage über die Militärverwaltung auch auf dem 
Landtage von 18°?/,, gerechtfertigt und von den Ständen ge: 
nehmigt worden find (2. Bd. Beil. S. 372. 3. Bd. Beil. 
©. 138 und 4. Bd. Prot. S. 771.) Allein auch nad) Ab: 
zug derfelben ftellt fi immer noch eine Weberfhreitung der 
Budget-:Summe von 4,589 fl. 58 fr. heraus, welche mit der 
um circa 3500 fl. zu gering gegriffenen Weranfchlagung ver 
Koiten der einfachen Verſetzung des Zrainftald und mit eis 
nem Mehraufiwande von circa 1100 fl, für die zur befiern 
Benutzung des Zrainftalld getroffenen umfafjendern Einrich: 
tungen, für welche die von der Kriegdcaffe zugefchoffenen 
1500 fl. nicht hingereicht hätten, ‘von der Staatörrgierung zu 
rechtfertigen gefucht wird. | 


Es ergeben ſich biernach für die Finanzverwaltung in 
der X. Hauptabtheilung in Geſchäftszweigen bed Großherzog: 
then Minifteriumd der Finanzen bei den Ausgaben gegen 
dad Staatsbudget folgende Refultate: | 
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Gegen bad Bubget 
Mehr 


Weniger 
fl. fe. %. 
1, Etatöwefen und Buchhals 
tung bei dem Minifterium 
1 Be 33 37 
2., Rechnungsfammer nebft 
Buftifiatuw . . ... 8.100 17°), 
3, Hauptftaatölaffe » . . ‚1,844 13°), 
4., Verwaltungd:Collegien . . 2,750 57°), 
5., Localverwaltung, Erhes 
bung, Kaffe-und Rechnungs⸗ 
wen > 2 .. 78,817 26), | 
6., Bauwefn . . 2... 7254 06°/, 
7., Münzwefen . . . . 511 19 
8. Lithographifches Inſtitut 178 20 
9., Reifekoften und Diäten 8,096 38'/, 


10., Ausgaben die nicht zur 
laufenden Verwaltung ges 
Dun - . 0,» 56,496 19°), 
“ 121,518 5%), 12,378 18 
dad Weniger abgezogen 12,373 18 


bleibt Mehrausgabe 109,145 39), 


XI. Hauptabtheilung. 


Allgemeine Koften in den beiden Collegien— 
häuſern. 


Es wurden hierfür nach den fl. kr. fl kr. 
Staatsrechnungen bezahlt 17,028 1 
und waren verwilliget für 3 | 
SO 04: 141730 — 
| wodurch ald Mehrausgabe 2,208 1 
ericheinen, welche ihren Grund in ftärkeren Feuerungskoſten 
wegen langer firenger Kälte und in Zulagen wegen Naturals 
befoldungen findet. 
| Aufferordentlihe Ausgaben. 
1. durch Veränderungen an fl. j 
Grund: und Kapitalvermögen 19,735 1/, 
2., zu anderen Fonds als 
durchlaufende Poften 497,452 48°), 


zu übertragen 517,187 fl.50r. 





Fr. 
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Uebertrag 517,187 fl. 50 kr. 
(der Staatsfchuldentilgungs: 
Kaffe überwiefen 
3., Chauſſee⸗Neubaukoſten 715355 8 
4., Koften wegen bed Movin⸗ 
zialftraßenbaued : 
a. Ausfälle, 
Abgänge, 
Nachläffe ıc. 18,870 25'/, 
b. Eigentlidhe 
— ———— 
Genbaufoften 241,768 1V/. 
| 260,638 37'/, 
5,, Koften in Folge der Infurs 
section in der Graffchaft 
Hanau . ev 0. 
6., Auögabe zu Laften bed 
Einfommend vom vor 
mald von Nympitzſchen 
Lehngut zu Gundern 
haufen in Folge eines 
älteren Vergleihed . .» 138 51°), 
Summa 941,683 52‘), 
Indem man fich hier N an dad in dem früheren 
Ausſchußbericht Beilage 480 eite 708 bis 710 Geſagte be⸗ 
ziehet, bedarf es hierüber keiner weiteren Erläuterungen. 


156,183 26/. 
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4 


Zufammenftellung der Stantdausgaben in den Jahren 1830, 1881, 1832; 
Tr — — 
nach den nach dem 




















1. Laſten und Abgänge. . . . ... .| 2,240,065146'/,| 1,953,654 
11. Verzinfung und Zilgung ber Staatsfchuld] 1,852,710| 7'/,| 1,852,734 
IE .» ee 1,510,794|44 1,440,000 
IV. Bebürfniffe des Großherzog. Haufes . | 2,144,034 5°/,| 2,054,466, 89,568 5°), 

2. 86,189116°/,| 48,00 | 38189116 )' 


V. Landtagsfoften . . . 
3,097,42.| 5°/,| 2,702,340, 375,082] 5°/' 


VI. Unterhaltung des Militärs en 
VII. Gereimes Staatöminifterium, Staats: 


vath und Geheimes Gabinet . . ,„ . | 286,390|51 259,902] 26,488’A1 
VII. Minifterium der auswärtigen Angelegen: | 

Ds: 3 8 ec ee. 279,932|54'/, 24,863] 35,069/54'', 
IX. Minifterium des Innern und der Zuftiz | 3,584,284129'), 3,291,135| 293,149|29'/, 
X. Minifterium der Finanzen. . . . „| 4,737,560139'/, 4,628,415| 109,145,39'/, 
XI. Allgemeine Koften in den Gollegienhäufern 17,028] — 14,790 2,298| 1 











Summe der ordentlichen Ausgabe |19,819,711/26 |18,490,239 1,329,496 187. 








ab 118.490,239 — 23152°). 
Hiernach beträgt die ordentliche Ausgabe ge: 
,„ gen dad Staatöbudget mehr. . . . | 1,329,472 26 * 11,329,472 26 
Die außerordentlihe Ausgabe nach voriger 
Seite... . 941,683|52'/, 941,683 52), 








— — — — 


Alſo Mehrausgabe gegen das Budget 1 2,271,156.18°), 2,271,156.18'/, 


Meniger 


fl. 


> E _ Rechnungen Budget Mehr 
Ä N [et fl fl. ir. 
Aus Revifionsbemerfungen früherer Rechnungen 320824, | — 3208| 


286,.411146'/,| — 


3 


— — 


14 
2*; 


— 





fr. 


92°/, 


— ——— | mn m nn — — 
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Abſchluß. 
Es haben betragen die Staatseinnahmen fl. kr. 
Seite 15 . un.»  21,279,407 17°), 
und zwar a 
a) die ordentliche Eins - fl. u. 
nahme . . . . 20,493,342 15°), 
b) dieaußerorbentliche 
Einnahme . . . : 786,065 2 
5 21,279,407 17°). 


Die Staatsausgaben Seite 54 . . . 20,761,395 18'/, 
und zwar 


a) die ordentliche Aus: fl. fr. 
gabe... . . 19819711 26 
b) die außerordentliche 
Ausgabe . . . 941,683 82'/, 
20,761,395 18'/, 
bleibt mithin, unter Vorbehalt der Entfchei- 
dung der Kammern in Betreff der bean: 
ftanderen Ausgabepoften nach den Staats⸗ 
rechnungen Erfparniß aus diefer Finanz 
DELIODE > 2 een. 518011 501, 
was mit dem Vortrage Sr. Ercellenz ded Herrn Präfidenten 
des Finanzminifteriumd Beil. Nr. 3 Seite 7 übereinftimmt. 
Wollte man die Refultate der Finanzverwaltung nur nad) 
‚den Ausgaben beurtheilen; fo würde die dießmalige Periode 
allerdings in einem nachtheiligen Lichte erfcheinen, weil bie 
Ausgaben diejenigen der drei vorhergehenden überfteigen; man 
fann diefer in dem früheren Audfchußberichte, Beil. Nr. 480 
S. 715, audgefprochenen Anficht, jedoch nicht unbedingt bei: 
treten, indem fehr viele Ausgaben mit einfchlagenden, dem 
Staate und defien Bewohnern fehr nüglichen Mehreinnahmen, 
in Verbindung ftehen, und nicht vermieden werden können. 
Die ſchwerſte Laft, welche aus der Verwaltung von 18°°/,, 
zurüdgeblieben, ift die bedeutende Vermehrung des Penfions- 
etatd, hauptfächlich in Folge der neuen Drganifation, und es 
muß demnach von Sntereffe feyn, beurtheilen zu fönnen, in 
wie fern die neue Organifation, in Betracht der Befoldungen 
einen Erfaß gegen die erhöhte Penſionslaſt darbiete, worüber 
fih der Ausſchuß in feinem Berichte über die firen Etats 
weiter audfprechen wird. 
Stand bed Betriebskapitals zu Ende 1832. 
Der in der vorliegenden Finanzperiode von 18°"/,, vor- 
gefehen gewefene, aber nicht gebrauchte Ueberfhuß aus dem 
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Betriebbcapital von we fl. war nur aprorimativ ausge⸗ 
mittelt, indem man nad) Seite 537 ded II. Banded, Beil. 
der Landtagäverhandlungen von 18°%/,, 
1) den Stand des Betriebökapitals Ende fl. & 
1829 angenommen hatte zu . . . 1,375,266 — 
2) hinzuſetzte einen Ueberſchuß vom ie 
heren Müngbetrieb mit . . 26,742 — 
8) deögl. einen Gendarmeriefaffevorrath 32,231 — 
4) einen Kriegölaffevorrab . . . . 19274 — 
gab zufammen 1,453,566 — 
Hiervon ab ben Neferve ond& . . 1,100,000 — 
verblieben Dbige 353,566 — 
In der Wirklichkeit hat fich aber das 
Betrieböfapital und zwar: 
a) aus ber Finanzperiode fl. tr. 
von 18%°/,, zu. . 885,361 — 
b) aus * Finanzperiode 
von 182/,, zu . 8337 4), 
ce) aus der Finanzperiode 
von 18°°/,, zu . . 494,776 25°), 


alfo Ende 29 nur zu 1,360,974 291), 
—— und mithin fl. Er. 
14,291 830'/, 


a als angenommen 
war, und da inzwiſchen auch, 
ſo wie bereits im früheren 
Berichte, Beil. 480 Seite 
715 bie weiteren Borräthe 
unter Nr. 2, 3 und 4 mit 78,300 — 


befonderd verrechnet und 
verwendet wurden, fo müfs 


fen diefe . . 92,591 30'/, 
von dem angenommenen 
Stande von . . 1453,566 — 


in Abzug gebracht werden, und ed ergibt 
fi) demnach der oben Ende 1829 — 
Stand von . 1,360,974 29°), 
hierzu die Erfparniffe auß der Periode 
u Pe .__ 518011 59%), 
gibt Ende 1832 187 878,986 29 29 
bievon ab den Nefervefonds von . . i 100,000 — 


Bleiben für 18°°/,, disponibel 778986 29 
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Bericht ded zweiten Ausſchuſſes, betreffend den Ge 
ſetzesentwurf, das Armenreht in den Provinzen 
Starfenburg und Oberheffen; erftattet von dem Ab» 
geordneten Heffe. (Beilage Nr. 149. u. 150, zum 

‘20. Protofoll). 





Die Großherzoglihe Staatöregierung hat der verehrlichen 
Kammer einen Gefegedentwurf mitgetheilt, welcher zum Zweck 
hat, legiölative Normen über die Natur des Armenrechts, die, 
Art deſſen Verwilligung und die Mittel, einem Mißbrauch 
defielben, fo weit tun, vorzubeugen. | 

Da bereit3 in früheren Ständeverfammlungen vieles über 
die Materie des Armenrechtd verhandelt worden ift, da vers 
ſchiedene, daffelbe berührende, Anträge an die Staatöregies 
rung ergangen find und da ed theild zur Begutachtung des 
Entwurfed im Allgemeinen, theil zur Beantwortung der 
Srage: ob einzelne, von den früheren Kammern geäußerte 
Wünſche, von der Staatöregierung gebührend beachtet oder 
aber nit Recht unberüdfichtigt gelaffen worden find, noth» 
wendig ſeyn wird, die früheren Verhandlungen, dem Wefents 
lichen nad), in das Gedächtniß zurüdzurufen, fo hält Ihr 
zweiter Ausfhuß, meine Herren, für angemeffen, Folgendes 
geſchichtlich vorauszufchiden: 

Schon im Jahr 1824 hatte die zweite Kammer, verane 
laßt durch einen Antrag des damaligen Abg. Piftorius | 
Verhandlung der zweiten Kammer vom Sahr 

1823—24, Band 1, Heft 2, Beil. 49, ©. 2; 

ebendafelbft ©. 21.23, Heft 2, Prot. ©.36—41, 

Heft 4, Beilage 131, ©. 3, Heft 5, Protof. 

©. 68 und Heft 11, ©. 74, | 
um Vorlegung eines Gefeßedentwurfes gebeten, den Miß— 
bräuchen vorzubeugen, welche bei ben hohen geſetzlichen 
Beſtimmungen in Rheinheſſen durch Zulaſſung zum Armen; 
recht in Civilprozeſſen entſtehen könnten, mit Berückſichtigung 
der in der Kammer deßhalb gemachten Vorſchläge und Bes 
merkungen. 

Die erfte Kammer war dem Beichluß der zweiten nicht 
beigetreten, vielmehr ging ihre Anficht dahin, daß man zur 
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Entfernung des Mißbrauches des Armenrechts in der Provinz 
Mheinheffen, unter Berüdfichtigung der in der Kammer bars 
über gemachten Bemerkungen, die geeigneten reglementären 
Verfügungen erlaffen, zugleich aber auch die dieffeitigen Pro— 
vinzen, für welche ed an umfaffenden und gleichförmigen Ans 
ordnungen über diefen Gegenftand fehle, mit den geeigneten 
Verfügungen befchenken folle, 

Die Sache beruhte bis zum Landtage von 1829 — 30, 
wo von den Abg. Hoffmann, Elwert und Brund 

and Beilage II, ©. 219, 
darauf angetragen wurde, um Vorlegung eined Gefeges zu 
bitten, daß der Gegenparthie eines mit dem Armenreht Bes 
günftigten, gleichfalls der Gebrauch) von Stempelpapier , fo- 
wie die Bezahlung von Gerichts⸗, Enregiftrementötaren u. 
f. w. in fo lange erlaffen werde, als der Rechtöftreit unents 
fhieden ſey, und eine Nacherhebung bei ihr nur dann, wenn 
ſie rechtöfräftig in die Koften des Prozeffes verurtheilt wors 
ben, ftattfinden, im Gegentheil aber, wenn den zum Armens 
recht Zugelaffenen diefe DVerurtheilung treffe, von jeder Nach: 
erhebung für immer abgeftanden werden folle, 

Der von dem damaligen zweiten Ausſchuß erftattete Bes 
richt geht von der Anfiht aus, daß man in neuerer Zeit 
ziemlich allgemein anerkannt habe, es gehörten die Gerichts; 
taren zu ben indirecten Abgaben, deßwegen ftehe aber auch 
bie Zulaffung der Armen zum Armenrecht in einer großen 
Inconſequenz mit ber übrigen, bie indirecten Abgaben betrefs 
fenden, Gefeßgebung , indem auch der Aermfte von Feiner 
Gattung indirecter Abgaben befreit, dagegen nah der Vers 
fang a. zu gleicher Theilnahme an den Staatölaften vers 

unden feye. 

Der Ausfchußbericht folgert hieraus, daß die Bewilli⸗ 
gung des Armenrechts nicht nothwendige Folge unferer Ges 
feßgebung,, fondern eine große Ausnahme einer allgemeinen 
Regel feye, welche nicht in fih, fondern durch Billigkeitös 
rüdfichten begründet wäre. 

Die Billigfeit, worauf bei den Armen bie Sreiheit von 
Entrichtung ber Gerichtöfoften beruhe, ftüße fih auf den 
Sab, daß man denjenigen, welcher die Gerichtskoſten nicht 
bezahlen könne, deßhalb nicht rechtlos laſſen wolle. Inzwi⸗ 
ſchen dürfe doch die bewilligte Wohlthat Andern keinen wah⸗ 
ren Nachtheil bereiten, es dürfe der Gegner in keine ſchlim⸗ 
mere Lage verſetzt werden, indem ſonſt die Billigkeit auf der 
einen Seite eine Ungerechtigkeit auf der andern herbeiführen 

e. 
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Die ungleiche Lage folge daraus, daß ber eine bezahlen 
müffe,, der andere aber frei ſeye. Während lebterer alle 
Rechtswege verfuchen und ſich Chikanen überlaffen „dürfe“, fey 
erfterer oft genöthigt, von dem Verfolg des Prozeſſes zu abs 
firahiren, weil er, wenn ‚glei nicht arm, doch die Koften 
nicht aufzubringen wermöge. ER 

Die gefchilderte Ungerechtigkeit feye auf Feine andere 
Meife zu befeitigen, ald daß man den Bemittelten in gleiche 
Lage mit dem zum Armenrecht Zugelaffenen fee, und erſtern 
in ſo lange von Entrichtung der Gerichtskoſten frei gebe, als 
er nicht rechtskräftig zu deren Zahlung verurtheilt werde. 

Wenn nun gleich, fährt der Ausſchußbericht fort, durch 
Erlaß des in Antrag gebrachten Geſetzes der Reiche gegen 
den Armen in pecuniärer Hinficht außer Nachtheil geſetzt 
werde, fo fen doch damit dem im neuerer Zeit mit dem Ar: 
menrecht getriebenen Unfug und Mißbrauch nicht gefteuert. 
Es mußten nad) Möglichkeit genaue Regeln gegeben werben, 
darüber, wer fich hinfichtlich feiner Vermögens » und Ermerbös 
verhältniffe und hinſichtlich des Gegenftanded ber Materialien 
eined Mechtöftreites zum Armenrecht qualificire. Ueber die 
erftere Frage müſſe der Richter, und über die leßtere ein Cols 
legium von Advocaten entfcheiden. Außerdem müßten be 
flimmte Strafen für frivole Progeßführung und eben fo für 
den Fall angebroht werden, wenn eine Partie durch falfche 
Vorfpiegelungen die Bewilligung des Armenrechts erwirkt 
oder zu erwirfen gefucht habe. 

heilweife entgegenftehende Beurtheilung fand der An: 
trag der Proponenten in der erften Kammer, inöbefondere in 
dem erftatteten Ausfchußbericht. 

Dort wurde mit erheblihen Gründen in Zweifel geftellt, 
ob der Satz, daß die Gerichtötaren unter die indirecten Abs 
gaben gerechnet werden könnten, deögleihen, ob die Erthei: 
lung des Armenrechts ald inconfequente Ausnahme allgemeis 
ner Grundfäge nur auf Billigkeit beruhe, feine Richtigkeit 
habe, und ob mithin die Folgerungen, welche der zweite Auds 
ſchuß der zweiten Kammer aus ſolchen Vorderſätzen zu ziehen 
Ye veranlaßt gefunden habe, als richtig zugegeben werben 
müßten, 

Eben fo wenig ſchien dem Ahsihuß ber erften Kammer 
der dritte, aus der Mechtögleichheit der Partheien vor dem 
Richter abgeleitete Grund zur Nechtfertigung des geftellten 
Antragd geeignet zu ſeyn, weil fi) mit Recht bezweifeln 
laſſe, ob eine, auf foliden Gründen ruhende, Zegidlation eine 
Nechtögleichheit in dem Sinne, daß der einen Partie die Bere 
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theidigung ihrer Mechte vor dem Nichter, binfichtlich der Auf⸗ 
bringung der pecuniären Mittel, nicht fchwerer falle, wie ber 
andern, als empfehlenswerth werde betrachten können. 
Ueber die fpeciellere Begründung diefer Anfichten. glaubt 
Ihr gegenwärtig berichtender Ausfchuß, meine Herren, Sie 
auf den angezogenen Bericht der erften Kammer 
1. Band Beilage ©. 74 seqq. 
verweifen und Sie indbefondere auf deffen confequente Ausfüh: 
rungen aufmerkffam machen zu müffen. 
Nach weiteren, ebenmwohl nicht unintereffanten Verbands 
lungen in der erjten Kammer 
Band Protofoll ©. 77—83. 
erfolgte der gemeinfchaftliche Befchluß beider Kammern dahin: 
die Staatöregierung zu ermächtigen, in einem zu erlaffenden 
Geſetze die dem Antrag urn Berfügungen zu treffen. 
. 6 B 


Da bis zum Landtage vom Jahr 1832 — 33 der erbetene 
Geſetzesentwurf nicht vorgelegt wurde, fo ftellten die Abges 
orbneten Hoffmann, Elwert, Schad und Wiener den Antrag, 
wie er bereitS auf dem früheren Landtage die Billigung 
der beiden Kammern gefunden hatte. 

Der damalige Referent im zweiten Ausfchuffe zog über 
die Gründe, warum der ftändifchen Petition von Seiten der 
Staatöregierung Feine Folge gegeben worden, Erfundigung 
ein, und erhielt die Abfchrift eines von dem Großherzoglichen 
Geheimen Staatöminifterium an des Großherzogs Königliche 
Hoheit erftatteten Berichts, woraus hervorging, daß fich die 
Staatöregierung hauptfächlich darum von der Zwedmäßigkeit 
und Gerechtigkeit der ftändifchen Petition nicht zu Überzeugen 
vermöge, weil die Koften der Suftiz nur Erfaß der vom 
Start aufgewendeten Thätigkeit feyen, weil, wenn man aud) 
diefen Erfa von dem zum Armenrecht Zugelaffenen nicht zu 
erhalten vermöge, doc) darum ein rechtlicher Grund, warum 
auc) der Neiche für das, was ihm geleiftet worden, nicht 
zu bezahlen fehuldig feyn folle, nicht vorliege, und weil ends 
lih der dem Reichen, wenn der in die Koften verurtheilte 
Arme zur Zahlung außer Stand fene, entftandene Schaden 
zu den dolofen Eigenthumsbeeinträchtigungen gehöre, zu deren 
Vergütung in diefen, ſowis in vielen andern Fällen für den 
Staat refp. die Gefammtheit der Steuerpflichtigen eine recht: 
lihe Verbindlichkeit nicht vorlicge. 

Der Ausſchußbericht verbreitete ſich vorzugsweiſe im Als 
gemeinen über die Nothwendigkeit, daß insbefondere in den 
Dieffeitigen Provinzen, bezüglich der Materie des Armenrechts 
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legislativ geholfen werde, er führte aus, daß zu den Mitteln, 
den zahlungsfähigen Gegner des Armen vor ben Folgen einer 
ungerechten prozefiualifchen Verfolgung wenigftend theilweife zu 
bewahren, ebenmäßige Entbindung des Bemittelten von Bes 
zahlung der Gerichtötaren, unter der befchränkenden Verbinds 
lichkeit der Nachzahlung derfelben für den Fall der Verur— 
theilung gehöre. Auch hielt der Ausfhuß für rärhlih, für 
die diefjeitigen Provinzen das vorbereitende Verfahren in Ars 
menfachen durch. Beftelung einer aus Anwälten beftehenden. 
Prüfungs:Commiffion, für alle Provinzen aber durch eine 
umfaffende Snftruftion diefer Prüfungs-Commiſſion geſetzlich 
u regeln. 

’ Der Antrag ging dahin; die Staatöregierung wiederholt 
zu erfuchen, durch Vorlegung eined geeignet fcheinenden Ges 
fegeövorfchlagd für alle drei Provinzen dem geſchilderten Webel 
in legiölativem Wege möglichft zu begegnen. | 

Der Ausfehuß betrachtete inzwifchen nah dem Schluß 
feined Bericht3 dad Ausgeführte überall nur ald Andeutung, 
da, wie dort gefagt wird, es der Staatöregierung ja unbes 
nommen feye, unabhängig von landftändifhen Motionen Ge— 
feßesvorfchläge vorzulegen. 

Berhandlung der zweiten Kammer vom Jahr 

1832 — 33, Beilage Band I. ©. 203. 298, 

Die erfte Kammer fchloß ſich dem Antrag der zweiten, 
welche Iettere dem MWefentlihen nach mit dem Ausfchuß eins 
nen war, an, und ed erfolgte eine gemeinfchaftliche 

drejie. 

Nach diefen Verhandlungen früherer Ständeverfammluns 
gen war auf dem Landtage von 1823 — 24 vorzugsweiſe der 
mit dem bewilligten Armenrecht getriebene Mißbrauch Verans 
laffung der ſtändiſchen MWünfche, dagegen befchränfen fich die 
Motionen von 1829— 30 und 1832—33 auf Befeitigung 
der anfcheinenden Ungerechtigkeit, welche durch Erhebung der 
Gerichtötaren von dem, mit einem Armen prozeffirenden, Bes 
güterten begangen werde. 

Die Kammern von 1829—30 hatten bei ihrer gemein: 
fchaftlichen Adreffe nur allein diefe Motion im Auge, dagegen 
wich hiervon der Antrag der Kammern von 1832 —33 wes 
fentlich ab, indem man die Vorlage eines, die Befeitigung 
ber gefchilderten Uebel bezwedenden Gefeßesentwurfed von der 
Staatöregierung begehrte. 

Diefe fcheint nun auch bei Ausarbeitung des Entwurfes 
vorzugöweife den lebten Antrag der Stände im Auge gehabt 
zu haben. Da man indeffen in ben frühen Kammern von 
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der Unterftellung einer gleihförmigen Legislation für die drei 

rovinzen bed Großherzogthums und gleichzeitig von der Ans 
icht ausgegangen ift, daß zu den legislativen Mitteln, um ven 
zahlungsfähigenGegner bes Armen vor denFolgen einer „ungerechs 
ten” prozefjualifchen Verfolgung des Armen, wenigftend theilmeife 
zu bewahren, auch Entbindung der Bemittelten von Zahlung 
der Gerichtötaren, unter ber befchränfenden Verbindlichkeit 
eventueller Nachzahlung gehöre, fo wird es, ehe fich der Aus: 
ſchuß zu einer Begutachtung des Entwurfes, gerichtet auf 
Beſtimmung der Natur ded Armenrechts, die Art daffelbe 
zu verwilligen und die Mittel einem Mißbrauch deffelben vors 
ubeugen wendet, vor allen Dingen angemeffen erfcheinen, die 
eiden Vorfragen einer Prüfung zu unterwerfen: | 

1). Ob es möglicdy oder zwedmäßig gewefen wäre, den 
Gefegesentwurf über die Materie des Armenrecht3 auf die 
drei Provinzen des Großherzogthums zu ertendiren, und 

2) ob ber Antrag der Proponenten vom Zahr 18" /,, 
und 18”/,,, bezüglich der Befreiung des mit dem Armen 
ftreitenden Meichen, ſolche erhebliche legiölative Gründe für 
fi) habe, dag man von einer Berüdfihtigung diefes Punktes, 
fo wie von einer Ausdehnung des beabfichtigten Gefeßes auf 
bie drei Provinzen bed Großherzogthums die Annahme de 
Entwurfed abhängig machen folle ? 

Eine weitere Frage: Ob auch in den diffeitigen Provins 
zen des Großherzogthums bie Einführung eines Inftituts, ährs 
lich dem in Rheinheffen, in der Anwaltsfammer beftehenden, 
zum Zwecke einer vorläufigen Prüfung des Materiellen der 
von den Armen zu verfolgenden Rechtöfache räthlih und 
nüglich feye, fcheint dem Ausfhug um deghalb nicht präjur 
biciell, weil auf dieſem Punkt die Anträge von 18'%/,, und 
18°°/,, nicht gerichtet gewefen find, vielmehr dieſes Gegen: 
ſtandes nur in den damals erftatteten Ausfchußberichten ers 
mwähnt wurbe, 

Ihr jeßt berichtender Ausfhuß, meine Herren, wirb bei 
Prüfung des Entwurfs und bei Erwägung ber Mittel, welche 
geeignet feyn Fönnen, einem Mißbrauch bed Armenrechtd vors 
zubeugen, auf diefen letteren Punkt zurückkommen. 

Was nun die vorhin geftellte erfte Frage: Ob es näm— 
lich thunlich oder väthlich gewefen feye, ein für die drei Pros 
vinzen des Großherzogthums beftimmtes Gefeb vorzulegen, 
betrifft, fo glaubt diefe der Ausſchuß unbedingt verneinen zu 
müffen, weil eim Gefeg, welched die Intereffen der dieffeiti- 
gen und jenfeitigen Staatsangehörigen, bezüglich der Materie 
des Armenrechted zu vereinigen vermöchte, der verſchiedenen 
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Gerichtsorganifationen, fo wie der Verſchiedenartigkeit des 
Koftenaufmandes wegen, nicht wohl zweckgemäß redigirt wers 
den fönnte. 

E3 würde daſſelbe entweder zu allgemein und fomit uns 
genügend, oder aber in feinen Einzelheiten ſich widerfprechend 
und unzufammenhängend ausfallen. | 

Bon der Richtigkeit diefer Behauptung dürfte fich bie 
verehrlihe Kammer bei Anficht der Urt. 1. 4. 5. 6. 8. 9. 
11 und 14 des vorliegenden Entwurfes vollftändig - überzeus 

en, auch hat der Berichtderftatter in den ihm von dem Herrn 

egierungscommiffär mitgetheilten früheren Geſetzgebungsakten 
efunden, daß fich bereits im Jahr 1826 die damalige Ges 
— — über die Unmöglichkeit einer ſolchen Ver⸗ 
bindung auf das Beſtimmteſte ausgeſprochen hat. 

Wenn ſich indeſſen der Ausſchuß über die Unthunlichkeit 
einer gemeinſamen Geſetzesredaction für die diſſeitige Provins 
zen und für die Provinz Rheinheſſen, wie hiermit gefchieht, 
audfpricht, fo muß er fich gleichzeitig dagegen verwahren, daß 
er die auf früheren Landtagen von rheinheffifchen Abgeorbnes 
ten geäußerten, die jenfeitige Provinz berührenden Defiderien 
für unbegründet erachte. Er glaubt vielmehr, daß, nachdem 
er einmal von ber Voraudfegung ausgegangen ift, ed werde 
ein und daffelbe Gefeß für die verfchiedenen Landestheile (eis 
nem Zwed nicht entfpredhen, der gegenwärtige Bericht Feine 
Beranlaffung zu einer Unterfuchung darüber darbiete, in wie 
weit die, bereitd in der Provinz Mheinhefien vorzugäweife in 
der Verordnung vom 4. April 1817 beruhende, das Armens 
recht betreffende, Gefeßgebung eine Verbeſſerung erheiſche. 

Diefem vorgängig wendet fi) der Ausfchuß zur Beant— 
wortung der zweiten oben angebeuteten Präjudictalfrage: Ob 
nemlich legislativ zu empfehlen feyn möchte, daß der Gegen: 
partie eined mit dem Armenrecht Begünftigten, gleichfalls der 
Gebrauch von Stempelpapier, fo wie die Bezahlung fonftiger 
Gerichtöfoften,, fo lange, erlaffen werde, als der NRechtöftreit 
unentfchieben ift, und eine Nacherhebung bei ihr nur dann, 
wenn fie rechtskräftig in die Koften des Prozeſſes verurtheilt 
worden , ftatt finden, im gegentheiligen Fall aber, wenn den 
zum Armenrecht Zugelaffenen diefe Verurtheilung treffe, von 
jener Nacherhebung für immer abgeftanden werben folle ? 

Ihr zweiter Ausfhuß, meine Herren, muß ſchon darum, 
weil in ben beiden Kammern von 18°°/,, und 18°?/,, die vors 
ftehende Frage bejahend entſchieden worden ift, felbft bei ents 
gegenftehender Anfiht, die Zweifelhaftigkeit des Falls aners 
kennen, unb er gibt gerrie zu, daß, wenn man nicht die, für 
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Beladung der Frage geltend gemachten Gründe fpecielt . 
prüft, und fich mehr durch deren Tota leindruck leiten läßt, 
ein Gefühl, beruhend auf anfcheinender Billigfeit, der gegens 
theiligen Anficht Eingang verfchaffen wird, es hegt aber auch 
Ihr berihtender Ausſchuß, meine Herren, weiter die Webers 
zeugung, daß Sie bei Erwägung der verfchiedenen, für bie 
Anträge von 18°°),, und 18°°/,, an verfchiedenen Orten gel: 
tend gemachten Argumente, fo wie bei näherer Beleuchtung 
ber practifchen Folgen, welche eine vorläufige Befreiung des 
mit dem Armen prozeflivenden Reichen von Gerichtötaren has 
ben würde, feinen Anftand nehmen werden, fich gegen eine 
folhe Befreiung und fomit dafür auszufprechen, daß dem 
vorliegenden Entwurf aus Gründen der Omiffion, der auf 
biefen Punkt bezüglichen Artikel, die ftändifche Zuftimmung 
nicht zu verfagen feye. 

Die Gründe, welche, ausweislich der früheren Berhands 
lungen, für die Befreiung des Reichen oder WBemittelten von 
Gerichtöfoften angeführt wurden, über welche Gründe man 
jedoch nicht überall einig gewefen zu feyn fcheint, werden dem 
Wefentlichen. nad) folgende feyn: 

Man habe, fo fagt ung 

1) der Ausfchußbericht vom Jahr 18°°/,,, in neuerer Zeit 
ziemlich allgemein anerkannt, daß die Gerichtätaren in die 
Klaſſe der indirecten Abgaben gehörten. Deßwegen ftehe aber 
auch die Zulafjung der Armen zum Armenrecht in einer grofs 
fen Sneonfequenz mit ber Übrigen, bie indirecten Abgaben bes 
treffenden Gefeßgebung, indem auch der Aermfte von Feiner 
Gattung indirecter Abgaben befreit und nach der Verfaffungd« 
urkunde jeder zu gleicher Theilnahme an den Staatölaften 
verbunden ſey. Die Verwilligung des Armenrechtö berube 
hiernach blos auf Billigkeit, allein diefe Billigkeit dürfe kei— 
nem Andern zum Nachtheil gereichen, indem fie fonft leßterem 
gegenüber zur Ungerechtigkeit führe. 

Weitere Gründe wurden entnommen 

2) aus ber Rechtögleichheit, worauf jeder ftreitende Theil 
vor dem Richter Anfpruch habe; 
| 3) aud ber Verpflichtung des Staatd, den Reihen, fo 
viel wie möglich, vor Chifanen des Armen und fhüßen, und 

4) aus der ebenmäßigen Verbindlichkeit des Staats, dens 
jenigen zu entfchädigen, welcher durch die Vermwilligung des 
Armenrechtö, alfo durch die Schuld des Staats, einen Nach» 
theil erlitten habe. 

‚She zweiter Ausfhuß, meine Herren, wendet fih nun 
zu einer Prüfung diefer Gründe, und bemerkt zu dem Ende: 
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ad 1) die Boraudfegung, daß die Gerichtötaren in bie 
Klaſſe der indirecten Abgaben gehören, ift, nad) der Anficht . 
bed Ausſchuſſes, eben fo unrichtig, als — wäre der Vorderſatz 
nicht zu beanftanden — daraus folgen würde, daß alles Ar⸗ 
menrecht ohne weiterd aufgehoben werden müßte. 

Mer fich in den Staatöverband begibt, thut ed in der 
Vorausfegung, daß ihm Juſtiz abminiftrirt werde.  Diefe 
Boraudfesung ift in dem Staatözwed begründet. GSelbfihülfe 
muß, ſoll anders dieſer Zweck erreicht werben, verboten feyn. 
Iſt fie aber verboten, dann muß die Möglichkeit der Mechtds 
hülfe jedem, dem Armen wie dem Reichen, offen ftehen, und 
ift diefes, wa3, wenn Ruhe und Ordnung aufrecht erhalten 
werden foll, nicht bezweifelt werden darf, richtig, dann läßt 
fih auch nicht verabreden, daß die Ertheilung des Armens 
rechts niemald auf Gründen der Billigkeit, fondern nur auf 
folhen des Rechts beruhen könne. 

Hiermit aber würde im MWiderfpruch ftehen, die Gerichtds 
tagen der Klaffe der indirecten Abgaben zuzuzählen, weil nad) 
dem Artitel 30 der VBerfaffungsurfunde alle Heflen zu gleis 
chen ftaat3bürgerlichen Verbindlichfeiten und zu gleicher Theils 
nahme an den Staatslaften, wenn nicht eine verfaffungsmäs 
Bige Ausnahme begründet ift, verbunden find, und weil mit: 
hin, da ein Nachlaß indirecter Abgaben nie, am allerwenigs 
ften aus Gründen der Billigfeit, ftatt findet, auch von einer 
Ertheilung ded Armenrechts niemals die Rede feyn Fönnte. 

Steht das bisher Gefagte richtig, dann wird weiter nicht 
zu bezweifeln feyn, daß die Zahlung der Gerichtötaren nur 
eine verhältnißmäßige Vergütung (Netribution) für die Arbei- 
ten der Juſtiz feye, welche den Einzelnen geleiftet werden und 
welche dieſe, vermöge des Staatözwedes, in Anſpruch zu 
nehmen unter allen Umftänden die Befugniß hat. 

Es ift eine Zahlung für gewiffe Keiftungen von Seiten 
deflen, der zahlen kann, während der Arme, von einer folchen 
Zahlung, fo wie von gar mancher anderen, aud dem einfas 
hen Grunde feiner Inſolvenz, befreit bleibt. 

Daraus aber, daß dem Einen dasjenige, was er nicht 
aus Gründen der Billigkeit, fondern vermöge der,erften 
Grundfäße des Staatsverbandes zu verlangen bes 
rechtigt ift, feiner Zahlungsunfähigkeit wegen, unentgeldlich 
geleiftet wird, folgern zu wollen, daß dem Zahlungdfähigen 
ebenwohl umfonft_präftirt werden müffe, fcheint dem Ausfchuß 
ein unhaltbarer Schluß, welder nur Veranlaffung haben 
kann in den Worderfägen, deren Unrichtigkeit zur Genüge 
nachgezeigt worden ift. | 
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Menden wir und nun | ER, 

ad 2) zu einer Beleuchtung der angeblichen Rechtögleich« 
beit, auf deren Grund hin behauptet werden will, daß ber 
mit einem Armen litigirende Reiche vorläufige Befreiung von 
den Serichtötaren in Anfpruch zu nehmen befugt fey, fo dürfte 
auch diefes Argument die Probe nicht halten. - 

Die NRechtögleichheit der Partieen vor dem Richter kann 
nicht weiter gehen, als daß jeder nach dem beftehenden Gefet 
behandelt werden muß. Weiter läßt fich das Princip nicht: 
ausdehnen, befteht auch nirgends in einem größeren Umfang, 
und wäre praftifh unausführbar, nicht nur in Bezug auf 
ben für Empfang der Rechtöpflege zu machenden Koftenaufs 
wand ber Einzelnen, fondern auch, was noch treffender feyn 
bürfte, in Bezug auf dad Materielle der Sache. 

In leerer Beziehung, meine Herren, wird Ihrer Aufe 
merkſamkeit nicht entgeben, daß ganze Klaffen von Perfonen, 
wie z. B. Juden, Minderjährige, Weiber, Kandleute, Sol: 
baten u. f. w. in vielen Nechtöverhältniffen und prozeffualis 
fhen Berhandlungen, theil härter, theils milder, wie ihre 
Gontrahenden oder Gegner behandelt werden, und e3 wird 
Ihnen weiter nicht entgehen, daß fomit die Herbeiführung 
einer Rechtögleichheit zwifchen den Parteien theilweife unvärhs 
lich, theilweife unmöglich wäre; in Beziehung auf die Zaren 
aber, würde der Ausihuß die Realifirung der beabfichtigten 
Rechtsgleichheit für eine Ungerechtigkeit gegen die Gefammt: 
fteuerpflichtigen halten, weil darum, weil der Eine das, was 
ihm geleiftet wird, nicht zahlen Tann, für den Staat keine 
Verbindlichkeit gefchaffen wird, nunmehr auch den Andern, 
ur Beeinträchtigung feiner zahlbaren Angehörigen, zu dispen— 
Bi eine Beeinträchtigung, welche nun um fo fchwerer wer» 
den würde, al& durch die Realifirung einer Befreiung des 
Bemittelten von Gerichtötaren, wie weiter unten ausgeführt 
werden wird, die Zahl der, unter dem Schuß des Armenrechts 
zu_ führenden Prozeffe nicht ab, fondern bedeutend zunehmen 
müßte, folglich ein gar nicht unbedeutender Ausfall an Stems 
peltaren zu erwarten ftünde. 

Es mürde aber auch die beabfichtigte Nechtögleichheit in 
Bezug quf die Koften nur zur Hälfte ausführbar, und eben 
ee eine halbe Maßregel, legislativ nicht zu empfeh⸗ 
en feyn. 

Denn ungleich würde dad Verhältniß immer bleiben zwi: 
fhen dem Reichen und dem, dem Armen näher ftehenden Bes 
mittelten; ungleih in Bezug auf die Art des Koftenaufwans 
bed aber wäre es ſelbſt nach den Propofitionen von 18’%/,, 
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und 18°), Nur von ben Stempel» und Gerichtötaren wolls - 
ten jene Propofitionen den Weichen. vorläufig befreit wiſſen, 
während doch den Armen audy der Anwalt, die Verſäumni 

der Zeugen, etwaige Inferatgebühr und. dergl. nichts foften. 

Sollte alfo, wie denn doch bei allen legislativen Gegene, 
ftänden gefchehen muß, confequent angetragen resp. verfahren 
werden, dann hätte auch proponirt werden müffen, den Ans 
walt deö Reichen ebenfo, wie die Gebühren der von ihm aufs 
gerufenen Zeugen u. dgl. Koften, aus der Staatskaſſe zu bes 
zahlen, ein Antrag, der gewiß die Zuftimmung der Kammern 
niemald würde erhalten haben, eben darum aber auch beweift, 
daß man im Gefühl der Unhaltbarkeit des Princips von Geis 
ten der Proponenten auf halbem Wege ftehen bleiben zu müfs 
fen geglaubt hat. 

Mad nun , 
ad 3) die Verpflichtung des Staatd den Reichen, fo weit- 
möglich, vor den Chifanen ded Armen zu ſchützen, betrifft, 
fo fcheint auch- diefer Grund Ihrem berichtenden Ausſchuſſe 
nicht geeignet, feine Anfichten zu verlaffen. 

Vorerſt ſetzt diefes Argument voraus, daß die Vermus 
thung der Chikane gegen den Armen fpreche, eine Vermuthung, 
die Niemand wird unterfchreiben wollen und welde mithin 
zu viel beweißt. 

Sodann aber läßt ſich foldhem Grunde mit Necht oppos 
niren, daß, will man die Befreiung des Reichen aus dem 
Geſichtspunkt einer Bewahrung vor Chifane betrachten (im: 
mer vorausgefegt, daß jeder Arme chifanire), die Mafregel 
abermald nicht durchgreift, weil der Staat aud gegen bie 
Chifane deffen, dem er für Bezahlung Juſtiz abminiftriren 
läßt, und der aus Rachſucht oder fonftigen unedlen Motiven 
proceffirt, nicht zu ſchützen vermag. 

Für nicht minder unrichtig, gefährlich in feinen Confes 
quenzen und deßhalb unausführbar hält endlich 

ad 4. Ihr berichtender Auöfchuß, meine Herren, die Bes 
freiung des Bemittelten von Gerichtötaren aus dem 'geltend 
—— Grunde, des von Seiten des Staates zu fit 

chadenserſatzes. 

Man ſagt, der Staat veranlaſſe durch Bewilligung des 
Armenrechts den Armen zu chikaniren, hierdurch werde der 
Gegentheil beſchädigt, und liege mithin dem Staate die Vers 
bindfichfeit ob, biefen durch feine Schuld veranlaßten Nach» 
theil zu erfegen. 

Es dürfte nicht Teicht ein ber Anficht des Ausfchuffes 


enden 
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entgegon gefeßter Grund mehr auf unrichtigen Suppofitionen 
und Zrugihlüffen beruhen, als gerade dieſer. 
| Denn es ift | 

a) unrichtig, daß der Staat den Armen zu proceffiren 
Beranlaßt. 

Der Arme proceffirt aus freien Stüden, und hat das 
Recht Juſtiz zu verlangen. | 
| Es iſt fodann 

b) weiter, nach dem oben Entwickelten, unerweislich, daß 
dem Armen ausnahmsweife etwas vom Staat geleiftet 
werde, was ihm nach allgemeinen Grundfägen nicht gegeben 
werden Fönne, und für welde Ausnahme fomit er dem Geg⸗ 
ner des Armen haften müſſe. | 

Der Staat ift verbunden dem Armen dasjenige ohne 
Bezahlung zu leiften, was er dem Reihen gegen Zabs 
lung zu geben die Pflicht hat. 

Es inducirt oder veranlaßt daher der Staat weder den 
Einen, noch den Andern zu einer Chikane, fondern er gibt 
nur, was er zu geben die Obliegenheit hat, ohne VBerants 
wortlichkeit für den Gebrauch, welden der Arme wie der 
Reiche von der aus Rechtögründen verwilligten Zuftiz etwa 
machen könnte, | 

Zudem ſetzt 

e) diefed Argument voraus, daß der Arme jederzeit chis 
— was unwahr und unerweislich iſt. Es greift aber 
au 

) das entgegenſtehende Raiſonement, ganz abgeſehen 
von ben unrichtigen, oben gerügten, Unterſtellungen nicht 
duch, weil, wollte man die Verbindlichkeit des Staats zum 
Schadenserſatz anerkennen, auch derjenige in Schuß genoms 
nen werben müßte, welcher von einem Reichen möglicher 
Weiſe chifanirt wird, und weil nicht minder, wie bereit3 ad 
3. bemerkt, der Staat die Koften des von dem Reihen zu 
beftellenden Anwaltes berichtigen, auch andere von ihm vors 
gelegte Koften vergüten müßte. 

Endlid würde 

e) der auf folhe Weife durchzuführende Grundſatz eines, 
von dem Staat zu erfegenden Schadens zu auffallenden Cons 
fequenzen führen, indem dann dem Staat, welchem die Ver: 
bindlichkeit Wermögen und Perfonen feiner Angehörigen zu 
ſchützen obliegt, eben fo gut zugemuthet werden fönnte, den 
Beftohlenen wegen feines entwendeten Eisenthbums, den Ver: 
wundeten wegen zugefügter Verletzungen u. f. w. zu entichäs 
digen, ba doch ——— nach allgemeinen Grundſätzen in 
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unferem Fall, wie in den angeführten Beifpielen der Beihär 
digte, felbft den in feiner Perfon erfchienenen casus zu tragen, 
nicht aber die Befugniß haben wird, Erfaß von den Ges 
fammtfteuerpflichtigen zu verlangen. 

Inzwiſchen auch abgefehen, meine Herren, von der Uns 
haltbarkeit und theilmeifen gefährlichen Gonfequenz ber für 
die Befreiung des Meichen angeführten sub L— 4 wiberleg: 
ten Gründe, glaubt Ihr berichtender Ausfhuß Sie überzeus 
gen zu können, daß die Idee, den Bemittelten im Berlauf 
des Proceſſes mit Zahlung der Stempel: oder Gerichtötaren 
u verfchonen, wenn auch auf anfcheinender Billigkeit berus 
end und wohlgemeint, doc aber in ihrer Ausführung un: 

raftifch und gerade für den, welchem eine Wohlthat erwies 

fen werben foll, in vielen Fällen höchſt nachtheilig feyn 
werde. 2 
Kür unpraftifch halt der Ausſchuß die Idee der Bes 
freinng des Bemittelten, weil dadurd) 

1) ein Nachtheil befördert werden wirb, dem man auf 
andere Weiſe entgegen zu arbeiten bemüht ift, nämlich Vers 
mehrung der Armenprocefie. 

Derjenige, welcher reich genannt werden kann, wird fich 
durch die Ausficht, einen Stempel im Verlauf des Proceſſes 
vorlegen zu müffen, nicht beftechen laffen, gerechten Anfprü- 
chen des Armen einen ungegründeten Widerfpruch entgegen 
und ſich fo dem Wechfelfall auszufeßen, demnäcft eine bes 
deutende Summe für Stempel bezahlen zu müffen; allein 
der dem Armen näher flehende Unbemittelte wird, man bes 
trachte hier den Menfchen, wie er ift, nur zu fehr geneigt 
feyn, auf die Hoffnung hin, im Verlaufe des Procefies vom 
Stempel: und Gerichtötaren befreit zu breiben, und wenigften 
vor der Hand nicht zahlen zu müffen, dem Ausgang eines 
zweifelhaften Proceſſes zu riöfiren, den er, müßte er fogleich 
die Zuftiz erfaufen, entweder durch gänzliche Zahlung oder 
durch Vergleich zu erledigen angelegentlichft bemüht ſeyn würde. 

Es läßt fich daher, nad) der Anficht Ihres berichtenden 
Ausſchuſſes, in Feiner Weife bezweifeln, daß durch Befreiung 
des Bemittelten im Verlauf des Proceffes von den gefeglts 
chen Abgaben, fünftighin mehr Armenfahen würden burchges 
führt werden, als bisher. . 

Für befonders relevant hält aber 

2) der Ausfhuß, daß die proponirte Einrichtung, der 
Befreiung von Stempelabgabe einem großen Theil derjenigen, 
welchen damit geholfen werden fol, zum Nachtheil, ja in eins 
zelnen Fällen zum gänzlichen Ruin gereichen würde. 
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Die Intention der früheren Proponenten, indbefondere 
aber der früheren Ständeverfammlungen ift nicht fowohl das 
bin gegangen für ben Reichen, als vielmehr für den, dem 
Armen näher ftehenden Unbemittelten , der demungeachtet 
*— zum Armenrecht qualificirt erſcheint, wohlthaͤtig zu 
wirfen. 

Diefer Unbemittelte wird, wie bereits oben bemerkt 
wurde, ohnehin durch die Befreiung von ber Stempelabgabe 
inducirt werben, e& mit der Führung eined zweifelhaften Pros 
ceſſes leichter zu nehmen, ald unter andern Umftänden ges 
ſchehen feyn würde. | 

Muß diefer Mann im Verlauf des Rechtsſtreites von 
Zeit zu Zeit Ufl., 1fl. SOEr., mehrere Gulden für ein Urtheil 
oder für einen Anwalt, bezahlen, fo ift diefe Ausgabe hart 
für ihn, aber er ift durch Sparfamkeit oder angeftrengte Thäs 
tigfeit wohl im Stande, den Betrag aufzubringen, vielleicht, 
wie gerne zugegeben wird, durch Entbehrung nothwendiger 
Lebensbedürfniſſe. 

Verliert er nach ſolchem Verfahren den Proceß ſo kom⸗ 
men dann die Entbehrungen, die er im Verlauf mehrerer 
Sahre, zum Betrieb des Proceffes, zu machen genöthigt war, 
auf Rechnung feiner eignen Schuld, inzwifchen find wenig⸗ 
Kenn feine Koften bezahlt und vielleicht auch theilweife vers 

merzt. | 

Wurden aber bie Taren im Verlaufe des Proceffes nos 
tirt, und — eben weil die temporäre Befreiung von der Zabs 
lung der Koften mit Veranlafjung gab, eine fchlecht flehende 
Sache in die Länge zu ziehen — vermehrt und ver iert nun der 
inzwifchen mit Zahlung verfchonte Theil den Proceß, fo hat 
er muthmaßlich, neben den Koften feines Gegners, die eignen 
vieleicht im Verlaufe mehrerer Jahre auf 40, 50 oder 100 fl. 
aufgewachſenen Zaren in ungertrennter Summe zu zabs 
len, und eö gehen nunmehr die, muthmaslich noch obendrein 
mit einer Hypothek belafteten Immobilien, welche, hätte man. 
den Litiganten im Verlaufe des Proceffes bezahlen laſſen, 
möglicher Weiſe hätten erhalten werden koͤnnen, zu Grunde. 

Ein ſolches Refultat, meine Herren, veranlaft durch ein 
Gefeß, kann unmöglid) in der Intention der gefeßgebenden 
Gewalt liegen! 

Es würde aber auch 

3) wollte man eine temporäre Befreiung von Stempels 
taren und eine Notirung berfelben für Rechnung des Bemit⸗ 
telten eintreten laffen, einer Defraudation, alfo einer Beeins 
trächtigung desjenigen Theils der Staatdangehörigen, welche 
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Abgaben entrichten, Thür und Thor geöffnet ſeyn, ohne daß 
es in ber Gewalt der Behörden läge, einem folchen Unter; 
fchleif vorzubeugen, denn es fällt in die Augen, daß, wenn 
nad) Sahre langem Proceffiren und nachdem, für Rechnung 
des Bemittelten bedeutende Zaren notirt worden find, diefer 
die Gewißheit eined ungünftigen Ausganges des Mechtöftreis 
ted erlangt hat, verfelbe in einen Wergleich, vielleicht mit 
Aufopferung über den urfprünglichen Betrag des rg 
ftanded, dad Mittel finden wird, den Fiskus, d. h. die Ger 
fammtfteuerpflichtigen, um die notirten Stempeltaren zu vers 
vortheilen, ein Mipftand, welchem ſich in Feinerlei Weiſe ger 
nügend wird vorbeugen laffen, wenn man nicht gefeßlich bins 
tertreiben wollte, was auf andere Weife überall unterftügt 
wird, nämlich Eingehung von Vergleichen. 
Endlich wird auch 

5) nicht zu überſehen ſeyn, daß nad dem bisherigen 
Berfahren, und zwar mit allem Recht, der zum Armenrecht 
Zugelafjene, wenn er den Proceß verlor, die dem Gegner ers 
fhienenen und von diefem bezahlten Zaren im Wege ber 
Erecution zu zahlen angehalten wurde, weil foldhe Zaren 
nicht aufgewendet worden waren, zur Erlangung feines, de 
Armen, Rechts, wegen befien er Befreiung genoß, fondern 
für die Thätigkeit, welche der Gegner von den Gerichten in 
Anſpruch genommen hatte. 

Bon Vergütung diefer Zaren aber würde der Arme, 
wenn der Reiche ſolche nicht zu zahlen hätte, befreit feyn, ofs 
fenbar zur Belohnung eined muthmwillig oder unvorfichtig bes 
— Proceſſes und zum abermaligen Nachtheil der 

teuerpflichtigen! 

Wenn der Ausſchuß durch das bisher Geſagte die Ueber⸗ 
zeugung begründet zu haben glaubt, daß die von den Kams 
mern vom Jahr 18°°/,, begehrte Befreiung des Reichen von 
Gerichtötaren im Verlaufe des Proceffes in Feinerlei Weiſe 
legiölativ zu empfehlen fen, fo erwartet er auch nicht den 
Einwand, daß ed wenigftens angemeffen feyn werde, den 
Reichen einftweilen zahlen zu laffen und ihm im Falle des 
Dbfiegend das Gezahlte zu reftituiren. 

Abgefehen davon, meine Herren, daß auch einem fol 
ben Vorſchlag die oben von 1—4 entwidelten Gründe uns 
bedingt entgegen ftehen, fo ift hierauf der Antrag der Pro: 
ponenten vom Sahr ?°/,, fo wie ??/,, nirgends gerichtet, es 
würde aber auch der Vorfchlag der demnächftigen Vergütung 
ber Intention jened Antrags, welcher nur auf Billigfeit bes 
ruhen fol, nicht entfprechen, weil gerade darin, den Bemit⸗ 
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gelten vor der Hand und fo lange ihn der Arme — wie man 
unterftelt — chikanirt, nichtd bezahlen zu laffen, das vo r⸗ 
öfte Mittel des :beabfichtigten Zwedes gefunden wers 
en fol. | | 

Sft man nun — um den bisherigen Inhalt diefes Berichts 
— zu faſſen — der Anſicht, daß weder die Befchräns 
ung des Gefebesentwurfes auf. die diefjeitigen beiden Pros 
vinzen, noch die Uebergehung der betreffenden Anträge von 
18°°/,, und 18°?/,, Grund abgeben könne, ein Amendement 
zu flellen, oder aber den Gefeßedentwurf abzulehnen, fo wird 
man zur Prüfung des Entwurfes im Allgemeinen, fo wie in 
feinen einzelnen Xheilen übergehen können. 

Daß mit dem vermwilligten Armenrechte zu allen Zeiten 
Mißbrauch getrieben worden fei, ift nicht zu bezweifeln. 

Es geben darüber die in den früheren Ständeverfamms 
lungen laut gewordene Stimmen, die Berficherungen der Ges 
richte und viele Legislationen Zeugniß. 


Schon die Keichögefege enthalten Beftimmungen, woraus 
hervorgeht, daß man vor 2— 300 Sahren eben fo wie jetzt 
dad Bedürfniß, folhem Mißbrauch vorzubeugen, gefüblt babe. 

ce — 0.1555 1.41 8. 3. Reichs abſ. v. 1600 
und ein Gleiches erhellt aus verſchiedenen neuen Partikular: 
geſetzen. 

Herzogl. Oldenburg. Pr. Reg. pag. 25. 

Hreußiſche U. ©. S. L 2338. 37. Churfürſtl. 

De Verordnung über das Armenrecht $. 20. 

öniglihd Preußifhe Verordnung über daß 

Armenreht inden Rheinprovinzen pag. 8. Vers 

ordnung des Gouvernement des Mittelrhein 

von 1814. 


Schon aus der Länge der Zeit, innerhalb welcher man 
fi mit den Mitteln etwaigem Mißbrauch ded Armenrechts 
vorzubeugen befchäftigt und die Klagen über fruchtlofe Ver⸗ 
fuche wiederholt hat, werden Sie fi), meine Herren, von 
der Schwierigkeit, auf legislativem Wege radical abzuhelfen, 
überzeugen, es wird fi) Ihnen indefjen diefe Ueberzeugung 
bei näherer Beleuchtung des Gegenftandes noch mehr aufs 
dringen, und Gie dürften. fi dann der Anficht ihres berich- 
tenden Ausſchuſſes anzufchließen Fein Bedenken tragen, eine 
Anficht, welche dahin geht, daß in diefer Materie allen Ans 
ftänden und Mißbräuchen nicht zu begegnen und abzuhelfen 
fey, indem, was ald Schuß gegen Chikane dienen, zu leicht 
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in Ungerechfigkeit gegen ben Armen ausarten kann und fo 
umgekehrt. | 

As Mittel, daß die Wohlthat ded Armenrechtd nicht ohne 
genügenden Grund verwilligt und einem Mißbrauch bes vers 
willigten Armenrechts vorgebeugt werde, werben zu betrachten 
feyn, oder werben betrachtet: 


1) Prüfung der Frage: ob der Petent wirklich arm fey, 
d. h. ob er fich rechtlich außer Stand befinde, die zum Bas 
ar ded vorhabenden Prozeffes nothwendige Koſten aufzus 
ringen. | 

2) Unterfuchung bed materiellen Gehalted und des prak—⸗ 
tifchen Erfolges der zu profequirenden Rechtsanſprüche des 
Armen vor Bewilligung ded Armenrecht. 

3) Belehrungen oder Verwarnung ded Armen in Bezug 
auf den muthmaßlichen Erfolg des Prozeffed, und 

4) Androhung von Nachtheilen für den Fall des Mißs- 
brauches. 


In dem von der Staatsregierung übergebenen Gefebed« 
entwurf find die Woraudfegungen sub 1, 3 und 4 genügend 
ewahrt, dagegen vermiffen wir darin Beftimmungen über die 
nterfuhhung ded materiellen Gehalted der von dem Armen 
zu verfolgenden Rechtöfache, ald Bedingung der Verwilligung 
der Wohlthat des Armenrechtd, und wir find daher um fo 
mehr veranlaßt, die muthmaßlichen Gründe dieſer Omiffion 
in Erwägung zu ziehen, ald nicht nur die in der Provinz 
Mheinhefien geltende Verordnung über das Armenteht vom 
4. April 1817 in ihrem Art. 4 das in der angegebenen Bes 
ziehung Erforderliche vorfieht, fondern auch die in der zwei⸗ 
ten Kammer der Stände von 18°°/,, und 182/, erftatteten 
Ausfhußberichte hierher gehörige Bemerkungen haben eins 
fließen laffen. 

Die Frage: 

Ob und wie vor Zulaffung zum Armenrecht unterfucht 

werben müffe, welcheö der materielle Gehalt der zu pros 
‚„  jequirenden Rechtsanſprüche fey ? | 
ift nicht unintereffant, läßt fich auch aus allgemeinen Gefichtd: 
punkten beantworten, dürfte aber am Ende kein folches praftifches 
Nefultat gewähren, welches man auf den erften Anblick gez 
neigt ſeyn möchte, zu unterftellen. 

Es bieten fih, um zu prüfen, ob der um das Armens 
recht Bittende eine gerechte, oder aber eine ungerechte Sache 
zu verfolgen gebenfe, verfchiedene Wege dar, nämlich: 

- 7 
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a) die Beurtheilung diefer Trage, in den Fällen, in wels 
hen der Armenpartie ein Anwalt beigegeben werben muß, 
diefem zu überlaffen, oder 

b) die Entfcheidung von dem in der Hauptfache compes 
tenten Gerichte abhängig zu machen, oder 

e) ein Inftitut zu gründen, ähnlich dem in ber Provinz 
Rheinheſſen, wodurd ein Gollegium, bei der Sache nicht in» 
teſſirter Anmälte über dad Materielle vorläufig zu urtheis 
fen berufen wird. 

Es ift | 

ada) klar, daß diefer Ausweg unpaffend und ungenügend fey. 

Unpaffend, weil auch der redlichfte Anwalt, wenn er die 
Shlechtigkeit der ihm zur Führung übertragenen Sache nach— 
zeigen würde, dem Verdacht auögefegt fein könnte, daß fein 
Urtheil durch die Ausficht einer vermehrten, nicht einträglichen 
Arbeit beftimmt worden fey; ungenügend aber, weil dieſſeits 
bei den Untergerichten regulariter Feine Anwälte auftreten, 
und weil fomit für das Verfahren bei Untergerichten ein 
anderer Ausweg getroffen werden müßte. 


ad b) Gegen eine Prüfung der Gerichte fpricht haupt: 
ſächlich der Umftand, daß ed mit deren Stellung nicht wohl 
zu vereinigen ift, über den Anfpruch eines Nechtöfuchenden . 
ohne vorherige Verhandlung d. h. ohne in proceßgerechter 
Form erfolgte Prüfung, zu urtheilen. 


Hiernach fcheint ſich dad sub e) vorgefchlagene Mittel 
von felbft zu empfehlen, und Shr berichtender Ausfchuß, meine 
Herren, verhehlt nicht, daß ihn die demfelben zu Grunde lies 
gende Idee um fo mehr anfpreche, ald er darin einen Be— 
weis ded Vertrauend gegen die Anwälte, und fomit ein Mits 
tel zur Hebung ded Anwaltftandes im Allgemeinen erfennen 
würde, 

Inzwiſchen bietet die Ausführung eines folchen Projekts 
in den bieffeitigen Provinzen, welche das Inſtitut der An— 
waltöfammer und der Staatöprofuratur nicht kennen, befons 
dere Schwierigkeiten dar, und es wird bie Befeitigung diefer 
Schwierigkeiten nicht in dem richtigen Verhältnig zu dem 
praftifchen Nefultate ftehen, welches durch dad erwähnte Ins 
ftitut erzielt werden würde, 


Davon, daß dem alfo fey, meine Herrren, glaubt Shr bes 
rihtender Ausſchuß Sie — zu können, durch Anfüh— 
rung eines bei der vorhinigen Geſetzgebungskommiſſion über 
fraglichen Gegenſtand abgegebenen Gutachtens, welches der 
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Berichtderftatter au den ihm von dem Heren Regierungss 
Fommiffär mitgetheilten Akten entnommen hat. 

Diefed Gutachten fagt: 

„Fürs erſte ift e& zum bei weiten größten Theile ganz 
und gar unmöglich, über den Grund oder Ungrund des 
Anfpruches vor angefangenem und audgetragenem Prozeffe 
zu urtheilen. Möglich ıft es nur in fo fern, als der Afpis 
rant Anfprüche formiren will, welche feinem eigenen faftifchen 
Borbringen nach, juriftifh ungegründet find. In diefem Falle 
allein ift ed möglich, im Voraus zu urtheilen, daß der Pros 
zeß nicht gewonnen werden könne, in allen übrigen Fälen 
(Ausnahmen find ſchwer zu denken) ift e& unmöglich; wie 
wenn ber Afpirant ein unwahres Factum vorträgt: wer kann 
voraudfehen, daß ed unwahr fey ? oder wenn er eine ihm ent= 
gegenftehende faktifche Einrede verſchweigt — oder überhaupt, 
wenn er ein Faktum behauptet, wer Fann vorausfagen, ob ed 
ihm gelingen wird, es zu beweifen, ob Zeugen die behauptes 
ten Umftände werden bejahen können oder wollen — wie die 
Erperten audfagen werden — was bie Urkunden, auf deren 
Edition angetragen werben fol, enthalten werden — ob ber 
zu Verflagende den Schiebdeid ausfhwören wird u. f. w.? 
In allen diefen Fällen ift ein Bor.Urtheilen unmöglich, näms 
lich ein juriftifches Bor:Urtheilen. Freilich ein Probabilismus 
der Art, wie etwa; daß ein Faktum, wie dad, was ber Ad» 
pirant von feinem Gegner behaupten wolle, diefem leßteren, 
allen Umftänden und Verhältniffen nach, gar nicht zuzutrauen, 
die Sache des Armen alfo durchaus nicht probabel ſey — 
folhe und ähnliche Probabilitäten werben wohl nicht mit in 
die MWagfchale der VWorsBeurtheilung fommen follen.” 


„Oder fol das Vor-Urtheil von einer Anwaltskam— 
mer undresp. vom Staatöprofurator gefällt werden 3 
Auch diefe Einrichtung fcheint mir nicht vorzüglich. 

Einem, der Proceßkoften zu beftreiten nicht vermag, das 
Armenrecht abfprechen, heißt nichts Anders, ald ihm das ihm 
mögliche Gehör und mit diefem alfo auf die wirkffamfte Art 
von der Welt, feinen Anfpruch felbft abfprechen. Um Rechts⸗ 
anfprüche abzufprechen, find aber nicht die Advokaten, nicht 
die Staatöprofuratoren daz und ed thut um fo viel weniger 
Noth, diefen Perfonen, eine folche, ihrer fonftigen Deftination 
fo fremde Attributionen beizulegen, da das Einzige, was fie 
mit Grund zu beurtheilen im Stande find, (die rechtliche 
Goncludenz der Klage) wie fhon erwähnt, eben fo leicht 
und kurz, und jedenfalls fürmlicher und beruhigender, vom 
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Gerichte, nach angeftellter Klage, beurtheilt und dann auch 
gleich als Rechtsſpruch ausgefprochen werden Fann. 


Möge aber die Verweifung der Vor-Beurtheilung an die 
Anwaltskammer ıc. an fich ihren Werth haben, fo würde doch 
bie Generalifirung diefer Einrichtung und der Ber: 
pflanzung auf dieffeitigen Boden viele Schwierigkeit haben, 
Einführung von Anwaltöfammern und Staatöprocuratur, oder 
von Surrogaten dafür erfordern u. dergl. — Lauter Gründe, 
welche, meines Ermeffens, mit dafür fprechen, nicht die jenſeits 
sheinifche Vor-Beurtheilung auch für die dieffeitigen Lande 
einzuführen, fondern lieber die, wenigftens in der Provinz Star: 
kenburg beftehende Einrichtung zu generalifiren, daß auch 
über des Armen Rechtsanſprüche erft dann abgefproden wird, 
wenn er rechtlich gehört worden iſt.“ 


| Der zweite Ausſchuß kann hiernach nur billigen, daß in 
bem Gefeßedentwurf einer Vorunterfuchung über dad Mate: 
rielle der, von dem Armen zu verfolgenden Rechtöfache, Feine 
Erwähnung gefchieht, weil er die Fälle, in welchen, obne 
Ungerechtigkeit gegen den Armen, auf ſolche Bor 
unterfuhung ihm die Verwilligung des Armenrecht3 wird ver: 
fagt werden können, zu den höchft feltenen zählt, und weil 
er bdiefer Seltenheit wegen nicht für räthlich halten kann, 
dieſſeits ein Inſtitut zu ſchaffen, welches zu den organiſchen 
Daunen ber Provinz Oberhefien und Starkenburg nicht 


Ganz verfchleden von einer Verweigerung des Armenrechts 
wegen materieller Unhaltbarkeit der Sache, ift die in dem 
Entwurf vorgefehene Verwarnung vor Srivolität wegen beab⸗ 
— Verfolgung eines anſcheinend ſchlecht ſtehenden Pro: 
ceſſes. 

In dieſem Falle ſteht dem Armen frei, zu thun, was 
er will, aber der Richter bekommt einen Anhaltspunkt, auf 
—RX er demnächſt eine Strafverfügung zu erlaſſen ver— 
anla 


Darüber, daß, wenn man das Princip der Vorunter: 
fuhung für unpraktifch hält, und deshalb aufgiebt, Straf: 
verfügungen, wegen be — Frivolitäten, das einzige 
Mittel feyen, künftigem Mißbrauch des Armenrechts vorzubeus 
gen, wird ein Zweifel nicht obwalten, und wenn man ent« 
gegnen wollte, daß, fo lange der Reiche wegen Srivolität 
mit Gefängnig nicht beftraft werde, eine folche Verfügung 
auch gegen den Armen nicht erlaffen werden dürfe, fo würde 
dem erwidert werden, daß man ben Armen ‚, wegen feiner 
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Snfolvenz nicht mit Geld beftrafen könne, zubem auch $rivo: 
litäten der Armen bei weitem fchädlicher und gemeingefährli- 
cher, alfo auch zu ihrer Unterdrüdung kräftigere Mittel, nach 
allgemeinen Grundfägen, zuläffig feyen. 

Indem ſich allen bisherigen Ausführungen zufolge Shr 
zweiter Audfchuß, meine Herren, mit den Principien, welche 
dem Gefetesentwurf zu Grunde liegen, einverftanden erklärt, 
geht er zum fpeciellen Theil feined Vortrags über, und wens 
bet fich fomit zur Begutachtung der einzelnen Artikel, 

3um Urt. 1 

Bei dem Anhalt und bei der Faffung dieſes Artikels 
findet der Ausfchuß feinen wefentlichen Anftand, 

Die Wohlthat des Armenrechts begreift nur einftweis 
lige Befreiung. 

Gelangt der Arme zu Vermögen, fo muß er, gleich je⸗ 
dem Anderen, welhem man creditirt, nachzahlen. 

Die Ausdehnung des Artifeld auf Ausländer, unter der 
beigefügten Befchränfung, hat dad wefentliche Intereſſe für 
Snländer, daß ihnen dadurch gleiche Wohlthat im Ausland 
gefichert wird. 

Darüber, wie ed im Sal eines Litisconfortiumd eines 
oder mehrerer Armen mit einem oder mehreren Reichen gehal: 
ten werben folle, enthält der Artifel, fo wie überhaupt das 
Geſetz, nichts. Der Ausfhuß hält allgemeinen Grundfägen 
entfprechend : 

„sm Fall dad Armenrecht einem oder einigen von meh: 
reren Litisconforten zufommt, ift den übrigen der Stempel 
und jede Gebühr, welche nicht im feparaten Intereſſe eined 
Armen bezahlt werden muß, eben fo anzufeßen, ald ob fie 
im Procefje allein und bloß wegen ihres Antheild am Streits 
gegenftand aufgetreten wären.‘ 

‚Sollte bei diefem Princip, welches von dahiefigem Hof: 
gericht, fo wie von dem oberften Zribunal adoptirt ift, irgend 
ein Anftand obwalten, fo würde ed angemeffen feyn, demfel: 
— durch einen Zuſatzarlikel in der angegebenen Faſſung vor 
zu eugen. — 

Eben fo fheint dem Audfhuß, daß es zur Befeitigung 
von Zweifeln und gleichzeitig zur WVerftändigung der um das 
Armenrecht Bittenben gereichen werbe, dem Art. 1 zuzufeßen: 

„Das Armenrecht befreit die Armenpartie keineswegs 

von Bezahlung ber dem Gegentheil verurfachten Koften, 

wenn fie zur Erftattung berfelben verurtheilt wird. " 
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Aehnliche Beftimmungen finden fih in der preußifchen 

und rheinheflifchen Werorbnung über dad Armenredht. 
ad Art. 2, 

Wollte man diefe Koften in den geeigneten Källen nicht 
auf die Staatskaſſe übernehmen, fo würde der Arme feinen 
Proceß, ohnerachtet des verwilligten Armenrechtd, nicht zu 
führen im Stande feyn. 

Der Inhalt des Artifel3 harmonirt mit dem bisher beob⸗ 
achteten humanen Berfahren gegen "Arme. 


ad Art. 8. 

Nach Inhalt diefes Artikels hat das Gericht, und nicht 
die Adminiftrarivbehörde, zu prüfen, ob fich ein Petent feiner 
Vermögendverhältniffe wegen zum Armenrecht qualificire oder 
nicht. 

Diefe Beftimmung fcheint dem Ausfhuß nothwendig, 
wenn auf eine richtige Anwendung des Geſetzes zu zäblen 
feyn foll, weil diejenige Behörde, welche in ihrem amtlichen Wirs 
fen die Mißbräuche eines Inftitut3 zunächft empfindet, mehr 
‚ darauf bedacht fenn wird, Denfelben vorzubeugen, als eine 
andere, die folchen unangenehmen Erfahrungen nicht audges 
fegt if. Auch kann die Frage über Eriftenz der Armuth im: 
mer nur mit Berüdfihtigung der zu verfolgenden Rechtsan— 
fprüche feibft beantwortet werden. Die Beftimmung, daß 
derjenige, welcher nicht hat, aber doch aufzubringen vermag, 
was zum Betrieb des Proceſſes erforderlich ift, zum Armens 
recht nicht zugelaffen werden folle, könnte hart fcheinen; fie 
ift es aber nach der Anficht des Ausſchuſſes nicht, weil, wie 
oben ausführlicher erörtert wurde, die Verwilligung des Ars 
menrechtS nicht auf Billigfeit, fondern auf Recht beruht, und 
weil der Staat auf Koften der Gefammtftenerpflichtigen kei— 
nen Act der Milde, ohne befondere Veranlaffung, ausüben fol. 


Zum I%rt. 4 

Der Ausſchuß ift damit, daß in der Regel nur vor: 
bandened Vermögen und beftehende Erwerböquellen, nicht 
aber etwaige Schulden des Petenten beachtet werden dürfen, eins 
verftanden, weil es fich nur darum dreht, ob derfelbe augenblicklich 
oder in einer gewiſſen Zeit die Mittel zur Zahlung bereit habe, 
auch weil die Bewilligung ded Armenrecht3 nicht auf Koften 
der Sefammtheit zum Bortheil der Creditoren gereichen fol. 

Da indeffen auch vorfommen fann, daß in den vorhans 
denen Schulden die Unmöglichkeit zur Aufbringung der Pros 
ceßfoften liegt, was nah Maafgabe der einzelnen Yale wird 
geprüft werden müflen, fo möchte nach dem Wort: 
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„Erwerböquellen ” 
zu fegen feyn: 
„in der Regel aber nicht etwaige Schulden.“ 

Als Garantie einer umfichtigen Bewilligung ded Armen; 
rechtö möchte fodann dienen, wenn, nad) Lage der einzelnen 
Saden, nur für gewiffe Proceßabſchnitte das Armens 
recht ertheilt würde, weil niemals im voraus zu tariren ift, 
wie viel ein Proceß im Ganzen foften werde, weil aber ber 
Richter 3. E. bei protofollarifchem Verfahren in erfter Inftanz 
und im erften Verfahren zu berechnen vermag, daß der Kläs 
ger nur 1 fl. 39 fr. an Stempel vorzulegen genöthigt fey, 
ein Betrag, welchen faft jeder Zaglöhner, wenn audy nicht 
augenbliklih, doch im Werlauf einiger Zeit aufzubringen 
vermag. 

Am Beweidverfahren ift dann, nad) Maafgabe bes 
Interlocuts und Der Beweidantretung, weitere Berechnung - 


möglich. 

Der Ausfhuß fchlägt deshalb vor, dem Art. & hinter 
dem Worte: 

„überlaſſen“ 
zuzuſetzen: | 

„auch nach einzelnen Proceßabfchnitten zu berechnende. ” 

Angemeffen wird es feyn, dem Richter aufzugeben, über 
diefe Erwägung eine kurze Negiftratur zu den Acten zu brins 
gen. Eine folhe Verfügung wird indeffen reglementär ers 
affen werden können. 

ad Art. 9. 


Der ——— hält dieſen Artikel für ſachgemäß, jedoch 
möchte ſtatt des Satzes: 
„weitere Verhandlung mit ihm findet hierauf durchaus 
nicht ftatt, 
folgende Faſſung deutlicher fenn: 
„Eine Verhandlung zwifchen ben Parteien findet hierüber 
nicht, fondern nur ein Verfahren von Amtswegen ftatt.‘ 
Daß der Gegenpartie ein Recurs nicht geftattet wird, 
hält der Ausſchuß für richtig, weil diefe zwar ein mittelbare 
Intereſſe bei Ertheilung des Armenrecht3 haben fann, ein 
unmittelbare aber ihr nicht eingeräumt zu werben vermag. 


ad Art. 6, 

Der erfte Abfchnitt dieſes Artifeld fcheint dem Ausfhuß 
in feiner gegenwärtigen Faſſung unverftändlih, denn es ift 
nicht” gefagt, von welcher gefeglich erforderten Größe hier 
eigentlich die Rede fey. Bu Ä 
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Allem Anfchein nad) ift die appellationdfähige Größe bes 
Streitgegenftanded in der Hauptfache gemeint. 

Unter der VBoraudfegung, daß diefer Anftand in der Res 
daction werde gehoben werden, ift der Ausfchuß mit dem In— 
halte des Artikels einverftanden. 

Zur Vermeidung eined Zweifels wird e3 dienen, wenn 
fiatt der Worte: 

„Bleibt e& bei-dem Abſchlag,“ 
geſetzt wird: 

„Wird dad Armenrecht in erfter oder der Recursinſtanz 

abgefchlagen 5” 
denn derjenige, welcher, ohne arm zu feyn, um dad Armen- 
recht bittet, muß alle — —————— vergüten. 

a rt. T. 


Die hierin enthaltene Beſtimmung iſt nach der Anſicht 
Ihres berichtenden Ausſchuſſes nothwendig, wenn die Erſchlei—⸗ 
chung des Armenrechts auf Koſten derjenigen, welche ihre 
Verbindlichkeiten gegen den Staat redlich erfüllen, entgegen 
gearbeitet werden ſoll. 

ad Art. 8, 9 und 10. 

Zu diefen Artikeln muß der Ausfhuß vorerft auf dass 
jenige recurriren, was er in bem allgemeinen Theil ded Be 
richted über dad Princip gefagt hat, welches, feiner Anficht 
nach, bei Abfaffung des Gefegesentwurfes den Vorzug verdient. 

Daß ein Rechtöftreit in böslicher Abficht von einem zum 
Armenrecht Zugelaffenen beaonnen oder fortgefeßt worben fey, 
wird durch ordentliche Beweismittel höchſt felten dargethan 
werden Fönnen. 

Darum kann man aber auch, fol anders die Androhung 
einer Strafe von Wirkung feyn, diefe Strafe nicht von einem 
folhen Beweis, eben fo wenig aber auch von der allgemeinen 
Bezeichnung einer Frivolität abhängig machen, eines Theil, 
weil der Arme in einzelnen Fällen die deutliche Vorftelung 
von der Schlechtigkeit feiner Nechtsfahe nicht haben kann, 
andern Theil aber auch, weil der Begriff einer Frivolität 
etwas weit ift. 

Der Ausfhuß glaubt, daß der in den Artikeln 8 — 10 
vorgefehene Ausweg, der vorherigen Prüfung durch Richter 
oder Anwalt, fowie die darauf gegründete ernftliche Verwar— 
nung ded Armen, einen genügenden Anhaltspunft gewähre, 
um ben Litiganten, wenn dad demnächſtige richterlihe Ers 
fenntnig mit dem Reſultat jener vorläufigen rn, im 
Einklang fteht, nach) Maafgabe der am Schluß des Art. 10 
angegebenen Umstände beftrafen zu Fünnen. 


Beilage Nr. 195. zum 37. Protokoll. 


Bericht des erften Ausfchuffed der zweiten Kammer 
der Landſtände über das Militärbupget für die Fi— 
nanzperiode 1833, 1834 und 1835 (Beil, Nr. 48. 
und 49. zum 9, Protofoll); erftattet durch den Ab; 
geordneten Maurer. | 


Der verehtlichen zweiten Kammer ift durch die Beilage 
Nr. 48 zum 9. Protofoll vom 7. Mat d. 3. bereits befannt, 
daß das Militärbudget für die Finanzperiode 18°°/,, von dem 
hierzu beauftragten Herrn Regierungscommiffär, mit bem 
Beifügen übergeben worden ift: 

der verehrlichen Kammer möge ed gefallen, daffelbe fo 
weit ald thunlich, zugleich als Budget für 18°°/,, zu 
betrachten und zu behandeln. 

Einerfeit5 beziehet fich Ddiefe Bemerkung im Allgemeinen 
darauf, daß dad Militärbudget für 18°°/,, zwar ſchon bei dem 
Landtage im Jahr 1833, ſodann bei dem Landtage im Jahr 
1834 zur Vorlage — bei jenem indeffen gar nicht — bei dies 
fem jedoch, nicht nur zur ausführlichen Berichtöerftattung Fam, 
fondern, daß auch über ſämmtliche Anfäge in vemfelben, fo 
wie über mehrere andere" Propofitionen der Staatsregierung, 
die Militärverwaltung betreffend — welche, infomweit darauf 
Vermilligungen ftatt gefunden haben, unten noch näher wers 
ben bezeichnet werden — berathen und abgeftimmt, der erften 
Kammer davon auch Mittheilung gemacht wurde, allein eine 
definitive gemeinfchaftlihe Befchlußnahme darum nicht mehr 
gefaßt werden Fonnte, weil zuvor die Auflöfung des Kandta- 
ges von 1834 erfolgte. 

Anbdrerfeitö bezieht fich die erwähnte Bemerfung, mie weis 
ter ausdrüdlich von den betreffenden beiden Herren Regierungs« 
Gommiffarien gegen den Referenten Ihres erften Ausfchufies 
mündlich und auch fchriftlich erklärt wurde, darauf, daß man, 
von Seiten der Staatöregierung, — da an bem Tage der 
Ucbergabe des Eingangs erwähnten Budgetd, bereitd 2 Jahre 
und 4 Monate der Finanzperiode von 18°°/,, wa: 
ten — zwar für die fchon verfloffenen Jahre 1833 u. 1834 
mehrere Anſätze des Budget um deßwillen nicht mehr in 
Anfpruch nehme, weil deren Beträge in dem gedachten zwei 

1 


2 Beilage Nr. 195. 


Sahren noch nicht zur Verausgabung gekommen find, bage- 
en aber deren Verwilligung für das Jahr 1835 entgegen 


ehe. 
i Ihr erfter Ausfchuß, meine Herren, in deſſen Auftrag 
ich dermalen Vortrag zu erftatten die Ehre habe, ift in den 
angegebenen Beziehungen einftimmig der Anficht, daß ehe und 
bevor zur Begutachtung des Militärbudget3 für die Finanz: 
periode 18°°/,, gefchritten werde, dad Budget für die Finanz— 
periode von 18°°/,, zur vollftändigen Verabfchiedung vorzube: 
reiten feye, und zwar was die bereit3 abgelaufenen beiden 
Sahre von 1833 und von 1834 betrifft, fo viel als thunlich, 
unter Berüdfichtigung und Anerkennung alles deſſen, was 
wegen der Anſätze des Budgetd und bie verfchiedenen andern 
Propofitionen für 18°°/,,, bei der vorigen zweiten Kammer 
bereit3 zur Berathung und Abftimmung gefommen ift, daher 
nur wegen der von Seiten der Staatöregierung für dad Jahr 
1835, außer der Genehmigung der vorigen zweiten Kammer, 
jest neuerdings und noch befonders in Anfpruch genommenen 
Berwilligungen, zum Behuf Ihrer Berathung und Beſchluß— 
— die Anſichten Ihres erſten Ausſchuſſes näher Darzuler 
en ſeyen. 

Was nun insbeſondere die früheren Vorträge der Herren 

Regierungscommiſſäre, betreffend die Militärverwaltung für 

bie Finanzperiode 18°°/,, angehet, und namentlid) in fo meit 
darauf wirklich ſchon Wermilligungen der vorigen zweiten 
Kammer, feye ed durch Stimmeneinhelligkeit oder durch Stim: 
menmehrheit derfelben, vorliegen, fo finden fich folde, und 

zwar: 

1) Der Vortrag über dad Budget, fo wie biefes felbft, als 
Beilagen unter Nr. 14 und 15 des 4. Protofold vom 
Landtage in 1834. 

2) Der Vortrag wegen Dienftalterö:Zulagen für die Unter: 
offiziere, einfchlieglih der Regiments⸗ und Bataillons— 
Tamboure und der Trompeter erfter und zweiter Claſſe, 
ald Beilage unter Nr. 16. 

3) Der Vortrag, das Hofpflafter der InfanteriesKaferne zu 
Darmftadt betreffend, als Beilage unter Nr. 18. 

4) Der Vortrag, die Detentionsarreftlofale in der Infante— 
a zu Darmſtadt betreffend, als Beilage unter 

r 


5) Der Vortrag, die Beaufſichtigung des Laboratoriums und 
des Munitionsmagazins betreffend, ald Beilage unter 
Nr. 20 des fchon erwähnten &. Protokolls vom vorigen 
Landtage, und endlich 


zum 37, Protofoil 3 


6) Der Vortrag über die Aufführung eines Baues zu Frieds 
berg, zur Cafernirung der vier Feldwebels, Einrichtung 
einer Offizierdwohnung, Arreflzjimmerd, Kriegsgerichts⸗ 
lokals, eines Lokals für Leichte und Kräß: Kranke, ſo 
wie der Wohnung des Arreſtaufſehers, und endlich über 
Verbeſſerung der Abtritte — welch' letzterem Gegenſtand 
dieſes Vortrags nur allein die Genehmigung der vorigen 
zweiten Kammer zu Theil geworden — als Beilage uns 
ter Nr. 211 des 42, Protokolls vom vorigen Landtage. 

Die Berichte des erften Ausfchuffes der vorigen zweiten 
Kammer zu den unter 1 bi3 6 bezeichneten verfchiedenen Vor: 
trägen finden ſich dagegen ald Beilagen zum 53. Protofol 
der eben genannten Kammer, und zwar unter den Nummern 
254, 256, 257, 258, 250 und 260. — 

Ferner die Berathungen der vorigen — Kammer 
auf die vorerwähnten 6 Berichte, in den Protokollen über deren 
60., 61., 62. und 63. Sitzung, und endlich 

Die Abſtimmungen derſelben darauf im Protokoll über 

bie 65. Sitzung, Seite 11 bis 21. | 

Der Bericht ded erften Ausfchuffes der vorigen zweiten 
Kammer über dad Budget von 18°/,, enthält eine doppelte 
Vergleihung ber beiden Budget3 für die Finanzperioden von 
18°°/,, und von 18°°/,, gegen einander, und zwar die eine, 
nach ganzen Rubriken, in feinem zweiten Abfchnitte S. 87 
bis 60, und bie andere, nach den einzelnen Hauptabtheiluns 
gen bed Budgets, in feinem dritten Abfchnitt ©. 60 bis 118, 

Zur Bermeidung nußlofer Weitläufigkeit, glaubt fih Ihr 
erfter Ausfhuß, nocdhmaliger ähnlicher Vergleihungen überhes 
ben und zur Erreichung des noch nöthigen, und darum auch 
" vorgefegten Zwecks, nur darauf befchränken zu bürfen, zu 

eigen, was von der GStaatöregierung als Bebürfnig für die 

— von 18”/,, — Ä 

1. Nach der Reihe der Hauptabtheilungen bed Budgets und 

war jährlich, ſodann — 

‚II, Nach den vorhin fehon unter den Nummern 2 bi3 6 nüs 
her bezeichneten befondern Vorträgen, entweder als in 

„ber Folgezeit auch wiederfehrend oder nur ein für allemal — 

in Ausfiht genommen und was hierauf durch Abftimmung 

der vorigen zweiten Kammer verwilliget worden ift. 

Dabei wird Ihr erfter Ausfchuß, geeigneten Orts, feine 
Anficht darüber auöfprechen, in wie fern, einerfeits, nach näs 
herer Beleuchtung, fo wie durch veränderte Verhältniſſe ges 
boten, von den Beflimmungen der vorigen zweiten Kammer 
abweichende Befchlußnahmen anzurathen, andrerfeits, die oben 


4 Beilage Nr. 195. 


fhon erwähnten neuerbingd von Seiten ber Staatöregierung 
für bie Finanzperiode von 18°°/,, geftellten Anforderungen, 
Ihrer Zuftimmung zu empfehlen find. 

Diefem gemaß wird in dem Nachfolgenden bemerkt, daß 

| gefordert — de > 
wurden, und zwar fe. Er. fl. kr. 
Zul. Nach der Reihe der Haupts 

abtheilungen des Budgets 

1) Für die Adjutanten Sr. Königl. 


oheit des Sroßherzogd. . . . . 20,199 40 20,199 40 
2) Für dad Kriegsminifterium ... . 34,251 5 34251 5 
3) Für den Seneralftab .. .„. . . 16,263 27'/, 12,769 12'/, 


Auf diefe Hauptabtheis 
lung wurden alfo weniger fl. Er. 
Bm u ce 2494 15 
diefe Summe entfpricht den 
Beträgen, welche wegen ei: 
nes weiter aufden Etat bed 
Generalftab3 gebrachten Ma: 
jord in Anſatz gefommen 
waren, und zwar: fl. Fr. 
a) An Gage. . 18894 — 
b) Zulage ald Ad- 
jutant St. Hoh. 
desPrinzen Emil 300 — 
e) An Fourage, 
drei Nationen . 81015 
— 2191 15 
Der gebachte Major befand fich 
früher auf einem andern Etat als 
dem bed Generalftabs. Nach Anficht 
de3 erſten Ausſchufſes der vorigen 
zweiten Kammer gehörte berfelbe, 
da er in diplomatischen Angelegen- 
heiten, namentlich zu Berlin, ver: 
wendet wird, auf den Etatbes Des 
partement3 der auswärtigen Ange: 
legenheiten. Indeſſen ift erfür18°°/,, 
weder auf dieſen, noch auf einen 
andern Etat gebracht, und ba er 
nothwendig irgendwo erfcheinen muß, 
fo trägt Shr erfter Ausſchuß um 
fo mehr darauf an, bdenfelben für 


zu übertragen 69,714 fl.12'/, 67,219 57‘), 


sum 37. Protokoll. 5 
efordert — vervwilligt. 
gefo g 


ey, Uebertrag 69,714 12'/, 67,219 57'/, 
18°°/,, auf dem Etat des General: RE | 
ſtabs zu belaffen, fomit die bemerf» — 
ten 2494 fl. 15 Er. hier ebenfalls 
zu verwilligen, ald neuerdings ber 
Seneralftab, durch Verſetzung eines 
Staböoffizierd auf die Penfionslifte, 
von 7 auf 6 Offiziere vermindert 
worden ift. 
4) Kür die Sappeus fl Er. 

Compagnie... . 5,468 40'/, 
5) Kür die Garde bu 

— 18,834 26/ 


fanterie-Regiment 109,051 46'/, 14 
—7877 48), 763462 50'/, 

Auf die Hauptabtheilungen 4 bis 

11 einfchließlih wurden alfo im . 

Ganzenwenigerverwilligt 38314 fl. 66 Fr. 

dieſe Summe bildet ſich 

aus den folgenden Be: 

trägen, nämlich: 

a) einem genes \ 

rellen Abzug fl. Er. 

von .....9063 5'/, 

b) jährl. Unter: 

haltung der ans \ 

getragenen Vers & 

mehrung det 

Kavallerie . 26148 27'/, 

e) proponirte 6. | 

Dferberation des — | 

zu übertragen 868,492 ’/, 830,682 47°), 


6 Beilage Rr. 195, 


gefordert — zn 


fl. r. fl. * 

x Uebertrag 868,492 ?/, 830,682 47°/, 
Obriften und 2 
Commandeurs 
des Garde⸗Che⸗ — * 
vaulegers⸗Re⸗ | ot 
gimentd .„.,. 10525 — | 
35314 58 


Die Zotalfumme von 763 462l. 
50'/, fr. auf die Gefammtrubrif 
„Regimenter und Corps” 
wurde mit dem Vorbehalt der 
freien Bewegung von einem 
Wirthichaftögegenftand jum an: 
dern und von einer Waffe zur 
andern verwilligt und es liegt 
auch jetzt Fein Grund vor, hierin 
eine Abänderung zu beantragen. 

Bon Seiten des Herrn Re: 
gierungscommiffärd wurde übri— 
gend hierher noch beantragt: e3 
möge, wie früher, auch für jeßt, 
der generelle Abzug von 9063 fl. 
5'/, fr. nicht blos auf die Haupts 
abtheilungen des Budgets 4 big 
11 beichränft, vielmehr auf alle 
Hauptabtheilungen ohne Unter: 
fhied ausgedehnt werden ‚ wo: 
gegen, nad) der Anficht Shres 
erften Ausſchuſſes, nichts zu er: 
innern feyn dürfte, 

Was die für jährliche Unter- 
haltung der proponirten Vermeh⸗ 
rung ber Kavallerie, nicht ver: 
willigte Summe von 26,148 fl. 
27' kr. betrifft, fo wurde folche 
nunmehr von Seiten der Staats: 
tegierung voieberholt und zwar 
für dad Jahr 1835 mit dem Be- 
merken, — daß dasjenige, was 
von biefer Summe, wegen Ab: 


zu übertragen 868,492 ’/, 830,682 47°), 





zum 37: Protokoll. | 7 


F} 


Uebertrag 


— 


lauf der Zeit, weniger erforder: 


lich, als Erfparniß berechnet wer: 
den foll — und in weiterer Folge, 
aud) der Betrag in Anſpruch ge- 
nommen, welcher für die erfte 
Audrüftung und für bie Gafer: 
nirung Der zu  vermehrenden 
Mannfchaft und Pferde ſich als 
nothwendig darftellt. 

Indeſſen wurde fpäterhin noch, 
in NRüdfiht, daß die beabfich- 
tigte Vermehrung der Kavallerie 
höchftend nur im letzten Viertel 
ded laufenden Sahres zur Aus: 
führung gebracht werben könnte, 
von Seiten der Staatöregierung 
erklärt: daß, mad die angeforder: 
ten 26,148 fl. 27°/, Er. für jähr: 
liche Unterhaltung angehe, nichts 
dawider zu erinnern fey, wenn 
deren Berwilligung erft von dem 
Jahre 1836 an, alſo mit ber 
nachſten Finanzperiode beginne; 
dagegen wurbe aber auf Anfor: 
derung ber Koften der erften Aus: 
rüftung und Gafernirung, zur 
Verwendung in der noch laus 
fenden Sinanzperiode von 18”°/,, 
beharret. 

Letztere Koften wurden, nad) 
der Beilage Nr. 14, zu ben 
Verhandlungen der zweiten Kam: 
mer der Landftände im 3. 1838, 
Seite 109, folgendermaßen be: 
rechnet : 

I. Kür anzufchaffende 72 Pferde, 
nach Abzug der in dem Buds 
et unter den Remontirungs⸗ 
often bereitö aufgenommenen 


gefordert — MEI: 
; t. 
808.492 /, 830,682 47°), 


zu übertragen 868,492 ’/, 830,082 47°/, 


8 Beilage Nr. 195. 
gefordert — verwilligt. 
kr 


fl. fl. kr. 
Uebertrag 868,492 >/, 830,682 47°, 
8Pferden, alfo für fl. Er. 
64 Pferde zu 180f. 8,320 — 
1. Kür anzufchaffende F 
Caſernenrequifiten 2,976 — 
III. Für Einrichtung 
deö noch fehlenden 
Duartierö u. Stalls 
raum, und zwar: 
1) Aufführung fl. Er. 

eines neuen 

Stalles für 

12 Pferde 2913 7 
2) Berfegung 
einesStroh⸗ 

ſchoppens 1,183 18 

auliche | 

Einrichtung 

zweier Zims . 

mer .... 63644 

— 4683 9 
Bufammen 15,979 9 

Ueber Berwilligung oder Ableh⸗ 
nung dieſes Betrags von 15,979]. 
9 fr. wurde bei der vorigen zwei⸗ 
ten Kammer nicht abgeftimmt, 
weil eine Berwilligung für Ver: 
mehrung der Gavallerie von ihr 
ohnehin fchon abgelehnt worben 
war. 


Nach der Beilage Nr. 210 zum 
42. Protofol der Verhandlungen - 
der vorigen zweiten Kammer wur: 
be von Seiten der GStaatöregie- 
rung weiter bie Aufführung ei: 
ner fleinernen Scheune, zur Auf: 
bewahrung der Fourage für das 
Garderegiment Chevaurlegers, in 
Antrag gebracht, und zwar zur 
Summe von 5600 fl. 


zu Übertragen 868,492 >,, 830,682 47°), 


zum. 37. Protokoll. -- g: 


4 


—R Uebertrag 


In Folge des Berichts des 


erſten Ausſchuſſes der vorigen 


zweiten Kammer (Beil. Nr. 208 
zum 58. Prot.), womit fich der 


erfte Ausfhuß ber erſten Kam: 
mer einverftanden erklärt hatte, 
und worüber die weiteren Ver: 
. handlungen in bem 62. Protok. 
©. 9 bis 19 und die Abftim- 
mung im 65. Prot. ©. 21 ent: 
halten, wurde auch dieſer An- 
trag von ber vorigen zweiten 
Kammer abgelehnt. 


Es findet fich berfelbe nun, 
mit dem Antrag wegen ber er: 
ften Ausrüftung und Gafernirung 
der durch Vermehrung zugehen: 
den Mannfchaft und Pferde, 
nah den neueften Borträgen 
ber Herren Regierungs⸗Commiſ⸗ 
äre (Beil. Nr. 48 und 50 zum 
9. Protokoll vom 7. Mai I. J.) 
in Verbindung gebracht und beide 
Anträge werden hiernach in ber 
Art erneuert, daß — anftatt der 
früheren Beträge: ; 

a) für Aufführung ei» fl. Er. 
ned neuen Stalled, Ber: 
fegung eines Stroh: 
ſchoppens und Einrichs 
tung zweier Zimmer 


gefordert — verwilligt. 
808,492 °/, 830,082 49°], 


u WW. 
— — er 


mit 22 ee a68 0 


fodann 
b) für Aufführung eis 
ner fleinernen Scheune 
J 


— 


Zuſammen 10,283 9 


zu übertragen 868,492 °/, 830,682 47° 


ordert — verwilligt. 
gef i ig 


ed ER Uebertrag· 868,492 ’/, 830,682 47°/ 
— nunmehr aß Er fl. Er... — * 
forderniß zu den Bau⸗ a j 
einrichtungen die Sum⸗ — 
me von . . . „1010948  ,,, 
dargeftellt ift, und zwar Be 
Zi Se een, ER a 
der Stallgebäude u. ' EN ae > 
der Wohnung der le⸗ N EN —— 
digen Mannſchaft — ur. 
(7581 fl.16 Fr.) nebft ee. 7 
Koſten, welche die | ne 
Veränderungen in ee — 
den Logis der beiden En 
Oberwachtmeifter, 
durch die Verbindung 
des aufzuſetzenden 
neuen Stocks mit —WR 
dem Hauptgange 
veranlaſſen werden 
(I20 fl.) fl. kr. 
7,671 16 

2) wegen Er: 

meiterung 

bes Maro: 

deftalled .1,10244 
$) wegen Er⸗ 

weiterung 

bed Heu: u. 

Strohfchops 

yend . 1835 

gleihe Summe 
wie oben . . 10,109 48 

baher, in Wergleich 

uben en beiden 

ropofitionen, jeßt 

ne 0... ..19821 

Zu bemerken tft, daß, nach 
den Erläuterungen des Herrn 
Regierungseommiffärd, von den 


zu übertragen 868,492 /, 830,682 47°), 


zum 37. Protokoll. 11 
gefordert — vermilligt. 


fl. * * tr, 
| 5 Uebertrag 868,492 ’/, 830,682 47°), 
anzufchaffenden 72 Pferden, in i . 
in der Gaferne der Gavalleriee | 
Divifion zu Butzbach 24 unter . 
ebracht werden Fönnen, daher 
in ber Gaferne dahier noch 48° 
unterzubringen find; daß ed fich 
gleichwohl aber auch jetzt, wie 
nach der früheren SPropofition, 
nur von Aufführung neuer Stall: 
räume für 12 Pferde handelt, in: Te nnaht 
dem der erforderliche Raum für36 | Kt 
Pferde bereitö vorhanden if. Da J — 
übrigens durch die vorgeſchlagene 
Einrichtung unter Nro. 1 oben 
fhon einiger Raum zur Aufbes 
wahrung von Fourage gewon: 
nen wird, fo erfcheinen, zu bie: 
fem Behuf, nur noch ferner die 
oben unter Nro. 3 erwähnten 
1335 fl. 48 Er. 
Nach dem bidher Angeführten 
ergeben fi) alfo, ſowohl wegen 
Vermehrung der Cavallerie, als 
wegen ggg ausgedehnte: 
rer Räume zur Aufbewahrung 
ber Fourage, ald einmaliges Er: 
—5 — I er : 
a) Für anzufchaffen: — 
be Pferde. . . 8320 — 
b) Für anzufchaffen: 
de Gafernenrequi- 


Te: 3% 

e) Für Baueinrichs 

tunen . . .10,10948 

daher die Summe von 21,405 48 

und biefe ift ed, welche zur Ver: 

wendung in dem Sahr 1835 in 
Anſpruch genommen wird. 


' 





zu übertragen 868,492 */, 830,682 49°), 


12: Beilage Nr. 195. 
efordert — verwilliat. 
gef : g — 


fl. r. fl. r. 
„er Uebertrag 868,492 ?/, 830,682 47°), 
Nach der Anforderung, um Ber: ® > 
mehrung des dermaligen Standes . 
der Gavallerie, zu 6 Offiziere, ; 
12 Unteroffiziere, 60 Reiter und 
72 Pferde, entftehet zunächft die: 
Frage: ob folche ben Beſtim⸗ 
mungen des Bundes gemäß iſt 
oder nicht $ und dieſe Frage Fann 
nur aus den näheren Be: 
flimmungen ber Kriegsver— 
faſſung des deutſchen Bun— 
— —— richtig beantwortet wer⸗ 
en. 


Ein Auszug aus dieſen näheren 
Beftimmungen findet fich dem 
Bericht des erften Ausfchuffes 
der — zweiten Kammer 
(Beil. . zum 58, Prot. von 
1834) beigefügt, als Anlage 1, 
nebft der Matrikel des beutfchen 
Bundes, und einer Ueberficht der 
ſtreitbaren Mannfchaft des Bun— 
desheeresz fodann, als Anla e8, 
eine Nachweifung des Werhält, 
niffes der Waffengattungen bei 
bem Großherzoglich Heffifchen 
Militär nach den Beflimmungen 
ber Kriegöverfaffung des deut 
fhen Bundes. 


Ihr erſter Ausfhuß glaubt 
aud jenen näheren Beftimmun- 
gen ber Kriegöverfaffung des 
deutfhen Bundes und zwar 
hauptfählih mit Hinblid auf 
bie Stärfe der Kavallerie und 
beren Bereithaltung im $rieden, 
das Nachfolgende, unter Beifü— 
ung einiger Bemerfungen, auds 
Beben zu müffen. 


zu Übertragen 868,492 >/, 830,682 47°), 


„zum 37. Protokoll. 13 


Ueb 

Der 8. 28 derſelben beſtimmt 
nämlich: 

„In jedem Bundesſtaate muß 
dad Contingent von einem Pro: 
cent der Bevölkerung fo marfch- 
und fhlagfertig erhalten werden, 
daß es, vier Wochen nach ber 
vom Bunde erfolgten Auffor: 
derung, in allen feinen Theilen 
zur an des Oberfeldherrn, 
auf die für jedes Armeecorps zu 
beftimmenden Sammelpläge, ge: 
fielt werden könne.“ 


— Es Tann wohl fein Zwei— 
fel darüber entftehen, daß hier: 
bei auch die Kavallerie mit 
geübten Reitern und treffirten 
Pferden mitverftanden ift — 


Die 55. 29, 30 und 31 be 
flimmen: j 

„Um diefen Zweck zu erreichen, 
werben folgende Grundfäße ange: 
nommen: 

„I Das Material der Rüftuns 
sen für alle Waffengattungen 
muß ſtets in gehöriger Anzahl 
ee vorhanden * 

u. ſ. w.“ 


„2) ($. 30) Die Contingente 
des Bundesheeres müffen auch 
im Frieden volftändig erhal: 
ten werden. Zur Erfparung 
des Solded und der VBerpfle: 
gung fann zwar im Frieden 

ei allen Waffengattungen eine 

eitlihe Beurlaubung ftatt: 

nden; ein Theil der Mann 
ſchaft, fowie der Dienftpferbe, 


gefordert —  verwilligt. 


. RR: 7 
ertrag 868,492 ?/, 830,682 47°), 


zu übertragen 868,492 ’/, 830,682 47°), 


13 Beilage Nr. 195. 


— — st 
> ER ; 2 
| | Uebertrag 868,492 ®), 830,682 47° /, 
muß jedoch ftet3 bei den Zah: 

nen und im Dienfte bleiben.“ 
— Bid hieher kann alfo der 

complette Stand an Mann: 

haft und Pferden nur durch 

eine Beurlaubung - von 

Mann und Pferden aus der 

Garnifon gemindert werden. — 
„>) ($. 31) Hierzu wird fol. 

gender Maasftab auf geftellt: 

b) Bei der Reiterei wird der 

bienfithuende Stand in der 

Regel auf zwei Drittheile der 

Mannſchaft und der Dienft: 

pferbe feftgefegt,“ | 
— wenn alfo das dritte Drit« 

theil an Mann und Pferben ’ 

beurlaubt ift — 

„falls nicht die befonderen Lan⸗ 

dedeinrichtungen eine Befchrän: 

fung auf ein Drittel, unbe 

ſchadet des Zweckes, zulaffen.‘ 

— Etwa durd) "/, ſchlagfertige 


Landwehrkavallerie. 

Bei */, Mann u. Pferde prä⸗ 
ſent, iſt 

alſo /, und Pferde bes 
urlaubt. 

Bei), = und Pferde prä- 
fent, 

iſt %, © und Pferde be 
urlaubt, 

und ', u. Pferde Lands 
wehrfavallerie. 


on $ 81, 5, b heißt es ferner: 
„Den Bunbdesftaaten, bei wels 
chen keine Beurlaubungbder Dienft: 
pferbe ftattfindet, und welche feine 
Landwehrkavallerie ſtellen“ 


zu übertragen 868,492 >/,, 830,682 47°), 


zum 37. Protokoll. . 15 


Uebertrag 
— welche alſo das ganze Con⸗ 
tingent an Mann und Pferden 
präfent in der Garniſon ha— 
ben — | 
„st eine Wacanthaltung von 
Dienftpferden in Friedendzeiten 
geftattet, e& darf diefe jedoch nicht 
ein Fünftheil bed präſenten 
Standes überfteigen,” 
— diefer präfente Stand ift hier: 
nach offenbar mit dem com: 
pletten Stande ganz einerlei — 
„und es müffen Vorkehrungen 
getroffen feyn, daß die Mobil: 
machung ber Kavallerie demun⸗ 
geachtet in der beftimmten Friſt 
gefchehen könne.“ 
— Dieſemnach können entweder: 


2/, Mann und Pferde präs 


und /;, = » Pferde bes 
urlaubt, 

oder ?/, - »o Dferde prä: 
fent 


und » » Dferde va- 
cant feyn. 
Wenn die in der beabfichtig- 
ten Vermehrung enthaltenen 1 
Unterofficiere zu den Cadres ber 
Neferve gezählt werden, fo theilt 
fi) dad Kavalleriecontingent in: 
30 Dfficiere, 
76 Unterofficiere, 
19 Trompeter und 
760 Reiter. 
Summa 835 Mann. 
Bei '/, gleich *0/, gleich 258 
Reiter und Pferbe beurlaubt, wa: 


gefordert — verwilligt. 
868.492 °/, 830,682 47°), 


zu übertragen 868,492 ’/, 830,682 47°), 


.16 Beilage Nr. 195. 


gefordert — verwilligt. 


fl. r. fl. fr. 
— Uebertrag 868,492 >), 830,682 47° /, 
ren fonach 760 weniger 253, gleich | 
507 Reiter präfent. 
Bei */, gleich 85), gleich 19% 
Pferden Bacanthaltung, find 760 
weniger 177, gleich 5883: Reiter 
präfent. 
Da nun einfchließlich der bes 
abfichtigten Vermehrung nur 510 
Dferde für gemeine Reiter präfent 
ericheinen, fo wären mithin, nach 
vollzogener Vermehrung, nur et» 
wa ?/, Reiter präfent. — 


Der $. 83 der Kriegsverfaſſung 
beſtimmt: 

„Damit für den Fall, wo durch 
beſondern Bundesbeſchluß eine 
Verſtärkung des Bundesheer 
red nöthig gefunden wird, Dies 
felbe gehörig aufgeftellt werben 
Önne, müflen in jevem Bun: 
beöftaate, der nicht ohnehin eine 
bebeutendere Anzahl von feld⸗ 
dienſttauglichen Truppen unter- 
hält, ſchon in Friedenszeiten 
Cadres von Officieren, Unterof— 
ficieren und Spielleuten für den 
dreihundertſten Theil der Bevoͤl⸗ 
kerung, nebſt dem nöthigen Mas 
terial, vorhanden, auch foldhe Ein: 
richtungen getroffen feyn, daß, 
zehn Wochen nach dem gefaßten 
Bundesbeſchluſſe, vollftändig ges 
übte und ausgerüſtete Regimen⸗ 
ter, Bataillons und Escadrons 
ſchlagfertig aufgeſtellt werden kön⸗ 
nen.’ 


— Die loben angegebenen Ga: 
dres des Gontingent® von SO 
DOfficieren, 76 Unterofficieren u. 


zu übertragen 868.492 ’/, 830,682 47°/. 


zum 37. Protofoll. 17 
gefordert = nn 

RR. : 

Uebertrag 868,492,°/, 830,682 47°/ 


19 Trompeter zur Grundlage an» 
genommen, berechnen ſich die Ea- 


li 10 Off | 
%/, glei ciere, * 
76 — » 25 Unterofficiere, 

2. 6 Trompeter. 


3 " 

Werden diefe Cadred der Re: 
ferve mit dem einfachen Contin- 
gente zufammengenommen, von 
letterem jedoch nur */,, um bie 
gefammtes vorfchriftsmäßige Prä- 
fenz zu ermitteln, fo follen in 


Friedenszeiten vorhanden ſeyn: 
Of. Unt.Off. Tromp. Reiter Summe. 


von bem Eon: 

tingente ... SO 76 19 683 708 

Cadres der Res 

ferve ... . . »3 6 — Aa 
Summe . 0 101 23 583 749 

dermalen find 

aber präfent. 24 76 19 450 569 

mithin weniger 16 235 6 133 180 

bie beabfichtigte 

Bermehrung 

ftadernın. 6 2 — 60 % 


— —— — mm — 


folglich ve 108 13 6 73 102 

inſchließlich 
berBermehrung 
erfcheinen aber 


präfent ... 88 19 510 647 


Ihr erfter Ausfhuß, meine 
Herren, ift nach dem bis hier, 
her Audgeführten der Anficht: es 
laffe ſich nicht verkennen, daß 
eine Vermehrung des dermaligen 
Standes der Cavallerie, minde⸗ 
ftend zu der von Seiten ber 
Staatöregierung beantragten Grö⸗ 
Ge, welche die nothwendige Ein- 
zu übertragen 868,492 ’/, 830,682 47°), 
2 


18 Beilage Nr. 195. 
eforbert —  vermilligt. 
r k k 


fl. r. fl. r. 
| Ueberttag 868,492 °/. 830,682 47°/, 

übung bed einfachen Gontingents Ä 

fchon erheifcht, nicht minder auch, 

bie Gleichftelung in ber Dienft« 

pflicht, der, in Folge des Recru- 

tirungsgeſetzes, zu den verfchie: 

denen Waffengattungen geyoge: 

nen jungen Mannfchaft, den For: 

derungen bed Bundes entſpricht, 

und daß fomit, zu deren Ausfüh— 

rung, Ihre verfafjungsmäßige Zu: 
—— nicht verſagt werden 

kann. 


Bei dieſem Ausſpruch, meine 
Herren, erinnert ſich jedoch Ihr 
erſter Ausſchuß an die bei allen 
früheren Landtagen ſchon geäußer⸗ 
ten Wünſche, um Verringerung 
des Militäretats, ſo wie an die 
fo ſehr dringenden und vielfeiti- 
gen Erklärungen der vorigen 
weiten Kammer: die Laften des 
Landes, durch Vermehrung des 
dermaligen Standes der Gaval- 
erie, nicht vergrößert zu fehen, 
und er glaubt darum, Daß von 
Seiten der verehrlichen zweiten 
Kammer, der Gtaatöregierung 
ber Wunſch audzudbrüden fey: 
Sie wolle, noch vor Ausführung 
- ber beantragten Vermehrung der 
Gavallerie, bei der Bundesver⸗ 
fammlung, eine Herabfegung des 
Militäretats im Allgemeinen zu 
bewirfen fuchen, was nach 20 
Friedendjahren und eines für 
jest, nad) den, mit dem höchften 
Dank zu erfennenden, Bemühuns 

en aller Mächte, nicht fobald zu 
efürchtenden Ausbruch eines 


zu übertragen 868,492 ’/, 830,682 47°). 


F 


zum 37.. Protofoll. 19 
gefordert — verwilligt. 


Uebertrag 868,492 ?/, 830,682 47°), 
Kriegs, um fo gewiffer erwartet 
werden darf, ald bereitö mehrſei⸗ 
tig eine Werminderung der fte- 
henden Heere, wie nicht zu zweis 
fein, ernftlih zur Sprache ge 
bracht worden ift und jedenfalls, 
früher oder fpäter, unumgänglich 
erfolgen muß, zur Förderung bed 
materiellen Wohld nicht nur ber 
deutfchen, fondern auch aller Völ⸗ 
fer Europa’s. | 

Weiter ift Shr erfter Ausfchuß, 
für den Fall, daß die beantragte 
Vermehrung der Cavallerie noch 
zur Zeit nicht follte vermieden 
werben können, daß ed nicht 
unräthlich erfcheine, der Staats 
regierung den Wunfch der _ veis 
ten Kammer zu erfennen zu ge: 
ben, daß nad flattgefundener 
Vermehrung der Gavallerie, eine 
Aenderung in beren bermaligen 
Formation, zu einem Regiment 
von 3 Divifionen und 6 Schwa- 
dronen, auch Fünftig nicht eintre- 
ten möge. 

Mit Rüdfiht auf diefe ver 
fchiedenen Anträge, kann übri⸗ 

end Ehr erfter Ausſchuß, feiner 

ehrzahl nach, nicht umhin, den 
Betrag der Koften, wegen er 
ſier Ausrüftung und Cafernirung 6 
der beantragten. Cavalerievermeh⸗ 
rung zur Verwendung in der jetzt 
noch laufenden Finanzperiode, mit 
21,405 fl. 48 fr. für jeden Fall 
Ihrer Vermilligung zu empfeh- 
len, unter Vorbehalt defien dem: 
nächftiger näherer Verrechnung. | 


zu übertragen 868,492 ’/, 830,682 47°), 


20 Beilage Nr. 195. 
| gefordert — en 


; , fl. E 

Uebertrag 868,492 °/, 830,632 47°), 
Ä Zwei Mitglieder des erften 

Ausſchuſſes Fonnten ſich mitdem, 
was wegen Vermehrung der Ca: 
vallerie in dem vorliegenden Be: 
richt geäußert wurde, nicht ver: 
einigen, ed wurden vielmehr von 
benfelben, in der erwähnten Be: 
ziehung, befondere Erklärungen 
abgegeben, welche wörtlich lauten, 
und zwar: 

Die eine: 

Darmitadt 
den 12. Zuli 1885, 


Sch zweifle zwar keineswegs 
daran, daß der Stand unferer 
Gavallerie dem BVBerhältniffe uns 
ferer Bevölkerung in Bezug auf 
die deßfallfigen beftehenden feithe: 
rigen Bundesbeflimmungen nicht 
entſpricht; da indeffen der gegen: 
mwärtige Stand feit 15 Sahren 
nicht als zu ſchwach gerügt wur: 
be; auch tie deßfallſigen Be: 
ſchlüſſe des Bundestages noch 
nicht nach $. 2 der Berfaffungs: 
urfunde im Großherzogthum vers 
Fündet wurden; da mir ferner 
befannt ift, daß andern Staa: 
ten grade in Betracht der Com: 
pletirung der Gavallerie bedeu⸗ 
tende Erleichterungen von Sei- 
ten des Bundes geftattet wur: 
den; fo vermag ich die unum:- 
gängliche Nothwendigfeit der als⸗ 
baldigen Vermehrung dieſer Strei- 
tkräfte nicht zuerfennen, und kann 
dem Antrag des Ausſchuſſes in 
diefer * nicht beitreten, in⸗ 
dem ich es als Abgeordneter für 


aut echter — 
zu übertragen 868,492 ?/, 830,682 47/. 


zum 37. Protofoll. 21 
gefordert — verwilligt. 


— kr. 
Uebertrag ag92/. 830,682 47°/, 
eine zu fchwere Verantwortung 
halte, dem Staate für die lau: 
fende Sinanzperiodenoch eine Aus: 
gabe von 21,000 fl. — für Ein: 
rihtungen zc.und den folgenden 
eine laufende Laft von jährlich 
26,000 fl. — aufzubürben, welche 
bisher wenigftend entbehrt werben 
fonnte, und im tiefften Frieden 
wohl noch ferner entbehrlich feyn 
bürfte. 
Unterzeichnet : 
9%. G. dD rville. 


Die andere: 

Ich fühle mich außer Stand, 
der Propoſition der Staatsregie⸗ 
rung zur Vermehrung unſerer 
Cavallerie aus dem ganz einfa⸗ 
chen Grund beitreten zu können, 
da von Seiten des hohen deut: 
fchen Bundes noch Feine defini⸗ 
tive Beſchlußnahme über den 
Beitrag der militärifhen Bun: 
beöpflicht gefaßt, und ben Stän- 
den verfafjungsmäßig ald Bun⸗ 
deöverbindlichfeit verkündet wor: 
ben ift. 

Bisher wurde nach den von 
diefem hohen Bunde entworfe- 
nen Grundzügen die vorläufige 
Formation der Truppen und bie 
verhältnißmäßigen Beiträge an 
gegeben, und in unferm Stacte 

er die Truppenſtärke ſowohl, 
ald auch die darauf Bezug has 
bende Verwendung mit ben Stän: 
den Webereinkunft getroffen. — 
Diefe befteht nun beinahe 18 
Sabre, und man lebte nad) dem 


zu übertragen 868,402 °/, 830,682 47°) 


23. Beilage Nr. 195. 
geforbert = verwilligt. 


uebertrag 868,492 >/, 830,682 47°), 


oft wieberholten Wunſch ber 
Stände ftetd der Hoffnung, daß 
durch eine allgemein mögliche 
Verminderung der Truppen in 
allen Staaten, unfere Beitrags: 
pfliht an Mann und Mittel da: 
zu in dem Friedensſtand herab: 
gefeßt werden. würden, — was 
auf unfern Staat angewendet, 
um fo mehr Noth thut, da die 
Verwilligung für das Militär 
zwifchen dem bten oder ten 
Theil der jährlichen Staatsbe— 
dürfniffe erheifchen, und des ho: 
hen deutfchen Bundes, fo wie al: 
ler Völker erfted Beſtreben er: 
fordert, daß von den Zebtern, bei 
dem Ausbruch eined Krieged bie 
eben fo unentbehrlichfte Geld- als 
jede andere Waffe fchlagfertig u. 
bereit feyn muß, welches durch 
weife Erfparung im Srieden nur 
erzielt werben Tann. Die Grund- 
züge felbft Fönnen doch nur als 
ein Proviforium betrachtet wer: 
den, fie find felbft durch ein- 
zelne Uebereinkünfte mit mehre: 
ren Staaten in bdiefem Bunde 
während ihrer Vorlage abgeän- 
bert worden, und ed geht fchon 
daraus hervor, daß man mit 
ber Strenge einer gefeglichen Vers 
pflihfung uns nicht daran bin- 
ben wollte; umfomehr, da in 
dem Moment, als diefe Grund: 
güge entworfen wurden, man 
wohl die Nothwendigkeit einfahe, 
daß, bevor man eine definitive 
Beſchlußnahme der Bundespflicht . 


nn 
zu übertragen 868,492 °/, 830,682 47°), 
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gefordert = vermwilligt. 


j ; SE : Ta 
Uebertrag 868,492 ’/, 830,682 47°), 

in dieſer Beziehung über den 
Beitrag der den deutfchen Bund 
bildenden Staaten auöfprechen 
wollte, man zuvor bad Bedürf⸗ 
fniß für bad Ganze prüfen, und 
die einzelne verhältnigmäßige 
Kraft zu deſſen Beitrag nicht 
fogleih zu ermeflen vermochte. 
Es follten demnach dieſe Grund: 
züge nicht fo ‚genau genommen 
werben, unb wohl nur ald Pros 
beftüd, infofern gelten, als fie im 
Ganzen, fo wie im Einzelnen, 
die Beitragöpflicht, im richtigen 

Maßſtaab zu beflimmen vermoch. 
t Ä 


en. 
Darmftabt den 10. Suli 1835. 


Mayer. 
12) Für dad Gommendement 
DAMM samen 9231 55 9281 55 
18) Für die feinem Corps atta= 
hirte Offiderd® . 2.2... . . 10521 35 10521 85 
14) Für das DOberfriegögericht . 2,320 — 2320 — 
15) Für bie-Waffendirection .. 7,260 30 7,760 30 


16) Für die Militär: Sanitätd 
en) 2,250 — 2,250 

Für diefe Abtheilung find zur 
Verwendung in 1835 noch weiter 
100 fl. wegen Verſehung des Or⸗ 
donanzdienſtes, indem biefer fchon 
jest und fünftighin unentgeldlich 
nicht mehr gefchehen könne, aus: 
drüdlih in Anfpruch genommen 
worden. Auf Gegenerinnerung 
murbe jedoch erflärt, daß, fofern 
der Fonds an Sratificationen zur 
Dedung auch diefed Bedürfniſſes 
nicht ausreichen follte, man fich 
die Verwendung jedenfalld vor: 


zu übertragen 900,626 °/, 862,816 47°/, 


24 Deilage Nr. 195. 
gefordert — verwilligt. 


fl. > > kr. 
. Uebertrag 900,626 ?/, 862,816 47°), 
behalte, unter Nachweifung ber 
Nothwendigkeit bei demnächftiger 
Rechenfchaftäablage. 
17) Für die Strafanftalt zu Ba- 


DEDBAUIER 2 13436 30 13,486 30 
18) Für den Gotteödienft und | 

die Schulen. ... 2.22... 4446 42 4446 42 
19) Für die Militärbildungsan: 

EEE 600 — 600 — 
20) An Zufhuß für die Officiers- . 

wittwenkaſſe.......... 6,000 — 6,000 — 





tlitärgebäude ... . . . 
An — — 
gungsgeldern ...... 
zes — 60 — 6600 — 
24) An Gratificationen ..... 1,000 — 1,000 — 
25) „ Unterftüßungen..... ‚00 — 4,500 — 


26) Zufhuß zur Snvalidentefe — — 5,000 — 
Diefe in dem Militärbudget 
nicht in Ausficht genommenen 
5000 fl. find auch für die Pe 
riode 18°°/,, noch aufdem Etat 
des Minifteriumd des Innern 
und ber Juſtiz bereitd verwil: 
willigt, und fallen daher hier, 
als verwilligt, wieder weg. 
27) Un unvorhergefehenen Aus⸗ 
1 NEE “..... 150— 150 — 
j Summe 952,809 12°/, 919,909 59°, 
Die von der Staatöregierung: 
zu I. Nach der Reihe der Haupt: 


zum 37. Protokoll, 25 


abtheilungen bed Bubgetd für fl. Er. fl. kr. 
18” /,, = am — Fr 
forderte Summe berechne 
fonah auf... 2000. 0m —. 1952,809 12°), 
und wurden hierauf von der vori⸗ | 
gen zweiten Kammer, wie eben: 
falls berechnet, verwilligt . . . 919,999 59°/, 
Diefer Summe gehen, nad) | 
dem Antrag Ihres, erften Aus: 
ſchuſſes, und zwar in Beziehung 
auf die Abtheilung Nr. 8 „für | 
den Generalftab” zu.... 24915 . 
Gibt 922,441P), 
Dagegen gehen ab, bie von 
der vorigen zweiten Kammer in 
Beziehung aufAbtheilung Nr. 26 
„Bufhuß zur Invalidens 
kaſſe“ verwilligten, nach ber Be: 
merkung Ihres erften Ausſchuſſes 
für jest nicht hierher gehörigen . 8,000 — 
wornach verbleiben und Ihrer Verwilligung im 


Ganzen jährlich empfohlen werden ..... 917,494 12°), 
Daher dr die 8 Jahre der Finanzperiode 18°°/,, | 
auf die Anforderungen zu I. nach den Haupt: — 
obtheilungen bes Bubgetd „er. .... 2752,482 44'), 


— —ñ———— 


Zu II. Nach den oben unter Nr. 2 * 
bis 6 bezeichneten Vorträgen wurden gefordert — verwilligt 
und — fl. fl. 
A. Als Dienſtalterszulage für bie Un: 
terofficierd, einfchließlich der Regi⸗ 
ments: und Bataillondtamboure und 
ber Trompeter Ir u. 2r Glaffe .. 5,976 56 — 


Die Verwilligung der bemerkten 
Summe gefchah unter dem Vorbehalt 
von 1835 an, daß ſolche demnächft den 


- Ständen befonderd berechnet werde. 


Sie wurde ermittelt aus den vers 
fhiedenen Dienftcategorien der Unter 


zu übertragen cc 506 — 





26 Beilage Nr. 195. 
| gefordert — veriigt 
Uebertrag 5996 — 


officiere, wie folche eine Zählung im 
Jahre 1832 ergeben hat, wornach ſich 
bie Zulage jährlich berechnete: 
für Unt. Off. suf. AM. 
143 in den 2ten 6 Dienflj. 12 1716 
82 „ „ dten „ 18 1476 
69 „ 7folg. „ 24 1416 
88 über 25 Dienftjahre 
—— d. Dienſt⸗ 
ehrenzeichens zu S6 1368 
| Summe 5,976 
und zwar nach ber Beilage S. 16 
zum 4. Prof. ded vor. Landtags. 
Auf den Inhalt diefer Beilage wird 
in dem Eingangserwähnten Vortrag 
bed Herrn Regierungscommiffärd, An- 
lage Nr. 48 zum 9. Protokoll vom 
laufenden Sahre, mit dem Bemerken 
Bezug genommen, daß e3 in ber Abs 


ht liege, bei der Berechnung der 


Dienftzeit jedes Kriegsjahr, nemlich 
jeden mitgemachten Feldzug für zwei 
Dienftjahre zulrechnen, und daß nach 
dem Berzeichniß, welche eben erft (alfo 
im Jahre 1835) neu aufgeftellt wor 
den ift, nunmehr | 
152 Unt.Off.m.d. D.AL.Z.f. 6Dfi. 
67 ” vn „ n ” 
59 ” m „ ” 1 ” 
83 ,» aber ald Befitzer des 
Dienftehrenzeichend vorhanden find, 
wornach die proponirten Dienſtal⸗ 
terözulagen gegenwärtig erforbern: 
für = Unteroff. zu 12 fl. . 1824 fl. 


„ „ ” n » 1206 " 


" 59 " [7] 24 " »* 1416 ” 
7) 33 7) ” n » zZ 





811 Summe 5634 „ 
zu übertragen 


5976 


5076 


zum 37. Protokoll, 27 


» - gefordert — verwilli 
WUebertrag Waß _ Bo 
demnach im Bergleich mit 
der früheren Summe von 6976 „, 
i jegt weniger 842 „ 
Ihr erfter Ausfhuß, meine Her 
ven, fpricht über die hier vorliegende 
Propofision feine Anficht dahin aus, 
daß dem Antrag: jeded Kriegdjahr, 
db. h. jeden mitgemachten Feldzug für 
zwei Dienftjahre zu rechnen, Folge 
u geben, indeffen ftatt der früher ges 
forderten und vermwilligten Summe 
von 5976 fl., jegt nur für dad Jahr 
1835 vorbehaltli der den Ständen 
bemnädft noch vorzulegenden näheren 
Berrechnung, für bie wirklich jetzt noch 
in Dienft befindlichen Unterofficiere, zu 
verwilligen feyen ...... 5634 H. 
B. Für dad Hofpflafter ıc. ıc. der In⸗ 
fanteriecaferne zu Darmftadbt ... 4,300 4300 — 
mit Vorbehalt, daß der Betrag den 
Ständen befonderö verrechnet werbe. 
C. Für Beauffihtigung des Labora⸗ 
toriums und des Munitionsmaga⸗ 
1 — 140 140 — 
mit gleihem Worbehalt wie zu B. 
D. Für Detentiondarreftlocale in ber 
Snfanteriecaferne zu Darmftadt . . 17,000; ]: 17,000 — 
mit demfelben Vorbehalt wie zu B. 
E. Für Anlegung von Abtrittögru- 
Den bei den beiden Gafernen zu Fried⸗ 
erg v * * * . * * . “ * 
Der auf dieſe Anforderung von 
450 fl. von ber vorigen zweiten Kam- 
mer nicht genehmigte Betrag von I8fl., 
ift von Geiten der Staatöregierung 
zwar wiederholt zur Verwendung in 
1835 in Anſpruch genommen, jedoch 
fpäter noch erklärt worden, daß man 
fi vorbehalte, bei der demnächſtigen 
Rechenfchaftsablage, Nachweifung zu 


zu übertragen 29,126 — 20,078 — 


28 Beilage Nr. 190, 


gefordert — verwilligt. 
Uebertrag 29,126 fl. — 29,078 fl, 
ertheilen, in wiefern die nad Anficht 
der vor. zweiten Kammer zu'verwilli: 
genden 402 fl. ausreichend befunden 
worden find oder nicht. 





Summe 29,126 29,078 — 

Von ber zu II auf die verfchiedes 
nen Vorträge im Ganzen verwillig: 
ten Summe, gehen, in Rückſicht auf 
die Propofition unter A, betreffend 
„bie Dienftalterszulagen für 
die Unterofficiere ıc.” nach der 
Bemerkung Ihres erften Ausfchuffes 


wornach verbleiben . . . 28,736 — 

ierzu find, mit Rüdficht auf den 
Snpat des Vortrags ded Herrn Re: 
gierungscommiſſärs, Beil. Nro. 51. 
9. Potokoll d. J., zur Verwen⸗ 
ung in 1835, weiter ausdruͤclich in 
Anfpruch genommen worden, wegen 
unumgänglich nothwendiger Erwei⸗ 
terung und Verbeſſerung der Abtrittd, 
canäle in ber Snfanteriecaferne u | 
Darmftabt, und zwar gemäß mo 
träglich übergebenen — au 2600 
nad) Abzug eines von der Stadt 
Darmftadt vertragsmäßig zu leiftens 
ben Zufchuffes von . . oo. . 800 


welche 1800 fl. Ihr erfter Ausſchuß, Shrer 
verfaffungsmäßigen Zuftimmun empfehlen zu 
bürfen glaubt, da mit der beab ichtigten Ein- 
richtung den Anforderungen der Gelundheitd 
polizei entfprochen wird, 

Weiter find hierher noch zu rechnen bie, 
nach dem — der Mehrzahl Ihres erſten 
Ausſchuſſes, (Seite 19 dieſes Berichts) behuf 
der erſten Ausrüſtung und Caſernirung der 


zu übertragen 20,536 — 











zum 37. Protokoll. 29 


Uebertra 80,536 fl. — 
proponirten Kavallerievermehrung, zur Dis⸗ 
poſition der Regierung zu ftelenden . . .21,405 48 


wornach ald Verwilligung auf die verfchiebe: 
nen Propofitionen im Ganzen erfcheinen . 61,941 48 
Nimmt man bierzu die nad) der Reihe der 
Be 8 Sabre im © des Budgetd von 18°/,, 
3 Jahre im Ganzen — Summe 


nad) Seite 25 mit . . ._2,752,482 44°), 
fo ergeben fich für die 8 E) te de inan 

Deriebe überhaupt . . : 5 * .2604 424 32/. 
daher für ein Jahr. 7 ‚934.808 10°), 


Mit den Anträgen in dem gegenwärtigen Bericht, ind 
befondere auc mit dem Antrag ber Mehrzahl Ihres erſten 
Ausſchuſſes in — der proponirten Vermehrung der Ka⸗ 
vallerie hat ſich der erſte Ausſchuß der erſten Kammer ein⸗ 
verſtanden erklärt. 
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